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I.  Kapitel. 

Allgemeine  Entwickelung  der  rumänischen 

Volkswirtschaft. 

In  der  rumänischen  Geschichte  der  letzten  50  Jahre 
lassen  sich  zwei  grosse,  zeitlich  zwar  nicht  genau  ab- 
zugrenzende, aber  aufeinander  folgende  und  ineinander- 
greifende Strömungen  unterscheiden.  In  der  ersten  wird 
der  öffentliche  Geist  von  politisch-organisatorischen  Fra- 
gen in  Anspruch  genommen.  Nach  Erstarkung  des  Staats- 
wesens traten  volkswirtschaftliche  Fragen  in  den  Vorder- 
grund, und  zwar  der  gegebenen  Lage  gemäss  zieht  zuerst 
die  Handels-  oder  noch  genauer  die  Verkehrspolitik  die 
Aufmerksamkeit  auf  sich. l)  Das  gilt  sowohl  hinsichtlich 
der  die  Zirkulation  befördernden  Umlaufsmittel :  Geld  und 
Kredit,  als  auch  hinsichtlich  der  den  Verkehr  unmittelbar 
begünstigenden  Transport-  und  Kommunikationsmittel. 
Zu  allerletzt  hat  man  auch  an  die  Produktion  gedacht, 
aber  meines  Erachtens  zu  spät. 

Nun  wollen  wir  das  Gesagte  näher  untersuchen. 

Der  Aufgabe  und  dem  Räume  Rechnung  tragend, 
müssen  wir  uns  darauf  beschränken,  das  in  politischer 
Hinsicht  Erreichte  nur  kurz  zu  erwähnen  und  nur  inso- 
fern, als  es  der  weiteren  wirtschaftlichen  Entwicklung  als 
Grundlage  gedient  hat 


t)  Ströll,    Handelspolitik    der    Balkanetaaten,    Leipzig    1892 
8.  5  n.  folg. 
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Das  Vassalitätsband  lockerte  sich  beständig,  bis  die 
durch  den  Pariser  Frieden  gewährte  Autonomie  in  voll- 
ständige Unabhängigkeit  umgewandelt  wurde.  Dies  ward 
hauptsächlich  durch  den  für  Rumänien  folgenreichen  Krieg 
von  1877 — 78  erreicht  —  Was  nun  die  innere  Politik 
anbetrifft,  so  seien  erwähnt:  die  Einführung  einer  Ver- 
fassung, die  der  belgischen  nachgebildet  war.  Nach  ihr 
war  die  gesetzgebende  Macht  dem  Senat  und  der  De- 
putiertenkammer übertragen,  deren  Mitglieder  aus  Wah- 
len hervorgehen.  Die  Minister  werden  vom  Fürsten  er- 
nannt, und  sind  den  Kammern  verantwortlich.  Für  die 
Verwaltung  hatte  man  das  französische  zentralisierte 
System  mit  Präfekturen  und  Sous-Präfekturen  eingeführt 

In  wirtschaftlicher  Hinsicht  handelte  es  sich  um 
Folgendes:  für  das  rumänische  Getreide  war  der  innere 
Verbrauch  zu  gering,  die  Nachbarländer,  selbst  agrikol, 
brauchten  dasselbe  nicht,  oder  höchstens,  wenn  sie  von 
Missernten  heimgesucht  wurden.  Deshalb  konnten  nur 
die  entfernteren  englischen,  französischen  und  später 
deutschen  Märkte  in  Betracht  kommen.  Als  marktfernes 
Produktionsgebiet  musste  Rumänien  dahin  streben,  durch 
Verbesserung,  bezw.  Schaffung  der  Verkehrswege,  durch 
Herbeiführung  billiger  Transportgelegenheiten  in  grössere 
Nähe  des  Marktes  zu  rücken.  Die  Umlaufsfähigkeit  seines 
Getreides  musste  durch  die  Erschliessung  des  Landes 
vermittelst  Eisenbahnen  und  Kunststrassen  gesteigert 
werden. 

Noch  1867  besass  das  Land  ein  nur  1095  km  langes 
Strassennetz.  Im  Jahre  1902  besass  Rumänien  ein  plan- 
massig  angelegtes  Strassennetz  von  24823  km  Länge.1) 

Was  die  Eisenbahnen  anbetrifft,  so  hatte  man  erst 
1865  die  ersten  Verträge  behufs  Erbauung  der  moldau- 


1)  Anuarul  Statistik  S.  859  und  Ureche  loc.  cit  S.  27. 
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ischen  Serethbahn  und  einer  walachischen  Linie  Bukarest- 
Giurgewo  geschlossen. 1)  Von  diesen  kam  nur  die  zweite 
zustande  (1869/70). 

Der  handelspolitische  Plan  der  Eisenbahnanlage  ging 
von  folgenden  Gedanken  aus: 

1.  Insofern  es  sich  um  den  Sommerverkehr  nach  dem 
Meere  handelte,  musste  er  der  Donau  zugeführt  werden. 

2.  Für  den  Verkehr  im  Winter  war  die  Donau  von 
gar  keiner,  und  im  Sommer  nur  von  geringer  Bedeutung 
für  den  Verkehr  aufwärts.2)  Es  musste  also  noch  eine 
Hauptverkehrsader  geschaffen  werden  von  der  unga- 
rischen Grenze  durch  die  kleine  und  grosse  Walachei, 
über  Bukarest  nach  den  Häfen  von  Galatz  und  Braila,  und 
vou  hier  durch  die  Moldau  mit  einer  Zweigbahn  nach 
Jassy  bis  an  die  Lemberg-Czernowitzer-Bahn. 3) 

3.  Als  später  die  Dobrodja  Rumänien  einverleibt 
wurde  und  das  Land  in  Besitz  des  Schwarzen  Meer- 
Hafens  von  Constantza  kam,  lag  der  Gedanke  nahe,  eine 
direkte  Verbindung  mit  dem  Meere  zu  schaffen,  um  die 
Getreideausfuhr  auf  dem  viel  billigeren  Seewege  auch 
während  des  Winters  zu.  ermöglichen.  Die  Donau  war 
mit  dem  Meere  schon  seit  der  Türkenzeit  —  1861  — 4) 
durch  eine  Eisenbahnlinie  verbunden,  es  handelte  sich 
also  um  ihre  Ueberbrückung  bei  Cerna-Voda,  was  auch 
1895  geschah. 

Von  diesem  Grundplan  ausgehend  wurde  gebaut,  und 
zwar  trotz  der  finanziellen  Schwierigkeiten,  schnell  ge- 


1)  Jorga,  Geschichte  des  rum.  Volkes,  Gotha  1905  Bd.  II  826. 

2)  Infolge  der  kaum  Ende  1898  beseitigten  Schiffahrtsschwierig- 
keiten  am  Eisernen  Tore. 

9)  Dr.  Stroussberg  und  sein  Wirken  von  ihm  selbst  geschil- 
dert, Berlin  1876  S.  887  folg. 

4)  Anale  economice,  1862  Trim.  III  S.  75. 

!• 
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baut,  sodass  1873  schon  762  km  dem  Verkehr  über- 
geben werden  konnten.  Diese  Zahl  stieg  nach  2  Jahren 
auf  1233  km.1)  1903  besass  Rumänien  ein  Eisenbahn- 
netz von  3177  km  Länge  mit  4  Anschlüssen  an  die  öster- 
reichisch-ungarischen, 2  an  die  bulgarischen  und  1  an 
die  russischen  Bahnen.  Als  zur  Erleichterung  des  Ver- 
kehrs gehörig  muss  noch  erwähnt  werden  die  1869  er- 
folgte Einrichtung  einer  eigenen  Post  und  Telegraphier 
später  auch  (1894)  einer  Telephonverwaltung.  Bis  1.  April 
1869  verrichtete  die  rumänische  Post  nur  den  inneren 
Dienst,  die  ausländische  Post  befand  sich  in  den  Händen 
der  österreichischen  und  russischen  Konsulate.  Die 
Telegraphenlinie  hatte  1903  schon  6964  km  bei  einer 
Drahtlänge  von  18194  km  erreicht.2)  Die  Telephonlinie 
ist  von  486  km  im  Jahre  1895  auf  20060  km  mit  einer 
Drahtlänge  von  28837  km  im  Jahre  1903  gestiegen.3) 

Nachdem  wir  die  ersten  Ziele  der  rumänischen  Wirt- 
schaftspolitik, sowie  das  zur  Erreichung  dieser  Geleistete 
kurs  skizziert  haben,  wird  die  nächste  Frage  dem  tat- 
sächlich dadurch  Erreichten  gelten. 

Ist  Rumänien  in  den  Stand  gesetzt  worden,  die  Pro- 
dukte seines  Bodens  in  grösserem  Umfange  auszuführen  ? 
War  dadurch  die  Möglichkeit  gegeben,  seinen  Boden- 
reichtum besser  und  vollständiger  auszunutzen  ?  Sind  da- 
durch die  Kaufkraft,  die  Lebenshaltung  und  der  Konsum 
des  Landes  gestiegen? 

Die  Antwort  auf  diese  Fragen  geben  die  Produktions- 
und die  Handelsstatistik,  und  zwar  die  erstere  besser  als 
die  zweite. 


1)  P.  S.  Aurelian,  Terra  noetra,  Buk.  1876  S.  160—163. 

2)  Ebenda  S.  167. 

3)  Anuarul  statistic,  S.  327,  351,  352. 
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Die  Anbaufläche  des  Landes,  welche  1860 
2  494220  ha.  ausmachte,1)  war  bis  1871  um  kaum 
70280  ha.  (auf  2564500  ha.)  gestiegen,  aber  schon  1873, 
als  —  wie  schon  erwähnt  —  762  km  Eisenbahnen  dem 
Verkehr  übergeben  waren,  erreichte  dieselbe  3005  210  ha. 
1876  war  die  Anbaufläche  dem  erweiterten  Eisenbahnnetz 
entsprechend,  auf  3615  220  ha.  gestiegen.2)  Bis  1886 
existieren  weiter  keine  Daten,  da  man  in  Rumänien  zu 
dieser  Zeit  den  Luxus  einer  Agrarstatistik  entbehren  zu 
können  glaubte.3)  Als  diese  1886  wieder  ins  Leben 
gerufen  wurde,  fand  sie  Anbauflächen  von  4149570  ha. 
vor,  welche  seitdem  beständig  gewachsen  sind  und  1906 
4 171 578  ha.  betrugen.*) 

Die  Handelsstatistik  weist  ebenfalls  Steigerungen  auf, 
so  z.  B.  bezifferte  sich  die  rumänische  Einfuhr  1871  auf 
«2927228,  1873  war  sie  auf  97  867167  Lei  gestiegen, 
1876  auf  165933503.  Die  Ausfuhr  war  von  177682782 
im  Jahre  1871  auf  235256286  Lei  gestiegen  (1876).  1903 
hatte  die  erstere  271475  885  Lei,  die  letztere  354113  697 
erreicht  Man  kann  aus  diesen  Ziffern  auf  dieselbe  auf- 
steigende Tendenz  schliessen,  doch  ist  der  von  Ernte- 
ergebnissen abhängige  Umfang  der  Ein-  und  Ausfuhr 
bedeutenden  Schwankungen  unterworfen.5)  Aber  nicht 
die  Steigerung  der  Einfuhr  von  Industrieprodukten  an 
und  für  sich  ist  hier  das  Wichtige,  sondern  das   Ein- 


1)  Comercial  Exterioral  Romanfei  de  animale  si  cereale.   Buk. 

1905  Tabelle  20  S.  43. 

2)  Tabelle  20  S.  42. 

8)  Die  Zeitschrift  „Economia  nationala"   v.  7.  VIT.  1886  erhob 
in  einem  Leitartikel  ihre  Stimme  gegen  diesen  Zustand. 

4)  Handelsbericht  des  k.  Konsulats  zu  Bukarest  für  das  Jahr 

1906  S.  B0. 

6)  VergL  hierüber  aucb  Karl  Grünberg,   Die  bandelspol.  Bez. 
Ungarns  zu  den  Ländern  an  d.  unt  Donau  S.  46. 
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dringen  von  solchen  für  Kreise,  die  vordem  als  Konsu- 
menten gar  nicht  in  Betracht  kamen.  Nicht  mehr  Luxus- 
waren für  die  wohlhabenden  Klassen  bildeten  den  gröss- 
ten  Teil  der  rumänischen  Einfuhr,  sondern  bedeutende 
Mengen  von  Baumwollwaren,  von  Baumwollgarn  zum 
Weben,  von  Zephyrwolle  für  Stickereien  etc.  Nur  die 
Einfuhr  von  Baumwollware  allein  belief  sich  für  die  Jahre 
1871—75  auf  durchschnittlich  17,743  Mill.  Lei1)  von  einer 
durchschnittlichen  Gesamteinfuhr  von  102,75  Mill.  Lei* 
Das  meiste  waren  Verbrauchsartikel  für  die  nun  kauf- 
kräftiger gewordene  Bauernklasse.  So  entstand  der  ru- 
mänische Handel  in  seiner  heutigen  Gestaltung. 

Freilich  mussten  zuerst  die  Bedürfnisse  geweckt  wer- 
den; der  Kaufmann,  welcher  Ware  für  die  betreffenden 
Kreise  feilhielt,  war  im  Anfang  genötigt,  selbst  den  Kun- 
den aufzusuchen.  Das  geschah  durch  Hausierer,  zuerst 
Fremde,  später  Rumänen,  meistens  aus  Gegenden,  in 
welchen  die  Landwirtschaft  des  schlechten  Bodens  wegen 
zu  wenig  gewinnbringend  war.  Sie  haben  für  den  rumä- 
nischen Handel  bis  noch  vor  ungefähr  25  Jahren  eine 
grosse  Bedeutung  gehabt,  und  zwar  auch  dadurch,  dass 
sie  als  Käufer  für  Wolle,  Borsten,  Lammfelle  etc.  auf- 
traten. Aber  sie  konnten  nur  für  leicht  transportable 
Waren  in  Betracht  kommen.  Für  schwerer  transportable 
als  auch  für  den  Grosshandel  sind  nächst  den  Hausierern 
die  von  grösseren  wandernden  oder  halbansässigen  Händ- 
lern besuchten  Messen  und  Märkte  von  Bedeutung  ge- 
wesen. Als  später  die  Bedürfnisse  zahlreicher  und  regel- 
mässiger wurden,  fingen  die  wandernden  Kaufleute  an 
ansässig  zu  werden.  Die  Märkte  und  Messen  haben 
trotz  der  grossen  Verkehrserleichterungen  und  der  wirt- 


1)  Baicoianu,   Rumänische   Zollpolitik    S.  176  und   wie   oben 
S.  49  und  59. 
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schaftlichen  Entwicklung  eine  zwar  beständig  abneh- 
mende, aber  auch  heute  noch  nicht  zu  unterschätzende 
Bedeutung  beibehalten.  Also  die  erleichterte  Absatp- 
fahigkeit  des  rumänischen  Getreides  hat  einen  regen 
Handelsverkehr  verursacht,  welcher  das  Angesicht  des 
Landes  vollständig  umgebildet  hat  In  der  Moldau  ent- 
stehen durch  Niederlassung  der  messbesuchenden  frem- 
den Kaufleute  Marktflecken  (Jorga). 

In  den  älteren  Städten  wird  die  Zahl  der  Kaufleute 
immer  grösser.  Derjenige  Teil  des  Landes,  von  dem  in 
den  30er  Jahren  der  russische  Reisende  Demidoff  sagte, 
„man  reist  durch  Einöden,  wo  weder  Ernte  noch  Brach- 
feld zu  sehen  ist  Die  Donau  berührt  sozusagen  nur 
verlassene  Ebenen"1)  ist  jetzt:  un  des  facteurs  les  plus 
importants  de  la  vie  economique  de  la  Valachie,  un  des 
points  oü  Pactivite  humaine  est  le  plus  sensible,  est  le 
plus  föconde.  C'est  la  zone  oü  Pon  trouve  le  plus  de  villes 
et  l'aspect  moderne  que  prlsentent  des  cit6s  comme 
Braila  ou  Galatz  ou  meme  des  ports  moins  importants, 
coinme  Calafat,  Giurgiu,  Calarasz,  temoignent  des  trans- 
formations  accomplies  dans  l'espace  de  quelques 
annees."  *) 

Somit  hätten  wir  die  Erfolge  der  rumänischen  Ver- 
kehrspolitik gezeigt  — 

Das  Nächste  ist  nun,  die  Folgen  dieser  auch  für  die 
übrige  rumänische  Produktion,  für  das  Gewerbewesen, 
sowie  die  auf  die  Förderung  dieser  gerichtete  staatliche 
Tätigkeit  zu  untersuchen. 

Auf  den  rumänischen  Hausfleiss,  welcher  den  ge- 
samten Bedarf  der  ländlichen  Bevölkerung,  sowie  auf 
das  städtische,  oft  von  Fremden  ausgeübte  Handwerk, 


1)  Demidoff,  Reite  durch  Ungarn,  die  Walachei  und  die  Moldau 
(Anfang  de«  rorig.  Jahrhunderte)  Breslau  1854  S.  115. 

Ä)  Em.  de  Martonne,  La  Valachie  pag.  281  Paris  1902. 


—    8    — 

welches  einen  grossen  Teil  des  Bedarfs  der  wohlhaben- 
deren Klassen  befriedigte,  hatten  die  plötzlichen  Ver- 
kehrserleichterungen einen  nicht  nur  ihren  Fortschritt 
hindernden,  sondern  geradezu  vernichtenden  Einfluss, 
weil  —  und  das  ist  zugleich  die  Antwort  auf  die  zweite 
Frage  —  Rumänien  als  halbsouveräner  Staat  seine  in- 
ländische Produktion  nicht  durch  Schutzzölle  gegen  die 
fremde  Konkurrenz  schützen  konnte.  *)  Das  gilt  auch  für 
die  spätere  Zeit,  wo  das  Land  nach  verhältnismässiger  Er- 
starkung des  Staatswesens  handelspolitisch  auftrat  Denn 
wenn  man  auch  den  Österreich-rumänischen  Handels- 
vertrag von  1874  —  also  zu  einer  Zeit,  wo  Rumänien  noch 
nicht  unabhängig  war  —  als  einen  grossen  politischen 
Erfolg  betrachtete,  so  ist  die  Frage  mehr  als  berechtigt: 
was  uns  «dieser  politische  Erfolg  in  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung gekostet  hat.  Der  Vertrag  beruhte  auf  dem 
Grundsätze  der  wechselseitig  verbürgten  Handelsfreiheit, 
wodurch  zwei  Länder  in  freihändlerischen  Beziehungen 
einander  gegenüber  gestellt  wurden,  welche  wirtschaftlich 
keineswegs  gleich  waren,  noch  mehr,  von  denen  eins, 
nämlich  das  wirtschaftlich  viel  höher  stehende,  auch  als 
Absatzmarkt  für  die  Bodenprodukte  des  anderen  wenig 
in  Betracht  kommen  konnte.  Mit  den  Folgen  dieses 
Handelsvertrages  werden  wir  uns  später  noch  näher  be- 
schäftigen, hier  sei  bloss  seine  Bedeutung  als  einer  sehr 
teuer  bezahlten  Lehre  erwähnt,  welche  aber  für  die  spä- 
tere rumänische  Wirtschaftspolitik  tonangebend  wurde. 
Nachdem  wir  nun  diese  wirtschaftliche  Entwicklung 
festgestellt  haben,  wird  es  von  Interesse  sein,  zu  zeigen, 
wie  sie  sich  vollzogen  hat,  wie  überhaupt  diese  Ent- 
wicklung näher  zu  charakterisieren  wäre.  Gleich  nach 
Erlangung  der  Autonomie  und  einer  relativen  Handels- 


1)  Vergleiche  auch  Schönberg,  Handbuch,  Bd.  II  S.  666, 
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und  Verkehrsfreiheit  war  eine  immer  grössere  Nachfrage 
nach  rumänischen  Bodenprodukten  entstanden.  Dieser 
gesteigerten  Nachfrage  waren  die  Grossgrundbesitzer  in 
Rumänien  nachgekommen: 

1.  Durch  Verringerung  der  den  Bauern  zu  über- 
lassenden Anbauflächen  (Ländereien). 

Z  Durch  Verringerung  ihrer  Weiderechte. 

3.  Durch  Inanspruchnahme  grösserer  Anbauflächen 
(Verödung  von  Waldungen  oder  Urbarmachung  neueren 
Bodens). 

4.  Inanspruchnahme  eines  grösseren  Arbeitsquan- 
tums von  den  robotpflichtigen  Bauern.  Zu  der  Erzeugung 
landwirtschaftlicher  Produkte  bedurften  sie  beinahe  keines 
Kapitals,  weder  zur  Beschaffung  des  lebenden,  noch  des 
toten  Inventars,  noch  zur  Zahlung  von  Löhnen,  weil  die 
Bauern  die  ganze  Bearbeitung  des  Bodens  und  die  nötigen 
Fuhren  für  die  Ueberlassung  der  Anbaufläche  mit  ihren 
Ackergeräten  und  Wagen  und  mit  ihrem  Vieh  zu  leisten 
hatten.  Persönliche  Dienste  und  anderes  leisteten  die 
Zigeuner,  die  bis  in  die  50er  Jahre  Sklaven  waren. 

Ebensowenig  bedurften  sie  Kapital  zur  Anschaffung 
von  Saatgut  oder  zur  Vornahme  von  bodenverbessernden 
Arbeiten. 

Die  Lage  hatte  sich  geändert,  und  wenn  wir  uns  das 
Geschehene  kurz  vergegenwärtigen  wollen,  so  hatte  sie 
folgende  Veränderungen  erfahren: 

1.  Die  Vorrechte  waren  abgeschafft, 

2.  die  Zigeuner  befreit, 

3.  durch  das  Gesetz  vom  12./24.  August  1864  die 
Bauern  aus  der  rechtlichen  und  wirtschaftlichen 
Gebundenheit  der  Gutsherrlichkeitsverfassung 
ebenfalls  befreit 

Alles,  was  bis  jetzt  durch  Arbeit  der  Sklaven,  durch 
diejenige  der  frohns-  und  abgabepflichtigen  Bauern  mit 
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ihrem  Vieh,  ihren  Geräten  und  Wagen  geleistet  worden 
war,  musste  nun  von  den  Grossgrundbesitzern  selbst  ge- 
leistet oder  durch  Kauf  beschafft  werden.  Die  Bearbei- 
tung des  Bodens  musste  von  Landarbeitern  oder  von 
Bauern  verrichtet  werden,  deren  Stück  Land  nicht  ihre 
ganze  Arbeit  in  Anspruch  nahm.  Ausserdem  war  mit 
der  Beseitigung  der  Vorrechte  auch  die  frühere  Steuer- 
befreiung verschwunden.  Der  Bojar  hatte  nun  wie  jeder 
andere  Steuern  zu  zahlen.  Alles  dies  musste  mit  Geld 
geschehen.  Auf  der  Seite  der  Bauern  lässt  sich  die 
Umwälzung  ebenfalls  beobachten: 

1.  Das  erworbene  Stück  Land,  sowie  die  Entschädi- 
gung für  die  früheren  Verpflichtungen  gegen  die  Bojaren 
mussten  durch  Annuitäten  bezahlt  werden. 

2.  Das  wachsende  Geldbedürfnis  des  sich  entwickeln- 
den Staatswesens  stellte  an  ihn  als  Steuerzahler  grössere 
Anforderungen,  denen  er  selbst  Genüge  leisten  musste. 
In  früheren  Zeiten  hatte  er  ebenfalls  Steuern  bezahlt, 
aber  einige  in  natura,  andere  wurden  vom  Bojar  gegen 
Verpflichtung  zu  bestimmten  ländlichen  Arbeiten  für  ihn 
bezahlt  Er  leistete  die  Zahlung  also  meistenteils  — 
direkt  oder  indirekt  —  in  natura. 

3.  Mit  der  Entwicklung  der  Landwirtschaft  hatte  die 
Tierhaltung  bedeutend  abgenommen.  Besonders  galt  dies 
von  Schafen,  deren  Ernährung  das  Vorhandensein  grosser 
Brachfluren  voraussetzt.  Aber  gerade  das  Schaf  war 
für  die  Bekleidung  des  Bauern  von  grösster  Bedeutung. x) 

Hier  war  also  wiederum  Geld  nötig. 
Man  wird  vielleicht  sagen,  dass  Geld  in  Rumänien, 
sowie  das  Bedürfnis  nach  ihm  auch  früher  vorhanden  war. 


1)  Pelzmützen,  Pelzkosaken,  Hosen  und  Röcke  aus  Schafwolle 
gewebt,  bildeten,  und  bilden  zum  Teil  noch  heute  neben  Hemden 
aus  Flachs  oder  Leinengarn,  die  Tracht  der  rumänischen  Bauern. 
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Gewiss,  aber  nicht  das  Vorhandensein  allein  ist  hier  das 
Wichtigste,  sondern  seine  Verwendung.  Das  Geld  wurde 
in  den  früheren  Zeiten  von  den  besitzenden  Klassen  zum 
Ankauf  nur  von  Luxusartikeln  verwendet,  welche  durch 
die  alte  Frojmwirtschaft  nicht  zu  beschaffen  waren.  Der 
Bauer,  wenn  er  einiges  besass,  zahlte  damit  Steuern> 
vergrub  es  —  wie  Neigebaur  erzählt1)  —  oder  seine 
Frau  oder  Tochter  trug  es  als  Schmuck,  solange  die 
Notwendigkeit,  damit  Steuern  zu  zahlen,  es  erlaubte» 
was  ebensogut  als  Luxus  oder  als  Wertaufbewahrung  an- 
gesehen werden  kann.  Aber  damit  kaufen,  also  es  als 
Tauschmittel  verwenden,  das  tat  er  nicht,  oder  höchst 
selten.     Und  das  ist  hier  das  Wichtige. 

Jetzt  konnten  nicht  mehr  alle,  nicht  einmal,  die  meisten 
Bedurfnisse  des  Grundbesitzers,  wie  des  Bauern  durch 
die  Eigenproduktion  gedeckt  werden,  vielmehr  musste  zu 
ihrer  Befriedigung  der  Ankauf  der  betreffenden  gewerb- 
liehen  Produkte  zu  Hilfe  genommen  werden.  Die  Mög- 
lichkeit dieses  Ankaufs  ist  aber  durch  eine  über  den 
eigenen  Bedarf  hinausreichende  Produktion  gegeben.  An 
die  Stelle  und  neben  die  Eigenproduktion  trat  nun  eine 
solche  für  den  Markt  arbeitende. 

Die  nun  von  uns  geschilderte  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung Rumäniens  bedeutet  also  nichts  anderes  als  den 
Uebergang  von  Naturalwirtschaft  zur  Geldwirtschaft.  So- 
mit ist  aber  die  Natur  dieser  Entwickluhg  noch  nicht 
erschöpft,  dazu  njuss  sie  auch  vom  Standpunkte  des 
Güterverkehrs  aus  betrachtet  werden. 

Wir  haben  gesehen,  dass  Rumänien  sowohl  für  den 
Absatz  seiner  Bodenprodukte,  als  auch  für  die  Beschaf- 
fung der  nun  nötig  gewordenen  Industrieprodukte  auf 
das  Ausland  angewiesen  war. 

1)  Neigebaur,  Prenmischer  Generalkonsul,    Beschreibung   der 
Holdsu  und  Walachei,  Leipzig  1848. 
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Also  aus  der  geschlossenen  Hauswirtschaft,  ohne, 
oder  beinahe  ohne  Güterverkehr  ist  keine,  oder  in  sehr 
geringem  Masse  eine  Stadtwirtschaft,  eine  Wirtschaft  des 
direkten  Austausches,  geworden.  Der  lokale  Güterver- 
kehr —  ich  meine  den  Verkehr  mit  i  n  den  .betreffenden 
Städten  produzierten  Gütern  —  ist  dem  Fernverkehr 
gegenüber  verschwindend  klein. 

Also  die  rumänische  Hauswirtschaft  ging  nicht  in 
eine  Stadtwirtschaft  über,  sondern  —  und  das  ist  es 
gerade,  was  ihre  Eigenart  bildet  —  ihr  Güterverkehr 
wurde  zum  grössten  Teil  international,  bevor  er  national 
war. 

Dazu  hatte  neben  dem  Erwähnten  auch  der  Umstand 
beigetragen,  dass  sowohl  die  wirtschaftliche,  als  auch 
die  kulturelle  Entwicklung  Rumäniens  nicht  wie  diejenige 
•der  westeuropäischen  Staaten  allmählig  und  in  Anlehnung 
an  die  Reste  der  alten  Kultur  sich  vollzogen  hat,  sondern 
Rumänien  wurde  bei  dem  Ausgang  aus  seinem  bis  in  das 
XIX.  Jahrhundert  hineindauerndem  Mittelalter  einerseits 
einer  vollständigen  europäischen  Kultur,  und  anderer- 
seits einer  weitfortgeschrittenen  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung gegenüber  gestellt 

Soweit  die  Ursachen  dieser  sprungweisen  Entwick- 
lung. Die  Folgen  werden  noch  lange  zu  spüren  sein, 
und  wir  werden  in  dieser  Arbeit  öfters  Veranlassung 
haben,  uns  mit  ihnen  zu  beschäftigen. 


—     13    — 


II.   Kapitel. 

Das  romanische  Geld-  und  Kreditwesen  bis 
zur  Begründung  der  Nationalbank. 

§  1.    Das  Münzwesen. 

■ 

In  dem  rumänischen  Münzwesen  der  letzten  Zeit 
lassen  sich  vier  Perioden  feststellen,  von  denen  hier  vor- 
läufig nur  drei  berücksichtigt  werden  können. 

Die  erste  Periode,  diejenige  der  System losigk ei t, 
herrscht  bis  zum  Jahre  1867.  Ihr  Anfang  lässt  sich  schwer 
angeben;  nur  soviel  steht  fest,  dass  seit  dem  Ende  der 
Brancovanus-Regierung x)  bis  zum  obengenannten  Datum 
keine  nationale  Münze  geprägt  worden  ist  Den  Umlauf 
bildeten  ein  Chaos  von  türkischen,  holländischen,  öster- 
reichischen, russischen,  später  auch  französischen  Gold- 
und  Silbermünzen.2)  Alle  diese  Geldsorten  waren  nach 
einer  Einheit  „der  Leu"  in  40  „Para"  eingeteilt,  berech- 
net, welche  aber  schon  lange  nicht  mehr  existierte.  In- 
dessen war  diese  Berechnung  nicht  überall  und  selbst- 
verständlich nicht  immer  dieselbe.  Zunächst  unterschied 
man  zwischen  Fiskus  und  Verkehrskurs :  „Le  Phanariote, 
par  un  decret,  diminue  la  valeur  repräsentative  de  ces 
dernieres  (monnaies  etrangeres)  au  moment  ou  il  va  perce- 
voir  les  impots  et  la  rltablit  par  un  autre  dlcret  ä  l'epoque 
de  ses  paiments."3) 

Ausserdem  wurden  später  seitens  des  Fiskus  nicht 
alle  Münzen  in  Zahlung  genommen.  „Nur  mit  öster- 
reichischen Dukaten  und  Zwanzigkreuzern  durfte  der  Ab- 


1)  1714. 

2)  Neigebaar  S.  172  folg. 

3)  P.  Zallony,  Eesai  aar  les  Phanariote«,  1824. 
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gabepflichtige  vor  dem  Beamten  erscheinen,  der  illegales 
Geld  ohne  bedeutenden   Abzug   nicht  annahm."1) 
j  Es  muss  bemerkt  werden,  dass  Moldau  und  Wala- 

chei vor  den  anderen  türkischen  Provinzen  den  Vorzug 
hatten,  dass  hier  der  türkische  Münztarif,  wenigstens 
für  die  spätere  Zeit,  nicht  galt 2)  Für  die  früheren  Zeiten 
beschränkte  sich  derselbe  nur  auf  die  türkischen  Münzen, 
was  zur  Folge  hatte,  dass  die  Fürsten  ihnen  die  fremden, 
deren  Wert  sie  nach  Belieben  verändern  konnten,  vor- 
zogen. Ausserdem  waren  einige  Münzen  an  bestimm- 
ten Orten,  z.  B.  in  den  Häfen,  sehr  gesucht,8)  andere 
wiederum,  wie  die  Dukaten  und  die  österreichischen 
Zwanziger,  waren  in  manchen  Gegenden  als  Schmuck- 
sache sehr  beliebt  und  standen  deswegen  dort  höher  im 
Kurse  als  anderswo. 

Von  einer  Währung  kann  während  dieser  Periode 
natürlich  nicht  die  Rede  sein,  da  jedem  frei  stand,  die 
eine  oder  die  andere  Münzsorte  anzunehmen  oder  nicht, 
aber  „da,  wo  Staaten  mit  geordnetem  Münzwesen  mit 
weniger  kultivierten  Völkern  in  Berührung  kommen,  zir- 
kulieren nicht  selten  die  Münzen  der  ersteren  in  den 
Gebieten  der  letzteren".4) 

Mit  Bezug  hierauf  können  wir  die  Zeit  seit  der  Er- 
langung der  Autonomie  bis  zur  Einführung  des  Münz- 
systems in  zwei  Abschnitte  einteilen.  Solange  der  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  noch  immer  Verkehrsschwierig- 
keiten im  Wege  standen,  hatte  sich  die  Münze  desjenigen 
Landes  eingebürgert,  zu  welchem  Rumänien  die  meisten 
Beziehungen  unterhalten  konnte,  nämlich  die  österreichi- 


1)  Neigebaur,  S.  178. 

2)  Neigebaur,  S.  288. 

8)  Th.  Nica,  Eine  Reihe  von  Aufsätzen  in  der  Zeitschrift  „Con- 
Torbiri  Literare M  aus  dem  Jahre  1886. 

4)  Nasse  in  Schönbergs  Handbuch  Bd.  I  S.  882. 


—  lö- 
schen Gold-Dukaten.  Diese  waren  lange  Zeit  die  in 
Rumänien  am  meisten  gebrauchte  Geldsorte. x)  Die  Er- 
öffnung der  Donau-  und  der  Schwarzen  Meer-Schiffahrt 
durch  den  Pariser  Frieden  ermöglichte  grössere  Handels- 
beziehungen zu  Frankreich  und  somit  die  Einführung  des 
Napoleon  d'or.  *)  Letzterer  spielte  lange  Zeit  die  Haupt- 
rolle in  der  Zirkulation  Rumäniens  und  war  für  das  ein- 
zuführende Münzsystem  massgebend.  Neben  diesen  Mün- 
zen, welche  der  Reihe  nach,  sozusagen  an  Währungsstatt 
zirkulierten,  hatten  sich  im  Lande  eine  bedeutende  Menge 
fremder  Billon-  und  Kupfermünzen  angesammelt,  deren 
Metallwert  nicht  annähernd  dem  Nennwert  entsprach. 
Besonders  waren  es  österreichische  in  ihrer  Heimat  dem 
Verkehr  bereits  entzogene  Münzen,  welche  von  Speku- 
lanten nach  dem  Metallwert  gekauft,  durchgeschmuggelt 
und  in  Rumänien  zum  Nennwert  in  Umlauf  gesetzt  wur- 
den«3) Ja  sogar  die  Dukaten  befanden  sich  in  keinem 
besonders  guten  Zustande;  sie  waren  vielfach  abgenutzt, 
häufig,  da  sie  als  Schmuck  dienten,  durchlöchert,  manche 
sogar  durch  Scheidewasser  gezogen,  weswegen  man  bei 
der  Umwechslung  im  Auslande  bedeutende  Verluste  zu 
tragen  hatte.4) 

Was  für  Folgen  dieses  bunte  Gemisch  von  Münzen 
für  die  in  der  Entwicklung  begriffene  rumänische  Volks- 
wirtschaft hatte,  braucht  man  kaum  noch  zu  erwähnen. 
Selbstverständlich  aber  machte  es  Personen  unentbehr- 
lich, welche  berufsmässig  hauptsächlich  durch  den  Um- 
tausch den  Münzverkehr  erleichtern  sollten.    Die  waren 


1)  H.  Xenopol,  Aufsatz   in   der   Zeitung  „Romanul"   vom  29. 
XI.  84,  und  Dion  Martian,  Anale  economice,  Jahrgang  1860. 

2)  Tb.  Nie*,  Conrorbiri  literare  Jahrg.  1886. 
8)  Die  Zeitung  Romanul  v.  13.  Jan.  1867. 

4)  D.  Sturdza,  Das  Münzgesetz.    (Legea  monetaria  la  Senat. 
Bukarest,  1890.) 


—    16    — 

—  den  damaligen  Hand  eis  zuständen  entsprechend  —  in 
den  grösseren  Städten  und  Häfen  ansässig,  oder  sie  be- 
suchten die  Messen  und  Märkte.  Die  ersteren  waren 
Armenier,  Griechen  und  Juden,  die  letzteren  nur  Juden. 
Als  später  durch  das  Aufkommen  geregelter  Münzver- 
hältnisse der  Geldwechsel  nicht  mehr  ernähren  konnte, 
wurden  die  ansässigen  Wechsler  kleine  Bankiers,  mit- 
unter auch  Wucherer.  Den  Namen  haben  sie  aber  bei- 
behalten; ihre  Geschäfte  heissen  heute  noch  „Cassa  de 
schimb"  (Wechselkasse).  Die  wandernden  Wechsler  (die 
Zarafi)  fuhren  fort  die  Messen  und  Märkte  zu  besuchen, 
und  zwar  jetzt  als  Händler,  welche  diejenigen  österreichi- 
schen und  türkischen  Münzen  feilboten,  die  zwar  aus  dem 
Umlauf  gezogen,  aber  für  die  Bauernbevölkerung  als 
Schmuck  noch  heutigen  Tages  eine  gewisse  Bedeutung 
beibehalten  haben.  —  Kehren  wir  nun  wieder  zu  dem 
Münzwesen  zurück.  —  Als  durch  die  Entwicklung  des 
Handels  die  Transaktionen  immer  grösser  wurden,  fiel 
neben  den  schon  genannten  Uebelständen  einerseits  der 
zu  geringe  Wert  der  Rechnungseinheit  auf  (der  alte  Leu) 
im  Verhältnis  zu  der  Bedeutung  der  Transaktionen,  an- 
dererseits die  unpraktische  Teilung  der  Einheit  in  40  Pa- 
ras,  welcher  Bruchteil  ebenso  wie  die  Einheit,  lange  nicht 
mehr  existierte.  Die  Einführung  eines  neuen,  den  Be- 
dürfnissen des  Landes  sich  besser  anpassenden  Münz- 
systems wurde  eine  gebietende  Notwendigkeit,  der  1867 
Genüge  geleistet  wurde.  Bei  dieser  Münzeinführung  kam 
folgendes  in  Betracht: 

1.  der  Napoleon  d'or  befand  sich,  wie  schon  oben 
gesagt,  seit  etwa  10  Jahren  im  Umlauf; 

2.  Der  kleinste  Bruchteil  des  Franc,  die  Centime, 
war  beinahe  gleichwertig  mit  demjenigen  des  Leu,  mit 
der  Para;  das  Verhältnis  war  100:108.  Man  brauchte 
also  nur  das  Mittelglied,  den  Franc,  einzuführen. 
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3.  Das  lateinische  Münzsystem  war  damals  das  ver- 
breiterte. 

Die  Regierung  hegte  die  Hoffnung,  dass  dadurch 
die  rumänischen  Münzen  in  den  Ländern  der  lateinischen 
Union  zur  Zahlung  angenommen  würden,1)  und  diese 
Hoffnung  war  umsomehr  berechtigt,  als  die  Einführung 
„dem  Fürsten  von  den  massgebenden  Pariser  Kreisen 
aufs  wärmste  empfohlen  wurde".2) 

So  kommen  wir  zu  der  zweiten  Periode  des  rumä- 
nischen Münzwesens,  welche  die  Zeit  von  1867 — 1879  um- 
fasst.  Sie  wird  durch  die  Einführung  eines  Münzsystems 
gekennzeichnet,  welches  demjenigen  des  lateinischen 
Münzbundes  ähnlich  war,  allerdings  mit  einer  bedeuten- 
den Aenderung,  welche  die  zweite  Periode  von  der  dritten 
unterscheidet  Die  Grundgedanken  des  lateinischen 
Münzbundes  haben  die  Münzpolitik  Rumäniens  bis  1889 
beeinflusst,  \venn  auch  Rumänien  dem  Bunde  nicht  bei- 
getreten war.  Zuerst  kommt  in  Betracht  der  schon  an- 
gedeutete Gesetzentwurf  Mavrogheny's,  welcher  schon 
Anfang  Januar  der  Kammer  vorgelegt  werden  sollte. 
Kurze  Zeit  darauf  trat  aber  Mavrogheny  zurück,  und  das 
Projekt  gelangte  infolgedessen  nicht  zur  Verwirklichung. 
Das  neue,  liberale  Ministerium  war  aber  ebenfalls  der 
Meinung,  dass  „bei  dem  Mangel  eines  geordneten  Münz- 
systems der  Tausch  und  die  Zirkulation  unserer  Güter 
nur  mit  den  grössten  Schwierigkeiten  vor  sich  ging,  und 
dadurch  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  Schranken  ge- 
setzt wurden".3)    Dies  hatte  zur  Folge,  dass  schon  am 


1)  Hierüber,    Die   Entwürfe   zu    dem  Münzgesetzentwurf  de» 
Finanzniinisters  Mavrogheny  (Janaar  1867). 

2)  «Ans  dem  Leben  König  Karls  v.  Rumänien",  Stuttgart  1894 
Bd.  I  S.  190. 

3)  Beriebt   der   Delegierten-Kommission    an    die   Kammer,    S. 

Monitorul  Oficial  Nr.  74  v.  1.  IV.  67. 

2 
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11.  April  1867  das  erste  rumänische  Münzgesetz  veröffent- 
licht werden  konnte.  Das  der  Kammer  vorgeschlagene 
Münzsystem  war  dasjenige  der  lateinischen  Doppelwäh- 
rung. Die  Delegiertenkommission  erkannte  zwar  die 
Schwierigkeiten  an,  welche  die  Doppelwährung  durch  die 
Unmöglichkeit,  ein  festes  Verhältnis  zwischen  den  beiden 
Metallen  zu  bestimmen,  mit  sich  brachte,  man  blieb  aber 
trotzdem  bei  der  Einführung  des  Regierungsprojektes, 
und  zwar  unter  vielen  anderen  Gründen  „in  Anbetracht 
dessen,  dass  die  Einheit  des  Münzsystems  das  Ziel  aller 
zivilisierten  Staaten  sei". 

Wenn  auch  der  momentane  Erfolg  des  Münzbundes 
den  Wunsch  hervorgerufen  hatte,  ihm  grössere  Ausdeh- 
nung zu  verschaffen,  war  man  infolge  des  Preisfalles  des 
Silbers  bald  zu  anderen  Ansichten  gekommen.  Auf  der 
zwei  Monate  später  nach  der  Einführung  des  rumä- 
nischen Münzgesetzes  in  Paris  tagenden  '„Conference 
monetaire  internationale"  war  man  beinahe  einstimmig 
der  Meinung,  dass  eine  allgemeine  Münzeinheit  nur  auf 
der  Basis  der  Goldwährung  erreichbar  wäre.  *)  Zu  dem- 
selben Resultat  war  auch  die  Enquete  von  1869  gelangt 
Das  Projekt  erlitt  in  der  Kammer  eine  grundsätzliche 
Aenderung.  Die  Technik  des  Systems  wurde  zwar  an- 
genommen, die  Basis  war  jedoch  eine  ganz  andere :  d  i  e 
5  Franc-Stücke  als  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel in  unbeschränkter  Menge  waren  bei 
Seite  gelassen.  Nach  der  neuen  Gestaltung  des  Pro- 
jektes sollte  die  rumänische  Zirkulation  aus  folgenden 
Münzen  bestehen  (Art.  3  des  Ges.): 


1)  Aug.  Arnaunä,  La  monnaie,  le  credit  et  le  change  2.  AuiL 
Paris  1902  S.  191—194  und  Nasse  in  Schönberg's  Handbuch  Bd.  I 
S.  372. 
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Gold  Silber  Kupfer 

20  Leistücke        2  Leistücke        10  Banistücke 
10  1  5 

5        „  50  Banistücke        2        „ 

1   Banstücke 
Alle   diese  Münzen   waren   hinsichtlich   ihres   Fein- 
gehaltes   und   Gewichts,   ihrer   Dimensionen   und   ihrer 
Toleranz  genau  wie  die  entsprechenden  französischen  zu 
prägen  (Art.  13). 

Da  nun  die  Mittel  fehlten,  die  Münzreform  auf  ein- 
mal durchführen  zu  können,  hatte  das  Gesetz  (Art  IQ) 
zuerst  die  Prägung  von  Kupferbillon  vorgeschrieben,  was 
auch  in  demselben  Jahre  geschah.  Es  wurden  in  Bir- 
mingham für  die  rumänische  Regierung  geprägt: 

25  Millionen  10  Banistücke, 
25  5 

10        „  2 

5  1 

im  Werte  von  zusammen  4  Millionen  Lei. *) 

1870  wurden  5000  20  Lei-Stücke  und  400000  1  Leu-  j 

Stücke,  1672  Hess  die  Regierung  in  Brüssel  für  25000000 
Lei-Scheidemünzen  von  2  und  1  Lei  und  50  Bani  prägen.  » 

Ich  erzähle  diese  Einzelheiten,  um  einen  grossen  Fehler, 
der  dabei  gemacht  wurde,   nicht  unerwähnt  zu  lassen.  ! 

Da  bis  1876  die  rumänische  Ausfuhr  die  Einfuhr  bei  weitem 

■ 

übertraf,  befand  sich  eine  erhebliche  Menge  französischer, 
russischer  und  türkischer  Goldmünzen  im  Umlauf,  gegen 
welche  das  neue  Silbergeld  umgetauscht  wurde.  An- 
statt nun  damit  Devisen  anzukaufen,  fand  die  Regierung  i 
es  besser,  dem  Wortlaute  des  Münzgesetzes  folgend,2) 
über  15  Millionen  Frcs.  in  Gold,  der  belgischen  Münze  als 


1)  Monitoral  Oficial  vom  4.  April  1867    An.  Statistik  S.  486/7. 

2)  S.  Vorderseite.  | 


2*  ; 
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Zahlung  zu  senden.1)  Was  das  für  die  schon  sowieso 
gebrechliche  rumänische  Zirkulation  bedeutete,  braucht 
nicht  erst  noch  gesagt  zu  werden.  Das  neugeprägte  Oeld 
belief  sich  auf  ungefähr  6  Lei  pro  Kopf,  ein  Betrag,  der 
bei  dem  langsamen  Umlauf  gewiss  zu  gering  war.  Das 
umsomehr,  da  der  Wechsel  aus  anderwärts  zu  erörtern- 
den Gründen,  als  Zahlungsmittel  für  den  inneren  Ver- 
kehr gar  nicht  in  Betracht  kam. 

So  kommen  wir  bis  zum  russisch-türkischen  Kriege 
vom  Jahre  1877/78.  Die  ungewöhnliche  Lage  hatte  es  der 
damaligen  Regierung  zur  Unmöglichkeit  gemacht,  den 
Verpflichtungen  ihren  Gläubigern  gegenüber  nachzukom- 
men, und  sie  erhielt  von  den  Kammern  das  Recht,  eine 
Summe  von  26260000  Lei  Hypothekarscheine  auszugeben, 
welche  durch  Staatsgüter  von  doppeltem  Werte  garantiert 
werden  sollten.2) 

Eine  andere  Massnahme,  die  ebenso  der  Krieg  nach 
sich  zog  und  welche,  wie  die  vorhergehende,  nicht  ohne 
Folgen  für  das  rumänische  Münzwesen  geblieben  ist,  war 
die  Annahme  des  russischen  Rubels  zum  Kurse  von  4  Lei 
als  gesetzliches  Zahlungsmittel.3)  Einer  fremden  Münze 
einen  grösseren  Nennwert  zu  gewähren,  war  entschieden 
ein  Fehler,  dessen  Folgen  dem  Lande  bereits  nach  kurzer 
Zeit  fühlbar  wurden.  Man  hatte  die  Regierung  noch 
Ende  April  1877  von  der  Gefahr  einer  Ueberschemmung 
mit  minderwertigen  russischen  Rubeln  gewarnt,  und  der 
Warnende4)  hatte  auch  Recht  behalten.    Der  Metallwert 


1)  Siehe  darüber  L'lconomiste  roumain  v.  2.  IX.  84.  Les  cause« 
de  la  rareto  de  l'dr. 

2)  Siehe  Art.  1 — 4  des  Gesetzes  „für  die  Tilgung  der  schwe- 
benden Schuld  und  die  Deckung  der  Deficite  vergangener  Jahre*. 
Beschluss  No.  781  v.  ]5.  IV.  78  im  M.O.  v.  7./ 19.  V.  78. 

3)  Gesetz  vom  4.  Mai  1877. 

4)  Die  Zeitschrift  „Curierul  fiuanciar". 
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eines  Rubels  betrug  3,50  Lei,  es  bestand  also  eine  Diffe- 
renz von  über  14  °/o.  Auf  diesem  fruchtbaren  Boden 
begann  nun  die  Spekulation  ihre  Arbeit.1)  Die  Rubel- 
nachfrage war  so  gross,  dass  die  Ausgabe  dieser  Münze 
während  dieser  Jahre  verhältnismässig  sehr  hohe  Ziffern 
zeigte  (7884005  bezw.  8190100  R.).  Es  wird  vermutet, 
dass  diese  Sorte  speziell  für  Rumänien  geprägt  worden 
ist,  weil  sie  dort  viel  höher  bewertet  war.2)  Der  Ver- 
kehr im  Lande  war  infolge  der  Verhältnisse  nach  dem 
Kriege  sehr  gross  gewesen.3)  Die  Kaufleute  hatten 
Waren  angehäuft,  diese  gegen  Rubel  verkauft  und  mussten 
sie  nun  mit  Gold  bezahlen.  Gleich  nach  dem  Kriege  war 
aber  das  Gold  beinahe  vollständig  verschwunden,  und  da- 
durch ein  Agio  von  6V2 — 80/0  hervorgerufen.4) 

Die  Regierung  setzte  den  Rubelwert  auf  3,70  Lei 
herab.  Das  Land  erlitt  bedeutende  Verluste,  ohne  aber 
dadurch  die  Rubel  zu  verdrängen,  vielmehr  sammelten 
sich  diese  in  den  Staatskassen  an.  Durch  die  plötzliche 
Verringerung  der  Umlaufsmittel  wurde  der  Verkehr  un- 
gemein erschwert,  um  so  mehr,  da  das  bare  Geld  unser 
einziges  Umlaufsmittel  war.  So  sah  sich  die  Regierung 
zum  Gesetze  vom  10.  April  1879  veranlasst,5)  nach  wel- 
chem die  russischen  Rubel  in  nationale  5  Lei-Stücke  um- 
gewandelt werden  sollten,  was  auch  in  den  Jahren  1882 
bis  1885  geschah.    Es  wurden  zusammen  für  47700000 


1)  Alex.  Xenopol,  in  der  Zeitung  „Romänul"  vom  29.  XI.  84. 

2)  O.  Haupt  „Münzstatutik"  S.  127  (zitiert  bei  T.  Nica  a.  a.  O- 
Kap.  4.) 

3)  Oeaterr.  Konsulateberichte  Bd.  XXI  S.  73. 

4)  Curierul  Financiar  v.  19.  I.,  1.  III.  u.  1.  IV.  1879  und  L'£co- 
aomiate  Ronmain  t.  14.  IX.  84. 

6)  D.  Sturdza  Legea  monetara  la  Senat.  Buk.  1890  S.  56 
and  MonHoral  Oficial  v.  18.,  19.  u.  21.  Februar  1879.  Die  Kammer- 
debatten  Aber  die  Demonetbiernng  der  Rubel. 
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5  Lei-Silberstücke  geprägt. x)  Diese  waren  im  Gegensatze 
zu  den  2,  1  und  0,50  Lei-Stücken,  in  unbeschränkter 
Menge  gesetzliches   Zahlungsmittel. 

Hiermit  gelangen  wir  zur  dritten  Periode  des  rumä- 
nischen Münzwesens,  welche  von  1879  bis  1889  dauert. 
Sie  charakterisiert  sich  durch  die  Einführung  der  Doppel- 
währung und  durch  Valutaschwankungen,  die  zu  ge- 
wissen Zeiten  die  Höhe  von  beinahe  25 o/o  erreichten. 
Wie  überall  hat  in  Rumänien  die  Agiofrage  die  be- 
rufenen —  mitunter  auch  die  unberufenen  —  Kreise  be- 
schäftigt. Die  Meinungen  über  die  Ursachen  der  Valuta- 
schwankungen waren  grundverschieden,  um  so  mehr, 
da  diese  Frage  politische  Färbung  erhalten  hatte. 

Die  liberale  Partei2)  stellte  als  Quelle  des  Agio  die 
seit  1877  beständig  ungünstige  Zahlungsbilanz  dar. 
Früher  hatte  man  immer  mehr  aus-  als  eingeführt,  und 
zwar  wegen  der  beschränkten  Bedürfnisse  der  Bevölke- 
rung. Mit  dem  Jahre  1877  erschien  zum  ersten  Male  eine 
ungünstige  Handelsbilanz,  welche  lange  Zeit  fortgedauert 
hat.  Während  des  Krieges  war  das  Agio  aber  nur  wenig 
zu  bemerken  gewesen  und  schwankte  zwischen  1 — 2<y0. 
Und  zwar  aus  zwei  Gründen:  1.  Weil  mit  den  Russen 
auch  ein  grosses  Quantum  von  Gold  ins  Land  strömte  und 
2.  weil  die  Kriegsbedürfnisse  die  Nachfrage  gerade  nach 
exportierbaren  Landeserzeugnissen  gesteigert  hatten, 
welche  somit  im  Lande  selbst  ein  Absatzgebiet  finden 
konnten.  Gleich  nach  dem  Kriege,  so  z.  B.  im  Sommer 
1879,  erreichte  das  Agio  die  Höhe  von  6 — 7o/0,  im  März 
8 o/o,  um  dann  (als  die  Schiffahrt  wieder  eröffnet  wurde) 


1)  Anal.  Stat.  S.  486. 

2)  Darunter  hauptsächlich  die  Zeitschriften:  „Econonria  Katio- 
nala",  „L'Economiste  roumain",  Curierul  financiar  und  die  Zeitung 

Romanul". 
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am  1.  April  auf  VWo  herabzusinken.1)  Die  Ursachen 
der  ungünstigen  Handelsbilanz  waren  sehr  mannigfaltig. 
Zuerst  kam  die  Art  der  rumänischen  Produktion  selbst 
in  Betracht  Das  Land  exportierte  nur  Rohprodukte, 
wobei  es  von  äusseren  Umständen  sehr  abhängig  war. 
Es  produzierte  zudem  teuer,  besonders  weil  der  Land- 
wirt in  Rumänien  4  Monate  im  Jahre  untätig  dasitzen 
muss. 2)  Die  Lage  wurde  durch  die  schon  anderwärts 
angedeutete  Handelskonvention  von  1875  noch  ver- 
schlimmert Neben  den  dort  erwähnten  Folgen  für  das 
rumänische  Gewerbe  entstand  eine  sich  immer  fühlbarer 
machende  Konkurrenz  mit  Artikeln  der  ausländischen 
landwirtschaftlichen  Industrie.  Mehr  und  mehr  wurden 
Spiritus,  Mehl,  Holz,  Gemüse,  Früchte  und  sonstiges 
aus  Ungarn  eingeführt.  Dazu  gesellte  sich  die  Konkur- 
renz der  durch  die  Verkehrserleichterungen  ins  Land 
strömenden  fremden  Arbeiter,  welche,  ohne  die  Lasten 
der  Bürger  tragen  zu  müssen,  alle  Vorzüge  genossen,  die 
ihnen  diese  Lage  bot3) 

Das  sich  neu  entwickelnde  Staatswesen  hatte  Ar- 
beiten ausführen  müssen,  welche  bedeutende  und  zwar 
im  Auslande  aufgenommene  Anleihen  verursacht  hatten, 
deren  Zinsen  eine  beständig  wachsende  und  mit  Gold  zu 
zahlende  Summe  ausmachten.  Diese  Summe  konnte  nicht 
genau  angegeben  werden,  aber  es  ist  sicher,  dass  von 
den  47  Millionen,  die  Anfang  der  80er  Jahre  im  Budget 
für  Tilgung  der  Schulden  eingetragen  wurden,  ein  ver- 
schwindend kleiner  Teil  im  Lande  selbst  blieb.1)    Dazu 


1)  C'ar.-Fiiiancier  v.  19.  f.,  1.  TL.  und  1.  IV.  1879. 

2)  D.  Sturdza,  Legea  Monetara,  S.  51. 

3)  P.  S.  Aurelian   in  der  Zeitschrift  „Economia  Nationala"  v. 
14.  I.  1885. 

4)  D.  G.  TornieUi  Broaati  di  Vergano,  Raport  eur  le  commerce 
exttnenr  de  la  Roumanie,    dans  Buletino   consolare.    (Ich  zitiere 
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gesellten  sich  eine  Menge  anderer  Uebel  wie  Mangel  an 
Sparsamkeit,  Absentismus  u.  s.  w. 

Das  war  die  Meinung  der  liberalen  Partei,  welche 
von  dem  schon  zitierten  Aurelian  in  einem  einzigen  Satze 
folgendermassen  ausgedrückt  wird :  „Wir  möchten  also  für 
beinahe  360  Millionen  vom  Auslande  kaufen,  jedes  Jahr 
Europa  durchreisen,  die  meisten  Werte  in  ausländischen 
Händen  haben,  nur  für  220  Millionen  ausführen  und  trotz- 
dem dürfte  das  Agio  nicht  steigen."  Die  konservativ- 
junimistische  Partei,  vertrat  die  ganz  entgegengesetzte 
Meinung  und  sah  als  Ursache  des  Agio  die  verfehlte 
Art,  wie  die  rumänische  Geldzirkulation  zusammenge- 
setzt war:  zu  viel  Silber  und  Banknoten  gegenüber  des 
Goldes. x)  „Die  rumänische  Valutaentwertung  ist  eine 
der  Zirkulation,  nicht  dem  Lande  eigene  Krankheit"  Ru- 
mänien hätte,  nach  Nica,  den  internationalen  Charakter 
der  Valutafrage  ignoriert  und  gegen  ihn  gefehlt,  indem 
es,  ohne  auf  die  Silberentwertung  —  welche  das  Silber 
als  Wertmesser  unfähig  machte  —  in  anderen  Ländern 
acht  zu  geben,  die  Silberzirkulation  aufgebläht  hat  Da- 
durch sei  das  in  Umlauf  sich  befindende  Gold  verdrängt 
worden.  Die  Regierung  hätte  den  Vorrat  an  russischen 
Rubeln  entweder  in  Gold  umtauschen  oder,  wenn  die 
Zirkulation  es  noch  gestattete,  in  Scheidemünze  umprägen 
müssen. 

Auch  der  inzwischen  begründeten  Nationalbank  und 
ihrer  Politik  wurde  ein  nicht  geringer  Anteil  an  der 
Schuld   zugeschoben. 


hier  nach  der  Wiedergabe   des  Berichtes  in  dem   Economiste  R. 
Tom  l./IX.,  8./IX.  und  29./IX.  1885. 

1)  Hierzu  benutze  ich  eine  Reihe  von  Aufsätzen  von  Th.  Nica, 
die  1886,  in  der  Zeitschrift  „Convorbiri  literare41  veröffentlicht 
waren.  Ich  glaubte  mich  um  so  mehr  dazu  berechtigt,  da  diese 
als  Grundlage  der  rum.  Münzreform  von  1889  gedient  haben. 
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Inwiefern  das'  berechtigt  war,  werden  wir  aus  den 
betreffenden  Kapiteln  erfahren. 

Ich  bin  ebenfalls  der  Meinung,  dass  in  der  rumä- 
nischen Zirkulation,  zwischen  Silber  und  Banknoten  einer- 
seits, Gold  andererseits  ein  Missverhältnis  bestand.  Aber 
nicht  das  Vorhandensein  der  5  Leistücke,  sondern  das 
Fehlen  des  Goldes  war  die  Ursache  des  Agio.  Denn 
von  den  47  Millionen  5  Leistücken  bildeten  über  30  Mil- 
lionen die  Metalldeckung  der  Bank.  Ein  nicht  unbeträcht- 
licher Teil  war  nach  Bulgarien  abgeflossen,  welches  da- 
mals noch  kein  Münzsystem  hatte.  Es  waren  also  min- 
destens 35  Millionen  aus  dem  Umlauf  gezogen,  und  die 
übrigen  12  Millionen  ergaben  mit  den  25  Millionen 
Scheidemünze  einen  Umlauf  von  kaum  8  Lei  pro  Kopf. 
Hier  könnte  man  eher  von  einer  ungenügenden  als  von 
einer  aufgeblähten  Zirkulation  reden.  Die  Ursachen  des 
Goldmangels  werden  an  anderen  Stellen  erörtert  wer- 
den. Sie  sind,  wie  wir  sehen  werden,  mehr  wirtschaft- 
licher, als  münzpolitischer  Natur. 

§  2.    Kreditverh&ltntoe  Rumäniens  vor  der  Begründung  Ihrer 

Nationalbank. 

Die  Ermöglichung  einer  vergrösserten,  allen  Bevölke- 
rungsklassen zu  gute  kommenden  Produktion  und  die 
erleichterte  Absatzfähigkeit  der  Landerzeugnisse  hatten, 
wie  wir  gesehen  haben,  den  Uebergang  von  der  Natural- 
zur  Geldwirtschaft  bedingt  Wenn  man  sich  daran  er- 
innert, wie  sich  dieser  Uebergang  vollzogen  hat,  wird 
man  unschwer  erkennen,  bei  welcher  Klasse  und  für 
welche  Zwecke  das  Kreditnehmen  am  frühesten  und  am 
tiefsten  empfunden  wurde.  Aber  andererseits  wird  es, 
wenn  man  die  früheren  wirtschaftlichen  und  politischen 
Zustände  in  Betracht  zieht,  einleuchten,  dass  eben  die 
Bauernklasse  für  das   neue   Leben   am   wenigsten  vor- 
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bereitet  war.  Die  Bauern  begannen  dieses  vollständig 
kapitallos.  Bei  ihnen  trat  also  das  plötzliche  Bedürfnis 
nach  Geld  mit  demjenigen  nach  Kredit  zu  gleicher  Zeit 
auf.  Die  Folge  davon  war  bei  der  Seltenheit  des  Kapi- 
tals, bei  dem  Fehlen  jeder  Organisation  und  bei  der  Un- 
erfahrenheit  der  Bauern  eine  verderbenspeiende  Aus- 
bildung des  Wuchers  in  allen  seinen  Formen.  Mangel- 
hafte Gesetze,  besonders  die  berüchtigte,  in  den  70er 
Jahren  abgeschaffte  Penalklausel  machten  das  Elend  voll. 
In  der  nächsten  Zeit,  als  die  Bauern  infolge  der  Boden- 
zerstückelung gezwungen  waren,  sich  bei  den  Gutsbe- 
sitzern oder  Pächtern  zu  verdingen,  ward  ihr  Los  noch 
trauriger.  Wir  können  leider  darauf  nicht  näher  ein- 
gehen. Um  indes  eine  Idee  davon  zu  geben,  unter  wel- 
chen Bedingungen  der  rumänische  Bauer  Kredit  erlangte, 
müssen  wir  hinzufügen,  dass  die  vom  Ackerbauministe- 
rium angeregte,  1901  veröffentlichte  Enquete  über  die 
Lasten  des  Ruralbesitzes  *)  auf  den  Seiten  43 — 71,  die 
Zinsen  und  die  Art  angibt,  wie  die  Bauern  bei  den  Pri- 
vaten Darlehen  bekommen.  Die  Einzelheiten  sind  die 
gleichen  wie  überall,  nur  kann  man,  je  mehr  man  sich 
der  Moldau  nähert,  eine  viel  raffiniertere  Art  wahr- 
nehmen. Die  Zinsen  schwanken  zwischen  24 — 520o/o  im 
Jahre. 

Hier  Abhilfe  zu  schaffen,  daran  hat  die  Regierung, 
wie  so  oft,  spät,  furchtbar  spät  gedacht  Es  geschah 
zuerst  in  sehr  unvollkommener  Weise,  durch  die  1882 
begründeten  „Kassen  für  den  landwirtschaftlichen  Kre- 
dit" ;  viel  erfolgreicher  aber,  erst  in  den  letzten  6—7  Jah- 
ren durch  Begründung  von  Volksbanken,  deren,  Zahl  schon 
1903  die  ansehnliche  Ziffer  von  1593  erreicht  hatte.2)   Es 


1)  Zusammengesetzt  von  Dem.  S.  Nenitzescu.    Buk.  1901. 

2)  Anüarul  statistic  S.  480. 
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waren  zwei  Faktoren,  die  diese  Entwicklung  beschleunigt 
haben:  das  grosse  Elend  der  Jahre  1899— 1900  und  die 
rastlose  Tätigkeit  der  Dorflehrerschaft,  geleitet  von  dem 
verdienstvollen  Kultusminister  Haret. x)  Darauf  werden 
wir  aber  noch  in  einem  anderen  Zusammenhang  zu  spre- 
chen kommen.  Jetzt  wollen  wir  uns  zu  den  Grundbe- 
sitzern wenden. 

Die  politisch-wirtschaftlichen  Aenderungen  nach  dem 
Adrianopoler  und  dem  Pariser  Frieden  hatten^  ihnen  grosse 
Gewinne  eingebracht.  Allein,  wie  es  oft  mit  dem  mühe- 
los Verdienten  und  vor  allem  bei  wenig  kultivierten 
Leuten  zu  geschehen  pflegt:  man  leerte  den  Beutel 
schneller  aus,  als  man  ihn  gefüllt.  Es  war  die  Periode  des 
von  allen  Zeitgenossen  bestätigten  unsinnigsten  Luxus 
und  der  Vergnügungsreisen  nach  Westeuropa,  besonders 
nach  Paris.  Später,  mit  der  Einführung  des  konstitu- 
tionellen Regimes,  fingen  die  meisten  Bojaren  an,  auch 
die  geringe  Mühewaltung  von  sich  abzuschütteln,  um 
durch  Verpachtung  ihrer  Güter  sich  gänzlich  der  Politik 
widmen  zu  können.  Das  war  nun  eher  möglich,  ja  ver- 
lockend, als  mit  der  wachsenden  wirtschaftlichen  Be- 
wegung der  Wert  der  Grundstücke  sowie  die  Pachtzinsen 
ebenfalls  im  Steigen  begriffen  waren.  So  entstand  in 
Rumänien  die  Absentismus-  und  —  für  die  meisten  Fälle 
kann  man  es  mit  ruhigem  Gewissen  sagen  —  die  Pächter- 
plage. 

Wenn  man  die  wirtschaftliche  und  politische  Rolle 
der  Bojaren  in  Rumänien  verfolgt,  wird  man  sich  gewiss 
wundern,  wie  nach  all  den  einträglichen  Vorrechten  und 
nach  unmenschlicher  Ausbeutung  der  Bauern,  gerade  die 
Bojaren  den  Ruf  nach  Kredit  zuerst  ertönen  lassen.  Schon 


1)  Gr.  o.  J.  Patrascoiu,    Studiu    introductiv    asupra    bancilor 
populäre  Buk.  1908.  2.  V.— X.  u.  XV.— XVII. 
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1852  erörterte  der  damalige  Fürst  von  Moldau,  Alexander 
Ghika,  in  einer  dem  „Verwaltungsrat"  unterbreiteten 
Adresse,  die  grosse  Verschuldung  des  Grundbesitzes  und 
die  diesbezügliche  Notwendigkeit  der  Begründung  eines 
Kreditinstitutes. x) 

Der  Vorschlag  blieb  bei  den  damaligen  Verhältnissen 
ohne  praktischen  Erfolg,  aber  schon  4  Jahre  später  wurde 
von  fremden  Kapitalisten  die  Nationalbank  der  Moldau  2) 
mit  einem  Kapital  von  850000  Dukaten  gegründet  Das 
Hauptgeschäft  dieser  war  die  Beleihung  des  Grundbe- 
sitzes. Sie  konnte  sich  aber  keiner  glücklichen  Existenz 
erfreuen3)  und  führte,  meines  Wissens  bis  in  die  70er 
Jahre,  ein  kümmerliches  Leben.4)  1864  belief  sich  die 
hypothekarische  Schuld  schon  auf  357  292  469  Lei  (alter 
Währung  =  132198  213  Lei  n.  W.). 

Diese  hohe  Summe  lässt  sich  durch  übermässige  In- 
anspruchnahme des  Kredits  erklären,  aber  nicht  minder 
durch  die  Höhe  der  Zinsen  und  durch  die  Tatsache,  dass 
dieser  hypothekarische  Kredit  kündbar  war.  Zu  welchen 
Zwecken  man  die  geliehenen  Gelder  verwendet  hat,  lässt 
sich  aus  dem  bisher  Angeführten  auch  ersehen. 

Als  1859  und  1860  Stimmen  nach  Begründung  einer 
Bodenkreditanstalt  laut  wurden,  erwiderte  das  offizielle 
Blatt,  dass  man  von  der  Begründung  eines  solchen  In- 
stituts sich  nich  allzuviel  versprechen  sollte,  solange  die 


1)  Ofie  domnesc  Kr.  76  v.  26.  August  1862  catre  sfatul  cir- 
muitor.     (Bibliothek  der  rum.  Akademie.) 

2)  Privileg  y.  7.  Mai  1856  (Bibliothek  der  Leipziger  Handels- 
kammer.) 

3)  Hatte  nach  zwei  Jahren  Konkurs  angemeldet,  welcher  aber 
-durch  Beschluss  der  Jassy-er  Tribunals  v.  6.  Not.  58  aufgehoben 
wurde,  (Siehe  die  Zeitung:  „Steaua  Dunarei"  v.  Belb.  Datum)  hörte 
aber  auf  infolge  des  Dekrets  v.  13.  Dez.  1860,  privilegierte  Bank 
zu  sein   (Monitorul  oficial  v.  21./ 1.  1860.) 

4)  Obe'de'nare,  La  Roumanie  leonomique  Buk.  1876  S.  296. 


-     29     — 

rumänischen  Grundbesitzer  ihr  wirtschaftliches  Verhalten 
nicht  ändern  würden.  Solange  sie  ihre  Güter  nicht  selbst 
zu  bewirtschaften,  ihre  Luxusbedürfnisse  nicht  einzu- 
schränken und  den  gewährten  Kredit  nicht  zu  produktiven 
Zwecken  zu  verwenden  gedächten,  würde  eine  Boden- 
kreditaustalt  nur  ein  Institut  zur  Enteignung  der  ver- 
schuldeten Gutsbesitzer  sein.  Derselben  Meinung  waren 
auch  die  vom  Finanzministerium  herausgegebenen  „Anale 
economice".  Das  war  richtig,  aber  andererseits  ist  auch 
die  Fiage  berechtigt,  ob  der  unter  den  damaligen  Be- 
dingungen aufgenommene  Kredit  eine  produktive  Ver- 
wendung überhaupt  zugelassen  hätte.  In  der  folgenden 
Zeit  gestaltete  sich  die  Erlangung  von  Hypothekarkredit 
noch  schwieriger,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  durch  die  1864  erfolgte  Einführung  des  franzö- 
sischen Code  civil,  welcher  den  Hypotheken  die 
frühere  rechtliche  Sicherheit  nicht  mehr  gewährte, 
—  da  bekanntermassen  das  französische  Recht 
zwar  eine  Eintragung  von  Eigentum  und  Hypo- 
theken gesetzlich  verlangt,  aber  die  rechtliche 
Gültigkeit  der  Schliessung  eines  Kaufvertrags 
bezw.  die  Verpfändung  des  Grundstücks  von 
deren  Nichtbefolgung  nicht  abhängig  macht 

2.  Der  Code  civil  erschwerte  ausserdem  die  zwangs- 
weise Enteignung  dadurch,  dass  von  den  Käu- 
fern die  Hinterlegung  der  ganzen  Summe  verlangt 
wurde,  anstatt  nur  eines  Drittels  als  Garantie  wie 
im   früheren   Rechte. 

3.  Die  noch  grössere  Nachfrage  nach  Kapitalien», 
hervorgerufen  durch  die  Bauernbefreiung  (be- 
sonders für  die  Moldau,  wo  der  Grossgrundbesitz 
noch  mehr  vorherrschte). 

4.  Eine  weitere  Tatsache,  welche  die  Anlagesuchen- 
den Kapitalien  von  Hypotheken  abwendete  und 
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somit  die  Erlangung  des  diesbezüglichen  Kredits 
erschwerte,  war  das  Erscheinen  von  Staats- 
effekten, wie  die  10<>/oigen  Ruralobligationen,  die 
Domanialpapiere  u.  a.,  welche  eine  sichere,  be- 
quemere und  vor  allen  Dingen  leichtere  realisier- 
bare Anlageart  boten. *) 

Inzwischen  aber  hatte  sich  die  Lage  derart  verschlim- 
mert, dass  eine  Kreditanstalt  für  den  Grundbesitz  absolut 
erforderlich  war,  wenn  nicht  dessen  enorme  Belastung 
zu  einer  Katastrophe  für  die  Landwirtschaft  fähren  sollte.8) 

Es  war  damals  eigentlich  so  manches  erforderlich, 
aber  von  einer  Privatinitiative  war  in  der  ersten  Zeit 
gar  keine  Rede.  Man  war  gewöhnt,  alles  vom  Staate  oder, 
wie  früher,  auf  dem  politischen  Gebiete  von  Aussen  zu 
erwarten.  Der  Staat  war  ebenfalls  der  schwierigen  Auf- 
gabe noch  nicht  gewachsen,  so  sehen  wir  die  Initiative 
von  1856  bis  1872  von  Aussen  kommen.  Es  tauchten 
eine  ganze  Menge  fremder  Projekte  auf  zur  Begründung 
einer  rumänischen  Bodenkreditanstalt,  und  charakteristi- 
scher Weise  trachteten  beinahe  alle  darnach,  diese  mit 
einer  Notenbank  verbunden  ins  Leben  zu  rufen. 3)  Auch 
die  parlamentarische  Initiative  machte  einzelne  Versuche, 
einzugreifen,  aber  bis  1873  blieb  es  nur  beim  Versuche. 
In  diesem  Jahr  wurde  der  „Creditul  funciar  romän" 
begründet  und  zwar  nach  dem  Grundsatze  der  Assoziation 
der  solidarisch  bürgenden  Grundbesitzer. 


1)  Siehe  darüber:  Bericht  an  d.  Ministerrat  v.  Finanzminister 
Mavrogheni,  und  ein  solcher  an  die  Deputiertenkammer  v.  M.  Ko 
staki.  Beide  entnommen  der  Sammlung:  „Lucrmri  pregatitoare  cu 
privire  la  infintarea  creditelor  funciare  in  Romania",  herausgegeben 
von  der  Direktion  der  rumänischen  Bodenkreditanstalt.  Buk.  1901 
Bd.  I  S.  105-6  und  120—123. 

2)  Jorga,  Geschichte  Bd.  II  S.  429. 

3)  In  der  oben  zitierten  Sammlung  zu  finden. 
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Diese  Anstalt  stiess  anfangs  auf  grosse  Schwierig- 
keiten; sie  gewährte  nämlich  die  Darlehen  nur  in  Pfand- 
briefen, die  man  erst  in  Geld  umsetzen  musste.  Die 
sogenannten  Bukarester  Bankiers  hatten  sich  aber  sofort 
verabredet,  die  Pfandbriefe  zu  boykottieren.1) 

Es  fehlte  noch  immer  der  Kernpunkt  des  Kredits,  die 
Notenbank.  Der  schon  zitierte,  für  die  rumänische  Sta- 
tistik und  Nationalökonomie,  leider  so  früh  verstorbene 
Marfan2)  hatte  schon  1864  geschrieben,  dass  es  un- 
gerecht und  unzweckmässig  wäre,  eine  Bodenkreditanstalt 
vor  einer  Nationalbank  ins  Leben  zu  rufen.  Dieselbe 
Meinung  vertrat  auch  Jon  Bratianu,  der  verdienstvollste 
Staatsmann  Rumäniens,  der  spätere  Begründer  der  Na- 
tionalbank. 3) 

Dass  sie  Recht  hatten,  ersieht  man  aus  den  Kursen 
der  Pfandbriefe.  Diese  schwankten  am  Anfang  trotz  des 
hohen  Zinsfusses  um  80  o/o  herum,  und  waren  in  schlech- 
ten Jahren  sogar  bis  auf  wenig  über  73o/0  gesunken,  1881, 
wenige  Monate  also  nach  der  Begründung  der  National- 
bank hatten  die  Pfandbriefe  schon  102,35  o/0  erreicht,  und 
die  Anstalt  konnte  in  demselben  Jahre  zur  Ausgabe 
5°.'oiger  Pfandbriefe  übergehen.  Diese  erlangten  un- 
geachtet der  nicht  besonders  glänzenden  wirtschaftlichen 
Lage  gleich  den  Kurs  von  90 o/o.4)  Ihre  Gesamtausgabe 
hatte  bis  1901  rund  361  Millionen  erreicht. 

Wir  wenden  uns  nun  zu  den  Kreditbedürfnissen  der 
schon   erwähnten   Klasse  der   Pächter.     Ihre  Kreditver- 


1    D.  Stnrdza  Banca  Nationala  si  reforma  monetara  Buk,  1889. 

2)  Anale  economice. 

3)  Rede  im  rumänischen  Atheneum  gebalten  am  21.  Januar 
1878  und  drei  offene  Briefe  an  den  Finanzminister  P.  Mavrogheui, 
in  der  Zeitung  „Romanul"  vom  7.,  10.,  12.  und  18.  II.  1873. 

4)  Creditnl  funciar  rural,  Luerari.  Bd.  IV,  Tabelle  S.  4. 
Boksrcst  1904. 
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hältnisse  sind  für  die  Entwicklung  umso  bedeutungsvoller, 
als  aus  ihnen  das  rumänische  Bankier-  und  Bankwesen 
hervorging.  Der  Pächter  brauchte  Geld,  nicht  nur  zur 
Bezahlung  der  Pachtzinsen,  sondern  auch  zur  Anschaf- 
fung des  toten  und  lebenden  Inventars,  mitunter  zum 
Ankauf  von  Samen,  zum  Zahlen  von  Arbeitslohn  etc.  etc. 

Für  das  weitere  Verständnis  muss  bemerkt  werden, 
dass  die  Pachtzinsen  in  Rumänien  zur  einen  Hälfte  Ende 
April,  zur  anderen  Ende  Oktober  bezahlt  werden.  Erstere 
Epoche  fällt  also  nicht  wie  die  letztere  mit  dem  Eingang 
des  Ernteertrags  zusammen.  Im  Gegenteil  müssen  vor- 
her noch  die  Arbeiten  für  die  Maisernte  ausgeführt  wer- 
den. Aus  diesem  Nichtzusarnmenfallen  der  Eingänge  und 
Ausgaben  entstand  bei  den  Pächtern  und  den  wenigen 
ihre  Güter  selbst  bewirtschaftenden  Gutsbesitzern  die 
Notwendigkeit  des  Kreditnehmens.  Andererseits  hatte 
die  Steigerung  der  Produktion  und  der  Absatzfähigkeit 
die  Bildung  eines  Standes  von  Getreidehändlern  und  Ge- 
treidekommissionären besonders  in  den  Häfen  hervor- 
gerufen. Da  nun  der  Getreidehandel  in  Rumänien  von 
bestimmten  Epochen  abhängt,  und  dazwischen  die  Ge- 
schäfte ruhen,  so  gibt  es  zeitweise  beschäftigungslose 
Kapitalien.  Es  war  also  naheliegend,  dass  der  Getreide- 
handel mit  anderen  Geschäften  verbunden  werden  musste, 
um  die  Kapitalien  in  der  Zwischenzeit  verwerten  zu 
können.  Und  weiter,  da  die  Getreidehändler  das  ein- 
gekaufte Getreide  nach  dem  Auslande  verkauften,  waren 
sie  auch  in  der  Lage,  dem  übrigen  Handel  die  nötigen 
Wechsel  zur  Verfügung  zu  stellen.  Das  für  den  Wechsel 
erlöste  Geld  wurde  nun  an  Pächter  ausgeliehen  und  zwar 
entweder  in  der  Art  (die  ältere  Form),  dass  die  Händler 
die  Ernte  mit  Zinsabzug  im  Voraus  kauften,  oder  durch 
direkte  Darlehensgewährung.  Später  mit  der  Entwick- 
lung der  Geschäfte  fingen  auch  die  Kaufleute  an,  sich  an 
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die  Getreidehändler  zu  wenden.  So  entstand  ein  Ban- 
kierstand in  Rumänien,  welcher  zum  Teil  noch  heute  die 
Verbindung  mit  Getreidehandel  beibehalten  hat.  So  z.  B. 
betrieben  in  den  80er  Jahren  alle  10  Privatbankhäuser  des 
Brailahafens  Getreidehandel. x)  Später,  als  Aktienbanken 
entstanden  waren,  wurden  auch  einzelne  von  diesen,  so 
die  Bank  of  Roumania,  die  Banca  Generala,  die  Bank 
Marmorosch,  Blank  &  Co.  mit  eigenen  Abteilungen  für 
Getreidehandel   ausgestattet. 

Die  ersten  Bankiers  dieser  Art  traten  in  Rumänien 
erst  mit  der  Ermöglichung  eines  freien  Handels,  also 
nach  dem  Frieden  von  Adrianopel  und  noch  mehr  nach 
demjenigen  von  Paris  auf.  So  weiss  man  von  einem  bis 
in  die  80er  Jahre  bestehenden  Bankhaus  Sechiari  De- 
roussi,  welches  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in  Marseille 
und  Konstantinopel  begründet  wurde  und  von  dort  1829 
nach  Rumänien  übersiedelte.  Ferner  wird  das  minde- 
stens  ebenso  alte  Jassyer  Bankhaus  Michel  Daniel  er- 
wähnt Die  Geschäfte  dieses  Bankhauses  waren  freilich 
der  Lage  des  Platzes  gemäss  etwas  andere,  nämlich  Dar- 
lehen gegen  bewegliches  und  unbewegliches  Pfand, 
Wechsel-  und  Wuchergeschäfte,2)  mitunter  auch  Zah- 
lungsvermittelung auf  fremden  Plätzen.  Hierin  scheint 
aber  ihre  Starke  nicht  beruht  zu  haben,  denn  der  in 
den  30er  Jahren  in  Berlin  studierende  Kogalnitschan,  der 
spätere  Minister  Cuza's,  beklagte  sich  in  einem  Brief  an 
seinem  Vater,  dass  Daniel  sein  Geld  nicht  vermittelst 
Wechsels  durch  die  österreichische  Post  geschickt  hatte, 
sondern  durch  Kaufleute,  welche  die  Leipziger  Messe  be- 


1)  Siehe    österreichische    KoDSiilatsberichte    Bd.  XXV    (1882) 
S.  766. 

2)  Kuch,    Moldauisch- Wal  ach  ische    Zustände    y.     1828-1843, 

3 
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suchten,  so  dass  er  das  Geld  erst  nach  40  Tagen  in  die 
Hände  bekam.1)  Um  diese  Zeit  entstanden  auch  die 
Bankhäuser  Halfon  (1830),  Ghermani  (1834),  Gebrüder 
Elias  (1837,  später  auch  in  Wien),  Hillel  Manoah  (1847). 
Ebenfalls  Ende  der  30er  Jahre  beklagte  sich  Felix  Colson, 
dass  es  in  Braila  keine  Bankiers  gäbe,  bei  denen  man  die 
für  den  Handel  nötigen  Wechsel  kaufen  könnte.  *)  Jules 
de  Hagemeister  findet  in  Galatz  1836  zwei  Bankiers,  1841 
schon  acht  vor.3)  Darauf  noch  näher  einzugehen,  ver- 
bietet der  Mangel  jedweden  Materials.  Auch  ist  es  für 
unseren  Zweck  keineswegs  nötig,  wohl  aber  wird  es  von 
Interesse  sein,  dieses  sich  entwickelnde  Bankiersgewerbe 
noch  näher  zu  charakterisieren.  Das  erste  Charakteristi- 
kum war  —  wie  anderswo  —  die  Verbindung  mit  einem 
anderen  Berufszweige,  nämlich  den  Verhältnissen  ge- 
mäss mit  dem  Getreidehandel. 

Das  zweite  Charakteristikum  war  das  Fehlen  von 
Depositen.-  Der  rumänische  Bankier  arbeitete  nur  mit 
seinem  eigenen  oder  dem  ihm  von  fremden  Bankiers  zur 
Verfügung  gestellten  Gelde.    Depositen  bekam  er  nicht, 

1.  weil  —  und  nicht  immer  ohne  Grund  —  das  Vertrauen 
fehlte,  dass  man  das  Geld  zurück  bekommen  würde  und 

2.  weil  —  und  hier  muss  man  an  die  früheren  Zustande 
und  an  die  sprungweise  Entwicklung  denken  —  es  kein 
Kapital  gab,  das  man  in  den  Banken  hätte  deponieren 
können.  Sehr  bezeichnend  ist  auch  die  Tatsache,  dass 
dieses  Bankierwesen  zu  dem  Handel  in  keinen  zu  engen 


1)  Kogalnitschanu's  Korrespondenz,  herausgegeben  von  P.  V. 
Hanesch  in  der  Zeitschrift  „Convorbiri  Literare11  Jahrgang  1901. 

2)  De  l'Etat  präsent  et  de  l'avenir  des  Principaut&  de  Mol- 
davie  et  de  Valachie.  Paris  1839,  S.  226.  Ebenda  Interessantes 
über  die  Schwierigkeit  das  Geld  umzuwechseln. 

9)  Mämoires  sur  le  commerce  des  ports  de  la  Nouvelle  Russie, 
de  la  Moldavie  et  de  la  Walachie.  Odessa  1842  (nach  Xenopol). 
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Beziehungen  stand.  Das  Bedürfnis  nach  kaufmännischen 
Kredit  und  nach  diesen  vermittelnden  Anstalten  machte 
sich  in  Rumänien  sehr  spät  bemerkbar,  nämlich  erst 
dann  als  der  ansässige  Handel  anfing,  überhand  zu  neh- 
men. 

Der  Handelsverkehr  bewegte  sich  lange  Zeit  in  sehr 
bescheidenen  Grenzen,  die  Umsätze  waren  verhältnis- 
mässig gering,  sodass  im  Binnenlande  vom  kaufmänni- 
schen Publikum  das  Fehlen  einer  Notenbank  erst  spät  als 
Mangel  empfunden  wurde.  Erst  mit  der  Ausdehnung 
und  Entwicklung  dieser,  mit  dem  steigenden  Verkehr, 
machte  sich  auch  hier  das  Bedürfnis  nach  einer  Anstalt, 
welche  den  Umlauf  erleichtern  und  die  Kapitalbewegung 
vermitteln  sollte,  recht  fühlbar,  aber  nach  wie  vor,  nicht 
nach  solchen,  welche  die  Ansammlung  von  Kapital  ver- 
mitteln sollten.  Es  handelte  sich  darum,  dem  Einzelnen 
die  Vornahme  wirtschaftlicher  Funktionen  zu  ermöglichen 
oder  zu  erleichtern,  aber  keineswegs  um  die  Ermög- 
lichung alsbaldiger  Nutzbarmachung  der  vorhandenen, 
verfügbaren  Kapitalien.  Ich  rede  hier  natürlich  von  Ka- 
pital in  Geldform,  welches  nun  den  gesteigerten  Bedürf- 
nissen nach  Darlehen  und  Umlaufsmitteln  nicht  mehr  ge- 
nügen konnte.  Umso  weniger,  da  diese  Bedürfnisse, 
wegen  der  agrikolen  Produktionsart,  in  Rumänien  noch 
mehr  wie  anderswo  von  Jahr  zu  Jahr  und  von  Epoche  zu 
Epoche  bedeutenden  Schwankungen  unterworfen  waren. 
Das  spärliche  Kapital  einiger  Privatleute  war  zu  schwach, 
um  den  neuen  Anforderungen  entsprechen  zu  können, 
und  eine  Verstärkung  der  Kapitalkraft  war  vorderhand 
unmöglich.  Es  gab  also  nur  zwei  Möglichkeiten:  ent- 
weder fremde  Kapitalien  herbeizuziehen,  oder  eine  Noten- 
bank zu  begründen.    Da  aber  das  fremde  Kapital  ohne 

besonderen  Anreiz  sich  nicht  beeilt  hätte  zuzuströmen,  so 

8* 
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glaubte  man,  dies  durch  Privilegerteilung  zur  Begrün- 
dung einer  Notenbank  erlangen  zu  können,  was  ja  an  sich 
auch  richtig  war. 

In  der  Zeit  von  1859  bis  1877  tauchten  eine  ganze 
Menge  Projekte  und  Vorschläge  auf,  welche  fremder  wie 
inländischer,  parlamentarischer  wie  ausserparlamentari- 
scher  Initiative  zu  verdanken  waren.  1859  legte  der  Fi- 
nanzminister Steriady  ein  Bankprojekt  vor.  Auch  das 
Programm  der  liberalen  Partei  von  1860  enthielt  ein 
solches  l)  Bratianu  trachtete  nämlich  darnach,  die  Be- 
ziehungen der  nun  halb  vereinten  Schwesterländer  noch 
enger  zu  verknüpfen.  Am  1.  August  1865  erschien  in 
Bukarest  die  Zeitung:  „Creditul  Roman",  welche  sich 
vornahm,  „den  Zweck  und  die  Bedeutung  der  grossen 
Unternehmungen  für  das  Wohl  des  Landes  zu  erklären, 
die  Macht  des  Kredits  und  die  Erfolge  der  Assoziation 
zu  würdigen,  die  Kapitalien  vom  Wucherdarlehen  abzu- 
wenden u.  s.  w.  u.  s.  w."  Die  Sache  lag  nämlich  so: 
die  Herausgeber  (die  Bankhäuser  Gebrüder  Tetorianu^und 
A.  E.  Zehender)  hatten  bei  der  Regierung  Cuza's  um 
das  Privileg  nachgesucht,  unter  dem  Namen  „Casa  Co- 
merciuluc"  eine  Bank  zu  begründen,  und  versuchten,  in 
zwar  sehr  bescheidenem  Tone  dafür  Stimmung  zu 
machen.2)  Von  der  Notwendigkeit  der  Begründung 
eines  Kreditinstitutes  war  die  Regierung  ebenfalls  durch- 
drungen und  zwar  sowohl  für  die  Staats-,  als  auch  für 
die  Privatbedürfnisse.  Man  befand  sich  in  Folge  der  Ver- 
waltungs-  und  Agrarreformen  in  finanziellen  Schwierig* 
keiten  und  obendrein  am  Vortage  der  Ausgabe  der  Obli- 
gationen, welche  das  Ruralgesetz  den  Gutsbesitzern  als 
Entschädigung  gewährte.    Das  Publikum  verhielt  sich  den 


1)  Lucrari  pregatitoarc  Bd.  I  S.  6. 

2;  „Creditul  Roman"   vom  8.,  15.,  29./V1I.,  12./X.  und  17./ JL 
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Obligationen  gegenüber,  wie  wir  später  hören  werden, x) 
bei  der  genannten  finanziellen  Lage  sowie  bei  der  Selten- 
heit des  Kapitals,  anfangs  etwas  misstrauisch.  Der  da- 
malige Finanzminister  Kretzülescu  war  der  Meinung,  dass 
diese  Ausgabe,  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  dem 
Wucher  noch  mehr  Vorschub  leisten  würde.  Ausserdem 
hiess  es,2)  dass  die  unbedeutenden  Kapitalien  mancher 
Privatleute  nicht  mehr  im  Stande  wären,  die  Nachfrage 
und  die  Zeitbedürfnisse  zu  decken.  Durch  die  Selten- 
heit des  Kapitals  wurde  das  Geld  immer  teuerer,  die 
Zinsen  stiegen  ins  unermessliche.  Die  Produktionskosten 
der  Landwirtschaft  wurden  derart  erhöht,  dass  das  rumä- 
nische Getreide  auf  den  fremden  Märkten  mit  dem  der 
anderen  Länder  nicht  mehr  konkurrieren  konnte.  Somit 
gelangte  er  zu  dem  Schluss,  dass  die  Begründung  eines 
Instituts,  ^welche  allen  diesen  Uebeln  ein  Ende  machen 
sollte",  nicht  mehr  zu  vertagen  sei.  So  treffend  die  an- 
gegebenen Gründe,  so  falsch,  geradezu  hoffnungslos  mei- 
ner Meinung  nach,  war  der  Schritt,  den  man  unternahm. 
—  Das  oben  angedeutete  Projekt  wurde  nicht  ange- 
nommen, dafür  aber  erlangte  ein  Konsortium  fremder 
Kapitalisten  gegen  ein  Darlehen  von  2  Mill.  Frs.,  für 
30  Jahre  das  ausschliessliche  Recht,  Noten  auszugeben, 
welche  nur  bei  der  Zentrale  einlösbar  waren.  Von.  einer 
staatlichen  Kontrolle  oder  Gewinnbeteiligung  war  keine 
Rede,  wohl  aber  waren  die  Staatskassen  besonders  in  den 
Städten,  wo  die  Bank  eine  Filiale  hatte,  verpflichtet,  die 
Noten  in  Zahlung  zu  nehmen.  Ausserdem  war  der  Re- 
gierung verboten,  während  der  Privilegsdauer,  Papier- 
geld auszugeben  oder  eine  andere  Notenbank  zu  konzes- 
sionieren. 

1)  Mao.  Coataki,    Bericht   a.   d.   Deputiertenkammer,    Anfang 
1872. 

2)  In  seinem  Referat  an  d.  Kammer  v.  17.  Oktober  1865. 
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So  entstand  Oktober  1865  die  Banque  de  Roumanie, 
die  heutige  Bank  of  Roumania  Ltd.,  welche  schon  2  Jahre 
vorher.als  Filiale  der  Banque  Ottomane  funktioniert  hatte. 

Vier  Monate  später  war  Fürst  Cuza  zur  Abdankung 
gezwungen,  und  die  provisorische  Regierung  vom  11.  Fe- 
bruar 1866  suspendierte  das  Privileg,  bevor  mit  der  Noten- 
ausgabe begonnen  ward. 

Durch  das  Gesetz  vom  6.  Juni  1869  war  die  Kon- 
zession zurückgezogen  und  den  Aktionären  ein  für  alle- 
mal eine  Entschädigung  von  750000  Frs.  gewährt1) 

Aber  gleich  nach  der  Suspendierung  wurden  wie- 
derum Versuche  gemacht,  eine  Nationalbank  ins  Leben 
zu  rufen.  Diesmal  war  es  Bratianu  selbst,  der  diesen 
Plan  durchzuführen  übernahm,  doch  musste  er  ihn  bald 
wieder  aufgeben.  Bukarester  Bankiers,  welche  ihre  In- 
teressen gefährdet  sahen,  scheuten  keine  Mittel,  um  den 
Plan  zu  vereiteln.  Sie  Hessen  Gerüchte  verbreiten,  über- 
zeugten sogar  Kabinetskollegen,  dass  Bratianu  ein  Ge- 
schäft für  sich  machen  wollte,  und  so  liess  er  davon  ab.2) 

Hierauf  folgten  wiederum  Projekte3)  zur  Begründung 
einer  Nationalbank,  von  denen  manche,  wie  schon  er- 
wähnt, verbunden  mit  einer  Bodenkreditanstalt  waren. 
Sie  gelangten  aus  diesem  oder  jenem  Grunde  nicht  zur 
Verwirklichung.  Inzwischen  war  der  russisch-türkische 
Krieg  (1877—78)  ausgebrochen,  an  dem  sich  Rumänien 


1)  Monitorul  Oficial   No.  182  v.  d.  Jahre. 

2)  Siehe  darüber:    Bratianu's  Rede  in  der  Kammersitsung  ▼. 
18./V.  77  in  Moniturul  Oficial  v.  8.  Juni. 

8)  1)  August  1867.  Das  Projekt  v.  Adolph  de  Herz. 

2)  Ende  1872.  Das  Projekt  v.  Leithner. 

8)  Januar  1873.  Das  Projekt  rumänischer  Kapitalisten  (Jac- 
ques Poumay,  D.  S.  Radokanaky,  Menelas  Germani,  S. 
Joanidi,  P.  S.  Christu  und  Achil  Zerlendi. 

4)  1874.  Das  Projekt  Mavrogheny,  sowie  ein  anderweitea  v. 
J.  1877, 


—    39    — 

auch  beteiligte  und  seine  Unabhängigkeit  errang.  Erst 
nachdem  das  Staatswesen  erstarkt  dastand,  konnte  man 
zur  Begründung  der  heutigen  Nationalbank  von  Rumänien 
schreiten.  Diese  Begründung  sowie  die  Organisation  der 
Bank  bilden  die  Aufgaben  des  nächsten  Kapitels. 


III.  Kapitel. 

Die  Begründung  und  Organisation  der 
Nationalbank  von  Rumänien. 

§1. 

Im  Februar  1880  legte  der  damalige  Finanzminister 
der  Kammer  ein  Bankprojekt  vor,  welches  am  11.  April 
zum  Gesetz  erhoben  wurde. 

Durch  dasselbe  wurde  eine  „Bank  für  Diskont  und 
Zirkulation"  begründet,  deren  Dauer  anfangs  auf  20  Jahre 
festgesetzt  wurde.  Das  ganze  System  der  Organisation 
und  der  Verwaltung  beruhte  sowohl  hinsichtlich  der 
Grundprinzipien,  als  auch  bezüglich  des  zu  ihrer  Tätig- 
keit nötigen  Mechanismus  auf  den  Einrichtungen  der 
Bank  von  Belgien.1) 

Das  System  dieser  wurde  aber  von  den  rumänischen 
Kammern  mit  einer  prinzipiellen  Aenderung  angenom- 
men. Man  begnügte  sich  nicht  wie,  bei  den  obengenannten 
mit  dem  Privileg  der  Notenausgabe,  sondern  man  er- 
teilte der  Bank  „in  Anbetracht  der  überall  herrschenden 
Tendenz",  auch  das  Monopol  dazu.  Aber  nicht  diese 
war  die  einzige  Aenderung;  der  unglückliche  Ausgang 


1)  Expos^    des   motifs    Baporteur    Gh.  Chitzu,    in    Monitorul 
oficUl"  r.  87.  Februar  1880. 
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einiger  Finanzunternehmungen  hatte  in  der  letzten  Zeit 
das  Vertrauen  des  Publikums  stark  erschüttert  Um  ihm 
wieder  Vertrauen  einzuflössen,  waren  sowohl  die  kon- 
sultierten Finanzmänner,  als  auch  die  Kammerdelegierten 
der  Ansicht,  dass  bei  der  Gründung  die  Regierung  mit 
einem  Drittel  des  Kapitals  mitwirken  und  die  Bank  be- 
aufsichtigen sollte.  20  Jahre  später,  im  Januar  1900, 
zog  der  Staat  seinen  Kapitalanteil  zurück.  Die  Ursache, 
welche  die  Regierung  dazu  veranlasst  hat,  war  die  Not, 
Hilfsquellen  zu  schaffen,  um  Defizite  vergangener  Jahre 
zu  decken. x)  Das  Kontrollrecht  war  aber  in  keiner  Weise 
beeinträchtigt  und  blieb  nach  wie  vor  in  den  Art  22, 
25,  27,  28,  29  enthalten.  Es  äussert  sich  in  folgender 
Weise : 

1.  Der  Gouverneur  ist  Organ  der  Regierung  und 
wird  von  dieser  ernannt 

2.  Desgleichen  werden  von  den  sechs  Direktoren 
zwei,  und  von  den  sieben  Zensoren  drei  von  der  Re- 
gierung ernannt. 

3.  Ein  Kommissar  der  Regierung  hat  sämtliche  Ge- 
schäfte der  Bank,  besonders  aber  den  Diskont  und  die 
Notenausgabe  zu  überwachen. 

4.  Die  Bankverwaltung  ist  verpflichtet,  jeden  Monat 
der  Regierung  über  die  Lage  der  Zentrale  und  ihrer 
Zweiganstalten  Bericht  zu  erstatten. 

5.  Die  Statuten  können  nur  mit  Zustimmung  der  Re- 
gierung geändert  werden. 

Die  Geschäfte,  die  die  Nationalbank  zu  machen  be- 
fugt ist,  werden  in  dem  folgenden  Kapitel  erörtert  wer- 
den. 

Das  Kapital  der  Nationalbank  ist  auf  30  Millionen 


1)  Expose*  des  motifs  des  betreffenden  Gesetzes,  vorgelegt  der 
Kammer  am  23.  Januar  1901. 
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festgesetzt,  wovon  10  Millionen  vom  Staate  und  20  Mil- 
lionen von  Privatleuten  durch  .  öffentliche  Subskription 
aufzubringen  waren. 

Von  diesem  auf  60000  Aktien  ä  500  Lei  verteilten 
Kapital  war  die  Zeichnung  von  24000  Aktien  im  Werte 
von  12000000  Lei  für  die  Eröffnung  der  Bank  unerlässlich. 
Die  übrigen  18  Millionen  waren  durch  zwei  weitere  Aus- 
gaben aufzubringen,  deren  Datum  nach  Bedürfnis  von 
dem  Verwaltungsrate  mit  Einwilligung  der  Regierung 
zu   bestimmen   war. 

Die  Aktien  sind  bei  der  Nationalbank,  wie  bei  allen 
ähnlichen  Instituten  gegenüber  der  Bank  unteilbar;  sie 
kennt  nur  einen  Inhaber  für  jede  Aktie.  Nach  dem  Vor- 
bilde der  Bank  von  Belgien  kann  jede  Aktie  ebensowohl 
Namens-  wie  Inhaberaktie  sein.  Das  Eigentum  einer 
Inhaberaktie  kann,  nach  dem  Art  12  der  Statuten,  nur 
durch  Eintragung  in  das  Bankregister,  welches  in  doppel- 
ten Exemplaren  bei  der  Zentrale  gehalten  wird,  festge- 
stellt werden.  Die  Zession  der  Namensaktien  wird  nur 
durch  eine  im  Register  eingetragene  Uebertragungs- 
erklärung  vorgenommen,  welche  von  dem  Cedenten  und 
Zessionar,  oder  ihren  Bevollmächtigten  datiert  und  un- 
terschrieben, und  von  einem  Direktor  kontrasigniert  wer- 
den muss. 

Die  Zession  der  Inhaberaktien  geschieht  durch  die 
einfache  Uebertragung  des  Titels. 

Die  Gewinnverteilung  wird  durch  den  §  44  der  Sta- 
tuten geregelt. 

Von  dem  Reingewinn  wird  den  Aktieninhabern  eine 
Dividende  bis  zu  6°/o  des  eingezahlten  Kapitals  gewährt; 
wenn  ein  Ueberschuss  vorhanden  ist,  werden  daraus 
20o/o  für  den  Reservefonds  entnommen,  das  Uebrige  wird 
folgendermassen  verteilt: 


—     42    — 

Dem  Staate  bis  zum  31.  Dezember  1912  20o/o,  vom 
1.  Januar  1913  an  30 o/o ;  den  Mitgliedern  des  Verwaltungs- 
rates 40/0,1)  den  Zensoren  3<>/o,2)  an  die  Spar-  und  Hülfs- 
kasse  der  Bankbeamten  1  °/o.  Das  Uebrige  wird  als  zweite 
Dividende  den  Aktionären  zugeteilt 

Der  Reservefonds  ist  durch  Art.  6  des  Gesetzes  und 
22  der  Statuten  bestimmt: 

1.  Zur  Deckung  der  Verluste  des  Bankkapitals, 

2.  zur  Sicherung  einer  Dividende  von  5 0/0  des  ein- 
gezahlten Kapitals. 

Der  Art.  24  der  Statuten  besagt,  dass  im  Falle  der 
Reservefonds  für  die  Erfüllung  der  zweiten  Aufgabe  zu 
gross  geworden  ist,  der  Ueberschuss  in  rumänischen 
Wertpapieren  angelegt  werden  kann. 

Nach  dem  letzten  Jahresberichte  vom  17.  II.  08  hatte 
dieser  die  Höhe  von  24574391  Lei  erreicht  Die  Bank 
veröffentlicht  wöchentlich  eine  kurze  Uebersicht  ihrer  Ge- 
schäfte,  und  hat  jeden  Monat  dem  Finanzministerium 
einen  detailierten  Bericht  zu  erstatten.  Ausserdem  ist  sie 
durch  die  Statuten  verpflichtet,  die  Semesterbilanz,  das 
Gewinn-  und  Verlustkonto,  die  Jahresbilanz,  sowie  die 
Berichte  der  Verwaltung  und  der  Zensoren  in  dem  offi- 
ziellen Blatte  zu  veröffentlichen. 

Für  die  Bilanzaufstellung  werden  durch  die  Statuten 
folgende  Bestimmungen  getroffen: 

1.  Die  Wertpapiere  können  nur  nach  dem  Tages- 
kurs eingetragen  werden. 

2.  Die  Bilanz  muss  netto  vorgelegt  werden,  d.  h. 
nachdem  man  von  dem  Bruttogewinn  sämtliche 
Verwaltungskosten,  Lasten  jeder  Art,  und  Ab- 
schreibungen in  Abzug  gebracht  hat 


1)  Früher  8°/0. 

2)  Früher  7°/0. 
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Früher,  nach  den  alten  Statuten,  musste  noch  der 
Gewinn  abgezogen  werden,  welcher  sich  aus  einem  Dis- 
kontosatze oder  Zinsfuss  über  7o/0  ergab,  und  welcher 
dem  Staate  zufiel. 

Der  Verwaltungsrat  schliesst  die  Bilanz  jedes  Jahr 
am  30.  Juni  und  am  31.  Dezember. 

In  den  folgenden  10  Tagen  wird  die  Semesterbilanz 
dem  Zensorenrate  vorgelegt,  welcher  wiederum  10  Tage 
zur  Prüfung  und  Bewilligung  der  Veröffentlichung  Zeit 
hat  Die  Bewilligung  der  Zensoren  entlastet  die  Ver- 
waltung von  jeder  Verantwortung. 

§  2.    Dia  Verwaltungsorganisation. 

Die  verwaltende  Behörde  ist  der  von  dem  Gou- 
verneur und  den  sechs  Direktoren  gebildete  Verwaltungs- 
rat Die  Aufsicht  über  die  Bank  steht  dem  Zensoren- 
rate zu. 

Die  zum  Diskontieren  vorgelegten  Wechsel  werden 
von  einem  besonderen  Komitee  geprüft 

Der  Gouverneur,  die  Direktoren  und  die  Zensoren 
bilden  zusammen  den  Conseil  general. 

Der  Gouverneur  repräsentiert  die  Regierung  und 
wird  von  dieser  auf  5  Jahre  ernannt  Er  muss  Rumäne 
sein  und  in  Bukarest  wohnen.  Sein  Gehalt  beträgt  24  000 
Lei  jährlich  und  wird  von  der  Bank  ausgezahlt.  Ausser- 
dem wird  ihm  eine  möblierte  Wohnung  zur  Verfügung 
gestellt  (oder  die  Kosten  dafür). 

Während  seiner  Amtsdauer  darf  er  weder  Mitglied 
des  Parlamentes  sein,  noch  Handel  treiben,  noch  an  der 
Verwaltung  einer  anderen  Bank  teilnehmen.  Vor  dem 
Antritt  seines  Amtes  muss  er  den  Besitz  von  40  Aktien 
nachweisen. 

Ihm  sind  die  6  Direktoren  unterstellt,  von  denen 
4  als  Repräsentanten  der  Aktionäre  von  diesen  auf  vier 
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Jahre  gewählt,  die  anderen  2  von  der  Regierung  er- 
nannt werden.  Die  letzteren  dürfen  während  dieser  Zeit 
nicht  die  Funktion  von  Staatsbeamten  bekleiden,  oder 
Mitglieder  des  Parlamentes  sein.  Alle  aber  müssen  Ru- 
mänen sein  .  und  in  Bukarest  wohnen ;  ihr  Gehalt  ist 
auf  je  12000  Lei  jährlich  festgesetzt 

Aus  der  Zahl  der  erwählten  Direktoren  tritt  einer 
am  Schlüsse  jeden  Jahres,  und  aus  der  der  ernannten  einer 
nach  zwei  Jahren  zurück.  Die  Person,  welche  den  Gou- 
verneur während  seiner  Abwesenheit  oder  Verhinderung 
vertritt,  wird  aus  der  Mitte  der  Direktoren  durch  könig- 
liches Dekret  auf  ein  Jahr  ernannt.  Sie  trägt  den  Titel 
eines  „Vize-Gouverneurs".  Der  Gouverneur  oder  sein 
Stellvertreter  ist  Vorsitzender  des  Verwaltungsrates,  des 
Conseil  general  und  der  Generalversammlung,  legt  der 
letzteren  die  von  dem  Verwaltungsrate  abgeschlossenen 
Bücher  vor  und  führt  die  gefassten  Beschlüsse  durch. 
Ihm  liegt  die  Aufsicht  überdie  verschiedenen  Abteilungen 
ob  bezüglich  der  Beobachtung  der  Gesetze,  der  Regle- 
ments und  Statuten  der  Bank.  Er  kann  die  Beschlüsse  des 
Verwaltungsrates  suspendieren,  muss  aber,  sofort  eine 
Generalversammlung  einberufen,  welche  dann  in  letzter 
Instanz  darüber  entscheidet. 

Der  Verwaltungsrat,  der,  wie  schon  oben  an- 
gedeutet, aus  dem  Gouverneur  und  den  sechs  Direktoren 
gebildet  wird,  entscheidet  über  sämtliche  Geschäfte,  mit 
Ausnahme  derjenigen,  die  bereits  durch  Gesetze,  Statuten 
oder  Reglements  bestimmt  sind.  Ihm  steht  die  Fest- 
setzung des  Diskontosatzes  und  der  Diskontbedingungen 
zu.  Er  bestimmt  das  Kapital,  welches  für  die  Diskon- 
tierung der  Schatzscheine,  für  Darlehen  aufs  Staats-  oder 
vom  Staate  garantierte  Papiere,  oder  zum  Ankauf  der- 
selben verwendet  werden  darf.  Alles  dies  geschieht  mit 
der  Zustimmung  des  Zensorenrates.    Er  entscheidet  ferner 
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über  Wahl  oder  Ablehnung  der  Beamten,  die  Fixierung 
der  Gehälter  und  der  Kaution  derselben,  er  gibt  die  Be- 
richte für  die  Generalversammlung  heraus  und  besitzt  das 
Recht  der  gerichtlichen  Vertretung.  Seine  Beratung  ist 
nur  bei  Anwesenheit  der  Mitglieder-Mehrheit  gültig,  bei 
Beschlüssen  entscheidet  die  Mehrheit  der  Stimmen.  Bei 
Stimmengleichheit  ist  die  Stimme  des  Vorsitzenden  mass- 
gebend. Die  Aufsicht  steht  dem  von  sieben  Mitglie- 
dern gebildeten  Zensorenrate  zu,  von  denen  4  von 
der  Generalversammlung  auf  4  Jahre  gewählt  werden, 
und  drei  von  der  Regierung  auf  drei  Jahre  ernannt  sind. 

Jedes  Jahr  muss  einer  der  Erwählten  und  einer  der 
Ernannten  austreten,  sie  können  aber  wieder  gewählt 
werden.  Durch  die  Statuten  wird  von  ihnen  eine  Kaution 
in  Form  von  10  Aktien,  und  von  den  Direktoren  eine 
solche  von  20  verlangt 

Die  Zensoren  haben  das  Recht,  sämtliche  Opera- 
tionen zu  kontrollieren,  und  sich  alle  Schriften  vorlegen 
zu  lassen.  Sie  prüfen  die  Amtsführung  und  die  Bilanz 
und  erstatten  darüber  der  Generalversammlung  ausführ- 
lichen Bericht  Der  Zensorenrat  versammelt  sich  wenig- 
stens einmal  in  der  Woche,  und  ihm  werden  sämtliche  Be- 
schlüsse des  Verwaltungsrates  vorgelegt  Er  kann  keine 
Entscheidung  treffen,  wenn  nicht  4  seiner  Mitglieder  an- 
wesend sind.  Auch  hier  entscheidet  die  Mehrheit  Für 
ihre  Tätigkeit  bekommen  die  Mitglieder  ausser  dem  Ge- 
winnanteil noch  50  Lei  für  jede  Sitzung. 

Der  Conseil  general  versammelt  sich  einmal  im 
Monat,  um  von  dem  Stand  der  Bank  Kenntnis  zu  nehmen. 
Er  entscheidet  über  sämtliche  Geschäfte,  die  ihm  nach 
dem  Gesetze  und  Statuten  zufallen,  regelt  die  Verteilung 
der  Dividenden  und  setzt  die  Bedingungen  fest,  unter 
welchen  die  Bank  Depositen  annimmt     Diese  Beding- 
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ungen  müssen  aber  dem  Finanzminister  zur  Bestätigung 
vorgelegt  werden. 

Er  hat  des  weiteren  über  die  Gründung  von  Zweig- 
anstalten, über  deren  besondere  Organisation,  sowie  über 
alles,  was  die  Notenausgabe  betrifft,  zu  beraten. 

Er  votiert  die  Ausgabebudgets  der  Bank,  bewilligt 
während  der  Geschäftsperiode  sämtliche  ausserordent- 
liche Ausgaben  und  ernennt  die  Mitglieder  des  Dis- 
kontkoni itees. 

Das  letztere  wird  bei  der  Zentrale  in  Bukarest 
aus  zwei  Abteilungen  mit  je  drei  Mitgliedern  gebildet 
Jede  Abteilung  arbeitet  abwechselnd  eine  Woche.  Die 
Mitglieder  können  aus  der  Zahl  der  Zensoren  genommen 
werden.  Das  Komitee,  welchem  ein  Direktor  vorsteht, 
prüft  die  Wechsel  und  schlägt  der  Verwaltung  diejenigen 
vor,  die  die  vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllen. 

Die  Generalversammlung,  welche  die  Ge- 
samtheit der  Aktionäre  repräsentiert,  wird  gebildet  aus 
den  Besitzern  von  vier  Namensaktien,  welche  seit  min- 
destens 20  Tagen  eingetragen  sind,  oder  von  vier  Inhaber- 
aktien, welche  bei  dem  Zentralsitz  oder  bei  den  vom 
Verwaltungsrate  angegebenen  Bureaus  während  einer  be- 
stimmten Zeit  deponiert  worden  sind.  Die  Aktionäre 
können  nur  von  Mandataren  vertreten  werden,  welche 
selbst  das  Stimmrecht  besitzen,  jedoch  können  sich  der 
Staat,  Anstalten  und  Korporationen  durch  einen  Dele- 
gierten, Unmündige  und  Entmündigte  durch  ihren  Vor- 
mund bezw.  Kurator,  und  Frauen  durch  irgend  eine  Per- 
son vertreten  lassen. 

Vier  Aktien  entsprechen  einer  Stimme,  und  niemand 
kann  mehr  als  10  Stimmen  für  sich  und  10  als  Vertreter 
haben. 

Die  Regierung  wird  durch  einen  besonderen  Reprä- 
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sentanten  vertreten,  welcher  aber  als  solcher  ebenfalls 
nicht  über  mehr  als  10  Stimmen  verfugt. 

Die  Generalversammlung  tritt  jedes  Jahr  einmal,  am 
dritten  Sonntag  des  Monats  Februar,  zusammen,  es  kann 
aber  auch,  wenn  der  Verwaltungsrat  es  für  nötig  findet, 
eine  ausserordentliche  Generalversammlung  berufen  wer- 
den.    Diese  muss  einberufen  werden: 

1.  Wenn  dies  von  dem  Zensorenrate  oder  von  20 
stimmberechtigten  Aktionären  verlangt  wird. 

2.  Wenn  die  Zahl  der  erwählten  Direktoren  oder 
Zensoren  auf  2  reduziert  ist. 

Der  Generalversammlung  liegen  folgende  Auf- 
gaben ob: 

I.  Sie  beschliesst  a)  über  die  in  den  Einladungen 
angezeigten  Geschäfte,  b)  über  Anträge,  welche  von  20 
Aktionären,  die  im  Besitz  von  mindestens  200  Aktien 
sein  müssen,  unterschrieben  sind,  und  deren  Mitteilung 
an  den  Verwaltungsrat  10  Tage  vorher  zu  erfolgen  hat, 
c)  über  die  ihr  seitens  des  Verwaltungsrates  vorgelegte 
Bilanz. 

II.  Sie  erwählt  die  zu  ersetzenden  Direktoren  und 
Zensoren,  ebenso  kann  sie  mit  einer  Mehrheit  von  2/s 
die  Wiederberufung  dieser  Beamten  aussprechen. 

Für  jeden  sonstigen  Beschluss  ist  die  Mehrheit  er- 
forderlich, bei  Stimmengleichheit  gilt  der  Antrag  als  ab- 
gelehnt 

Die  Regierung  hat  das  Recht,  sämtliche  Operationen 
der  Bank  zu  kontrollieren,  und  die  Durchführung  solcher 
Massnahmen  zu  verhindern,  die  gegen  das  Gesetz,  die 
Statuten  oder  das  Staatsinteresse  gerichtet  erscheinen. 
Zu  diesem  Zwecke  ernennt  sie  einen  Kommissar,  der  die 
Geschäfte,  hauptsächlich  aber  den  Diskont  und  die  Noten- 
ausgabe, zu  beaufsichtigen  hat  Ihm  steht  das  Recht  zu, 
von  dem  Stande  der -Geschäfte  Kenntnis  zu  nehmen,  und 
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er  kann  zu  jeder  Zeit  Bücher  und  Kasse  prüfen.  Er 
wohnt  den  Versammlungen  der  verschiedenen  Räte  und 
Komitees  mit  beratender  Stimme  bei.  Die  in  seiner  Ab- 
wesenheit gefassten  Beschlüsse  werden  ihm  von  dem 
Präsidenten  mitgeteilt,  und  er  kann,  wenn  dieselben  ihm 
wider  das  Gesetz  oder  die  Staatsinteressen  zu  Verstössen 
scheinen,  ihre  Durchführung  provisorisch  suspendieren, 
muss  aber  der  Regierung  darüber  Bericht  erstatten,  wel- 
che dann  definitiv  entscheidet. 

Die  Bank  dehnt  vermittelst  Zweiganstalten,  31  an 
der  Zahl,  ihre  Tätigkeit  über  das  ganze  Land  aus.  Durch 
den  Artikel  3  des  Gesetzes  ist  sie  zur  Gründung  einer 
solchen  Zweiganstalt  in  jeder  Kreishauptstadt  verpflichtet 

Diese  werden  auf  Rechnung  und  Gefahr  der  Zen- 
trale von  Direktoren,  bezw.  Agenten  geleitet.  Ausser- 
dem gibt  es  in  jeder  Zweiganstalt  ein  Diskontkomitee. 
Die  Mitglieder  desselben,  sowie  alle  anderen  Beamten, 
werden  von  dem  Verwaltungsrate  ernannt,  und  zwar  die 
ersteren  auf  2  Jahre  (die  Hälfte  von  ihnen  scheidet  jedes 
Jahr  aus),   die  letzteren   auf  unbestimmbare  Zeit. 

Dem  Direktor,  bezw.  Agenten  steht  die  Gesamtlei- 
tung  und   die    Ueberwachung   des    Personals   zu. 

Die  Beziehungen  dieser  Anstaltep  zu  der  Zentrale 
sind  der  Gegenstand  besonderer  Reglements,  welche  die 
Zentrale  in  die  Lage  setzt,  jeden  Tag  von  dem  Stand  der 
Geschäfte   Kenntnis   zu   nehmen. 

Seitens  der  Filialen  und  Agenturen  ist  am  2.  und 
16.  jeden  Monats  der  Zentrale  ein  Referat  über  sämtliche 
Schuldner  und  Bürgen  einzureichen;  Abschriften  dieser 
Referate  werden  an  alle  Zweiganstalten  eingesandt  Jeden 
Monat  hat  der  Direktor  oder  Agent  über  die  wirtschaft- 
liche Lage  des  Platzes  einen  Bericht  zu  erstatten,  eventuell 
auch  über  den  Gang  der  Geschäfte  eines  jeden  Kunden. 
Für  die  Zwecke   der   Bank  im   allgemeinen   haben  die 
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Zweiganstalten  einen  Auskunftsdienst  zu  organisieren. 
Sie  können  sämtliche  Operationen  betreiben,  ausgenom- 
men die  mit  Tratten  und  Rimessen.  Diese  Geschäfte  wer- 
den bis  zum  Erlass  anderer  Verfügungen  nur  von  der 
Zentrale,  den  vier  Filialen  und  der  Agentur  Constanza  be- 
trieben. 


IV.   Kapitel. 

Die  Tätigkeit  der  Bank  von  Rumänien. 

Die  Tätigkeit  der  Bank  von  Rumänien  ist  wie  die- 
jenige der  ähnlichen  ausländischen  Anstalten,  durch  das 
konstitutive  Gesetz  und  durch  die  betreffenden  Statuten 
begrenzt.  Wie  schon  erwähnt,  dienten  für  beide  die- 
jenigen der  Bank  von  Belgien  mit  sehr  kleinen  Aende- 
rungen  als  Muster. 

Nach  dem  Art  9  des  Gesetzes  und  25  der  Statuten 
bestehen  die  Geschäfte  der  Bank  aus  folgenden: 

1.  Diskontierung  von  Wechseln,  welche  Handelsge- 
schäfte zum  Gegenstand  haben;  desgleichen  auch 
von  Schatzbons,  aber  nur  bis  zur  Höhe  von  20  o/o 
des  eingezahlten   Kapitals. 

2.  Vorschussgewährung  auf  Unterpfand  von: 

a)  Edelmetallen  oder  fremden  Gold-  und  Silber- 
münzen, 

b)  Staats-  oder  vom  Staate  garantierten  Wert- 
papieren, und  zwar  unter  Grenzen  und  Be- 
dingungen, welche  vom  Verwaltungsrate  im 
Einverständnis  mit  dem  Zensorenrate  festge- 
setzt, und  vom  Finanzministerium  bewilligt 
werden  müssen. 

4 
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3.  Erleichterung  von  Zahlungen  durch  Schaffung  von 
Zahlungsanweisungen,  Uebernahme  von  telegra- 
phischen und  brieflichen  Zahlungen,  durch  Um- 
schreibungen in  den  Büchern  der  Bank  (Art  46 
bis  52  des  Geschäftsreglements),  und  endlich 
durch  Einkassieren  von  Forderungen  für  Privat- 
personen  oder  Anstalten. 

4.  Handel  mit  Edelmetallen. 

5.  Annahme  von  Geldern  in  Kontokorrent  und 

6.  Aufbewahrung  von  Wertpapieren,  Edelmetallen, 
Gold-  und  Silbermünzen. 

In  dem  Art  10  des  Gesetzes  und  27  der  Statuten  sind 
die  Beschränkungen  enthalten,  die  der  Bank  auferlegt 
werden.  Hiernach  darf  die  Bank  keine  Anleihe  auf- 
nehmen, weder  direkt  noch  indirekt  sich  an  Handels-  oder 
Industrie-Unternehmungen  beteiligen,  oder  anderen  Han- 
del als  den  mit  Edelmetallen  treiben.  Die  Erwerbung 
von  Immobilien  ist  beschränkt  auf  die  für  den  Bedarf 
der  Anstalt  unbedingt  notwendigen.  Weiter  ist  ihr  ver- 
boten, Vorschüsse  auf  Hypothek  oder  Unterpfand  von 
industriellen  Aktien  zu  gewähren,  sowie  ihre  eigenen 
Aktien  zu  kaufen  oder  zu  beleihen. 

Ausserdem  lag  der  Bank  noch  ob,  unentgeltlich  den 
Kassendienst  des  Staates  zu  besorgen,  und  zwar  unter 
Bedingungen,  welche  von  einem  besonderen  Gesetze 
nachträglich  festzusetzen  waren.  Aus  mir  zum  Teil  un- 
bekannten Gründen  ist  aber  diese  Bestimmung  nie  an- 
gewendet worden.  Vielmehr  ist  nach  einer  zwischen 
der  Regierung  und  der  Bank  am  7.  April  1905  abge- 
schlossenen Konvention  diese  Verpflichtung  der  Bank 
beseitigt  worden,  wogegen  diese  dafür  dem  Finanzmini- 
sterium eine  jährliche  Entschädigung  von  140000  Lei 
zu  gewähren  hat 
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Somit  hätten  wir  den  der  Bank  eingeräumten  Ge- 
schäftskreis festgesetzt  und  wollen  nun  untersuchen,  wie 
sich  ihre  Geschäftstätigkeit  tatsächlich  entwickelt  hat. 

§  1.    Passivgeschäfte. 

In  dem  ersten  Kapitel  dieser  Arbeit  haben  wir  ge- 
zeigt, wie  sich  die  wirtschaftliche  Entwicklung  Rumäniens 
vollzogen  hat 

Auf  der  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen  Zu- 
stände Rumäniens,  sowie  aus  seiner  sprungweisen  Ent- 
wicklung ergab  sich  das  Bedürfnis  nach  kreditgewähren- 
den Anstalten,  aber  keineswegs  nach  solchen,  welche 
zwischen  Angebot  und  Nachfrage  von  Kapital  vermitteln 
und  die  Nutzbarmachung  verfügbarer  Kapitalien  ermög- 
lichen sollten. 

Dieses  Bedürfnis  besteht  noch  heute,  und  war  für 
die  verschiedene  Ausdehnung,  welche  die  einzelnen  Pas- 
sivgeschäfte der  Nationalbank  erfuhren,  von  entscheiden- 
der Bedeutung.  Wie  wir  bei  der  Aufzählung  der  Bank- 
geschäfte ersehen  haben,  scheiden  die  verzinsbaren  De- 
positen  vom  Anfang  an  aus.  Allerdings  waren  dafür  auch 
andere  Gründe  massgebend;  diese  fliessen  der  Bank  zu 
in  Zeiten,  wo  sie  nicht  nötig  und  werden  zurückverlangt, 
gerade  wo  sie  am  nötigsten  sind.  In  Anbetracht  des  um- 
gekehrten Verhältnisses,  in  welchem  Zunahme  und  Ab- 
nahme der  Depositen  zu  dem  Bedürfnisse  der  Bank  stehen, 
foglte  diese  dem  Beispiele  beinahe  aller  grossen  Zen- 
tralbanken, auf  denen  das  Geldwesen  der  betreffenden 
Lander  beruht  Ein  weiterer  Grund,  für  die  Nichtan- 
nahme der  Depositen  war  ihre  etwaige  Verzinsung.  Es  ist 
selbstverständlich,  dass  eine  solche  nur  unter  dem  Dis- 
kontosatz hätte  stattfinden  können.  Es  wäre  jedenfalls 
eine  sehr  niedrige  Verzinsung  gewesen,  um  so  mehr,  da 
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eine  Hauptaufgabe  der  Bank  darin  bestand,  den  Zinsfuss 
möglichst  herabzudrücken,  damit  dadurch  die  Möglichkeit 
einer  produktiven  Verwendung  der  dargeliehenen  Gelder 
erreicht  würde. 

Man  kann  also  kaum  annehmen,  dass  die  Bank  über- 
haupt Depositen  bekommen  hätte,  wenn  man  bedenkt, 
dass  die  wenig  über  88<>/oigen  Pfandbriefe,1)  sowie  die 
90o/o  im  Kurs  stehenden  6  o/o  Staatspapiere  für  die  Anlage 
suchenden  Gelder  eine  ebenso  sichere,  aber  viel  ren- 
tablere Anlage  boten.  Für  die  kleineren  Leute  kam  die 
ebenfalls  1880  gegründete  Sparkasse  in  Betracht,  welche 
bis  vor  kurzem  5  o/o  Zinsen  gewährte. 

Aus  all  diesen  Gründen  beschränkt  sich  die  Bank 
auf  Depositen  zur  Verwahrung  (Art.  6  des  Gesetzes  und 
6  des  Statuts).  Die  Annahme  dieser  bildet,  wie  überall, 
das  Objekt  besonderer,  hier  nicht  näher  zu  besprechen- 
der Reglements,  welche  die  Natur  des  Deposits,  die 
Aufnahmebedingungen,  seine  Zurückziehung,  und  die  be- 
treffenden Gebühren  feststellen.  Aus  der  beigefügten 
Tabelle  kann  man  ersehen,  dass  die  Summe  der  Depositen 
von  Jahr  zu  Jahr  eine  sehr  verschiedene  Höhe  aufweist. 
Ihre  sprungweise  Bewegung  lässt  sich  aber  nicht  immer 
durch  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  erklären.  Sie 
kommt  vielmehr  wahrscheinlich  daher,  dass  sie  nur 
vorübergehend  zur  Aufbewahrung  gebracht  werden.  Sie 
bieten  insofern  keine  Veranlassung  zur  näheren  Bespre- 
chung, weil  dadurch  auf  keine  Weise  in  den  allgemeinen 
Zirkulationsprozess  eingegriffen  wird. 2)  Wir  gehen  nun 
weiter  zu  der  zweiten  Art  fremder  Fonds,  über  welche 
eine  Bank  verfügen  kann.  Zu  den  Kassenvorräten,  dem 
Kontokorrentguthaben  als  Basis  für  die  Entstehung  eines 
Giroverkehrs. 


1)  Lucrari  pregatitoare  Bd.  IV  S.  48. 

2)  Scharling,  Bankpolitik  S.  43. 
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Auch  dieser  Zweig  der  Passivgeschäfte  konnte  bei 
der  Bank  von  Rumänien  keine  sonderliche  Ausdehnung 
erfahren ;  die  Kontokorrentguthaben  sind  geringfügig  und 
werden,  wie  mir  gesagt  wurde,  deshalb  nicht  in  den  Jah- 
resberichten verzeichnet  Die  Kassenführung  durch  Ban- 
ken war  in  dem  ärmeren  Rumänien  nicht  ausdehnungs- 
fähig. Ebenso  hat  sich  das  Anweisungssystem  für  den 
inneren  Verkehr  nicht  einbürgern  können.  Die  Inan- 
spruchnahme von  Kompensationen,  der  Gebrauch  von 
Checks  hängt  eben  nicht  von  den  sie  einführenden  Ge- 
setzen und  Statuten,  sondern  in  erster  Linie  von  wirt- 
schaftlichen Vorbedingungen  ab,  von  Sitten  und  Ge- 
bräuchen, die  sich  nicht  von  heute  auf  morgen  ändern 
lassen.  Es  ist  sehr  erklärlich,  dass  bei  einem  in  Entwick- 
lung begriffenen  Lande,  wie  Rumänien,  wo  die  Bankge- 
schäfte wenig  ausgedehnt  sind,  das  Bedürfnis  nach  Kre- 
ditmitteln bei  weitem  grösser  ist,  als  dasjenige  nach  Zah- 
lungsmitteln. Daher  die  verschwindend  kleine  Bedeutung 
des  Checks  in  dem  rumänischen  Verkehr,  gegenüber  der 
Banknote.  Diese  war  zum  Unterschiede  von  denjenigen 
der  höher  entwickelten  Länder  nicht  die  Nachfolgerin  des 
Depositenscheins;  sie  ging  im  Gegenteil  dem  Check  voran 
und  war  ein  Mittel  der  Kreditgewährung.  Die  Noten- 
emission musste  infolgedessen  für  die  Nationalbank  von 
Rumänien  zu  einer  Hauptsache  werden.  Ihre  ganze, 
später  zu  besprechende  Tätigkeit  begründete  sich  auf 
die  Noten,  die  sie  emittierte  und  auslieh.  Durch  den 
Art  12  des  Gesetzes  war  die  Bank  befugt,  Noten  aus- 
zugeben, welche  „durch  leicht  realisierbare  Werte  gedeckt 
werden  sollten".  Die  Deckung  hat  seit  der  Gründung 
der  Bank  manche  Aenderung  erfahren,  sowohl  hinsicht- 
lich der  Beschaffenheit,  als  auch  ihres  Verhältnisses  zu 
den  ausgegebenen  Noten.  Anfangs  bestand  die  Deckung 
hauptsächlich    aus   Silber.     Ausserdem    hatte   die   Bank 
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vorübergehend  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  11.  April 
1880  *)  die  Verpflichtung,  die  schon  erwähnten  Hypo- 
thekarscheine binnen  4  Jahren  aus  dem  Umlauf  zu  ziehen, 
und  sie  durch  Banknoten  zu  ersetzen.  Diese  unterlagen 
nicht  der  Deckungs  Verpflichtung.  Im  Jahre  1888 — 89 
wurden  die  Hypothekarscheine  vom  Staate  bezahlt  und 
zurückgezogen.  Das  Verhältnis  zwischen  Umlauf  und 
Deckung  wurde  ebenfalls  auf  40<y0  erhöht, 2)  und  letztere 
hatte  infolge  der  Einführung  der  Goldwährung  nun  aus 

0 

Gold  zu  bestehen. 

Man  beabsichtigte  dadurch  die  Aufrechterhaltung 
eines  gesunden  Verhältnisses  zwischen  Barbestand  und 
Notenumlauf  zu  bewirken,  um  so  mehr,  als  man  annahm, 
dass  die  obige  Massnahme  ein  weiteres  Anwachsen  des 
Notenumlaufes  verhindern  würde.  Mit  Rücksicht  auf  die 
grosse  Ausdehnung  des  Lombardgeschäftes  —  darüber 
Näheres  in  dem  nachfolgenden  Kapitel  —  und  der  Dis- 
kontierung der  agrikolen  Wechsel,  glaubte  man  schon 
1886  behaupten  zu  können,  dass  der  Notenumlauf3)  für 
die  tatsächlichen  Bedürfnisse  der  rumänischen  Volkswirt- 
schaft zu  gross  sei.  Ja  man  glaubte  ihn  sogar  auf  die 
bestimmte  Höhe  von  '60  Millionen  Lei  herabsetzen  zu 
können.  Man  erblickte  nur  in  der  Einlösbarkeit  der  Noten 
das  Mittel  zur  Gesundung  unserer  Währungsverhältnisse. 
Es  konnte  auch  kaum  anders  sein;  denn  man  nahm  als 
Ursache  des  damals  herrschenden  Agios  nicht  den  Gold- 
mangel an,  welcher  wiederum  seinen  Ursprung  in  der 
Annahme  der  Rubel  zu  höherem  Kurse  und  in  den  wirt- 
schaftlichen und  finanziellen  Zuständen  der  letzten  5 — 6 


1)  Art.  30  des  Ges.  §  101  der  Statuten. 

2)  Gesetz  vom  15.  Juni  1890. 

3)  Dieser  war  damals  von  34  Mill.  1881  auf  über  iOOMill.  Lei 
1886  gestiegen. 
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Jahre  hatte,  sondern  das  Missverhältnis  zwischen  Silber 
und  Banknoten  einerseits,  und  dem  Golde  andererseits. 
Man  wollte  gar  nicht  ernstlich  daran  denken,  ob  ein 
Notenumlauf  von  60  Millionen  für  eine  Bevölkerung  von 
51/*  Millionen,  noch  dazu  bei  besagtem  langsamen  Ver- 
kehr wirklich  genügen  würde.  Ebenso  achtete  man  wenig 
darauf,  dass  eine  ziffernlässige  Beschränkung  des  Aus- 
gaberechts die  Bank  gerade  in  Krisen  an  der  Ausübung 
ihrer  Verkehrsfunktion  verhindern  müsste. x)  Man  be- 
nimmt dadurch  ihre  Eigenschaft  als  Kreditmittel,  und 
ihre,  besonders  in  anormalen  Zeiten  so  nötige  Fähigkeit, 
der  Geldzirkulation  eine  grössere  Elastizität  zu  geben, 
geht  deswegen  verloren.2)  Aber  auch  die  der  Quoten- 
deckung zugeschriebenen  Vorzüge  können  illusorisch  ge- 
macht werden,  wenn  ein  zu  hohes  Deckungsverhältnis 
beansprucht  wird.  Die  wirklich  richtige  Höhe  des  Bar- 
vorrats kann  nur  die  betreffende  Bank  selbst  beurteilen, 
das  Gesetz  kann  ihr  bloss  ein  Mindestmass  von  Vorsicht 
zur  Pflicht  machen  (Wagner).  Greift  das  Gesetz  aber 
zu  hoch,  so  kann  es  vielmehr  schaden,  als  nützen;  die 
spätere  Erfahrung  hat  es  bei  unserem  Fall  bewiesen. 
Die  Bankverwaltung  hatte  schon  damals  —  Juni  1890  — 
die  Regierung  auf  die  daraus  entstehenden  Schwierig- 
keiten aufmerksam  gemacht  und  vorgeschlagen,  in  kriti- 
schen Zeiten  die  Deckungsgrenze  mit  Einwilligung  des 
Finanzministers  von  40  auf  33 o/o  ermässigen  zu  dürfen, 
doch  ohne  Erfolg. 

Wenn  man  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Rumä- 
niens kennt,  so  wird  man  einsehen,  dass  die  Bankver- 
waltung Recht  hatte.  Die  bedeutendste  Produktionsquelle 
des  Landes  war  und  ist  noch  heute  der  Ackerbau.    Des- 


1)  Wagner-Schönberg,  I,  505. 

2)  Schwung,  Bankpolitik  861-365. 
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halb  waren  einerseits  —  wie  allgemein  bekannt  —  alle 
seine  Krisen  von  Missernten  hervorgerufen.  Andererseits 
ist  Rumänien  für  Industrieerzeugnisse  noch  in  sehr  gros- 
sem Masse  auf  das  Ausland  angewiesen.  Die  Folge 
davon  ist,  dass  die  Krisen  nicht  nur  eine  Vermehrung 
der  Zirkulationsmittel  —  umsomehr,  da  der  Giroverkehr 
sich  nicht  hat  entwickeln  können  —  für  die  inneren 
Bedürfnisse,  sondern  zugleich  eine  Goldausfuhr  nach  dem 
Auslande  forderten.  Es  ist  klar,  dass  hier  nicht  das  Vor- 
handensein von  Gold,  sondern  die  freie  Verfügung  darüber 
interessiert.1)  Diese  Behauptungen  haben  sich  durch 
die  Erfahrung  nur  zu  sehr  bewahrheitet  Der  frühere 
Vize-Gouverneur  der  Bank,  Anton  Carp,  erzählte  in  einer 
am  20.  Juni  1901  im  Senate  gehaltenen  Rede  folgendes: 
„Am  18.  Dezember  hatte  die  Krisis  ihren  Höhepunkt 
erreicht.  Aus  der  Situation  der  Bank  sieht  man,  dass 
dieselbe  an  diesem  Tage  noch  über 

36381000  Lei  an  Gold  und 
11582  000  Lei  an  Devisen, 

insgesamt  47  963  000  Lei  verfügte.  Der  Notenumlauf  be- 
trug rund  112  Millionen,  das  Verhältnis  war  also  42,80 o/0. 
Man  konnte  nicht  einmal  für  5  Millionen  Gold  geben, 
ohne  unter  die  statutare  Grenze  zu  kommen.  Wenn  in 
einem  solchen  Augenblicke,  wo  sich  alle  an  die  Kasse 
drängten,  um  Gold  zu  verlangen,  die  Bank  mit  der  Auto- 
mation des  Ministerrates  die  Grenze  auf  33 o/o  zu  er* 
niedrigen  berechtigt  gewesen  wäre,  hätte  sie  dem  Publi- 
kum 20  Millionen  Gold  zur  Verfügung  stellen  können, 
ohne  dadurch  die  statutare  Grenze  zu  erreichen.  Die 
Bank  besass  aber  diese  Möglichkeit  nicht  und  die  Folge 
davon  war  eine  Erhöhung  der  Wechselkurse  um  58/4°/o. 

1)  Amaunne,    La  Monnaie,    le  credit  et  les  finances    II.  Aufl. 
Paris  1902,  S.  427. 
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Das  Schöne  bei  der  Sache  war  gerade  der  Standpunkt 
der  Veiteidiger  des  40<y0  :  „man  wolle  das  Verhältnis  nicht 
auf  33o/o  erniedrigen,  weil  dadurch  das  Agio  zurückkehren 
würde".  Das  Land  musste  diese  leider  zu  teuer  bezahlte 
Erfahrung  machen,  um  dadurch  die  Regierung  zur  Aende- 
rung  des  betreffenden  Artikels  zu  veranlassen.  Das  ge- 
schah 1901,  aber  auch  diesmal,  trotz  der  Erfahrung,  nicht 
ohne   Schwierigkeiten  und   Bedenken. 

In  seiner  neuen  Fassung  lautet  der  Artikel  wie  folgt: 

„Die  Bank  hat  das  Privileg,  Noten  auszugeben,  die 
Summe  der  im  Umlauf  befindlichen  Noten  wird  durch 
leicht  realisierbare  Werte   repräsentiert. 

Die  Bank  muss  eine  Golddeckung  von  mindestens 
40°o  der  Summe  der  von  ihr  ausgegebenen  Noten  haben. 
Diese  Grenze  kann  unter  exzeptionellen  Umständen  und 
für  festbestimmte  Zeft,  nach  dem  Gesuche  des  Conseil 
general  und  mit  Bewilligung  des  Ministerrates,  auf  33 0/0 
reduziert  werden.  Die  der  Regierung  auf  Grund  der 
Konvention  vom  11.  Mai  1901  zur  Verfügung  gestellte 
Summe  (15  Millionen)  wird  bis  zu  ihrer  vollständigen  Er- 
setzung (spätestens  bis  1930)  von  jeder  Deckung  dis- 
pensiert. Trotzdem  darf  der  Gesamtumlauf  in  keinem 
Falle  eine  metallische  Deckung  von  wenigen  als  33 0/0 
haben." 

30o/o  dieser  metallischen  Deckung  können  auch  in 
Wechseln  auf  englische,  deutsche,  französische  und  bel- 
gische Plätze  bestehen.  Aus  der  diesbezüglichen  Tabelle, 
weiche  dem  Jahresberichte  entnommen  ist,  ersieht  man 
im  Allgemeinen  sowohl  eine  quantitative  als  auch  quali- 
tative Besserung  des  Deckungsverhältnisses.  In  der  Zeit 
von  1881—1889  bestand,  wie  erörtert,  die  Deckung 
a u s  S i  1  b  e  r  und  aus  Hypothekarscheinen  und  schwankte 
zwischen  52,51  bis  67,75  0/0  im  Verhältnis  zu  der  Zirkula- 
tion.   Das  Verhältnis  zwischen  Bargeld  und  Umlauf  war 
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noch  schwach  und  schwankte  zwischen  29,73  bis  42,38<>/o. 
Das  Jahr  1889  war  ein  Uebergangsjahr,  die  Bank  besass 
nur  noch  6505118  Lei  Hypothekarscheine,  das  Verhält- 
nis der  Deckung  zum  Umlauf  bezifferte  sich  auf  48,80, 
bezw.  41,97.  1890  hatte  die  Bank  keine  Scheine  mehr, 
das  Verhältnis  stieg  auf  42,65.  In  der  folgenden  Zeit, 
trotz  der  Einführung  der  Goldwährung  und  somit  der 
Golddeckung,  stieg  es  fortwährend  bis  auf  59,1 5 o/o  im 
Jahre  1893,  um  nach  der  Krisis  von  1893  auf  52,31  im 
Jahre  1894  zu  sinken,  hob  sich  aber  bald  wieder  auf  56,11. 
In  dieser  Höhe  schwankte  es  in  den  nachfolgenden  Jah- 
ren, und  sank  1898  auf  50,21,  und  wegen  der  Krisis  des 
Jahres  1899  sogar  auf  49,44.  Gegen  Ende  dieses  Jahres 
und  während  der  nachfolgenden  Jahre  1900  und  1901 
sank  das  Verhältnis  weiter  auf  wenig  über  42o/o,  und 
das  von  der  Bank  beschaffte  Gold,  und  die  Wechsel  konn- 
ten den  Bedürfnissen  des  Publikums  und  des  Staates 
wohl  genügen,  aber  nicht,  um  die  Deckung  zu  der  früheren 
Höhe  zu  bringen.  Das  gelang  erst  1902  und  1903  (51,85 
bezw.  56,56),  welche  sich  durch  fruchtbare  Ernten  und 
ausnehmend  grosse  Ausfuhr  auszeichneten.  Das  war  auch 
nötig,  denn  die  Weizenernte  des  nachfolgenden  Jahres 
1904  war  nur  eine  mittelmässige,  die  Maisernte  voll- 
ständig vernichtet.  Die  Ausfuhr  war  mit  rund  94  Millionen 
Lei  kleiner  als  die  des  vorhergehenden  Jahres,  und  in- 
folgedessen das  Angebot  von  Wechseln  für  Begleichung 
der  Forderung  an  das  Ausland  sehr  gering  gegenüber  der 
Nachfrage.  Der  Wechselkurs  stieg  in  sehr  kurzer  Zeit 
um  2,15<>/o.  Und  dem  entgegenzuarbeiten,  stellte  die 
Bank  dem  Publikum  das  nötige  Gold  und  die  Wechsel 
zur  Verfügung,  ja,  diese  sogar  unter  dem  Kurse.  Die 
Summe  der  von  der  Bank  in  Umlauf  gesetzten  Gold- 
beträge und  Rimessen  belief  sich  in  diesem  Jahre  auf 


1 


—    59    — 

75  Millionen  Lei.1)  Wie  wir  daraus  ersehen,  ist  der 
Barbestand  nicht  die  einzige  Quelle,  aus  der  die  Bank 
von  Rumänien  den  Zahlungen  nach  dem  Auslande  Ge- 
nüge zu  leisten  vermochte,  sondern  sie  verfügt  auch  über 
Wechsel.  Der  Ankauf  dieser  hat,  wie  wir  sehen  werden, 
seit  den  letzten  5  Jahren  eine  sehr  grosse  Ausdehnung 
erfahren. 

Die  durch  den  Art  13  des  Gesetzes  bestimmte 
Stückelung  der  Banknoten  sowie  das  Quantum 
jeder  Kategorie  hatte  in  Rumänien  ebenfalls  Ursache  zu 
lebhaften  Diskussionen  gegeben.  ,Die  Bank  darf  nämlich 
Noten  auf  Beträge  von  20,  100,  500  und  1000  Lei  aus- 
geben, solche  zu  500  Lei  sind  aber  in  der  Praxis  niemals 
ausgefertigt  worden.  Die  Summe  der  20  Lei-Noten  durfte 
nach  dem  Gesetze  bis  1901  20 o/o  der  Gesamtausgabe 
nicht  übersteigen;  seitdem  ist  das  Verhältnis  auf  30 o/o 
erhöht  worden.  Wegen  dieser  Notenspezies  an  sich, 
sowie  wegen  der  Erhöhung  wurde  der  ganze  Streit  ge- 
führt 

Die  Zeitungen  der  Opposition  hatten  schon  sehr 
früh  angefangen,  der  Bank  den  Vorwurf  zu  machen,  sie 
hätte  durch  ihre  Noten  das  Agio  hervorgerufen.2)  Be- 
sonders galt  das  von  den  20  Lei-Noten ;  jede  hätte  einen 
Napoleon  d'or  aus  dem  Umlauf  verdrängt  Daher  be- 
stand nach  den  Betreffenden  unser  Umlauf  nur  aus  Silber 
und  dasselbe  vertretenden  Banknoten,  daher  das  Agio. 3) 
Als  selbstverständliches  Mittel  zur  Beseitigung  dieses 
Uebels  ergab  sich  das  Verbot  für  die  Bank,  20  Lei-Noten 
auszugeben,  „sodass  die  Carol  d'or  —  die  man  nicht 


1)  Rapports  du  conseil  .  .  1906  S.  XII. 

2)  Siehe  darüber  »L'economiBte  ronmain"  v.  2./IX.  1884  und 
Detbaterile  corpnritor  legiuitoare  (Kammerdebatten).  Jahrgang  1884. 
8.  85  nnd  folg. 

8)  Nie*,  a.  a.  O.  (1886)  P.  P.  Carp,  wie  oben. 
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hatte  —  das  Uebergewicht  im  Umlauf  behalten".  Ob 
nun  diese  geplante  Goldwährung  sich  damals  tatsächlich 
.  einführen  und  behalten  Hess,  ist  eine  Frage  für  sich« 
Vorläufig  wollen  wir  untersuchen,  inwiefern  der  Bank 
mit  Recht  vorgeworfen  wurde,  durch  ihre  Noten  das 
Gold  verdrängt  zu  haben.  Um  das  richtig  beantworten 
'*  zu  können,  müsste  man   zuerst  wissen,  ob  überhaupt, 

und  —  wenn  dies  der  Fall  war  —  wie  viel  Gold  sich  in 
dem  rumänischen  Umlauf  befand,  als  die  Nationalbank 
ihre  Tätigkeit  begann. 

Nationale  Goldmünzen  hatte  man  1870  mehr  aus 
politischen  als  aus  wirtschaftlichen  Gründen  —  5000  Stück 
für  100000  Lei  —  ausgeprägt  Was  an  fremdem  Gelde 
noch  da  war,  lässt  sich  ziffernmässig  nicht  feststellen,  da 
es  eine  rumänische  Münzstatistik  nicht  gibt.  Die  sonst 
gut  geführte  Handelsstatistik  gibt  erst  1006  Auskunft  über 
die  per  Post  ein-  und  ausgeführten  Geldmengen.1)  Wir 
können  also  nur  aus  der  Betrachtung  der  wirtschaftlichen 
Lage  und  anderer  Umstände  auf  die  ungefähre  damals 
vorhandene  Goldmenge  schliessen. 

Aus  dem  Paragraphen  über  das  Münzwesen  wissen 
wir,  dass  die  österreichischen  Dukaten  in  dem  Münz- 
umlauf Rumäniens  keine  Rolle  mehr  spielten.  Der  tür- 
kische Pfund  war  während  des  Krieges  verschwunden  *) 
und  kehrte  auch  nach  dessen  Beendigung  nicht  wieder 
zurück,  da  nun  zwischen  Rumänien  und  Türkei  ein  neuer 
Staat  —  Bulgarien  —  erstand.  Ausserdem  waren  die 
Handelsbeziehungen  zu  der  Türkei  noch  mehr  durch  den 
Umstand  verringert,  dass  russisches  Getreide  in  dieses 
Land  Eingang  gefunden  hatte. 3) 


1)  Bis  dahin  wurde  nur  die  Menge  eingeführte  Edelmetalle  zu 
industriellen  Zwecken. 

2)  Tornielli  Brusatti  di  Vergano  a.  a.  O. 
8)  Beer,  Handelsgeachichte,  Bd.  III  601. 
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Der  Napoleon  d'or  war  ebenfalls  während  des  Krie- 
ges infolge  der  Ueberschwemmung  mit  russischen  Rubeln 
und  infolge  des  gesteigerten  Imports  und  Fehlens  des 
Exports  aus  dem  Umlauf  geschwunden.  Dies  wird  am 
besten  bewiesen  durch  die  schon  angedeutete  Agio- 
erhöhung, —  also  zu  einer  Zeit,  wo  es  keine  Banknoten 
gab  — ,  welche  gleich  nach  dem  Kriege  8<y0  erreicht 
hatte.  *)  An  eine  Rückkehr  des  Napoleon  d'or  war  vor- 
derhand nicht  zu  denken,  da  der  Krieg  unsere  Beziehungen 
zu  den  französischen  Häfen  unterbrochen  hatte  und  deren 
Wiederaufnahme  infolge  der  erwachsenen  amerikanischen 
Konkurrenz  sich  schwierig  gestaltete.  Dazu  gesellten  sich 
noch  die  später  zu  besprechenden  Missernten  und  zahl- 
reiche gerade  in  dieser  Zeit  mit  ausländischem  Material 
auszuführende  öffentliche  Arbeiten.  Diese  Umstände 
hatten  bewirkt,  dass,  während  die  Ausfuhr  beständig  von 
238  Millionen  im  Jahre  1879  auf  206  im  Jahre  1881  sank, 
die  Einfuhr  derselben  Zeit  nicht  nur  die  Ausfuhr  über- 
stieg, sondern  sogar  von  254  auf  274  Millionen  anwuchs. 2) 
Wenn  man  noch  die  Annuitätenlast  der  Staatsschulden 
—  welche  schon  1880  bis  ca.  50o/o  der  ordentlichen  Ein- 
nahmen in  Anspruch  nahm3)  —  hinzufügt,  und  alles  bis 
jetzt  aufgezählte  in  Betracht  zieht,  so  wird  sich  meines 
Erachtens  unbedingt  ergeben,  dass  bei  Inslebentreten  der 
Nationalbank  sich  kein  sonderliches  Quantum  Qoldes  in 
dem  rumänischen  Umlauf  befand.  Infolgedessen  fanden 
die  Banknoten  im  allgemeinen  und  die  20  Lei-Noten  ins- 
besondere, herzlich  wenig  gutes  Oeld  vor,  das  sie  hätten 
vertreiben  können. 


1)  „Curierol  Financiar"  No.  8  S.  iL  und  No.  16,  S.  177. 

2)  N.  A.  Alexandrini,   Statistica  Romäniei,   Jassy  1898  Bd.  II 
8.  867. 

3)  J-  Radiicann,  Die  romanischen  Staatsschulden,   Dise.  Berlin 
1905  8.  8-16. 
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Trotzalledem  enthielt  das  Gesetz  vom  15.  Juni  1890 
•die  Verfügung,  dass  die  20  Lei-Noten  beseitigt,  und  von 
<Ler  Bank  binnen  4  Jahren  aus  dem  Umlauf  zurückge- 
zogen werden  sollten.  Diese  Aenderung  konnte  aber, 
weil  die  Generalversammlung  der  Bank  ihre  Zustimmung 
versagte,  nicht  durchgeführt  werden.  Ausserdem  sah  der 
Finanzminister  Ghermani  selbst  die  Notwendigkeit  der 
Beibehaltung  der  20  Lei-Noten  ein,  *)  und  so  blieb  es  beim 
alten,  unter  der  erwähnten  Bedingung,  dass  ihre  Summe 
nicht  20 o/o  der  Gesamtemission  übersteigen  sollte. 

Ich  bin  der  Meinung,  dass  diese  Beibehaltung  voll- 
ständig gerechtfertigt  war,  weil  man  mit  der  Votierung 
eines  Münzreformgesetzes  und  mit  der  Aufnahme  einer 
Anleihe  zu  seiner  Durchführung  wohl  eine  Währung  ein- 
führen, aber  noch  lange  nicht  aufrechterhalten  kann. 

Es  ist  schwer  anzunehmen,  dass  das  Gold  im  inneren 
Umlauf  des  Landes  sich  hätte  halten  können,  bei  der 
grossen  Abhängigkeit  Rumäniens  vom  Auslande  in  Bezug 
auf  Import,  und  von  seinen  Ernteerträgnissen  für  den 
Export.  Dann  wäre  dies  die  Folge  gewesen,  man  hätte 
den  Barvorrat  der  Bank  nicht  nur  für  Zahlungen  nach 
dem  Auslande,  sondern  auch  für  den  inneren  Verkehr 
in  Anspruch  genommen.  Ich  bezweifle  andererseits  sehr, 
dass  dadurch  dem  rumänischen  Geldwesen  eine  solidere 
Basis  gegeben  worden  wäre,  glaube  vielmehr,  dass  da-, 
durch  Geldklemmen  entständen  wären,  welche  dann  zur 
Ausgabe  von  Papiergeld  geführt  hätten.  Solche  waren 
im  Sommer  bei.  sehr  regem  Verkehr,  auch  bei  der  Aus- 
gabe von  20  Lei-Noten,insbesondere,  solange  diese  in  der 
oben  erwähnten  zu  engen  Grenze  beschränkt  war,  keine 


1)  Siehe  hierüber  die  Kammerdebatten  über  die  Zurückziehung 
der  Hypothekarscheine,  in  „Monitorul  oficial"  v.  12,  XII.  88  und 
der  Jahresbericht  der  Bank  vom  19.  Februar  1906  S.  VI  und 
<rhermani,  Mon.  Off.  Senatsdebatten  v.  22.  V.  92. 
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seltene  Erscheinung.  Ich  habe  selber  oft  2  oder  3  Bauern 
aus  verschiedenen  Dörfern  gesehen,  die  für  ihr  Getreide 
von  dem  Händler  zwei  100  Lei-Scheine  und  etwas  darüber 
bekommen  hatten,  weil  er  eben  nicht  anders  bezahlen 
konnte.  Sie  liefen  so  lange  in  der  Stadt  herum,  bis  sie 
in  irgend  einem  Laden  sie  einwechseln  konnten.  Des- 
wegen bildete  sich  während  der  Sommermonate  zwi- 
schen den  100-  und  20  Lei-Scheinen,  so  eigentümlich  es 
klingen  mag,  eine  Art  von  Agio,  und  man  war  in  den 
Provinzstädten  nicht  selten  genötigt,  1/2  bis  11/2%  zu 
zahlen,  um  einen  100  Lei-Schein  wechseln  zu  können. 

Man  hatte  also  Gelegenheit  sich  zu  überzeugen,  dass 
die  Verwaltungspraxis  besser  ist  als  willkürlich  gegriffene 
gesetzliche  Maxima,  und  die  Bankverwaltung  war  ver- 
anlasst, zugleich  mit  der  Aenderung  des  Deckungsver- 
hältnisses, auch  die  Steigerung  desjenigen  der  20  Lei- 
Noten  bei  der  Regierung  und  bei  der  Generalversammlung 
der  Aktionäre  zu  beantragen  und  diese  durchzuführen.  *) 

Das  Vorhandensein  von  20  Lei-Noten  bei  der  Bank 
von  Rumänien  lässt  sich  aber  auch  aus  anderen  Gründen 
rechtfertigen.  Die  Stückelungsgrenze  kann  nicht  bei  allen 
Ländern  dieselbe  sein.  Wagner  fand  schön  früher  die 
100  Mark-Grenze  für  die  Reichsbank  zu  hoch.  Nach  ihm 
wären  50  Mark  angemessen. 2)  Die  Bank  von  Frankreich 
gibt  50  Frank-Noten  aus,3)  die  italienische  solche  von 
50  Lire,  die  niederländische  von  25  Gulden  etc.  In  der 
neueren  Zeit  ist  man  noch  weiter  gegangen.  Die  Deutsche 
Reichsbank  hatte  schon  lange  die  Beobachtung  gemacht, 


1)  Siehe  die  Convention  zwischen  Regierung  und  Bank  vom 
11.  Mai  1901  and  d.  Bericht  des  conseil  g^n&al  an  die  General- 
versammlung der  Aktionäre  vom  17.  Juni  1901. 

2)  In  Schönberg's  Handbuch  Bd.  1  S.  475. 

3)  Paul  Leroy-Beaulieu  TraUe*  d'lconoraie  politique  Bd.  HI 
a  666. 
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dass  durch  die  feste  Summe  von  120  Mill.  Mk.  Reichs- 
papiergeld die  Nachfrage  nach  kleinen  50-  und  20  Mk.- 
Scheinen  in  bestimmten  Monaten  bei  weitem  nicht  be- 
friedigt werden  konnte.  Man  entschloss  sich* deswegen 
zur  Ausgabe  kleiner  Reichsbanknoten,  welche  vor  dem 
Reichspapiergeld  den  grossen  Vorzug  haben,  dass  sie 
den  Deckungsvorschriften  des  Bankgesetzes  unterliegen. 
Und  nicht  nur,  dass  man  der  blossen  Stückelung  der 
Banknoten  keine  das  Wesen  der  Geldverfassung  beein- 
trächtigende Bedeutung  beimisst,  sondern  man  nimmt 
an,  dass  die  kleinen  Noten  teilweise  an  Stelle  von  Gold 
treten  würden.  Das  Gold  würde  alsdann  zur  Reichsbank 
fliessen,  was  mit  Hinweisung  auf  die  Vorteile  einer  ge- 
wissen Konzentration  der  Goldvorräte  eines  Landes  in 
der  Zentralnotenbank  statt  deren  Zersplitterung  in  den 
Taschen  des  Volkes,  als  durchaus  nicht  unerwünscht  be- 
trachtet wird.1) 

Auch  in  England  ist  aus  währungspolitischen  Grün- 
den, um  an  den  Goldfonds  zu  sparen,  an  die  Ausgabe 
von  1  Pfund-Noten  der  Englischen  Bank  gedacht  wor- 
den. 2)  Und  wenn  man  in  England  an  die  Ersparung 
der  Goldfonds  zu  denken  berechtigt  ist,  umsomehr  ist 
man  es  in  einem  Lande  wie  Rumänien,  wo  die  Beschaf- 
fungskosten des  Goldes  sehr  hoch  sind,  weil  diese  Be- 
schaffung meistens  durch  Hingabe  eines  Exportartikels 
erfolgt,  welcher  voluminös  im  Verhältnis  zu  seinem  Werte, 
noch  weite  und  somit  kostspielige  Wege  zu  den  Welt- 
handelsplätzen zurückzulegen  hat.3) 

Die  Notenausgabe  der  Bank  von  Rumänien  hat  sich 
während  der  27  Jahre  seit  ihrer  Begründung  verachtfacht 


1)  Koch,  Die  Ausgabe  kleiner  Banknoten  seitens  der  Reichs- 
bank v.  1.  X.  05  S.  1—5. 

2)  Wagner,  wie  oben. 

3)  Nasse-Lexis,  in  Schönberg's  Handbuch  Bd.  I  S.  869-800. 


I 
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Von  etwas  über  34  Mill.  Lei  im  Jahre  1881  ist  der  mittlere 
Umlauf  der  Notenmenge  beständig  —  nur  4  Unter- 
brechungen in  den  Jahren  1884,  1889,  1899  und  1900  — 
gewachsen,  und  hat  im  letzten  Jahre  die  beträchtliche 
Höhe  von  272  681  547  Lei  erreicht.  Diese  Ausdehnung 
erklärt  sich  durch  den  Aufschwung,  den  das  rumänische 
Wirtschaftsleben  in  der  letzten  Zeit  erfahren  hat.  Dieser 
Aufschwung  hätte  sich  nicht  vollziehen  können  —  wie  wir 
bei  der  Betrachtung  der  Aktivgeschäfte  sehen  werden  — , 
ohne  die  Ansprüche  an  die  Bank  erheblich  zu  steigern. 
Das  umsomehr,  als  dem  Verkehr  bei  dem  gesteigerten 
Bedarf  an  Umlaufsmitteln  nicht  durch  geldersparende 
Einrichtungen  geholfen   werden  konnte. 

§  2.  Die  Aktivgesohäfte. 

Bevor  wir  zu  der  Entwicklung  der  Aktivgeschäfte  und 
zu  der  Diskontpolitik  übergehen,  müssen  wir  erst  die 
gesetzlichen   und  Statutaren   Bestimmungen  besprechen. 

* 

Für  das  Diskontogeschäft  hat  die  Bank  von  Ru- 
mänien ebenso  wie  ihre  Vorbilder,  die  Banken  von  Frank- 
reich und  Belgien,  ein  besonderes  Comitee  d'escompte, 
bestehend  aus  zwei  Abteilungen  von  je  3  Mitgliedern 
unter  dem  Vorsitze  eines  Direktors.  Auch  die  Zweig- 
anstalten der  Bank  haben  ihre  besonderen  Comitees 
d'escompte. x)  Diese  prüfen  und  schlagen  der  Verwal- 
tung diejenigen  Wechsel  vor,  welche  die  verlangten  Be- 
dingungen erfüllen.  Diese  Bedingungen  beziehen  sich  in 
erster  Linie  darauf,  den  Diskont  von  kaufmännischen 
Wechseln  nicht  zu  einem  persönlichen  Vorschuss  dege- 
nerieren zu  lassen,  d.  h.  die  zum  Diskont  zugelassenen 
Wechsel  müssen  aus  tatsächlich  vollzogenen  Trans- 
aktionen hervorgegangen  sein,  oder  wie  der  betreffende 


1)  Inrtructiani  pentra  sucurealc  et  agente,  S.  12. 
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Artikel  der  Statuten  lautet:  einen  reellen  Untergrund 
haben.  Der  Art.  28  verbietet  ausdrücklich  die  Annahme 
von  sogenannten  Zirkulationswechseln,  welche  durch 
gegenseitiges  Einvernehmen  entstanden  sind.  Inwiefern 
das  erreicht  ist,  wissen  wir  nicht. 

Die  weiteren  Bedingungen  beziehen  sich  auf  das 
Maximum  der  Umlaufzeit  und  auf  die  Zahl  der  Unter- 
schritten.  Diese  vermutlich,  um  dem  Wechsel  eine 
grössere  Sicherheit  zu  bieten,  jene,  um  der  Bank  die 
succesive  baldige  Rückströmung  ihrer  Noten  zu  sichern. 
Hinsichtlich  der  Unterschriftenzahl  nahm  man  früher  an, 
dass  die  Notenbank  durch  die  Festsetzung  einer  bestimm- 
ten Zahl  von  Unterschriften  besonders  gefestigt  würde, 
eine  Meinung,  von  der  man  schon  lange  vielfach  abge- 
kommen ist.  So  hat  die  Banque  de  France,  die  Banque 
de  Belgique  auch  Wechsel  mit  2  Unterschriften  zum  Dis- 
kont zugelassen.1)  Desgleichen  die  Deutsche  Reichs- 
bank, welche  Wechsel  mit  3  und  unter  Umständen  auch 
mit  2  Unterschriften  annimmt,  und  die  Bank  von  Russ- 
land, welche  nur  2  Unterschriften  verlangt.  *)  Bei  der 
Bank  von  Rumänien  gilt  der  Grundsatz  der  3  Unterschrif- 
ten. Zwar  können  auch  Wechsel  mit  nur  2  angenommen 
werden,  aber  nur  in  Fällen  und  unter  Bedingungen,  die 
vom  Conseil  general  durch  besonderes  Reglement  zu 
bestimmen  sind.  Eine  der  Unterschriften  kann  durch  ein 
die  ganze  Summe  deckendes  Unterpfand  von  Waren  oder 
Warrants  ersetzt  werden. 

Ueber  die  Unterschriftenzahl  der  diskontierten  Wech- 
sel geben  die  Jahresberichte  leider  keine  Auskunft  Die 
Frage  darf  besonders  in  Rumänien  nicht  unberücksichtigt 
bleiben,  weil  die  Bank  hier,  im  Gegensatz  zu  den  grossen 
europäischen  Notenbanken,   als   Kreditinstitut  trotz  der 


1)  Noel,  Les  banquee  d'ämission  en  Europe,  S.  188  und  509. 

2)  Leroy-Beaulieu,  Trait«*  ...  Bd.  KI,  660. 
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neueren  Gründungen,  insbesondere  für  die  Provinz,  auch 
jetzt  noch  eine  sehr  grosse  Bedeutung  hat.  Vor  allen 
Dingen  muss  die  Tatsache  in  Betracht  gezogen  werden, 
dass  bei  ihr  als  Bank  eines  Landes,  wo  das  verfügbare 
Kapital  noch  immer  selten  und  wenig  organisiert  ist, 
der  Diskontosatz  nicht  wie  in  den  reichen  Ländern  „die 
Maximalgrenze  vorstellt,  nach  der  der  Marktdiskont 
strebt",  sondern  bedeutend  hinter  diesem  steht.  Es  ist 
klar,  dass  die  dritte  Unterschrift,  die  unter  solchen  Um* 
ständen  bei  den  Privatbankiers,  oder  bei  den  grösseren 
Kaufleuten  beschafft  werden  muss,  für  den  Handel  eine 
schwere  Last  ist  Wenn  sie  auch  scheinbar  mehr  Sicher- 
heit gibt,  macht  sie  oft  eine  produktive  Verwendung  des 
Darlehens  unmöglich.  Wohin  das  führt,  ist  leicht  zu 
erraten. 

Neben  der  Anlage  in  inländischen  Handelswechseln 
umfasst  das  Diskontogeschäft  der  Bank  von  Rumänien 
noch  andere  Geschäftszweige. 

Die  Diskontierung  von  Schatzanweisungen  und  Cou- 
pons  bis  zu  20<>/o  des  eingezahlten  Kapitals,  und  zwar  zu 
denselben  Fristen  und  Satz,  wie  für  die  kaufmännischen 
Wechsel.  (Art.  30  d.  St.)  Dieser  Zweig  hatte,  wie  man 
aus  der  beigefügten  Tabelle  ersehen  kann,  nur  in  den 
ersten  Jahren  und  in  den  schwierigen  Zeiten  einige  Aus- 
dehnung erfahren. 

Als  zweiter  Geschäftszweig  ergab  sich  für  die  Zeit 
von  1882  bis  1892  die  Diskontierung  der  Wechsel  der 
damals  begründeten  „landwirtschaftlichen  Kreditkassen", 
deren  konstitutives  Gesetz  die  Nationalbank  dazu  er- 
mächtigte. In  den  Jahren  1892—93  hört  infolge  Aende- 
rung  des  Gesetzes  dieser,  wie  wir  sehen  werden,  zu 
grosser  Ausdehnung  gelangte  Geschäftszweig  auf.    Der 

dritte  ist  die  Diskontierung  der  Wechsel  der  durch  Ge- 

6* 
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setz  vom  1.  April  1894  ins  Leben  gerufenen,  zur  Unter- 
stützung der  Landwirte  und  Getreidehändler  bestimmten 
„Banca  agricola".  Ebenso  diskontiert  die  Bank  die 
Wechsel  der  in  letzten  Zeit  sehr  zahlreichen  (2021)  unter 
staatliche  Kontrolle  gestellten  Volksbanken,  und  zwar 
durch  Vermittelung  ihrer  Zentralkasse.  Diese  Diskon- 
tierung geschieht  laut  Beschluss  des  Bankverwaltungsrates 
lo/o  unter  dem  Tagesdiskont,  aber  nur  unter  der  Be- 
dingung, dass  die  Banken  nicht  mehr  Zinsen  als  über  3 o/o 
des  Bankdiskontosatzes  nehmen. 1)  Ueber  die  Höhe  die- 
ser Geschäfte  geben  die  Jahresberichte  leider  keine  Aus- 
kunft. —  Der  vierte,  und  in  den  letzten  7  Jahren  zu 
höchster  Entwicklung  gelangter  Geschäftszweig  ist  der 
schon  im  vorhergehenden  Paragraphen  erwähnte  Ankauf 
ausländischer  Wechsel,  welcher  für  die  in  Rumänien  nicht 
seltenen  Fälle  plötzlichen  und  bedeutenden  Metallbedarfes 
eine  sehr  willkommene  Reserve  bietet  Dies  umsomehr 
als  bei  den  dortigen  Verhältnissen,  wo  bei  einem  längeren 
Andauern  eines  für  das  Land  ungünstigen  Standes  der 
Zahlungsbilanz  die  Ausgleichung  durch  Effektentrans- 
aktionen schwierig,  durch  Warenhandel  gar  nicht  ge- 
schehen kann.  Ausserdem  bewirkt  das  Vorhandensein 
eines  Devisenvorrats  bei  der  Nationalbank  eine  ausglei- 
chende Tendenz  der  Wechselkurse. 

Soviel  vorläufig  über  den  Diskont.  Die  Lombard- 
befugnis beschränkt  sich  laut  Art.  9  des  Gesetzes  auf: 
Vorschussgewährung  gegen  Unterpfand  von: 

1.  Gold  und  Silber, 

2    Warrants, 

3.  Staatspapiere,  Pfandbriefe  der  beiden  Bodenkredit- 
anstalten oder  anderer  vom  Staate  gerantierter 
Papiere. 


1)  S.  die  Zeitung  „Vointza  Nationala"  vom  29.  Mai  1904. 
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Die  erste  Art  von  Geschäften  kommt  nur  einmal  in 
dem  ersten  Jahresberichte  vor,  mit  der  beträchtlichen 
Summe  von  16200000  Lei.  Das  ist  eine  Ausnahme,  die 
ihre  besonderen  Gründe  hat  Durch  die  Zurückziehung 
der  Rubel  nämlich  blieb  auf  dem  Platze,  wie  schon  in 
dem  vorhergehenden  Paragraphen  erwähnt,  eine  unge- 
nügende Menge  Münzen,  und  die  Regierung  sah  sich 
genötigt,  gegen  Verpfändung  der  Rubel  eine  Anleihe  bei 
der  Bank  zu  machen.  *)  Seitdem  findet  sich  in  den  Jahres- 
berichten kein  Darlehen  auf  Unterpfand  von  Edelmetallen 
mehr  verzeichnet 

Auch  der  Warenlombard  —  durch  die  Statuten- 
änderung von  1882  eingeführt  —  über  dessen  Zulassung 
man  in  Rumänien  sehr  viel  gestritten  hat, 2)  konnte  keine 
besondere  Ausdehnung  erfahren.  Es  handelte  sich  um 
Warrants  über  das  in  den  Docks  hinterlegte  Getreide, 
aber  wegen  der  zu  erfüllenden  Formalitäten  blieben  die 
Landwirte  den  Docks  fern.  Umsomehr,  da  sie  durch 
einfache  Adressierung  der  Ware  an  die  Getreidekom- 
missionäre, von  diesen  gegen  Vorzeigung  des  Fracht- 
briefes  Vorschuss   bekommen   konnten. 3) 

Die  dritte  Art  der  Lombardgeschäfte,  nämlich  Dar- 
lehen gegen  Staats-  oder  vom  Staate  garantierte  Papiere, 
ist  der  Gegenstand  besonderer  Bestimmungen.  Diese 
beziehen  sich  1.  auf  die  Summe  und  den  Zinsfüss  der  zu 
erteilenden  Darlehen,  welche  beide  wöchentlich  von  der 
Bankverwaltung  festgesetzt  werden,  2.  auf  die  zu  be- 
willigende Maximalhöhe  des  Darlehens,  d.  h.  der  Quote 
des  Vorschusses  vom  Pfandwert.    So  werden  sämtliche 


1)  Rapports  du  conseil  etc.  de  Ferner  1881  S.  5  und  die  Zei- 
tung „Romanul"  v   8.  und  9.  November  1880. 

2)  Stardza  B.  Nat  &  Reforma  mon.,  Rica  a.  a.  O.  u.  a. 

3)  Rapports  etc.  des  Operations  1906  S.  VI. 
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Papiere  nur  für  vier  Fünftel  ihres  Kurswertes  beliehen. l) 
3.  auf  die  sofortige  Geltendmachung  des  Veräusserungs- 
rechtes  in  Betreff  des  Pfandes;  die  Bank  kann  nämlich, 
wenn  der  Pfandgeber  den  Zahlungstermin  nicht  einhält, 
ohne  weitere  Formalitäten  das  Pfand  verkaufen. 

Eine  Festsetzung  der  vorzuschiessenden  Maximal* 
summe  für  jede  Pfändergattung  gibt  es  bei  der  Bank  von 
Rumänien  nicht,  da  hier  bei  der  nahezu  gleichen  Kredit- 
würdigkeit der  als  Pfand  zugelassenen  Staats-  oder  vom 
Staate  garantierten  Papiere  von  einer  Verteilung  des  Ri- 
sikos nicht  gesprochen  werden  kann.  Ebenso  ist  der 
Maximalbetrag  des  einzelnen  Darlehens  nicht  festgesetzt, 
wahrscheinlich  weil  dergleichen  Vorschriften  sich  leicht 
umgehen  lassen.  Dafür  wird  aber  nur  solchen  Leuten 
Darlehen  gewährt,  deren  persönliche  Verhältnisse  bekannt 
sind,  und  zwar  für  eine  Frist  von  höchstens  vier  Monaten. 
Eine  Prolongierung  des  Lombarddarlehens  ist  nur  ein- 
mal und  nur  mit  besonderer  Genehmigung  des  Verwal- 
tungsrates zulässig. 

Tadelnswert  erscheint  nur  die  Weglassung  gerade 
der  Nachschusspflicht,  d.  h.  derjenigen  Pflicht  des  Kredit- 
nehmers, das  Pfand  zu  ergänzen,  wenn  in  dessen  Wert 
eine  solche  Verminderung  eingetreten  ist,  dass  das  Pfand 
die  Höhe  des  Darlehens  nebst  Zinsen  nicht  mehr  decken 
kann.  Der  Fall  ist  zwar  noch  nicht  eingetreten,  seine 
Möglichkeit  dürfte  meines  Erachtens  nach  bei  der  grossen 
Bedeutung  der  Lombarddarlehen  besonders  in  Krisen 
nicht  unberücksichtigt  bleiben. 

Und  nun  zu  der  Entwicklung  der  Aktivgeschäfte. 

Wenn  man  diese  Entwicklung  in  den  Jahresberichten 
der  Bank  verfolgt,  so  lassen  sich  in  ihrem  Gang  zwei  von 
einander  verschiedene  Perioden  trennen.    Die  erste  um- 


1)  Reglement  des  Operations  Art  67. 
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fasst  die  ersten  neun  Jahre  der  Existenz  der  Bank  von 
Rumänien,  also  von  Ende  1880  bis  1890,  die  zweite 
Periode  die  übrige  Zeit.  Das  Charakteristische  der  ersten 
Periode  ist  die  geringe  Bedeutung  der  Diskontierung  kauf- 
männischer Wechsel  gegenüber  dem  Lombardgeschäft 
einerseits  und  der  Diskontierung  der  Wechsel  der  land- 
wirtschaftlichen Kreditkassen  andererseits.  Während  der 
erstangedeutete  Zweig  sich  in  dem  Anfangsjahre  auf  etwas 
über  26  Millionen  bezifferte,  und  eine  zwar  im  allgemeinen 
stetig  wachsende,  aber  bis  1890  sehr  bescheidene  Aus- 
dehnung erfuhr,  war  der  Lombard  1881  schon  über  75 
Millionen,  und  hatte  nach  2  Jahren  beinahe  90  Millionen 
erreicht 

Der  Diskont  der  landwirtschaftlichen  Wechsel,  wel- 
cher 1882  etwas  über  eine  halbe  Million  Lei  war,  stieg 
beständig  bis  zur  Höhe  von  über  52  Millionen  Lei  im  Jahre 
1886,  der  höchsten  Grenze,  der  er  sich  nur  noch  1888 
und  1891   näherte. 

Man  hatte  diese  eigenartige,  bei  anderen  modernen 
Banken  kaum  anzutreffende  Entwicklung  der  Bankver- 
waltung zum  Vorwurf  gemacht,  und  sowohl  die  Lombar- 
dierung der  Staatspapiere,  als  auch  die  Diskontierung 
der  obengenannten  Wechsel  getadelt  Es  wurde  darauf 
hingewiesen,  dass  weder  das  eine  noch  das  andere  als 
Deckung  für  die  ausgegebenen  Noten  dieselbe  Sicherheit 
und  Liquidität  bieten  könnten,  wie  die  kaufmännischen 
Wechsel,  und  zwar  die  landwirtschaftlichen  Papiere  nicht, 
weil  sie  von  der  guten  oder  schlechten  Verwaltung  der 
„landwirtschaftlichen  Kreditkassen",  von  Ernteergebn- 
issen und  Getreidepreisen  abhängig  sein.  Ausserdem 
könne  der  Landwirt  nur  bezahlen,  wenn  er  sein  Getreide 
verkauft  habe,  wenn  er  aber  früher  bezahlen  solle,  würde 
er  und  sein  Kreditgeber  ruiniert  u.  s.  w.  Vor  allen  Dingen 
wurde  behauptet,  dass  eine  Notenbank  ihrem  Charakter 
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nach  keinen  Kapital-,  sondern  nur  Zahlungskredit  ge- 
währen könne.  Die  Erleichterung  von  Kapitalkredit  fiele 
anderen  Kreditinstituten  zu,  welche  aber,  fügen  wir  hinzu, 
damals  nicht  existierten. 

Es  ist  dabei  viel  Wahres,  besonders  wenn  man  die 
Dinge  einzeln  betrachtet  Versucht  man  aber  sie  in  Zu- 
sammenhang zu  bringen,  und  die  tatsächlichen  Verhält- 
nisse zu  berücksichtigen,  so  sieht  man,  dass  manches  auch 
nicht  richtig,  manches  wiederum  nicht  so  ohne  weiteres 
beantwortet  werden  kann.  Zuerst  handelte  es  sich  darum, 
ob  für  die  oben  besprochene  Entwicklung  die  Bankver- 
waltung allein  verantwortlich  zu  machen  ist  Um  diese 
Frage  richtig  beantworten  zu  können,  muss  man  die  wirt- 
schaftlichen Zustände  Rumäniens  bei  dem  Inslebentreten 
seiner  Nationalbank  im  allgemeinen,  und  die  des  Handels 
mit  dessen  Sitten  und  Gebräuchen  insbesondere  kennen. 
Versuchen  wir  alles  hier  Aufgeführte  auf  Grund  der 
wenigen  uns  zu  Gebote  stehenden  Mittel  zu  skizzieren. 
Wie  schon  erwähnt,  hatte  die  Bank  ihre  Tätigkeit  am 
1.  Dezember  1880  begonnen,  und  zwar  zuerst  nur  in  der 
Zentrale.  Im  März  des  folgenden  Jahres  hatte  sie  die 
Galatzer, *)  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  die  Jassyer  2) 
und  die  Crajova-Filiale,  sowie  eine  Agentur  in  Braila3) 
errichtet 

Die  damaligen  Zustände  waren  etwa  die  folgenden: 
Der  Handelsverkehr,  welcher  infolge  des  russisch-türki- 
schen Krieges  ausnahmsweise  bedeutend  gewesen  war, 
hatte  sich  1879  in  die  gewohnten  Grenzen  zurückge- 
zogen. Dies  umsomehr,  da  die  vorjährige  Weizenernte 
ungünstig,  und  die  Nachfrage  nach  Mais  wenig  lebhaft 


1)  Oesterr.  Konsulate-Berichte  Bd.  XXIII,  S.  174,  Nota. 

2)  Oesterr.  Konsulats-Berichte  Bd.  XXV,  S.  691. 

3)  Oesterr.  Konsulats-Berichte  Bd.  XXV,  S.  906. 


i 
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war.  In  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1879  hatte  sich 
die  Lage  infolge  einer  guten  Weizen-  und  Maisernte  etwas 
gebessert1)  Das  galt  aber  nicht  für  das  ganze  Land; 
für  die  grosse  Walachei  war  der  Enteertrag  kaum  mittel- 
massig.2)  In  dem  nachfolgenden  Jahre  1880  war  die 
Lage  noch  schlimmer.  Die  Schiffahrt  wurde  im  März 
unter  den  ungünstigsten  Bedingungen  wieder  eröffnet. 3) 
Infolgedessen  war  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  der 
Geldmangel  fühlbar  und  der  Kredit  sehr  beschränkt.  Mit 
der  Ausfuhr  des  neuen  Getreides  hoben  sich  die  Geschäfte, 
aber  nur  für  kurze  Zeit,  denn  der  Ernteausfall  war  auch 
diesmal  nicht  befriedigend  gewesen.4) 

Die  übernommene  gedrückte  Lage  blieb  auch  für  das 
Jahr  1881  genau  dieselbe,  trotzdem  sie  mit  dem  Beginn 
der  Weizenernte  sich  bessern  zu  wollen  schien.  Eine 
grosse,  die  Preise  in  die  Höhe  schnellende  Nachfrage 
hatte  sich  während  der  Monate  Juli  und  August  ein- 
gestellt, aber  darauf  folgte  schon  im  September  Geschäfts- 
losigkeit5)  In  den  Häfen  von  Galatz  und  Braila  lagen 
2,8  MilL  Hekt  Getreide  ohne  Abnehmer.  Viele  Käufer 
hatten  die  rumänischen  Märkte  verlassen  und  fanden 
billigere  Ware  in  Bessarabien.  Die  russische  Ausfuhr 
nach  den  Ländern  Zentraleuropas  und  England  —  via 
Odessa  —  war  durch  die  amerikanische  Konkurrenz  be- 
einträchtigt worden,  und  man  bemühte  sich  durch  billige 
Transportgelegenheiten  das  rumänische  Getreide  von  den 
Plätzen  Norddeutschlands  und  Oberschlesiens  zu  ver- 
drängen. Der  Export  des  Jahres  1881  war  deswegen 
mehr    nach    Galizien,    Oberungarn,   Mähren,   nach   der 


1)  Bericht  de«  Konsulats  von  Jassy  1879,  Bd.  XXI,  S.  73-89 

2)  Oesterr.  Konsulatsberichte  Bd.  XIX,  S.  168. 

8)  Deutsches  Handela-Archiv  Jabrg.  1881  Bd.  II,  S.  172. 

4)  Oesterr.  Konsulatsberichte  Bd.  XXIII,  S.  174. 

5)  Oesterr.  Konsulatsberichte  Bd.  XXIII,  S.  596. 
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Schweiz,  hauptsächlich  aber  nach  Süddeutschland  ge- 
richtet. Während  des  folgenden  Jahres  1882  waren  die 
Ernteergebnisse  die  besten  seit  1867/68.  Da  die  Preise 
aber  den  ganzen  Sommer  über  sehr  niedrig  standen,  ge- 
staltete sich  die  Ausfuhr  äusserst  flau  und  wurde  erst 
gegen  Herbst  etwas  lebhafter.  Der  ganze  Oetreidehandel 
beschränkte  sich  solange  auf  den  Lokalkonsum  und  den 
Mühlenbedarf,  der  aber  von  geringer  Bedeutung  war.1) 
Noch  schädlicher  wirkten  aber  die  nachfolgenden  Er- 
eignisse. Zuerst  rief  die  schon  im  Januar  ausbrechende 
Pariser  Krisis  überall  eine  kolossale  Kapitalnachfrage  her- 
vor und  veranlasste  dadurch  die  Banken  den  Diskont  zu 
erhöhen.  Die  Bank  von  England  hatte  den  Diskont  schon 
am  6.  Oktober  auf  5<>/o,  Ende  Januar  auf  6<y0  erhöht,2) 
die  Reichsbank  ebenfalls  von  5  o/o  am  18.  August  all- 
mählich auf  6<Vo  am  1.  Februar  1882. 3)  Die  Bank  von 
Belgien  hatte  sogar  ihren  höchsten  bis  dahin  angewen- 
deten Satz  erreicht;  sie  diskontierte  die  Wechsel  auf 
Belgien  nicht  mehr  unter  9<>/o,  aber  sogar  das  genügte 
nicht,  um  den  Goldexport  zu  verhindern. 4)  Es  ist  natür- 
lich, dass  diese  kolossale  Diskonterhöhung  auch  von  den 
rumänischen  Plätzen  verhältnismässig  bedeutende  Bar- 
summen ableitete,  eine  Tatsache,  die  uns  der  Bericht  des 
damaligen  österreichischen  Generalkonsuls  von  Jassy  be- 
stätigt. ö)  Diese  Summen  konnten  wiederum  wegen  des 
stockenden  Exports  nicht  zurückerstattet  werden.  Da- 
mit ist  die  wirtschaftliche  Lage  Rumäniens  für  das  Jahr 
1882  noch  nicht  abgetan,  denn  gerade  während  dieser 
Zeit  brach  der  Zollkrieg  mit  Oesterreich  aus,  welches 


1)  Deutsches  Handels-Archiv  1688  Bd.  II  S.  230/31. 

2)  Clement  Juglar,  Des  crises  comtnerciales  S.  484. 

3)  Die  Reichebank  1876    1900,  S.  382  Tab.  63. 

4)  0.  Koel  loc.  cit.  616-616. 

5)  Oesterr.  Konsulatsberichte  Bd.  XXI H. 
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zuerst  seine  Grenzen  dem  rumänischen  Vieh  versperrte. 
Dies  hatte  neben  einer  Entwertung  des  Viehes  eine  be- 
trächtliche Verminderung  der  Spiritusproduktion  zur 
Folge,  welche  in  Rumänien  grösstenteils  in  Verbindung 
mit  Ochsenmastungen  betrieben  wurde.  Die  Verminde- 
rung der  Spiritusproduktion  zog  wiederum  eine  Verminde- 
rung der  inneren  Maisnachfrage  nach  sich. 

Das  Jahr  1883  gestaltete  sich  auch  nicht  viel  gün- 
stiger. Die  Weizenernte  war  nur  in  einigen  Kreisen  gut 
ausgefallen,  die  Maisernte  im  allgemeinen  schlechter  als 
mittelmässig,  der  Bauernmais  aber  beinahe  gänzlich,  die 
Rapsernte  gänzlich  vernichtet.  Da  das  rumänische  Ge- 
treide in  der  Qualität  mit  dem  ausländischen  nicht  kon- 
kurrieren konnte,  waren  auch  in  diesem  Jahre1),  sowie 
den  späteren  1884  und  1885  die  Lager  mit  Getreide  über- 
füllt 

Das  Jahr  1885  brachte  in  Folge  einer  sehr  ergiebigen 
ungarischen  Ernte  ein  Preisniedergang  mit  sich.  Ausser- 
dem konnte  sich  der  Handel  wegen  des  serbisch-bulga- 
rischen Krieges  nicht  recht  entwickeln.  Die  Donauschiff- 
fahrt war  nämlich  dadurch  gestört,  sodass  der  Verkehr 
aufwärts  den  viel  teueren  Weg  über  Verciorova  mit  der 
Eisenbahn  einschlagen  musste. 2) 

Nach  diesen  allgemeinen  Betrachtungen  wollen  wir 
unsere  Aufmerksamkeit  dem  Handel  zuwenden.  In  einem 
agricolen  Lande  wie  Rumänien  ist  es  einleuchtend,  dass 
die  bis  jetzt  geschilderten  Verhältnisse  nicht  ohne  Ein* 
fluss  auf  den  Handel  bleiben  konnten.    Das  beweisen  die 


1)  Di*  Zeitschrift  „Economia  rnrala"  Okt.  1883.  Croniga  agrara 
reo  A.  de  la  Mnrnu  u.  Deutsches  Handelsarchiv  Jahrg.  1884  Bd.  2 
S.  242/43. 

2)  „Econouria  Nationala*  vom  21.  Jan.  1885  (Aufsatz  von  J.  J. 
Naciaira  S  40  ff.)  und  Deutsches  Handelsarchiv  Jahrg.  1886  April- 
hrnü  8.  285. 
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zahlreichen  offenkundigen  und  die  noch  zahlreicheren 
verborgenen  Zahlungseinstellungen  während  jener  Zeit, 
welche  dem  deutschen  Handelsministerium  zu  dem  Juli- 
zirkular (1882)  an  die  Handelskammer  Veranlassung  gab. 
In  diesem  wurden  die  Handelskammern  aufgefordert,  die 
mit  Rumänien  in  Verbindung  stehenden  Exporthäuser 
ihrer  Kammerbezirke  auf  die  Gefahr  der  Geschäfte  mit 
diesem  Lande  aufmerksam  zu  machen,  und  zur  Vorsicht 
zu  mahnen.  In  beinahe  allen  aus  den  80er  Jahren  stam- 
menden Berichten  fremder  Konsuln  wird  die  grösste  Vor- 
sicht bei  Krediterteilung  nach  Rumänien  anempfohlen. 
Ob  dies  viel  genützt  hat,  wissen  wir  nicht,  jedenfalls 
wäre  Vorsicht  sehr  am   Platze  gewesen. 

Wie  gross  die  Zahl  der  Insolvenzen  war,  lässt  sich 
für  diese  Zeit  nicht  ziffermässig  angeben,  aber  bedeutend 
mehr  als  die  blosse  Zahl  sagt  offenbar  die  Tatsache,  dass 
die  zahlreichen  Insolvenzen  das  Aufkommen  eines  be- 
sonderen Standes  von  Fallimentvermittlern  gestattete. 
Die  Verhältnisse  waren  derart,  dass  sogar  die  besser 
situierten  Handelshäuser  sich  nur  mit  Mühe  und  Not 
durcharbeiten  konnten.  In  dem  Bericht  des  österreichi- 
schen Konsuls  von  Galatz  vom  Jahre  1881  heisst  es:  „Der 
Mangel  an  Käufern  vom  Lande  schwächt  den  Absatz 
der  vielseitigen  Industrieerzeugnisse  und  von  Kolonial- 
waren, wovon  die  Landbevölkerung  sonst  so  viel  konsu- 
mierte, derart  ab,  dass  viele  Geschäftsleute  durch  Wochen 
kaum  so  viel  verkaufen  konnten,  um  für  ihren  Hausbedarf 
und  die  Bestreitung  der  Kosten  für  Magazin  und  das 
Dienstpersonal  Bargeld  zu  haben,  geschweige  denn  etwas 
für  die  Deckung  oder  gänzliche  Zahlung  der  Rimessen 
am  Verfalltage  erübrigen  zu  können."  Aber  nicht  die 
schon  geschilderte  agrikole  Lage  allein  waren  die  Ur- 
sachen des  traurigen  Zustandes  des  Handels.  Die  sehr 
lohnenden  Geschäfte  während  der  Kriegsjahre  (1877  bis 
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1878)  hatten  in  dem  ganzen  Lande  eine  Unmenge  junger 
Handlungskommis  verlockt,  sich  selbständig  zu  machen. 
Dadurch  wurde  eine  zu  der  abgeschwächten,  Konsumtions- 
kraft des  Landes  in  keinem  Verhältnisse  stehende  Konkur- 
renz  geschaffen,  welche  das  allgemeine  Fortkommen  er- 
schwerte und  sämtliche  Waren  entwertete.  Insolvenzen 
stellten  sich  infolge  dessen  überall  ein,  die  sogar  den 
Kredit  der  solideren  Firmen  untergruben.  Natürlich  hatte 
auch  dieses  Uebel,  wie  jedes  andere,  seine  Lichtseite; 
es  diente  nämlich  zur  Abklärung  der  Lage.  Die  neu- 
hinzugekommenen Firmen  sahen  ihre  wenigen  Erspar- 
nisse bald  aufgezehrt  und  fielen  der  misslichen  Lage  zum 
Opfer.  Gerade  während  dieses  Mauserungsprozesses,  der 
Missernten  und  Verkehrsstockung  trat  die  Nationalbank 
auf.  Ich  glaube,  dass  man  daraus  ersehen  kann,  dass  die 
meisten  aus  dieser  Periode  stammenden  Wechsel  keine 
sichere  und  liquidere  Deckung  als  die  Staatspapiere  oder 
als  die  von  den  landwirtschaftlichen  Kreditkassen  garan- 
tierten Wechsel  boten.  Die  geringere  Bedeutung  des 
Diskonts  kaufmännischer  Wechsel  in  den  ersten  Jahren 
der  Bank  von  Rumänien  lässt  sich  aber  auch  daraus  er- 
klären, dass  die  Bank,  wegen  der  zu  kleinen  Anfangszahl 
ihrer  Niederlassungen  und  der  noch  immer  nicht  zur 
Genüge  entwickelten  Verkehrsmittel,  sich  mit  dem  Handel 
noch  nicht  in  Verbindung  setzen  konnte.  Und  gerade  die 
unmittelbaren  Beziehungen  zur  Geschäftswelt  gaben  die 
für  den  Diskontverkehr  in  so  hohem  Masse  wichtige 
Kenntnis  der  persönlichen  Eigenschaften  und  Vermögens- 
verhältnisse. Bei  dem  Lombardverkehr  sind  diese,  sowie 
die  etwaige  Verwendung  der  geliehenen  Gelder,  jeden- 
falls nach  Tunlichkeit  zu  berücksichtigen,  aber  hier  tritt 
Person  des  Schuldners  bei  weitem  zurück. 

Auch  die  grössere  Bedeutung  der  agrikolen  Wechsel 
>er  den  kaufmännischen,  lässt  sich  durch  die  viel 
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höhere  Zahl  —  32  —  der  landwirtschaftlichen  Kredit- 
kassen erklären.  Ebenso  kann  man  aus  der  Art,  wie  sich 
die  wirtschaftliche  Entwicklung  Rumäniens  vollzogen  hat, 
ersehen,  dass  eine  nationale  Arbeitsteilung  zwischen  den 
verschiedenen  Landesteilen  nicht  stattfinden  konnte. 
Hieraus  lässt  sich  am  besten  erklären,  weshalb  in  Ru- 
mänien der  Wechsel  als  Zahlungsmittel  keine  Rolle  zu 
spielen  vermochte,  und  für  die  neuere  Zeit,  warum  der 
Check-  und  Oiroverkehr  für  den  Inlandsverkehr  sich  nicht 
hat  entwickeln  können.  Der  Wechsel  zirkulierte  also  nicht, 
sondern  war  bloss  Kreditmittel.  Deswegen  kümmerten 
sich  die  Bankhäuser,  welche  vor  der  Begründung  der 
Bank  von  Rumänien  Wechsel  diskontierten,  nur  um  die 
Zahlungsfähigkeit  der  Diskontanten  und 'Hessen  die  ge- 
setzlichen Anforderungen  des  Wechselrechts  ausser  Acht. 
Das  ersehen  wir  am  besten  daraus,  dass  die  Bank  in  den 
ersten  4  Jahren  16,10o/0  bis  17,72o/0  der  zum  Diskont 
präsentierten  Wechsel  wegen  Formfehler  nicht  annehmen 
konnte.  (Siehe  die  Jahresberichte.)  Aber  auch  so  war 
der  Diskontverkehr  wenig  entwickelt,  und  ein  diskon- 
tierter Wechsel  bildete  immerhin  eine  Ausnahme,  denn 
zum  Fortbetriebe  des  Geschäftes  konnte  man,  vielleicht 
die  grossen  Häuser  ausgenommen,  den  Diskont  nicht  in 
Anspruch  nehmen,  weil  man  sich  von  dem  Umsatz  dieser 
Summen  im  Betriebe  bei  dem  hohen  Satz  schwerlich 
mehr  Gewinn  versprechen  konnte.  Es  blieb  also  nur  der 
Diskont  zum  Zwecke  der  Deckung  der  fälligen  Verbind- 
lichkeiten, und  dieser  selbstverständlich  nur  als  Ausnahme, 
denn  hier  hing  der  Zins  nicht  von  dem  etwaigen  Gewinn 
ab,  sondern  von  dem  Schaden,  den  man  dadurch  zu 
vermeiden  hoffte.  Es  war  also  nicht  nur  Vorurteil,  we- 
nigstens früher  nicht,  wenn  man  über  einen,  von  dem 
man  wusste,  dass  er  mit  geliehenem  Gelde  arbeitete,  den 
Kopf  bedenklich  schüttelte.    Ich  kann  mich  selber  noch 
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gut  erinnern,  wie  man  den  jungen  Kaufleuten  in  der 
Provinz  den  weisen  Ratschlag  gab,  nicht  bei  solchen 
Grossisten  zu  kaufen,  „die  nicht  warten  können,  bis  die 
Wechselunterschrift  trocken  wird",  weil  diese  beim  Ein- 
treten einer  Krisis  sich  selber  nicht  halten,  geschweige 
noch  auf  andere  warten  können.  Ausserdem  war  der 
Wechsel  selbst  als  Kreditmittel,  hauptsächlich  in  der  Pro- 
vinz, wenig  im  Gebrauch;  am  üblichsten  war  die  Buch- 
kreditform. 

Aus  diesen  Ausfuhrungen  ergibt  sich : 

I.  Dass  die  ungewöhnliche  Entwicklungsart  der  Ge- 
schäfte der  Bank  in  den  ersten  Jahren  nicht  der  Willkür 
ihrer  Verwaltung  zuzuschreiben  war,  sondern  der  all- 
gemeinen wirtschaftlichen  Lage  und  dem  Umstände,  dass 
sie  ihre  Tätigkeit  nicht  über  das  ganze  Land  ausdehnen 
konnte.  Ausserdem  sind  die  speziellen  Zustände,  Sitten 
und  Gebräuche  des  Handels  hier  in  Betracht  zu  ziehen. 

II.  Dass  in  den  gegebenen  Verhältnissen  die  Staats- 
papiere und  die  agrikolen  Wechsel,  von  denen  ebenfalls 
die  meisten  selbst  ein  Pfand  als  Unterlage  hatten,  eine 
ebenso  gute,  oder  wenn  man  will,  ebenso  schlechte 
Deckung  für  die  schon  so  wie  so  nur  in  Silber  einlösbaren 
Noten  sein  konnten.  Ausserdem  gibt  es  in  Rumänien 
kaum  etwas,  das  nicht  von  der  Ernte  und  den  Getreide- 
preisen abhängig  wäre.    Infolgedessen  war 

III.  die  Bank  wohlberechtigt,  der  Landwirtschaft  zu 
Hilfe  zu  kommen,  und,  wenn  man  geneigt  ist,  ihr  das 
als  Fehler  anzurechnen,  so  ist  es  sehr  fraglich,  ob  sie 
durch  Vermeidung  dieses  angeblichen  Fehlers  nicht  viel 
mehr  Unheil  gestiftet  hätte,  als  durch  seine  Begehung. 

Es  muss  gesagt  werden,  dass  die  grösseren  Landwirte 
diejenige  Klasse  bilden,  in  deren  Händen  sich  die  meisten 
noch  im  Lande  gebliebenen  Wertpapiere  befinden.  Das 
gilt  für  die  jetzige  und  galt  noch  mehr  für  die  damalige 
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Zeit  Grössere  Privatbankhäuser,  welche  diesen  Namen 
verdienen,  gab  es  damals  wenig,  um  nicht  zu  sagen  keine. 
Von  den  wenigen  Aktienbanken  war  die  schon  erwähnte 
Banque  de  Roumanie  mit  einer  Filiale  in  Galatz  allein 
geblieben.  Die  Banca  de  Moldova  hatte  bis  in  die  70er 
Jahre  eine  kümmerliche  Existenz  geführt,  die  Societe 
Financiere,  die  Bank  de  Bukarest,  die  Banca  de  Braila 
hatten  nach  einer  kurzen,  ruhmlosen  Existenz  ebenfalls 
während  dieser  Jahre  das  Zeitliche  gesegnet  Anstalten, 
welche  speziell  die  Gewährung  von  Betriebskredit  für 
die  grösseren  Landwirte  übernahmen,  wie  die  erst  1894 
begründete  Banca  agricola,  gab  es  damals  nicht  Infolge- 
dessen war  die  Hinterlegung  der  Wertpapiere  die  einzige 
Möglichkeit,  sich  Kredit  zu  verschaffen,  und  die  National- 
bank beinahe  das  einzige  Institut,  bei  dem  sie  es  tun 
konnten,  ohne  Wucherzinsen  bezahlen  zu  müssen. 1)  „Die 
Gutsbesitzer  sahen  sich  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  bei 
der  Banque  nationale  Vorschüsse  —  gegen  Unterpfand  — 
für  den  umfangreichen  Saatenbau  für  das  Jahr  1882  auf- 
zunehmen. In  dringendsten  Fällen  suchten  sie  sich  bei 
den  Privatbanken  zu  höheren  Zinsen  Anleihen  zu  ver- 
schaffen/'2) Diese  Zinsen  bezifferten  sich,  wie  man  in 
demselben  Bericht  weiter  unten  erfährt,  der  Lage  gemäss 
auf  2 — 3o/o  —  im  Monat  Waren  das  etwa  „die  Institute, 
denen  die  Gewährung  von  Kapitalkredit  zufiel"? 

Und  wenn  die  grösseren  Landwirte  gezwungen 
waren,  unter  solchen  Bedingungen  Kredit  aufzunehmen, 
wie  wird  dann  wohl  die  Lage  der  kleineren  gewesen  sein  ? 
Für  sie  hatte  man  zwar  1882  die  erwähnten  Kreditkassen, 
zum  Teil  mit  Staatshilfe,  zum  Teil  auf  Aktien  geschaffen 
aber  diese  kamen  nicht  nur  zu  einer  für  Begebung  von 


1)  D.  Sturdza  a.  a.  O. 

2)  Bericht  des   öaterr.    Konsuls   v.  Galatz  für   das  Jahr  1681 
Bd.  XXIII,  596. 


i 
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Aktien  ungünstigen  Zeit,  sondern  sie  beruhten  von  An- 
fang an  auf  zwei  Fehlern,  welche  die  Ansammlung  des 
vorgeschriebenen  und  zur  Ausübung  der  Tätigkeit  nötigen 
Kapitals  mindestens  erschwerten.  Man  hatte  den  zen- 
tralisierten politischen  und  wirtschaftlichen  Charakter  des 
Landes  ausser  Acht  gelassen  und  geglaubt,  die  Kassen 
der  betreffenden  Kreise  durch  Ausgabe  besonderer  Aktien 
von  einander  absondern  zu  können,  und  noch  dazu  ihre 
Aktien  nur  für  Landwirte  vorbehalten  zu  müssen.  Da* 
durch  hatte  man  ihre  Negoziierung  erschwert.1)  Nicht 
weniger  nachteilig  wirkte  in  dieser  Hinsicht  die  Voraus- 
bestimmung des  Kurses  auf  100  Lei  unter  Zusicherung 
eines  Gewinnes  von  5 o/o,  zu  einer  Zeit,  wo  die  880/0» 
Pfandbriefe  7o/0,  die  90o/0  Staatspapiere  selbst  60/0  Zinsen 
gaben. 2) 

Und  nun  setzen  wir  den  Fall,  dass  die  Bankverwal- 
tung wegen  einer  zwar  an  sich  sehr  richtigen,  aber  hier 
schlecht  angewendeten  bankpolitischen  Anforderung  in 
solcher  kritischen  Zeit  weder  lombardiert,  noch  die  Wech- 
sel der  landwirtschaftlichen  Kreditkassen  diskontiert  hätte. 
Was  wäre  aus  der  rumänischen  Landwirtschaft  und  aus 
dem  beinahe  gänzlich  von  ihr  abhängigen  Handel  ge- 
worden? Die  Antwort  kann  ich  mir  wohl  ersparen. 
Nach  dieser  für  die  Würdigung  eines  Teiles  der  Politik 
der  Bank  von  Rumänien  nötigen  Abschweifung  kehren 
wir  zu  der  tatsächlichen  Entwicklung  der  Aktivgeschäfte 
zurück.  Wir  hatten  als  Charakteristik  dieser  ersten  Pe- 
riode die  ungewöhnliche,  verschiedene  Bedeutung  der 
einzelnen  Geschäftszweige  festgestellt     Aber  nicht  nur 


1)  Finanzminiater  M.  Ghermani,   Expunerea  de  Motive  asupra 
leget  creditului  agricoL   (In  den  Rammerdebatten  1892). 

2)  6.  Olaneeco,    Le   credit  agricole   et  lea   banqueß   rurales, 
Conference  falte  le  29  Man  an  Club  du  Parti  conservateur.  Bukarest 

1902  8.  10. 
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dies  ist  hier  das  Charakteristische,  sondern  der  seit  1883 
begonnene  Kampf  zwischen  dem  Diskont  kaufmännischer 
Wechsel  und  dem  Lombard.  Die  Gesamtsumme  der 
ersteren  stieg,  während  die  des  letzteren  sank,  eine  Er- 
scheinung, die  wiederum  das  von  mir  in  dem  Vorher- 
gehenden Behauptete  beweist.  Während  die  Gesamt- 
summe der  diskontierten  Wechsel,  welche  im  Jahre  1881 
26  811532  Lei  betrug,  in  dem  folgenden  Jahre  nur  um 
wenig  über  10,  und  1883  nur  um  kaum  5  Millionen  wuchs, 
bewegte  sich  der  Lombardverkehr  in  ganz  anderen  Ver- 
hältnissen. Schon  in  dem  ersten  Monat  ihrer  Existenz 
(Dezember  1880)  wurden  der  Bank  in  nur  wenigen  Tagen 
für  43  799  608  Lei  Wertpapiere  zur  Lombardierung  prä- 
sentiert. Da  die  Bank  nicht  gewillt  war,  mehr  Noten 
auszugeben,  als  ihre  metallische  Deckung  es  erlaubte, 
ei  höhte  sie  den  Zinsfuss  am  17.  Dezember  von  6  auf 
70/0.1)  Um  jedoch  die  schon  kritische  Lage  nicht  noch 
mehr  zu  erschweren,  kam  die  Verwaltung  schon  nach 
einem  Monat  auf  6  und  am  5.  Februar  des  nachfolgen- 
den Jahres  (1881)  auf  5<>/o  zurück.2)  Die  Summe  der 
gewährten  Lombardvorschüsse  betrug  am  Ende  des  Jah- 
res 75  287  096  Lei,  und  nahm  stetig  zu,  sodass  dieselbe 
1883  schon  ihr  Maximum  von  beinahe  90  Millionen  er- 
reicht hatte.  Seitdem  ging  es  rasch  bergab.  1884  war 
die  Summe  um  13  Millionen  kleiner,  1885  wenig  über 
51  Millionen.  Im  Jahre  1886,  in  dem  sowohl  die  Ernte, 
wie  der  Export  befriedigend  waren, 3)  nahm  die  Lombard- 
summe um  weitere  14  Millionen  ab.  Das  Jahr  1887  lie- 
ferte die  beste  Weizenernte  seit  Beginn  des  Jahrzehnts.4) 
Die  Geschäfte  gingen  infolgedessen  sehr  gut  bis  in  den 


1)  Jahresberichte  v.  21.  Febr.  1881  und  19.  Febr.  1882. 

2)  Jahresberichte  v.  21.  Febr.  1881  und  19.  Febr.  1882. 
8)  Handelsarchiv,  Jahrg.  1887  Bd.  II  S.  729. 

4)  Handelsarchiv,  Jahrg.  1888  Bd.  II  S.  765  ff. 
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Sommer  hinein.  Herbst  und  Winter  brachten  aber  eine 
Enttäuschung  mit  sich.  Der  Mais  war  durch  die  grosse 
Dürre  verkümmert  und  die  Futterkräuter  missraten. 
Ausserdem  gestaltete  sich  die  Lage  des  rumänischen  Ge- 
treide-Exporthandels infolge  der  seit  Winter  1886  be- 
ständig sinkenden  Preise  immer  ungünstiger.  Ende 
Oktober  brach  über  Rumänien  eine  gewaltige  Krisis 
herein.  Die  Zahlungseinstellungen  mehrten  sich  seit  Mitte 
<ies  Winters  in  bedenklicher  Weise.  Verschärft  wurde 
die  Krisis  noch  durch  den  Fall  des  Leipziger  Bankhauses 
Sandbank,  welche  dem  rumänischen  Handel  und  be- 
sonders kleineren  Firmen  Blan!  ikredit  gewährte.1) 
September  1886  war  ebenfalls  die  l  i  15.  Oktober  1881 
begründete  „Societ£  de  credit  mobilier  roumain"  auf- 
gelöst Diese  hatte  bezweckt,  der  Landwirtschaft,  dem 
Handel  und  der  entstehenden  Industrie  zu  Hilfe  zu  kom- 
men, aber  schlecht  organisiert,  konnte  die  Gesellschaft 
ihre  Aufgabe  nicht  erfüllen.  Sie  hatte  einige  Jahre  vege- 
tiert, ohne  dem  Lande  bedeutende  Dienste  leisten  zu 
können.  Aber  ihr  Verschwinden  gerade  zu  einer  Zeit, 
wo  der  Kredit  am  nötigsten  war,  wurde  doch  schmerzlich 
empfunden.2)  Infolge  der  Krisis  nahm  der  Lombard 
bei  der  Nationalbank  um  7  Millionen  Lei  zu,  wodurch 
diese  veranlasst  wurde,  den  Zinssatz  am  29.  September 
auf  7<>/o  zu  erhöhen.  Das  Lombardgeschäft  nahm  wieder 
ab,  aber  nur  für  ein  Jahr,  dann  stieg  es  wieder  langsam, 
aber  beständig  bis  1894.  Der  Kampf  mit  dem  Diskont 
war  aber  schon  1891  entschieden.  Der  Diskont  hatte  den 
Lombard  um  14  Millionen  Lei  (51  bezw.  65  Millionen) 
übertroffen,    und   behauptete    seitdem,    wie    wir   sehen 


1)  Siebe  HandeUarchiv  Jahrg.  1887  Novemberheft  Bd.  II  S.  817, 
Dezemberheft  II,  8.  902  und  Jahrg.  1886  Juliheft  S.  468. 
2>  L'&conomirte  Roumain  v.  24(5.  Oktober  86. 
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werden,  eine  ungleich  höhere  Bedeutung.  Inzwischen 
war  1894  die  „Banca  agricola"  mit  einem  Kapital  von 
12  212  500  Lei  ins  Leben  gerufen,  welche  sich  einerseits 
selbst  mit  Lombardgeschäften  befasste,  andererseits  den 
Landwirten  sowohl  in  der  Zentrale,  als  auch  in  den 
23  Zweigniederlassungen  Gelegenheit  bot,  auch  auf 
andere  Art  sich  den  nötigen  Kredit  unter  günstigen  Be- 
dingungen zu  beschaffen.1) 

Seit  1900  hat  diese  Bank  Beziehungen  zu  auslän- 
dischen Bankhäusern  zwecks  Vermittelung  der  Lombar- 
dierung der  rumänischen  Staatspapiere  angeknüpft2} 
Daruni  sehen  wir  da  Lombardverkehr  seit  1894  immer 
tiefer  sinken.  In  c  n  Misswachsjahren  1897,  1899  und 
1900  nahm  er  wieder  zu,  sank  aber  gleich  schnell  mit 
dem  Verschwinden  der  Ursachen  und  hatte  1905  das 
Minimum  von  28030600  Lei  erreicht,  gegenüber  einem 
Diskont  von  über  160  Millionen  Lei.  —  Zu  diesem  Ge- 
schäftszweig wollen  wir  nun  zurückkehren.  Wir  haben 
schon  auf  die  geringe  Bedeutung  des  Diskonts  beim 
Beginn  und  auf  die  Ursachen  derselben  hingewiesen» 
Solange  die  Bank  nur  4  Zweiganstalten  hatte,  d.  h.  bis 
1890,  konnte  sich  das  Diskontgeschäft  nur  in  sehr  engen 
Grenzen  bewegen,  zumal  da  das  Land  von  1880  bis  1890 
nur  1885,  1886,  1888  und  1889  nicht  von  Missernten  heim- 
gesucht  wurde.  Es  hatte  sich  während  dieser  ganzen 
Periode  um  kaum  16  Millionen  Lei  vermehrt  Dafür 
hatte  aber  die  Diskontierung  der  agrikolen  Wechsel  in 
derselben  Zeit  schon  ihr  Maximum  von  55  Millionen 
Lei  erreicht. 

Den  kritischen  Verhältnissen  angemessen,  ging  die 
Bank   im   Anfang   mit  grösster   Genauigkeit  vor.     Wie 


1)  Loi  et  statuta  de  la  Banque  agricole. 

2)  Banque   agricole,   Rapport  du   conseil  d'adminißtration  dir 
11.  Feyrier  1901  S.  6. 
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man  aus  den  Berichten  ersieht,  wurden  in  der  ersten 
Zeit  durchschnittlich  ein  Viertel  der  zum  Diskont  prä- 
sentierten Wechsel  zurückgewiesen,  in  den  folgenden 
Jahren  weit  über  ein  Achtel  (das  mindeste  war  1885: 
13,79%).  Auch  hinsichtlich  der  zweiten  Wechselkate- 
gorie  ging  sie  sehr  vorsichtig  vor  und  bevorzugte  die- 
jenigen, welche  durch  ein  Unterpfand  gesichert  waren. 
Ausserdem,  da  die  Kassen  des  „landwirtschaftlichen  Kre- 
dits" in  jedem  Kreise  von  einander  unabhängig  waren, 
bestimmte  die  Bankverwaltung,  dass  am  Anfang  ihre 
Wechsel  nur  in  der  Zentrale  diskontiert  werden  durften. 1) 
Dies  geschah  zu  dem  Zwecke,  die  Handlungsart  jeder 
dieser  Kassen  besser  kennen  zu  lernen,  und  zu  wissen, 
welchen  Kredit  man  jeder  von  ihnen  gewähren  könnte. 
Auch  kam  die  Bank  von  dem  Gedanken  ab,  diesen  Kassen 
die  Vermittlung  der  Diskontierung  kaufmännischer  Wech- 
sel zu  überlassen  und  betraute  sie  nur  mit  deren  Ein- 
kassierung. Die  Folge  dieser  Vorsicht  war  eine  höchst 
geringe  Zahl  von  rückläufigen  Wechseln.  So  wurden 
z.  B.  1881  von  allen  diskontierten  Wechseln  nur  3  pro- 
testiert, aber  auch  diese  gleich  nach  dem  Protest  ein- 
gelöst 

1882  finden  wir  rückläufige  Wechsel  im  Betrage  von 
nur  12  500  Lei  gegenüber  einem  Diskont  von  über 
ca.  30  Millionen.  In  der  folgenden  Zeit  waren  die  Zahlen 
ebenfalls  höchst  unbedeutend.  Mit  der  Besserung  der 
wirtschaftlichen  Lage  stellte  sich  das  Bedürfnis  ein,  die 
Tätigkeit  der  Bank  weiter  auszudehnen.  In  der  Presse 
wurden  schon  viel  früher  Stimmen  laut,  welche  die  Er- 
richtung von  Filialen  verlangten.2)    Die  Bankverwaltung 


1)  Jahresbericht  der  Nationalbank  v.  Februar  1884. 

2)  L'economiate  roumain  vom  27.  XI.  88,  erörtert  in  einem 
Leitartikel  die  Notwendigkeit  der  Errichtung  einer  Filiale  in 
Botoschani. 
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trachtete  zwar  hierdurch  und  durch  Diskonterleichterung: 
eine  viel  grössere  Kundschaft  den  Wohltaten  des  Kredits 
teilhaftig  machen  zu  können.1)  Sie  tat  es  aber  erst 
allmählich  und  nur  zu  Zeiten,  in  denen  dies  in  Anbetracht 
der  wirtschaftlichen  Lage  für  geboten  schien.  Und  auch 
mit  Recht,  denn  wie  Nitti  in  seinem  schon  zitierten 
Essais2)  bemerkt:  „nichts  kann  dem  Kredit  mehr  schaden, 
als  der  Versuch,  seine  Entwicklung  zu  erzwingen".  Ich 
will  aber  damit  keineswegs  gesagt  haben,  dass,  wenn  die 
Verhältnisse  es  tatsächlich  verlangen,  die  Bank  Verwaltung 
sich  nicht  ein  wenig  beeilen  soll.  In  dieser  Hinsicht  hat 
man  in  Rumänien  der  Bank  die  Errichtung  von  Zweig- 
anstalten zwar  zur  Pflicht  gemacht,  die  dazu  nötige  Zeit 
aber  ihrem  Ermessen  freigelassen.  Die  Bank  wartete  erst 
die  Aenderung  der  wirtschaftlichen  Lage  ab  und  er- 
richtete erst  1890  vier  neue  Agenturen.  Wie  wir  aus 
den  Jahresberichten  entnehmen,  geschah  das  zu  sehr 
gelegener  Zeit ;  die  Diskontsumme  wuchs  gegenüber  der 
des  vorhergehenden  Jahres  um  rund  24  Millionen  Leu 
Von  nun  an  musste  die  Bank  aber  etwas  schneller  vor- 
gehen : 

I.  Weil  die  Bedürfnisse  es  verlangten  und 
IL  weil  1892  das  Gesetz  der  landwirtschaftlichen 
Kreditkassen  vollständig  umgeändert  wurde.  Die  Wech- 
sel dieser  Anstalten  wurden  in  demselben  und  im  nach- 
folgenden Jahre  vom  Finanzministerium  zurückgezogen. 
Ausserdem  konnte  die  Bank  die  Kassen  auch  zur  Ein- 
kassierung ihrer  Forderungen  nicht  mehr  in  Anspruch 
nehmen.  In  der  Erwartung  dieser  Umstände  errichtete 
sie  1891 — 92  wieder  zwei  Agenturen.  In  dieser  Zeit 
nahm  das  Diskontogeschäft  eine  viel  bedeutendere  Aus- 
dehnung an,  als  in  den  vergangenen  Jahren;  die  Summe 


1)  Jahresbericht  der  Nation albank  vom  Febr.  1804. 

2)  Essais  sur  le  tauz  de  Fescompte  S.  39—40. 
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stieg  von  65  Millionen  1891  auf  68  im  Jahre  1892  und 
erreichte  1893  zum  ersten  Male  die  Höhe  von  über 
100  Millionen  Lei.  Dieser  plötzliche  Aufschwung  lässt 
sich  zwar  zum  Teil  durch  die  Massnahmen  der  Bank 
selbst,  aber  noch  mehr  durch  eine  ausnehmend  gute 
Ernte  erklären.  Diese  ansteigende  Bewegung  wurde  aber 
plötzlich  unterbrochen.  Wenn  die  Nachwehen  der  Krisis 
von  1890  in  Rumänien  nicht  gleich  zu  spüren  waren,  so 
war  die  amerikanische  von  1893  für  das  Land  geradezu 
verhängnisvoll.  Noch  August  und  Spätherbst  1891  waren 
die  Weizen-  und  Roggenpreisc  um  fast  50o/0  gestiegen,1) 
infolge  der  grossen  deutschen  und  russischen  Miss- 
ernten,2) aber  schon  Ende  Mai  1892  folgte  der  Rück- 
schlag. In  Rumänien  selbst  hatte  das  Getreide,  ebenso 
wie  in  Russland  eine  kolossale  Ernte  aufzuweisen.  Die 
Ergebnisse  dieser,  in  Verbindung  mit  den  grossen  Zu- 
fuhren aus  Amerika,  hatten  die  Preise  an  dem  Absatz- 
gebiete derart  gedrückt,  dass  mehrere  Handelshäuser  in 
Rumänien  teils  stark  erschüttert  wurden,  teils  gänzlich 
zusammenbrachen.  Der  rumänische  Weizenpreis  war  von 
12  Frs.  pro  Hektoliter  im  Februar  auf  6  Frs.  im  Dezember 
gefallen,  und  der  Mais  zur  selben  Zeit  von  9  auf  5  Frs. 3) 
Die  Preisschwankungen  dauerten  bis  Mai  fort,  dann  trat 
eine  beinahe  gänzliche  Geschäftsstockung  ein.  Genau 
in  dieser  Zeit  erfolgte  in  Amerika  ein  Börsenkrach.  Zahl- 
reiche Banken  fallierten  und  veranlassten  dadurch  einen 
„run"  auf  die  übriggebliebenen,  welche  nun  gezwungen 
waren,  den  Kredit  einzuschränken.  Von  den  nötigen 
Kredit  verlassen,  brach  auch  die  Getreidespekulation  zu- 
sammen. Die  kolossalen,  von  den  Weizencorners  an- 
gesammelten  Vorräte  wurden  nun  zu  Schleuderpreisen 


1)  Deutsches  Handelsarchiv  Jahrg.  92  Bd.  li  S.  116—117. 

2)  .Reichsbank  1876-1900"  S.  160. 

3)  Handelsarchiv  93  Bd.  II  S.  83. 
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auf  den  Markt  geworfen.1)  Diesen  Vorräten  gesellten 
sich  wiederum  die  Ergebnisse  einer  guten  russischen 
Ernte  hinzu.  Von  dem  rumänischen  Getreide  konnte 
kaum  ein  Viertel  zur  Ausfuhr  gelangen.2)  Männer,  die 
gestern  noch  Millionäre,  waren  über  Nacht  zum  Bettler 
geworden.  Wem  noch  etwas  geblieben  war,  der  lief  zur 
Nationalbank,  um  Vorschüsse  auf  Wertpapiere  zu  er- 
langen, in  der  Hoffnung,  dass  die  Lage  sich  doch  ändern 
würde.  Infolgedessen  war  die  Bank  gezwungen,  am 
19.  November  1893  den  Diskont  auf  6,  den  Zinsfuss 
auf  7<>/o  zu  erhöhen.  Aber  auch  das  nachfolgende  Jahr 
1894  war  nicht  besser  und  kennzeichnete  sich  durch  Ex- 
portmangel infolge  einer  Missernte  und  der  niedrigen 
Preise,  durch  Spekulationsgelüste  und  Oeschäftslosig- 
keit. 3)  Die  Bank  sah  sich  wiederum  genötigt,  am 
5.  August  1894  den  Diskontsatz  auf  7,  den  Zinsfuss  auf 
80/0  zu  erhöhen.  Das  Diskontgeschäft  nahm  in  diesem 
Jahre  um  14  Millionen  Lei  ab.  Der  Lombard  dagegen 
konnte  trotz  der  erhöhten  Zinssätze  seine  schon  1893 
ansteigende  Bewegung  nicht  nur  behaupten,  sondern  war 
auch  um  rund  3  Millionen  gestiegen  und  bezifferte  sich 
auf  die  erhebliche  Summe  von  65  421300  Lei. 

Auch  im  Jahre  1895,  obgleich  die  Krisis  weniger 
intensiv  war,  hatte  der  Handel  ihre  Nachwirkungen  zu 
verspüren.  1896  nahmen  aber  die  Geschäfte  dermassen 
zu,  dass  die  Bank  veranlasst  war,  noch  3  Agenturen  zu 
errichten.  Die  zum  Diskont  zugelassenen  Wechsel  hatten 
den  Wert  von  rund  115  Millionen  Lei,  also  27  Millionen 


1)  Art.  „Krisen-  im  H.  W.  d.  St  W.  Bd.  V  S.  431  ff. 

2)  Handelsarchiv  94  Bd.  II  S.  84  und  die  Zeitung  „Adevarultf, 
„Causa  scaderei  preturilor  cerealelor  noastre  yon  Atb.  M.  Th. 
(Athanase  M.  Thano)  vom  22.  VIII.  1893. 

3)  Die  Zeitschrift  „Mercurul  Roman"  v.  20.  August  1894  und 
P.  S.  Aurelian,  „Economia  nationala"  y.  15.  April  und  1.  Mai  1894. 


—     89    — 

mehr,  als  in  dem  vergangenen  Jahre.  1897  war  diese 
Summe  schon  um  weitere  33  Millionen  gewachsen.  Die- 
ser Aufschwung  setzte  sich  in  dem  nächsten  Jahre  in 
noch  viel  höherem  Masse  fort  Die  ungewöhnliche  Zu- 
nahme lässt  sich  aber  nicht  nur  durch  die  normale  Ent- 
wicklung des  Handels  im  Lande,  und  durch  die  Neu- 
errichtung von  Zweigniederlassungen  —  18  —  erklären, 
sondern  durch  ein  anderes  Ereignis  von  internationaler 
Bedeutung.  Ich  meine  den  spanisch-amerikanischen 
Krieg.  In  der  Voraussicht  der  bevorstehenden  Verwicke- 
lungen suchten  die  Vereinigten  Staaten  schon  seit  Februar 
durch  Zurückziehung  ihrer  Guthaben  und  Bewilligung 
hoher  Zinsen  Gold  herbeizuziehen.  Die  Wechselkurse 
stiegen  bis  zum  Goldpunkt;  es  trat  Goldabfluss  von 
England,  Frankreich  und  Deutschland  nach  Amerika  ein. 
Vom  1.  Juli  1897  bis  30.  Juni  1898  wurde  in  den  Ver- 
einigten Staaten  Gold  eingeführt  im  Betrage  von:  8,4 
Mill.  Doli,  aus  Deutschland,  43,1  Mill.  Doli,  aus  Eng- 
land, 22,8  Mill.  Doli,  aus  Frankreich.1)  Um  den  Gold- 
abfluss zu  verhindern,  wurde  der  Diskontosatz  allgemein 
erhöht  Bei  der  Reichsbank  stieg  er  allmählich  von  3  o/o 
am  9.  April  schon  auf  6 o/o  am  19.  November.2)  Diese 
Diskonterhöhung  veranlasste  die  rumänischen  Bankiers, 
welche  sich  früher  durch  Beziehungen  zum  Auslande  die 
nötigen  Fonds  -von  dort  beschafften,  ihre  Wechselporte- 
feuilles nun  bei  der  Nationalbank  zu  rediskontieren.3) 
Um  ihre  Deckung  zu  schützen,  erhöhte  diese  am 
7.  Oktober  1898  ebenfalls  ihren  Zinsfuss  auf  6<>/o4),  um- 
somehr,  da  die  Getreideausfuhr  ihrem  Ende  herannahte. 


1)  Karl  Hellferich,  Der  deutsche  Geldmarkt  1805—1902  S.  18. 
Ana:  «Die  Störungen  im  deutschen  Wirtschaftsleben  u.  der  Jahre 
1900  ff.*  Bd.  VI. 

2)  „Reichsbank  1 87b -1900"  S.  174. 

8)  Jahresbericht  der  mm.  Nationalbank  v.  Februar  1899. 
4)  „Mercurul  Roman"  t.  27.  Okt.  1898. 
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Aber  schon  am  21.  Januar  1899  kam  sie  wieder  auf 
5  o/o  zurück.  Der  Diskontverkehr  betrug  in  diesem  Jahre 
über  215  Millionen  Lei. 

Das  bei  weitem  ungünstigste  Jahr  für  die  National- 
bank war  das  Jahr  1899.  Im  Auslande  stieg  die  Geld- 
nachfrage, die  noch  verschärft  wurde  durch  den  bevor- 
stehenden Ausbruch  des  Transvaalkrieges.  Die  Bank  von 
England  wurde  dadurch  genötigt,  die  grössten  An* 
strengungen  zu  machen,  um  ihre  stark  zusammenge- 
schmolzene Goldreserve  zu  verstärken.  Die  Reichsbank 
hatte  schon  im  Herbst  1898  angefangen,  ihren  Diskont- 
satz zu  erhöhen,  und  war  am  16.  Januar  1899  schon 
auf  6 o/o  gestiegen,  und  ging  nur  langsam  auf  4°/o  zurück 
am  18.  Juni.1)  Auch  die  österreichisch-ungarische  Bank 
diskontierte  bis  19.  Mai  nicht  unter  5%,  ermässigte  aber 
den  Satz  auf  4V2°/o.2)  Indessen  ging  er  bald  darauf  in 
die  Höhe.  Die  Bank  von  England  erhöhte  am  5.  Oktober 
den  Diskont  von  31/2  auf  5<>/o,  der  am  30.  November  weiter 
auf  6 o/o  stieg.3)  Die  Reichsbank  hatte  diesen  Satz  schon 
im  Oktober  erreicht.  Auch  die  Bank  von  Frankreich 
musste  sich  im  Herbst  trotz  aller  Goldprämie  ebenfalls 
zu  einer  Erhöhung  bequemen.  In  Rumänien  hatte  man 
auf  die  ganze  Dauer  des  ersten  Halbjahres  den  Diskont- 
satz auf  5o/o  gehalten,  erhöhte  ihn  aber  am  25.  Juni  auf 
6,  5  Tage  darauf  auf  7 0/0.  Hier  war  die  Lage  bei  weitem 
schlimmer.  Den  äusseren  gespannten  Verhältnissen  ent- 
sprach eine  innere  Agrarkrisis.  Diese  war  hauptsächlich 
durch  eine  Missernte  hervorgerufen,  wie  sie  seit  Men- 
schengedenken nicht  vorgekommen  ist.     Es  ist  amtlich 


1)  Reichsbank  S.  382  Tab.  68. 

2)  Herz,  Die  Diskont-  und  Devisenpolitik  der  östenvung.  Bank 
(1892—1902).    Wien  1903  S.  46. 

3)  A.  Raffalovich,   Le  marche'  financier  en  1899—1900.  S.  299 
bis  300. 
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festgestellt,  dass  in  den  letzten  40  Jahren  keine  Ernte 
soweit  fehlgeschlagen  hat  Im  Winter  war  zu  wenig 
Schnee  und  Feuchtigkeit  niedergegangen,  und  im  Sommer 
fiel  5  Monate  lang  so  gut  wie  kein  Regen.  Das  Produk- 
tionsdefizit des  Getreides  überstieg  200  Müh  Lei. l)  Die 
Ausfuhr  sank  von  283  Mill.  im  Vorjahre  auf  149  MilL 
Lei,  bei  einer  Einfuhr  von  333  MilL  Lei.  Es  ist  kaum 
noch  nötig  zu  bemerken,  dass  daraus  eine  ausserordent- 
liche Goldnachfrage  sich  ergab.  Die  meisten  Bank-  und 
Handelshäuser,  die  in  anderen  Zeiten  ausländischen  Kre- 
dit in  Anspruch  nahmen  und  somit  die  Lage  erleichtern 
konnten,  dürften  jetzt  nicht  daran  denken.  Der  Gold- 
bedarf ward  noch  vergrössert  durch  Zahlungen,  welche 
die  Regierung  nach  dem  Auslande  zu  leisten  hatte.  Wie 
ersichtlich  hat  die  ganze  Schwere  der  Krisis  auf  der 
Bank  allein  gelastet 

Mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten,  die  durch  den 
kommenden  kolossalen  Goldbedarf  zu  erwarten  waren, 
versuchte  die  Bank  schon  im  Sommer  sich  die  nötigen 
Mittel  zu  verschaffen.  Sie  trachtete  nämlich  danach,  die 
Staatspapiere,  aus  denen  ihr  Kapital  und  ihre  damals 
eben  so  grosse  Reserve  bestanden,  zu  verkaufen.  Dies 
geschah  zu  einer  Zeit,  wo  die  3<>/oige  französische  Rente 
von  103,80  in  der  ersten  Hälfte  von  1898  auf  100,4o/0, 
und  die  englischen  23/4%  Consols  von  1 123/4  zu  der- 
selben Zeit  auf  1037/8  gesunken  waren.2)  Es  ist  ein- 
leuchtend, dass  die  rumänische  Bank  gleich  von  diesem 
Plan  abkommen  musste.  Umsomehr,  da  die  Regierung, 
welche  eine  grosse  Menge  Schatzanweisungen  ausge- 
geben hatte,  genau  zu  derselben  Zeit  eine  in  5  Jahren 
zurückzahlbare  Anleihe  von  100  Millionen  im  Auslande 

1)  Siehe  Handelsarchiv  1901  Bd.  II  S.  241  and  Raffalorich,  wie 
oben,  Jahrgang  1902/03  S.  890  ff. 

2)  Raffalovich  a,  a.  O.  S.  448  Jahrgang  1899/1900. 
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zu  placieren  suchte. *)  Um  der  Goldnachfrage  entgegen- 
kommen zu  können,  musste  sich  die  Bank  neben  ihrer 
1898  sich  auf  80  Mill.  Lei  belaufenden  Goldreserve  (bei 
einem  Notenumlauf  von  161  Mill.  Lei),  beinahe  bis  zur 
Höhe  ihres  Staatspapierbestandes  im  Auslande  Kredit 
verschaffen.  Somit  war  sie  befähigt,  105  Mill.  Lei  in  Gold 
und  Wechseln  in  Umlauf  zu  setzen.  Da  man  aber  schnell 
der  —  wie  schon  erörtert  —  zu  hoch  gegriffenen  statu- 
taren  Deckungsgrenze  nahte,  und  noch  mehr,  weil  sie 
hoffte,  dadurch  fremde  flüssige  Kapitalien  herbeizuziehen, 
erhöhte  die  Bank  den  Diskontsatz  von  7  auf  8  o/o  am 
30.  September,  und  auf  9%  am  10.  Dezember.  Diese 
Hoffnung  verwirklichte  sich  nicht,  wie  auch  bei  der  Lage 
der  auswärtigen  Märkte  zu  erwarten  war,  aber  auch  noch 
aus  einem  anderen  Grunde,  denn,  wie  George  Cläre 
einmal  mit  Recht  sagt,  „es  ist  unnütz,  einem  Lande  das 
Geld  zu  verteuern  zu  dem  Zwecke,  fremdes  Kapital  an- 
zulocken, wenn  man  ihm  neben  dem  Profit  nicht  auch  die 
Sicherheit  bieten  kann'.2)  Und  wir  müssen  gestehen, 
dass  der  Fall  tatsächlich  sc  lag.  In  solcher  Zeit  wäre 
es  aber  auch  wenig  ratsam  gewesen,  die  Diskontgeschäfte 
einzuschränken,  denn  dadurch  hätte  die  Bank,  die  schon 
so  wie  so  überkritische  Lage  noch  schwieriger  gestaltet 
Sie  erhöhte  den  Diskont  und  wartete,  dass  die  Geschäfte 
von  selbst  abnahmen.  So  z.  B.  betrug  das  Portefeuille 
am  14.  August  1899  421/*  Mill.  Lei,  der  Lombard  beinahe 
20  Mill.  Lei,  d.  h.  um  je  5  Mill.  mehr  als  zu  derselben 
Epoche  des  Vorjahres.3)  Die  Geschäfte  schwankten  bis 
Ende  Oktober  noch  in  bedeutendem  Masse,  gingen  aber 


1)  Raffalovich  a.  a.  0.  S.  813—815  und  eine  Reihe  von  inte- 
ressanten Aufsätzen  über  die  Krisis  in  der  Zeitung  „Drapelul"  vom 
30./IX.,  14.,  24.,  26.,  28./X.,  20./XI.  und  16.,  18./XII.  1899. 

2)  Le  mar  eh  6  mon£taire  anglais  et  la  clef  des  changes,  Paris 
1894  S.  175/6. 

8)  Siehe  Wochenberichte  der  Bank  v.  14./8.,  11./9.,  28./ 10. 1899. 
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von  da  ab  schnell  zurück.  Die  Nachwirkungen  der 
Krisis  waren  aber  auch  während  des  nachfolgenden  Jah- 
res bemerkbar.  Der  Betrag  der  diskontierten  Wechsel 
war  um  401/*  Mill.  Lei  kleiner,  als  der  des  Vorjahres. 
Erst  1901  trat  ein  allmähliches  Verschwinden  der  Krisis- 
nachwehen  ein.  Der  Hauptgrund  war,  wie  stets  in  Ru- 
mänien, in  dem  Ernteergebnis  zu  erblicken.  Der  rumä- 
nische Getreideexport  wurde  ausserdem  durch  die  gleich- 
zeitige, amerikanische  Missernte  begünstigt.1)  Nicht 
weniger  trug  der  Umstand  dazu  bei,  dass  zum  ersten  Male 
der  Seehafen  von  Constantza  den  ganzen  Winter  funk- 
tionieret! konnte.  Die  Hafenbauarbeiten  waren  so  weit 
fortgeschritten,  dass  die  Schiffe  den  Kai  während  der 
ganzen  Zeit  erreichen  konnten.  Früher  war  gewöhnlich 
von  Dezember  bis  Februar  jeder  Verkehr  unterbrochen. 
Der  rumänische  Exporteur  konnte  während  dieser  Zeit 
etwaige  Konjunkturen  nicht  ausnutzen.  Ausserdem  ent- 
standen dadurch  Geldklemmen,  dass  der  Goldzufluss 
gerade  am  Schluss  des  letzten  Quartals  aufhörte,  wo  der 
Importhandel  die  bedeutendsten  Zahlungen  zu  leisten 
hatte. 

Die  Beseitigung  dieser  Uebelstände,  sowie  die  Ernte- 
ergebnisse trugen  zur  Besserung  der  Lage  bei.  Die 
natürliche  Folge  davon  war  die  Einfuhr  eines  grossen 
Quantums  Goldes,  wodurch  die  Handelstransaktionen  un- 
gemein erleichtert  wurden,  sodass  die  Goldreserve  der 
Bai\k  keiner  zu  grossen  Nachfrage  ausgesetzt  war.  In- 
folgedessen ermässigte  diese  am  29.  März  1901  ihren 
Diskontsatz  von  8  (seit  dem  18.  Februar  des  Vorjahres) 
auf  7<y0.  Sie  blieb  aber  dabei  bis  31.  Januar  1902,  wo 
sie  ihn  auf  6V2  herabsetzte,  denn  trotz  der  Besserung 
und  der  teilweise  sehr  guten   Ernten  und  der  grossen 


1)  Deutsches  Handelsarcbiv  Jahrg.  1902  Bd.  II  S.  1208  ff. 
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Ausfuhr  waren  die  Folgen  der  Krisis  noch  nicht  völlig 
fiberwunden.  Die  Diskontogeschäfte  nahmen  auch  in 
diesem  Jahre  <ab,  und  die  Realisierung  vieler  Wechsel 
wurde  erschwert.  Die  Bank  hatte  jedoch  keine  Ver- 
luste zu  verzeichnen.  Eine  Goldnachfrage  war  aber  nicht 
mehr  zu  befürchten,  denn  die  Ernte  war  im  allgemeinen 
gut,  die  Weizenernte  qualitativ  und  quantitativ  sehr  gut 
Die  Ausfuhr  war  infolge  reger  Nachfrage  aus  Deutsch- 
land und  Italien  sehr  lebhaft,1)  und  verursachte  einen 
bedeutenden  Ooldzufluss.  Die  Goldreserve  der  National- 
bank war  von  59  Mill.  Lei  im  Oktober  1901  auf  107  MilL 
im  Oktober  1902  gestiegen. 2)  So  konnte  diese  am  14.  Au- 
gust 1902  ihren  Diskontosatz  auf  5  o/o  ermässigen.  Diese 
Höhe  behielt  er  bis  September  1907. 

Mit  dem  Jahre  1903  fing  der  Diskont  wieder  an, 
an  Ausdehnung  zu  gewinnen,  eine  Tendenz,  die  trotz 
der  Krisen  der  Jahre  1904  und  1907  bis  jetzt  besteht 
In  dem  ersten  dieser  beiden  Jahre  war  die  Weizenernte 
■eine  mittelmässige,  die  Maisernte  lag  gänzlich  vernichtet 
Die  Ausfuhr  war  infolgedessen  um  rund  94  Mill.  Lei 
kleiner  als  die  des  Vorjahres ;  das  Angebot  von  Wechseln 
sehr  klein,  gegenüber  einer  beträchtlichen  Nachfrage.  Der 
Wechselkurs  erfuhr  eine  Erhöhung  von  2,15o/0  über  Pari. 
Aber  nur  für  kurze  Zeit  Die  Lage  der  Bank  war  jetzt 
viel  besser,  und  sie  konnte  sofort  eingreifen.  Sie  stellte 
dem  Handel  für  75  Mill.  Lei  Gold  und  Rimessen  zur 
Verfügung.  Die  fruchtbaren  Ernten  der  Jahre  1902  und 
1903,  der  ausnehmend  grosse  Export  der  Jahre  1905  und 
1906,  zu  dem  sich  ebenfalls  hohe  Getreidepreise  gesellten, 
gaben  der  Nationalbank  die  Möglichkeit,  sich  eine  Gold- 
and  Rimessenreserve  zu  verschaffen,  welche  sie,  wie  der 


1)  Handelsarchiv  1904  Bd.  II  S.  8. 

2)  Raffalovich,  Marehe*  financier  1902/03  8.  910. 
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•  

Jahresbericht  für  1905  bemerkt,1)  für  lange  Zeit  vor 
den  Gefahren  der  Vergangenheit  bewahren  wird.  Eine 
sehr  berechtigte  Hoffnung,  denn  1905  bezifferte  sich  — 
neben  einer  Deckung  von  86  Mill.  für  einen  Umlauf  von 
196  Mill.  Lei  —  die  Devisenbewegung  bei  der  Bank  auf 
rund  321  Mill.  Lei,  gegenüber  280  Mill.  Lei  im  Vorjahre. 
.Davon  waren  für  über  105  Mill.  Lei  während  desselben 
Jahres  angekauft,  für  215  Mill.  dagegen  am  Termin  pro- 
longiert 

Und  wenn  das  Jahr  1905  als  ein  gutes  angesehen 
werden  darf,  so  war  das  darauf  folgende  1906  ein  geradezu 
glänzendes.  Das  Ergebnis  der  Ernte  war  das  grösste, 
das  Rumänien  seit  40  Jahren  zu  verzeichnen  gehabt  hat, 
und  obgleich  die  Preise  nicht  mehr  so  hoch  wie  im  Vor- 
jahr waren,  so  gestaltete  sich  doch  die  Ausfuhr  sehr 
befriedigend.  Infolgedessen  war  der  Geschäftsgang  der 
beste,  den  die  rumänischen  Kaufleute  je  durchgemacht 
haben.  Die  Kreditoperationen  der  Bank  von  Rumänien 
erfuhren  in  diesem  Jahre  ebenfalls  eine  bedeutende  Aus- 
dehnung. Die  Diskontbewegung  übertraf  um  rund  57 
Mill.  Lei  die  des  Vorjahres  —  248  Mill.  gegenüber  191  — . 
An  Rimessen  wurden  für  52793000  Lei  angekauft,  also 
um  rund  53  Mill.  weniger  als  1905,  dafür  aber  wurden 
für  310271000  Lei  am  Termin  prolongiert,  sodass  der 
Gesamtbetrag  sich  auf  über  363  Mill.  Lei  belief.  Es 
wäre  aber  unrichtig,  diese  ungewöhnliche  Ausdehnung 
auf  die  rumänischen  Verhältnisse  allein  zurückführen  zu 
wollen.  Im  Auslande  war  das  ganze  Jahr  1906  von  der 
Klage  über  die  Oeldteuemng  beherrscht  Besonders  galt 
das  für  die  zweite  Jahreshälfte.  Von  5<>/o  im  September, 
hatte  die  Reichsbank  in  der  zweiten  Dezemberhälfte  den 
Diskontsatz  allmählich  auf  7<y0  erhöht.   Die  Bank  von  Eng- 


1)  Jahresbericht  v.  19.  Februar  1906  S.  XVIII. 
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land  hatte  schon  im  Herbst  die  Hilfe  der  Bank  von 
Frankreich  in  Anspruch  genommen  und  ihr  Diskonto- 
satz hatte  ebenfalls  die  Höhe  von  6<>/o  erreicht  Die  Bank 
von  Rumänien  befand  sich  zur  Zeit  in  einer  Ausnahme* 
läge.  Ihre,  den  übrigen  Geschäften  entsprechend  aus- 
gedehnte Notenausgabe  —  239  Mill  Lei  gegenüber  196 
MilL  im  Vorjahre  —  wurde  reichlich  gedeckt  durch  die 
aus  der  guten  Ernte  zuströmenden  Devisen.  Die  Gold- 
nachfrage war  ebenfalls,  aus  einleuchtenden  Gründen, 
bedeutend  kleiner  als  gewöhnlich.  Infolgedessen  war  sie 
auch  nichl  veranlasst,  ihr  Diskontsatz  zu  erhöhen  und 
konnte  für  die  ganze  Zeit  bei  dem  in  Rumänien  als  nor- 
mal angesehenen  Satz  von  5%  bleiben.  Die  dortigen 
grösseren  Banken,  welche  sich  gewöhnlich  ihre  Fonds 
vom  Auslande  verschafften,  fanden  es  nun  vorteilhafter, 
ihr  Portefeuille  bei  der  Nationalbank  zu  rediskontieren.  x) 

Sehr  ereignisvoll  gestaltete  sich  das  folgende  Jahr 
1907.  Den  Bauernunruhen  folgte  eine  6  Monate  lang 
dauernde  Dürre,  sodass  der  Weizen  eine  kaum  mittel- 
massige,  der  Mais  eine  sehr  schwache  Ernte  ergaben. 

Die  wirtschaftliche  Lage  der  westeuropäischen  Län- 
der befand  sich  zur  Zeit  unter  dem  Einfluss  der  ameri- 
kanischen Krisis.  Die  um  die  Jahresmitte  einsetzenden, 
scheinbaren  Anzeichen  einer  internationalen  Besserung 
waren  nach  kurzer  Zeit  verschwunden.  Die  Finanzkrisis 
brach  schon  Ende  Oktober  über  die  amerikanische  Union 
herein.  Diese  präsentierte  nun  Europa  seine  Forde- 
rungen und  verlangte  deren  Bezahlung  in  Gold.  Ausser- 
dem kaufte  sie  alles  Gold  auf,  welches  sie  bekommen 
konnte  und  „warf  noch  dazu  Packete  von  Wechseln  und 
Effekten   neu  herüber",  um  wieder  Gold  zu  erlangen. 


1)  Jahresbericht  für  das  Jahr  1906  vom  18.  Februar  1907. 
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Da  nun  von  den  westeuropäischen  Ländern  Deutsch- 
land und  England  den  Vereinigten  Staaten  am  meisten 
verschuldet  waren,  so  hat  die  ganze  Schwere  der  Lage 
auf  ihnen  gelastet  Sie  wurden  gezwungen;  in  dem  Kampfe 
ums  Gold  zu  einschneidenden,  sie  selbst  belastenden  Ab- 
wehrmassregeln zu  greifen.  Von  41/2%  kam  die  Bank 
von  England  in  8  Tagen  auf  den,  bei  ihr  seit  1873  nicht 
mehr  vorgekommenen  Satz  von  7 0/0  am  7.  November. 
Die  Reichsbank  erhöhte  am  29.  Oktober  den  Diskontsatz 
auf  6V2,  am  8.  November  sogar  auf  den  von  ihr  noch 
nicht  erreichten  Satz  von  71/2%. *) 

Es  ist  natürlich,  dass  die  Krisis  ihre  Wirkung  auch 
auf  Rumänien  ausübte,  aber  trotz  der  Krisis,  trotz  der 
Agrarunruhen  und  der  Dürre,  war  der  rumänische  Markt 
nicht  dermassen  beeinträchtigt,  als  man  es  hätte  erwarten 
können.  Es  befanden  sich  im  Lande  noch  bedeutende 
Vorräte  von  vorjährigem  Getreide,  infolge  deren  die  Aus- 
fuhr sich  genügend  lebhaft  gestaltete.  Nicht  nur  konn- 
ten die  internationalen  Transaktionen  ohne  Schwierig- 
keiten vor  sich  gehen,  sondern  die  Bank  war  in  der  Lage 
ihre  Goldreserve  sowie  ihren  Devisenvorrat  erheblich  zu 
erhöhen.  Die  Goldreserve  hatte  im  Oktober  die  Höhe 
von  über  100  Mill.  Lei  gegenüber  rund  85  Mill.  zu  der- 
selben Epoche  des  Vorjahres,  und  die  zur  Deckung  die- 
nenden Devisen  41  Mill.  gegenüber  35  Mill.  Lei  erreicht 
Ausserdem  konnte  die  Bank  dem  Handel  für  37  Mill. 
Lei  Gold  und  Devisen  zur  Verfügung  stellen,  letztere 
häufig  unter  dem  Tageskurs. 

Die  für  das  Jahr  1906  schon  erwähnte  Erscheinung 
wiederholte  sich  auch  1907;  diejenigen  Banken,  welche 


1)  Ich  folgte  hier  den  Ausführungen  der  interessanten  Bro- 
schüre von  Arthur  Feiler,  Redakteur  der  Frankfurter  Zeitung: 
.Das  Ende  der  Hochkonjunktur11.     1908. 

7 
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Beziehungen  zum  Auslande  hatten,  wandten  sich  in  die- 
sem Jahre  in  noch  grösserem  Masse  der  Nationalbank 
zu.  In  Anbetracht  der  allgemeinen  Geldteuerung  und 
weil  sie  ihre  Notenausgabe  nicht  übermässig  ausdehnen 
wollte,  erhöhte  die  Bank  den  Diskont  am  30.  August 
auf  6,  am  19.  September  auf  7,  am  27.  Oktober  auf 
8o/o.  Dieser  Satz  wurde  erst  am  29.  Dezember  auf  7<>o 
ermässigt.  Aber  trotz  allen  Erhöhungen  nahm  der  Dis- 
kont wieder  zu  und  betrug  rund  278  Mill.  Lei,  d.  h. 
16800000  mehr  als  im  Vorjahre.  An  Rimessen  wurden 
in  diesem  Jahre  für  56870  000  Lei,  d.h.  über  4  Mill. 
mehr  als  im   Vorjahre  angekauft.1) 

Schlussbetrachtung. 

Versuchen  wir  nun  die  27jährige  Tätigkeit  der  Na- 
tionalbank von  Rumänien  noch  einmal  kurz  zusammenzu- 
fassen und  ihre  Diskontpolitik  näher  zu  charakterisieren. 

Man  hat  aus  Gibigen  gesehen,  dass  die  Bank  am 
Anfang  viele  Schwierigkeiten  zu  bekämpfen  hatte,  um- 
somehr,  da  alles  neu  zu  schaffen  war,  aber  diese  haben 
ihr  den  Weg  noch  lange  nicht  versperren  können.  Sie 
wurde  nach  und  nach  der  Schwierigkeiten  Herr.  Bei 
ihrer  Begründung  fand  die  Bank  Zustände  vor,  die  ge- 
wiss nichts  weniger  als  günstig  waren.  Sie  verstand  aber 
gleich,  dass  es  hier  nur  einen  Weg  gab:  nämlich  diese 
gegebene  Lage,  nicht  wie  sie  sein  sollte,  sondern  wie 
sie  war,  aufzufassen.  Aber  sie  hatte  nicht  etwa  die 
Absicht  dabei,  in  dieser  Lage  zu  verharren,  sondern  sie 
wollte  vielmehr  deren  Umgestaltung  ermöglichen  und 
nach  Kräften  beschleunigen.  Es  wurde  ihr  sofort  klar, 
dass  die  Erleichterung  des  Zirkulationsprozesses  allein 
nicht  viel  nützen  würde.     Sie   musste  unbedingt  ihren 


1)  Jahresbericht  vom  17.  Februar  1908. 
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Blick  auch  auf  die  Produktion  werfen,  welche  hilflos 
ilalag,  umsomehr  als  diese  sich  um  Betriebskredit  be- 
warb, der  keine  allzulangen  Fristen  in  Anspruch  nahm. 
Sie  konnte  diesem  Verlangen  willfahren,  da  Rumänien 
damals  wegen  des  ungesunden  Zustandes  seiner  Wäh- 
rungsverhältnisse sich  in  einer  völligen  Isolierung  be- 
fand. Ebenfalls  aus  dieser  Isolierung  ergibt  sich  die 
hervorspringende  Charakteristik  des  Diskontosatzes  in 
der  ersten  Periode  der  Tätigkeit  der  Bank,  d.  h.  bis 
zur  Einführung  der  Goldwährung.  Diese  Charakteristik 
ist  die  Bestimmung  des  Diskontosatzes  durch  innere  Ver- 
hältnisse allein,  unabhängig  von  den  Bedingungen  des 
internationalen  Geldmarktes.  Ein  ähnliches  Beispiel  fin- 
den wir  bei  der  österreichisch-ungarischen  Bank  bis  zur 
Einfuhrung  der  Barzahlung,  deren  Diskontpolitik  für  diese 
Zeit  —  bis  1897  —  ebenfalls  nur  die  periodischen  Schwan- 
kungen des  inneren  Bedarfes  wiederspiegelt. 1)  Zu  dieser 
Zeit  konnte  ein  erhöhter  Diskont  den  Geldabfluss  nicht 
verhindern,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  es  wenig 
abzufliessen  gab.  Dies  hoffe  ich  an  anderer  Stelle  be- 
wiesen zu  haben.  Noch  weniger  konnte  man  annehmen, 
durch  eine  Diskonterhöhung  die  flüssigen  fremden  Gelder 
zur  Anlage  in  rumänischen  Wechseln  zu  bewegen,  und 
zwar  aus  Gründen,  die  ich  schon  einmal  erwähnt  habe. 
Ich  muss  aber  hier  gleich  hinzufügen,  dass  das  Miss- 
trauen nicht  nur  auf  Zweifeln  der  Zahlungsfähigkeit  be- 
ruhte. Wenn  man  bedenkt,  dass  vom  31.  März  1884  das 
Agio  von  3,40o/o  auf  5,40  o/o  am  15.  Juni  gestiegen  war, 
und  dass  es  im  November  desselben  Jahres  schon  9% 
erreicht  hatte,  um  dann  in  einigen  Tagen  auf  151/2% 
zu  springen,2)  so  ist  es  klar,  dass  der  fremde  Bankier 

1)  Herz,    Die  Diskont-  und  Devisenpolitik  der  Österr.-ungar. 
Baak  (1892—1902),  Wien  u.  Leipzig  1903.  S.  3. 

2)  .Curierul  financiar*  v.  I.  April,  17.  Juni  und  23.  November 

1684. 

7* 
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wegen  des  2  oder  3 o/o  höheren  Diskontosatzes  sich  nicht 
beeilt  hätte  sein  flüssiges  Geld  in  rumänischen  Wech- 
seln anzulegen. 

Die  Bankverwaltung  wusste  gut  genug,  dass  die 
Anwehdung  dieses  anderswo  so  wirksamen  Mittels  bei 
den  damaligen  Verhältnissen  in  Rumänien  ganz  unnütz 
gewesen  wäre.  Bei  der  Handhabung  ihrer  Diskont- 
politik trat  für  diese  Zeit  der  Gesichtspunkt  in  den  Vor- 
dergrund, dem  Geschäftsverkehr  mit  billigem  Kredit  ent- 
gegen zu  kommen. 

So  sehen  wir  den  Diskontosatz  während  der  Zeit 
vom  1.  Dezember  1880  bis  24.  Februar  1892,  also  über 
11  Jahre,  nur  5mal  schwanken.  Von  5°/0  war  er  Februar 
1881  auf  4o/o  gesunken  und  stieg  erst  November  1884 
auf  5o/o,  im  September  1887  auf  6  und  behielt  diese 
Höhe  bis  März  1890.  Etwas  bewegter  war  während  der- 
selben Zeit  der  Lombardzinsfuss,  welcher  7  Aenderungen 
erfuhr.  Doch  auch  diese  lassen  sich  alle,  wie  die  des 
Diskonts  nur  durch  innere  Ursachen  erklären.  So  gab 
1884  die  Agrarkrisis,  verschärft  durch  die  Panik1),  die 
Veranlassung  dazu,  oder  es  war  wiederum  Mangel  an 
Export  und  zugleich  schlechte  Ernte,  wie  im  Jahre  1887* 

Da  die  Bank  während  dieser  Zeit  durch  Diskont- 
erhöhung die  Valuta  nicht  beeinflussen  konnte,  so  war 
sie  nichts  destoweniger  bemüht,  dem  Handel  und  der 
Regierung  nach  Kräften  die  Mittel  zur  Begleichung  aus- 
ländischer Forderungen  zur  Verfügung  zu  stellen.  Im 
Jahre  1882,  als  das  Agio  3 0/0  erreichte,  setzte  sie  Gold 
für  10  Mill.  Lei  in  Umlauf,  1883  15  Mill.,  1884  26  Mill. 
Um  die  Lage  nicht  noch  mehr  zu  verschlimmern,  ver- 


1)  Hervorgerufen  durch  den  Fall  des  Londoner  Getreidehauses 
Spartaly  &  Co.  Es  befanden  sich  im  rumänischen  Umlauf  für  ca* 
20  Mill.  Lei  Wechsel,  welche  auf  das  genannte  Haus  trassiert 
waren.    Siehe  „Curierul  fmanciar"  vom  11.  November  1884. 
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schaffte  sie  sich  für  die  Regierung  zur  Bezahlung  der 
Annuitäten  nötigen  Mittel,  teils  aus  dem  Reservefond,  teils 
aus  dem  Auslande,  um  so  die  im  Lande  sich  befindenden 
Devisen  dem  Handel  zu  überlassen.  Während  des  Jahres 
1886  setzte  sie  wiederum  23  Mill.,  1887  42  Mill.,  1888 
sogar  68  Mill.  Lei  Gold  in  Umlauf  bei  einer  Noten- 
ausgabe von  rund  112  Mill.  Lei.  Sie  hat  auch  in  dieser 
Beziehung  ihr  Möglichstes  getan,  aber  diese  Hilfe  konnte 
nur  eine  vorübergehende  Wirkung  haben,  solange  die 
Münzverhältnisse,  und  nicht  weniger  als  diese  die  wirt- 
schaftlichen und  finanziellen  Verhältnisse  dieselben 
blieben. 

1888  war  das  Agio,  trotz  der  68  Mill.  Lei  Gold,  die 
die  Bank  in  Umlauf  setzte,  am  26.  Juni  auf  14,90% 
gestiegen.  Aber  gleich  mit  dem  Beginn  der  Getreide- 
ausfuhr fing  es  an  allmählich  zu  sinken  und  war  am 
26.  August  auf  0,60o/o  angelangt.1)  Die  Ernte  war  aus- 
gezeichnet gewesen.  Dem  lebhaften  Export  gesellten 
sich  noch  die  Vorräte  des  Vorjahres  hinzu  umsomehr, 
da  in  Frankreich,  Belgien  und  Spanien  Kornmangel 
herrschte.2)  In  dem  nachfolgenden  Jahre  1889  war  die 
Ernte  ebenso  gut,  ausserdem  hatte  die  Regierung  eine 
Anleihe  von  200  Mill.  Lei  im  Auslande  aufgenommen. 
Infolgedessen  war  das  Agio  verschwunden,  bevor  die 
Regierung  ihre  Münzreform  der  Kammer  vorgelegt 
hatte,  s)  . 

1890  wurde  die  Goldwährung  eingeführt  und  als 
Folge  auch  der  Deckungsstock  der  Nationalbank  in  Gold 
umgewandelt     Damit  gelangen   wir  zu   der  zweiten 

1)  Curieml  financiar  vom  26.  Juni,  2.,  10.,  16.,  23.  und  30.  Juli 
und  6.,  14.,  21.  und  26.  August. 

2)  Die  Zeitschrift  „Economia  national«"  vom  3.  Oktober  1888 
8.  14  ff. 

8)  D.  Sturdza,  Re forma  monetär«  (Senatsrede),  wiedergegeben 
in  der  Zeitung  „Vointza  Nationala"  v.  15.  Juni  1889. 
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Periode  der  Diskontpolitik  bei  der  Bank  von: 
Rumänien.  Ihre  Lage  wird  während  dieser  Periode  ge- 
ändert, aber  auch  bei  weitem  schwieriger  gemacht  Die 
Bank  muss  jetzt  darauf  bedacht  sein,  ihre  Barzahlungs- 
fähigkeit zu  sichern,  um  dadurch  die  Währung  erhalten 
und  verbessern  zu  können.  Sie  war  nicht  mehr  die  Bank 
eines  Staates  mit  isolierter  Währung,  welche  sich  weniger 
um  die  Verhältnisse  des  internationalen  Marktes  zu  küm- 
mern brauchte,  sondern  empfand  selbst  direkt  die  Nach- 
wirkungen dieser  Verhältnisse  und  musste  infolgedessen 
ihre  Diskontpolitik  danach  einrichten.  Der  Diskontsatz 
schwankte  während  dieser  Periode  —  1890 — 1908  aus- 
schliesslich —  20mal,  davon  4mal  während  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres  1899  und  4mal  seit  30.  August  bis 
29.  Dezember  1907.  Aber  —  und  hierin  besteht  gerade 
die  Schwierigkeit  —  mit  dem  Aufkommen  der  neuen 
Anforderungen  trat  ihre  Rolle  als  Kreditinstitut  keines- 
wegs zurück.  Der  Diskont,  welcher  bis  1890  sich  kaum 
verdoppelt  hatte,  war  1898  8mal  so  gross  geworden. 

Und  dabei  blieb  sie  immer  nach  wie  vor  die  Bank 
eines  Landes,  welches  nicht  nur  wenige  Kreditinstitute 
besass,  sondern  durch  Verschuldung  und  Export  nicht 
weniger  vom  Auslande  als  von  Ernteergebnissen  ab- 
hängig war.  Lexis  behauptet,  dass  wirtschaftlich  schwache 
Länder  überhaupt  nicht  im  Stande  sind,  die  Goldwährung 
zu  gehalten,  weil  sie  ihre  Schulden  an  das  Ausland  nur 
mit  Waren  bezahlen  können,  deren  Absatz  nötigenfalls 
durch  starkes  Herabgehen  des  Wechselkurses  auf  das 
Ausland  erzwungen  werden  muss.1)  Umso  schwieriger 
ist  dies  infolgedessen  in  einem  überwiegend  agrikoleit 
Lande  wie  Rumänien,  wo  —  wie  wir  gesehen  haben  — 
im  Falle  einer  Missernte  es  überhaupt  sehr  wenig  gibt» 
was  man  dem  Auslande  aufzwingen  könnte. 


1)  Schöiiberg's  Handbuch,  Bd.  I  S.  411. 
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Man  hat  ebenfalls  gesehen,  dass  auch  eine  Dis- 
konterhöhung wenig  nützen  kann,  aus  dem  einfachen 
Grunde,  dass  es  sich  gewöhnlich  nicht  um  vorübergehende 
Geldklemmen  handelt,  welche  durch  die  zeitweise  ein- 
tretende Krediterschwerung  sich  rasch  abwickeln  lassen, 
sondern   um   wirkliche   Kapitalnot  — 

Aus  alledem  ergibt  sich,  wie  ungemein  schwierig 
die  Aufgabe  der  Bank  von  Rumänien  hinsichtlich  der 
Valutaerhaltung  war,  und  deswegen  sind  ihre  diesbe- 
züglichen Bemühungen  umso  höher  zu  würdigen.  Wenn 
ihr  das  in  einem  Falle  nicht  gelungen  ist,  so  kann  man 
sie  —  wie  wir  am  richtigen  Orte  gezeigt  haben  —  nicht 
im  entferntesten  dafür  verantwortlich  machen.  Jetzt  ist 
sie  aber  durch  den  grossen  Devisenbestand  vor  jeder 
Gefahr  geschützt 

Noch  grösser  erscheinen  mir  ihre  Verdienste  um  die 
Kreditgewährung.  Heute  kann  niemand  mehr  leugnen, 
dass  die  Bank,  sowie  das  immer  dichter  werdende  Eisen- 
bahnnetz durch  Erleichterung  und  Beschleunigung  des 
Zirkulationsprozesses  in  erster  Linie  zu  der  neueren  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  beigetragen  haben.  Auch  hier 
war,  wie  man  gesehen  hat,  ihre  Aufgabe  keineswegs 
leicht,  weil  sie  zuerst  die  Erziehung  des  rumänischen 
Handels  übernehmen  musste. 

Und  hierzu  kam  für  sie  noch  eine  andere  Aufgabe. 
In  der  Ueberzeugung,  dass  eine  Unterstützung  des  Han- 
dels in  Rumänien,  ohne  eine  gleichzeitige  der  Landwirt- 
schaft —  von  der  doch  alles  abhängt  —  wenig  heil- 
bringend wäre,  hat  sie  zuerst  direkt,  dann  durch  Unter- 
stützung der  diesbezüglichen  Anstalten  in  grossem  Masse 
zu  der  Entwicklung  des  landwirtschaftlichen  Kredit  bei- 
getragen. —  Sie  darf  aber  nicht  dabei  stehen  bleiben; 
ihre  Rolle  als  Kreditinstitut  ist  noch  lange  nicht  erschöpft. 
Sie  muss  ihrem  Vorbilde,  der  Bank  von  Belgien,  bis  ans 
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Ende  folgen,  und  durch  Errichtung  von  Diskontkomp- 
toiren  in  den  Städten,  die  nicht  Kreishauptstädte  sind, 
danach  trachten;  sich  zu  der  Geschäftswelt  in  direkte  Be- 
ziehungen zu  setzen.  Das  muss  sie  aus  zwei  Gründen 
tun: 

1.  Weil  mehrere  Kreishauptstädte  einen  minder  aus- 
gedehnten Verkehr  im  Vergleich  zu  einfachen  Städten 
haben. 

2.  Um  die  für  den  kleineren  Handel  geradezu  un- 
heilvolle dritte  Unterschrift  ohne  andere  Bedenken  be- 
seitigen zu  können.  Sie  muss  es  tun,  wenn  sie  nicht 
selbst  dem  Wucher  die  nötigen  Mittel  zur  Verfügung 
stellen   will. 

Und  ich  hege  die  Hoffnung,  dass  sie  es  tun  wird.  — 
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n. 

Freie  Depositen. 

Jahre 

Saldo 

Eingang 

Total 

Lei 

B. 

Lei 

B. 

Lei 

Bw 

1881 



15221736 

81 

15221736 

81 

1882 

1711793 

— 

40357175 

10 

42068968 

10 

1883 

13102470 

— 

60951920 



74054390 



1884 

103C2440 

— 

48719900 



59022340 



1885 

20095100 

— 

12308715 



32403815 



1886 

14082220 

— 

45389683 

69 

59471903 

69 

1887 

22388486 

44 

36365742 

— 

58754228 

44 

1888 

29594978 



82821215 

86 

112416193 

86 

1889 

13860303 

64 

41445856 

50 

55306160 

14 

1890 

16601830 

50 

291464849 

75 

308066680 

25 

1891 

19860540 



385270915 



405131455 



1892 

21793796 



36638393 

04 

58432189 

04 

1893 

25387814 

57 

79194563 



104582377 

67 

1894 

40324338 

. 

182267352 

50 

222591690 

50 

1895 

72180345 

50 

59E0S168 

75 

131488514 

25 

1896 

55255488 

75 

52323777 

50 

107579266 

25 

1897 

52004905 



91481010 

60 

1434S6915 

60 

1898 

91268095 

60 

121218580 



212486675 

60 

1899 

74698697 

20 

182013708 

44 

256712405 

64 

1900 

76172242 

50 

90367512 

25 

166539754 

75 

1S01 

87402814 

75 

44114578 



131517392 

75 

1E02 

884737t 0 

25 

4U78J33 



12£652183 

25 

1803 

70359873 



67866992 



128226865 

— 

1904 

78161475 



37409301 

50 

115570776 

50 

1905 

75246287 

50 

61528S92 

50 

136774680 



lß06 

81004490 



56640301 

67 

137644791 

67 

1907 

83088191 

37 

71071049 

— 

15415S240 

87 
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IV.  Diskontierte  Coupons. 


Jahre 

Saldo 

Eingang 

Total 

Lei 

B. 

Lei 

B. 

Lei 

B. 

1881 

3243707 

95 

3243707 

95 

1882 

51260 

50 

8040885 

50 

8092146 



1883 

197097 

50 

6044556 

50 

6241654 



1884 

27130 



5909676 

60 

5936806 

60 

1885 

13532 



3304025 

85 

3317557 

85 

1886 

148625 

50 

4220994 

05 

4369619 

55 

1887 

240297 

70 

2425568 

90 

2665866 

60 

1888 

136002 

30 

2638487 



2774489 

30 

1889 

16984 



2377873 



2394857 



1890 

13075 



2150660 



2163735 



1891 

68190 



2374931 

50 

2443121 

50 

1892 

132230 



1416449 

50 

1548679 

50 

1893 

180554 

50 

1571296 

50 

1751851 



1894 

241154 

50 

1916781 



2157935 

50 

1895 

296887 

^— 

2086006 

50 

2382893 

50 

1896 

258967 

50 

2174712 

— 

2433679 

50 

1897 

431619 

50 

2346686 

50 

2778306 



1898 

559990 

50 

4372394 

46 

4932384 

96 

1899 

467192 



2198208 

41 

2665400 

41 

1900 

773031 

66 

2699527 

29 

3472558 

95 

1901 

530047 

25 

2428427 

41 

2958474 

66 

1902 

381248 

50 

1648416 

08 

2029664 

58 

1903 

385541 



1466722 

20 

1852263 

20 

1904 

298746 



1145281 

50 

1444027 

50 

1905 

159959 

75 

926252 

— 

1086212 

15 

1906 

206980 

75 

3232486 

31 

3439467 

06 

1907 

154341 

89 

959191 

76 

1113533 

65 

V.  Der  Lombardverkehr. 

Saldo  Eingang 


1881 

—    — 

75287096 

— 

75287096 

- 

1882 

19092569  - 

79659083 

90 

98751652 

90 

1883 

22332310  — 

89080757 

50 

111413067 

50 

188J 

27836528  — 

76865605 

— 

104702133 

— 

1885 

19662254  — 

21063445 

— 

70725699 

— 

1886 

16402118  — 

37342545 

— 

53744663 

— 

1887 

13182418  - 

43492927 

— 

56675345 

— 

1888 

13604750  — 

39404075 

— 

53008825 

— 

1889 

14854280  — 

44065530 

— 

58919810 

— 

1890 

11643920  — 

48111460 

— 

59755370 

— 

1891 

13344700  - 

51786500 

— 

65131200 

— 

1892 

15271800  — 

56110400 

_ 

71382200 

— 

1893 

16078500  — 

62316900 

— 

78395400 

— 

1894 

21416700  — 

65421300 

— 

86838000 

— 

1895 

19255800  — 

59725700 

— 

78981500 

— 

1896 

17997800  — 

58527000 

— 

76524800 

— 

1897 

18530300  — 

65849650 

— 

84379950 

— 

1898 

20279650  - 

61563200 

— 

81842850 

— 

1899 

21421200  — 

76750700 

— 

98171900 

— 

1900 

29476700  - 

70198927 

— 

99675627 

— 

1901 

24890800  — 

58246100 

— 

83136900 

— 

1902 

21709400  - 

58654900 

— 

80364300 

— 

1903 

17607700  — 

42146900 

_ 

59754600 

— 

1904 

15801300  — 

38775300 

— 

54576600 

_ 

1905 

13067100  — 

28030600 

— 

41097700 

_ 

1906 

10863300  — 

58904500 

— 

69767800 

_ 

1907 

23079100  — 

8026r00 

— 

10:815150 

— 
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VI.  Gewinn-  und  Verlustkonto. 


Jahre 

Netto- 
gewinn 

Lei 

B. 

Erteilte 
Dividende 

Lei 

B. 

Pro    Verhältnis 
Aktie  zumNennwert 
der  Aktien  * 
Lei  B. 

1881 

2164667 

92 

1440000 

— 

60  — 

12o/o 

1882 

1921842 

38 

1306800 

— 

£4  45 

10,89o/o 

1883 

2737823 

60 

1768800 

— 

73  70 

14,74o/o 

1884 

2770934 

03 

1785600 

— 

74  40 

14,88o/o 

18S5 

2823970 

42 

1814400 

— 

75  60 

15f12o/o 

1886 

2908154 

06 

1857600 

— 

77  40 

15,48o/o 

1887 

2942815 

15 

1875S00 

— 

78  15 

15,63  o/o 

18S8 

2860729 

16 

1832400 

— 

76  35 

15,27  o/o 

1889 

2893865 

90 

1971600 

— 

82  15 

16,43o/o 

1890 

2929350 

28 

1992000 

— 

83  — 

16,60o/o 

1891 

3156114 

12 

2172800 

— 

88  45 

17,69o/0 

1892 

3082988 

31 

2080800 

— 

86  70 

17,340/0 

1893 

3054260 

72 

2064000 

— 

86  — 

17,200/« 

1894 

3202996 

34 

2149200 

- 

89  55 

17,91  o*> 

1895 

3202325 

85 

2148000 



89  50 

17,90o/o 

1896 

3225348 

06 

2162400 



90  10 

18,020/0 

1897 

3357659 

16 

2239290 



93  30 

18,66o/o 

1898 

4138078 

06 

2688000 



112  — 

22,40o/o 

1899 

4480600 

11 

2864800 



120  20 

24,04o/o 

1900 

4606938 

12 

2958000 



123  25 

24,65o/o 

1901 

4672825 

49 

2360346 

03 

124  85 

24,97o/o 

1902 

4551662 

20 

2805784 

54 

121  95 

24,39o/o 

1903 

4638010 

85 

2976000 



124  — 

24(80o/o 

1904 

4277344  37 

2768400 

' 

115  35 

23,600/0 

1905 

4843568 



2993600 



128  90 

25,06  o/o 

1906 

5661204 

65 

3564000 



148  50 

29,7o/o 

1907 

6544848 

65 

4074000 



169  75 

33,95o/o 

I,ebenslauf; 

Ich  Alexander  Cercel,  wurde  als  Sohn  des 
Kaufmanns  Nicolae  Cercel  und  seiner  Frau  Elena,  geb. 
Radulescu,  am  14.  August  1881  zu  Rosiori  de  Vede  in 
Rumänien  geboren,  und  bin  griechisch-orthodoxen  Kon- 
fession. 

Ich  besuchte  von  1892—1900  das  humanistische  Gym- 
nasium „Mathei  Bassarab"  zu  Bukarest,  und  erlangte  Sep- 
tember 1900  das  Reifezeugnis.  November  1900  ging  ich 
nach  Leipzig,  wo  ich  zwei  Jahre  Geschichte  und  Rechts- 
wissenschaften studierte,  um  mich  nachher  den  Kameral- 
wissenschaften  zu  widmen. 

Von  Mai  1905  bis  August  1906  studierte  ich  in 
Halle  a.  S.,  und  musste  meine  Studien  unterbrechen,  um 
meiner  Militärpflicht  genügen  zu  können.  November  1907 
ging  ich  nach  Jena,  April  1908  nach  Erlangen,  wo  ich  die 
Vorlesungen  der  Herren  Professoren  von  Eheberg,  Neu- 
burg und  Falckenberg  hörte. 

Allen  meinen  hochverehrten  Lehrern  spreche  ich  an 
dieser  Stelle  meinen  aufrichtigen  Dank  aus. 
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A.  Einleitung. 
§  i. 

1.  Wirtschaftlicher  Begriff  des  Lombardgeschäfts. 

Unter  Lombardgeschäft1)  versteht  man  die  Gewährung 
von  Darlehen  gegen  Sicherung  durch  Faustpfand,2)  welches 
aus  Edelmetallen,  Wertpapieren  oder  Eaufmannswaren  be- 
stehen muss.8)  Diese  Beschränkung  des  Faustpfandes  auf 
bestimmte  bewegliche  Sachen  ist  essentiell  und  unterscheidet 
das  Lombardgeschäft  von  der  Pfandleihe.4)*  Die  Bezeichnung 
„Lombardgeschäft"  als  technischer  Ausdruck  beschränkt  sich 
heute  auf  Deutschland;5)  in  England  bedient  man  sich  des 
Ausdrucks  „advances",  in  Holland  spricht  man  von  „belee- 
nings"  und  „prolongatie  kontrakten".6) 

Das  Lombardgeschäft,  hauptsächlich  von  Banken  be- 
trieben, dient  dem  Realkredit,  die  Person  des  Darlehnsnehmers 
tritt  wirtschaftlich  gegenüber  der  Güte  des  Faustpfandes  in 
den  Hintergrund.    Die   wirtschaftliche  Bedeutung  des  Lom- 


1)  Auch,  weiiiger  gebräuchlich  „Deportgeschäft"  genannt. 
Cosack,  H.  R.,  S.295;  Lehmann,  H.R.,  S.  769. 

2)  Schmoller,  Grundriss  II,  S.  646 ;  Wagner  in  Schönbergs  Volks- 
wirtschaftslehre I,  S.  420;  Gohn  in  Endemanns  Hdb.  III,  §  448;  Cosack, 
H.R.,  S.296;  Lehmann,  H.R.,  S.760;  Gareis,  H.R.,  S.674. 

3)  Lehmann,  a.  a.  0.;  Cosack,  a.  a.  O.;  Siegfried-Schütze  I,  S.  130, 
ROHG.  Bd.  24,  S.  37,  die  hier  und  da  auch  von  Banken  gewährte 
Beleihung  von  Schmuck  und  Pretiosen  ist  Pfandleihe. 

4)  Anderer  Ansicht  nur  Wagner,  a.a.O.,  der  das  Pfandleih- 
gewerbe zum  Lombardverkehr  rechnet. 

6)  Cohn  in  Endemanns  Hdb.  III,  §  448,  Note  6. 
6)  Cohn  bei  Endemann,  a.a.O. 
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bardgeschäfts  liegt  in  seiner  Verwendbarkeit  zur  Befriedigung 
kurzfristigen  Geldbedarfes. l)  Dabei  geht  der  Darlehnsnehmer 
von  der  Überlegung  aus,  dass  zur  vorübergehenden  Beschaffung* 
einer  Geldsumme  ein  Verkauf  seiner  Waren  oder  Wertpapiere 
und  ein  nachheriger  Wiederankauf  derselben  wegen  möglicher 
Preis-  und  Kursschwankungen  unwirtschaftlich  ist.  Er  wird 
demgemäss  die  Aufnahme  eines  Darlehens  gegen  Verpfändung- 
seiner  Waren  und  Wertpapiere  vorziehen,  insofern  ihm  diese 
Art  der  Geldbeschaffung  den  Bestand  seiner  Werte  sichert,2) 
und  ihm  ja  ohnehin  die  Möglichkeit  bleibt,  die  verpfändeten 
Werte  zu  realisieren,  wenn  ihm  die  Gelegenheit  günstig 
erscheint. 

§2. 
2.  Umfang  des  Lombardgeschäfts. 

a)  Bei  Kreditbanken. 

Je  nach  der  Art  der  Banken  tritt  das  Lombardgeschäft 
als  mehr  oder  weniger  umfangreiches  Aktivgeschäft  auf;  im 
Geschäftsverkehr  der  Kreditbanken  erscheint  es 

1.  als  einfaches  Lombarddarlehen  zwischen  Darlehns- 
nehmer und  Bank, 

2.  als  Lombardgeschäft  bei  der  Prolongation  von  Zeit- 
geschäften, im  Börsenverkehr  auf  Banken  und  Bankiers 
beschränkt:3)  der  Haussier,  der  aus  seinen  ultimo- 
Engagements  mehr  Effekten  abzunehmen  hat  als  zu 
liefern  und  bis  zum  nächsten  Mouat  prolongiert,  be- 
schafft sich  zur  Deckung  seiner  Engagements  vor- 


1)  Einem  ähnlichen  wirtschaftlichen  Zweck  dient  das  Vinku- 
lationsgeschäft, in  der  Literatur  durchweg  als  Kauf  charakterisiert, 
vgl.  Breit,  Das  Vinkulationsgeschäft;  Flechtheim  in  Goldschmidts 
Zeitschrift  Bd. 60,  S.  124 ff.;  Könige  in  Gruchots  Beiträgen  Bd.  ö2# 
S.  286  ff. 

2)  Nach  Bückzahlung  des  Darlehens  erhält  er  die  verpfändeten 
Werte  unverändert  zurück. 

3)  Siegfried-Schütze,  a.  a.  O.,  S.  406. 
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übergehend   Geld   durch   Lombardierung   der  Wert- 
papiere. *) 
3.  Darlehensgeschäfte,  die  nicht  ausdrücklich  als  Lom- 
bardgeschäfte  bezeichnet   sind,   bei   denen   aber  die 
Voraussetzungen    des    Lombardgeschäfts    zutreffen. 
Dieselben   pflegen   dadurch   zu  Stande   zu   kommen, 
dass    die    allgemeinen    Geschäfts- Bedingungen    der 
Kreditbanken  einen  Passus  ~)  enthalten,  der  der  Bank 
ein  Pfandrecht  an  allen  Wertpapieren  und  sonstigen 
Wertgegenständen,  welche  im  Laufe  des  Geschäfts- 
verkehrs in  den  Besitz  der  Bank  kommen,  für  alle 
Forderungen   an  den  betreffenden  Kunden  einräumt. 
Besteht  ein  ungesichertes  Darlehnsverhältnis  zwischen 
Bank   und  Kunde   und   es  gelangen  z.  B.  von  dritter  Seite 
Wertpapiere  für  Rechnung  des  Darlehnsnehmers  in  den  Be- 
sitz der  Bank,  so  erwirbt  die  Bank  ein  gültiges  Pfandrecht 
an  diesen  Papieren  in  Bezug  auf  die  bestehende  Forderung: 
Das  Darlehen  wird  zu  einem  Lombarddarlehen. 

In  den  Bilanzen  unserer  Kreditbanken  erscheint  die 
Anlage  in   Lombarddarlehen   teilweise   unter    ausdrücklicher 

1)  Ausführliches  bei  Siegfried-Schütze,  a.a.O.,  S.406,  416 ff. 

2)  Derselbe  lautet  z.  B.  in  den  Geschäftsbedingungen  der 
Dresdner  Bank  Berlin:  Alle  Wertpapiere  und  sonstigen  Wert- 
gegen stflnde,  welche  im  Laufe  des  Geschäftsverkehrs  in  den  Be- 
st ta  der  Dresdner  Bank  gelangen,  insbesondere  auch  diejenigen 
Wertpapiere,  welche  ihr  ausdrücklich  noch  als  Sicherheit  für  Börsen- 
tenningeschäfte  bestellt  sind,  sind  derselben,  soweit  nicht  die  Be- 
ftnnmungen  im  §  8  des  Bankdepot-Gesetzes  Abweichungen  ergeben, 
rar  Sicherheit  für  alle  Forderungen  an  den  betreffenden  Kunden 
einschliesslich  der  bedingten  oder  befristeten  Forderungen  aus 
noch  schwebenden  Engagements  oder  noch  nicht  fälligen  Wechseln, 
als  Faustpfand  übergeben  und  verpfändet.  Vgl.  Dernburg, 
B.  IL  m,  S.  899  u.  900;  Düringer-Hachenburg,  H.  G.  B.  S.  499;  Bern- 
Htein,  Die  Geschäftsbedingungen  der  Bankiers  und  ihre  rechtliche 
Behandlung,  im  Bankarchiv,  Jahrg.  4,  S.  166  ff. ;  Sontag,  Die  Geschäfts- 
bedingungen im  Verkehr  der  Banken  und  Bankiers  mit  ihrer  Kund- 
schaft, ebenda,  Jahrg.  3,  S.  181  ff.,  Oertuiann,  Zivil-  und  handelsrecht- 
liches Pfand-  und  Zurückbehaltungsrecht  im  Bankverkehr,  ebenda, 
Jahrg.  6,  S.  137  ff. 


_     4      — 

Benennung  als  „Lombarddarlehen,  Lombards,  Vorschüsse  auf 
Waren  und  Wertpapiere",  zum  Teil  wird  sie  auch  gar  nicht 
besonders  aufgeführt,  sondern  erscheint  in  der  Summe  der 
bedeckten  Debitoren  als  „Debitoren  oder  Ausstände  durch 
Effekten  und  Waren  gedeckt",  vielfach  wird  die  Lombard- 
anlage auch  in  die  Summe  der  Debitoren  ohne  besondere 
Trennung  einbezogen. 

Durch  diese  geringe  Einheitlichkeit  in  der  Aufstellung 
der  Bankbilanzen  ist  es  schwer,  über  den  Umfang  des  Lom- 
bardgeschäfts und  sein  Verhältnis  zu  anderen  Aktivgeschäften 
der  Banken,  zum  Diskont-,  Emmissions-  oder  Kontokorrent- 
geschäft, zutreffende  statistische  Angaben  zu  machen.  Dass 
aber  die  Banken  ihre  Kapitalien  in  ganz  erheblichem  Masse 
in  Lombardgeschäften  anlegen,  zeigt  die  nachstehende  statisti- 
sche Übersicht,  die  die  Lombardanlage  aus  den  Bankbilanzen 
des  letzten  Jahres  zusammenstellt: 

Lombard-Anlage  per  31.  Dezember  1908. 

Nach  den  Geschäftsberichten  von  1908  der  einzelnen  Banken 
und  dem  Deutschen  Ökonomist  1909  Nr.  1392. 


Aktien- 
Kapital 

Mark 


Lombard- 
Anlage 

Mark 


merkungen 


Allgemeine  Deutsche  Credit- 
anstalt 

Anhalt-Dessauische  Landesbank 

Bank  für  Handel  und  Industrie 

Barmer  Bankverein 

Bayrische  Bank  für  Handel  und 
Industrie 

Berliner  Handelsgesellschaft     . 

Bergisch-Märkische  Bank      .    . 

Braunschweigische  Bank  und 
Creditanstalt 

Breslauer  Discontobank    .    .    . 

Breslauer  Wechsler-Bank      .    . 

Commerz-  und  Disconto-Bank  . 


90000000 

12000000 

154000000 

60000000 

20000000 

110000000 

75000000 

15000000 
25000000 
12000000 
85000000 


25791000 

5487000 

65294000 

33600000 

235000 
53398000 
55183000 

763000 

138000 

184000 

44140000 


ömfasst  die 
deutschen 
Kreditban- 
ken m.  einem 

Aktien- 
kapital von 

mehr  als 

10  Millionen 

Mark 
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Aktien- 
Kapital 

Mark 


Lombard- 
Anlage 

Mark 


Be- 
merkungen 


Deutsche  Bank 

Deutsche  Effekten-  u.  Wechsel- 
bank       

Deutsche  Nationalbank     .    .    . 

Deutsche  Vereinsbank      .    .    . 

Direktion    der    Discontogesell- 
schaft 

Dresdner  Bank 

Essener  Bankverein      .    .    .    . 

Essener  Kreditanstalt  .    .    .    . 

Hallescher  Bankverein      .    .    . 

Magdeburger  Privatbank      .    . 

Mitteldeutsche  Creditbank    .    . 

Nationalbank  für  Deutschland  . 

Norddeutsche  Bank 

Norddeutsche  Creditanstalt  .    . 

Osnabrücker  Bank 

Ostbank  für  Handel  u.  Gewerbe 

Pfälzische  Bank 

Rheinische  Creditbank      .    •    . 

Rheinisch  -  Westfälische       Dis- 
conto-Gesellschaft      .    .    .    . 

Schaffhausenscher  Bankverein  . 

Scbieaischer  Bankverein   .    .    . 

Süddeutsche    Discontogesell- 
schaft 

Vereinsbank  Hamburg      .    .    . 


800000000 

30000000 
33000000 
24000000 

170000000 
180000000 
15000000 
60000000 
13600000 
36000000 
64000000 
80000000 
50000000 
15000000 
14600000 
18000000 
60000000 
75000000 

80000000 

145000000 

30000000 

31260000 
30000000 


222116000 

3096000 

39414000 

1789000 

58098000 

113847000 

15573000 

25552000 

1297000 

54834000 

15606000 

54089000 

34077000 

10064000 

2783000 

6717000 

41801000 

21865000 

51800000 
34202000 
17612000 

10626000 
21695000 


Die  neben- 
stehenden 
Summen 
setzen  sich 
zum  Teil 
.  aus  ver- 
schiedenen 
Aktivposten 
der  Bilanz 
zusammen; 
je  nach  der 
Bilanzier- 
ungsmethode 
der  Bank. 


2092250000 


1142615000 
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b)  Bei  den  Notenbanken. 

Einen  geringeren  Raum  nimmt  das  Lombardgeschäft  bei 
den  Notenbanken  ein.1)  Durch  das  Bankgesetz2)  wird  der 
Reichsbank  in  §  13,  Ziffer  3  die  Befugnis  eingeräumt,  „zins- 
bare Darlehen  auf  nicht  länger  als  3  Monate  gegen  beweg- 
liche Pfänder  zu  erteilen  (Lombardverkehr). u  Daraus,  dass 
der  §  17  des  Bankgesetzes  die  Lombardforderungen3)  als 
Notendeckung  nicht  zulässt,  ergibt  sich,  dass  im  Verhältnis 
zum  Diskontgeschäft,  dem  Hauptaktivgeschäft  der  Noten- 
banken, das  Lombardgeschäft  bei  den  Notenbanken  einen 
geringeren  Raum  einnimmt.  Und  das  hat  seinen  Grund 
darin,  dass  Lombardforderungen  mit  einem  Portefeuille  sorg- 
fältig ausgewählter  Wechsel  in  Bezug  auf  die  Möglichkeit 
einer  raschen  und  sicheren  Realisierung  in  keiner  Weise  ver- 
glichen werden  können.  Dazu  kommt  noch,  dass  beim  Eintritt 
von  Krisen,  bei  denen  die  Notenbanken  auf  möglichste  Liqui- 
dität zur  Einlösung  ihrer  Noten  bedacht  sein  müssen,  die 
Lombardanlagen  sich  stets  als  sehr  resistente  Kapitalsfest- 
legungen erwiesen  haben4)  und  bei  zwangsweisem  Verkauf 


1)  Lombardanla 

ige    d 

er 

deutschen  Not 

enbanken   am 

31.  Dezember  1908. 

Aktien- 
Kapital 

Mark 

Lombard- 
Anlage 

Mark 

180000000 

176929000 

9U0000O 

12697000 

"Bayrische  Notenbank 

7500000 

4109000 

30000000 

36116000 

Württembergische  Notenbank 

• 

•    . 

9000000 

15023000 

2355000J0 

243773000 

Dagegen  Wechselanlage 

_                                             l!  .                             .      . 

31.12. 

1908. 

1291265000 

Deutscher  Ökonomist,  1909,  Nr.  1393. 

2)  Bankgesetz  vom  14.  März  1876. 

3}  Im  Gegensatz  zu  der  Wechselanlage,  §  17,  a.  a.  O. 

4)  Die  Reichsbank  1876—1900,  Jubiläumsschrift,  S.  106  ff. 
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der  Unterpfänder,  der  selbst  bei  vorsichtigster  Beleihung  er- 
forderlich wurde,  der  Markt  nicht  immer  genügend  aufnahme- 
fähig war. 

Es  ist  daher  von  vornherein  bei  den  Notenbanken  von 
einer  Verwendung  der  Lombardanlage  als  Notendeckung  ab- 
gesehen; um  aber  diesen  Geschäftszweig  überhaupt  nicht  eine 
die  Politik  der  Bank  durchkreuzende  Bedeutung  erreichen  zu 
lassen,  ist  im  Bankgesetz  bestimmt,1)  dass  der  Zentralaus- 
schuss  der  Reichsbank  gutachtlich  zu  hören  ist,  bis  zu 
welchem  Höchstbetrage  die  Mittel  der  Bank  zu  Lombard- 
darlehen verwendet  werden  dürfen. 

Als  Kontrahenten  treten  beim  Lombardgeschäft  haupt- 
sächlich Kaufleute  auf;  als  Darlehnsgeber  kommen  fast  aus- 
schliesslich Banken  und  Bankiers  in  Betracht,  als  Darlehns- 
nehmer  alle  kaufmännischen  Kreise,  Privatpersonen  nur  in 
geringerem  Umfange.  So  verteilten  sich  die  Lombard-Darlehen 
der  Reichsbank  am  30.  September  1900  auf  die  einzelnen 
Schuldner  nach  Berufsklassen  wie  folgt  :a) 


Lombard- 
Darlehen 

Mark 


In  Prozenten 

aller 

Darlehne 


Kanfleute 

Landwirte      .... 
öffentliche  Sparkassen 
Genossenschaften   .    . 
Privatpersonen  .    .    . 
Sonstige 


75784700 
4986500 

10255900 
5443000 
7868250 
4642000 


69,5 
4,6 
9,4 
5,0 
7,2 
4,3 


108979350 


100 


Inwieweit  Kaufleute  an  dem  Lombardverkehr  der  Kre- 
ditbanken teilnehmen,  lässt  sich  wegen  Fehlens  jeder  statisti- 
schen Unterlagen  nicht  feststellen;  immerhin  handelt  es  sich 
bei  dem  Lombardverkehr  der  Kreditbanken  zum  weitaus 
grössten  Teil  nm  Darlehen  von  Handel  und  Industrie. 


1)  §  32,  Abs.  2d. 

2)  Aus  Die  Reichsbank  1876—1900,  Jubiläumsschrift,  8. 871. 
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§3. 

3.  Gesetzgebung. 

Wie  wir  gesehen  haben,  wird  das  Lombardgeschäft 
hauptsächlich  von  Banken  und  Bankiers  als  Zweig  ihres 
Gewerbes  betrieben;  es  ist  Bankiergeschäft  im  Sinne  des 
HGB.  §  1,  Abs.  2,  Ziffer  4;1)  der  Gewerbebetrieb,  der  Bankier- 
geschäfte zum  Gegenstand  hat,  gilt  nach  HGB.  §  1,  Abs.  2 
als  Handelsgewerbe  und  verleiht  dem  Betreibenden  Kaufmanns- 
eigenschaft  (§  1,  Abs.  1).  Als  Geschäft  eines  Kaufmannes, 
das  zum  Betriebe  seines  Handelsgewerbes  gehört,  ist  das 
Lombardgeschäft  also  Handelsgeschäft,2)  auch  dann,  wenn 
es  von  einem  Kaufmann  ausgeführt  wird,  dessen  Handels- 
gewerbe gewöhnlich  auf  andere  Geschäfte  gerichtet  ist.5) 

Als  besonderes  Rechtsinstitut  ist  das  Lombardgeschäft 
in  Deutschland  gesetzlich  nicht  geregelt;  erwähnt  wird  das- 
selbe im  Bankgesetz  vom  14.  März  1875  in  §  13,  Ziffer  3 
und  im  Hypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1899  in  §  5, 
Ziffer  6. 

Es  kommen  demnach  für  das  Lombardgeschäft  vor  allem 
die  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches,4)  dann  allgemein 
die  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Rechts5)  in  Anwendung. 
Handelt  es  sich  bei  der  Pfandbestellung  um  Wertpapiere,  so 
kommen  weiter  die  Vorschriften  des  Depotgesetzes,6)  bei 
Orderpapieren  zum  Teil  die  Bestimmungen  der  Wechsel- 
ordnung7) in  Betracht. 


1)  Cosack,  H.H.,  S.  210;  Gareis,  H.B.,  S.39;  Staub,  Komm, 
zum  HGB.  I,  S.  48. 

2)  Cosack,  a.a.O.;  Gareis  a.a.O.,  S.S6ff.;  HGB.  §348,  Abs.  1. 

3)  HGB.  §  343,  Abs.  2J 

4)  Besonders  Buch  HI. 

5)  E.G.  zu  HGB.,  Art.  2;  Lehmann,  H.R.,  S. 769. 

6)  Gesetz,  betr.  die  Pflichten  der  Kaufleute  bei  Aufbewahrung 
fremder  Wertpapiere  vom  5.  7.  1900.  (Ein  Kaufmann,  welchem  .  .  . 
als  Pfand  übergeben  sind  usw.). 

7)  Wechselordnung,  in  der  Fassung  der  Bekannmachung  vom 
3.  6.  1908. 
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Sind  beide  Kontrahenten  Kaufleute,  also  bei  beider- 
seitigem Handelsgeschäft  sind  ferner  auf  die  im  Handels« 
verkehr  geltenden  Gewohnheiten  nnd  Gebräuche  Rücksicht. 
zu  nehmen;1)  es  sind  dies  die  kaufmännischen  Usancen,  die 
tod  den  Parteien  als  leges  contractns  angenommen  werden. 

Ist  das  Lombardgeschäft  nur  für  einen  Kontrahenten, 
meist  den  Darlehnsgeber,  Handelsgeschäft,  so  finden  auf 
beide  Parteien  die  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuches  An- 
wendung. *) 


B.  Rechtliche 
Natur  des  Lombardgeschäfts. 

§  4. 

Nach  seiner  wirtschaftlichen  Natur  fällt  das  Lombard- 
geschäft in  zwei  Vorgänge  auseinander:  die  Pfandbestellung 
nnd  die  Darlehnsgabe. 

Die  Frage  nach  der  rechtlichen  Natur  dieser  beiden 
Vorgänge  wird  nun  dahin  zu  stellen  sein: 

1.  Haben  wir  es  mit  einem  Darlehnsvertrag  und  einem 
Pfandvertrag  zu  tun,  die  selbständig  nebeneinander 
bestehen? 

2.  Stehen  die  beiden  Verträge  in  einem  besonderen 
Verhältnis  und  in  welchem? 

3.  Ist  der  Lombardvertrag  ein  Vertrag  besonderer  Art? 


1)  HGB.  §346;  Gewohnheitsrecht  ist  hierunter  nicht  gemeint, 
vgl  ROHG.  II J,  S.  1;  VI,  S.368;  Cosack,  H.R.,  S.323,  324;  Staub, 
Komm.  z.  HGB.  II,  S.  1138  ff. 

2)  HGB.  §345;  Staub  II,  S.  1137;  Lehmann  H.R.,  S.97;  kommt 
das  lx>mbardgesch&ft  vereinzelt  vor  zwischen  Nicht  kanfleuten,  so 
kommen  nur  die  Vorschriften  des-  Bürgerlichen  Rechts  in  Be- 
tracht. 


—    10    — 

Das  Lombardgeschäft  ist  gerichtet  auf  Hingabe  eines 
Darlehens  in  Geld x)  mit  der  Pflicht  der  Rückerstattung.  Die 
Merkmale  des  Darlehens  nach  §  607  BGB.  treffen  also  zo~ 
Zu  dieser  Darlehnsgabe  tritt  nun  hinzu  die  Bestellung  eines 
Pfandrechts,  das  den  Zweck  hat,  die  Forderung  zu  sichern 
und  im  Fall  den  Pfandgläubiger  aus  dem  Pfände  zu  be- 
friedigen. Da  es  sich  beim  Lombardgeschäft  ausschliesslich 
um  Pfandrechte  an  beweglichen  Sachen8)  handelt,  so  fällt 
der  Pfandvertrag  des  Lombardgeschäfts  unter  die  §§  1204  ff. 
des  BGB. 

In  der  Literatur  erscheint  bald  das  Darlehen,  bald  der 
Pfand  vertrag  bei  der  Definition  als  der  Hauptbegriff;  so 
nennt  Cohn8)  das  Lombardgeschäft  dasjenige  Pfandge- 
schäft, bei  welchem  die  zu  sichernde  Forderung  eine  Dar- 
lehnsf orderung  ist;  Co  sack4)  spricht  von  einem  durch  Faust- 
pfand gesicherten  Darlehen;  Lehmann5)  definiert  es  als 
Gewährung  von  Darlehen  gegen  Realsicherheit;  Gareis6) 
spricht  von  einer  eigenartigen  Kombination  von  Darlehns- 
und  Faustpfandvertrag. 

Die  rechtliche  Natur  des  Lombardvertrages  als  eines 
Darlehens  und  Pfandvertrags  nach  bürgerlichem  Recht  ist 
demnach  nicht  zu  bestreiten.  Bestehen  beide  Verträge  nun 
selbständig  nebeneinander? 

Die  Absicht  der  Parteien  geht  beim  Lombardgeschäft 
stets  auf  ein  Darlehen.  Dieses  erst  ist  die  Voraussetzung: 
für  eine  Pfandbestellung;  der  eine  Kontrahent  braucht  Geld 
und  sucht  es  in  der  Form  des  Lombardgeschäftes ;  die  Pfand- 
bestellung ist  dabei  das  sekundäre  und  zwar  die  Folge  der 


1)  Oder  Geldsurrogate,  andere  vertretbare  Sachen  (BGB.  §  607) 
kommen  nicht  vor,  die  Darlehen  der  landschaftlichen  Institute,  die 
in  Pfandbriefen  erteilt  werden,  sind  keine  Lombarddarlehen,  da  sie 
nicht  durch  Faustpfand,  sondern  hypothekarisch  gesichert  werden. 

2)  Vgl.  oben  S.  1. 

3)  In  Endemanns  Hdb.  §  448,  I. 

4)  Coeack,  H.  R.,  S.  295. 

5)  Lehmann,  H.  R.,  S.  750. 

6)  Gareis,  H.R.,  S.674. 
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Absicht,  einen  Darlehnsvertrag  abzuschliessen ;  der  Haupt- 
oachdruck  liegt  mithin  zweifellos  anf  dem  Darlehen.1)  Der 
Pfandvertrag  tritt  demnach  der  Abrede  der  Darlehnsgabe 
ohne  weiteres  als  Bestandteil  des  Lombardgeschäftes  hinzu. 
Ein  selbständiges  Nebeneinanderbestehen  beider  Verträge 
schliesst  das  bürgerliche  Recht  auch  ohne  weiteres  schon 
ans,  indem  es  dem  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen  einen 
selbständigen  Bestand  nicht  zugesteht,  sondern  ihm  einen 
rein  akzessorischen  Charakter  verleiht.2)  Wir  müssen  dem- 
nach den  Darl eh ns vertrag1  als  den  Hauptbegriff  bezeichnen 
nnd  die  Frage,  ob  beide  Verträge  selbständig  nebeneinander 
bestehen,  verneinen. 

Wir  kommen  damit  zu  Frage  2  und  haben  bereits  ge- 
sehen, dass  der  Pfandvertrag  streng  akzessorischer  Natur 
ist,  d.  h.  das  Pfandrecht  entsteht  mit  der  Darlehnsforderung, 
für  die  es  bestellt  ist,  und  erlischt  mit  ihr. 3) 

Aber  dieser  Charakter  ist  jedem  Pfandrecht  an  beweg- 
lichen Sachen  eigentümlich.  Für  das  Pfandrecht  des  Lom- 
bardvertrages kommt  noch  etwas  besonderes  hinzu:  eine  be- 
stimmte Wertbeziehung  zwischen  Pfand  und  Darlehen.  Es 
entsteht  nämlich  zwischen  Pfand  und  Darlehen  eine  strenge 
Bindung  derart,  dass  die  Darlehenssumme  höchstens  den  Wert 
des  Pfandes  oder  einen  bestimmten  Bruchteil4)  desselben  er- 
reichen darf.    Dabei  ist  davon  auszugehen,   dass  das  Dar- 


1)  Auch  der  kaufmännische  Sprachgebrauch  nennt  das  Lom- 
bardgeach&ft  in  derselben  Bedeutung  „Lombarddarlehen". 

2)  Demburg,  ß.  R.  in,  S.  897 ;  Düringer-Hachenburg,  HGB.  II, 
8.491;  Endemann,  Sachenrecht,  §134;  Planck,  Sachenrecht,  S.  746; 
Creme,  Sachenrecht.  S.816;  Staub,  HGB.  II,  S.  1360. 

3)  BGB.  §  1252. 

4)  z.  B.  Bankgesetz,  §  13,  Ziffer  3 ;  die  Reichsbank  und  die 
anderen  Notenbanken  beleihen  Gold  und  Silber  bis  zum  vollen  Wert, 
inländische  Wertpapiere  bis  zu  '/*  des  Kurswertes,  ausländische 
Wertpapiere  bis  zur  Hälfte  desselben,  gute  Wechsel  mit  mindestens 
6#/g  Abschlag  vom  Kurswert,  Kauf mannswaren  bis  zu  */s  des  Wertes ; 
Mi  erhalt  man  bei  Verpfändung  von  Mk.  10000  4%  Deutsche  Reichs- 
anleihe zum  Kurse  von  103°/0  =  Mk.  10300  Kurswert,  davon  */«  = 
Mk.  7  700  Darlehen  (Höchstbetrag). 
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lehen  nicht  sofort  in  seinem  Höchstbetrage  entnommen  zu 
werden  braucht,  sondern,  wie  dies  im  Geschäftsverkehr  das 
übliche,  je  nach  dem  Geldbedarfe  des  Darlehnsnehmers  oft 
wechselt;  im  Gegensatz  zur  Verkehrshypothek,  bei  der  es 
sich  um  die  Belastung  von  Immobilien  für  eine  bestimmte 
Geldforderung  handeln  muss. l) 

Diese  Wertbindung  geht  indess  noch  weiter  insofern, 
als  bei  Entwertung  des  Pfandes  der  ursprüngliche  Wert  des- 
selben durch  Verpfändung  weiterer  Pfandsachen  wieder- 
herzustellen oder  das  ursprüngliche  Wertverhältnis  zwischen 
Pfand  und  Darlehen  durch  teilweise  Rückzahlung  des  Dar- 
lehens wieder  herbeizuführen  ist.2) 

Nach  Vorstehendem  werden  wir  demgemäss  Frage  2 
dahin  beantworten,  dass  die  beiden  Verträge  des  Lombard- 
geschäfts in  einer  ganz  bestimmten,  dem  Lombard- 
geschäft eigentümlichen  Wertbeziehung  zu  einander 
stehen. 

Die  Möglichkeit,  den  Lombardvertrag  als  eine  Kom- 
bination von  Darlehns-  und  Pfandvertrag  den  Normen  des 
bürgerlichen  Rechts  unterzuordnen,  erübrigt  auf  die  Frage 
einzugehen,  ob  es  sich  beim  Lombardvertrag  um  einen  Ver- 
trag besonderer  Art  handelt;  auch  in  der  Literatur3)  wird 
der  Lombardvertrag  in  die  Verträge  des  bürgerlichen  Rechts 
eingereiht  und  die  Forderung  nach  einem  Vertrag  besonderer 
Art  nicht  erhoben. 


1)  §  1113  BGB.;  anders  Sicherungshypothek,  die  auch  für  einen 
Forderungs-Höchstbetrag  bestellt  werden  kann. 

2)  Cosack,  H.  R.,  a.  a.  O.,  Gareis,  H.  R.,  S.  574  u.  575;  Lehmann, 
H.  R.,  S.770;  Siegfried-Schütze,  I,  S.416  u.  575;  vgl.  Bedingungen 
der  Reichsbank  für  den  Lombardverkehr  aus  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen über  den  Geschäftsverkehr  mit  der  Reichsbank,  Amt- 
liche 46.  Ausgabe,  1908,  S.  67—69. 

S)  Cosack,  a.a.O.;  Lehmann,  a.a.O.;  Gareis,  a.a.O.;  Staub, 
a.  a.  0. 
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C.  Das  Zustandekommen  des 
Lombardvertrages. 

§5. 
1.  Der  Vorvertrag. 

a)  Sein  Zustandekommen. 

Seiner  wirtschaftlichen  Zusammensetzung  aus  Darlehen 
und  Pfandbestellung  entsprechend  setzt  sich,  wie  wir  gesehen 
haben,  der  Lombardvertrag  aus  Darlehnsvertrag  und  Pfand- 
vertrag zusammen. 

Der  Darlehnsvertrag  hat  zum  Gegenstand  die  Hingabe 
der  Darlehenssuinme  mit  der  Verpflichtung  zur  Rückerstattung. 
Dieser  Hingabe  des  Lombarddarlehns  werden  meist  einleitende, 
vorbereitende  Abreden  vorhergehen,  die  den  wesentlichen 
Inhalt  des  abzuschliessenden  Lombardvertrages  zum  Gegen- 
stand haben,  also  Abreden  über  die  Höhe  des  aufzunehmenden 
Darlehens,  die  Art  des  zu  bestellenden  Pfandes,  über  Ver- 
zinsung, Kündigungsfristen  und  allgemein  über  gegenseitige 
Rechte  und  Pflichten. 

Führen  nun  diese  vorbereitenden  Abreden  eine  beider- 
seitige Willenseinigung  herbei  derart,  dass  der  eine  Kontrahent 
anbietet,  ein  Darlehn  unter  gewissen  Bedingungen  zu  erteilen, 
der  andere  diese  Offerte  annimmt,  so  haben  wir  es  mit  einem 
Vorvertrag  zu  tun. l)  Derselbe  besitzt  volle  Rechtswirksamkeit 
und  gibt  beiden  Kontrahenten  einen  klagbaren  Anspruch  auf 
Erfüllung.2) 

Die  regelmässige  Form,  deren  sich  der  Darlehnsnehmer 
zur  Aufnahme  eines  Lombarddarlehns  bedient,  ist  die,  dass 
er  der  Bank,   mit  der  er  das  Lombardgeschäft  abschliessen 


1)  Pactum  de  mutuo  contrahendo;  vgl.  Engelmann,  B.  R.,  S.  208* 
Crome,  B.  R.  IL,  S.  166;  Cosack,  B.  R.  L,  5.  Aufl.,  S.  359;  Planck! 
B.  B.  II,  8.  643;  v.  Staudinger,  B.  R.  II,  2,  S.  837;  Staub,  HGB.  II., 
S.  1800;  vgl.  auch  R.  G.  86,  186. 

2)  Coaak,  B.  R,  4.  Aufl.,  L,  S.  514;  Dernburg,  B.  R.  U,  2,  S.  249; 
Planck  a.  a.  0.,  S.  543;  v.  Staudinger,  a.  a.  0.,  S.  848. 
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will,  einen  dahingehenden  Antrag  stellt;  es  liegt  Vertrags- 
antrag nach  BGB.  §  145  ff.  vor.    Derselbe  rauss  erkennen  lassen 

1.  die  beiden  Kontrahenten, 

2.  den  wesentlichen  Inhalt  des  abzuschliessenden  Lombard- 
vertrages, 

3.  die  erkennbare  Absicht  und  den  Willen  des  Offerenten, 
dass  durch  Annahme  seitens  des  Oblaten  ein  Vertrag 
zustande  kommen  soll. 

Wie  schon  bemerkt,  geht  die  Offerte  in  der  Regel  von  dem 
Darlehnsnehmer  aus,  vielfach  treten  aber  auch  Bankinstitute 
als  Darlehnsgeber  bei  vorhandenen  flüssigen  Kapitalien  als 
Offerenten  auf.1) 

Geschäftefähigkeit2)  beider  Kontrahenten  ist  natürliche 
Voraussetzung;  eine  besonders  aktive  oder  passive  Darlehns- 
fähigkeit,  d.  h.  die  Fähigkeit,  Darlehen,  mithin  auch  Lombard- 
darlehen, aufzunehmen  oder  zu  gewähren,  gibt  es  heute 
nicht  mehr.8) 

Der  Antrag  ist  empfangsbedürftige  Willenserklärung,*) 
er  führt  zum  Vorvertrag  durch  Annahme  seitens  des  Oblaten. 
An  eine  bestimmte  Form  ist  dieser  Vorvertrag  des  Lombard- 
geschäfts nicht  gebunden.5) 


1)  So  offerieren  z.  B.  grosse  Institute  wie  die  Königl.  See- 
handlung oder  die  Preuss.  Zentralgenossenschaftskasse  regelmässig- 
ihre  flüssigen  Mittel  als  „Ultimo-  oder  tägliches  Geld",  beides  Formen 
des  Lombarddarlehens,  vgl.  Siegfried-Schütze,  L,  S.  415/6. 

2)  BGB.  §  104  u.  105;  bei  beschränkter  Geschäftsfähigkeit  eines 
Kontrahenten  ist  Einwilligung  (BGB.,  §  107)  oder  Genehmigung 
(BGB.  §  108)  des  gesetzlichen  Vertreters  erforderlich. 

3)  Anders  im  römischen  Recht,  wo  durch  das  S.  C.  Macedonianum 
den  volljährigen  Hauskindern  die  Darlehnsfähigkeit  genommen  war; 
durch  Hingabe  eines  Darlehns  an  ein  volljähriges  Hauskind  entstand 
nur  eine  Naturalobligation  D.  14,  6,  1  pr.  Das  Preuss.  Allg.  Land- 
recht I,  11,  676—8  beschränkte  die  Darlehnsfähigkeit  der  preussischen 
Prinzen  und  Prinzessinnen  und  der  Subalternoffiziere. 

4)  Planck,  I,  S.  262;  Fischer-Henle,  BGB.,  Anm.  vor  §  104. 

5)  Endemann,  BGB.  I.,  S.  1159;  Crome,  BGB.  IL,  S.  168;  Cosack, 
BGB.,  5.  Aufl.,  L,  S.  359. 
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b)  Der  Inhalt  des  Lombardvorvertrages. 

Welchen  Inhalt  hat  nun  der  Lombardvorvertrag,  um  ihn 
als  solchen  zu  kennzeichnen  und  welche  Verpflichtungen  er- 
wachsen aas  ihm? 

Die  wesentlichen  Punkte,  über  die  eine  vertragliche 
Einigung  erzielt  werden  soll,  betrafen 

1.  Die  Höhe  des  aufzunehmenden  Darlehns. 

Diese  Festlegung  ist,  wie  wir  sehen  werden,  wesentlich 
wegen  der  Wertbeziehung  zu  der  zu  bestellenden  Pfandsache. 
Die  Verabredung  kann  nun  einmal  auf  die  Hergabe  einer 
bestimmten  Darlehenssumme  gehen,  die  gleich  in  ihrer  ganzen 
Höhe  erteilt  wird  und  sich  während  des  ganzen  Lombard- 
verhältnisses nicht  ändert.  Oder  aber  es  wird  die  Frage 
geregelt,  ob  zu  dem  ursprünglich  erteilten  Darlehen  noch 
weitere  Darlehen  entnommen  werden  dürfen  und  bis  zu 
welcher  Höhe,  ob  nach  Entnahme  der  Darlehen  Beträge  auf 
die  Darlehensschuld  abgezahlt  werden  können  und  bis  zu 
welchem  Betrage;  es  wird  also  die  Grenze  fixiert  werden, 
innerhalb  deren  sich  das  Darlehen  während  des  Lombard- 
verhältnisses bewegen  darf.  In  engster  Bindung  steht  die 
Regelung  dieser  Frage  der  Natur  des  Lombardvertrages 
entsprechend  mit  der  Pfandbestellung.  Und  zwar  kommen 
dabei  zwei  Gesichtspunkte  in  Betracht,  einmal  der  Wert  des 
Pfandes,  dann  seine  Art. 

Der  Wert  des  Pfandes  bemisst  sich  nach  der  verabredeten 
Maximalhöhe  des  aufzunehmenden  Darlehns;  Gegenstand  be- 
sonderer Abrede  ist  vor  allem  die  Abmachung,  bis  zu  welcher 
Höhe  des  Pfandwertes  das  Darlehen  erteilt  wird,  d.  h.  es 
wird  die  Wertbeziehung  zwischen  Pfand  und  Darlehen  genau 
festgesetzt.  Wesentlich  ist  weiter  die  Beschaffenheit  des 
Pfandes,  d.  h.  die  Gattung1)  von  Werten,  die  zur  Pfand- 
J>esteUang  beabsichtigt  sind  und  die  Bestimmung  über  die 
spezielle  Art  dieser  Werte,  also  welche  Edelmetalle,  welche 
bestimmten  Wertpapiere  oder  Kaufmannswaren  als  Pfand 
bestellt  werden  sollen. 

1)  Ob  Edelmetalle,  Wertpapiere  oder  Waren. 
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Die  Offerte,  deren  Annahme  zum  Vorvertrag  des  Lombard- 
geschäftes führt,  geht  stets  von  einer  bestimmten  Person  aus 
und  richtet  sich  gegen  eine  bestimmte  Person.1)  Die  öffent- 
liche Bekanntgabe  des  sogenannten  Lombardzinsfusses  von 
Seiten  der  Banken,  d.  h.  des  Zinsfusses,  der  bei  Lombard- 
geschäften zur  Berechnung  kommt,  ist  keine  Offerte  ad  incertam 
personam,  durch  deren  Annahme  der  Vorvertrag  zustande 
kommen  könnte.2)  Vielmehr  liegt  in  der  Bekanntgabe  des 
Zinsfusses  lediglich  eine  Aufforderung,  Anträge  abzugeben 
und  die  Bereitwilligkeit,  Offerten  entgegen  zu  nehmen,  wobei 
dann  der  Zinsf  uss  nicht  mehr  Gegenstand  besonderer  Vertrags- 
abrede zu  sein  braucht.8) 

Das  Looibardgeschäft  erscheint  im  Handelsverkehr  nie 
als  unverzinsliches  Dahrlehnsgeschäft;  die  Verzinslichkeit  ist 
vielmehr  begriffliche  Voraussetzung4)  und  versteht  sich  sogar 
bei  nicht  ausdrücklicher  Vereinbarung  von  selbst.6)  Immerhin 
ist  eine  Festsetzung  der  Höhe  des  Zinsfusses  im  Vorvertrag 
erforderlich,  da  dieselbe  nach  verschiedenen  Umständen,  Geld- 
marktverhältnissen, persönlichen  Verhältnissen  der  Kontra- 
henten oder  Dauer  des  Lombardverhältnisses,  verschieden 
bemessen  werden  kann.6) 

1)  Endemann,  B.  R.  I,  S.  1155. 

2)  Vgl.  Planck,  BGB.  II,  S.  544. 

3)  Ein  gesetzlicher  Kontrahierungszwang,  der  vielleicht  aus 
der  öffentlichen  Bekanntgabe  des  Lombardzinfusses  hergeleitet  werden 
könnte,  existiert  heute  nicht  mehr.  Vgl.  Cohn  bei  Endemann,  a.  a.  O., 
§  443,  Ziffer  5;  Laband,  Staatsrecht  d.  Dtsch.  Reiches  II,  S.  391. 

4)  Bankges.  §  13,  Ziffer  3  „zinsbare  Darlehen u,  Cohn  bei  Ende- 
mann, a.  a.  O.,  Ziffer  6;  Cosack,  H.  R.,  S.  296. 

5)  Cosack,  H.  R.,  a.  a.  O.;  vgl.  HGB.,  §  354,  Abs.  2,  der  dem 
Kaufmann  bei  Darlehnserteilung  ein  gesetzliches  Zinsenrecht  gibt. 

6)  Der  Lombardzinsfuss  der  deutschen  Notenbanken  mit  Aus- 
nahme des  Zinsfusses  für  die  Beleihung  von  Edelmetallen  ist  immer 
l°/0  höher  als  der  Diskontsatz.  Der  durchschnittliche  Lombard« 
zinsf  uss  der  Reichsbank  im  Jahre  1908  betrug  5,8  °/0,  im  Jahre  1907 
7°/0  (a.  d.  Verwaltungsbericht  der  Reichsbank  v.  1908).  Die  Höhe 
des  Lombardzinsfusses  der  Reichsbank  ist  in  Deutschland  bei  allen 
Banken  für  die  Zinsenberechnung  bei  Lombardgesch&ften  ausschlag- 
gebend.    Wird  der  Zinsfuss   der  Reichsbank  erhöht,  so  tritt  die 
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Ist  die  Höhe  des  Zinsfusses  nicht  besonders  vereinbart, 
so  treten  die  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Kraft  nnd  zwar, 
wenn  das  Lombardgeschäft  beiderseitiges  Handelsgeschäft  ist, 
5°/0  fi"*  <***  J^r  (HGB.  §  352,  Abs.  1),  im  übrigen  4  vom 
Handelt  (BGB.  §  246).  Eine  gesetzliche  Begrenzung  der 
Höhe  der  Zinsen  besteht  nicht,  ein  Regulativ  bilden  die  Vor- 
schriften des  §  138  BGB.,  die  gegen  wucherische  Ausbeutung 
schätzen,  und  das  gesetzliche  Kündigungsrecht  aus  BGB. 
$  247  bei  mehr  als  6%  Zinsen. 

Weitere  Abreden  beschäftigen  sich  dann  noch  mit  Fest- 
setzung des  Zeitpunktes  für  Erstattung  der  Zinsen,1)  der 
Kündigungsfrist  für  das  Darlehen,  Erfüllungszeit,  Erfüllungs- 
ort o.  dergl.  mehr. 

c)  Die  Verpflichtungen  aus  dem  Vorvertrag. 

Der  Lombardvorvertrag  ist  auf  Abschluss  des  Lombard- 
vertrages gerichtet;  die  Verpflichtungen,  die  aus  ihm  resultieren, 
gehen  demnach 

1.  für  den  Darlehnsnehmer  auf  Pfandbestellung, 

2.  für  den  Darlehnsgeber  auf  Hingabe  des  Darlehens. 
Das  Interesse  am  Lombardvertrage  liegt,  wie  wir  schon  be- 
merkten, nicht  immer  einseitig  auf  Seiten  des  Darlehnsnehmers, 
sondern   häufig  auch  auf  Seiten   des  Darlehnsgebers,  *)   der 


Berechnung  des  höheren  Zinsfusses  ohne  weiteres  mit  der  Erhöhung 
in  Kraft,  ebenso  bei  Herabsetzung  des  Zinsfusses  die  Berechnung 
des  geringeren  Zinses.  Die  Lombardgeschäfte  werden  dann  unter 
Zugrundelegung  des  Lombardzinsfusses  der  Reichsbank  abgeschlossen. 
Die  Zinsen  werden  für  jeden  Kalendertag  berechnet,  an  dem  das 
Lombarddarlehen  aussteht;  nicht  wird,  wie  beim  Wechseldiskont- 
jreseh&ft,  der  Monat  zu  30  Tagen  gerechnet.  Ausgenommen  hiervon 
ut  nur  das  Lombardgeschäft  des  ultimo  Handels,  bei  dem  stets 
Zinsen  zu  SO  Tagen  von  einem  ultimo  zum  ultimo  des  nächsten  Monats 
ohne  Rücksicht  auf  die  wirklichen  Kalendertage  berechnet  werden. 
\>L  Siegfried-Schütze  I,  S.  432. 

1)  Bei  der  Reichsbank  vierteljährlich;  Bed.  für  den  Lombardv. 
a.  *.  O.,  S.  63;  vgl.  BGB.  §  606. 

2)  Für  jedes  verzinsliche  Darlehen  Enderaann  BGB.  L,  S.  1159; 
v.  Standinger,  BGB.  II.,  S.  860. 
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für  flüssige  Kapitalien  Anlage  sucht  und  diese  in  dem  ihm 
angebotenen  oder  von  ihm  gesuchten  Lombardgeschäft  findet. 
Im  Lorabardvorvertrag  wird  daher  oft  aus  der  Absicht  der 
Parteien  heraus  ein  pactum  de  mutuo  accipiendo  liegen,  ohne 
dass  eine  Annahmepflicht  für  den  Darlehnsnehmer  ausdrücklieb 
ausgesprochen  zu  werden  braucht.1)  Die  Pflicht  der  An- 
nahme tritt  dann  für  den  Darlehnsnehmer  noch  hinzu. 

d)  Rechte  aus  dem  Vorvertrag. 

Eine  wichtige  Sondervorschrift  für  das  Darlebnsver- 
sprechen  gibt  BGB.  §  610.  Wir  wollen  nun  untersuchen, 
ob  dieselbe  ebenso  auf  das  Lombarddarlehnsversprechen  an- 
zuwenden ist. 

Der  §  (JIO  gibt  dem  Darlehnsgeber  im  Zweifel  das 
Recht, a)  das  Darlehnsversprechen  zu  widerrufen,  wenn  in  den 
Vermögensverbältnisseu  des  Darlehusnehmers  eine  wesentliche 
Verschlechterung  eingetreten  ist,  d.  h.  wenn  die  wirtschaftliche 
Lage  des  Darlehusnehmers  sich  so  ungünstig  gestaltet  hat,3) 
dass  der  Riickerstattungsanspruch  des  Darlehnsgebers  ge- 
fährdet sein  würde.  Diese  wahrscheinliche  Gefährdung  ist 
demnach  die  Voraussetzung  für  das  Widerrufsrecht  des 
Darlehusgebers.  Wird  nun  beim  Lombard  vertrag,  dessen 
Vorvertrag  die  Abrede  sichernder  Pfand  bestellong  enthält, 
überhaupt  die  Rückerstattung  des  Darlehns  gefährdet?  Es 
bandelt  sich  bei  dem  Widerruf  aus  §  (HO  nur  um  die  Zeit 
zwischen  Versprechen  und  Hingabe  des  Darlehns;  an  sich 
gilt  der  Widerruf  nur  für  Darlehnsversprechen,  bei  denen  es 
sich  um  Hingabe  eines  ungesicherten  Darlehns  handelt, 
das  als  reiner  Personalkredit  erteilt  werden  soll  und  bei  dem 
jede  Verschlechterung  in  der  wirtschaftlichen  Lage  des  Darlehns- 

1)  Planck,  BGB.  II.,  S.  643  nimmt  bei  jedem  venunslicheu 
Darlehen  diese  Annahmepflicht  an. 

2)  Als  Auslegungsregel,  d.  Ii.  die  Bestimmung  des  Paragraphen 
kommt  eicht  zur  Anwendung,  wen»  der  Vorvertrag  andere  Partei 
abmachungeu  enthält. 

3)  Zahlungsunfähigkeit  fordert  der  Paragraph  nicht;  t.  Standinger, 
B.  R.  II.,  S.  375. 
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nehmers  für  die  andere  Partei  von  der  grössten  Wichtigkeit 
ist;  als  einer  Kreditzusage  gilt  hier  für  das  Darlehnsversprechen 
die  claosula  rebus  sie  stantibus.1)  " 

Beim  Lombardvertrage  schliesst  nun  das  wichtigste 
Recht  des  Darlehnsgebers,  aus  der  Pfandsache  Befriedigung 
zu  suchen,9)  bei  guten  Pfändern  meist  die  Gefährdung  der 
Rückerstattung  aus  und  lässt  die  Person  des  Darlehnsnehmers 
mehr  in  den  Hintergrund  treten. 

Aber  es  kann  nun  der  Fall  eintreten,  dass  die  im  Vor- 
vertrag versprochenen  Pfandsachen  im  Werte  so  erheblich 
sinken,  *)  dass  das  vereinbarte  Wertverhältnis  zwischen  Pfand 
und  Darlehen  nicht  mehr  besteht.  Der  Darlehnsnehmer  ist 
dann  verpflichtet,  wie  wir  oben  ausführten,  das  alte  Wert- 
verhältnis wieder  herzustellen,  wird  aber  bei  einer  Ver- 
schlechterung in  seinen  Vermögensverhältnissen  hierzu  meist 
nicht  im  Stande  sein. 

Tritt  nun  nach  gegebenem  Versprechen,  ein  Lombard- 
Darlehen  zu  erteilen,  eine  wesentliche  Verschlechterung  in 
den  Verhältnissen  des  Darlehnsnehmers  ein,  so  wird  der 
Darlebnsgeber  mit  der  Wahrscheinlichkeit  rechnen  müssen, 
dass  der  Darlehnsnehmer  bei  eintretender  Wertminderung  der 
Wandsache  seiner  Pflicht  in  Bezug  auf  Aufrechterhaltung 
des  ursprünglichen  Wertverhältnisses  nicht  wird  nachkommen 
können  und,  im  Fall  er  sich  aus  der  Pfandsache  befriedigen 
würde,  er  für  das  Darlehen  nicht  mehr  ausreichende  Deckung 
finden  dürfte.  Er  hätte  dann  nur  die  Möglichkeit,  sich  mit 
dem  ungedeckten  Rest  der  Darlehnsforderung  an  das  freie 
Vermögen  des  Darlehnsnehmers  zu  halten.  Aus  der  Erwägung 
dieser  Möglichkeit  heraus  wird  der  Rückerstattungsanspruch 
des  Gläubigers  durch  Eintreten  einer  ungünstigen  wirtschaft- 
lichen Lage   des  Schuldners  in  der  Tat  gefährdet;  und  diese 

1)  Endemann,  BGB.  I,  S.  1159;  Dernburg,  B.  R.  II,  2,  S.  248; 
Planck.  B.  R.  II,  S.  549;  auch  Silberschmidt  in  Seufferts  Blattern  für 
Rechtsanwendung,  1902,  S.  149. 

2)  BOB.  §  1204. 

3)  BOB.  §  1206 ff.  setsen  bereits  Übergabe  und  Bestehen  des 
Pfandverhältnisses  voraus. 


Gefährdung  gibt  dem  Darlehnsgeber  das  Widerrufsrecbt 
ans  §  610. 

Es  braucht  also  zur  Anwendbarkeit  des  Paragraphen 
nach  Eingehen  des  Lombard  Vorvertrages  zu  der  Verschlechterung- 
in  den  Verbältnissen  des  Schuldners  nicht  gleichzeitig  eine 
Wertminderung  der  Pfandsache  hinzuzutreten,  mit  einer 
solchen  kann  der  Darlehnsgeber  immer  rechnen. 

War  der  Darlehnsnehmer  zur  Zeit  der  Darlehosznsage 
bereits  io  schlechten  Vermögeusverhältnissen,  so  bat  der 
Darleiher  kein  Widerrufsrecht  ans  §  610, ')  sondern  die  all- 
gemeinen Anfechtungsrechte  wegen  Irrtum  und  Arglist9} 

Der  Widerruf  hat  den  Charakter  einer  einseitigen, 
empfangsbedürftigen  Willenserklärung  (BOB.  §130ff.)s)  und 
bringt  die  Verpflichtungen  aus  der  Darlebnszusage  zum  Er- 
löschen. Der  Darlehnsnehmer  kann  nicht  die  Erfüllung  des 
Versprechens  gegen  Sicherheitsbestellnng  verlangen.*)  Der 
Widerruf  kann  auch  im  Prozess  als  Einrede  auf  die  Er- 
füllungsklage erfolgen. s) 

Entspricht  diesem  unter  gewissen  Voraussetzungen  ge- 
gebenen Widerrufsrechte  des  Darlehnsgebers  ein  die  gleiche 
oder  ähnliche  rechtliche  Wirkung  verursachendes  Recht  des 
Darlehnsnehmers? 

Im  Vorstehenden  haben  wir  gezeigt,  dass  für  den  Dar- 
lehnsgeber Umstände  eintreten  können,  die  einen  Widerruf 
des  im  Vorvertrage  gegebenen  Darlebnsversprecbens  in  seinem 
Interesse  erforderlich  erscheinen  lassen.    Kann  es  nun  ebenso 


1)  Gosack,  B.  R.,  4.  Aufl.,  I,  S.  614. 

8)  §  119  und  123  BGB.;  v.  Staudinger,  II,  S.  864;  Derabnrjr, 
II,  2,  S.  242;  anderer  Ansicht  Endemann,  B.  R.  I,  S.  1156,  der  wegen 
Irrtum  Über  die  Zahlungsfähigkeit  des  Darlehnsnehmers  nur  anter 
besonderen  Umstanden  ein  Anfechtungsrecht  gibt,  z.  B.  für  das  Ver- 
sprechen eines  weiteren  Darlehens. 

3)  Planck,  II,  S.649. 

4)  Planck,  a.  a.  0.,  anders  wie  §  821  BGB. 

6)  Oertmann,  Hecht  der  Schuld  Verhältnisse ,  S.5S7;  v.  Stau- 
dinger, B.  R.  II,  S.S64. 


J1' 


—    21    — 

für  den  Darlehnsnehmer  von  Interesse  sein,  von  seinen  Ver- 
pflichtungen aus  dem  Vorverträge  zurücktreten  zu  können? 
Durch  die  dem  Lombardvertrag  eigenartige  Bindung 
zwischen  Pfand  und  Darlehen,  dadurch,  dass  das  Darlehen 
meist  nur  in  Höhe  eines  Bruchteils  des  Pfand  wertes  gegeben 
wird,  gibt  der  Darlehnsnehmer  dem  Darleiher  mehr  an  Wert 
als  er  selbst  empfängt;1)  der  Darlehnsgeber  ist  also  besser 
gestellt.  Aus  diesem  Grunde  kann  es  sehr  wohl  im  Interesse 
des  Darleb nsnehmers  liegen,  sich  von  den  Verpflichtungen 
des  Vorvertrages  zu  befreien,  wenn  in  den  Verhältnissen  des 
Darleihers  eine  Verschlechterung  eingetreten  ist,  die  dem 
Darlehnsnehmer  fraglich  erscheinen  lassen,  ob  es  dem  Dar- 
leiher möglich  sein  wird,  das  versprochene  Lombarddarlehen 
za  erteilen.  Eine  Sonderbestimmung  für  diesen  Fall  hat  das 
Bürgerliche  Recht  nicht;  es  wäre  aber  zu  untersuchen,  ob 
und  inwieweit  vielleicht  §321  BOB.  hier  anwendbar  wäre. 
Nach  dem  Wortlaut  des  Paragraphen  kann  derjenige,  welcher 
ans  einem  gegenseitigen  Vertrage  vorzuleisten  ver- 
pflichtet ist,  wenn  in  den  Vermögensverhältnissen  des  anderen 
Teils  nach  Abschluss  des  Vertrages  eine  wentliche  Ver- 
schlechterung eintritt,  durch  die  der  Anspruch  auf  die  Gegen- 
leistung gefährdet  wird,  die  ihm  obliegende  Leistung  ver- 
weigern, bis  die  Gegenleistung  bewirkt  oder  Sicherheit  für 
sie  geleistet  wird. 

Es  käme  also  darauf  an: 

1.  Haben  wir  es  mit  dem  Lombardvorvertrag  mit  einem 
gegenseitigen  Vertrag  zu  tun? 

2.  Hat  jemand  vorzuleisten,  und  wer? 

1.  Wie  wir  gesehen  haben,  gehen  die  Verpflichtungen 
aus  dem  Vorvertrage  auf  zwei  Leistungen,  für  den  einen 
Kontrahenten  auf  Pfandbestellung,  für  den  andern  auf  Dar- 
lehensgabe.   Jede  Partei  ist  ihre  Verpflichtung  um  der  Ver- 


1)  s.  B.  der  Darlehnsnehmer  verpfändet  dem  Darleiher  Wert- 
papiere im  Werte  von  M.  10000  and  verlangt  dagegen  ein  Dar- 
lehen von  6  000  M. 


1 


1 


r. 
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pflichtung  der  anderen  Partei  willen  eingegangen;  beide 
Leistungen  sollen  ausgetauscht  werden,  der  Darleiher  ver- 
pflichtet sich  zur  Darlehenshingabe,  weil  der  andere  das 
Pfand  bestellt,  der  Darlehnssuchende  verpflichtet  sich  zur 
Pfandbestellung,  weil  der  andere  ein  Darlehen  gibt.  Beide 
Leistungen  stehen  in  enger  Abhängigkeit  von  einander,  ihr 
Austausch  ist  begrifflich  erforderlich,  damit  ein  Lombard- 
darlehen zu  Stande  kommt.  Die  Voraussetzungen  eines 
gegenseitigen  Vertrags1)  treffen  demnach  zu.2) 

2.  Es  entspricht  der  Natur  des  Lombardgeschäfts,  ein 
zu  erteilendes  Darlehen  durch  Faustpfand  zu  sichern,  dass 
die  Sicherung  vor  Hingabe  des  Darlehns  stattfindet.  Die 
beiden  Leistungen  aus  dem  Vorvertrag  werden  daher  nicht 
in  willkürlicher  Reihenfolge  vor  sich  gehen,  vielmehr  wird 
die  Pfandbestellung  vor  der  Darlehnshingabe  erfolgen:  Der 
Pfandbesteller  leistet  vor.  Dies  ist  allgemeiner  Handels- 
brauch. 8) 

Man  kann  danach  §  321  auf  den  Vorvertrag  des  Lom- 
bardgeschäftes anwenden ;  der  Paragraph  gibt  dem  Darlehns- 
nehmer  ein  Leistungsverweigerungsrecht,  d.  h.  er  kann  die 
Pfandbestellung  verweigern,4)  bis  das  Darlehen  hingegeben 
oder  Sicherheit  für  dasselbe  geleistet  ist. 

Weitergehende  Rechte,  Widerruf  oder  Rücktritt  vom 
Vorvertrage  gibt  das  Bürgerliche  Recht  bei  Verschlechterung 
in  den  Vermögensverhältnissen  des  Darlehnsgebers  dem  andern 
Teil  nicht;   er  ist  zum  Abschluss  des  Lombardvertrages  ver- 


1)  Planck,  II,  S.  136;  Crome,  II,  S.  164 ff.;  Dernburg,  II,  1. 
S.  236. 

2)  v.  Staudinger,  II,  2.  S.  887  unterwirft  jeden  Darlebnsvor» 
vertrag  den  allgemeinen  Normen  über  gegenseitige  Vertrage,  ebenso 
Stammler,  Schuld  Verhältnisse,  S.  94;  anderer  Ansicht  Planck,  II, 
S.  549.  Jedenfalls  gibt  die  Vertragsfreiheit  des  bürgerlichen  Rechts 
die  Möglichkeit,  im  Vorvertrag  die  Gegenseitigkeit  der  Leistungen 
ausdrücklich  hinzustellen. 

3)  Die  Parteien  können  auch  Zug  um  Zug  Leistung  vereinbaren ; 
dies  kommt  praktisch  selten  vor. 

4)  Planck,  BGB.  II,  S.  140;  Crome,  BGB.  H,  S.  176  u.  176. 
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pflichtet.    Diese  Schlechterstellung   gegenüber   deu   Rechten 
des  Darleihers  aus  BGB.  §  610  erklärt  sich  aber  damit,  dass 
die  beiden  Leistungen  —  Pfandbestellung  und  Darlehnsgabe 
—  in  Bezug  auf  den  Eigentumsübergang  verschiedener  Art 
sind;    die  Übereignung   der  Darlehnsvaluta   durch    den  Dar- 
leiher erfolgt  in  das  Eigentum  des  Darlehnsnehmers,  daher 
auch   der  Rückerstattungsanspruch   des  Darleihers   bei   Ver- 
schlechterung in  den  Verhältnissen  des  anderen  Teils  in  der 
Tat  gefährdet  ist  und  ein  Widerrufsrecht  aus  §  610  durchaus 
rechtfertigt.   Die  Pfandsache  dagegen  bleibt  in  dem  Eigentum 
des  Darlehnsnehmers   und  Verpfänders  und  gibt  dem  Pfand* 
besitzer  nur   Verwertungsrechte   aus  BGB.  §  1204  ff.     Eine 
Verschlechterung   in    den  Verhältnissen    des   Darleihers   und 
Pfandbesitzers  gefährdet  demnach  den  Anspruch  des  Darlehns- 
nehmers auf  Rückgabe  des  Pfandes  nicht;  gegen   eine  miss- 
bräuchliche  Verwendung  oder  rechtswidrige  Veräusserung  der 
Pfandsache  durch  den  Darleiher  ist  der  andere  Teil  ohnehin 
schon  durch   die  Vorschriften   des  Depotgesetzes1)    und   den 
§  246   des  Reichsstrafgesetzbuches    vom   16.  Mai  1871   hin- 
reichend geschützt. 

Wir  möchten  noch  die  Frage  aufwerfen,  ob  der  An- 
sprach aus  dem  Vorvertrag  abtretbar  ist.  In  Übereinstimmung 
mit  R.  6.  Entscheidung,  Bd.  66,  S.  359  ff.  ist  diese  Frage  mit 
der  Begründung  zu  verneinen,  dass  dem  Versprechenden  in 
der  Regel  nicht  zugemutet  werden  könne,  dass  ohne  seinen 
Willen  an  die  Stelle  des  ursprünglichen  Gläubigers  durch 
Abtretung  ein  anderer  trete,  dies  widerspreche  dem  offen- 
baren Willen  des  Vertragsgegners  und  würde  auch  den  Inhalt 
der  Schuld  im  allgemeinen  wesentlich  ändern.2)  Die  Ab- 
tretung würde  auch  nach  BGB.  §  399  eine  Veränderung  des 
Vorvertragsinhalts  bewirken,  dem  die  Einigung  über  zwei 
bestimmte  Kontrahenten  wesentlich  war. 


1)  Gesetz  betr.  die  Pflichten  der  Kaufleute  bei  Aufbewahrung 
fremder  Wertpapiere,  vom  5.  7. 1896,  §9  ff. 

8)  Auch  Planck,  a.a.O.,  S. 643;  y.  Staudingr,  a.a.O.,  S. 637. 
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§6- 
2.  Die  Erfüllung  des  Vorvertrages. 

a)  Schuldner-Verzug  des  Darlehnsnehmers  inbezug- 

auf  die  Pfandbestellung. 

Die  Verpflichtungen  aus  dem  Lombardvorvertrag  finden 
ihre  Erfüllung  im  Lombardvertrag:  der  Darlehnsnehmer  be- 
stellt die  versprochene  Pfandsache,  der  Darleiher  zahlt  die 
Darlehenssumme. 

Kommt  der  Darlehnsnehmer  mit  der  Pfandbestellung^ 
;':  durch  Verschulden  in  Verzug,1)  so  hat  der  Darleiher2)  das 

Recht,  dem  anderen  Teil  eine  angemessene  Frist  mit  der  Er- 
klärung zu  bestimmen,  dass  er  die  Annahme  der  Pfandbestellung- 
nach  Ablauf  dieser  Frist  ablehne.  Leistet  der  Darlehnsnehmer 
weiter  nicht,  so  hat  der  Darleiher  dann  entweder 

1.  das  Recht  auf  Schadensersatz8)  wegen  Nichterfüllung 
oder  2.  das  Rücktrittsrecht  vom  Vorvertrage. 

Der  Anspruch  auf  Erfüllung  ist  im  letzteren  Falle  aus- 
geschlossen. Hat  die  Erfüllung  infolge  des  Verzuges  für  den 
Darleiher  kein  Interesse,  so  hat  er  dieselben  Rechte  ohne 
Fristbestimmung. 

Handelt  es  sich  beim  Lombardgeschäft  um  ein  Fix- 
geschäft,4) d.  h.  war  zur  Pfandbestellung  und  Darlehnsgabe 


:< 
I 
i 
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>  '  1)  §  284,  BGB. 

jfc  2)  §326,  BGB.;  die  Vorschriften  über  gegenseitige  Verträge 

finden  Anwendung;  vgl.  oben  S.  22. 

3)  Ein  Schaden  entsteht  z.  B.  für  den  Darleiher  dadnrcb,  dass 
er  das  als  Darlehen  versprochene  Geld  bereit  gestellt,  bezw.  flüssig 
gemacht  hat  (durch  Diskontierung  von  Wechseln,  Verkauf  von  Wert- 
papieren) und  nunmehr,  nachdem  die  andere  Partei  ihrerseits  nicht 
leistet,  auch  seinerseits  das  Darlehen  nicht  erteilt.  Die  Kosten  der 
Bereitstellung  und  Wiederverwendung  dieses  Geldes  stellen  den 
Schaden  dar,  auf  dessen  Ersatz  der  Darleiher  Anspruch  erheben  kann. 

4)  Kommt  im  Lombardverkehr  dann  vor,  wenn  der  Darleiher 
ein  Interesse  daran  hat,  ihm  an  einem  bestimmten  Tage  zur 
Verfügung  stehende  Gelder  durch  ein  Lombardgeschäft  an  diesem 
Tage  anzulegen  und  wirtschaftlich  zu  verwerten;  die  Abrede  dieser 
Frist  muss  dann  ausdrücklich  getroffen  sein. 
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eine  festbestimmte  Zeit  vereinbart,  oder  waren  die  Leistungen 
innerhalb  einer  fest  bestimmten  Frist  zu  bewirken,  so  gibt 
BGB.  §  361  dem  Darleiher  ohne  weiteres  ein  Rücktritts- 
recht, 1)  wenn  der  andere  Teil  innerhalb  dieser  Frist  oder  zu 
der  bestimmten  Zeit  nicht  leistet.  Es  muss  allerdings  die 
Parteiabsicht  zu  ersehen  sein,  dass  die  Innehaltung  der  fest- 
gesetzten Zeit  so  wesentlich  ist,  dass  bei  Versäumung  derselben 
das  ganze  Geschäft  nicht  gewollt  ist. 8)  Wird  dem  Darlehus- 
oehmer  die  Pfandbestellung  durch  einen  Umstand  unmöglich, 
den  er  nicht  zu  vertreten  hat,3)  so  wird  er  nach  BGB.  §  275 
Ton  der  Leistung  frei  und  verliert  nach  §  323  BGB.  den 
Ansprach  auf  die  Gegenleistung,  bei  teilweiser  Unmöglichkeit 
mindert  sich  die  Gegenleistung,  d.  h.  wenn  z.  B.  ein  Teil 
der  zu  verpfändenden  Wertpapiere  durch  Zufall  Untergeht, 
so  wird  sich  das  zu  erteilende  Lombarddarlehen  um  den 
Wert  dieser  untergegangenen  Wertpapiere  mindern.4) 

Hat  der  Darlehnsnehmer  die  Unmöglichkeit  der  Pfand- 
bestellung zu  vertreten,5)  so  hat  der  Darleiber  nach  BGB. 
§  325  das  Recht  auf  Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung 
oder  das  Rücktrittsrecht  vom  Vorvertrage.  Statt  dieser 
beiden  Rechte  kann  er  sich  gemäss  §  325,  Abs.  1  letzter 
Satz  auch  so  verhalten,  als  wenn  die  Leistung  durch  Zufall 
unmöglich  geworden  wäre. 

b)  Gläubigerverzug  des  Darleihers  inbezug 
auf  die  Pfandbestellung. 

Kommt  der  Darleiher  dadurch  in  Verzug,  dass  er  die 
ihm    angebotene   Pfandbestellung  nicht   annimmt,6)   so  wird 

1)  Die  Vorschrift  aus  HGB.  §  376  ist  hier  nicht  anwendbar, 
da  sie  sich  ausschliesslich  auf  den  Handelskauf  bezieht. 

2)  R.  G.,  Bd.  51,  S.  348;  dies  ist  z.  B.  stets  der  Fall  bei  dem 
Ixnobardgeschflft,  das  der  Prolongation  von  Börsentermingeschäften 
dient 

3)  Z.  B.  das  zur  Verpfändung  bestimmte  Getreidelager  wird 
durch  Feuer  vernichtet. 

4)  Natürlich  in  dem  Rahmen  des  Wertverhältnisses,  das  ur- 
sprünglich dem  Lombardgeschftft  zu  Grunde  gelegt  ist. 

6)  BGB.  §§  276—278,  HGB.  §  347. 
6)  BGB.  §  293. 


:  i 


—    26    — 

dadurch  an  dem  weiteren  Bestand  des  Vertragsverhältnisses 
mangels  besonderer  rechtsgeschäftlicher  Vereinbarung1)  nichts 
geändert,  ebensowenig  hat  der  Darlehnsnehmer  ein  gesetzliches 
Rücktrittsrecht.  Er  kann  anf  Erfüllung  des  Vorvertrages 
klagen  und  zwar  auf  Leistung  nach  Empfang  der  Gegenleistung 
BGB.  §  322,  Abs.  2.  BGB.  §  300  verringert  aber  die  Haftung 
des  Darlehnsnehmers  während  des  Gläubigerverzuges,  indem 
er  dieselbe  auf  Vorsatz  und  grobe  Fahrlässigkeit  beschränkt. 

Weiterhin  gibt  BGB.  §  304  dem  Pfandbesteller  ein  Recht 
auf  Ersatz  der  Mehraufwendungen,  die  er  für  das  erfolglose 
Angebot  und  für  Aufbewahrung  und  Erhaltung  der  Pfand- 
sache machen  muss.2)  Der  Pfandbesteller  hat  ausserdem, 
soweit  es  sich  bei  der  Pfandbestellung  um  Wertpapiere3) 
handelt,  aus  BGB.  §  372  das  Recht  der  Hinterlegung  bei 
einer  öffentlichen  Hinterlegungsstelle.*) 

c)  Der  Pfandbestellungsakt. 

Durch  das  tatsächliche  Angebot  des  Pfandbestellers  und 
die  körperliche  Annahme  der  Pfandsache  vollzieht  sich  die 
Übergabe  des  Pfandes:  der  Bestellungsakt;  der  Darlehns- 
nehmer hat   aus   dem  Vorvertrag   erfüllt.    Die  gesetzlichen 


1)  Z.  B.  einer  kassatorischen  Klausel  BGB.  §  360. 

2)  Derartige  Mehraufwendungen  entstehen  z.  B.  bei  erfolglosem 
Angebot  von  Waren  (Getreide,  Holz,  Spiritus),  die  nach  Abrede 
entweder  beim  Darleiher  oder  an  einem  dritten  Ort  (öffentliches 
Lagerhaus,  geeignete  Speicher)  zu  hinterlegen  sind.  Ist  das  Angebot 
erfolglos  und  z.  B.  Wohnort  des  Bestellers  und  Leistungsort  ver- 
schieden, so  wird  die  einstweilige  Aufbewahrung  und  Behandlung 
der  Waren  (Umschütten  des  Getreides)  immer  Kosten  verursachen, 
die  der  Pfandbesteller  aufwenden  muss. 

3)  Sonstige  Urkunden,  Geld  und  Kostbarkeiten  sind  begrifflich 
beim  Lombardgeschäft  von  der  Pfandbestellung  ausgeschlossen»  vgl. 
oben  S.  1. 

4)  Landesgesetzlich  geregelt;  in  Preussen  bei  den  Regierungs- 
hauptkassen, vorläufig  bei  den  Amtsgerichten,  Preussische  Hinter- 
legungsordnung vom  14.  März  1879. 
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Momente  der  Pfandbestellung  aus  BGB.  §  1205  sind  ein- 
getreten: zu  der  Einigung1)  tritt  die  Übergabe  hinzu.2) 

Die  Übergabe  der  Pfandsachen  des  Lombardgeschäfts 
wird  sich  nach  der  Art  derselben  verschieden  gestalten.  Die 
Regel  ist  die  körperliche  Übergabe,  zu  der  bei  indossabeln 
Orderpapieren  das  Indossament  hinzutritt  (BGB.  §  1292). 

Durch  constitutum  possessorium  kann  ein  Pfandrecht 
nicht  bestellt  werden,  da  es  dem  Faustpfandprinzip  wider- 
spricht,8) dagegen  begründen  alle  Abreden  ein  wirksames 
Pfandrecht,  die  dem  Pfandgläubiger  die  tatsächliche  Gewalt 
ober  die  Sache  ermöglichen4)  und  ihn  in  den  Stand  setzen, 
dauernd  diese  Gewalt  auszuüben. 

a)  Die  Pfandbestellung  bei  Warenverpfändung. 

Beim  Warenlombard  ist  der  Pfandgläubiger  meist 
nicht  in  der  Lage,  die  verpfändeten  Waren  in  seinen  eigenen 
Räumen  unterzubringen;  er  wird  sich  dann  oft  auf  die  Ver- 
schaffung des  Mitbesitzes  beschränken  müssen.5)  Zur  Be- 
stellung eines  wirksamen  Pfandrechts  genügt  dann,  wenn  die 
Waren  unter  dem  Mitverschluss  des  Pfandgläubigers  gebracht 
werden.  Der  Mitverschluss  muss  aber  ein  derartiger  sein, 
dass  der  Zugang  zu  den  verpfändeten  Waren  nur  durch  ein 
Zusammenwirken  des  Pfandgläubigers  und  des  Verpfänders 
geschehen  kann.0) 

1)  Einigung  darüber,  dass  dem  Darleiher  das  Pfandrecht  zu- 
stehen soll. 

2)  Crome,  B.  R.  III,  S.  820 ;  Dernburg,  B.  R.  III,  S.  899  ff. ; 
Planck,  m,  S.  750;  Staub,  HGB.  II,  S.  1361. 

8)  Crome,  III,  S.  821 ;  Staub,  HGB.  II,  S.  1362 ;  Dttringer-Hachen- 
bnrg.  II,  S.  601 ;  Planck,  III,  S.  751 ;  der  Ausschluss  des  Besitzkonstituts 
zur  Pfandbestellung  dient  zum  Schutze  des  Verkehrs  gegen  die  Ge- 
fahren, die  unerkennbare  Pfandrechte  für  die  Sicherheit  desselben 
mit  sich  bringen.  Vgl.  auch  R.G.  37,  S.  34;  R.G.  63,  S.  220;  Proto- 
kolle Bd.  3,  S.  443. 

4)  BGB.  §  864;  Dernburg,  III,  S.  900;  Planck,  III,  S.  760. 

ö)  BGB.  §  1206. 

6)  Prot.  II,  Bd.  6,  S.  261,  Crome,  III,  S.  822;  Dernburg,  III, 
S.  900  u.  901;  Planck,  in,  S.  762.    So  bei  Doppel  verschluss  mit  Ter* 


Eine  häufige  Erscheinung  im  Warenlombardverkehr  ist 
die  Einräumung  des  mittelbaren  Mitbesitzes,  der  unmittel- 
bare Mitbesitz  wird  dann  durch  einen  Dritten,  den  sogenannten 
Pfandtaaltor  ausgeübt.1)  Hierzu  ist  aber  eine  Verabredung 
mit  dem  Pfaudhalter  erforderlich,  die  ihn  verpflichtet  das 
Pfand  nur  an  beide  Teile  gemeinschaftlich  oder  an  den 
Pfandgläubiger  während  des  Bestehens  des  Pf  and  Verhältnisses 
allein  auszuhändigen,  der  Pfandgläubiger  erwirbt  dadurch 
mittelbaren  Mitbesitz  im  Verein  mit  dem  Verpfänder;')  der 
Pfandhalter  muss  aber  unmittelbaren  Alleinbesitz  baben  unter 
Ausschluss  einer  gleichartigen  unmittelbaren  Gewalt  des 
Verpfänders. 

Die  Reicbsbank,  deren  Bestimmungen  über  die  Lom- 
bardierung3) von  Waren  sich  die  übrigen  Banken  im  all- 
gemeinen anschliessen,  hat  entweder  eigene  Warendepots,*) 
oder  aber  lagert  die  verpfändeten  Waren  in  öffentliche 
Warenspeicher  oder  geeignete  Räume  ein.  In  den  letzten 
Fällen  übt  sie  aber  ihren  Pfandbesitz  nicht  unmittelbar  aus, 
sondern  überträgt  den  Mitbesitz  einem  Pfandhalter,  der  die 
Pfandsachen  während  des  Pfandverhältnisses  dauernd  in 
unmittelbarem  Mitbesitz  hat.  Derselbe  ist  meist  Vertrauens- 
person der  Bank.  Aber  sie  gebt  sogar  noch  weiter  und 
lombardiert  Getreide,  das  noch  auf  den  Gütern  des  Ver- 
pfänders lagert,  wenn  geeignete  Speicher  und  brauchbare 
Pfandhalter  vorhanden  sind.1)  Mit  Rücksicht  darauf  aber, 
dass  nach  BGB.  §  1120  die  von  dem  Grundstück  getrennten 


schiedenen  Schlüssen  für  beide  Teile,  nicht  wenn  jeder  Teil  den 
gleichen  Schlüssel  bat    Vgl.  E.G.  Bd.  37,  S.  31;  Bd.  63,  S.  281. 

1)  Über  die  Unzul&ssigkeit  der  Ausübung  des  unmittelbaren 
Pfandbesitzes  für'  den  PfandgUubiger  durch  einen  Angestellten  des 
Verpfänden  als  Treuhänder  oder  Pfandhalter  vergL  v.  Obstfelder 
in  Goldschmidts  Zeitschrift  Bd.  56,  S.  126  ff. 

8)  Crome,  III,  S.  823;  Planck,  HI,  S.  753;  Demburg,  III, 
S.  901  n.  902. 

8)  Best.  d.  Reichsbank,  S.  67  ff. 

4)  Am  31.12.1908  12  Warendepots,  Best  d.  Reicbsbank,  S.  6ff. 

5)  Jubil&umsschrift  der  Reichsbank,  S.  111. 


_ 
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Erzeugnisse  für  die  Realgläubiger  verhaftet  bleiben,  solange 
sie  sich  auf  dem  Grundstücke  befinden,1)  lässt  sich  die 
Reichsbank  einen  Verzicht  auf  dieses  Recht  seitens  der 
Realglftubiger  ins  Grundbuch  eintragen  und  lässt  sich  ausser- 
dem noch  eine  Sicherungshypothek  in  Höhe  des  Lombard- 
darlehens bestellen,  um  vor  etwa  später  erfolgenden  Ein- 
tragungen einen  Vorrang  zu  begründen.2) 

Indess  hat  diese  Verpfändungsart,  obwohl  sie  den 
Wünschen  und  dem  Kreditbedarf  der  Landwirtschaft  sehr 
entgegenkommt,  wegen  der  mannigfachen  Umständlichkeiten 
and  Kosten  bei  der  Reichsbank  nur  wenig  Anwendung  ge- 
funden, dazu  kommt,  dass  das  Einverständnis  der  Real- 
gläubiger, die  ihre  Haftungsansprüche  zugunsten  des  Ver- 
pfänders immerhin  einschränken  müssen,  nicht  immer  zu 
erlangen  sein  wird. 

Viel  häufiger  ist  dagegen  die  Verpfändung  von  Waren, 
die  sich  unter  dem  Verschluss  der  Zollbehörden  befinden ;  die 
Zollbehörde  nimmt  dann  die  Waren  für  die  Reichsbank  in 
Pfandbesitz.  *) 

Bei  allen  diesen  Verpfändungsarten  von  Waren,  bei 
denen  die  einfache  körperliche  Übergabe  am  häufigsten  von 
allen  Pfandsachen  unmöglich  ist,  wird  aber  immer  erst  dann 
ein  gültiges  Pfandrecht  bestellt,  wenn  die  verpfändeten  Waren 
dem  Macht-  und  Verfügungsbereich  des  Verpfänders 
entzogen,  und  die  Belastung  der  Pfandsachen  zu  Gunsten 
des  Pfandgläubigers  jedem  Dritten  erkennbar  ist.4) 

ß)  Die  Pfandbestellung  bei  Wertpapieren. 

Bei  der  Verpfändung  von  Wertpapieren  unterscheiden 
wir  zwischen  Verpfändung  von  Inhaber-  und  Orderpapieren. ö) 


1)  Planck,  III,  S.  546 ff.;  Crome,  III,  S.  698. 

2)  Jubiläumaschrift  der  Reichsbank,  S.  111. 

3)  So  beleiht  die  Reichsbank  inländischen  Spiritus  und  Zucker 
anter  Zollverschluß*».    Jubil&uinsschrift  der  Reichsbank,  a.  a.  O. 

4)  Das  Prinzip  der  Publizität  im  Pfandrecht;  vgl.  auch  Ende- 
mann, B.  R.  II,  1,  §  186,  2. 

5)  Wechseln,  handelsrechtlichen  Orderpapieren  des  f  363  HGB., 


I 


I 


I 
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Bei  Inhaberpapieren  findet  die  Pfandbestellung  in 
derselben  Weise  statt  wie  bei  beweglichen  Sachen,  BGB. 
§  1293. ])  Gegenstand  des  Pfandrechts  ist  in  erster  Linie 
nicht  das  Papier,  sondern  das  Recht  ans  dem  Papier.  Wegen 
der  untrennbaren  Verbindung  dieses  Rechts  mit  dem  Recht 
am  Papier  unterstellt  das  Bürgerliche  Recht  die  Verpfändung* 
von  Inhaberpapieren  den  Vorschriften  aber  die  Verpfändung* 
beweglicher  Sachen.  Auch  hier  ist  Einräumung  des  Mitbe- 
sitzes möglich;2)  dies  kommt  auch  im  Geschäftsverkehr 
häufiger  vor,  wenn  z.  B.  Inhaberpapiere  verpfändet  werden,, 
die  am  dritten  Ort  im  Tresor  einer  Bank  ruhen. 
|  Eine  besondere  Art  der  Pfandbestellung  von  Inhaber- 

|]  papieren   ist   bei   der   Bank  des   Berliner  Kassenvereins   iu 

jj  Berlin8)    gebräuchlich:4)    Die   Pfandbestellung   durch    söge- 

!  nannten  grünen  Scheck.    Der  Vorgang  hierbei  ist  folgender: 

i  A  nimmt  von  B   ein  Lombarddarlehen;   beide   haben  Konto 

bei  der  Bank  des  Berliner  Kassenvereins,  d.  h.  sie  unter- 
halten ein  Guthaben  in  Geld  und  Wertpapieren:  ein  Girokonto 
und  ein  Giro-Effekten-Depot.  Will  nun  der  Darlehnsnehmer 
A  dem  Darleiher  B  Wertpapiere  verpfänden,  die  in  seinem, 
des  A,  Giro-Effekten-Depot  liegen,  so  fertigt  A  einen  grünen 
Scheck5)  aus,  der  die  Wertpapiere,  die  zur  Verpfändung 
bestimmt  sind,  nennt.  A  übergibt  sodann  der  Bank  diesen 
Scheck,  die  Bank  sondert  die  Wertpapiere  nach  Stücken  und 


1)  Dernburg,  Iu.  S.  951;  Düringer-Hachenburg,  H.  R.  II,  S. 
490;  Planck,  III,  S.  852;  Staub,  HGB.  II.  S.  1363. 

2)  Dernburg,  a.  a.  0. 

3)  Über  Tätigkeit  und  Art  dieser  Bank  siehe  Siegfried-Schütze 
I,  S.  600  ff.  Über  ihre  Eigenschaft  als  Clearingbouse  ebenda  S.  623  ft 

4)  Siegfried-Schütze   a.  a.  0.  S.  614 ff.;  Lehmann  H.  R.  S.  769. 

5)  Dieser  grüne  Scheck  dient  ausschliesslich  der  Pfand- 
bestellung im  Lombard  verkehr;  die  ausserdem  im  Giro-Effekten- 
verkehr gebräuchlichen  weissen  und  roten  Schecks  dienen  zur  Aus- 
händigung und  Umschreibung  von  Wertpapieren,  ebenso  wie  die 
weissen  und  roten  Schecks  im  Giroverkehr  zur  Auszahlung  von  Geld 
und  Umschreibung  von  Geldforderungen  dienen.  Schecks  im  Sinne 
des  Scheckgesetzes  von  1908  sind  alle,  diese  „Schecks"  mit  Ausnahme 


,j  des  weissen  Zahlungsschecks  nicht. 


i 
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Nummern  ans  dem  Effektendepot  des  A  ans  nnd  bewahrt  sie 
für  B  getrennt  anf.  Mit  dieser  Aussonderung,  die  dem  B 
seitens  der  Bank  angezeigt  wird,  erwirbt  dieser  das  Pfand- 
recht an  den  in  dem  grünen  Scheck  bezeichneten  Wert- 
papieren; dieselben  werden  ihm  von  der  Bank,  die  den  un- 
mittelbaren Pfandbesitz  ausübt,  jederzeit  zur  Verwendung  im 
Rahmen  seines  Pfandrechts  ausgeliefert.  Bleiben  die  Wert- 
papiere im  Pfandbesitz  der  Bank,  so  werden  sie  zum  Unter- 
schied von  freien,  nicht  belasteten  Wertpapieren  auf  ein  be- 
sonderes „Pfandkonto"  des  B  gebucht. 

Einer  besonderen  Erwähnung  bedarf  hier  das  soge- 
nannte pignus  irreguläre.  Man  versteht  darunter  die  Partei- 
Verabredung,  dass  der  Pfandgläubiger  Eigentümer  derPfand- 
sacbe,  im  Handelsverkehr  fast  ausschliesslich  Wertpapiere 
nnd  zwar  Inhaberpapiere,  wird,  dieselben  veräussern  darf 
nnd  verpflichtet  wird,  nach  Beendigung  des  Lombardver- 
hältnisses andere  Wertpapiere  derselben  Art  und  Güte 
zurückzugewähren.1)  Auch  für  diese  Art  der  Pfandbe- 
stellung gelten  die  allgemeinen  Pfandnormen  mit  den  Erwei- 
terungen, die  dem  Pfandgläubiger  seine  Eigenschaft  als 
Eigentümer  gibt.  Eine  besondere  Bestimmung  gibt  für  das 
irreguläre  Pfandrecht  das  Depotgesetz8)  im  §  2.  Betreibt 
der  Verpfänder  nicht  gewerbsmässig  Bank-  oder  Geldwechsel- 
gescbäfte,  so  kann  die  Abrede  des  irregulären  Pfandrechts 
nicht  generell  getroffen  werden,  sondern  es  bedarf  bei  jeder 
einzelnen  Pfandbestellung  einer  ausdrücklichen  und  schrift- 
lichen Erklärung.  Von  der  Pflicht  zur  gesonderten  Aufbe- 
wahrung der  Wertpapiere  unter  äusserlich  erkennbarer  Be- 
zeichnung des  Verpfänders  und  der  Führung  besonderer 
Depot-    und  Nummernbücher3)    ist   der  Pfandgläubiger  beim 


1)  Croroe,  III,  S.  884;  Dernburg  III,  S.  936  u.  987;  Düringer- 
Hachenburg  II,  S.  486;  Lehmann.  H.  R.,  S.  770  u.  771;  Staub,  HGB. 
II.  &  1379. 

2)  Ges.  betr.  die  Pflichten  der  Kaufleute  bei  Aufbewahrung 
fremder  Wertpapiere  vom  6.  Juli  1896. 

3)  §  1  des  Depotgesetzes. 
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irregulären  Pfand  befreit1)  Wann  die  Pfandsache  in  das 
Eigentum  des  Pfandgläubigers  übergeht,  ist  manchmal  Gegen- 
stand besonderer  Parteiabrede;  dies  kann  sowohl  bereits  bei 
Bestellung  des  Pfandrechts,  als  auch  erst  mit  dem  Zeitpunkte 
geschehen,  in  dem  der  Pfandgläubiger  von  seiner  Ver- 
fügungsberechtiguog  Gebrauch  macht.8)  Mangels  besonderer 
Abrede  geht  der  Eigentumsübergang  mit  der  Übergabe  der 
Pfandsacben  vor  sich.  Im  Handelsverkehr  kommt  die  irre- 
guläre Pfandbestellung  fast  nur  zwischen  Banken*)  vor  und 
zwar  zwischen  Provinzbanken  und  Banken  an  zentrale» 
Börsenplätzen,  vielfach  in  der  Form  des  bedeckten  Konto 
korrentgeschäfts.4) 

Auch  durch  nachträgliche  Ermächtigung  kann  das  regu- 
läre Pfand  iu  ein  irreguläres  verwandelt  werden;  die 
Pflichten  des  Pfandgläubigers  aus  Depotgesetz  §  1  hören 
dann  von  der  Ermächtigung  ab  auf. 

Bei  der  Verpfändung  von  Orderpapieren  greift  §  1292 
BGB.  Platz,  demzufolge  ausser  der  Einigung  über  die  Pfand- 
bestellung die  Übergabe  des  indossierten  Papiere  genügt.") 

Die  Indossierung  kann  Pfand-,  Blanko-  und  Vollindos- 
sament sein. 

1.  Das  Pfandindossament  lautet  „an  Herrn  X.  zum 
Pfand  Y  Indossant".  Die  Verpfandung  durch  Pfandindossament 
soll  den  Pfandglanbiger  nach  aussen  erkennbar  nur  |in  den 
Stand  setzen,  seine  Rechte  aus  BGB.  §§  1294  und  1295 
wirksam  auszuüben.     Eine  Weiterbegebung  des  Papiers  ist 


1)  §  2  Abs.  2  a.  a.  O. 

2)  Dernbuig,  III.  S.  937;  Lehmann,  H.B.,  S.  771;  Staub,  a.a.O. 
S.  1379  tt.  1880. 

3)  Die  Vorschrift  aus  Depotgesetz  §  2  betr.  die  jedesmalig»? 
ausdrückliche  schriftliche  Erklärung  wird  dann  durch  generelle  Ab- 
rede ersetzt, 

4)  Vgl.  oben  S.  4,  wo  wir  erwähnten,  daas  vielfach  in  den 
Bilanzen  der  Banken  die  bedeckten  Debitoren  in  die  Summen  der 
Debitoren  einbezogen  wird. 

5)  Staub,  II,  S.  1363;  Dernburg,  III,  S.951;  Düringer-Hachen- 
bnrg,  II,  S.490;  Cromo,  IU,  S.89Ö;  Planck,  DX  S.860. 
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bei  Pfandindossament  nicht  möglich;  ebensowenig  entsteht 
ein  wechselschnldnerisches  Verhältnis  zwischen  Verpfänder 
und  Pfandgläubiger.1) 

2.  Die  weitaus  gebräuchlichste  Form  der  Indossierung 
von  Orderpapieren  ist  das  Blankoindossament  und  in  seiner 
rechtlichen  Wirkung  gleichbedeutend  mit  diesem  das  Voll- 
Indossament.*)*)  Das  Blankoindossament  braucht  nicht  vom 
Verpfänder  ausgestellt  zu  sein,  sondern  es  genügt  ein  Blanko- 
indossament, durch  das  der  Verpfänder  das  Papier  erworben 
hat.4)  Durch  das  Blanko-  oder  Vollindossament  wird  einer- 
seits das  Eigentum  an  dem  Papier,  dann  aber  auch  alle 
Rechte  aus  dem  Papier  auf  den  Indossatar  übertragen,6)  vor* 
ausgesetzt,  dass  sich  damit  ein  darauf  gerichteter  gültiger 
Begebungsvertrag  verbindet.  Dieser  fehlt  bei  der  Pfandbe- 
stellung durch  Blanko-  oder  Vollindossament,  die  Folgen  der 
angeführten  Paragraphen  treten  also  nicht  ein.6)  Vielmehr 
bleibt  der  Verpfänder  nach  wie  vor  Eigentümer  des  Order- 
papiers; der  Pfandgläubiger  erhält  nur  die  Rechte  aus  dem 
Indossament,  die  ihm  der  zwischen  den  Kontrahenten  abge- 
schlossene Verpfändungs-bezw.  Lombard  vertrag  übertragen  will, 
also  die  Rechte,  die  ihn  zur  Pfandverwertung  nach  aussen 
hin  legitimieren  und  berechtigen.7) 

Auf  diesem  Standpunkt  steht  auch  das  bürgerliche 
Gesetzbuch,  das  aus  der  Bestimmung  des  §  1292  „Übergabe 


1)  Staub,  a.  a.  0.;  Crorae,  III,  S.  896,  Anm.  85;  Planck,  III, 
S.860;  vgl.  auch  Protokolle,  Bd.  6,8.263;  Staub,  W.O.Art.  17;  Sieben- 
ter, Archiv  1  Wechselrecht,  Bd.  10,  S.  380. 

2)  W.  O.,  Art.  9  u.  12. 

3)  Die  Reichsbank  verlangt  Blankoindossament.  Best.  d.  Reichs- 
bank, S.  67. 

4)  Planck,  III,  S.  860;  Staub,  II,  S.  1863  u.  1364. 

5)  W.O.,  Art.  9, 10;  HGB.  §364;  Staub,  II,  S.  1320 ff.;  Staub, 
W.  O.,  Art.  9  und  10, 

6)  Planck,  III,  S.  851;  Duringer-Hachenburg,  II,  S.  488,  Gierke, 
Sachenrecht,  S.  161;  Crome,  III,  S.  896  u.  912;  and.  Ansicht  Dem  bürg, 
III*  8.  H61,  der  Eigentumsübergang  annimmt. 

7)  Plank,  a.a.O.;  Staub,  II,  S.  1863,  1875. 
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des  indossierten  Papiers14  nicht  ohne  weiteres  folgert,  dass 
der  Pfandgläubiger  aus  dem  Voll-  oder  Blankoindossament 
ohne  weiteres  alle  Rechte  erwerbe,  die  nach  den  allgemeinen 
Vorschriften  durch  ein  eigentliches  Indossament  begründet 
werden;  denn  sonst  würden  sich  die  Bestimmungen  aus  §  1294 
von  selbst  ergeben,1) 

Ebensowenig  begründet  das  äusserlich  unbeschränkte 
Blanko-  oder  Vollindossament  im  Verhältnis  zwischen  In- 
dossant und  Pfandgläubiger  die  wechselmässige  Haftung  des 
ersteren.  *) 3) 

Kein  gültiges  Pfandrecht  kann  bestellt  werden  durch 
Prokura-Indossament.4)5)  Der  Grund  liegt  darin,  dass  der 
Prokuraindossatar  keine  selbständigen  Rechte  aus  dem  Papier 
erwirbt,  sondern  nur  ermächtigt  wird,  das  Recht  des  In- 
dossanten für  diesen  auszuüben.  Das  Verhältnis  ist  ein  reines 
Vollmachtsverhältnis6)  und  berechtigt  den  Indossatar  nur  zu 
den  in  W.  0.  Art.  17  angeführten  Handlungen.  Zu  einer 
Pfandverwertung  nach  den  allgemeinen  Normen  reicht  daher 
das  Prokuraindossament  nicht  aus. 


i! 


1)  Planck,  a.  a.  0.;  Lehmann,  H.  R.,  S.  543;  anderer  Ans.  Laband 
in  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Handelsr.,  Bd.  9,  S.  245. 

2)  Dernburg,  III,  S.  951 ;  O.  L.  G.  Dresden  v.  29.  Mai  1903  in 
Rechtspr.  d.  O.  L.  G.,  Bd.  8,  S.  197,  das  Blankoindossament  bei  Ver- 
pfändung von  Orderpapieren  an  die  Reichsbank  begründet  aber  nach 
dem  Vertragswillen  der  Parteien  auch  der  Reichsbank  gegenüber 
wechselmässige  Verpflichtung  (Best.  d.  Reichsbk.  S.  67). 

3)  Ein  fiduziarisches  Indossament  ist  dann  gegeben,  wenn  der 
Pfandgläubiger  durch  eine  dahingehende  dingliche  Einigung  der 
Parteien  nach  aussen  hin  Eigentümer  des  Orderpapieres  wird,  Lehmann 
a.a.O.,  S.  542. 

4)  W.  O.,  Art.  17,  auch  für  andere  Orderpapiere  anerkannt. 
Staub,  II,  S.  1329. 

5)  Planck,  in,  S.  850;  Crome,  III,  S.  896,  Anm.  34;  Staub,  IIf 
S.  1375;  anderer  Ans.  Burchard  in  Goldschmidts  Zeitechr.  f.  d.  ges. 
Handelsrecht,  Bd.  48,  S.  622. 

6)  Staub,  H,  S.  1329,  R.  G.  41,  S.  118. 
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2.  Die  Hingabe  des  Lombarddarlehns. 

Ist  das  Pfand  bestellt,  so  erfüllt  der  Darleiher  nun 
seinerseits  und  übermittelt  dem  Darlehnsnebmer  das  ver- 
sprochene  Darlehen. 

a)  Schuldner-  und  Gläubigerverzug. 

Kommt  der  Darleiher  mit  der  Darlehnshingabe  schuld- 
haft in  Verzug,  so  hat  der  Darlehnsnehmer  die  Rechte  aus 
BGB.  §  326,  d.  h.  das  Recht  der  Fristsetzung  und  nach  frucht- 
losem Ablauf  derselben  die  Rechte  auf  Schadensersatz  wegen 
Nichterfüllung  oder  Rücktritt  vom  Vorvertrage.  Bei  Un- 
möglichkeit der  Leistung  wird  der  Darleiher  aber  aus  BOB. 
§  275  nicht  frei,  hat  vielmehr,  da  die  Darlehnsschuld  als 
Geldschuld  Gattungsschuld  ist,  nach  BGB.  §  279  sein  Unver- 
mögen zur  Leistung  auch  dann  zu  vertreten,  wenn  ihn  kein 
Verschulden  trifft;  der  Darlehnsnehmer  hat  in  beiden  Fällen, 
sowohl  bei  vertretbarer  wie  unvertretbarer  Leistungsunmög- 
lichkeit, die  Rechte  aus  §  325  BOB.  Ausserdem  kann  er  das 
seinerseits  bereits  Geleistete,  die  bestellte  Pfandsache,  nach 
den  Vorschriften  über  die  Herausgabe  einer  ungerechtfertigten 
Bereicherung  zurückfordern.1) 

Kommt  der  Darlehnsnehmer  in  Annahmeverzug,2)  so 
bleibt  der  rechtliche  Bestand  des  Vorvertrages  unverändert; 
nur  hat  der  Darleiher  auch  hier  aus  BOB.  §  372  das  Recht, 
die  Darlehnssumme  bei  einer  öffentlichen  Hinterlegungsstelle 
zu  hinterlegen.8)  Kommt  der  Darlehnsnehmer  in  Schuldner- 
veneng,  wenn  ein  pactum  de  mutuo  accipiendo  vorlag,  und  er 
die  ihm  angebotene  Leistung  nicht  annimmt,  so  hat  der  Dar- 
leiher die  Rechte  aus  BGB.  §  326. 

b)  Die  Hingabe  der  Darlehnssumme. 

Ist  das  Lombarddarlehen  nach  vorhergegangener  Pfand- 
bestellung angeboten  und   angenommen,    so   sind  die  Ver- 

1)  BGB.  §  323,  Abs.  3,  §  812. 

2)  BGB.  §  293. 

3)  Vgl.  oben  S.  26. 


htimgen  ans  dem  Vorvertrag  erfüllt,  der  Darleb  nsnebm  er 
ist    zum    Schuldner,    der  Darleiher   zum  Gläubiger  und    als 

'Ibesitzer  zum  Pfandgläubiger  geworden.  Der  Schuldner 
hat  die  versprochene  Darlehnsvaluta  znm  Eigentum  erhalten 
oder  der  Pfandgläubiger  hat  denselben  wirtschaftlichen  Erfolg 
hergestellt,  indem  er  die  Darlehnssumme  auf  das  Bankkonto 
des  Schuldners  einzahlte  oder  überwies. ')  In  letzterem  Falle 
wird  das  Lombarddarleben  durch  die  Gutschrift  seitens  der 
Bank  auf  das  Konto  des  Darlehnsempfängers  begründet.1) 

Wie  bei  jedem  Darlehen,  so  ist  auch  beim  Lombard- 
darlehen die  Darlehnshingabe  der  Akt,  der  die  Hauptver- 
pflichtung:*)  die  Pflicht  der  Rückerstattung  begründet  und 
damit  den  Lombard  vertrag  zu  einem  Realkontrakt  macht.*)'') 

1)  Oertmann,  Schuldverh.,  S.  678;  im  Lombard  verkehr  der 
Reichsbank  wird  den  Oirokontoinhabern,  die  ein  Lombarddarlehen 
bei  der  Reichsbank  entnehmen,  die  entnommene  Darlehnssurome  auf 
Girokonto  gutgeschrieben;  die  vollendete  Gutschrift  ist  in  diesem 
t'nlle  Erfüllung:,  nicht  die  Abhebung  vom  Girokonto. 

3)  Lehmann,  H.  R.,  S.  786  n.  78fi;  anderer  Ana.  Creme,  II,  S.  699, 
«gl,  auch  die  dort  angegebene  Literatur  über  die  konstitutive  Wirkung 
de>  Buchung. 

J)  BGB.  §  607. 

4)  Dernburg,  B.  R.,  II,  2,  S.  211;  Cosack,  B.  R-,  I,  1.  Aufl.. 
S,  ÖIO;  Crome,  B.  R.,  II,  S.  695;  Endemann,  B.  B-,  I,  S.  1161;  Planck, 
B.  R,   II,    S.  512;    v.  Staudinger,   B.W.,  II,  2,  S.837;    Eck-Leon  bard, 

rage  aber  das  Recht  des  BGB.,  1904,  S.  606«.  Anderer  An- 
sicht; Erohmer,  Der  Darlehnsbegriff  des  BGB.,  Dias.,  Halle  1900; 
Affolter  im  Archiv  f.  B.  R.,  Bd.  26,  S.  3  u.  1;  Kohler,  Archiv,  f.  Borg. 
Recht,  Bd.  2,  S.211 ;  Schlossmann  in  Iher.f. Jahrb.,  Bd.  16,  S.  1  ff.,  S.  38 ff., 
S,  71  die  den  selbständigen  Darlehnsvorvertrag  leugnen  und  bereits 
durch  das  Versprechen  ein  wirkliches  Darlehen  zustande  kommen 
lassen;  das  BGB.  folgt  der  Auffassung  ah  Realvertrag,  indem  der 
Wortlaut  des  §  607  nach  den  Mot.  II,  S.  306  mit  Vorbedacht  gewählt 
ist,  um  die  Frage  für  das  Bürg.  Recht  zu  entscheiden.  Durch  ein 
blosses  Darlehnaversprechen  kann  niemals  die  BTauptverpfliehtung 
ans  dem  Darlehen  —  die  Rückerstattungspflicht  begründet  weiden, 
sondern  nur  durch  die  tatsachliche  körperliche  Hingabe. 

ä)  Praktisch  von  Wichtigkeit  z.  B.  in  dem  Fall,  wenn  einem 
Mäkler  für  Vermittelung  eines  Lombardgesch&fta  eine  Proviaion  ver- 
sprochen wurde,  BGB.  §  659;  bei  der  Annahme  des  Lombard  vertrage* 
als  Konsensualvertrag  würde  dieselbe  schon  nach  der  vermittelten 
Einigung  der  Parteien  über  ein  Lombardgeschäft  fällig  sein. 
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D.  Gewährleistung  wegen  Rechts-  und 

Sachmängel. 

§7- 

a)  Rechtsmängel. 

Die  Verpflichtung  des  Darlehnsschuldners  aus  dem  Vor- 
vertrage besteht  nicht  nur  in  der  Pfandbestellung,  sondern 
auch  in  der  Übergabe  der  verpfändeten  Sachen  frei  von 
Rechts-  und  Sachmängeln.  Da  es  sich  bei  der  Pfandbestellung 
des  Lombardgeschäfts  um  die  Belastung  einer  Sache  gegen 
Entgelt  handelt,  so  kommen  nach  BOB.  §§  445  und  493  die 
für  den  Kauf  geltenden  Vorschriften  des  Bürgerlichen  Rechts 
hierbei  in  Anwendung. l)  Danach  geht  die  Verpflichtung  des 
Verpfänders  dahin,  dem  Pfaudgläubiger  die  verpfändeten 
Sachen  frei  von  Rechten  zu  verschaffen,  die  von  Dritten 
gegen  den  Pfandgläubiger  geltend  gemacht  werden  können2.) 
Dahin  gehören  z.  B.  vorgehende  Pfandrechte,  Veräusserungs- 
rerbote. 

Bei  der  Verpfändung  eines  Wertpapieres  haftet  der 
Verpf&nder  auch  weiter  dafür,  dass  es  nicht  zum  Zwecke 
der  Kraftloserklärung  aufgeboten  ist,8)  d.  ht  es  darf  also 
mindestens  zur  Zeit  der  Pfandbestellung  die  öffentliche 
Bekanntmachung  des  Aufgebotes  nicht  geschehen  sein.4) 
Ebenso  haftet  der  Verpfänder  bei  Pfandbestellung  von  Wert- 
papieren für  den  rechtlichen  Bestand  der  Forderung,  die  sie 
verkörpern.5)  Es  genügt  nicht,  dass  die  Forderung  an  sich 
begründet  und  zur  Zeit  der  Pfandbestellung  noch  nicht  getilgt 


1)  Planck,  II,  S.  347;  die  besonderen  Vorschriften  für  den  Ver- 
pfandnngsvertrag  im  ersten  Entwürfe  des  BOB.  §§  681  u.  682  (Prot.  I, 
S.  259ff.)  wurden  von  der  2.  Kommission  gestrichen  (Prot.  II,  Bd.  2 

S.  488ff.). 

2)  BOB.  §  434;  Staub.  II,  S.  1691;  Planck,  II,  S.  336. 
8)  BOB.  §  437,  Abs.  2. 

4)  Dernborg,  II,  1,  S.  57,  ZPO.  §  948. 
6)  BOB.  §  437;  Planck,  II,  S.  388. 


L 
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ist,  sondern  ebensowenig  darf  derselben  eine  zerstörende  oder 
aufschiebende  Einrede  entgegenstehen.1)  Kennt  der  Pfand- 
gläubiger  beim  Abschlüsse  des  Lombardvorvertrages  den 
Mangel  im  Recht,  so  hat  der  Verpfänder  diesen  nicht  zu 
vertreten  (BGB.  §  439). 

Ist  die  Pfandsache  mit  dem  Rechte  eines  Dritten  be- 
lastet, hat  z.  B.  der  Verpfänder  ein  zur  Rückzahlung  aus- 
gelostes Wertpapier  als  Pfand  bestellt  und  der  Dritte,  der 
Auslosende,  macht  gegen  den  Pfandgläubiger  sein  Recht 
geltend,  so  hat  dieser  nach  BGB.  §  440  den  Anspruch  auf 
Schadensersatz  wegen  Nichterfüllung,  wenn  er  das  Wertpapier 
an  den  Dritten  mit  Rücksicht  auf  die  Auslosung  aushändigt 
oder  wenn  er  das  Wertpapier  dem  Verpfänder  zurückgibt. 
Ist  die  Gewährleistung  indes  vertraglich  erlassen  oder  be- 
schränkt, so  treten  diese  Vertragsfestsetzungen  an  die  Stelle 
der  gesetzlichen  Gewährleistungspflichten;  nur  wenn  der 
Verpfänder  Rechtsmängel  arglistig  verschwiegen  hat,  ist  eine 
derartige  Vereinbarung  nichtig  (BGB.  §  443). 

b)  Sachmängel. 

Bei  Gewährleistung  wegen  Sachmängel  haftet  der  Ver- 
pfänder nach  BGB.  §  493 

1.  für  Fehler, 

2.  für  zugesicherte  Eigenschaften. 

Die  Fehler,  mit  denen  die  Pfandsache  behaftet  ist,  muss  den 
Wert  oder  die  Tauglichkeit  zu  dem  nach  dem  Lombardvertrag 
vorausgesetzten  Gebrauch  aufheben2)  oder  mindern  (BGB. 
§459);  unerhebliche  Fehler  kommen  nicht  in  Betracht.  Die 
zugesicherten  Eigenschaften  richten  sich  nach  den  besonderen 
Abmachungen  im  Vorvertrag;8)  ob  den  Verpfänder  ein  Ver- 
schulden trifft,  oder  nicht,  ist  für  seine  Gewährleistungspflicht 

1)  Dernburg,  II,  2,  S.  66. 

2)  Z.  B.    nicht   lieferbare   Wertpapiere,    keimendes   Getreide, 
feuchtes  Holz. 

3)  Ebenso  im    röm.  Recht  die  Gewährleistung  für  dicta   et 
promissa  nach  dem  ädilizischen  Edikt. 


ii 
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ohne  Belang. l)  Kennt  der  Pfandgläubiger  bei  Abschluss  des 
Lombardvorvertrages  die  Sachmängel  der  Pfandsache,  so  hat 
der  Verpf ander  dieselben  nicht  zu  vertreten;  bei  arglistigem 
Verschweigen  tritt  indes  seine  Gewährleistungspflicht  wieder 
ein  (BGB.  §  464). 

Die  analoge  Anwendung  von  BGB.  §  462  auf  die  Pfand- 
bestellong  des  Lombardvertrages  gibt  dem  Pfandgläubiger 
zwei  wichtige  Rechte 

1.  Rücktritt2)  —  analog  der  Wandelung  beim  Kauf, 

2.  Minderung  der  Darlehnssumme  —  analog  der  Minderung 
des  Kaufpreises. 

Dazu  tritt  noch  nach  BGB.  §  463  bei  Fehlen  einer 
zugesicherten  Eigenschaft  das  Recht  auf  Schadensersatz 
wegen  Nichterfüllung.  Bei  vorbehaltloser  Annahme  der 
Pfandsachen  verliert  der  Pfandgläubiger  indes  seine  Rechte 
aus  BGB.  §§  462  und  463. 

Der  Rücktritt  aus  §  462  unterscheidet  sich  aber  von  dem 
gesetzlichen  und  vertraglichen  Rücktrittsrecht  des  bürgerlichen 
Rechts  dadurch,  dass  er  nicht  eine  einseitige  empfangsbedürftige 
Willenserklärung  ist,8)  sondern  nach  BGB.  §  465  erst  dann 
vollzogen  ist,  wenn  sich  der  Verpfänder  auf  Verlangen  des 
Pfandgläubigers  damit  einverstanden  erklärt. 4)  Ausser  dieser 
Besonderheit  finden  aber  auf  den  Rücktritt  aus  BGB.  §  462 
die  Vorschriften  über  das  vertragsmässige  Rücktrittsrecht 
entsprechende  Anwendung.5) 

Sind  von  mehreren  verpfändeten  Sachen  einzelne  mangel- 
haft, so  tritt  nach  BGB.  §  469  nur  in  Ansehung  dieser 
Rücktritt   ein,   d.  h.   die  Rückgängigmachung   des  Lombard- 


1)  Vgl.  R.  G.,  Bd.  63,  S.  202. 

2)  „Rückgängigmachung",  Planck,  II,  S.  368  u.  369. 

3)  BOB.  §  349. 

4)  Planck,  II,  S.  197;  Crome,  II,  1,  S.  198;  der  Vertragscharakter 
dieses  Rücktritts  ist  streitig. 

5)  BOB.  §  467. 
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ihäfts  erstreckt  sich  nur  auf  diese  einzelne,   mangelhaft« 
Sache,  für  die  übrigen  bleibt  es  besteben.1) 

Bei  der  Minderung  der  Darlehnssumme  handelt  es  sieb 
darum,  dieselbe  in  dem  Verhältnisse  herabzusetzen,  in  welchem 
zur  Zeit  der  Verpfändung  der  Wert  der  Pfandsache  ine 
mangelfreiem  Zustande  zn  dem  wirklichen  Wert  gestanden 
haben  würde  (BGB.  §  472).    Das  ursprünglich  für  das  Lombard- 

liäft   im  Vorvertrag  festgelegte  Wertverhai  tu  is  zwischen 

Ursache  und  Darlehen  darf  dadurch  aber  nicht  verschoben, 
»erden,    sondern    muss    streng    aufrecht    erhalten    bleiben. 

(•Ansprüche,  Rücktritt  und  Minderung  aus  §462,  unter-j 
liegen  einer  abgekürzten  Verjährung  von  6  Monaten*)  von 
der  Ablieferung  au,  die  aber  durch  Vertrag  verlängert  werden  ' 
kann.  Analog  unterwirft  auch  das  Reichsgericht  den 
Schadenersatzanspruch  aas  BGB.  §  463  wegen  Fehlens  einer 
zugesicherten  Eigenschaft  der  abgekürzten  Verjährung  (R.  G. 
Bd.  53,  S.  204;  Bd.  56,  S.  169). 


Besondere  Rechte  und  Pflichten 
aus  dem  Lombardvertrage. 


Die  Rechte  and  Pflichten  ans  dem  Lombardvertrage 
bemessen  sich  mangels  besonderer  Parteiabrede  nach  den 
allgemeinen  Normen  des  Bürgerlichen  Rechts.*) 


1)  Sind  z.  B.  von  Fre.  10000  verpfändeter  *«/„  Rumän.  Rente 
mir  Frs.  8000  mit  dem  deutschen  Beichssterapel  versehen,  so  bleibt 
du  Lombardgeschaft  nur  für  die  mangelfreien  Fn.  8000  wirksam; 
dos  Lombarddarlehen  wird  dann  nur  erteilt  auf  Grnnd  dea  ursprünglichen 
Wort  Verhältnisses  in  Ansehung  der  mangelfreien  Stücke. 

2)  Nor  für  bewegliche  Sachen,  BOB.  §  477. 

3)  §§  607—809,  §§  1208—1266,  1292—1296  BGB. 
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1.  Rechte  aus  der  Weribeziehung  zwischen  Pfand  und 

Darlehen. 

Einer  Sonderstellung  des  Lombardgeschäfts  müssen  wir 
hier  noch  besonderer  Erwähnung  tun,  der  schon  oft  hervor- 
gehobenen Wertbeziehung  zwischen  Pfand  und  Darlehen. 
Diese  Wertbeziehung  gibt  nämlich  auch  ohne  dahingehende 
vertragliche  Abrede1)  dem  Pfandgläubiger  das  Recht,  zu 
verlangen,  dass  bei  Wertminderung  der  Pfandsache  der  Ver- 
pfänder  die  ursprüngliche  Sicherheit  wiederherstellt.  Dies 
bewirkt  der  Verpfäuder  entweder  dadurch,  dass  er  weitere 
Pfandsachen  nachliefert  oder  einen  entsprechenden  Teil  der 
Darlehnssumme  zurückzahlt,  bis  das  alte  Wertverhältnis 
wieder  hergestellt  ist  Kommt  der  Verpfänder  dieser  Ver- 
pflichtung nicht  nach,  so  hat  der  Pfandgläubiger  das  Recht 
der  sofortigen  Kündigung  des  Lombarddarlehns  und,  falls  der 
Schuldner  das  Darlehen  nicht  zurückerstattet,  das  Recht 
der  sofortigen  Befriedigung  aus  dem  Pfände. 2)  Diese  Rechte 
bedürfen  aber  nicht  besonderer  Parteiabrede,  sondern  sind 
jedem  Lombardgeschäft  eigentümlich  und  verstehen  sich  von 
selbst;8)  sie  liegen  in  der  vertraglich  festgesetzten  Wert- 
beziehung zwischen  Pfand  und  Darlehen  begründet.  Die 
allgemeinen  Vorschriften  über  Verderb  und  Wertminderung  bei 
jedem  Pfände  BGB.  §  1218  ff.  werden  natürlich  durch  diese 
Sonderrechte  aus  dem  Lombardgeschäft  nicht  ausgeschlossen. 


2.  Besondere  Bedingungen,  besonders  die 
Bedingungen  der  Reichsbank. 

Bei  der  Mannigfaltigkeit  des  Verkehrs  pflegen  natürlich 
die  besonderen  Parteiabreden  sehr  verschiedener  Art  zu  sein 
and    sich   der   Eigenart  jedes   einzelnen   Lombardgeschäftes 

1)  Wie  z.  B.  die  Bedingungen  über  den  Lombardverkehr  der 
Reichsbank,  a.  a.  O.  S.  67,  und  die  Bed.  für  die  Geschäfte  an  der 
Berliner  Fondsbörse,  Siegfried-Schütze,  I,  S.  574  ff. 

2)  Cosack,  H.R.  S.  295  ff.;  Gareis,  H.R.  S.  574|5;  Lehmann, 
H.H.  S.  770;  Brunner  bei  Endemann,  II,  S.  209;  anderer  Ansicht 
Cohn  bei  Endemann,  III,  §  443,  8. 

3)  Cosack,  a.a.O.;  Gareis  a.a.O.;  Brunner  a.a.O. 
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und  den  besonderen  Verbältnissen  nnd  Wünschen  der  beiden 
Kontrahenten  anzupassen;  allgemeine  Vorschriften  über  den 
Lombardverkehr  bestehen  nur  bei  den  Notenbanken,  vor- 
nehmlich der  Reichsbank;1)  diese  Vorschriften  gelten  für  jedes 
von  der  Reichsbank  erteilte  Lombarddarlehen  und  dienen  im 
allgemeinen  auch  den  Kreditbanken  zur  Richtschnur.2)  Wegen 
dieser  allgemeinen  Geltung  der  Bedingungen  der  Reichsbank 
für  den  Lombardverkehr  werden  wir  dieselben  einer  kurzen 
Betrachtung  unterziehen. 

Schon  bei  Abschluss  des  Lombardvertrages  treffen  wir 
bei  der  Reichsbank  auf  eine  Besonderheit.  Während  nämlich 
im  Geschäftsverkehr  der  Banken  und  Bankiers  über  die  bei 
Erfüllung  des  Lombardvertrages  empfangenen  Leistungen 
seitens  der  beiden  Parteien  Quittungen  ausgetauscht  werden, 
fertigt  die  Reichsbank8)  einen  Pfandschein  aus,4)  in  welchem 
sie   über   die    erhaltenen    Pfandsachen   quittiert,5)   der  aber 

1)  Siegfried-Schütze,  I,  S.  646  ff. 

2)  Siegfried-Schütze,  I,  S.  434. 

3)  Ebenso  die  Bayerische  Notenbank  und  die  Württemb.  Noten- 
bank; die  Badische  Bank  stellt  keine  Pfandscheine  aus,  sondern  leistet 
einfache  Quittung,  vgl.  die  Bedingungen  der  einzelnen  Notenbanken 
für  das  Lombardgeschäft  (amtliche  Ausgabe). 

4)  Anders  der  Pfandschein  der  Pfandleihe,  der  auf  Grund  einer 
zwingenden  Vorschrift  des  Preuss.  Ges.  vom  17.  März  1881  betr.  das 
Pfandleihgewerbe  ausgestellt  werden  muss. 

5)  Derselbe  hat  folgenden  Wortlaut: 

Pfandschein  Nr.  2000. 

Es  hat  der  Kaufmann  N.  N.  in  H.  heute  der  Reichsbank  für 
ein  von  der  letzteren  zu  p.  vom  Hundert  jährlicher  Zinsen  auf  nicht 

länger  als  3  Monate  erteiltes  Darlehen  von  Mk das  umstehend 

bezeichnete  Unterpfand  übergeben.  Die  übrigen  dem  Geschäfte  zu 
Grunde  liegenden  Bedingungen  sind  auf  der  letzten  Seite  dieses 
Pfandscheins  abgedruckt  und  haben  für  beide  Teile  dieselbe  Kraft, 
als  ob  sie  hier  wörtlich  aufgenommen  wären. 

,  den  1.  Januar  1909. 

Reichsbank. 


Datum 


Ab- 

und 

Zugang 


Darlehne 


Bescheinigung 

der 
Rückzahlung 


Auf  die  Zinsen 
sind  folgende  Zahl- 
ungen geleistet 


Mk. 


Pf«. 
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durch  die  dem  Lombardgeschäft  von  der  Reichsbank  zugrunde 
gelegten  Bedingungen  eine  besondere  Bedeutung  erhält. 

Der  §7  der  Bedingungen  sagt  nämlich  folgendes:1)  Die 
Reichsbank  behält  sich  zwar  das  Recht  vor,  übernimmt  aber 
keine  Verpflichtung,  die  Legitimation  des  Inhabers  des  Pfand- 
scheins oder  dessen,  der  aber  den  Rückempfang  des  Pfandes 
quittiert,  sowie  die  Echtheit  der  Quittung  zu  prüfen,  sondern 
darf  jeden,  welcher  den  Pfandschein  vorlegt,  für  den  recht- 
mässigen Eigentümer  halten.  Der  Verpfänder  hat  daher  den 
Pfandschein  gehörig  aufzubewahren,  damit  das  Unterpfand 
nicht  an  einen  unrechtmässigen  Inhaber  ausgeantwortet  werde, 
oder  ein  solcher  neue  Darlehne  darauf  entnehme. 

Nach  vollständiger  Rückzahlung  des  Darlehns  nebst 
Zinsen  wird  das  Unterpfand  oder  im  Falle  des  Verkaufs  der 
dem  Verpfänder  etwa  verbliebene,  bei  der  Reichsbank  zinslos 
aufzubewahrende  Überschuss  nur  gegen  Rückgabe  des  quittierten 
Pfandscheins  oder  nach  gerichtlicher  Kraftloserklärung  desselben 
herausgegeben. 

Daraus  geht  hervor: 

1.  Es  wird  nach  Übergabe  der  Pfandsache  eine  Urkunde 
ausgestellt,  in  der  sich  die  Reichsbank  zum  Empfang  bekennt. 

2.  Die  Heraus-  bezw.  Rückgabe  der  Pfandsache  erfolgt 
nur  gegen  Rückgabe  des  Pfandscheins  (oder  nach  gerichtlicher 
Kraftloserklärung  desselben). 

3.  Sie  erfolgt  nicht  nur  an  den  im  Pfandschein  genannten 
Verpfänder,  sondern  darf  an  jeden  Inhaber  erfolgen,  der  den 
Pfandschein  präsentiert.  Indem  die  Reichsbank  die  Heraus- 
gabe der  Pfandsache  au  die  Vorzeigung  und  Aushändigung 
des  Pfandscheins  knüpft,  und  lediglich  auf  den  Pfandschein 
beschränkt,  verkörpert  sie  in  dem  Pfandschein  das  Recht  des 
Verpfänders  auf  die  Pfandsache.  Der  Verpfänder  kann  dieses 
Recht  nur  mit  der  Urkunde  ausüben,  die  Weiterverwertung 
und  Übertragung  des  Rechts  ist  an  die  Urkunde  gebunden. 
Wir  haben  es  also  mit  einem  Wertpapier  zu  tun,  d.  h.,  indem 

1}  Best.  d.  Reichsbank  a.  a.  O.,  S.  64. 
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wir  der  allgemein  anerkannten  Brunnerschen  Definition  *) 
folgen,  mit  einer  Urkunde  über  ein  Privatrecht,  dessen  Ver- 
wertung durch  die  Innehabung  der  Urkunde  privatrechtlich 
bedingt  ist. 

Welcher  Gruppe  von  Wertpapieren  können  wir  nun  den 
Lombardpfandschein  der  Reichsbank  zuweisen? 

Die  Orderpapiere  können  wir  von  vornherein  ausscheiden, 
da  zu  diesen  der  Pfandschein  seiner  Natur  nach  nicht  gehören 
kann,  indem  er  auch  im  Geschäftsverkehr  niemals  an  Order 
gestellt  erscheint.  Es  würde  sich  dann  darum  handeln,  ob 
er  in  die  Inhaberpapiere  oder  die  Rektapapiere  einzugliedern 
wäre.  Von  den  Inhaberpapieren  kämen,  da  es  sich  beim 
Lombardpfandschein  um  ein  Leistungs versprechen 2)  handelt, 
nur  Schuldverschreibungen  auf  den  Inhaber3)  in  Betracht. 
Nach  dem  Wortlaut  des  §  793  BGB.  muss  nun 

1.  die  Leistung  dem  Inhaber  versprochen  sein, 
.2.  der  Inhaber  die  Leistung  verlangen  können. 
Beide  Voraussetzungen  treffen  beim  Lombardpfandschein  nicht 
zu.  Erstens  erhält  nur  der  Verpf ander  persönlich4)  ein 
Leistungsversprechen,  zweitens  kann  der  Inhaber  des  Pfand- 
scheins die  Leistung  nicht  verlangen,  sondern  die  Reichs- 
bank ist  nur  berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet,  an  den  Inhaber 
zu  leisten;  mit  anderen  Worten,  sie  wird  durch  Leistung  an 
den  Inhaber  frei.  Der  Lombardpfandschein  der  Reichsbank 
ist   vielmehr  Rektapapier   und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

Unter  Rektapapier  versteht  man  alle  auf  Namen  lautenden 
Wertpapiere,  soweit  sie  nicht  gesetzliche  Orderpapiere  sind.a) 

Diese  Voraussetzung  trifft  beim  Lombardpfandschein  der 
Reichsbank  zu,  er  lautat  auf  einen  bestimmten  Namen,  den 


1)  Brunner  bei  Endemann,  II,  S.  147.  Vgl.  auch  Gareif,  H.  R , 
S.  605;  Dernburg,  B.  R.,  II,  1,  S.  49;  Jacobi,  Wertpapiere  des  BürgerL 
Rechts  und  die  daselbst  angeführte  Literatur. 

2)  Und  zwar  um  Herausgabe  der  Pfandsache. 

3)  BGB.  §  793. 

4)  Wenn  auch  nicht  ausschliesslich,  davon  weiter  unten. 

5)  Jacobi,  a.  a.  O.,  S.  236;  Cosack,  B.  R.,  II,  S.  418ff.;  Cosack, 
H.  R.,  S.  296. 
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Namen  des  Verpfänders,  und  die  Reichsbank  verpflichtet  sich; 
durch  Ausstellung  des  Pfandscheins  zunächst  an  den  be- 
nannten Darlehnsuehmer  zu  leisten.  Wenn  dabei  die  Be- 
stimmungen, die  dem  Lombardgeschäft  zu  Grunde  liegen, 
ausserdem  der  Reichsbank  das  Recht  geben,  an  jeden  Inhaber 
zu  leisten,  so  bleibt  die  Natur  des  Lombardpfandscheins  als 
Rektapapier  dadurch  unberührt,  da  nur  der  namentlich  be- 
zeichnete Verpf ander  berechtigt  ist,  die  Leistung  zu  ver- 
langen.1) Vielmehr  stempelt  diese  Bestimmung  den  Lom- 
hardpfandschein  ausserdem  noch  zu  einem  qualifizierten 
Legitimationspapier ; 9)  er  fällt  damit  unter  die  Vorschrift  des 
$  806  BGB. 

Die  Übertragung  oder  Weiterverpfändung  des  Anspruchs 
aus  dem  Pfandschein  seitens  des  Darlehnsschuldners  erfolgt 
nach  den  Bestimmungen  aus  §§  398  ff.  und  1280  ff.  BGB. 
Dies  kommt  im  Geschäftsverkehr  häufig  vor.  Bei  dem  von 
vornherein  bestimmten  Wertverhältnis  zwischen  Darlehn  und 
Tnterpfand  ist  ja  stets  ein  Bruchteil  des  Pfandes  frei,  d.  h. 
wird  durch  das  Darlehen  nicht  bedeckt.  Bei  Bestellung  von 
den  unter  Ziffer  3  c  des  §  13  des  Bankgesetzes  aufgeführten 
Wertpapieren  z.  B.  kann  die  Pfandsache  nur  zur  Hälfte  be- 
liehen werden.*)  Selbst  in  dem  für  den  Schuldner  un- 
günstigsten Falle,  wenn  er  nicht  in  der  Lage  wäre,  das 
Darlehen  zurückzuzahlen  und  sich  die  Reichsbank  aus  der 
Pfandsache  befriedigen  würde,  so  würde  doch  nach  Abzug 
von  Kosten  und  Zinsen  etwas  weniger  als  die  Hälfte  der 
bestellten  Pfandsachen4)  dem  Schuldner  zurückgegeben  werden, 
(od  die  Abtretung  oder  Weiterverpfändung  des  Anspruchs 
auf  diesen  Rest  der  Pfandsache  hat  für  den  Lombardschuldner 


1)  Jacobi,  a.  a.  O.,  S.  237. 

2)  Cosack,  H.R.,  S.  296;  Lehmann,  H.R.,  S.770;  Planck,  II, 
S  915;  auch  Fischer-Henle,  BGB.  S.462. 

3)  Es  können  also,  wenn  der  Lombardschuldner  Mk.  10000 
eines  ausländischen  Papiers  zum  Pfand  bestellt,  was  zur  Verein- 
fachung unseres  Beispiels  zum  Nominalwert  berechnet  werden  möge, 
seitens  der  Reichsbank  nur  Mk.  6000  Darlehen  erteilt  werden. 

4)  Bei  unserm  Beispiel,  Anm.3,  etwa  Mk.  4000. 


I 1 

I 
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zur  äussersten  Ausnutzung   seiner   Wertpapiere   und   Waren 
einen  praktischen  wirtschaftlichen  Wert. 

Die  Reichsbank  selbst  lässt  sich  diesen  Vorteil  auch 
nicht  entgehen,  wenn  sie  mit  dem  Lombardschuldner  in  Dis- 
kontverkehr steht;  sie  lässt  sich  in  diesem  Falle  selbst  deo 
nicht  beliehenen  Teil  der  Pfandsachen,  die  ja  an  sich,  d.  b. 
auf  Grund  des  Lombardvertrags  nur  für  das  Lombarddarlehen 
und  damit  zusammenhängende  Zinsen  und  Kosten  haften,  ver- 
pfänden und  zwar  zu  ihrer  Sicherheit  wegen  aller  ihr  aus 
Wechseln  mit  der  Unterschrift  des  Lombardschuldners  zu- 
stehenden Forderungen.1)  Diese  Weiterverpfändung  erstreckt 
sich  nicht  nur  auf  die  schon  übergebenen  Pfandsachen,  son- 
dern auch  auf  die  noch  zu  bestellenden,  beschränkt  sich  aber 
auf  Wertpapiere.  Um  die  Belastung  durch  diese  weitere 
Ausdehnung  der  Pfaudhaftung  auch  auf  die  Forderungen  aus 
dem  Diskontgeschäft  im  Pfandschein  kenntlich  zu  machen, 
wird  derselbe  seitens  der  Reichsbank  mit  eiuem  Vermerk 
[I  versehen,2)    der   Dritten   gegenüber    diese   Ausdehnung   der 


« 

1 1 


1)  Diese  Verpfändungserklärung,  die  sogenannte  „Surplusver- 
pfändung"  lautet :  Der  Reichsbank  verpfände  ich  zu  ihrer  Sicherheit 
wegen  aller  ihr  aus  Wechseln  mit  meiner  Unterschrift  zustehenden 
oder  künftig  erwachsenden  Forderungen  an  Kapital,  Zinsen,  Provi- 
sion und  Kosten  die  ihr  von  mir  als  Faustpfand  im  Lombardverkehr 
bereits  übergebenen  oder  noch  zu  übergebenden  Wertpapiere.  Ich 
ermächtige  die  Reichsbank,  sich  wegen  ihrer  fälligen  Wechselfor- 
derungen gegen  mich  aus  diesen  Wertpapieren  wie  aus  einem  Loro- 
bardunterpfande  nach  Massgabe  des  §  20  des  Bankgesetzes  vom 
14.  März  1875  und  unter  Ausschluss  der  Vorschriften  in  §§  1284  a. 
1238  BGB.  bezw.  in  §  388  des  HGB.  bezahlt  zu  machen. 

2)  Dieser  lautet:  Die  der  Reichsbank  nach  diesem  Pfandschein 
zum  Faustpfand  übergebenen  oder  noch  zu  übergebenden  Wertpapiere 
sind  derselben  nicht  nur  für  die  im  Lombardverkehre  gewährten 
Darlehne,  sondern  auch  für  alle  sonstigen  ihr  jetzt  oder  in  Zukunft 

li  zustehenden  Forderungen    an    die  Firma  N.   N.   verpfändet.     Ver- 

pfändungen oder  Abtretungen  des  dem  Pfandscheininhaber  auf 
künftige  Herausgabe  der  verpfändeten  Wertpapiere  zustehenden  An- 
spruchs haben  der  Reichsbank  gegenüber  keine  Gültigkeit 

Halle,  den 

Reichsbank 


i< 
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Pfandhaftung  erkennbar  macht  and  damit  zunächst  eine 
Weiterverpfändung  des  Anspruchs  aus  dem  Pfandschein 
seitens  des  Verpfänders  unmöglich  macht. 

Der  Pfandschein  zeigt  die  jeweilige  Höhe  des  Darlehens 
und  den  jeweiligen  Bestand  an  Pfandwerten  an ;  nicht  nur 
die  erste  Darlehnsentnahme  und  die  erste  Pfandbestellung 
wird  auf  dem  Pfandschein  vermerkt,  sondern  die  Reichsbank 
trägt  alle  Veränderungen  an  Darlehen  und  Unterpfand  auf 
dem  Pfandschein  ein  und  erteilt  ausser  auf  dem  Pfandschein 
auch  über  Darlehnsrückzahlungen  keinerlei  andere  Quittung.1) 
Von  dem  Pfandschein  verbleibt  eine  Abschrift,  *)  die  sämtliche 
Eintragungen  des  Originals  enthält  und  auf  der  alle  Ver- 
änderungen des  Originals  eingetragen  werden,  in  den 
Händen  der  Reichsbank;  die  Eintragungen  auf  beiden  haben 
für  beide  Kontrahenten  volle  Beweiskraft.8) 

Über  die  Zinszahlungen  des  Schuldners,  die  alle  3  Monate 
zu  erfolgen  haben,4)  quittiert  die  Reichsbank  ebenfalls  nur 
auf  dem  Pfandschein,  der  für  diesen  Zweck  eine  besondere 
Kolonne  aufweist. 6) 

Die  Bestimmung  der  Lombardbedingungen  in  §  2,  dass 
das  Darlehen  täglich  zurückgezahlt  werden  kann,  hat  die 
Banken  und  Bankiers,  die  mit  der  Reichsbank  in  Lombard- 
verkehr stehen,  daran  gewöhnt,  ihre  verfügbaren  und  ent- 
behrlichen Gelder  täglich  auf  die  Lombardschuld  abzuzahlen 
und  bei  Bedarf  wieder  neue  Entnahmen  vorzunehmen.  Der 
Lombardpfandschein  hat  damit  fast  den  Charakter  eines  be- 
deckten Kontokorrents  angenommen,0)  ohne  dass  aber  die 
gesetzlichen   Merkmale    und   Voraussetzungen    eines   Konto- 


1)  VgL  auch  Koch  in  Goldschmidts  Zeitschrift,   Beilageheft, 
Bd. 23,  S.262ft. 

2)  Die  Pfandscheine  der  Reichsbank  sind  auf  weissem  Papier, 
die  Abschriften  auf  blauem  Papier  hergestellt. 

3)  §  10  der  Best,  der  Reichsbk.  a.  a.  O. 

4)  §  6  der  Best.  a.  a.  0. 

5)  Vgl.  das  Schema  auf  Seite  42. 

6)  Jubiläumsschrift  der  Reichsbank,  S.  113  u.  115. 
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korrents  vorlägen.1)  Es  entstehen  weder  beiderseitige 
Ansprüche  und  Leistungen,2)  die  nebst  Zinsen  in  Rechnung» 
gestellt  werden,  noch  werden  dieselben  in  regelmässigen  Zeit- 
abschnitten durch  Verrechnung  und  Feststellung  des  für  den 
einen  oder  anderen  Teil  sich  ergebenden  Überschusses 
ausgeglichen.  Die  Ähnlichkeit,  die  die  Jubiläumsschrift  der 
Reichsbank3)  in  den  Buchungen  auf  dem  Pfandschein  mit 
dem  Kontokorrent  findet,  ist  daher  eine  rein  äusserliche. 

Die*  weiteren  Bedingungen  der  Reichsbank  im  Lombard- 
verkehr  charakterisieren    sich   dadurch,   dass  sie   unter  Ab* 
änderung    verschiedener  Dispositivvorschriften    des    Bürger- 
lichen   Rechts    die   Reichsbank   dem    Verpfänder    gegenüber 
wesentlich  besser  stellen.    So  beschränkt  sie  ihre  Haftung* 
inbezug   auf  die  Pfandsachen   nach  §  13   der  Bedingungen  *) 
auf  die  Sorgfalt,  welche  sie  in  eigenen  Angelegenheiten  an- 
zuwenden pflegt, ö)   während   ohne  diese  Einschränkung  der 
Pfandgläubiger  Vorsatz   und  jede   Fahrlässigkeit6)   zu   ver- 
treten  und   da   das  Lombardgeschäft   immer  auf  einer  Seite 
Handelsgeschäft   ist,7)   für   die   Sorgfalt   eines    ordentlichen 
Kaufmannes  einzustehen  hätte.    Ebenso  lehnt  die  Reichsbank 
die  Überwachung  der  Auslosung  oder  Kündigung  von  Wert- 
papieren ab 8)  und  trennt  oder  verwertet  ebensowenig  fällige 
Zinsscheine  oder  besorgt  neue  Zinsscheinbogen. 9)    Umgekehrt 
verlangt  aber  die  Reichsbank  bei  Warenverpfändungen,  dass 


1)  Staub,  II,  S.  1252 ff.,  Gareis,  H.  R„  S.  579;  Cosack,  H.  R., 
S.  306 ff.;  Dernburg,  II,  2,  S.  260. 

2)  H.  G.  B.  §  355. 

3)  a.  a.  O.  S.  113. 

4)  Best.  d.  Reichsbank,  a.  a.  0. 

5)  BGB.  §  277. 

6)  BGB.  §  276. 

7)  Siehe  oben  S.  8. 

8)  §  14  der  Bed.  a.  a.  0. 

9)  In  der  Praxis  pflegt  sie  allerdings  diese  Geschäfte  für  den 
Verpfänder  zn  besorgen,  eine  Verpflichtung  hierzu  hat  sie  aber  auf 
Grund  des  Vertrages  nicht  Ohne  diese  Abrede  hat  aber  der  Pfand- 
g!" obiger  diese  Pflicht.    Düringer-Hachenburg,  n,  S.  618. 
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der  Verpf ander  auf  seine  Kosten  die  Waren  gegen  Feuers- 
gefahr versichert.  *)  Den  Versicherungsschein  lässt  sich  die 
Reichsbank  mit  der  Befugnis  verpfänden,  sich  aus  der  Ver- 
sicherungssumme bei  entstehendem  Feuerschaden  bezahlt  zu 
machen.  Besonders  geregelt  sind  noch  die  Pfandverwertungs- 
vorschriften der  Reichsbank.  Der  §  20  des  Bankgesetzes 
ermächtigt  nämlich  die  Reichsbank,  wenn  der  Schuldner  mit 
der  Rückzahlung  des  Darlehns  im  Verzuge  ist,2)  den  Verkauf 
des  Pfandes  durch  einen  ihrer  Beamten  bewirken  zu  lassen 
und  zwar  unter  Ausschluss  der  Vorschriften  aus  BGB. 
§§  1234  und  1238  und  HGB.  §  368. 


F.  Beendigung  des  Lombard- Vertrages. 

§»• 

Der  Lombardvertrag  wird  beendigt  durch  Rückgabe  des 
Darlehens.  Der  Schuldner  erstattet  das  erteilte  Darlehen  in 
seinem  letzten  Bestände  zurück,  zahlt  die  vertragsmässigen 
Zinsen  und  ersetzt  dem  Pfandgläubiger  etwa  noch  gemachte 
Aufwendungen  auf  die  Pfandsache.  Mit  Erlöschen  der  For- 
derung erlischt  seiner  akzessorischen  Natur  nach  auch  das 
Pfandrecht  BGB.  §  1252.  Der  Pfandgläubiger  ist  nunmehr 
verpflichtet,  die  Pfandsache  dem  Verpfänder  zurückzugeben 
(BGB.  §  1223).  Ein  Zurückbehaltungsrecht  wegen  anderer 
dem  Pfandgläubiger  gegen  den  Verpfänder  zustehenden  For- 
derungen3) findet  nicht  statt;  nur  wenn  das  Lombardgeschäft 
zwischen  zwei  Kaufleuten  bestanden  hat,  räumt  HOB.  §  369 
dem  einen  Teil  gegen  den  anderen  wegen  fälliger  Forderungen 
ans  beiderseitigen  Handelsgeschäften  ein  Zurückbehaltungs- 
recht ein. 

1)  §  19  der  Bed.  a.  a.  0. 

2)  §  2  der  Bed.  a.  a.  O. 

3)  Entsprechend  dem  gemeinrechtlichen  sogenannten  pignus 
Gardfcnum,  Dernburg,  Pandekten,  I,  §  279;  Planck,  III,  S.  770. 
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Der  Schuldner  kann  gegen  Befriedigung  des  Gläubigers 
Rückgabe  Zug  um  Zug  verlangen,  braucht  also  nicht  vor- 
zuleisten,  um  die  Forderung  und  damit  das  Pfandrecht  zum 
Erlöschen  zu  bringen.1) 

Das  Lombardgeschäft  der  Reichsbank  wird  ebenso 
durch  Rückerstattung  des  Darlehens  beendet;  nur  macht  die 
Reichsbank,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  die  Rückgabe  der 
Pfandsachen  von  der  Einlieferung  des  Pfandscheines  ab- 
hängig, der  seitens  des  Schuldners  mit  dem  Quittungsver- 
merk über  den  Rückempfang  der  Pfandsachen  versehen 
sein  rouss.*) 

Der  Lombardvertrag  wird  weiter  beendet  durch  recht- 
mässigen Pfandverkauf.8) 

Wird  dem  Darlehnsschuldner  das  Darlehn  gekündigt 
oder  wird  es  fällig  und  er  kommt  mit  der  Rückzahlung  in 
Verzug4)  und  sucht  darauf  der  Pfandgläubiger  die  Befriedigung 
aus  der  Pfandsache  BGB.  §  1228,  so  wird  damit  auch  die 
Lombardschuld  getilgt,  indem  der  Pfandgläubiger  sich  für 
die  Darlehnsschuld  aus  dem  Pfanderlöse  bezahlt  macht.  Be- 
friedigt sich  der  Pfandgläubiger  nicht  aus  der  Pfandsache,6) 
sondern  betreibt  die  Zwangsvollstreckung  in  das  übrige  Ver- 
mögen des  Schuldners,  so  kann  dieser  der  Zwangsvollstreckung 
widersprechen,  soweit  das  Lombarddarlehen,  und  in  dem  Falle 
dem  Pfandgläubiger  noch  ein  Pfand-  oder  Zurückbehaltungs- 
recht für  eine  andere  Forderung  zusteht,0)  auch  diese  durch 
den  Wert  des  Pfandes  gedeckt  ist.7) 

Der  Eonkurs  des  Schuldners  ändert  an  sich  an  dem 
Bestand  des  Lombard  Vertrages  nichts,  der  Pfandgläubiger 
hat   nach   §  48   K.  0.   ein   abgesondertes  Befriedigungsrecht 

1)  Planck,  III,  S.  770. 

2)  Best.  d.  Reichtfbk.,  S.  64. 

3)  Crome,  in,  S.  866. 

4)  BGB.  §  1234  und  HGB.  §  368;  Schuldnerverzug  ist  nicht 
erforderlich,  Crome,  III,  S.  862. 

5)  Wozu  er  nicht  verpflichtet  ist.    Planck,  III,  S.  778. 

6)  Wie  e.  B.  bei  der  Sarplus- Verpfändung  der  Reichsbank. 

7)  ZPO.  §  777;  beneficium  excussionis  realis. 
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wegen  der  Pfandsachen,  ebenso  inbezug  auf  sein  etwaiges  kauf- 
männisches Zurückbehaltungsrecht  aus  HOB.  §  369  nach  E.  0. 
§  49  Ziffer  4.  Das  Konkursgericht  kann  aber  auf  Antrag  des 
Konkursverwalters  dem  Pfandgläubiger  eine  Frist  zur  Ver- 
wertung des  Pfandes  bestimmen  (§127  K.  O.);1)  nach  Ablauf 
dieser  Frist  ist  der  Konkursverwalter  berechtigt,  die  Ver- 
wertung der  Pfandsachen  selbst  nach  Zwangsvollstreckungs- 2) 
oder  Pfandverkaufsvorschriften3)  zu  betreiben.  Der  Pfand- 
gläubiger kann  dann  einer  solchen  Verwertung  nicht  wider- 
sprechen, sondern  nur  seine  Hechte  auf  den  Erlös  geltend 
machen. 


1)  Planck,  III,  S.  778. 

2)  ZPO.  §  814  ff, 

3)  BGB.  §  12H4ff. 
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§1. 

Sitttettitttg* 

3aI)Ireidj  unb  mannigfaltig  finb  ftets  bie  ättittel  geroefen, 
roeldje  bie  SRenfdfjen  angemenbet  Ijaben,  um  i$re  3Bertfadf)en  in 
6idf)erl)eit  ju  galten.  <5<f)on  früf)  gab  eS  ßHnrid&tungen,  bie  ben* 
jenigen,  roeldfje  Äoftbarfeiten  fidler  bewahren  mollien,  einen  feften 
Sd)u|  gewährten.  ©er  ?ßru>atmann  lonnte  unb  fann  fold&e 
(Segenftänbe,  feien  eS  SRetaQe  ober  SBertpapiere,  nie  mit  fold&er 
6id)er$eit  oor  jjebem  fremben  ©influfj  fd&üfcen  nrie  Slnftalten, 
benen  ehte  berartige  Sicherung  Smerf  ober  StebenjmedC  ift.  Sin» 
falten  biefer  «rt  Ijat  eS  fd)on  frü!)  gegeben.1)  3m  Altertum 
waren  eS  bie  Zempel  ber  (Softer;  nmrbe  ja  audf)  ber  römifdje 
€taatSfdf)ag  in  einem  Zempel  aufbemaljrt.  $n  d)riftlidf)er  «Seit 
erfüllten  bie  ftitdjen  biefen  SmedC.  SBar  eS  Ijier  audj  bie  §*>ff* 
mmg,  bafj  retigiöfe  ©ebenlen  bie  ^eilige  (Stätte  oor  Staub  unb 
Überfall  fdfjü$en  mürben,  fo  galt  baS  Vertrauen  berer,  bie  für  i$re 
SBertgegenftänbe  ben  ©djufc  ber  ftird&e  in  Slnfprudf)  nahmen,  bodj 
)um  großen  Zeil  audf)  ber  foliben  Sauart  biefer  ©cbäube,  grrül) 
aber  fdfjon,  unb  baS  ift  feljr  natürlich,  befd&äftigten  fidf)  mit  ber 
SidjerfteQung  oon  SBerten  btejenigen,  in  beten  ^änben  audf)  fonft 
bie  <8elbgefdj)äfte  lagen:  bie  SBanfierS.  $n  Ägypten,  Slffarten, 
<Bried)enlanb  unb  in  ben  romaniföen  Sänbern*)  Ijaben  fdfjon 
in  früherer  Qtxt  bie  StanfterS  bie  ©eiber  iljrer  ftunben  in  (Empfang 
genommen  unb  aufben>al)rt,  rnaS  forooljl  in  ber  gornt  beS  depo- 
sitam  reguläre  als  audfj  beS  depositum  irreguläre  gefdjjalj.  @8 
foD  §ier  nidfjt  eine  ausführliche  l)iftorifdf)e  Darlegung  t>erfudf)t 
werben,  eS  fei  nur  nodf)  für)  bemerft,  bafj  biejemge  Slrt  ber  @tdf)er* 


')  Satert)  6.1. 
')8alert)  6.1. 
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ftellung,  oon  ber  in  biefer  Sirbett  bie  Siebe  fein  foH,  nämli$  ba* 
Sagern  oon  SBertfadjen  an  einem  feften  unb  oor  jebent  fremben 
©influfj  tnöglid^ft  gefd&üfcten  Ort,  fidf)  in  Italien  im  9Rittelalter 
jju  Ijo^er  SBlüte  entroidCelte.  33on  Italien  Ijat  (gnglanb  bie  (Sin« 
ridjtung  (ber  SafeS)  übernommen. 

$n  ©eutfdfjlanb  ift  bie  ©ntnricfhmg  unb  SBenufcung  ber  StaljU 
fammern  befonberS  feit  ben  oerfd&iebenen  ferneren  SBanttrüd&en 
be§  $al)re§  1891 1)  geförbert  toorben.  2)a§  depositum  irreguläre 
$at  über  unjäl)lige  gamilien  Verarmung  gebraut,  unb  menn  man 
fcf)on  fein  Oelb  nidfjt  unoerjinSlidf)  liegen  laffen  rooQte,  fo  be- 
mühte man  fidf)  menigfteng,  bie  ©id^er^ett  be§  83efi|eS  in  jeber 
SBeife  ju  erljßljen.  2Ran  oinfulierte  bie  SBertpapiere  ober  lieg 
fie  in  bie  ©taatgfdfjulbbüdfjer  eintragen.  9lm  Ijäufigften  aber  teerte 
man  jum  depositum  reguläre  jurüdt.  2Ran  gab  fein  ©elb  in 
bie  @taf)lfammern  großer  Saufen,  bie  burdf)  bie  SBeföaffenljieit 
ü)re§  SBaueS  bie  größtmögliche  ®idf)erljeit  boten,  ©o  ijat  fidf)  in 
oerf)ältni3mäf$ig  furjer  ßeii  bie  ©taljttammet  unb  ba8  @ta!)[* 
lammergefd^äft  ju  einer  oielbenutjten  @inridf)tung  entnridCelt.  3)a}u 
fommt  nod)  ein  toeiterer  Umftanb.*)  @§  ljerrf<f)t  augenblidHid) 
unb  fd)on  feit  Qafiren  im  Sßublifum  ba§  SBeftreben,  Kapitalien 
für  alle  möglichen  ©elbgefdjäfte  jeberjeit  flüffig  ju  erhalten.  Qm 
©egenfatj  baju  mar  früher  bie  Neigung  oorljerrfd&enb,  ber  fiapitalS* 
anläge  eine  lonftante  gorm  gu  geben,  fei  e8  burdf)  (Srroerb  oon 
©runbbefitj,  fei  eS  burdf)  l)ijpotf)efarifdf)e  2lu3leüjung  ober  burdf) 
Deponierung  in  ben  ©parlaffen.  2lu<fj  bie  neuere  ©efefegebung 
Ijat  bie  Snttoidtlung  ber  ©taljllammer  geförbert.  Stadfj  ben  8e* 
ftimmungen  be§  ^Bürgerlichen  ©efefcbudfjeS  finbet  eine  SlufjerfurS* 
fetjung  oon  äöertpapieren  nidf)t  meljr  ftattr  unb  bie  früher  er* 
folgten  Slufcerlurgfetjungen  §aben  ü)re  SBirfung  oerloren.  2>amtt 
ift  eine  ^nftitution  gefallen,  beren  Ämoenbung  geeignet  n>arf  bie 
33erluftgefajjr  (im  galle  eines  ©iebftaljte)  ju  oerringern,  unb  mit 
iljrer  Aufhebung  ift  ein  weiterer  ©runb  für  bie  9lotmenbigteit 
eingetreten,  SBertpapiere  nid)t  im  eigenen  $aufe  aufouberoafjren, 
fonbern  fie  bem  juoerläffigeren  ©d)utj  ber  SBanftrefore  ju  über* 
geben. 

')  »etiftein  <S.19. 

f)  $rofreft  ber  $rtufc.  $fanb5ricf6anl  au  Berlin  6. 1. 
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3>te  6ta$(fammerattfage+ 

35ie  @ial)llammer  ift  eine  bem  taufmännifcf)en  unb  prioaten 
fieben  fo  vertraute  unb  geroöt)nIidE)e  (ginricf)tung,  bafc  e§  fidf) 
eigentlich  erübrigte,  if)re  35efcf)affenf)eit  näljer  au§jufül)ren.  Um 
aber  für  bie  fpäteren  Unterfud&ungen  einen  feften  äuSgangSpuntt 
$u  ljaben  unb  ein  beftimmteS  ©ilb  ju  geroinnen,  fott  in  furzen 
3ügen  bie  Einrichtung  einer  (Staljltammer  gefcfjübert  merben. 

Sfte  San!  läfct  einen  nadf)  3Inficf)t  ben>äf)rter  Sed&niter  feuere 
unb  biebe3fidf)eren  Kaum  fjerftetten.1)  ©iefeS  ©emölbe  befinbet 
ftd)  meiftenS  in  ben  fiellerräumen  ober  einem  befonberen  Safe« 
türm.1)  3)er  Stoben,  ber  aus  feftem  ÜRaterial  befielt,  oft  nodj) 
mit  (Sifenfdfjienen  burdfoogen  ift  unb,  trenn  möglid),  bis  auf  ba§ 
9tu>eau  beS  ©runbmafferS  reicht,  bie  40 — 60  cm  bieten  9Bänber 
bie  aus  ©rantt  ober  mit  «Sement  oergoffenen  filinterfteinen  unb 
(Eifenftäben  beftef)en,  bie  in  ebenfoldf)er  geftigteit  fonftruierte  3)edfe 
oerlei^en  bem  ©emölbe  eine  ©ic^cr^eit,  bie  beinahe  jeber  ©eumlt 
u>iberftef)en  lann.  2ludf)  bie  abfctyliejjenbe  fernere  eiferne  Xür  ent* 
fprid)t  allen  gorberungen,  bie  man  an  @idf)erf)eit  fteQen  lann. 
Sitte  biefe  eifernen  Sirmaturen  machen  baS  ©eroölbe  ju  einer 
nurflic^en  $an$er*  ober  Staljltammer. 

$n  bem  ©etoölbe  felbft  fte^en  fd&miebeeiferne  ©d&ränte,  meift 
eingemauert  t)ber  auf  anbere  Art  niet*  unb  nagelfeft  mit  ber 
SJlauer  oerbunben.  9lfferbtng§  tommt  e§  and)  oorr  bafc  biefe 
Sdpänte  nidfjt  eingemauert  finb,  ba  man  es  iljreS  ©enndfjtg  megen 
rtidjt  immer  für  nötig  pft,  fie  no<§  ju  befeftigen.  Slu<§  lägt 
man  oielfadf)  einen  Seinen  Staunt  jurifd&en  SBanb  unb  ©dfjrant 
offen,  bamit  bie  SBänbe  ber  ©taljllammer  um  fo  leidster  ton« 
frottiert  roerben  tonnen. 

$er  (Sdfjrant  ift  folgenbermafcen  eingerichtet  33on  aujjen  ift 
er  mit  einer  ferneren  ©etbfdjranttür  oerfcf)loffen,  ju  ber  bie  SBanl 
ben  ober  bie  ©dfjlüffel  Ijat    ©eroöljinlid)  finb  jroci  @df)lüffel  an 


1  So  fajl  oüc  $ebingnii0en  ber  beutföeit  Tanten. 
*)  ©ilufettj  ©.295. 
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jiDci  oerfd&iebene  Seamte  oerteilt.  #n  bcn  ®ef<§äftSftunben  ift 
biefe  Sür  geöffnet,  unb  man  erbltdft  bie  einzelnen  $&<$&*  in  bie 
ber  ©d&ranf  eingeteilt  ift.  9ln  ber  £ür  beS  ©d&ranffad&eS  be* 
finben  fi<§  jroei  (Schlaffer,  beren  SJerfd&Iufj  fo  fonftruiert  ift,  bafj 
jjuetft  ber  flunbe  mit  feinem  @<f)tüffel  öffnen  mu&.  9hir  wenn 
ber  jhmbe  biefen  ftedten  läfct,  fann  bie  San!  ben  tyren  $erum* 
treten,  um  ju  öffnen.  SBeoor  bie  99an!  ni<f)t  lieber  abgefd)ü>ffen 
unb  i^ren  ©djlüffel  l^erauSgejogen  Ijat,  fann  ber  ßunbe  ben  feinen 
nidjt  entfernen.  Stauer  ift  eS  unmöglich,  ba&  roenn  ber  ftunbe 
bie  ©taljlfammer  mit  feinem  ©<$IüffeI  verladt,  ba£  gacf)  offen 
geblieben  ift. 

SBiSmeiten  ift  bie  <§inrtd)tung  aucf)  berart,  ba|  ber  ßunbe 
nur  juletjt  fd)lie&t 

SRand&mal  befinbet  ficf)  and)  nod)  aufccn  am  ©d&rantfadj  ein 
Stieget,  ber  über  bie  beiben  @d)Iöf[er  gebogen  werben  fann  unb 
bann  Don  bem  flunben  mit  einem  83orlegefd)Iofj  befeftigt  nrirb, 
fo  ba&  bie  SBanf  o§ne  äftitmirfung  beS  ftunben  überhaupt  nidjt 
an  baS  %aä)  gelangen  fann. 

3ft  baS  $ad)  geöffnet,  fo  fann  ber  ^nfjaber  feine  Sachen 
herausnehmen.  3)aS  offene  gadj  befielt  aus  einem  ftäftdfpn  ober 
einer  @d)ublabe,  meift  liegt  barin  nod)  ein  herausnehmbarer  per- 
fdjliefcbarer  S3Ied)faften,  in  meinem  ficf)  bie  Söertfadjen  befmben 
unb  ju  bem  ber  flunbe  ben  ©djlüffel  $at 

SttefeS  ftäftd&en  fann  er  fic$  jur  SSornaljme  ber  an  ben  nieber* 
•gelegten  SEBertgegenftcinben  etrna  erforberlid)  roerbenben  arbeiten 
(Trennung  oon  ©ouponS  ufn>.)  in  bie  im  Torraum  befinblidpn 
oerfdpefcbaren  Sftbieile  tragen  laffen.1) 

Aleine  3}erfd)tebenljeiten  im  einzelnen  finb  überall  oorljanben, 
aber  für  bie  ^Beurteilung  ber  uns  befd&äftigenben  fragen  mag 
biefe  2Irt  ber  Einrichtung  jugrunbe  gelegt  fein. 

2)aS  einzelne  %aä)  nrirb  ebenfalls  ©ta$(tammer  genannt, 
unb  biefer  Terminologie  fd&liefeen  mir  uns  im  folgenben  an.*) 


l)  $rofoeft  ber  Sattheit  9ant  6.  9. 
*)  ©o  aud)  ttonbi  6.9. 
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§3. 

©er  tyjrtföe  Öta^ttatmnemrttaö* 

35M<f)tiger  nodf)  al§  bie  SBefd&reibung  bet  ©tal)lfammer  felbft 
ift  bte  be£  ©taljEtammeroertrageS,  roie  er  in  ber  Siegel  abgefdfjloffen 
nrirb.  2)iefe  flenntniS  totrb  baburdf)  fe^r  erleichtert,  ba&  alle 
größeren  SBanfinftitute  —  unb  nur  größere  SBanfen  fjaben  tooljl 
überhaupt  ®taf)lfammern,  ba  beren  loftfpielige  Einrichtung  einen 
großen  ffunbenfreiS  erforbert  —  bie  Sebingungen,  unter  benen 
fie  bie  ©ta^ßammern  ber  JBemrijung  ü>rer  ftunben  überlaffen,. 
f>aben  brudten  laffen.1)  3Iu§  ben  ga^lreid^en  oorliegenben  JBe* 
fthnmungen  beutfd&er*)  SBanfen  foll  nunmehr  ber  SppuS  beS 
©ta^HamtneroertrageS  gefd^ilbert  merben.  3)ie  Terminologie  biefer 
^ßrofpefte  fott  Ijier  gebraust  merben,  o§ne  bafj  biefeI6er  beoor  eine 
genauere  UnterfudE)ung  über  iljre  Stidfjtigfeit  ftattgefunben  Ijat,  als« 
jutreffenb  anertannt  nrirb. 

S)ie  ttberfdfjrift  ber  SBanfprofpelte  ift  jiemlidf)  gleid&lautenb : 
„SJeftimmungen  über  bie  Vermietung8)  oon  eifernen  ©darauf* 
fasern  in  ber  ©ta^lfammer  ber  fflanl".  2JtandE|e  Sßrofpette  fpred&en 
aber  and)  oon  „SBerioaljrung  oon  SBertfadjenV) 

©er  ?ßrofpe!t  Beginnt  mit  einer  furjen  Srllärung  ber  S3e* 
fdjaffenljett  ber  <3tal)lfammer,  bie  meiftenS  folgenberma&en  lautet: 
2)ie  . . .  Sani  $at  eine  nad)  Slnfid&t  bewährter  Sed^nifer  feuer* 
unb  biebeSfid>ere  ©tra^lfammer  ^erftellen  laffen. 

®£  folgt  fobann  getoö^nlidE)  eine  Haftungsübernahme  ber 
9an(  ba^in,  ba|  biefelbe  auf  bie  SBetoadfjung  unb  Sicherung  beS 
ZreforS  nrie  auf  ben  83erfdf)lu&  beSfelben  bie  äufeerfte  Sorgfalt 
Denoenben  unb  für  jeben  (Sdjaben  haften  nrirb,  ber  burd)  bie 
3ernad)l3ffigung  biefer  Sorgfalt  entfielt. 

l)  So  (.  8.  fceuifäe  «an!,  Sreftbnet  ©an!,  Kattonalban!  für  fceutfölanb, 
9ca&  $fanbbriefban!  $u  Berlin  unb  &a$lrei<$e  anbete  me$r. 

■)  Soweit  m$t0  bemerft  iflf  jitotmen  bie  oorbanbenen  auÄlänbiföen  mit  bem 
Sc£t  nbcxein  be*».  beftimnten  fie  gar  ni$t*.  $ie  Abmeldungen  ber  fkbfogungen 
skfetbetttföeT  Sanfcn  ftnb  in  ben  «nmertongen  be$anbelt. 

■J  Cbenfo  Sge$ifd)e  ©an!,  Credit  Lyonnais,  Banque  Internationale  a 
Laxembourg,  $ejier-UnflaTtfd)e  ComnterAialban!,  Banque  Centrale  Anversoiee, 
Baaqne  de  Bruxelles. 

')  ©o  ftmdjt  bte  Banca  Commerciale  Italiana  oon  «custodia11. 
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gür  bie  Senutjung  ber  @tal>Ifammerfädjer  oetpflidjtet  fidj 
ter  ßunbe,  eine  je  na<§  ©röfce  beS  gadjeg  abgeftufte  Vergütung 
$u  jaulen. 

Qfn  ben  meiften  Seftimmungen  befinbet  fid)  aud)  eine  Ab* 
madjung  barüber,  toaS  ber  flunbe  in  bie  gädjer  legen  barf.  2)em 
Umfange  ber  gfädjer  angemeffen  bürfen  eS  natürlich  nur  Heinere 
•©egenftänbe  fein ;  manche  Saufen  umfdjreiben  bieS  nod)  genauer, 
inbem  fie  bem  ßunben  nur  bie  ©inlegung  oon  S)otumeuten, 
UBertpapieren,  ©belmetatten,  ©belfteinen  unb  ®d)mudCgegenftänben 
geftatten.  „Shtbere  ©egenftänbe  fönnen  nur  mit  oor^er  einge» 
Wolter  ©imoiHigung  ber  SBanf  untergebracht  werben",1)  bie  tooljl 
aber,  n>enn  ber  fragliche  ©egenftanb  feine  ©efaljr  für  bie  ©tatjl* 
fammer  Birgt,  toie  etroa  eine  loftbare  ©eige,  ftetS  erteilt  werben 
wirb. 

2Jteift  aber  fiebert  fid^  bie  SBanf  ba^in,  bafc  beseitige  ftunbe, 
ber  biefer  SBeftimmung  juwiber^anbelt,  für  jeben  baburd)  oer* 
urfad)ten  ©djaben  haftet.  3um  -S^edt  ber  flontrottierung  biefer 
SBeftimmung  läfet  fid^  bie  San?  bie  Berechtigung  einräumen,  oon 
bem  ßunben  @infid)t  in  ben  ftrt&alt  ju  ©erlangen,  oerwa^rt  ftd) 
aber  auSbrüdKid)  gegen  eine  ba^inge^enbe  S3erpfIidE|tung. 

3)iefe  Seftimmung  bejwetft,  wie  fdjon  gefagt,  ben  Sdjuij  ber 
SBanf.  2IuS  bemfelben  ©runbe  [d^lie^en  bie  SBanfen  gewöljnßd} 
Slftermieter  aus.  S)enn  fie  muffen  jeberjeit  wiffen,  ob  fie  eS 
etwa  mit  gefährlichen  ©Iementen  gu  tun  |aben. 

£inftdjtlid)  ber  Stauer  beS  Vertrages  fd)wanlen  bie  SBeftim* 
mungen  ber  SBanfen.  3)ie  einen  ©ermieten  bie  gädjer  nur  für 
bie  ajlinbeftjeit  eines  #af)reS,  anbere  ©ergeben  fie  bis  jjur  SWinimaU 
jeü  eines  SDionatS.  SBenn  md)t  auSbrüdtlid)  baS  ©egenteil  aus* 
gemalt  ift,  fo  foH  gewöf)nlid)  ber  Sertrag  ftiUfdjweigenb  als  für 
bie  3)auer  ber  ©erabrebeten  Qzxt  oerlängert  gelten,  eS  fei  benn,  bafc 
oon  einer  Seite  oor  Stblauf  ber  fjrift  eine  bem  entgegenfte^enbe 
fd^rlftlid^c  ©rflärung  erfolgt  ift.  3)ie  RünbigungSfrift  beträgt 
gewöljnlid)  jwei  SBodjen. 

2)et  San!  fte^t  eS  frei,  baS  2ttietoerl)ältniS  o^ne  Slngabe 
oon  ©rünben  aufgeben.     3)iefe  SBeftimmung  fann  nidjt  als 


*)  $eßec  ©anf. 
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unbillig  begeidjnet  werben,  roemt  man  bebenft,  bajj  bte  93anf  itt 
ber  Sage  fein  mufc,  etwa  erforberlid)  n)erbenbe  Reparaturen  fofort 
auszuführen.  ShtbererfeitS  mufc  fie  audf)  ein  SJHttel  befiijen,  ge* 
fäf>rlid)e  ftunben  jur  eignen  ©id^er^eit  unb  ju  ber  ber  übrigen 
ftunben  fofort  ju  entfernen.  Sine  fotd)e  ©rflärung  ber  93anf 
foQ  betn  2JKeter  bejro.  feinem  9fted)tönacf)foIger  afö  jugeftettt 
gelten ,  wenn  fie  eingefd&rteben  an  bie  letjte  ber  83anf  befannt 
geworbene  Slbreffe  jur  5ßoft  gegeben  unb  feitbem  ein  SJtonat  oer- 
ffoffen  ift,  felbjl  audf)  roenn  ber  ©rief  inaroifc^en  als  unbefteHbar 
oon  ber  5ßoft  jurücfgegeben  morben  ift. 

3fm  gall  ber  oorjeitigen  Aufhebung  be§  SSertrageS  erftattet 
bie  ©an!  bie  Vergütung  für  biejenige  $eit  jurücf,  mä^renb 
melier  ber  SERteter  bie  (Einrichtung  nid)t  me^r  benutjen  barf. 

SRatürfid)  fte^t  bem  fiunben  bie  SBenutjung  ber  ©ta^Hammer 
nur  ju  ben  ©efd)äft§jeiten  ber  83anf  frei,  ba  bie  SBanf  menigftenS 
in  ben  tontinentalen  33erf>ältniffen  baS  @taf)ßammergefd)äft  nur 
nebenbei  unb  nid)t  al§  §auptfadf)e  betreibt. 

©inen  §auptteil  beS  SBertrageS  nimmt  ftetS  bie  Srlebigung 
ber  t$?age  ein,  auf  meldte  SBeife  ber  Äunbe  bie  ©taljlfammer  be* 
nu$en  fott.  Unb  jmar  beftimmen  bie  SBebingungen  ber  beutfdjen 
Bauten  in  jiemlid^er  Übereinftimmung  in  ben  #auptpunften  fol* 
genbeS:  2He  ©djranffädjer  [teilen  unter  bem  eigenen  83erfd)Iuf$ 
beS  2Rieter3  unb  bem  2RitDerfdE|lufe  ber  S3anf,  nur  beibe  gemein* 
fam  fönnen  ba8  %aä)  öffnen  unb  fd)lief$en.  S)er  2JKh>erfcf)lufj 
ber  San!  bient  jur  Ausübung  einer  genauen  ßontroüe.  3)em 
ihmben  merben  oon  ber  San!  bie  ju  feinem  <Sd)ranffd)Ioj$  begm. 
SU  feiner  ®taljlblecf)?aff  ette  geljörenben  ®d)tüffet  in  jioei  ©jemplaren 
audge^önbigt.1)1)    SBefonbere  Seftimmungen   finb  ftetS  für  ben 

l)  Banqae  Centrale  Anversoise:  Chaque  locataire  reeoit  la 
teufe  clef  specialement  confonetionnee  pour  son  coffrefort.  „II  peut  a  son 
gre  Tarier  la  combinaison  de  la  serrure  a  secrot  qui  y  est  adaptee."  Credit 
L  y  o  n  n  a  i  s :  Chaque  locataire  d'un  Compartiment  reeoit  une  clef  speciale 
dont  U  n'exiete  pas  de  double.  §ier  fdjetni  e*  nad)  beut  aflerbing*  fe$t  fur&en 
ftofpeft  fafl,  al*  %abt  bie  ©an!  am  Xrefor  felbft  gar  feinen  SRitoerfölttft:  seul 
fl  peot  ouvrir  le  coffre-fort  ou  le  compartiment  de  coffre-fort  qui  lui  est 
affect&    Banque  de  Bruxelles:  foft  ebenfo. 

*)  ffmerilaniWe  fkmfen  (»  e  1 1  ft  e  t  n  @.  38)  behalten  ein  Poppet  bec  bem 
Aasben  überreizten  @<$lüf(el  btftoeilen  juräd,  roobei  ber  Ännbe  ba*  Hegt  }at, 
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%aü  getroffen,  baft  ber  ßunbe  ein  ober  alle  @cf)Iüffct  oerliert 
Sei  eigener  S3erantroortIid)feit  für  bie  folgen  ber  Unterlaffung 
fjat  er  ber  Sani  fofort  Stajeige  ju  machen.  #n  bem  ©ertrage 
unterwirft  fid)  ber  Sunbe  ber  SBeftimmung,  bafc  bei  SBerluft  eines 
©djltiffelS  bie  Änberung  beS  ©djIoffeS  unb  bie  Anfertigung  neuer 
®d)lüffel  auf  feine  floften  oeranlafct,  unb  bafc  bei  SBerluft  alter 
©<f)lüffel  baS  %aä)  auf  feine  Soften  geroaltfam  geöffnet  wirb. 
S)er  ßunbe  ift  bantit  einoerftanben,  biefe  Öffnung  nur  oon  ben 
Lieferanten  bejro.  §anbroerfem  ber  93anf  oorne^men  ju  laffem 

gebeut  JBenutjer  etneS  ©d)ranffad)S  nrirb  dou  ber  San!  ein 
@d)IüffeIn>ort  ßßafcroort)  im  oerfdjloffenen  ßuoert  überreizt  unb 
oon  ber  Sanf  oorgemerft.  SHe  Sani  ift  berechtigt,  oon  bem 
ßunben  bie  Nennung  beS  ©djIüffelroorteS  ju  ©erlangen.  Kuger« 
bem  f)at  berfelbe  oor  bem  ^Betreten  ber  ©ta^ttammer  auf  einem 
oon  ber  Sanf  bereitgeljaltenen  Formular  feine  Unterfdpift  abju* 
geben  unb  biefe  behufs  Prüfung  feiner  ftbentität  einem  Staunten 
ber  @taf)ffammer  auSju^änbigen.  3)er  SRidjtigbefunb  ber  $anb* 
jeidjnung  entbinbet  inbeffen  nid)t  dou  ber  Kenntnis  beS  @d)ltiffet* 
morteS.  dagegen  ift  bie  Sanf  berechtigt,  ben  Seftfc  ber  @inlafe* 
farte  unb  ber  @d)rantfad)fd)lüffel  in  Serbinbung  mit  bem  Sttdjtig* 
befunb  ber  Unterfdjrift  als  genügenbe  ßegitimation  anjufe^en. 

SHngeljenb  befjanbeln  bie  Seftimmungen  ber  Saufen  au$ 
bie  SeooHmädjtigung  eines  dritten,  bauernb  bie  Siebte  be£ 
ßunben  auszuüben,  unb  bie  ffrage,  nrie  fid)  ber  ßunbe,  o^ne 
SoHmadjt  ju  erteilen,  in  einzelnen  gällen  burdj  eine  SertrauenS* 
perfon  oorübergefjenb  oertreten  Iaffen  lann.  Qax  ©idjerljeit  Der» 
langen  bie  Saufen,  baf?  bie  2luSfteHung  einer  bauernben  Sott* 
macf)t  in  ©egenroart  eines  in  ber  ©ia^ßammer  befcfjäftigten 
Seamten  ju  gefd)eljen  I)at,  unb  bafe  jroedCS  ber  obenerwähnten 
Kontrolle  bie  SoIImad)t  burd)  ben  SeooHmäd)tigten  mitjuunter* 
jeid)nen  ift.1) 


biefe  ©djlfiffel  unter  fein  (Siegel  ju  legen  unb  fie  fo  oerfiegelt  ber  Oanf  &u  be» 
(äffen. 

*)  dum  3roecf  ber  ©tdjerbett  fyit  bie  $efter-Ungatif($e  Commetftiatbanf 
folgenben  JBorbdjalt  in  i$re  ©ebingungen  aufgenommen:  $er  Bern!  fle^t  #nftd)t» 
114  &«  $erfon  be*  ©eüoflmftcf)tigten  ba*  8ermerfung*re<$i  §u,  unb  ift  ftc  ntdjt 
verpflichtet,  bie  3urüdtoeifung  &u  motivieren. 
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SBetter  urirb  oielfadf),  rote  j.  83.  oon  bcr  Stationalbanf,  fol* 
genbeS  beftimmt:  3)ie  JBanf  Befaßt  ftd^  ntd)t  mit  bcr  Prüfung 
ber  SJottmad&t,  nodfj  nimmt  fie  oon  ber  Quxüdnafyme  berfclben 
Jtemttntö,  roenn  i^r  nicf)t  eine  bal)ingel)enbe  fdjrtftlid&e  Slnjeige 
unter  Beilegung  ber  für  btn  Seooümädjtigten  aufgeteilten  ©in* 
lafefarte  gemalt  urirb. 

Stte  SBottmadfjt  nrirb  im  allgemeinen  al§  erlogen  betrachtet, 
roenn  ber  %ob  be§  83oHmacljtgeber$  ber  Sanf  befannt  gerootben 
ift,  ausgenommen  foQen  nur  biejenigen  gäöe  fein,  in  benen  ber 
<Botttrta(f)tgeber  mittels  eigener  9Rad^fcf)rift  auf  bem  Formular  ein 
Sortbauern  ber  23oQmacf)t  über  feinen  Xob  ^inaufi  in  ©emäfc 
l>ctt  ber  gefefclidfjen  83orfdf)riften  beftimmt  §at 

Sttjnlid)  rote  eg  in  bta  SBoi)nung8mietoerträgen  gefdf)iel)t, 
falben  aucf)  bie  Sanfen  ja^Ireidje  SBeftimmungen  über  nebenfädf)* 
liefere  fünfte  aufgenommen,  um  (Streitigfeiten  beim  Stblauf  beS 
S3ertrage§  ju  oermeiben.  @o  finben  mir  bie  eigentlich  felbftoer* 
ftänblidje  SEbrebe,  bafc  bie  ®$lüffel  be§  @df)ranffacf)eS  unb  ber 
£U  bemfelben  gehörige  haften  bei  Slblauf  be§  SBertrageS  in  mibe* 
fdjabigtem  ßuftanb  äurüdfjuliefern  finb  unb  etroa  gef)Ienbe§ 
oom  SRieter  jum  Slnfd&affungSmert  erfetjt  toerben  mufe. 

5)urd^  Stüdfgabe  ber  ©inlafjfarte  unb  ber  ©djlüffel  crltfd^t 
für  ben  ftunben  jeber  weitere  Slnfprucf)  an  bie  JBanf.  Söenn  bei 
Skenbigung  beS  SDMetoer^ältniffeS  nadf)  fdE|riftlid)er  Slufforberung 
ber  Sanf  bie  @d)lüffel  unb  bie  ©inlafefarte  feitenS  beS  9JMeter§ 
trifft  binnen  brei  Sagen  jurüdtgeliefert  werben,  fo  behält  fid&  bie 
Skmf  oft  baS  SRedfjt  oor,  o§ne  gerichtliche  ©inmifdfjung  baS 
Sdjranffadj  ju  öffnen  unb  fic$  au§  bem  3fnl>alte,  of)ne  bafc  eS 
cmcS  üoüftrecfbaren  SitelS,  ber  ^Beobachtung  ber  für  bie  ßroangS* 
ooüftrecfung  geltenben  SBorfd&rifteu  ober  ber  ^nne^altung  einer 
9rif*  bebarf,  toegen  iljrer  etwa  rüdfftänbigen  SJHetanfprüdje  unb 
fonftigen  gorberungen  ju  einem  beliebigen  ßeitpunft  mü>  an 
jebem  i^r  geeignet  erfd&einenben  Orte  burc$  Serfauf  ju  befriebigen.1) 


s)  Die  9e{ter*Unaarif$e  (Eonuner&iatbant  jagt  unter  jnriftiföer  fföierung 
be*  Serttoge*  at*  Stiete :  $infktyltd)  bei  auf  Grimb  be*  SfcietoerjÄftntff e*  ent- 
fkftesben  fjotbenma.  fle^t  bei  ©an!  auf  ben  3n^alt  be*  Sradje*  ba*  gefefelia)e 
$f*nbred)t  )u. 
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hierbei  fdfjliefcen  bie  Parteien  nad)  btn  Seftimmungen  bet  Santen 
bie  Snmenbung  ber  §§  1237  @afc  2  u.  1238  83®».  aus,  audj 
follen  bie  SERieter  ni<f)t  berechtigt  fein,  gemäß  §  1246  9lbroei(^ungen 
üon  bet  geroöf)nlidf)en  8Irt  be§  5ßfanboerfauf8  ju  forbern.  gür 
bie  fd£)riftlid)e  Slufforberung  foQ  baSfelbe  gelten  rote  für  bie 
ßünbigung. 

Slucf)  für  ben  gaH  beS  £obe§  beS  ßunben  treffen  Diele 
Saufen  »eftimmungen.  Sie  2Jieljrja!)l  ber  SBebingungen  befagt: 
Stirbt  ein  ÜJKeter,  o^ne  eine  Stallmadjt  Ijinterlaffen  ju  tjaben,  fo 
ift  bie  93an!  berechtigt,  bie  Starlage  eines  SrbfdfjeinS  bejro.  eines 
SeftamentäDoUftrederjeugniffeS  ju  oerlangen  ober  nai)  Uper  9Baf)l 
bemjenigen  mit  befreienber  Söirtung  ben  Sutritt  8U  &em  oom 
(Srblaffer  innegehabten  <SdE|ranffa<f)  unb  bie  Serfügung  über  beffen 
3n!)alt  ju  geftatten,  ber  in  ber  gerichtlichen  Ausfertigung  ober 
beglaubigten  2Ibfcf)rift  eines  mit  bem  SßrotofoII  ber  SröffnungS* 
oer^anblung  oerfe^enen  öffentlichen  ober  prtoatfäriftlidjen  Xefta* 
mentS  als  @rbe  ober  als  SeftamentSooHftrecfer  bejeid^net  ift 
Sie  99an!  oerpflidjtet  fidf),  bie  betreffenben  Sohxmente  toftenloS 
burdE)  i^re  Slnroälte  prüfen  ju  laffen. 

©ie  re$tftd)e  Watux  bed  ®ta$ttammemrtr<t0ed+ 

1.  3m  folgenben  foQ  bie  red£)tlidf)e  Statur  be8  @taf)ßammer* 
oertrageS  unterfaßt  roerben.  @8  ift  über  bo§  üerf>ältniSmä|ig 
junge  ©ebilbe  unfereS  33ertrage8  eine  nid^t  unbeträchtliche  Siteratut 
oorljanben,  unb  bodf)  ift  in  allen  roefentltd&en  fünften  nodj  leine 
Einigung  erjielt  roorben.  Salb  rotrb  behauptet,  ber  »ertrag  fei 
ein  reiner  SerroaljrungSDertrag,1)  balb  ein  »erroalpungSoertrag 
mit  eigentümlichen  SertragSbebingungen %)  ober  mit  ber  Sieben« 
abrebe  ber  SRiete,8)  balb,  er  fte^e  in  ber  Sttitte  jnrifdjen  SRiete 
unb  SSerroaljrung,  mit  beiben  fid)  nalje  berü!)renb,  aber  bo$  oon 
i^nen  mtnbeftenS  burcf)  eine  eigentümliche  Schattierung  beS  8Jer* 

x)  $an<fe  @.  389;  ßrome;  fcntingei-Sadjen&urg  ffe.8  6.489; 
2 ermann -« ing  ©b.  2  <S.  291  9h.  4;  $>  ü ringet ,  $91  §.476, 
»)  Gofad;  Staub,  (fef.  ju  §424  6. 1503. 
*)  anlief)  i)ernburQ  hu  §861  VI;  »ettßein. 
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fjoBniffeS  abgetrennt,1)  halb,  er  fei  allein  SJHetoertrag.2)  SBiff 
man  felbft  feftjuftellen  oerfud&en,  weld&e  Art  oon  SBertrag  oor* 
liegt,  fo  fdfjehtt  eS  unerläfelid),  in  biefen  ©treit  ber  SDieinungen 
einzutreten. 

3Bidf)ttg  ift  für  bie  prattifdjen  folgen  be§  ©taljlfammeroer* 
traget  bie  grage,  ob  biefer  ein  #anbel§gefcf)äft  ift  ober  ntdfjt. 
Stfe  ^Beantwortung  biefer  grage  ift  aber  m.  @.  fo  eng  bantit  oer* 
fnüpft,  ob  in  betn  SSertrag  ein  JBerwaljrungS*  ober  SJHetgefdfjäft 
ju  erbltcfen  ift,  bafc  man  root)l  bie  letztere  (Erörterung  an  ben 
Vnfang  fteffen  barf.  $ft  ber  SBertrag  ein  93erwaljrung8gefdf)äft, 
fo  mürben  auf  Ujn  bie  SBeftimmungen  be§  $anbelSgefepud^e§ 
über  baS  ßagergefdf)äft  jur  Slnwenbung  fommen,  ift  er  bagegen 
SRiete,  fo  bebarf  eS  nod)  einer  weiteren  Unterfud&ung,  ob  er  als 
£anbel§gefd)äft  angefe^en  werben  mufj  ober  rticfjt.  3Iu§  biefem 
(Srunbe  mag  erft  bie  Streitfrage  „33erwal)rung  ober  2Riete"  er- 
Iebtgt  werben. 

2.  3)a8  ^Bürgerliche  ©efetjbudf)  befiniert  ben  93erwal)rung§s 
oertrag  in  §  688.  2)urdj  ben  33erwal)rung8oertrag  wirb  ber  33er* 
wahrer  verpflichtet,  eine  ttjm  oon  bem  Hinterleger  übergebene 
6ad)e  aufzubewahren.  Sfterfmale  be§  33erwaf>rung§oertrage§ 
finb  alf o 

1.  Übergabe  einer  beweglichen  ©adfje; 

2.  Verpflichtung  beS  S3erwa§rer§,  bie  i^m  übergebene  ©ad&e 
aufzubewahren. 

3)ieS  würbe  für  unferen  Vertrag  bebeuten :  3)er  ftunbe  über* 
gibt  eine  bewegliche  ©adfje,  nämlidf)  ©egenftänbe  ber  in  ben  S3e- 
bingungen  angeführten  2lrt,  bem  Sanfter,  unb  biefer  oerpflidf)tet 
fidj,  biefelben  aufzubewahren. 

^Demgegenüber  fte$t  bie  SJieinung,  bafy  ber  zroiföen  ftunben 
unb  San!  abgefd)loffene  ®tal)l!ammeroertrag  Sftiete  fei  9ludE> 
fpter  wollen  wir  oon  ber  Definition  be£  bürgerlichen  @efet}budf)8 
ausgeben.  §  535  fagt:  „$urdj  ben  SJHetoertrag  wirb  ber  83er« 
mietet  oetpflid^tet,  bem   SDtteter   ben   ©ebraudfj   ber  vermieteten 


*)  Silu^fQ  ©.294. 

•)  Saften}  @.  159;  $etnrict  6.823;  ginnet  @.  65/66;  Oert- 
an«  §688  «um.  1;  (Staubinger  ju  §580. 

2* 
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©adfje  mäljrenb  ber  SJKetjeit  $u  geroäljren.  Der  SRieter  ift  oer* 
pflichtet,  bem  Vermieter  ben  oereinbarten  äRietjtnS  ju  genrfüpen''. 

DaS  SBefen  beS  2JKetoertrageS  ergibt  fid)  beutlic^  aus  biefer 
Definition.  SBer  fid)  bei  unferem  ©ertrage  für  9ftiete  entfdjeiben 
Tü\Uf  muf)  ben  ®taf)ßammeroertrag  bal>er  folgenbermafcen  bar» 
ftetten:  Der  Sanfter  verpflichtet  ftdf)  burdj  üjn,  n>ä$renb  ber  Der* 
einbarten  ßeit  bem  ßunben  ben  ©ebraud)  ber  üjm  oermieteten 
©ta^ffammer  au  gemäßen.  Der  ftunbe  ift  oerpflidfjtet,  bem 
Sanfter  bie  oeretnbarte  Vergütung  ju  entrichten.  @8  erübrigt 
fid),  31t  betonen,  baft  es  nicf)t  allein  rein  tljeoretifdj  oon  Qntereffe 
ift,  ob  ber  ©taljlfammeroertrag  83ero>af)rung  ober  ÜJHete  ift, 
fonbern  bafc  fein  3»n^alt  unb  feine  folgen  in  beiben  ftätten  ganj 
oerfd&ieben  finb.  Unb  trenn  audf)  burd)  geftlegung  ber  im  ge= 
möljnlicijen  93erfefjr  eintretenben  Eoentualitäten  oiele  nnb  §aupt» 
fäc^lic^e  fünfte  burd)  bie  SBanfbebmgungen  (befonberS  bie  beutf$en) 
geregelt  merben,  fo  bleiben  bod)  fo  triele  fragen  offen,  bafe  bie 
(Sntfdjeibung,  ob  SDWete  ober  SJermafirung  ©orßegt,  oor  allem  oon 
eminentem  praftifdjen  SBert  für  alle  unS  ferner  befdfjäftigenben 
fragen  ift. 

$n  ben  beiben  fällen  ift  baS  Dbjeft  beS  Vertrages  per» 
fdjieben.  Sei  SBermaljrung  ^anbelt  eS  fid)  um  3Iufben>af)rung  ber 
übergebenen  ©ad&e,  bei  SJttete  um  Einräumung  beS  @ebrau$£ 
ber  gemieteten  @adje,  gemietet  aber  ift  bie  ©taljöammer. 

3.  SBie  man  auf  baS  SBefen  jeber  ©adfje  au§  üjrer  (Bnt* 
roidttung8gefdf)id)te  genriffe  @d)tüffe  jiefjen  barf,  fo  lönnte  eS  jur 
ßöfung  unferer  grage  oteHeidf)t  audj  auf  bie  Betrachtung  an« 
tommen,  roorauS  fidf)  ber  ©taljlfammeroertrag  entnridfelt  Ijat 
SEBir  §aben  in  ber  Einleitung  gefe^en,  ba$  beß  erfte  ©tabiimt 
unfereS  SSertrageS  in  bie  Seit  fällt,  in  ber  man  feine  ftoftbar« 
feiten  jur  @idf)etf)eit  ben  #nf)abern  fefter  §äufer,  wie  3.  99.  ber 
Tempel,  übergab.  ES  fann  nid&t  geleugnet  roerben,  baft  ber 
bamatS  gefd&loffene  ©ertrag  reine  SSermaljrung  geroefen  ift,  eS 
lann  femer  nid)t  beftritten  roerben,  bafc  ber  @ta$ttammen>ertrag 
fict)  aus  biefem  depositum  reguläre  entroidtelt  §at,  „namentlich 
roeift  barauf  auef)  ber  geitpunft  feiner  Einführung  in  Deutfdj* 
Ianb  nad&  ben  Sanfbrüd&en  oon  1891  IjinV)    SRatürHd)  ift  eine 

*)  »cttftein  6.32. 
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Berufung  auf  bie  @ntftel)ung  eines  9tedf)tSDerl)ältmffeS  ntc^t  un* 
roefentlidf),  unb  mele  ftnftitute,  beren  Statut  fidf)  aus  ber  83e* 
tradjtung  allein  nidf)t  mit  ®id)etf)ett  ergibt,  finb  fd&on  burdf)  baS 
©ingeljen  auf  il>re  ©efdf)id)te  geflärt  roorben.  Sroijbem  aber  ift 
e§  eine  alte  juriftifd&e  SRcgcl,  fo  lange  aus  bem  oorliegenben 
3ta$tSoer$ältniS  ju  [fliegen,  als  biefeS  felbft  ßlarfjeit  gibt. 
Sufeerbem  ift  bie  ©ntroidflung  beS  ©taljUammeroertrageS  in  ben 
legten  Qa^ren  eine  fo  rapibe  geroefen,  ba%  man  eigentlidf)  jagen 
tonnte,  nur  ber  ßroedf  fei  ber  alte  geblieben,  bie  gform  ju  feiner 
Srreidjung  aber  neu. 

SKd&tig  bemerft  aucf)  ©o^n  (@.  247  Sinnt.  35):  S)ie  gefd&id&t* 
lid>e  (Sntnridflung  beS  ©taljUEammeroertrageS  aus  bem  fdanh 
oeriDO^rungSoertrage  mufe  bei  feiner  ©Ijarafterifierung  auSfd&etben, 
ba  baS  moberne  SBerfefjrSleben  mit  feinen  neuartigen  SBerplt* 
mjfen  bie  tatfädf)li<f)en  33erl)ältniffe  bei  ber  ©taljlfammer  gegen- 
über bem  früheren  Sanfbepot  gänjlid)  umgeftaltet  $at. 

4.  ©inen  fixeren  @cf)lu|  auf  bie  SRatur  eines  SRed&tSoer* 
^ältniffeS  läfct  ber  Stotd  ju.  3)er  Qtotd  mar,  roenn  anberS  man 
für  bie  weiter  jurüdtliegenbe  «Seit  überhaupt  oon  [einem  ©taljl* 
tammeroertrag  fpredf)en  !ann,  bie  @id£)erljeit  ber  SSertgegenftänbe; 
baS  ift  unbeftreitbar.  SBaS  tut  man  aber  geroöljnlid),  xomn  man 
foftbare  ©egenftänbe  nid^t  felbft  aufbewahren  lann  ober  null? 
SRan  gibt  fie  einem  anberen  in  SSermaljrung.  Unb,  fagen  bie 
Serfedfjter  ber  93erroa§rungStl)eorie,  u>aS  tun  mir  anbereS,  als  bie 
tQptfd^e  Storm  beS  83erroal)rungSt)ertrageS  erfüllen?  „SCBir  über* 
geben  unfere  SBertfad&en  bem  Sanfter,  biefer  beroaljrt  fie  uns 
fidler  auf.14  SBenn  man  audj  jugeben  mufj,  ba|  gemö^nlid^  ber 
3n>erf  ber  ©id&erljeit  burcf)  ein  SRedf)tSoerljältniS  erftrebt  unb  er« 
reufjt  wirb,  baS  fid&  juriftifcf)  at$  SJermaljrung  qualifiziert,  fo  ift 
barauS  nod>  nid&t  ju  folgern,  bog  iebe«  9ted)tSt>er$ältmS,  baS 
{um  ßroedf  ber  ©id&erljeit  einer  ©ac^e  begrünbet  mirb,  ftdf)  aud& 
jurtfüfd)  als  SSerroa^rung  barfteQt1) 

5.  SBeber  bie  @ef<f)i<f)te  beS  ©ia^ßammeroertrageS  nodf)  fein 
3n>etf  betoeifen  ba$er,  ba|  eine  93erroa$rung  oorliegt  99etra<$ten 
mir  nun  bie  Statut  beS  SSenoa^rungSoertrageS  felbft. 


»)  3Ke6  nehmen  fätfölid)  an  «afren$ofet  ©.864;  »ettjl  t in  6.40. 
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a)  S)a  verlangt  bie  Definition  beS  §  688,  ba|  oon  bem  93er« 
magrer  eine  üjm  übergebene  <Sacf)e  „aufbewahrt"  n>erbe.  ftanu 
man  nun  baS,  u>a§  bie  93  an!  jur  Erfüllung  beS  Vertrages  Iciftet, 
„aufbewahren"  nennen?  Aufbewahren  ift  nadfj  allgemeiner  9fa* 
fic^t1)  eine  Sätigfeit.  „@S  ift  nid^t  ju  oeaoedtfeln  mit  ber  bloßen 
^ergäbe  eines  SRaumeS,  in  bem  ber  anbere  bie  ®ad)en  aufftellen 
!ann.  3)ie§  folgt  au$  bem  Segriff  be§  2lufben>al)renS,  beß  nadj 
bem  ©prad&gebraudf)  meljr  ift  afö  ©eftattung  ber  Stteberlegung, 
fourie  aus  bew  ftnf)alt  ber  §§  690—693  99®»."*)  ffißenn  Mefer 
©d&riftfteller  bann  fortfährt :  3)ie  93ermietung  oon  ©ta^ßammern 
feitenS  ber  93anfljäufer  ift  me^r  afö  9ftoumgeioäI)rung,  oielmeljr 
fpejtfifcf)e  33erroat)rung  oor  fc^äbltrfjcn  (Sinflüffen  (unb  bie  9Jttete 
ift  nur  bie  9Irt  ber  Vergütung),  fo  mujj  bem  entgegengehalten 
toerben,  bafc  oon  einer  Sätigfeit  ber  San!  fpejieH  für  bie  ©adje 
be§  einzelnen  ßunben  mdf)t  bie  Siebe  fein  fann.  SRit  Stecht  fagt 
Dertmann,8)  bafc  bie 93anf  in i^ren  93ebingungen  feine  bef onberc 
93enoa$rung§*  ober  93eioad)ung§;pfIid)t  be$  einzelnen  ©afeS,  fonbern 
nur  eine  ©eroadjung  beS  SanfgebäubeS  unb  ber  barin  enthaltenen 
©taf)lf  ammer  im  allgemeinen  übernimmt  (toenn  aud)  barin  de 
facto  eine  (Sicherung  be§  einzelnen  2fad£)e§  liegen  mag),  ^ferner 
ift  e§  fdf)on  beS^alb4)  fatfdfj,  ju  fagen,  ba&  bie  S3anf  eine  Stuf* 
betoaf)rung§pfIi<f)t  für  ben  ftnljalt  beö  §adf)e§  übernimmt,  weil 
fie  ja  gar  nirf)t  toeifj,  ob  etioaS  barin  ift.  Sludj  barauS  gef)t 
jjeroor,  bafe  bie  93an!  nur  bie  ©tafjliammeranlage  im  ganzen 
betoadf)t  3)ie§  ift  eine  jugefid&erte  ©igenfdfjaft  im  Sinne  beS 
§  537  9lbf.  2  93@93. 

b)  S)ie  99anf  ift  ferner  nidf)t  oerpfttdf)tet  ,  fofern  fie  nur 
getoctyrleiftet,  ba|  ba§  @taf)lfammergen>ölbe  biebeS*  unb  feuerfeft 
ift  unb  in  feiner  ©efamt^eit  ber  93ereinbarung  gemä|  ben>ad)t 
nrirb,  irgenb  ettoaS  für  ben  ftnljalt  be§  einzelnen  ©taljlfammer* 
fad^eS  ju  tun.   Unrichtig  ift  e§  baljer,  toenn  ©taub6)  ben  @taf)U 

l)  Sür  oüc  (E  r  o  m  e  $b.  2  §  275, 12. 
*)  ©o  drome  »b.  2  §275,12. 
»)  §536,2. 
4)  Sörüdnet  @.  18. 

•)  ©taub  »b.  2  ®£l.  }u§424;  ebenfo  <£ofatfunbß€$matui-9Una, 
a.  a.  O. 
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fammeroertrag  be3l)att  nid)t  als  Sftiete  ber  @taf)Ifammer,  fonbern 
al§  einen  SerwaljrungSoertrag  (mit  befonberen  Sßebenbebingungen) 
be^eidjnen  wiü,  weil  bet  Sanfier  baS  gadf)  bem  hinterleget  nicf)t 
blofj  jur  Serfügung  [teilen,  fonbern  aud)  überwachen  mufc,  weiter 
aber  bie  Serpfßdf)tung  fjabe,  wenn  ba£  %aä)  burdE)  einen  Unfall 
jerftört  werbe,  ba&  ®epot  ju  retten  unb  anberweit  ju  oerwaljren. 
$>iefe  Serpflid)tung  fann  aber  nicf)t  anerfannt  werben,  ©erabe 
bie  Sebingungen,  bie  aUeS  feftlegen,  was  bie  Sanf  präftieren 
wUI,  unb  bie  aufjer  größter  Sorgfalt  bei  Seroadfjung  ber  ganzen 
Anlage  md&tö  t)erfpred£)en,  geigen,  bafc  auef)  bie  Sanf  felbft  eine 
befonbere  Serpflidf)tung,  in  jjeber  Sage  audf)  nod)  für  ba§  einzelne 
3fadj  ju  forgen,  ablehnt  Stafc  eine  Sanf  in  concreto  bieS  im 
ftntereffe  iljrer  ftunben  wof)t  tun  wirb,  beweift  nodf)  nidf)t,  bafc 
fie  baju  i>erpflicf)tet  tft. 

c)  SBie  mir  fe^en,  bafe  von  einer  3lufbewaljrung§pflidf)t  ber 
Sanf  gar  nidfjt  bie  Siebe  fein  fann,  fo  finben  mir  hierfür  aud) 
einen  weiteren  ©runb  barin,  bafc  ber  Äunbe  auf  eine  aufbewaf)renbe 
Zätigfeit  ber  Sanf  für  ben  einseinen  @taf)If  ammerinljatt  gar  nidf)t 
rennet  S)enn  üjm  fommt  e§  garij  oflfenfid^tlic^  nur  auf  bie 
Sid)erf)eit  beS  ©ebäubeS,  nidjt  auf  Serwaf)rung  an. 

2IHerbing8  tft  ja  nidfjt  ju  leugnen,  ba%  bie  Sanf  grö&tmög* 
lid&e  Sorgfalt  übernimmt,  unb  bamit  audf)  eine  Sätigfeit  3)iefe 
richtet  fid)  aber,  wie  fdfjon  gefagt,  nidjt  auf  bie  2lufbemaf)rung 
ber  emjelnen  im  gac§e  befinblic^en  ©egenftänbe  (§  537  Slbf.  2). 
Unb  mir  werben  weiter  unten  bei  Darlegung  berjenigen  ©rünbe, 
bie  für  9Jltete  fpredjen,  fe^en,  bafc  biefer  Umftanb  einem  SJHet* 
DerfjältniS  nid&t  im  äöege  fte^t. 

d)  8118  jweiteS  ©rforberniS  eüteS  Serwal)rung§üertrageS  I>aben 
wir  bie  Übergabe  einer  beweglid&en  ©ad^e  Ijingeftellt.  2>enfen  wir 
nod)  einmal  an  bm  Vorgang,  ber  fief)  abfpielt,  wenn  ber  ftunbe 
etwas  in  baS  ®cf)ranffad)  legt.  ®r  fommt,  öffnet  ben  oor  ben 
S^Iöffern  befinbltdfjen  Stieget,  fdEiliefet  auf,  wobei  bie  Sanf  mit* 
fdjliefct,  bann  legt  er  felbft  ein  unb  oerfd)lief$t  wieber  felbft. 
SUIerbingS  wirft  bie  Sanf  mit,  aber,  wie  fie  felbft  in  i^ren  Se* 
bmgungen  fagt,  nur  jwedte  genauerer  Kontrolle  unb  größerer 
@u$er$eit  für  ben  ßunben,  fo  bajj  oon  einer  felbftänbigen  Sätig* 
feit  ber  Sanf  nid£)t  eigentlich  bie  ftebe  fein  fann. 


—     16    — 

e)  SBenn  nur  aber  fclbft  annehmen,  bafc  baS  (Einlegen  her 
2Sertfacf)en  burd)  ben  flunben  Übergabe  fei,  fo  ftofeen  mir  bod) 
auf  weitere  @cf)mierigfeiten.  Unjmeifelljaft  mar  im  römifdjen 
9ted)t  baS  depositum  ein  Stealfontraft  2)te  bei  meitem  über* 
uriegenbe  Sfteljrjaljl  bet  heutigen  @df)riftfteller  Ijält  audf)  für  ba8 
bürgerliche  ©efetjbudE)  an  biefer  SJteinung  feft  9hm  lommt  e3 
aber  boef)  häufig  vor,  bafc  bie  Parteien  ben  in  §  3  näljer  be* 
fdjriebenen  SBertrag  fcf)lief$en,  o§ne  bafc  fofort  ein  ©egenftanb  in 
ba&  gaef)  gelegt  mirb.  Ober,  n>a$  nodf)  häufiger  unb  beim  ®e* 
brauch  einer  ©ta^Hammer  eigentlich  felbftoerftänbltcf)  tft,  ber 
ßunbe  bringt  balb  5Bertfad£)en,  balb  Ijolt  er  fie  mieber,  fo  baft 
jumeilen  ba§  $ad(j  leer  fteljt  2)ann  müfete  jebeSmal,  menn  ber 
ßunbe  mieber  etmaS  einlegen  roiH,  ein  neuer  SBermaljrungSoertrag 
gefdEjloffen  merben.  ©tejenigen,  bie  unferen  SBertrag  für  depositum 
erilären,  feljen  jmar  ein,  bafe  §ier  bie  SInmenbung  ber  SBerroa^rung 
eigentlich  nic§t  erfolgen  fann,  fie  Reifen  fiel)  aber  jur  {Rettung 
iljrer  Sljeorie  mit  einem  SBoroertrage,  einem  pactum  de  deponendo. 
9tadE)  üjrer  8Infid£)t  fdEjliefeen  bie  Parteien  einen  SBertrag  baljm, 
baf$  ber  Sanfter  ©egenftänbe  "beS  ftunben  aufbewahren  rnufc,  menn 
biefer  fie  i^m  übergibt.  SDBenn  man  einen  foldjen  SBertrag  audj 
nid^t  aß  einen  93erma§rung§oertrag  felbft  anfpredfjen  fann,  fo 
jielt  er  bodf)  auf  einen  folgen  J)tn,  unb  mmbeftenS  mären  bie 
SBeftimmungen  beS  bürgerlichen  ®efe|bucf)8  über  ißerroaljrung 
analog  auf  üjn  anjutoenbett  2)iefer  Vertrag  märe  bann  eine 
83orabrebe  für  alle  bie  gäQe,  in  benen  ber  ßunbe  ber  93anl  etroad 
übergibt  9lber  gegen  biefe§  pactum  de  deponendo  fpredjen  ge* 
mistige  ©rünbe. 

@§  ift  eigentlich  natürlich,  baf)  baS  pactum  de  deponendo 
feine  SSirffamfett  infialtlidf)  für  beibe  Parteien  erft  beginnt,  menn 
ber  93ern>al)rung£üertrag  felbft  ba§  pactum  ablöft,  b.  fj.  menn  bie 
aufjubema^renbe  ©adEje  bem  93erma§rer  übergeben  mirb.  @cft 
bann1)  beginnt  bie  custodia  be§  33ermal)rer8,  erft  bann  mufc 
biQigermeife  bie  Vergütungspflicht  beS  Hinterlegers  beginnen. 
9Iuf  bie  ©illigfeit  biefer  erft  mit  ber  Übergabe  beginnenben  33er ^ 

*)  Sftan  fann  ni$t  jagen,  bafs  bo«  gehalten  ber  ©taljflammer  fftr  ben  be* 
treffenben  Äimben  bie  ga^lnng  &**  (Entgelt*  motürfert;  gerabe  festere  SrtD&gitng 
ttütbe  für  ba*  Vorliegen  oon  Witte  foredjen. 
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j>fttdf>tung  brauet  nur  bann  {eine  5tüdffid)t  genommen  ju  roerben, 
n>enn  eS  in  bem  auSbrücfltdjen  ober  ftiHfd&roeigenben  SBiQen  ber 
Parteien  läge,  bafj  ber  Hinterleger  bem  93ern>af)rer  eine  Vergütung 
3a$Ie,  oljne  ba&  biefer  irgenb  etroaS  leiftet.  S)ie§  mu|  aber  ber« 
jenige  behaupten,  ber  ein  pactum  de  deponendo  annimmt  ®af$ 
ein  fotöjeS  aber  nacf)  bem  eben  ®efagten  nidE>t  in  ben  9lbfid()ten 
ber  Parteien  liegt,  ift  erläutert  roorben.  ©troaS  genauer  mu| 
über  bie  2tnfid)t  SBettfteinS  (®.  51)  gefprodjen  roerben,  ber  fid) 
ausführlicher  mit  biefer  t$rage  befaßt  3föm,  bem  SInljänger  ber 
SSenoaljrungStljeorie,  erfd&eint  bie  fortlaufenbe  ßaljlung  ber  93er* 
gfitung  jroar  für  bie  San!  Kar  unb  praftifd).  @r  gibt  aber  gu, 
bafj  ber  Deponent  e§  als  eine  fernere  Ungered&tigfeit  empfinben 
muffe ,  roenn  er  eine  Vergütung  jaulen  muft,  o§ne  eine  ©egen* 
letftung  ju  empfangen,  ©in  pactum  de  deponendo  $ält  er  nicf)t 
für  richtig.  @r  meint  aber,  beibe  Parteien  ftrebten  ba  nadf)  einem 
SRittel,  ben  Sepotoertrag  penbent  ju  erhalten,  aud)  roenn  in 
3BirfIid)leit  fein  3)epot  oorliegt  Sie  ©d&ranffad&miete  biene  baju, 
ben  3)epotoertrag  äufjerltcf)  ju  marfieren  unb  baburdf)  ©d&roierig* 
leiten  oon  oornljerein  ju  ©ermetben.  3)iefe  ßonftruftion  ift  ge* 
roaltfam;  fie  nrirb  burdf)  bie  einfädle  Überlegung  roiberlegt,  ba& 
eine  unoerftänblidje  SJteljrbelaftung  einer  Partei,  bie  gar  nid&t 
bea&fidfjtigt  roirb,  fidj  nid^t  baburcf)  rechtfertigt,  ba&  man  if)r 
einen  juriftifdjen  tarnen  gibt  3)er  SEBiUe  ber  Parteien  pafet  fid) 
biefem  tonftruierten  SRed&tSoerljältmS  md)t  an,  fonbern  gerabe 
umgefeljrt  mufc  fi<§  aus  bem  äöülen  ber  Parteien  bie  Statur  be§ 
9ted>tSoerl)äitniffe§  ergeben. 

I)  SBer  einem  anberen  eine  ©ad&e  auf  Qnt  übergibt,  behält 
geroöljnüd),  e£  fei  benn,  bafj  er  baS  Eigentum  an  üjr  oerliert, 
einen  HnfprudE)  barauf,  bog  er  fein  Eigentum  jurüdfer^ält.  SBenn 
man  einem  anberen  eine  ®adf>e  gur  Aufbewahrung  gibt,  fo  ift 
bamtt  ein  SSertrag  auf  fünftige  SRüdfgabe  gefdjloffen.  #aben  mir 
fd>*m  geleugnet,  bafy  bei  unferem  Verträge  eine  Übergabe  ftatt* 
finbet,  fo  fommen  mir  fd&on  bei  flüchtiger  ^Betrachtung  ju  bem 
lAefultat,  ba|  aucf)  eine  SRüdtgabe  nid&t  juftanbe  tommt.  2)enn 
baS  WMpIen  ber  SBertgegenftänbe  burdf)  ben  ftunben,  bei  bem  nur 
eine  föroadje  SJütroirlung  ber  93anf  ftattfinbet,  tann  nid&t  als 
IRücfgabe  burcf)  bie  SJanf  bejeidfjnet  werben. 
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3)em  83erwal)rer  ift  gewö^ntidf)  bte  Slrt  ber  Unterbringung 
ber  aufjubenmf)renben  ©egenftänbe  übcrlaffcn.  3)a§  SHirgerlidje 
©efeijbudf)  fdjroeigt  gang  barübet.  9Iu§  bem  llmftanbe,  ba&  bei 
unferem  Vertrag  bie  SIrt  ber  Aufbewahrung  im  ©dfjrantfacf)  feft 
beftimmt  ift,  ift  jwar  ba§  9ttdf)tbefte§en  eines  33erwal)rungSoer* 
traget  nid)t  ju  folgern,  e§  beweift  aber  and),  ba%  bie  Annahme 
eines  93erwaf)rung§oertrage3  nid£)t  ba§  einzig  mögliche  ift. 

g)  SRitfjt  genauer  foH  I)ier  barüber  gefprodjen  werben,  ob  au§ 
bem  93efit$oerf)äItniS  auf  bie  SRatur  unfereS  Vertrages  gefdf)loffen 
werben  fann.  3)er  §  868  33@33.  fpridfjt,  inbem  er  nur  an  un* 
fompliäierte  $ätte(  in  benen  eine  mirflidje  Übergabe  ftattfinbet, 
benft,  baoon,  bafe  ber  SBerwafjrer  unmittelbaren,  ber  Hinterleger 
mittelbaren  SJefifc  Ijat.  2R.  ©.  wirb  man  aus  bem  83erf)ältni§  ber 
tatfäd^Hd^ert  ©ewalt  über  eine  ©adfje  überhaupt  nur  in  fefjr  be* 
fd&ränftem  Sfta&e  auf  bie  ÜRatur  be§  jugrunbe  liegenben  5Redf)t£* 
gefd^äftcö  fdfjliefcen  fönnen.  ©elbft  angenommen,  bafc  ber  93er* 
mafjrer,  bie  SBanf,  unmittelbaren,  ber  Hinterleger  mittelbaren 
JBefifc  f)at,  fo  ift  ba§  m.  ©.  nodf)  fein  ©runb,  baS  jugrunbe 
Iiegenbe  93erf)ältni§  für  33erwaf)rung  ju  galten.  $m  übrigen  foff 
oon  ben  Sefitperljältniffen  erft  weiter  unten  bie  Stebe  fein. 

h)  2Iu§  ben  oorfte^enben  Ausführungen  bürfte  fid)  ergeben 
Ijaben,  bafe  ber  <Staf)Ifammeroertrag  nidfjt  al§  S3erwaE>rung  an* 
gefprodfjen  werben  fann.  Slud)  in  ber  ßiteratur  ift  bie  9Infid)t 
fe§r  oerbreitet,  ba%  mit  93erwaf)rung  allein  unfer  93ertrag  nid^t 
erflärt  werben  fönne.  ©elbft  bie  33erfe<f)ter  ber  S3erwaf)rung§* 
tf)eorie  geben  ju,  „bafc  fid^  bie  einzelnen  $Red()t§fät}e  über  bie  85er* 
wa^rung  nur  mit  2Jtüf)e  auf  ba§  ©afebepot  anwenben  laffenV) 
©benfo  fommen  bie  übrigen  Anhänger  nidf)t  ganj  o^ne  SDKete 
auSf  fo  befonberS  SSettftein.  3)er  ©runb  biefer  33erwal)rung§* 
anfitfjt  liegt  eben,  nrie  fdfjon  gefagt,  in  bem  Umftanb,  bafc  man 
fief)  pon  bem  ^wedf  oerleiten  läfet,  ber  gewöf)nlidf)  in  ber  Sat 
buref)  SSerwa^rung  erreidfjt  wirb. 

6.  a)  SKSfjer  Ijaben  mir  nur  negatio  ju  beweifen  oerfudjt, 
bafi  unfer  SBertrag  nidfjt  33erwaf)rung  ift;  bamit  ift  natürlich  nod) 
nidfjt  gefagt,  bafc  er  2JMete  ift.   SIber  eine  Unterfucfjung  wirb  un£ 


*)  So  töafcenfjofer  a.a.O. 
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bie  ®en)if#eit  barüber  oerfdijaffen.  Söir  §aben  bereits  bie  ©efi* 
nttion  ber  SRiete  oben  gegeben  unb  behaupten,  bafc  aud)  ber  $n* 
fydt  biefeS  Vertrages  ber  iftr  bafe  bie  99anf  bent  ftunben  ben 
©ebraud)  ber  ©ta^Ifammer  geroffi&rt.  2)afür  ja^It  ber  ßunbe  bie 
Vergütung.  3)er  ©ebraud)  beftef)t  barin,  bafe  ber  ßunbe  feine 
SBertgegenftänbe  in  baS  gad)  legen  barf,  n>ie  j.  99.  ber  SJHeter 
einer  9Bof)nung  feine  SJWbel  ober  ber  Bieter  eines  ©tatteS  feine 
$fetbe  einbringt.  ®iefer  SBertrag  wirb  auf  Seit  gefdjloffen,  unb 
für  ben  ©ebraud)  in  biefer  $eit  jafjlt  ber  ästetet  eine  Vergütung. 
b)  Söenn  man  nun  ba§  Vorliegen  eines  SJiietoertrageS  für 
richtig  fyält,  fo  gilt  e£  aud),  alle  biejenigen  ^Behauptungen,  bie 
gegen  bie  äRiete  aufgefteHt  toorben  finb,  ju  toiberlegen  bejn>. 
ju  beroeifen,  baft  fie  mit  einem  SDHetoertrage  toolji  in  (SinHang 
ju  bringen  finb.  ^ier  ift  e§  oor  allem  baS  93erfpredjen  gröfjt* 
möglicher  ©id&erfjeit,  ba§  nrieberf)oIt  gegen  ba§  93orIiegen  eine§ 
9Rietoertrage3  geltenb  gemalt  rnirb.  ®ie  Sln^änger  ber  95er« 
nmfjnmg  gef>en  immer  nrieber  baoon  au£,-  bafc  gerabe  bie§  ba§ 
ßffentiale  eines  93enoaf)runggoertrage3  fei  unb  biefer  Umftanb 
bie  SJHete  auSftfjliefce.  Stent  fann  nid)t  beigetreten  werben,  ©ie 
3Jetpflid)tung  ift  nur  eine  SRebenabrebe  beS  93ertrage§  im  Sinne 
bes  §  537  SIbf.  2  83©».,  nämlid£>  ba$  bie  99an!  bafür  forgen  toolle, 
bafe  baS  ©tafjffammergetoölbe  oor  jebem  fremben  (Sinflufc  gefd)üt$t 
roerbe.  SRan  fann  aber  nicf)t  fagen,  baft  bie§  baS  ©ffentiale  beS 
StafjttammeroertrageS  ift.  93ielmef)r  fönnte  man  erftären,  baft 
bie  (Bic^er^ett  be§  ©eioöIbeS  unb  bie  (Sicherung  burcf)  bie  Sant 
SorauSfegung  beS  gangen  93ertrage3  unb  2lnla&  beSfelben  ift. 
Seil  ber  ftunbe  ben  (Sigenfcfjaften  ber  <§tal)lfammer  oertraut, 
gef)t  er  überhaupt  an  ben  Vertrag  Ijeran.  Unb  wenn  er  natür* 
ltd)  aud)  burdj  ben  Slbfdfjlufc  bie  93ernrirf(id)ung  biefer  ©ernähr 
erteilen  will,  fo  ift  bann  baS  juriftifd^e  93ilb  nid£>t  ba§  ber  93er* 
xoafpung.  @onbern  nriffenb,  bafe  er  burcf)  bie  SBenugung  einer 
Sta^lfammer  bie  gen>ünfd)te  ©idjerljeit  erlangen  toirb,  f<f)Iiefjt  er 
einen  SRietoertrag  über  baS  gatf).  Söenn  eS  manchem  aud)  ferner 
fällt,  anjuertennen,  bafj  I)ier  ein  #n>ecf,  öer  fonft  burtfj  93enoaf)rung 
erregt  nrirb,  burd)  @d)Iief}ung  eines  SftietoertrageS  oenoir!Iid)t 
nrirb,  fo  rnufc  man  eben  fagen,  bafc  baS  jurtftifd)e  93ilb  fid)  nid&t 
immer  nad()  bem  #n>etf,  fonbern  naä)  bem  SCBiüen  ber  Parteien 
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beim  93ertrag8abfci)lufj  unb  ben  §anbtungen  rietet,  burdf)  bie  fie 
tljn  au  erretten  fud&en.  ©a&  aber  biefe  (Sid^er^cit  geboten  wirb, 
ift  nidi)t  ein  ®runb,  baS  2JHetoerl)ciltniS  ju  leugnen,  fonbern  nur 
grabuett  anberS  als  Dteltetdjt  ber  getDö^nlid^e  ÜDttetoertrag.  3)aS 
SBiberftreben  gegen  baS  Vorliegen  ber  SJHete  ift  um  fo  weniger 
oerftänblid),  aß  mir  oiele  SJHetoerljältniffe  fennen,  bie  mit  bem 
unferen  gereifte  Übereinftimmungen  aufroeifen  unb  bei  benen  baS 
Vorliegen  oon  SWiete  nie  in  grage  gebogen  roorben  ift  $ft  nrirf  * 
Udf)  ein  fo  geroaltiger  Unterfd^ieb  ätoifd^en  ber  SJUete  in  einem 
gut  bemalten  $aufe  unb  ber  einer  ©ta^Ifammer?  3)en  einzigen 
Unterfd^ieb  erblide  id)  barin,  bafe  im  erften  ftatte  ber  SRieter  aud) 
perfönlid)  in  ben  gemieteten  Staunten  n>of)nt.  gür  bie  $*tt  feiner 
2lbn>efenljeit  rechnet  er  genau  fo  gut  auf  bie  @id)etf>eit  beS  ge* 
fdjjloffenen  #aufeS  n>ie  ber  ©taljHammermieter  auf  bie  ber  @tal)(* 
fammer.  Shi$  ber  Sortier  beS  $aufe§  übt  eine  Kontrolle  über 
feine  83efucf)er  aus  unb  Iäfct  feinen  eintreten,  ber  fidj  nid^t  burd) 
SRennung  beS  SRamenS  eines  SRieterS  auSroeifen  fann.  (BS  ift 
nid^t  abjumeif enr  bafj  ber  Bieter  aus  ber  mangelhaften  9ten>a<f)ung 
beS  ^aufeS  burcf)  ben  Sortier  fogar  etroa  im  gatte  eines  (Rn* 
brud)S  ©d)aben8erfa&anfprüdf>e  geltenb  madf>en  fönnte.  Solcher 
©eifpiele,  bie,  obmo^I  2Riete,  eine  !>eroorfted)enbe  Stljnlidfjfett  mit 
unferem  SBertrage  Ijaben,  gibt  eS  oiele. 

c)  Söeiter  foH  gegen  bie  SWtctc  ber  Umftanb  fpredjen,  ba| 
ber  ßunbe  nidjt  ftetS  bie  ©taljlfammer  betreten  barf;  er  ift,  roie 
mir  oben  gefeiten  Ijaben,  nur  roffl&renb  ber  in  ben  SBebingungen 
angeführten  Seit  berechtigt,  in  baS  ©eroölbe  gu  fommeri.  (ES  ift 
nidf>t  erfid^tlid^,  roeSljalb  bieS  ber  SRatur  ber  SRiete  roiberfpredjen 
fottte,  roenn  eS  felbft  mit  ben  gen>öf)nKdjen  SBebingungen  ber* 
felben  nid^t  übereinftimmt.  2>te  ©anf  befteljt  barauf,  ba|  in  ben 
URietoertrag  biefe  für  bie  unbebingt  notmenbige  9lebenabrebe  auf« 
genommen  roerbe,  unb  ber  Jhmbe,  bem  ja  fd)Iiepd)  audj  nur 
am  ©ebtaud)  in  ber  $eit,  in  ber  man  gen>ö$nlid)  feine  @efd)äfte 
abjufc^Iiefeen  pflegt,  liegt,  geljt  auf  biefeS  Äffcibentale  ein.  9ud^ 
bur<f>  bie  JBeftimmung  ber  3ett  beS  3utrttt8  jpfrb  &fe  «moenb* 
barfeit  beS  §  535  S3®S3.  nuf)t  unmöglich  gemalt  $enn  eS  ift 
unjmeifeHjaft,  bafc  rocüjrenb  ber  gangen  ßeit  bem  ftunben  bet 
©ebtaud)  ber  gemieteten  ©atlje  gemährt  roirb.  @r  fann  ftetS  feine 
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SBertgegenfiänbe  im  gfadfj  Ijaben.  ®ie  Unmöglidjfeit,  fie  gu  jeher 
Qcti  fjetauSjuneljmen,  fann  nidjt  gegen  bie  SJtiete  fpred^en.  @tel)t 
bod)  aud)  in  bem  erwähnten  §  535  nichts  von  unbefd&ränftem 
©ebraudf)  ober  ä^nlid^eS. 

d)  gut  ben  93enoal)rung§Dertrag  roirb  audfj  angeführt,  bafe 
in  ber  SRefpjafjt  ber  <5taIjHammen>erträge  bie  ßuläffigfeit  ber 
Aftermiete  au$gefd)Ioffen  nrirb.  2)iefer  ©d^Iufe  ift  nidjt  jutreffenb. 
©afc  in  einem  SBertrage  eine  3>iSpofitiDDorf d^rift  abgeänbert  roirb  ,gibt 
nod)  leinen  ®runb,  ba§  Siorljanbenfein  be§  betreffenben  83ertrage§ 
ju  leugnen.  Srtefer  Slugfdjlufe  liegt  aufcerbem,  unb  ba$  barf  nicf)t 
überfein  roerben,  in  ber  Statur  ber  ©acfje.  S)ie  83anf  fann  nur 
mit  üjr  genehmen  Sßerfonen  einen  6taljlfammert>ertrag  überhaupt 
abfdf)Hef$en,  unb  fie  Ijat  baS  einfad£>fte  SJHttel  gegen  ifjr  nidf)t  ju* 
fagenbe  ßunben  in  biefer  fllaufel  gefunben.  2)ie§  fprid)t  nid)t 
gegen  bie  SRiete,  nod^  Diel  roeniger  aber  für  bie  SBerroaljrung. 

SReue  ©ebtlbe  Ijeben  fidO  geroöljnKdj  au§  bem  Stammen  be§ 
SKSfprigen  ab  unb  bringen  neue  ®rfd)einungen  mit  ftcf).  60  ift 
e£  audfj  bei  ber  ©taljHammermiete.  §ter  finben  mir  ©inaefljeiten, 
bie  bei  anbeten  2Rietoerträgen  nid)t  üorfjanben  finbr  fie  alle  aber 
tonnen  m.  ®.  ben  ©fjarafter  be§  Vertrages  als  SRiete  nidjjjt  auf» 
Ijeben.  9Rand)e  meinen,  bie§  ergebe  fidO  barauS,  bafe  bie  Sani 
bie  (Einfielt  in  ben  ©ta^Ifammerinfjalt  verlange.  9Bie  leidet 
tonnten  fidj  aber  aud)  fonft  im  Seben  SBerijältniffe  entroidteln,  in 
benen  ber  Vermieter  jur  ©idfjerfjeit  ein  flontrottred)t  für  fid£)  per« 
langt  SRi$t  anberS  ift  eS  mit  bem  aRitoerfd)Iu&  ber  »an!.  äud(> 
biefer  ift  nur  eine  Kontrolle  unb  roibcrfpridfjt  bem  »ertrage  afö 
SRiete  nidjt. 

e)  ffltte  ßennjeidjen  be£  »ertrageS,  fagt  mit  SRedfjt  ^einrici,1^ 
ftnb  bie  beS  SRietoertrageS.  9lbgefef)en  baoon,  bafc  eben  ber  ®e* 
brauch  gemährt  nrirb,  fpredjen  nod^  folgenbe  fünfte  bafür.  ©af$ 
eS  fid)  um  SRiete  für  $eit  Ijanbelt,  geigt  fid)  audf)  in  ber  93er« 
längenmg  be§  ©ertrage«,  bie  DöQig  ber  bei  anberen  SDttetoerträgen 
entfprid)t  (Srftattet  bie  Sani  etroaS  aurüdt,  fo  tut  fie  e£  im 
Verhältnis  ber  &eit,  bie  fie  ben  ®ebraud£>  bereits  geroäljrt  unb 


s)  fttytig  betont  $einrici  (€.824)  weiter,  bafs  aud)  We  ununterbrochene 
Bqie^une  jttriföen  ©0(^e  unb  $erfon  (ftunbe)  gegen  bie  Sertoafyning  foric&t. 
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notf)  gu  getoffl&ren  Ijat  gerner  matfjt  e£  feinen  Unterfd&teb,  ob 
ber  ftunbe  bie  Staljlfammer  gebraust  Ijat  ober  ntdjt,  roofern  nur 
bie  Sauf  ben  ©ebraud)  geroäljrt  $at  3)te  Vergütung  wirb  je 
nad)  ber  ©röße  beS  $ad)e§  bemeffen,  nid^t  nad>  bem  SBert  unb 
ber  äußerlichen  Quantität  beS  Slufjubetoa^renben.  9lud)  bie§  fprid^t 
beutlid^  für  bie  äRiete. 

f)  SHdjjt  unbebeutenb  für  unfere  Slnfidjjt  ift  audfj  ber  Umftanb, 
baß  bie  ©ebingungen  ber  Sanfen  in  iljrer  übenoiegenben  2Jle§r* 
£at)l  oon  SRiete  fpred)en,  jumal  bie  grage  oon  ben  bei  ben  Santen 
angefteHten  Quriften  genau  geprüft  roorben  fein  nrirb,  fdjjon  roegen 
ber  roid&tigen  praftifdfjen  folgen. 

7.  SRadfjbem  mir  alle  ©rünbe  beleuchtet  fjaben,  bie  für  Sftiete 
fpredfjen,  muffen  mir  nod(),  ba  in  ber  ßiteratur  Streit  l)errfdfjt, 
un§  mit  ber  grage  befaffen,  ob  reiner  SJHetoertrag  ober  ein  be* 
fonberS  gearteter  oorliegt  3c§  meine,  ba%  bie§  nur  ein  Streit 
um  Sßorte  ift  ^eber  einzelne  jnrifdjen  jtoei  Parteien  gefd£>foffene 
SBertrag,  fei  er  nun  2JHete,  33ern>af)rung  ober  ©efellfdfiaft,  |at 
feine  ganj  befonberen  inbioibueHen  Sfterfmale  unb  unterfdjeibet 
fidfj  oon  jebem  anberen.  So  fann  man  mit  gug  unb  8ted>t  fagen, 
bafy  faum  ein  SBertrag  ein  reiner  im  Sinne  beS  oom  ©efelj  be* 
^anbelten  £ijp§  ift,  fonbem  ein  fold£>er  mit  befonberen  Vertrags* 
bebingungen.  ©ibt  e§  bod)  fogar  SdjriftfteHer,  bie  bie  befonberen 
©eftimmungen  für  ba§  9latürlid)e  jebeS  Vertrages  galten,1)  ba  bie 
Parteien  ficf)  geroö^nlid)  nidjt  bem  Xypvß  eines  JBertragggebilbeS 
anfdfjließen,  fonbem  btefeS  nadfj  iljrem  ©itten  ummobeln. 

diejenigen,  bie  fitfj  für  einen  SBenoa^rungSoertrag  mit  eigen- 
tümüd&en  93ertrag§bebingungen  auSfpredjen,  geben  burdj  btefe 
(grflärung  au,  baß  fie  mit  ber  SBertoaljrung  attein  nid£>t  aus* 
fommen. 

3Bir  fommen  unter  »erüdtfid&tigung  beS  thtn  ©efagten  ju 
bem  SRefuttat,  baß  ber  Stafjlfammeroertrag  2JHetoertrag  ift  S)er* 
jentge,  für  ben  ba«  Slfgibentale  ber  Si(fjetf>eit  eine  ^auptfad^e  ju 
fein  fdjeint,  mag  immerhin  fagen:  ein  SBertrag  mit  befonberen 
SBebingungen.  ©ir  finb  aber  ber  Slnfid^t,  baß  bieg  aö  jebem 
9ted£>tSDerljäItniS  beg  tägüd£>en  SebenS  anijaftenb  nid^t  befonberS 
betont  ju  roerben  brauet. 

*)  ©tötjcl,  @$utung  für  atottiftifc  «grast*. 
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§5. 

5He  txHc^tiöftett  rechtlichen  $olgett  be* 
<Stai)Wammett>ertraöe$* 

2Bir  Ijaben  bereite  in  §  4  ermähnt,  bafc  bic  Slnljänger  ber 
9Jem>aI)runggtl}eorie  felbft  äugeben,  baf$  fid^  oiele  ber  §§  688  ff. 
mir  fdjioer  auf  ben  Vertrag  amoenben  laffen.  @S  foH  nun  unter* 
fud>t  werben,  ob  biefe  ©dfjnrierigfeit  au<§  Bei  8JHete  oorliegt,  ober 
ob,  roaS  natürlich  ein  neuer  S3en>eiS  für  unfere  2lnfidf)t  wäre,  bie 
SRietbeftimmungen  beS  ^Bürgerlichen  ©efeijbud&eS  fid)  überall  an* 
roenben  laffen.  @S  ift  Bisher  nur  baoon  gefprodfjen  toorben,  bafc 
bie  ©d^ranffäd^er  ©egenftanb  beS  SRietoertrageS  finb.  9HS  toaS 
fidj  biefe  barfteHen,  ift  in  ber  ßiteratur  nidfjt  unbeftritten,  unb 
jioar  gel)t  ber  Streit  in  ber  £ctuptfadf)e  barüber,  ob  bie  2Riete 
uon  ©cf)ranffädf)ern  bi§n>eilen  als  3Riete  beroeglidjer  ©adfjen  ober 
ftetS  afö  SRiete  oon  ©runbftüdfen  anjufeljen  ift.  3)ie  ÜRiete  einer 
beroegtidEjen  ©acfje  unterfdfjeibet  fidf)  nadf)  bem  ^Bürgerlichen  ©efetj* 
budje  in  ifjren  (SinjeHieiten  oon  ber  einer  unbeweglichen,  unb  eS 
ift  baljer  oon  SBidjtigfeit,  biefe  grage  ju  entfdjeibcn. 

3n  §2  ber  SIrbeit  ift  bie  93efdf)affenl)eit  ber  ©tal)ttammet 
erttart  unb  gezeigt  toorben,  ba&  faft  alle  großen  Sanfen,  bie  fidj 
mit  ©taf)l!ammermiete  befaffen,  tf)re  ©dfjränle  feft  mit  bem  @e* 
bäube  felbft  oerbinben  laffen. 

©oute  nun,  was  aber  feljr  feiten  oorfommt,  ein  ©anfier 
gäc^er  eines  freifteljenben  @elbfd£>ranfeS  oermieten,  fo  muffte  affer- 
bingS  anerfannt  werben,  ba%  hierauf  bie  SBeftimmungen  über  bie 
Sermietung  oon  beweglichen  Sachen  anjuwenben  finb.  2)enn  eS 
famt  nidfjt  ber  SReinung  beigetreten  werben,  bafy  ber  $nljalt  einer 
beweglichen  ©acfje  als  9Raum  im  ©inne  beS  ^Bürgerlichen  ©efefe* 
budß  angefe^en  werben  tann.  @S  ift  wof)l  auef)  ntdjt  angängig, 
bie  fdjweren  ©elbfdjränfe  beSljalb  als  Immobilien  ju  bejeidfjnen, 
weil  ifpe  ^ortft^affung  fe^r  ferner,  ja  beinahe  unmöglich  ift  S)aS 
Sürgerttdje  @efe$bud)  umfdjreibt  genau,  ba&  äffe  ©egenftänbe, 
bie  nidjt  feft  mit  bem  ©runbftüdt  oerbunben  finb,  als  bewegliche 
©adjen  ju  beljanbeln  finb.  gür  gemöljnlicfj  aber  finb  bie  <StafyU 
tammerfdjränle  feft  in  baS  ©runbftücf  eingefügt,  bie  ganje  @tai)l* 
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lammer  bilbet  einen  Seil  beS  (SrunbftücfeS,  unb  eS  fommen  fo 
für  fie  bie  für  bie  SJtiete  von  ©runbftüdten  gegebenen  Sorfdjriften 
jur  2lnn>enbung.  Senn  §  580  f agt :  2He  93orfd)riften  über  bie 
SDKete  von  ©runbftüdfen  gelten  audf)  für  bie  SDMete  non  9Bo§n« 
räumen  unb  anberen  Räumen. 

©a$er  ftef)t  bem  Vermieter  baS  in  §§  559  ff.  »®83*  näljer  be* 
ftimmte  gefefclidfje  Sßfanbredjt  an  ben  eingebrachten  ©adfjen  beS 
ßunben  ju.  SUIerbingS  n>irb  bie  ©eltenbmadjung  biefeS  Sßfanb* 
redfjtS  n>eniger  oft  in  bie  Erftfjeimmg  treten,  roeil  alle  SBanfen 
fidj)  ben  2JKetjinS  pränumerando  jaulen  laffen,  bann  aber  bei 
nidfjt  pünftlidfjer  ßaljlung  bie  Sani  geroöljnlitf)  ber  Ausübung  beS 
?ßfanbred£>tS  bie  fofortige  ßünbigung  porgie^en  nrirb. 

ftntereffant  ift  für  unferen  »ertrag  §  560  @afc  2,  baß  ber 
Vermieter  ber  Entfernung  nidfjt  n>iberfpred()en  ?ann,  menn  fie  im 
regelmäßigen  Setrieb  beS  ©efdjäftS  beS  SDKeterS  ober  ben  gemahn* 
Iidjen  SebenSoerljältniffen  entfpredjjenb  erfolgt,  ober  roenn  bie 
jurüdtbleibenben  Sachen  gur  ©itfjerung  beS  SBermieterS  offenbar 
ausreißen.  2>a  bie  SBanf  bei  2Ibfc^Iu|  beS  Vertrages  an  bie 
©eltenbmadjung  eines  SBermieterpfanbredfjtS  nid)t  benft,  unb  jmar 
roeil  ber  ßunbe  i§re  fjorberungen  aus  bem  2JMetoerl)äItniS  prä- 
numeranbo erfüllt,  fo  nrirb  fie  ber  Entfernung  nie  roiberfpredjen, 
fie  nrirb  eS,  außer  roenn  ber  ßunbe  mit  ber  $aljlung  beS  SRiet« 
äinfeS  im  Stüdfftanbe  ift,  aucf)'  nidjt  bürfen,  ba  bie  jeberjetttge 
Entfernung  aller  Einlagen  nertraglidi),  n>enn  audf)  ftiHfdjroeigenb 
oereinbart  ift 

2)ie  f  olgenben  Paragraphen  bis  §  565  laffen  fidfj  o^ne  Sdfjnrierig* 
feit  anroenben. 

3öirb,  roaS  geroöfjnlic!)  nid)t  oorlommt,  ber  äRietoertrag  über 
bie  ©taljttammer  für  längere  Qtit  als  ein  $al)r  gefdjloffen,  fo 
bebarf  er  ber  fd&riftlid&en  gorm  (§  566  »©».).  S)a  mir  ja  ge* 
feljen  §aben,  baß  unfer  Vertrag  ftetS  fdfjriftlici)  abgefdfjloffen  roirb, 
fo  erübrigt  eS  fidfj,  barüber  ju  fpred)en,  marum  triele  (Segner  ber 
SJHete  gerabe  in  ber  gorberung  biefeS  Paragraphen  ein  $inberni£ 
für  iljre  Sfaroenbung  erblidten.  ES  fommt  nid£>t  barauf  an,  ob  bie 
®anfen  miffen,  ba%  fdjriftlidjjer  Slbfdjluß  erforberlidf)  ift  9Inberer* 
feitS  aber  roirb  man  i^nen  bieS  gar  nid^t  unterfd&ieben,  ba  fie 
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ftetS  juriftifdfje  S9eroter  jur  (Seite  $aben,  bie  ja  felbft  bie  betreffenben 
Sebingungen  oerfa&t  Robert. 

3m  übrigen  finben  bie  nod)  folgenben  SBeftimmungen  beS 
bürgerlichen  @efe$bu<f)§  Slmoenbung.  (SS  ift  bei  iljnen  jebod) 
im  einzelnen  nid)tS  ju  bemerfen. 

§6. 

»efty*1) 

gür  alle  rechtlichen  ©d^idffale,  bie  eine  @ad^e  Ijaben  fann,  ift 
ber  SBefttj  an  iljr  oon  erfjeblidjftet  Sebeutung,  fei  e8,  baft  eS  fidfj 
um  Übergang  beS  ©tgentumS,  SSerpfänbung  ober  ba§  Stecht, 
Störungen  oon  ber  bef effenen  <5adf)e  abgutoe^ren,  ober  um  3ioangS* 
ooQftrecfung  in  bie  (Sadfje  §anbelt. 

$a£  Bürgerliche  ©efefcbudf)  fagt  in  §  854,  bafc  ber  S3efifc  einer 
Satf)e  burdjj  bie  Erlangung  ber  tatfädf)Iidf)en  §err[cf)aft  über  bie« 
Jette  erworben,  b.  Ij.  bafc  berjenige  ®efit$er  ift,  ber  bie  tatfäd£>* 
Kdje  ®emalt  über  bie  ©adje  Ijat  @d)on  aus  biefer  Definition 
ergibt  fid>,  bafj  ein  jugrunbe  liegenbeS  obligatoriföeS  93erf)ältni§ 
nid)t  bie  SBefiljfrage  regeln  fann,  unb  bafj  biefe  audO  umgefeljrt 
nid)t  präiubijieH  für  bie  Qualifizierung  ber  Serträge  ift.9) 

SSemt  boS  SBürgerlidje  ©efefcbud)  in  §  868  oon  bem  au$ 
rooljl  geroöljnlicf)  oorliegenben  %aü  fpridt)tf  bafe  jemanb  als  SWieter 
eine  @a<$e  befifct,  fo  nritt  eS  bemgemäfe  gar  nid)t  behaupten,  bafe 
ber  SRieter  ftetS  ben  SBefifc  ber  gemieteten  @ad)e  $aben  mufj.*) 
(ES  lagt  fid)  fefjr  roof>I  ber  %aü  beulen,  baf}  ber  ÜDMeter  gar  leinen 
©efttj  an  ber  gemieteten  ©adje  fyat. 

SBenn  mir  als  Sefitjer  benjenigen  bejeicfjnen,  ber  nadj  ber 
gegenwärtigen  Sage  ber  SBer^ältniffe  über  bie  ©ad&e  tatfädjftdj  fo 
oerfügen  fann,  mie  eS  bem  gen>ö§nlidf)en  ©ebtaud)  unb  ber  Qrvtfc 
beftimmung  entfprid)t,4)  alfo  ben  Sefifc  als  etroaS  rein  XatfädO* 


')  Die  ©cftfcleljre  berjeuigen,  bie  qua  ber  Itactpatyntng  €x$luffe  sieben  ju 
bixfeu  glauben,  ift  naturgemäß  unberüdß$tigt  geblieben. 
•)  ^cintici  6.825. 
*)  SHefen  Segler  ntagt  ßafrenj. 
4)  inbemann  ©b.  2  6.140. 
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Kd&eS,  pou  motalifd&en  unb  im  SBiHen  jum  ©eftfc  Uegenben  (Sc« 
roägungen  freies  erfrören,  fo  weifen  roir  bamit  biefenige  Leistung 
jurüct,  bie  für  ben  öefifc  an  fid^  anbete  aß  bie  tatfä<$Hdjen 
9Rontente  gelten  laffen  uritt.1) 

®ie  Verfügung  übet  ben  Staunt  unb  bamit  au<$  übet  ben 
Snfyalt  ge^t  nut  butdf)  baS  ,8ufammenn>itfen  non  93anf  unb 
Äunben  not  fid^.  2)utd^  bm  Qutritt  ju  bem  ©djtanffaci)  unb 
beff  en  (Eröffnung  Ijat  man  audjj  bte  $ettfd)aft  übet  ben  netf  df)loffenen 
ftaften  erlangt,  unb  ba  ber  Äaften  eine  bemeglidfje  ©ad)e  ift,  audj 
bie  ^ertfd^aft  über  feinen  ftnljalt 

Überall  roitb  jugegeben,  bafe  SBefifc  an  9taum  mit  bem  au 
btn  ©adjen  jufammenfättt,  wenn  biefelben  bireft  in  baS  gad) 
eingelegt  metben.*)  3)aSfeIbe  ift  abet  bet  galt,  felbft  toenn  bie 
2öertfad)en  nod)  in  einem  nut  oom  ftunben  ju  öffnenben  ftaften 
liegen.  3)enn  immetljin  fann  feine  bet  Parteien  o^ne  bie  anbete 
an  Staunt  unb  Qnljaft  Ijetanfommen.  S)er  ftunbe  Ijat  nidf)t  beS« 
f)atb  ben  unmittelbaren  unb  bie  San!  nut  ben  mittelbaten  Stefig, 
roeil  bet  ftunbe  sulefct  fdfjüe&t,8)  benn  „tatfäcfjüci)''  fann  et  o§ne 
bie  33anf  bodf)  nidjt  an  gad)  unb  Qnljalt  §etan,  unb  bet  Um« 
ftanb,  bafj  et  juletjt  unb  bann  nielleid&t  audj  unbeaufftdjtigt 
fdjliefcen  unb  bie  eingelegten  ©adjen  in  SBefitj  nehmen  batf,  be* 
toeift  nodfj  nidfjt,  ba&  et  biefen  SBefifc  fdjon  notljet  gehabt  $at4) 
@S  !ann  audf)  bet  2lnfidjt  Sandte«6)  nid)t  beigepflichtet  metben, 
bet  füt  bie  ©egtünbung  eines  2JHtbefi^net^dItniffe§  eine  auf  feiten 
beS  ftunben  mefjt  ted)tlidje  als  tatfäd)Itd)e  SetfügungSgetoalt  füt 
auSteidjjenb  $ält.  SMefe  toütbe  nidjt  genügen;  eS  lommt,  roie 
beteitS  ausgeführt,  nut  auf  bie  tatfädfjlidje  Oeroalt  an. 

SBit  §aben  fomit  gefeljen,  ba&  bet  ftunbe  mdjt  ben  Allein- 
beftfc  an  Kaum  unb  ftnljalt  Ijat  ©enn  eS  ift  üjm  nidjt  mögKd), 
oljne  §üfe  bet  Sanf  übet  bie  ©ad^e  ju  oetfügen.  $at  nun  etoa 
bie  San!  ben  Slffeinbefifc?    Slud^  biefeS  ift  ju  petneinen.    3>enn 


*)  «nb.  SR.  ^arcu»  a.a.O. 
*)  ©o  au$  § e i n r i c i  a.a.O. 
■)  60  «Bi t u fcf Q. 

4)  60  »ilu|tQ  unb  fceinrici  ©.832. 
•)  a.  a.  0. 
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aud)  fie  form  of)tte  ben  ßunben  nüfjt  bie  tatfädpdfje  ©eroalt  aug* 
üben.  Sie  ^al  ben  SBefife  audfj  ntdjt  etwa  beSljalb,  roeil  fie  leistet 
als  ber  jfttnbe  in  ber  Sage  ift,  geroalifam  fid)  in  ben  SBefitj  ber 
eingelegten  ©adfjen  ju  fegen. 

Stamit  fommen  mir  ju  bem  SrgebniS,  bafe  roeber  ßunbe 
iu>dj  San!  SWeinbefty]  $aben,  unb  n>erben  fo  ju  ber  ©rroägung 
gebrängt,  ob  üjnen  nidjt  SJlttbefi^  jjuftel)t.  ©öS  bürgerliche 
©efefcbucf)  fpridjt  dou  biefem  u.  a.  in  §  866,  in  bem  e§  ben  ge? 
metnf$aftlid)en  SBefitj  mehrerer  errocüjnt,  befiniert  aber  baS  SBefen 
be£  SRitbefi&eS  nid)t  2)aljer  ift  ju  fd)liefjen,  ba|  biefe  mehreren 
bie  tatfädjlidje  ©eroalt  über  bie  @arf)e  erlangt  Ijaben  muffen. 
Slud)  beim  SRitbefifc  lammt  eS  nuf)t  auf  ben  SötQen  jum  JBefifce 
an«  (ES  [priest  baljer  gegen  ben  äftiibefifc  ber  San!  nid^t  bafe 
biefe  ben  JBefüj  gar  nid^t  fjaben  nriH.1) 

SRitbefit)  lann  in  ber  SBeife  Derroirlli(f)t  roerben,  ba&  jeher 
ber  mehreren  bie  (Sad&e  ganj  befiljt.  @r  j)at  einen  S3efifc,  bei 
qjawxL  bem  SlHeinbefit}  gleicht;  nur  Ijat  neben  iljm  xxoi)  ein 
anberer  ben  gleiten  SBefife.  ®ie§  ift  3.  93.  ber  gaH,  roenn  mehrere 
einen  ©egenftanb  in  einem  ©dfjranf  Dermaljren,  ju  bem  jeher 
üon  i^nen  ben  allein  fdfjliefcenben  ©d)lüffel  §at.*) 

Der  ÜDMtbefüj  fann  aber  audf)  in  ber  SBeife  befielen,  ba& 
mehrere  nur  jufammen,  b.  §.  in  iljrer  ©efamtljeit  in  ber  Sage 
ftnb,  ben  Befitj  auszuüben,  einer  oljne  alle  anbern  jur  Ausübung 
ber  iatfäd)li<f)en  ©enmlt  aber  nidfjt  in  ber  Sage  ift:  fogen.  ©e* 
f  anrtfjanbSbefife.  «) 

Stfefe  Art  SJHtbefifc  liegt  beim  ©ta^Bammeroertrag  oor. 

®me  ©tüfce  für  baS  93orf>anbenfein  eines  folgen  SmtbefifceS 
finben  nur  in  §  1206  »©89.  tiefer  jjäft  ben  SRitbefifc  an  @a$en 
für  mftglid),  bie  fid)  unter  bem  3Ritoerf(f)Iuf}  jmeier  $erfonen 
btfinben.  2)ie  ißrotofotte4)  befinieren,  mann  bog  ©efefc  einen 
folgen  annimmt,  unb  jroar  bann,  „roenn  ber  £ugang  ju  bm 


l)  «tob.  SR.  fceinrtci  a.  a.  C. 
*)  Sogen,  fölifliet  9JMoefi|. 

*)  fctefe  betben  Arten  be*  OTtbefUe*  finb  in  ber  ßüetatat  allgemein  aner- 
übet  bie  übrigen  gftOe  tjerrfät  Streit    £#  erübrigt  fty  für  un#,  hierauf 
■4er  ein&uge$en. 

<)  9rot  ©b.  6  6.  261. 

8# 
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perpfänbeten  Sachen  nur  burdj  ein  «Sufammenroirfen  &**  Selben 
^Beteiligten  gewonnen  werben  fann".  Utatürttd)  ergibt  biefer 
§  1206  aud),1)  ba$  eS  ebenfalls  einen  affitoerfd&Iufc  ot)ne  97Ktbefi^ 
gibt  unb  umgelegt  SJKtbefifc  oljne  aJKtt>erfd)luf}. 

„Slegelmäfjig  aber  n>erben  alle  Sachen,  bie  fid)  in  einem 
SBeljältniffe  befinben,  baS  nur  bei  Sftiturirfung  Don  jroei  fett* 
ftänbig  unb  von  bem  SBiffen  eines  ©ritten  unabhängig  Ijanbelnben 
Sßerfonen  geöffnet  werben  Jann,  im  SWitbefifc  fteljen."*)  3a  es 
mirb  fogar  fdjnrierig  fein,  fid)  gäffe  üorjufteffen,  bie  2ftttoerfdjlnfc 
ofyxt  SJHtbefiij  aufroeifen.  2)afc  ber  SDWtpcrfc^Iufe  nur  jum  Qwed 
ber  fiontroffe  eingeführt  ift,  fpric^t  nidjt  gegen  ben  SJHtbefiij.*) 

2)afj  ein  9ftitoerfd)Iu&  in  unferem  gaffe  oor^anben  ift,  ift 
flar.  Slber  audj  SRitbefitj  liegt  vox.  2)emt  eS  ift  nad)  ben  ganjen 
Umftänben  ernriefen,  bafe  ftunbe  unb  SanRer  jufammen  bie  tat* 
fäd)lidje  @en>alt  Ijaben.  Saljer  !ann  man  mit  SRed^t  fagen,  baft 
§ier  ber  SgpuS  beS  JDlitbcfifecS  unter  3Jtitt>erfd)Iufj  vorliegt4)  unb 
jn>ar  burdf)  ben  SJHtoerfdjiufc  als  ÜJtttbefüj  gur  gefamten  §anb 
qualifiziert. 

§7. 

3tetyf&tttattg  unb  Gigetttitmäftfrergattg* 

$äufig  roirb  eS  Dorfommen,  bafe  ber  ftunbe  an  ben  in  ber 
©ta^Ifammer  befinblidjen  ©egenftänben  ein  ?ßfanbred)t  befteffen 
null.  Steinten  mir  an,  bafc  ein  foId)eS  für  bie  Sani  begrünbet 
roerben  foff. 

©er  bereits  ermähnte  §  1206  fagt,  bafe  an  Stelle  ber  Über« 
gäbe  ber  @ac$e  bie  (Einräumung  beS  SDWtbefitjeS  genügt  wenn 
fid)  bie  ®ad)e  unter  bem  3Ritoerf(f)Iuf3  beS  ©läubigerS  befinbet 
2)a  ber  SJKtbefit}  in  unferem  gaffe  fd)on  Dorliegt,  fo  bebarf  e& 
uon  ben  beiben  ©rforbemiffen  ber  SßfanbredjtSbefteffung  —  Über* 
gäbe  unb  Einigung  barüber,  bofc  baS  $ßfanbred)t  bem  ©laubiger 

*)  fceinrtci,  £t«pöan!<&.  §81. 
*)  6o  ©  o  n  b  i  a.  a.  D. 

*)  Änb.  SR.  ©rüdner;  e&  fommt  jcbod)  gegenüber  ber  tarfä$ü4en  Oeftfefrage 
nict)t  auf  ben  3»eef  an. 
4)  ©  $  e  r  e  r  a.  a.  0. 
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auflegen  fott  —  nur  nodf)  beS  aroetten.  3)a8felbe  fagt  aud£>  §  1205 
Sttf.l  ©afc  1:  3ft  bcr  ©laubiger  im  Sefifc  bcr  <5ad()e,  fo  genügt 
bie  (Einigung  über  bie  (Sntfteljung  beS  *ßfanbred)ts. 

Sagegen  fann  nid^t  eingetoenbet  werben,  baß  bei  einer  ber* 
artigen  »efteüung  beS  *ßfanbred£>t8  Hflitbefifc  nidjt  als  genügenb 
ju  erachten  fei  3)enn  baS  93ürgerlid)e  ©efepucf)  fagt  nirgenbS, 
baß  abgefegen  von  ber  ©eftimmung  beS  §  866  bcr  SKitbefitj 
anberS  be$anbelt  werben  foU  als  ber  SlHeinbefit};  gerabe  baburd), 
baß  baS  Bürgerliche  ©efetjbud)  an  oerfdjjiebenen  ©teilen  befummle 
Solgen  nur  an  ben  Sltteinbefifc  fttüpft,  geigt  eS,  baß  eS  in  allen 
übrigen  fallen  bm  2mtbefifc  bem  »efifc  gleid^ftettt  Sludj  §at  ja 
baS  bürgerliche  ©efetjbudj)  für  ben  2JKtbefifc  feinen  befonberen 
SuSbrudt. 

(ES  barf  nidjt  überfein  werben,  bafa  ber  Umftanb,  baß  bie 
<Sad)tn  in  bem  ber  San!  jugängigen  Staunt  bleiben,  ein  (Er* 
forberniS  für  baS  ber  JBanf  befteüte  *ßfanbrecf)t  ift.  ©amit  ift 
ber  ftunbe  metteid&t  noc^  nid&t  aus  feinem  SDWtbefiiperljältniS 
auSgefd)ieben,  aber  bie  San!  ift  bann  (raft  beS  ?ßfanbred)ts  be* 
redjtigt,  iljre  SJHtnrirfung  bem  Öffnung  nerlangenben  ßunben  $u 
oenoeigern.  $raftifdE)  müßte  bie  Sanf,  um  fidfj  aus  ben  SBert* 
gegenftänbert  ju  befriebigen,  baS  %ad)  erbrechen  laffen,  roenn  ber 
ftunbe  fidf)  weigert,  $u  feiner  Öffnung  mitjunrirlen.  Um  derartiges 
}u  oermeiben,  wirb  fidE>  bie  SBanf  regelmäßig  audjj  bie  ©d^Iüffel 
beS  ftunben  auSIjänbigen  laffen.  ÄUerbingS  ift  MeS  bann  nidfjt 
als  bloße  (Einigung  anjufeljen,  fonbern  als  Übergabe  ber  ©adfje. 
Xttm  Übergabe  ift  bie  Übertragung  beSjenigen  ©efifceS,  ben  ber 
Übergebenbe  fjat.1)  tiefer  aber  überträgt  bamit  ber  San!  feinen 
bisherigen  SWitbefttj,  fo  baß  fie  nun  9Itteinbeft&  i)at  3)amit  ift 
ü)r  aber  bie  @ad^e  übergeben. 

38aS  $at  nun  ju  gefdjefjen,  wenn  ber  Shmbe  einem  ©ritten 
ein  $fanbredf)t  befteüen  will  ?  #ier  !ann,  ba  ber  ©laubiger  nid)t 
im  Sefig  ber  ®ad>e  ift,  oon  bloßer  (Einigung  nidEjt  bie  *Rebe  fein. 
<E6  muß  alfo  baneben  Übergabe  ber  ©egenftänbe  ftattfinben. 
SHefe  gefdjtef)t  in  ber  SSeife,  baß  ber  SBetpfänber  aus  bem  ®e* 
fanttymbbefife   auSföeibet  unb   ber  ©laubiger  an   feine  Stelle 


MSBolff  a.a.O. 
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tüdft,  b.  $.  bet  ©laubiger  rnufc  in  bejug  auf  bie  fo  übetgebeue  ©ad)e 
genau  fo  bafteljen  n)ic  bet  ftuttbe  oorfjet,  et  mufj  jufammeu  mit 
bet  SBanf  bie  tatfä$Iid)e  ©emalt  ausüben.  $)aiu  bebatf  eS  oor 
allem  bet  ttbetgabe  bet  ©djlüffel,  unb  smat  aflet.  Qmax  tonnte 
bet  Sßfanbne^met  audO  bann  bie  tatfäd)Iidfje  ©emalt  erlangen, 
menn  bet  ßunbe  einen  @d)lüffel  füt  fidfj  behielte;  abet  in  biefem 
ftatt  mürbe  bet  ßunbe  gleichfalls  bie  tatfäcf>Iid^c  (Semalt  fcaben, 
unb  bieS  mütbe  bie  ©ntfte^ung  eines  <ßfanbtedf>te8  ^tnbetn.1) 
35abei  mütbe  eS  leinen  Untetfd)ieb  machen,  menn  bet  ©laubiger 
bet  2Infid)t  mäte,  bet  SBetpfänbet  Ijabe  feinen  @cf)Iüffel  unb  bannt 
feine  tatfäd>lidf>e  ©emalt  mef)t.  3)ie  gtage,  ob  bet  SSetpfänber 
bem  ©laubiger,  um  baS  $fanbredjt  entfielen  ju  Iaffen,  aud)  feine 
©inlafjfatte  übergeben  mufe,  ift  roo$I  ju  oetneineu,  ba  et  mit 
Übergabe  bet  ©dfjlüff  el  beteitS  bie  tatfäd()lidfje  ©emalt  oetloten  f)at 

SRit  ben  <§d)lüffeln  allein  ift  bet  $fanbnef)met  abet  nodj 
mä)t  äJKtbefifcet  gemotben.  (SS  mufe  üjm  auef)  nod^  bet  $utritt 
jum  gad)  oetfdjafft  metben.  ©oju  mufe  et  je  nadj  ben  oon 
bet  99anf  gefotbetten  SBebingungen  inftanb  gefegt  metben.  ®e* 
möljnlid)  mitb  et  baljet  eine  SoQmad^t  erhalten  muffen;  menn 
eS  bie  SBanf  in  iljten  ©ebingungen  oerlangt,  mufe  ü)tn  baS  Sßafc 
mott  mitgeteilt  metben.  3)ie  SBoHmadfjt  batf  nidf)t  jebetjett  miber* 
rufttc^  fein,  fonbetn  betgeftalt,  bafe  bet  SJetpfänbet  fie  nidfjt  Dor 
IBeftiebigung  beS  ©läubigetS  o$ne  beffen  ©inmilligung  aufgeben 
fann.  3>enn  mit  bem  Söibettuf  entfegt  bet  ÜBetpfänbet,  ba  bie 
S3anf  ben  ©läubiget  nid)t  mtf)t  juläftt,  biefen  bet  tatfä<f)Iid)en 
©emalt;  bet  *ßfanbne!jmet  mufe  ballet  batauf  fef)en,  bafj  ber 
San!  bie  Unmibettuflid)feit  bet  93oQmad)t  mitgeteilt  metbe. 

SRit  ffled)t  betont  SEBolff,«)  bafj  eS  bie  <Sntfte$ung  beS 
?ßfanbted)teS  nidfjt  Ijinbett,  roenn  bie  ©d&Iüffel  eines  etma  oor* 
^anbenen  S9ted^!aftenS  bem  ©läubiget  nidfjt  übergeben  metben. 
©inetfeitS  nämlid)  nüfcen  fie  oljne  bie  ©djlüffet  jum  fjad^e  bem 
©d>ulbnet  nichts  unb  erhalten  feinen  SBefifc  nid&t  aufregt;  anbetet* 
feitS  §at  bet  ©läubiget,  menn  et  aud^  oljne  jenen  ©$lüffe[  ben 
Äaften  nidfjt  otbnungSmäfeig  öffnen  fann,  bodf)  gutritt  ju  bem 


>)  So  »olff  gegen  §.  O.  Seemann  6.  344;  richtig  M.  »b.  87  6.  81  ff. 

*)  a.  a.  D. 
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Sdpanffadj  unb  burdO  beffen  iljm  mögliche  (Eröffnung  audO  bie 
$etrfd)aft  über  ben  nerfd&loffenen  ftaften. 

Sto  ber  ftaften  eine  bewegliche  @ad^e  ift,  fo  Ijat  ber  ?ßfanb* 
neunter  bamit  aud^  bie  $errfcf)aft  übet  ben  üjm  oetpfänbeten 
3n^alt  be£  ftaftenS.1) 

In  praxi  wirb  natürlich  bie  Übergabe  be8  Äaftenfd&Iüffefö 
ftetS  oetlangt  werben. 

StuS  §  1206  Ijaben  wir  gefeiten,  bafj  bei  SDHtbefifc  unb  3ftit* 
oerföluf}  ein  SßfanbredOt  befteHt  werben  fann,  wenn  nur  über  bie 
SefteQung  (Einigung  Ijerrfd&t  2)er  Shmbe  {ann  baljer  einem 
Dritten  ein  ^ßfanbtedjt  audfj  fo  begrünben,  bafe  er  iljm  ben  9JKi* 
befi|  einräumt  (Er  müfete  äjm  bann  nur  einen  ber  Derfdjieben» 
artigen  Sd&Iüffel  in  fämtlidjen  norljanbenen  (Ejemplaren,  j.  JB. 
ben  jum  über  bem  ©d&lofe  liegenben  9KegeI  übergeben.  <§o  tritt 
ber  Sritte  in  ben  ®efamtbefi$  ein,  oljne  bafe  ber  Shmbe  aus* 
Reibet.  9lad^  §  1206  fann  fefcr  wolji  nodf)  ein  dritter  im  2JHt* 
befhj  fein. 

$a£felbe  (Ergebnis  wirb  erreicht,  wenn  Serpfänber  unb  $fanb* 
nehmet  mit  ber  SBanI  oereinbaren,  bafj  nur  beiben  gemeinfam 
ber  antritt  ju  bem  gemieteten  fjfad&e  geftattet  werben  fott.1) 

Äudj  für  ben  (Eigentumsübergang  ift  nadfj  ^Bürgerlichem  ®e* 
fegbudE)  (Einigung  unb  Übergabe  erforberlid).  (ES  genügt  ba^er 
audf)  ^ier  ber  Sani  gegenüber  bie  blofce  (Einigung,  einem  Stritten 
gegenüber  Übergabe  ber  ©djUiffei  ufw.  wie  oben  (§  929  SOS. 
6atj  2  u.  1).  Übertragung  beS  (Eigentums  ift  natürlich  audO  burdf) 
constitutum  possessorium  mögtüf),  wenn  jwift^en  Shmben  unb 
Dritten  ein  Sted&tSoerljältniS  oereinbart  wirb,  ©erwöge  beffen  ber 
ftunbe  im  unmittelbaren  JBefifc  bleibt,  ber  Dritte  aber  bm  mittel« 
baren  SJefifc  erlangt 

§8. 

Sd)tt$  be*  33eftye** 

gür  ben  ®d>ufc  beS  SBefifceS  lotnmen  für  unferen  gaH,  in  bem 
mir  SRitbefifc  feftgefteHt  §aben,  jwei  fünfte  in  Setrad&t    $n 

>)  $a*tt  WB.  in  @tiaff.  »b.  5  ttr.  74. 
*)  60  S  0 1  f  f  a.  a.  O. 
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erfter  Sinie  muffen  bie  SJHtbefifcer  gegen  oerbotene  ©igenmadjt 
dritter  gefdjüfet  werben,  jtoeitenS  fommt  aber  Der  SBefi$f<i)u$  bec 
SRiibefifcer  gegeneinanber,  foroeit  er  oom  ©efefc  gemährt  toirb,  in 
gtage.  ©egen  dritte  $aben  foxx)oE)I  Äunbe  n>ie  ©anf  ben  SBefit)* 
fdjutj,  als  ob  jeber  oon  iljnen  Meinbefiijer  märe,  ©emi  fein 
SBefttj  ergreift  in  unferem  galle  bie  gange  (Sad^e.1)  SBenn  alfo 
ein  dritter,  maS  aUerbingS  praltifdj  faum  oorlommen  bürfte, 
bie  2JHtbefit}er  im  SBefit}  ftört  ober  ifpten  benfelben  entjieljt,  fo 
!ann  jeber  oon  i^nen  bie  SBefifcfdjutjmittel  gebrauten,  Jebodj  bie 
Verausgabe  ber  ©adjje  nur  an  alle  Bedangen.*) 

«Sroeifelljaft  erfd&eint  eS  afferbingS,  ob  nidf)t  ber  ftunbe,  falls 
ber  SBefifc  üjm  unb  ber  San!  gan$  entzogen  ift,  SBiebereinräronung 
beS  SBefiijeS  nur  an  fidj  verlangen  !ann.  S)emt  bie  Sani  felbft 
l>at  in  biefem  gaH  gar  lein  ^ntereffe  an  ber  SBiebererlangung 
beS  »efifceS. 

3Bi$tig  ift  bie  grage,  ob  §  866  »@».  für  baS  oorliegenbe 
2JHtbefit$oerf)äItniS  jur  Slmoenbung  gelangen  fann.  $fä  möchte 
bieS  oerneinen,  ba  Ijier  ber  „©ebraudf)"  ber  ©ta^Öammer  nid)t 
beiben  SKitbefifcem,  fonbern  nur  bem  ftunben  jufteljt,  fo  baft  ein 
Streit  über  bie  ©renken  beS  ben  einzelnen  jufte^enben  ©ebraudjeS 
nid^t  entfielen  !ann. 

Sagegen  fdfjeint  mir  ein  39efit$fdf)ulj  gegen  bie  Ktant  bem 
ßunben  nidjt  überhaupt  oerfagt  ju  fein.  @ntjie^t  3.  99.  bie  San! 
bem  ftunben  ben  SJHtbefifc  baburd)  oöllig,  bafj  fie  iljm  ben  Sutritt 
jju  bem  ©ta^lfammergeroölbe  oerfagt,  will  fie  üjn  alfo  als  2Rü* 
befitjer  nid&t  meljr  anerlennen,  fo  fann  ber  ftunbe  bie  99efit}fd)u&* 
Hage  gegen  fie  anftrengen.8)  Stann  fällt  aucf)  baS  Sebenfen  beS 
©efefcgeberS  für  ben  erften  ffctt,  bafc  „ein  rein  petitorifd&e«  (Sie« 
ment  in  bie  SefifcHage  hineingetragen  werbe",4)  fort.  Stenn  je|t 
§anbelt  eS  fic$  nidjt  me§r  um  bie  ©renken  ber  Berechtigung  bec 
einzelnen,  fonbern  lebiglidO  um  bie  latfadfje  ber  Stefifeentyeljung. 


*)  SR«.  8b.  18  6.  179. 
«)  «rome  8b.8  §866. 

»)  dromc  «b.  8  an  §  866;  Seeler,  Miteigentum  @.  17;  »olff 
6. 176. 

4)  9rot.  »b.  8  6.  42. 
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§9. 

3>er  Sta^Waimnemrtraö  unb  ba$  ijanfcete- 

8on  großer  3Büf)tigfeit  für  bie  re<f)tlidf(en  folgen  be§  <§ta$I* 
fammeroertrageS  ift  bie  Qrrage,  ob  berfelbe  ben  ©eftimmungen 
be§  $anbeföred(jt§  unterliegt. 

§1  §©99.  nennt  benjenigen  Kaufmann,  ber  ein  #anbel£* 
gemerbe  betreibt,  unb  füfjrt  eine  Steige  oon  ©emerbebetrieben  auf, 
bie  unbebtngt  als  #anbelSgemerbe  gelten.  Sarunter  Befinbet  fid^ 
nid>t  bie  gewerbsmäßige  Vermietung.  9Kan  tonn  fie  audO  nid)t 
unter  bie  in  §  1  9lbf.  2  Str.  4  aufgeführten  Sanfter*  unb  ©elb* 
roedjflergeföafte  rennen.  2>enn  biefe  bienen  ber  Serfdjaffung 
unb  Anlage  von  Äapitaften  unb  ber  Vermittlung  oon  ftrebit, 
bie  ©ta^tfammeroermietung  bagegen,  fönnte  man  fagen,1)  ent* 
jiefct  9Bertfadf)en  bem  Serleljr. 

fflnbererfeitö  fällt  bie  ©taljlfammeroermietung  memgftenS  für 
beutfdp  Serijättmffe  nidjt  unter  bie  in  §  2  §©99.  ermähnten 
Setriebe.  $enn  fie  roirb  nirgenbS  als  felbftänbigeS  gemerbüdjeS 
Unternehmen  betrieben.  ©ennodj  richtet  fidO  ber  Stoljlfammer* 
uertrag  nad)  ben  Seftimmungen  beS  §anbeteretfjtS.  ©enn  bie 
Staljlfamrneroermietung  ift  in  2)eutfdf)Ianb  ftetS  ©efdjäft  oon 
Saufen  —  biefe  finb  nacf)  §  1  9Ibf.  2  9fc.  4  £©S.  als  fiaufmann 
anjufefpn  — ,  ba§  jum  Setrieb  be§  #anbel§geroerbeS  gehört 

Sollte  eS  aucf)  in  S)eutfdf)lanb  baju  fommen,  baß  bie  @tat)[* 
Eammeroermietung  als  felbftänbigeS  geroerblidf(eS  Unternehmen 
betrieben  mürbe,  fo  mürbe  eS  nadj  Art  unb  Umfang  fidler  einen 
in  taufmännifd^er  äBeife  eingerichteten  (Sefd^äftSbetrieb  erforbern, 
unb  ber  Sanfter  märe  bann  nad)  §  2  $©93.  jur  Eintragung  ins 
gfirmenregtfter  oerpflidjtet  unb  mürbe  burcfi  bie  Eintragung 
ßaufmann  merben.  9DaS  <StaI)Öammergef(fjäft  märe  alfo  aud> 
in  biefem  gatte  #anbel8gefdjäft. 

(Rne  Seftimmung  beS  $anbelSgefefcbud)8  aber,  bie  befonberS 
für  ben  @ta$ttammeroertrag  praftifdf)  merben  fann  unb  bie  tyrer 

l)  fceinrici  a.a.O. 
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Sßid&ttgfeit  megen  fdjon  oft  in  ber  ßitcratur  geftreift  morben  iftr 
bebarf  einer  befonberen  Srörterung.  ®§  ift  baS  faufmännifdje 
StetentionSredfjt  @S  ift  erfidf)tlid(),  baft  bie  SBejaljung  ober  33er* 
neinung  oon  eminenter  prattifd&er  SSebeutung  ift 

fjür  bie  folgenbe  Unterfudfjung  rotrb  angenommen,  bafj  alle 
Srforberniffe  beS  §  369  bis  auf  bie  §ier  befprod&enen  erfüttt  finb. 
®§  mürbe  ju  meit  führen  unb  ift  audj  für  ben  oorliegenben  groll 
intereffeloS,  alle  biefe  SSebingungen  ju  befpred&en. 

@§  fotten  nur  biejenigen  beljanbelt  merben,  bie  für  unferen 
©ertrag  bebeutungSooll  ju  fein  fdjetnen. 

S)a  fragt  eS  fidf)  juerft,  ob  baS  (SrforberniS  beS  „öefifceS", 
baS  §  369  auffteHt,  burdO  ben  2mtbefifc  ber  Sani  erfüllt  mirb. 
@S  ift  in  ber  ßiteratur  anerfannt,  baf;  ber  Sefitj  be§  §  369  nid&t 
nur  ber  unmittelbare  Sefil}  fein  fann.  Sludf)  mittelbarer  89eftfe 
genügt,1)  b.  f).  aufcer  menn  ber  ©d^ulbner  ben  unmittelbaren  l>at. 
3>a£  jeigt  uns  bereits,  bafe  ber  groecf  be§  geforberten  9efifee3 
richtig  ba^in  erfannt  morben  ift,  ba&  eben  bem  ©djulbner  bie 
tatfädjltdje  Serfügungögeioalt  entzogen  ift.  SHeS  ift  aber  bei  bem 
eben  gefdjilberten  üftitbefifc  unter  2JHtoerfd)luj$  ebenfalls  ber  %aü 
oon  bem  Slugenblidf  an,  roo  ber  Sanfter  oon  feinem  3urücf* 
befjal.tungöred)t  ©ebraucf)  maä)t,  b.  t).  bem  Äunben  Sutritt  unb 
Öffnung  oenoe^rt2)  3)er  Sefüj  beS  SanfierS  roäre  alfo  jum  ©e* 
fielen  be§  3urücfbel)altung§re<f)t$  genügenb. 

Sine  anbere  gtage  ift,  ob  nid()t  bie  Seftimmung  beS  Stbf.  3 
bie  ©eltenbmadjung  be§  ßurüdtbeljaltungSred&tS  ausfliegt 

©emöf)nli<f)  mirb  ber  ßunbe  bem  Sanfter  nid&t  oor  ober  bei 
Übergabe  bie  Slnmeifung  erteilen,  üjm  bie  eingelegten  Sachen 
unter  jeber  Sebingung  jjur  Serfügung  ju  [teilen.  Stur  ftiH= 
fd&metgenb,8)  ma§  aber  mit  auSbrücflidj  gleidjbebeutenb  fein  mürbe, 
übernimmt  oielleid^t  ber  Sanfter  bie  Serpflid&tung,  in  biefer  be* 
ftimmten  äöeife  mit  bem  ©egenftanb  &u  oerfaljren.  2Rtt  9ted)t 
fagt  man,  bafc  bie  Slnnaljme  einer  folgen  Serpflid&tung  in  ein* 

*)  Se$mann*9Hnö;  ©taub  §369;  ffi£)$®.  »b.  10  6.88. 

•)  Se^mann-Hing,  $9«.  §869  9h. 8. 

*)  Cbenba  9h.  15:  $tnft*tltd>  ber  ^ttoatbUpojiHon  feltft  gilt  folgen***: 
(Sinei  beftünmten  gform  bebarf  fie  nid&t;  fte  fann  au*brü<tti$  unb  frtflfcfooctgenb 
erfolgen. 
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Seinen  gfällen  Satfrage  ift.  ®aS  Stedjt,  eine  beftimmte  <Sad&e  dou 
einem  anberen  JjerauSjuoerlangen ,  fann  nodf)  nicf)t  baS  ®r* 
fotbernfe  beS  2Ibf .  3  erfüllen.  ©onft  märe,  rate  ©taub  mit 
{Redjt  bemerft,  baS  3urüdß6eljaliungSred}t  be§  2Ibf.  1  paralgfiert, 
ba  man  mag  bie  @ad)e  auf  ©runb  einer  SBerpfänbung,  eines 
9Rietoertrage£  ufn>.  erhalten  §aben,  immer  ein  obligatorifdjeS 
SerftfUtniS  ber  gebauten  SIrt  befielt. 

SarauS  folgt,  ba§  Sfflbf.  3  bie  in  bem  jebeSmaltgen  Dbli* 
gationSoerljältniffe  implizite  liegenbe  2Inn>eifung  unb  SSerpflid^« 
txmg  jur  Verausgabe  nidjt  im  Sluge  t)aben  fann,  fonbern  etn>a§ 
anbereS  %um  ©egenftanbe  Ijaben  mufc. 

3>er  Hbf.  3  fann  nur  ba^in  Derftanben  roerben,  ba|  ba£ 
OTeientionSredjjt  bann  nidfjt  Sßlaij  greift,  n>enn  nidf)t  blofe  bie  aus 
ber  Statut  be8  bie  SBefiijerlangung  begleitenben  obligatorifd&en 
Ser^aitniffeS  felbft  fid^  ergebenbe  5tüdEgabepflid()t,  b.  f).  bei  uns 
$flid)t  jur  überlaffung  be§  gemieteten  gad&eS  unb  gur  ©eftattung 
ber  (Entnahme  ber  Söertfad&en,  beftel)t,  fonbern  roenn  aufeerbem 
ad  hoc  nodj  befonberS  oorgefd&rieben  ober  vereinbart  ift/)  in 
einer  beftimmten  SBeife,  b.  f).  in  einer  oom  ©d^ulbner  ober  Don 
beiben  Parteien  beftimmten  SBeife  mit  ber  ©adfje  ju  oerfa^ren. 

Unter  ben  SBeifpielen,  bie  ©taub  für  foldje  gäHer  in  benen 
ba3  gurü(fbe$altung§redf)t  burd&  eine  93eftimmung  roie  Slbf.  3  aus* 
gefdjloffen  ift,  gibt,  befinbet  \ii)  audf)  ber  3faH,  ba%  ber  ®d&ulbner 
bem  ©laubiger  üorgefdjrieben  §at,  bie  ®adf)e  jur  jeberjeittgen  93er« 
fügung  eines  dritten  bereitzuhalten.  ®ieS  fönne  als  befonbere 
ttmoetfung  für  genügenb  erachtet  werben.*)  Slber  audf)  bie  be* 
fonbere  Slnroetfung,  bie  ©aclje  jur  jeberjeittgen  Verfügung  be* 
SdjuibnerS  bereithalten,8)  tonne  genügen,  toenn  fidfj  im  ©injel* 
fall  baburdj  ber  beutlid&e  SßiQe  tunbgibt,  bo$  ber  ©dfjulbner  fidf) 
batnit  oorbefjalten  tooltte,  über  bie  SBare  jeberjext  anberroeit  biS^ 


l)  Die*  fairn  aud)  ftiflfömeigenb  geföc&en. 

*)  fcbenfo  «£>$«.  «b.  19  @.  101 ;  0W.  Sb.  12  6.  9. 

•)  9UD&3.  St  8  6. 49;  910.  in  3ui».  1894  <S. 20, 21 :  ttenn  «erlaufet 
bnn  ftävfer  ftuficfcrt,  bafc  er  bie  SBare  jur  Serfügnng  beweiben  auf  Sager  (alten 
verbe* 
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ponieren  ju  tonnen,  unb  fie  baljer  bem  Stetentionftcedjt  \m$u* 
gänglidf)  ju  machen.1) 

Sine  berartige  ftiQfc^roeigenbc  SBereinbarung  ergibt  fi<f)  aud 
ben  ganzen  Umftänben,  unter  benen  ber  ©ebraudj  ber  ©tat)U 
f ammer  burdf)  ben  ßunben  Dor  fid^  gefjt ;  fie  ergibt  fiel)  audf)  axxS 
ber  @rflärung  ber  JBanf,  ben  ÜJHtoerfdjlufe  nur  jur  ftontrotte 
Ijaben  ju  wollen.  9Bä$renb  für  ben  SBefifc  ein  berartiger  SSiDe 
belanglos  bleibt  fällt  er  t)ter,  roo  e8  fidf)  um  eine  Vereinbarung 
ber  Parteien  l)anbelt,  auSfdjlaggebenb  ins  ©enrid&t. 

9R.  @.  ift  baljer  ber  San!  ein  ßurüäbeljaltunggredfjt  gemäfe 
§  369  $©33.  nidfjt  aujufpredfjen. 

SluS  bemfelben  ©runbe  möchte  tdfj  audj  bie  tjfrage,*)  ob  bie 
in  ben  ©efdjäftsbebingungen  ber  33anf  fidfj  finbenbe  Älaufel,  too* 
naä)  alle  SBertpapiere,  bie  für  ben  Äunben  in  iljren  SJefifc  ge* 
langen,  ber  SBanf  für  alle  Slnfprüdje  an  ben  ftunben  oerpfänbet 
finb,  auclj  bie  im  (Safe  befmblidfjen  umfafet,  Demeinen.8) 4) 

§10. 

©ic  3to<rag*9oliftrecftttt0  in  bett 
Sta^üammertttJjalt5) 

©ine  getDtffe  ©djunetigfeit  urirb  ber  3n>anSSD°Qftre('un8  *n 
ben  Stafjlfammerinljalt  in  Dielen  fällen  beSljalb  eutgegenfteljen, 
toeil  ber  ©laubiger,  ber  einen  jur  SBollftredfung  geeigneten  Xitel 
in  £änben  Ijat,  nid)t  roetf;,  toa8  unb  ob  fidfj  etroad  in  ber  <S>tafyU 
lammer  befinbet  ^fft  ber  ©laubiger  in  biefer  Ungenriffteit,  fo 
nrirb  er,  folange  anberroeite  JBefriebigung  möglich  ift,  in  biefe 
©egenftänbe  ufto.  oollftrecfen.    @S  fragt  fidfj  jebodfj,  ob  er  f)terju 

*)  „«erfahren"  ift  tt>eiierge$enb,  al*  bafe  bomit  nur  eine  Satigfett  be*  «laubiger* 
gemeint  ift;  e*  umfaßt  aud)  ein  „tun  laffen". 

*)  Aufgeworfen  bon  $üringer'§ad)en&urg  9b. 8  ©. 481. 
*)  (Ebenfo  ebenba. 

4)  3>a*  3nrüt!be$attung*redjt  au«  §  278  909.  für  bie  gforberungen  an«  bem 
SRietoertrage  fetbft,  $.  9.  wegen  rfitfftänbiger  9ttetsin*aaf)tttng,  i{l  natftrlty  gegeben. 

5)  <B  ift  im  Kannten  ber  ttorliegenben  Arbeit  triebt  angftngig,  alle  mbgtfcfcen 
fjÄfle  ber  S^angdboUfrrednng  &u  befymbeln;  e*  finb  im  Xcrt  nur  bie  getotynttyfrett 
berü<ffi$tigt  toorben. 
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Deqjflidjtet  ift,  ober  06  er  eine  §anbl)abe  fjat,  ben  (Sd^ulbner  jur 
Xngabe  ber  in  ber  ©ta^Ifammer  Iagernben  SBerte  jju  fingen. 
(Sin  materiellredOtltd&er  Slnfprudf)  hierauf  fteljt  it)m  fraglos  nidfjt 
jur  Seite,  aber  auclj  bie  ^üritproäefcorbnung  gibt  bem  ©laubiger 
gar  fem  SDKitel,  unmittelbar  auf  beut  SSege  beS  «SroangeS  ÜOn 
bem  @dfjulbner  bie  ÄenntniS  beS  i^nljaltS  gu  erlangen. 

#at  atterbingS  bie  Sßfänbung  beS  betreibenben  ©läubigerS  ju 
fetner  DoHftänbigen  SBefriebigung  nid^t  geführt  ober  macf)t  er  glaube 
Ijaft,  ba§  er  burdf)  Sßfänbung  feine  ^Befriedigung  nicf)t  oottftänbig 
erlangen  fönne,  fo  ift  nadf)  §  807  QtyQ.  ber  ©djulbner  auf  Antrag 
beS  @IäubigerS  verpflichtet,  ein  SBeräetdfjniS  fernes  SBermögenS 
anzulegen,  in  betreff  feiner  gorberungen  ben  ©runb  unb  bie 
SteroeiSmittel  jju  bejeicljnen,  fonrie  ben  DffenbarungSeib  bafjin 
ju  Ietften: 

bafe  er  nadf)  beftem  Söiffen  fein  Vermögen  fo  oottftänbig 
angegeben  fyabt,  als  er  baju  imftanbe  fei 

ftm  OffenbarungSexbtermin  mu§  ber  ©d&ulbner  fobann  beKa* 
rierett,  meldjje  SBerte  er  noclj  befüjt  unb  meldte  baoon  ficf)  in  ber 
6taf)tfammer  befinben.  Stunmeljr  !ann  ber  ©laubiger  bie  ßtoangS* 
DoDftrecfung  in  fie  richten. 

0$ne  ÄenntniS  beS  $nl)alts  erfd&etnt  mir  aber  trotjbem  ein 
88eg  für  ben  oottftredfenben  ©laubiger  gangbar.  2öir  Ijaben  oben 
bereits  gefefjen,  bafj  ber  Äunbe  gegen  bie  S3an!  ben  btnglidjen 
^erauSgabeanfpruc^  befifct.  ©in  im  Stefultat  ffl&nlicfjer  Slnfprudf) 
entfpringt  aber  audj  bem  Obligatorien  2JHetoerl)äItniS  jjnrifdfjen 
ftwiben  unb  SBanf:  eS  ift  ber  Slnfprud^  beS  ßunben,  oon  ber 
San?  ttjre  SKittoirtung  bei  ber  Öffnung  beS  gad)eS  $u  ©erlangen- 
tiefer  Snfprudfj  ift  ein  felbftänbiger  unb  pfänbbarer.1) 

SBie  ift  er  jur  3)urd^fü^rung  ju  bringen  ?  ®S  ift  gegen  bie 
oon  Dinner  unb  #etnrici  oerfod&tene  Slnfidjt  anjune^men, 
bafc  ber  genannte  2lnfprudf)  ein  93ermögenSred^t  ift*)  SBermögenS* 
redjie  finb  fold&e,  bie  einen  ©elbtoert  ^aben.8)    hierbei  tommt  e& 


')  ««.tn3urfB.  1895  6.399;  M.  in  $olb$eim  ob. 8  6.105;  ginnet 
€.66;  Bonbi  6.10;  <Eo$n  6.256,  ttytig  feine  »emerfanß  in  «nm.57. 
■)  «anpp-(Stein  «b.2  «mn.n,8  *u  §857. 
•I  6euffert  »b.  2  1906. 
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ittdjt  batauf  an,  ob  ber  9Infptu<fj  einen  im  9tugenblicf  reatifier? 
baren  ©elbroert  fyat  8ttdf)tig  fagt  ©oljn,1)  wburdO  feine  (beS 
^Inf;prudf)S)  Ausübung  erlangt  ber  ©laubiger  bireft  bie  in  ber 
(Stajjllammer  liegenben  SBertpapiere  be8  ScfjulbnerS.  S)ie  9IuS* 
nutpmg  btefeS  SfafprudfjS  fd^afft  baljer  allein  unb  unmittelbar, 
nidf)t  blofe  ,möglic!)erroeife,  bem  ©laubiger  SefriebigungSobjefte 
für  feine  gorberung".2) 

@§  richtet  fidf)  fomit  bie  ßroangSooUftrecfung  in  biefen  8n* 
fprudf)  auf  2Ritroirhmg  nad)  §  857  tlbf.  1  3$D. 

®S  roirb  burdf)  *ßfänbung8*  unb  übermeifungSbefd^tug  beS 
33oIlftrecfungSgeridf)tg  ber  Slnfprudfj  beS  ftunben  gegen  bie  San! 
auf  SDWtnrirftmg  ber  (Eröffnung  ber  (Sta^ttammer  3tr.  X  be8 
Äunben  gepfänbet  unb  bem  ©laubiger  $ur  Sinjie^ung  ttberroiefen. 
$n  bem  SSefd&lufc  ergebt  natürlich  aud)  forool)l  bog  arrestatorium 
n)ie  bo§  Inhibitorium. 

3ft  ber  ©laubiger  foroeit  gelangt,  fo  §anbelt  e8  fidj  nad) 
3ufteUung  beS  83efd&luffeS  an  ben  Äunben  unb  bie  fflanf  nodf)  um 
bie  prattifd&e  SBeiterfü^rung  ber  Stollftrecfung.  (Sin  nid&t  unbe* 
trädfjtlidf)e§  #inberni8  hierfür  ift  jroeifelloS  ber  Umftanb,  bafc  ber 
©laubiger  aud),  nadjbem  er  ben  93efd^lu^  Dom  $aQftredfungggeridf)t 
erroirlt  §atf  nodf)  nidf)t  im  SBefifc  beS  jur  Öffnung  ber  @taf)l* 
fammer  erforberlidfjen  ®d&lüffel8  beS  Äunben  ifl  3W<f)t  möglich 
bttrfte  eS  fein,3)  bafj  ber  SBefdOlufe  gleichseitig  bie  $flid)t  beS  ftunbeit 
jur  Verausgabe  be§  ©dfjüiffete  au8fpri$t  ©enn  gepfänbet  roirb 
lebiglidf)  ber  3Infpruc^  beS  ßunben  gegen  bie  99an(  auf  ÜJht* 
rotrftmg  jur  Öffnung.  3)amit  !ann  aber  feineSroegS  ein  Slnfprud) 
gegen  ben  ßunben  üerbunben  roerben.  $rattifdf)  roirb  e£  hierauf 
nid^t  entfd)etbenb  anlommen.  gür  anroenbbar  ift  nämlidj  £u 
erachten  ber  §  836  9Ibf.  3/)  unb  mit  #ilfe  biefer  83efttmmung 
erreicht  ber  ©laubiger  ebenfo  fdjjnell  fein  Qitl  fttdjtig  ifl  aller* 
bingS,  bafj  man  nid&t  auf  ben  erften  ©lief  ben  Sta^Oammer« 
fd&lüffel  ate  Urfunbe  hn  Sinne  beS  §  836  tlbf.  3  anfored&en  Caniu 
Srotjbem  glaube  id),  ba|  gerabe  Ijier  ein  QfaH  für  „analoge"  Sn* 

l)  <S.  257. 

•)  6o  aud)  ©aupp*@iefn  tttrat.  1,2  ju  §857. 

»)  «nb.  «.  ©  o  $  n  ©.  259. 

4)  (Ebenfo  »onbt,  9Rarcu*,  Ko^n. 
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wenbung  einer  gefe&Hdjjen  Storfdjttft  gegeben  ift.  3)iefe  ffiorfd&rift 
pellt  eine  „notmenbige  (Srgänjung  *)  ber  JBoHftredfung'4  in  gorbe* 
rangen  unb  fonftige  ooHfiredtbare  Sfafprüdfje  bar.  @8  foHen  fomit 
alle  biejenigen  ©egenftänbe  —  §auptfäd()lidf)  mag  hierbei  aller* 
bingS  an  ©dfjulbfcljeine  gebaut  worben  fein  —  bent  ©laubiger 
Dom  ©djulbner  ausgeliefert  werben,  bie  geeignet  finb,  üjm  bie 
IRealtfierung  beS  überwiefenen  Slnfprud^S  ju  ermöglichen  unb  ju 
erleichtern.  3>iefe  9föfid&t  fce§  ©efefcgeberS  ift  unfd&wer  ber  alt* 
gemeinen  gaffung  beS  Hbf.  3  §  836  ju  entnehmen,  ©enau  wie 
eine  §forberung  nid)t  o§ne  ben  ©d&ulbfdjein,  fo  fann  ber  §ier  oor* 
(iegenbe  »nfprud)  nidjjt  of»ne  ben  ©d^lüffel  oerwirflid&t  werben. 
3>er  ©eriditSoottaieljer  wirb  baljer  ben  ©dfjlfiffel  bem  Äunben  weg* 
nehmen  unb  bem  ©laubiger  übergeben  (§  883  £$&). 

ttuf  biefe  SBeife  erlangt  ber  ©laubiger  bie  aJtöglid&feit,  ju 
bem  3fiü)alt  ber  ©tafjffammer  ju  gelangen. 

9hmmel)r  wirb  fid)  bie  weitere  ßwangSoollftredEung  nadj 
ben  allgemeinen  SBorfdjjrtften  ber  «SwangSooHftredfung  rieten,  unb 
jwar  uerföieben,  je  na<$bem  eS  fidO  um  bewegliche  ©a<$en  unb 
Söeripapiete,  gorberungen,  Söedjfel,  #9potl)e!enbriefe  ufw.  Ijanbelt. 

Oft  wirb  bie  Sage  beS  oottftrecfenben  ©läubigerS  günftiger 
als  in  bem  tbtn  geföilberten  gaUe  fein,  fo  wenn  er  weife,  baft 
in  ber  ©ta^lfammer  eine  beftimmte  Sngafjl  SBertpapiere  ober  ein 
toftbarer  ©djmudt  fidf)  befinben.  2)er  ©laubiger  wirb  bann  in 
ber  Sage  fein,  ben  binglidjen  Slnfptud)  beS  ftunben  auf  $erauS* 
gäbe  ber  betreffenben  SBertpaptere  ju  pfänben  unb  fidf)  jur  ©in* 
^ieljung  überweifen  jju  taffen.  fjalfd^  nehmen  ^einrici  unb 
Sonbt  an,  bafc  baß  SBoIIftredungggerid&t  bem  Antrag  beS^alb 
m$t  ftattgeben  bürfe,  weil  bie  SBanf  oljne  bie  SDWtwtrhmg  beS 
ftunben  bie  ©ta^lfammer  nidf)t  öffnen  unb  ben  Qnljalt  nid)t 
^eraudgeben  bürfe.  ^Demgegenüber  ift  ju  betonen,  bog  bie  93an( 
eine  Serwa$rung3pfli(i)t  für  ben  ftunben  gar  nid^t  übernommen 
£at  (f.  oben)  unb  fie  bem  Segitimierten  gegenüber  gar  fein  9taf)t 
tyd,  ü)tt  SRitmirfung  ju  oerfagen.  3)ie  SBant  bleibt  immer  nur 
t*tpfltd>tet,  ba£  irrige  ju  tun,  um  bie  ftonfote  wieber  in  ben 
Befbj  be*  (Eigentümers  ober  beS  ©laubiger«,  bem  ber  «nfprudf) 


')  (oM  »b.  2  «bi.1  6.  468/59. 
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überroiefen  ift,  gelangen  jju  lajfen.1)  ©in  roeitereS  SBebenfen  gegen 
bie  eben  angeführten  (Sdjriftftetler  füljrt  ©ofjn  in§  gelb,  ba|  baS 
SBolIftrecfungSgertdjt  als  SßfänbungS*  unb  überroetfungSgeridOt 
aufcer  bei  3lnfprüd)en,  bie  auf  unjuläffige  ober  tatfäd&liclj  ganj 
unmögliche  §anblungen  gerietet  finb,  nicfjt  im  oorauS  prüfen 
barf,  ob  eine  JBoHftredtungS^anblung  ausführbar  fein  roerbe  ober 
nid&t. 

©ie  SBoUftredfung  erfolgt  gemäfe  §§  846,  847.  ©ie  gortfefcung 
ber  3roangSooHftredfung  erfolgt  eoentueH  roie  im  erften  gaHe. 

©rroäfjnt  feien  nodf)  einige  gäHe,  bie  fidf)  bei  ber  groangS« 
ooHftrecfung  in  ben  Stai&lfammerinljali  ereignen  fönnen. 

©er  einfadftfte  gaU  ift  natürlich  bafc  forool)l  ber  ßunbe  rote 
bie  San!  bereit  finb,  ben  Slnfprudf)  beS  ©läubigerS  ju  befrtebigen. 
©eroöfjnlidf)  roirb  fidf)  in  biefem  gaUe  aUerbingS  ber  ftunbe  in 
^Begleitung  beS  ©eridfjtSoolläieljerS  ju  ber  SBanf  begeben  unb  burdj 
eigene  SJHtroirfung  bie  Sßfänbung  ermöglichen;  ber  ©etidjtSooQ* 
Steuer  roirb  bann  bie  2öertpaptere  ufro.  an  fid)  nehmen  unb  für 
ben  ©laubiger  oerroerten.  Übergeben  jebodf)  ber  ßunbe  unb  bie 
SBanf  bie  @df)lüffel  bem  ©laubiger,  fo  oerlieren  betbe  bie  tat» 
fädpdf)e  ©eroalt,  bie  fie  in  ber  gorm  be£  ÜJKtbefiijeS  befafcen, 
unb  biefe  gefjt  auf  ben  ooHftrecfbaren  ©laubiger  über.  Sem* 
gemäfe  erfolgt  bie  3roang8ooIlftrecfung  nadfj  SBorfd&rtft  ber  §§  808, 
809  3$D.  Stimmt  bie  fflanf  ben  ©tanbpunft  ein,  bafe  fie  bem 
pfänbenben  ©laubiger  gegenüber  jur  SJKtroirfung  oerpflid)tet  fei* 
bann  gilt  baS  gleite  roie  eben  angeführt;  in  bem  Shigenblicf, 
roo  fie  jur  Öffnung  mitroirft,  gibt  fie  ben  SBefitj,  ben  fie  mit  bem 
©laubiger  nunmehr  gemeinfd&aftlidf)  l)atte,  $u  feinen  ©unften  auf* 

ftft  in  festerem  fJaHe  ber  ftunbe,  gegen  ben  fidf)  bie  .ßroangS* 
ooHftrecfung  rietet,  nid^t  jjur  Verausgabe  beS  ©cljlüffelS  an  ben 
Gläubiger  ju  beroegen,  fo  tritt  in  ben  gemetnfd&aftlidfjen  SBefit) 
mit  bem  Äunben  ftatt  ber  SBanf  ber  ©laubiger  ein.  ©iefer  ge* 
meinfd&aftltd&e  93efitj  fommt  für  bie  fjrage  ber  #roangSoollftre<fung 
nid^t  in  S3etrad^t,  entfdjeibenb  ift  nur,  bafe  ber  ©ritte  (bie  S3anf) 
auSgefcfjieben  ift  gür  ben  ©laubiger  fteHt  fidf)  bejüglid)  ber  ßroangS» 
ooHftrecfung  bie  5tedf)tSlage  nunmehr  fo  bar,  als  ob  ber  ©djulbnet 


*)  6o  jutreffenb  <So$n  @.  255. 
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allein  im  SBefifc  ber  ju  pfänbenben  ©ad^e  märe,  unb  bie  93olI= 
ftreAmg  erfolgt  in  ©emäffteit  beS  §  808  £$£).  2)er  (Berief 
ooßjtc^cr  öffnet  nunmehr  bie  ©tafjlfammer  mit  ©eroalt  (§  758).1) 

SHSmeilen  roirb  jebodf)  bie  33anf,  um  fidf)  nidjt  im  gfaQe  frei« 
roiUiger  SluSlieferung  beS  ®df)lüffel3  ober  freinrilliger  9JHtnrirfung 
einer  JRegrefjHage  auSjjufefcen,  alle  üftitf)ilfe  biefer  Slrt  oerroeigem. 
Sie  nrirb  bie§  aber  natürlid)  nur  in  bem  gaU  tun,  n>o  audj  ber 
ßunbc  bie  Verausgabe  be§  @df)Iüffel§  oenoeigert. 

3)er  im  legten  gatte  oorgefcfylagene  SBeg  ift  jefct  nidjt  mög* 
lidj.  <Die  SBant  ift  fein  jur  Verausgabe  bereiter  ©ritter.  Sßfänbung 
burd>  ©ieglung  ift  natürlid)  auSgefd&loffen.*)  ©3  fönnen  fomit 
nur  bie  SBege,  bie  bereits  früher  erörtert  roorben  finb,  nämlid) 
$fänbung  unb  ttberroeifung  be§  bingltdjen  ober  obligatorifdjen  *) 
$erau§gabeanf;prud)3,  befdjritten  werben. 


')  Cbenfo  »onbi  unb  (£o$n. 

*)  ©ie  büxfte  felbft  bei  (Euitoitligung  ber  ©anf  unmöglich  fein.  So  gegen  SBett* 
»ein  S.  114  jutreffenb  u.a.  ©aupp-Stcin  93b.  2  «nm.  II,  ö  §806;  SBolff 
B.  149  tarn.  18;  9>®.  in  ©troff,  »b.  82  6.  8161,  8b.  87  6.  510  u. 

')  (Demeint  ber  Knfprud)  auf  SRirmirtung. 


«jreiialbnxftTet  für  2>tffeTtationen,  Stöbert  Wo*fe.  öornc'fictpjifl. 
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Einleitung. 


Unser  heutiges  in  hoher  Blüte  stehendes  Bankwesen  mit 
seinen  vielseitigen  Geschäftszweigen  konnte  nur  einen  der- 
artigen Umfang  annehmen,  weil  es  sich  dem  riesigen  Auf- 
schwung des  ganzen  wirtschaftlichen  Lebens  zu  Anfang  und 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  anpaßte.  Es  wurden  Ein- 
richtungen ins  Leben  gerufen  und  weiter  ausgebildet,  die 
man  wohl  gekannt,  die  man  aber  bei  dem  relativ  langsamen 
Tempo  des  Wirtschaftslebens  nicht  in  solchem  Maße  ge- 
braucht hatte. 

Schon  die  alten  Griechen  und  Römer  haben  ja  bank- 
ahnliche  Institute  besessen,  die  sich  aber  lediglich  mit  Geld- 
wechseln oder  Geldausleihen   beschäftigt  haben. 

Das  vornehmste  Geschäft  unserer  heutigen  Banken,  das 
Depositengeschäft,  kam  erst  später  zur  Blütezeil  der  ober- 
italrenischen  Städte  auf.  Dieses  kann  man  deshalb  als  das 
vornehmste  bezeichnen,  weil  der  Bankier  durch  dasselbe  im- 
stande ist,  alle  übrigen  Geschäfte  in  einem  größeren  Um- 
fange zu  betreiben.  Zwei  Geschäfte,  nämlich  der  Scheckver- 
verkehr und  der  Giroverkehr,1)  die  dem  Bankier  gewisser- 
maßen als  Mittel  zum  Zweck  dienen,  indem  sie  ihm  das 
Geld  aus  dem  Publikem  zuführen,  waren  und  sind  teils 
noch  heute  erst  durch  das  Depositum  möglich. 


1)  Obgleich  man  in  der  Praxis  und  in  der  Literatur  den  Scheck-  und 
Giroverkehr  meist  als  ein  Geschäft  auffaßt,  können  wir  nicht  umhin,  aus 
Gründen,  die  die  späteren  Ausführungen  ergeben  werden,  hier  eine  Scheidung 
TOfzunehinen.  Gewiß  gehen  sie  beide  von  dem  Depositum  aus,  später 
trennen  sich  aber  ihre  Wege. 
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1.  Kurze  geschichtliche  Entwicklung  des 

Scheckwesens.1) 

Die  Wiege  unseres  Scheckverkehrs  ist  im  Mittelalter  in 
Oberitalien  zu  suchen,'  wo  eben  das  Depositengeschäft  be- 
reits sehr  ausgebildet  war.  Sogar  von  den  Geldwechslern 
der  alten  Griechen  und  Römer,  Trapeziten  und  Argen  tarn, 
behauptet  man,  daß  Anweisungen  (Schecks)  auf  Grund  von 
Depositen  bei  ihnen  üblich  gewesen  wären. 

Von  Italien  aus  gelangte  der  Scheck  durch  die  fegen 
Handelsbeziehungen,  welche  mit  Deutschland  und  Holland 
von  Venedig  und  Genua  aus  unterhalten  wurden,  nach  diesen 
beiden  Ländern. 

Besonders .  häufig  kam  es  im  Mittelalter  vor,  daß  Zah- 
lungsaufträge von  Königen,  Fürsten  und  Städten  auf  ihre 
Schuldner  oder  Schatzkammerbeamten  ausgegeben  wurden. 
Anweisungen  von  Privatpersonen  auf  ihr  Bankdepot  hat  man 
zuerst  in  Palermo  1416,  in  Messina  1543,  in  Neapel  1573 
nachgewiesen.  Die  Girierung  von  Anweisungen  findet  man 
seit  1560. 

In  Amsterdam  und  Antwerpen  bildete  sich  nach  und 
nach  ein  Berufsstand  gewerbsmäßiger  Kassenverwalter  her- 
aus, auf  die  die  sogenannten  „Kassiersbrief je"  gezogen 
wurden. 2) 

England  ist  nun  zum  wahren  Vaterlande  des  Schecks  ge- 
worden; von  dort  aus  hat  sich  der  Scheckverkehr  über  die 
ganze  Welt  verbreitet.  Er  hat  in  England  ein  derartiges  An- 
sehen erlangt,  daß  ein  jeder,  der  als  gentleman  gelten  und 
Anspruch  auf  Respektabilität  machen  will,  ein  Scheckbuch 
besitzen  muß,  und  es  ist  sogar  vorgekommen,  wie  der  eng- 
lische Volkswirt  Seyd  erzählt,  „daß  es  Jemandem,  der  in 
London  in  vornehmer  Gegend  einige  Zimmer  mieten  wollte, 


1)  Über  die  Geschichte  des  Schecks  vergl.  Cohn,  G.,  in  der  Zeitschrift 
für  vergl.  Rechtswissenschaft  Band  I,  Seite  117 ff.;  Band  II,  Seite  131  ff.  und 
Conrad,  W.,  Handbuch  des  deutschen  Scheckrechts  Stuttgart  1906  Seite  19 

2)  Schanz  im  .Wörterbuch  der  Volkswirtschaff  Art.  .Scheck". 
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passieren  konnte,  von  seiner  Vermieterin  nach  seinem  Ban- 
kier gefragt  zu  werden".1) 

Und  ebenso  sagt  Kühl enb eck,  daß  der  Spruch  „Bar- 
geld lacht"  in  England  so  wenig  in  Geltung  sei,  daß  es 
geradezu  als  unfein  und  als  ein  Armutszeugnis  gelten  würde, 
in  hartem  Gelde  größere  Summen  zu  entrichten.2)  Auch  in 
Amerika  ist  der  Scheck  zu  großem  Ansehen  gelangt,  sodaß 
heute  dort  ganz  gewaltige  Umsätze  erzielt  werden.  Der  praktische 
Amerikaner  hat  eben  die  großen  Vorteile  des  Scheckverkehrs 
in  vollem  Maße  erkannt. 


2.  Vorteile  des  Scheckwesens.8) 
Diese  bestehen  besonders  darin,  daß  die  vielen  kleinen 
brachliegenden  Kassenvorräte,  die  sich  in  den  Schatullen  der 
Privatpersonen  Jahr  aus  Jahr  ein  befinden,  die  also  der 
Volkswirtschaft  keinen  Nutzen  bringen,  durch  den  Scheck- 
verkehr an  das  Tageslicht  gezogen  und  „als  werbendes  Kapi- 
tel dem  Verkehr  zugeführt  werden".*) 

In  unserem  Zeitalter  der  Kredit  Wirtschaft  ist  es  ein  un- 
bedingtes Erfordernis,  daß  sämtliches  bares  Geld  auch  seinen 
wirtschaftlichen  Zweck  erfüllt.  Ohne  eine  positive  Unter- 
lage wird  auch  das  großartigst  angelegte  Kreditsystem  sich 
auf  die  Dauer  nicht  halten  können.  Deshalb  kann  man  wohl 
mit  Buff  aussprechen,  daß  es  den  einzelnen  Ländern  durch 
die  Schecks  und  andere  bargeldersparende  Zahlungsmethoden 
erst  möglich  wird,  an  dem  gewaltigen  Strome  unseres  kredit- 
uirt schaft liehen  Verkehrs  teilzunehmen.6) 


1)  Kranichfeld,  Deutsche  Rundschau  1907  zitiert  von  Helbing,  Phil.  .Der 
Scheckverkehr  nach  dem  neuen  Recht*,  Stuttgart  1908,  Seite  10. 

2)  Kuhlenbeck,  L.    Das  neue  Scheckgesetz,  Breslau  und  Leipzig  1908, 
Seite  4. 

3)  Vergi.  auch:  Thorwart  .die  Bedeutung  des  Scheckverkehrs"  in  den 
•Mitteilungen  der  Handelskammer  Frankfurt  a.  M.*  30.  Jahrgang,  No.  3. 

4)  Buff,  Siegfr.:  Der  gegenwärtige  Stand  und  die  Zukunft  des  Scheck- 
rafcehrs  in  Deutschland.    München  1907,  Seite  2. 

5)  Buff:  a.  a.  O.  Seite  2. 
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Das  Moment  der  Nutzbarmachung  des  brachliegenden 
Geldes  durch  den  Scheckverkehr  wirkt  auf  die  Verbilligung 
desselben  in  einem  Lande,  indem  mehr  bares  Geld  auf  den 
Markt  gelangt,  und  der  weit  ausgedehnte  englische  Scheck- 
verkehr mag  nicht  am  wenigsten  daran  schuld  sein,  daß  der 
Diskont  in  England  stets  2—3  °/o  niedriger  steht  als  in 
Deutschland. 

Neben  dieser  volkswirtschaftlichen  Bedeutung  bietet  der 
Scheckverkehr  noch  privat  wirtschaftliche  Vorteile.  Diese  be- 
stehen einerseits  darin,  daß  die  betreffende  Bank  das  Amt 
des  Kassenhalters  übernimmt  und  zwar  meist  nicht  nur 
kostenlos,  sondern  sie  gewährt  sogar  oft  noch  Zinsen, 
andererseits,  daß  die  Gefahren  des  Transportes  von  barem 
Gelde,  ferner  des  Verrechnens,  des  Verzählens  vermieden 
werden;  und  nicht  zuletzt  liegt  bei  Anknüpfung  einer  Ge- 
schäftsverbindung eine  Empfehlung  darin,  sich  auf  eine  Bank- 
firma berufen  zu  können.  Allerdings  stehen  diesen  Vorteilen 
auch  Nachteile  gegenüber,  wie  die  Möglichkeit,  daß  ein 
Scheck  gefälscht  wird  u.  s.  w.,  aber  diese  sind  gegenüber  den 
Vorteilen  sehr  unbedeutend. 

3.  Notwendigkeit  eines  Scheckgesetzes. 
Um  wegen  der  genannten  Vorteile  den  Scheckverkehr 
fördern  zu  können,  muß  in  erster  Linie  die  Sicherheit  des 
Schecks  gewährleistet  sein;  jeder,  der  Inhaber  eines  Schecks 
ist,  muß  darauf  rechnen  können,  daß  die  Schuld,  die  durch 
den  Scheck  beglichen  sein  sollte,  tatsächlich  auch  getilgt  ist 
und  ferner,  daß  er  ihn  wieder  weiterbegeben  kann.  Das 
Vorurteil,  welches  man  einem  indossierten  Auftragpapiere 
unwillkürlich  entgegenbringt,  wenn  man  den  Aussteller  des- 
selben nicht  genau  kennt,  muß  beseitigt  werden.  Dies  kann 
nur  durch  eine  rechtliche  Sicherstellung  geschehen ;  und  zwar 
entweder  dadurch,  daß  eine  feste  Rechtspraxis  ohne  Kodi- 
fikation ausgebildet  ist,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  die  in  allen  Teilen  des  Landes  gleich  gehand- 
habt wird,  oder  aber,  indem  der  Scheckverkehr  nach  einem 
kodifizierten  Scheckgesetz  geregelt  ist. 
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In  Deutschland  hatte  man  früher  in  kleinen  Geschäfts- 
kreisen wegen  seiner  Unsicherheit  eine  gewisse  Scheu  vor 
dem  Scheck/  die  auch  jetzt  trotz  Einführung  eines  Scheck- 
gesetzes noch  nicht  beseitigt  ist.  Eine  Anschauung,  die  Jahr- 
zehnte lang  vertreten  worden  ist,  läßt  sich  eben  nicht  plötz- 
lich verdrängen ;  aber  sicher  wird  das  deutsche  Scheckge- 
setz nach  und  nach  in  diesem  Sinne  seine  Wirkung  nicht 
verfehlen. 

Diese  Scheu  war  nicht  nur  in  den  angegebenen  Kreisen 
vorhanden,  sondern  auch  staatliche  Kassen  nahmen  den  Scheck 
nicht  gern  entgegen.  Dies  beweist  ein  Fall,  der  sich  in 
Bayern  ereignet  hat.  Hier  wollte  vor  mehreren  Jahren  ein 
Bauer  eine  Schuld  an  die  bayrische  Eisenbahnkasse  mit  einem 
Scheck  auf  die  Königliche  Bank  in  Nürnberg  begleichen. 
Der  Scheck  wurde  jedoch  nicht  angenommen.  Auf  eine 
Beschwerde  hin  wurde  die  Zurückweisung  damit  begründet, 
daß  die  rechtliche  Stellung  des  Schecks  so  verwickelt  sei,  daß 
man  einer  staatlichen  Kasse  die  Kenntnis  der  einzelnen  Be- 
stimmungen nicht  zumuten  könne.1) 

Wir  sehen  also,  wie  notwendig  es  war,  feste  Nonnen 
für  den  Scheckverkehr  aufzustellen.  Die  meisten  Schriftsteller 
haben  sich  auch  für  den  Erlaß  eines  deutschen  Scheckgesetzes 
ausgesprochen,  so  z.  B.  Koch  und  Rießer.*)  Koch  sagt : 
«Ein  Zahlmittel  kann  nur  dann  wirklich  gangbar  werden, 
wenn  seine  rechtliche  Bedeutung  klar  und  unbestritten  ist, 
und  ein  Bankdepositensystem  kann  sich  nur  dann  entwickeln, 
wenn  man  jederzeit  in  der  Lage  ist,  über  die  Depositen  in 
der  leichtesten  Weise,  also  mittels  Schecks,  zum  Zwecke  von 
Zahlungen  zu  verfügen".3) 


1)  Obst,  Georg:  Wechsel  und  Scheckkunde  Leipzig  1908,  Seite  94, 
Anmeffc.  Obgleich  dieser  Fall  auch  sonst,  in  der  Literatur  oft  zitiert  worden 
ist,  wollen  wir  doch  nicht  unterlassen,  denselben  hier  anzuführen,  da  er  am 
deutlichsten  die  Verhältnisse  vor  Einführung  des  deutschen  Scheckgesetzes 
«lederspiegelt. 

2)  Rießer  in  der  deutschen  Juristenzeitung  XII.  Jahrg.,  Seite  30—34. 

3)  Koch,  R.:  Verhandlungen  des  17.  Deutschen  Juristentages  1.  Band, 
Berlin  1884,  Seite  18. 
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Wie  eine  jede  Neuerung,  die  auf  wirtschaftlichem  Ge- 
biete geschaffen  werden  soll,  so  hat  auch  das  deutsche 
Scheckgesetz  seine  Gegner  gehabt.  Wir  wollen  nur  zwei 
Schriftsteller  hervorheben,  die  sich  eifrig  bemüht  haben,  den 
Erlaß  eines  Scheckgesetzes  zu  verhindern.  Es  sind  dies 
Eltzbacher  und  B ehrend.  Der  erstere  macht  geltend, 
daß  die  einzelnen  strittigen  Punkte,  wie  clie  Widerruflichkeit 
des  Schecks  und  die  Anwendbarkeit  des  wechselmäßigen  Re- 
gresses, auch  dadurch  geregelt  werden  könnten,  daß  die 
Banken  und  sonstige  Geldinstitute  entsprechende  Bestimmun- 
gen in  ihre  Regulative  für  den  Scheckverkehr  und  in  die  den 
Kunden  auszuhändigenden  Scheckformulare  aufnehmen  wür- 
den. *)  Gewiß  wird  man,  ideal  gedacht,  seinem  Vorschlag  zu- 
stimmen können;  in  der  Praxis  ist  er  jedoch  undurchführ- 
bar. Gerade  die  Einheitlichkeit  ist  es,  welche  man  durch 
ein  Scheckgesetz  herbeiführen  will,  und  diese  ist  durch  den 
Vorschlag  Eltzbachers  nicht  zu  erreichen.  Wenn  man  be- 
denkt, wie  schwierig  es  ist,  eine  Einigung  unter  nur  wenigen 
Banken  herbeizuführen,  wie  viel  schwieriger  ist  es  dann, 
eine  Einigung  unter  sämtlichen  deutschen  Banken  zu  er- 
zielen. Die  einfache  Folge  würde  sein,  daß  z.  B.  ein  Scheck 
nach  fünf,  der  andere  nach  sieben  Tagen,  wieder,  ein  anderer 
überhaupt  nicht  widerrufen  werden  kann.  Es  würden  unhalt- 
bare Zustände  herbeigeführt  werden,  die  nicht  um  das  Ge- 
ringste ,besser  waren,  als  die,  welche  man  durch  den  Vor- 
schlag Eltzbachers  beseitigen  wollte. 

Noch  bedenklicher  ist  es,  wie  er  die  Strafandrohung 
für  das  Ausstellen  ungedeckter  Schecks  geregelt  wissen  will. 
Obgleich  wir,  wie  die  späteren  Erörterungen  ergeben  wer- 
den, uns  im  Prinzip  nicht  für  solche  Strafandrohungen  aus- 
sprechen ,  verlohnt  es  sich  doch ,  dem  Vorschlag  Eltz- 
bachers näher  zu  treten.  Er  sucht  die  Frage  in  der  Weise 
zu  lösen,  daß  die  Banken  ebenfalls  in  ihren  Bedingungen 
für  den  Scheckverkehr  das  Rückgriffsrecht  gegen  den  Aus- 


1)  Eltzbacher:   Reform   des  Scheckwesens  ohne  Scheckgesetz,   in    der 
deutschen  Juristenzeitung  XII.  Jahrg.  1907,  Seite  444  und  446. 
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fall  so  gestalten,  daß  der  Aussteller  einen  höheren  Betrag 
als  den  des  Schecks,  etwa  10<y0  mehr  zu  zahlen  hätte.1) 
Dieser  Vorschlag  ist  ebenfalls  in  der  Praxis  nur  beschränkt 
durchzufahren;  die  Ausführung  desselben  würde  einen  nicht 
unbedeutenden  Rückgang  im  ganzen  Scheckverkehre  mit  sich 
bringen.  Wie  kann  ein  Privatbankier  es  unternehmen,  seinem 
Kunden  eine  Strafandrohung  in  der  angeführten  Weise  auf- 
zuerlegen. Wenn  ihm  auch  wirklich  bedeutet  wird,  daß  an- 
dere Banken  in  der  gleichen  Weise  vorgehen,  so  wird  er 
hierauf  wenig  Rücksicht  nehmen,  sondern  er  wird  suchen, 
seine  Zahlungsgeschäfte  in  einer  anderen  Weise  als  mittels 
Schecks  zu  erledigen;  die  Vorteile,  die  die  Bestimmungen 
bringet!  sollen,  schlagen  also  geradezu  in  das  Gegenteil  um. 
Behrend  sucht  seine  Behauptung,  daß  eine  gesunde  Weiter- 
entwickelung des  Scheckverkehrs  auch  ohne  Scheckgesetz 
möglich  sei,  dadurch  zu  begründen,  daß  er  davon  ausgeht, 
der  Scheck  sei  nicht  regelmäßig  für  den  Distanzverkehr 
bestimmt,  sondern  komme  mehr  für  den  Lokalverkehr  zur 
Anwendung.  Wenn  das  erste  der  Fall  wäre,  so  könne  schon 
die  Verschiedenheit  des  bürgerlichen  Rechts,  unter  dem  der 
Scheck  früher  stand,  ein  Grund  dafür  sein,  daß  baldigst 
ein  einheitliches  deutsches  Scheckgesetz  eingefühlt  würde.  -') 
In  Wirklichkeit,  müssen  wir  sagen,  liegen  die  Dinge  nun 
so.  daß  tatsächlich  ein  nicht  geringer  Prozentsatz  an  Schecks 
von  jeher  Distanzschecks  gewesen  sind,  sodaß  das  Argument 
Bchrends   als   hinfällig   erscheint, 

Ferner  führt  Behrend  ins  Feld,  daß  durch  ein  Scheck- 
gesetz ein  neues  wechselähnliches  Papier  geschaffen  würde, 
wodurch  „der  Scheck  in  ihm  nicht  zukommende,  der  Volks- 
wirtschaft nachteilige  Bahnen  gelenkt  werde."8)  Der  Na- 
tur des  Schecks  ist  jedoch  in  allen  Entwürfen  und  auch 
in  dem  jetzt  geltenden  Gesetz  Rechnung  getragen.  Höch- 
stens, daß  man  es  für  notwendig  erachtet  hat,  den  wechsel- 


1)  Eltzbacher:  a.  a.  O.,  Seite  446. 

2)  Behrend:  Verhandl.  des  17.  Deutschen  Juristentages,  Band  I,  Berlin 
1884,  Seite  36  u.  37. 

3)  Behrend,  a.  a.  O.,  Seite  35  u.  36. 


—     8     — 

mäßigen  Regreß  auf  den  Scheck  anzuwenden,  was  wir  nur 
im  Interesse  des  ganzen  Scheckverkehrs  begrüßen  können. 
Durch  diese  Maßnahme  wird  die  Natur  des  Schecks  als 
Zahlungsmittel  —  im  Gegensatz  zu  dem  Wechsel  als  Kredit- 
papier und  Umlaufsmittel ,  welchen  Unterschied  wohl 
Behrend  im  Auge  hat  —  in  keiner  Weise  angetastet. 

Lange  Zeit  ist  die  Regelung  des  Scheckverkehrs  in 
Deutschland  in  den  meisten  Punkten  der  Vertragsautonomie 
zwischen  Aussteller  und  Bezogenen  überlassen  geblieben  ; 
einige  strittige  Fragen  wurden  nach  dem  bürgerlichen  Ge- 
setzbuch behandelt  und  der  Scheck  als  Anweisung  ange- 
sehen, ohne  der  Eigentümlichkeiten  des  Schecks  der  An- 
weisung gegenüber  zu  gedenken.  Daß  solche  Zustände  den 
Scheckverkehr  nicht  förderlich  sein  konnten,  ist  selbstver- 
ständlich. Besonders  hatten  sich  in  der  Vertragsautonomie 
zwischen  Aussteller  und  Bezogenen  die  manigfaltigsten  Ge- 
bräuche herausgebildet. 

Wie  Schanz1)  sagt,  reicht  in  der  Hauptsache  die  Ver- 
tragsautonomie für  das  Verhältnis  zwischen  Aussteller  und 
Bezogenen  aus.  Dagegen  könne  die  Stellung  des  Scheck- 
inhabers gegenüber  Aussteller  und  Bezogenen  durch  die  Ge- 
schäftsbedingungen der  Bank  nicht  bestimmt  werden.  Hier 
könne  nicht  die  Vertragsautonomie,  sondern  nur  das  Gesetzes- 
recht aushelfen,  um  dem'  Scheck  Vertrauen  zu  schaffen.  Der 
letzte  Punkt  ist  unzweifelhaft  richtig.  Was  jedoch  die  Ver- 
tragsautonomie zwischen  Aussteller  und  Bezogenen  anbe- 
trifft, so  müssen  wir  sagen,  daß  auch  sie  unbedingt  einem 
Gesetz  unterworfen  werden  mußte.  Oft  ist  das  Wesen  des 
Schecks  arg  durch  dieselbe  beeinträchtigt  worden.  Wie  viele 
Banken  haben  z.  B.  früher  nichts  dagegen  eingewendet,  daß 
ihre  Kunden  Schecks  vordatierten.  Hierdurch  trugen  die- 
selben einen  Zinsgewinn  davon.  Durch  diese  Maßnahme  hat 
der  Scheck  scheinbar  eine  kurze  Umiaufszeit,  in  Wirklichkeit  kur- 
siert er  ßbtr  sehr  lange,  und  der  Wechsel  hätte  eigentlich 
an  seine  Stelle  treten  müssen ;  denn  der  Scheck  ist  ein  ganz 


1)  Schanz;  a.  a.  O. 
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vurzfristrges  Kreditpapier1)  —  nicht  überhaupt  kein  Kredit- 
papier, als  was  er  meist  in  der  Literatur  angesehen  wird  — 
und  als  solches  strebt  es  der  Einlösung  zu.  Dem  Staate 
wurde  also  auf  diese  Weise  der  Wechselstempel  entzogen. 

Wir  sehen  daher,  daß  in  jeder  Beziehung  der  Erlaß  eines 
deutschen    Scheckgesetzes    erwünscht  war. 

4.  Stand  der  Scheck-Gesetzgebungen. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  letzten  Jahrhunderts  haben 
fast  die  »meisten  Staaten  den  Scheckverkehr  gesetzlich  zu 
regeln  versucht  und  haben  ihm  eine  Stelle  in  ihren  Handels- 
gesetzbüchern zugewiesen.  Einige  Staaten  —  Frankreich, 
Belgien,  Österreich,  Dänemark,  Schweden,  Norwegen, 
Japan  und  seit  dem  1.  April  1908  auch  Deutschland  — 
haben  ein  selbständiges  Scheckgesetz. 

Das  älteste  Scheckgesetz  ist  die  holländische  Keure  vom 
30.  Januar  1776,  die  auf  Petition  vieler  Kaufleute  und 
Kassiers  erlassen  wurde.  Dieselbe  behandelt  die  wichtig- 
sten Rechtsfragen  über  die  in  Quittungsform  ausgestellten 
•Kassierbrief je'  und  bildet  die  Grundlage  der  heutigen  nieder- 
ländischen Gesetzgebung.?) 

Lückenhafte  Normen  sind  alsdann  in  dem1  alten  Han- 
delsgesetzbuch von  Portugal  aus  dem  Jahre  1833  enthalten, 
die  unverkennbar  den  Einfluß  des  holländischen  Gesetzes 
erkennen  lassen.  Die  Mängel,  welche  das  Gesetz  aufwies, 
sind  später  durch  das  portugisische  Handelsgesetzbuch  vom 
28.  Juni  1888,  Buch  II,  Tit.  6,  Hauptstück  2,  Satz  341—343 
beseitigt  worden.8) 

In  England  hat  man  den  Scheck  lange  Zeit  dem  Gewohn- 
heitsrecht  überlassen,    nur   einzelne   Spezialfragen    und   die 


1)  Ebenso  Mittermaier,  Franz:  Die  Bankanweisung  und  das  französische 
Gesetz  vom  14.  Juni  1865  in  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht, 
Band  10.  Seite  10. 

2)  Heise,  Kurt:  Die  rechtliche  Natur  des  Schecks.  Leipzig  1905. 
Seite  10.  Dissertation. 

3)  Colin:  Die  neueren  Scheckgesetzgebungen  und  Scheckgesetzentwürfe 
ai  der  Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft,  Band  11,  Seite  373. 
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I 

Stempelpflicht  des  Schecks  waren  gesetzlich  geregelt.  Erst 
als  man  das  Wechselrecht  durch  die  Bills  of  Exchange  Act. 
1882,  Part.  III,  Sect.  73-  78  kodifizierte,  wurden  auch  Nor- 
men über  den  Scheck  erlassen.  Die  Dürftigkeit  der  Spezial- 
bestimmungen  erklärt  sich  daraus,  daß  der  Scheck  in  England 
als  Sichtwechsel  angesehen  wird  und  als  solcher  größten- 
teils dem  Wechselrecht  unterstellt  ist.1) 

In  Frankreich  und  Belgien  war  der  Scheckverkehr  lange 
Zeit  von  geringer  Ausdehnung.  Dies  war  die  Folge  einer- 
seits der  Stempelpflichtigkeit  des  Schecks,  indem1  der  Staat 
möglichst  viel  aus  dieser  Steuer  erzielen  wollte,  andererseits 
kannte  man  nach  dem  geltenden  Handelsrecht  weder  kauf- 
männische Anweisungen  noch  Tratten  auf  den  Ort  des  Aus- 
stellers. Man  suchte  diesen  Mangel  durch  Ausstellung  von 
Quittungen  und  Akkreditiven  zu  umgehen.  Durch  das  Vor- 
gehen Englands  beeinflußt  und  auf  die  außerordentlichen 
Vorteile  des  englischen  Scheckverkehrs  aufmerksam  gewor- 
den, sahen  sich  die  französischen  und  belgischen  Gesetz- 
geber ebenfalls  veranlaßt,  einer  gesetzlichen  Regelung  des 
Scheckwesens  näher  zu  treten.  So  entstanden  das  französische 
Scheckgesetz  vom  14.  Juni  1865  mit  der  Novelle  vom  19. 
Februar  1874  und  das  belgische  Scheckgesetz  vom  20.  Juni 
1873.2) 

Italien  hatte  schon  1881  einige  Spezialerlasse  über  den 
Scheck  veröffentlicht.  Vollständig  geregelt  wurde  er  aber 
erst  durch  den  am  31.  Oktober  1882  in  Kraft  tretenden 
„Codice  dr  comtnercio"  (Buch  I,  Titel  X,  Cap.  II,  Art.  339 
bis  344).  Die  italienischen  Bestimmungen  üb*r  den  Scheck 
stehen  den  französischen  sehr  nahe.3) 

Japan  hat  am  16.  Juni  1899  ein  Handelsgesetz  erlassen, 
welches  Normen  über  die  Handelspapiere,  Wechsel  und 
Schecks  enthält.  Die  letzteren  sind  behandelt  im  4.  Abschnitt, 
Art.  530—537. 


1)  Cohn:  a.  a.  O.,  Seite  365. 

2)  Heise:  a.  a.  O.,  Seite  11/12. 

3)  Cohn :  a.  a.  O.,  Seite  367. 
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In  Spanien  sind  Schecks  bereits  seit  1847  eingeführt, 
Trotzdem  erfolgte  aber  ihre  gesetzliche  Regelung  erst  1885 
hei  der  Revision  des  Handelsgesetzbuches.  Es  wurde  ihnen 
in  demselben  (Art.  534—543)  ein  Abschnitt  gewidmet.  Das 
französische  Gesetz  wurde  hier  ebenfalls  zum  Vorbild  ge- 
nommen. 1 ) 

Peru  hat  gleichfalls  sein  Scheckgesetz  vom  9.  Oktober 
1888  dem  französischen  ohne  Novelle  angepaßt  und  erklärt 
im  übrigen  das  Wechselrecht  allgemein  auf  den  Scheck  für 
mwendbar. 

Die  Schweiz  behandelt  den  Scheck  im  Obligationenrecht 
(Titel  30,  Art.  830—837).  Dasselbe  schließt  sich  zwar  auch 
an  das  französische  Gesetz  an,  ist  aber  weit  liberaler  als 
dieses,  *) 

Die  nordischen  Scheckgesetze  stimmen  materiell  über- 
cin.  Sie  sind  in  Kraft  getreten:  das  dänische  am  23.  April 
1897,  das  norwegische  am  3.  August  1897  und  das  schwe- 
dische *m   24.  März   1898. 

Das  rumänische  Handelsgesetzbuch  vom  10./22.  Mai 
1887  enthält  im  II.  Hauptstück,  Art.  364—369  Normen  über 
den  Scheck.  Diese  sind  dem  italienischen  Gesetz  fast  wort- 
getreu nachgebildet3) 

In  den  Niederlanden  sind  noch  immer  die  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuches  von  1838,  III.  Abschnitt,  Art.  221 
bis  229  über  Kassenanweisungen  und  andere  Inhaberpapiere 
für  den  Scheck  in  Geltung.  Im  Jahre  1886  wurde  ein  Ent- 
wurf eines  Gesetzes  über  Handelspapiere  dem  Könige  über- 
reicht und  publiziert.  Leider  ist  derselbe  aber  bis  heute 
noch  nicht  angenommen  worden,  was  seinen  Grund  darin 
haben  mag,  daß  die  ganze  Revision  des  Handelsgesetzbuches 
s.  Zt.  ins  Stocken  geraten  war.4) 


1)  Cofan:  a.  a.  0.,  Seite  371. 

2)  Cohn:  a.  a.  0.f  Seite  369. 

3)  Cohn:  a.  a.  0.t  Seite  374. 

4)  Cohn:  a.a.O.,  Seite  379. 
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Wie  schon  erwähnt,  haben  die  Vereinigten  Staaten  vor 
Nordamerika  überhaupt  kein  einheitliches  Scheckgesetz  er< 
lassen,  sondern  das  Gewohnheitsrecht  ist  dort  sehr  ausge- 
bildet. Nur  in  Delaware,  Illinois,  New-Yersey  und  Ohio 
sind  die  Respekttage  gesetzlich  abgeschafft.  In  Kalifornien 
und  Dakota  ist  der  Entwurf  der  Civiloode  of  New-York  von 
1862  und  1865  Gesetz  geworden  und  hat  den  Scheck  in 
umfassender  Weise   geregelt.1) 

Für  Österreich  wurde  bereits  in  den  siebziger  Jahren  von 
Funk  ein  „Entwurf  der  Grundzüge  eines  Cheque-Gesetzes" 
in  13  Artikeln  ausgearbeitet.  Alsdann  folgte  ein  von  Mini- 
sterialrat Dr.  Migerka  aufgestelltes  Questionnäre  von  33 
Fragen,  das  im  Oktober  1880  dem  Handelsministerium  vor- 
gelegt und  durchberaten  wurde.  Die  Meinungen  gingen  je- 
doch sehr  auseinander,  sodaß  man  nichts  Positives  erreichte.2) 
Ein  weiterer  Entwurf  wurde  am  5.  Mai  1894  veröffentlicht, 
welcher  dem  österreichischen  Abgeordnetenhause  im-  Jahre 
1897  als  Regierungsvorlage  zuging;  er  wurde  aber  abge- 
wiesen 3)  Erst  am  3.  April  1906  erhob  man  den  Entwurf 
zum  Gesetz. 

Auch  in  Deutschland  ist  seit  den  siebziger  Jahren  ein 
ständiger  Kampf  über  den  Erlaß  eines  Scheckgesetzes  in 
der  Literatur  entbrannt,  einerseits  darüber,  ob  es  überhaupt 
nötig  sei,  ein  Scheckgesetz  zu  erlassen,  andererseits  über 
die  einzelnen  Fragen,  welche  bei  einem  Scheckgesetz  berück- 
sichtigt werden  müssen.  Bereits  1879  veröffentlichten  die 
Braunschweiger  und  Mannheimer  Handelskammern  Entwürfe 
zu  einem  Scheckgesetze,  ohne  daß  jedoch  die  Dringlichkeit 
eines  Scheckgesetzes  von  den  maßgebenden  Instanzen  aner- 
kannt worden  wäre.  Erst  als  im  Jahre  1882  ein  Entwurf 
vom  Reichsbankpräsidenten  Dr.  Koch  ausgearbeitet  worden 
war,  als  sich  ferner  der  17.  Deutsche  Juristentag  im  Jahre 
1884  für  den  Erlaß  eines  Scheckgesetzes  erklärt  hatte  und 


1)  Heise:  a.  a.  O.,  Seite  11. 

2)  Cohn:  a.  a.  O.,  Seite  386. 

3)  Heise:  a.  a.  O.,  Seite  14. 
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das  Reichsgericht  vier  Jahre  später  dieselbe  Notwendigkeit 
txtonte,  wurde  dem  Bundesrat  im  Jahre  1892  ein  Scheck- 
gesetzentwurf vorgelegt,  der  auch  durchberaten  wurde,  aber 
nicht  an  den  Reichstag  gelangte.1)  Im  Jahre  1908  befaßte 
steh  dann  der  Reichstag  mit  der  Beratung  eines  neuen,  im 
Jahre  1907  von  der  Regierung  veröffentlichten  Entwurfes, 
mit  dem  Erfolge,  daß  er  angenommen  wurde.  Vom  1.  April 
IQ08  ab  erhielt  der  Entwurf  Qesetzeskraft. 

Wir  gehen  nunmehr  zur  Behandlung  der  einzelnen  bei 
einem  Scheckgesetz  m  Betracht  kommenden  Fragen  über, 
nie  sie  uns  durch  das  deutsche  Scheckgesetz  gegeben  sind. 


I)  Vergl.  Gohn  a.  a.  O.,  Seite  380  und  Heise  a.  a.  O.,  Seite  14/15. 
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Hauptteil. 


I.  Kapitel. 

Inhalt  eines  umfassenden  Scheckgesetzes 

unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  deutschen  Verhältnisse. 

1.  Scheckklausel. 

Zunächst  handelt  es  sich  in  dem  deutschen  Scheckgesetz 
um  den  Text  des  Schecks,  um  die  Frage,  ob  der  Scheck  die 
Bezeichnung  als  Scheck,  die  sogenannte  „Scheckklausel",  ent- 
halten tnüsse.  Diese  Frage  muß  bejaht  werden,  denn  auf 
einen  Scheck  muß  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht  werden, 
daß  es  der  Besitzer  eines  Schecks  tatsächlich  mit  einem 
Scheck  und  nicht  mit  einer  sonstigen  Anweisung  zu  tun  hat. 
Er  muß  sich  also  von  vornherein  darüber  klar  sein,  daß  er 
sich  durch  Annahme  des  Papiers  dem  streng  gehandhabten 
Scheckrecht  unterwirft.  Das  gleiche  gilt  von  dem  Aussteller 
eines   Schecks. 

Dieselbe  Ansicht  teilt  auch  Heise,  wenn  er  sagt : 
„Wesentlich  muß  es  für  den  Schecknehmer  sein,  daß  der 
Aussteller  den  Abschluß  eines  Scheckvertrages  wenigstens 
andeutet,  und  daß  er  deutlich  zu  erkennen  gibt,  daß  er  nicht 
eine  Anweisung,  sondern  eine  solche  auf  Grund  eines 
Scheckvertrages  ausgestellt  habe.  Dies  geschieht  durch  Auf- 
nahme des  Wortes  „Scheck"  in  die  Urkunde."1) 

Ebenso  betonen  die  Motive  im  allgemeinen  Teile  des 
deutschen  Scheckgesetzes,  welches  die  Scheckklausel  verlangt, 


1)  Heise:  a.a.O.,  Seite  30. 
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„daß  dieselbe  schon  deshalb  notwendig  sei,  weil  es  dem 
Willen  des  Ausstellers  entsprechen  könne  und  zulässig  blei- 
ben müsse,  einer  Urkunde  sonst  gleichen  Wortlautes  durch 
Weglassung  dieser  Bezeichnung  die  Wirksamkeit  einer  bloßen 
nach  allgemeinen  bürgerlichen  Recht  zu  beurteilende  An- 
weisung zu  geben/*1) 

In  der  Theorie  sprechen  sich  die  meisten  Schriftsteller 
für  die  Scheckklausel  aus,  so  z.B.  Moltmann,8)  Kapp,3) 
Rießer,4)   Frck,5)  Cohn6)  und  andere. 

Cohn  bezeichnet  die  Scheckklausel  als  Alarm-  und 
Warnungssignal ;  sie  sei  nicht  nur  bestimmt,  als  Unterschei- 
dungsmiftel  des  Schecks  von  anderen  Papieren  zu  dienen, 
sondern  gleichzeitig  sei  sie  auch  das  Avertissement,  das  Me- 
mento,  das  den  Aussteller  bezw.  den  Nehmer  eines  Schecks 
daran  erinnern  soll,  daß  der  eigentümliche,  zivil-  und  auch 
strafrechtlich  nicht  ungefährliche  Boden  des  Scheckrechts  be- 
treten sei.7) 

Selbstverständlich  kann  die  Scheckklausel  auf  einem  im 
Auslande  auf  das  Inland  ausgestellten  Scheck  fehlen,  wenn 
nach  dem  Rechte  des  Ausstellungslandes  die  Scheckklausel 
nicht  zu  den  wesentlichen  Erfordernissen  des  Schecks  ge- 
hört (vergl.  §  26  des  deutschen  Scheckgesetzes). 

Fiele8)  behandelt  die  Scheckklauselfrage  noch  insofern 
weiter,  als  er  die  Klausel  vom  Aussteller  mittels  Stempel  auf - 


1)  Hoppenstedt:  Ein  zweites  Wort  zum  Scheckgesetz,  Berlin  1892, 
Seite  26. 

2)  Moltmann,  B.  H.:  Entwurf  eines  Scheckgesetzes  für  das  deutsche 
Brich  nebst  Begründung  in  der  Zeitschr.  für  vergleichende  Rechtswissenschaft 
Band  17,  Seite  309/310. 

3)  Kapp,  in  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht  Band  30, 
Seile  947/348. 

4)  Rießer:  Zur  Revision  des  Handelsges.,  Beilage  zu  Goldschmidts  Zeit- 
schrift, 25.  Band,  Seite  269. 

5)  Pick,  Fritz:  Die  Frage  der  Scheckgesetzgebung  auf  dem  europäischen 
Kontinent    Zürich  1897,  Seite  170. 

6)  Cohn,  G.:  Der  vorläufige  Entwurf  eines  deutschen  Scheckgesetzes 
-  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht  Band  61,  Seite  14. 

7)  Cohn,  G.:  Der  vorläufige  Entwurf  eines  deutschen  Scheckgesetzes 
n  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht,  Band  61,  Seite  34. 

8}  Flck:  a.  a.  O.,  Seite  171. 
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druck  es  auf  den  Scheck  gesetzt  wisSen  will.  Der  Aussteller 
sei  hierdurch  in  die  Lage  versetzt,  bei  Ausstellung  des  Pa- 
pieres  darüber  zu  entscheiden,  ob  er  einen  Scheck  oder  nur 
eine  Anweisung  ausfertigen  will,  ob  er  sich  also  dem  streng- 
eren Scheckrecht  oder  nur  dem  bürgerlichen  Recht  zu  unter- 
werfen gedenkt.  Wir  können  nicht  die  Ansicht  Ficks  teilen, 
denn  naturgemäß  ist  es  auch  jedem  weiteren  Inhaber  des 
Schecks  gestattet,  vielleicht  gegen  den  Willen  der  früheren 
Inhaber  die  Scheckklausel  durch  Stempelaufdruck  anzu- 
bringen. Hierdurch  könnten  aber  den  späteren  Inhabern 
manche  Unannehmlichkeiten  entstehen,  wie  z.  B.  bezüglich 
der  Widerruflichkeit.  Nach  dem  jetzt  geltenden  deutschen 
Scheckrecht  ist  die  Widerruflichkeit  eines  Schecks  erst  nach 
der  gesetzlich  festgesetzten  Umlaufszeit  möglich,  sodaß  eine 
nachträglich  zum  Scheck  gestempelte  Anweisung,  wenn  sie 
während  der  gesetzlichen  Umlaufzeit  vom  Aussteller  wider- 
rufen wird,  nicht  an  ihn  zurückgehen  kann.  Der  jeweilige 
Besitzer  eines  solchen  Papiers  kann  mit  demselben  auf  der 
anderen  Seite  auch  nichts  anfangen ;  es  ist  für  ihn  wertlos, 
da  er  ja  weiß,  daß  dasselbe  nicht  in  Ordnung  geht.  Buf  f  * ) 
meint,  daß  Fick  bei  Erwägung  dieser  Frage  mehr  das  in- 
ternationale Scheckrecht  im  Auge  gehabt  hätte;  denn  er 
fürchte  wohl,  daß  die  i<m  Text  zu  fordernde  Scheckklausel 
im  internationalen  Verkehre  Schwierigkeiten  verursachen 
könne,  da  es  ja  Länder  gäbe,  wo  die  Scheckklausel  nicht  zu 
den  wesentlichen  Erfordernissen  des  Schecks  gehöre.  Wo 
die  Schwierigkeiten  liegen  sollen,  ist  nicht  klar,  denn  wenn 
es  ein  internationales  Scheckrecht  gäbe,  wären  wir  ja  aller 
Zweifel  enthoben.  In  diesem  Falle  müßten  eben  alle  Länder 
die  Scheckklausel  verlangen  oder  nicht.  Übrigens  können 
wir  nicht  verstehen,  wie  sich  jetzt  im  internationalen  Verkehre 
eine  Schwierigkeit  ergeben  kann.  Dadurch,  daß  die  Scheck- 
klausel in  den  Text  des  Scheks  aufgenommen  ist,  werden 
doch  solche  Schecks  in  Ländern,  die  die  Scheckklausel  nicht 
zu  den  wesentlichen  Erfordernissen  des  Schecks  zählen,  ge- 


ll Buff:  a.  a.  O.,  Seite  65. 
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nau  so  behandelt  wie  diejenigen  Schecks  ohne  die  Bezeich- 
nung „Scheck".  In  England  werden  z.  B.  die  als  Scheck  und 
nicht  als  Scheck  bezeichneten  Auftragpapiere  als  Sichtwechsel 
angesehen. 

Noch  eine  andere  Meinung  vertritt  Bunzl.  Er  ver- 
wirft die  Scheckklausel1)  und  zwar  wohl  aus  dem  Grunde, 
weil  er  für  ein  einheitliches  Scheckformular  eintritt.2)  Wir 
müssen  ihm  in  diesem  Punkte  Recht  geben,  denn  selbstver- 
ständlich wird  in  diesem  Falle  die  Scheckklausel  über* 
flüssig.  Das  Formular  würde  sich  schon  selbst  durch  seine 
Form,  seine  Farbe  und  durch  den  Druck  als  Scheck  stempeln, 
und  wii  können  sagen,  daß  durch  ein  einheitliches  Papier, 
auf  dem  nur  die  Firmenaufdrücke  von  einander  abweichen, 
dem  Scheck  mehr  Vertrauen  entgegengebracht  würde,  ebenso 
wie  es  bei  den  Reichskassenscheinen  und  Reichsbanknoten 
der  Fall  ist.  Der  Nachteil  liegt  hierbei  auf  banktechnischer 
Seite,  indem  gewisse  Schwierigkeiten  dadurch  entstehen  wür- 
den, daß  bei  Weiterbegebung  der  Schecks  diese  häufig  an  fal- 
sche Adressen  gelangen  würden,  wodurch  die  Banken  einen 
Zinsverlust  erleiden  müßten.  Oft  unterscheiden  sich  die 
Namen  der  Firmen  ganz  unwesentlich,  sodaß  eine  Ver- 
wechselung besonders  in  großen  Bankbetrieben  unvermeid- 
lich wäre. 

Zum  Schluß  sei  noch  auf  einen  Irrtum  Kohls8)  auf- 
merksam gemacht.  Derselbe  führt  aus,  daß  die  Urkunde 
das  Wort  „Scheck"  in  der  verdeutschten  Wortform  enthalten 
müsse.  Eine  in  deutscher  Sprache  abgefaßte  Scheckurkunde 
mit  der  Bezeichnung  „Check"  oder  „cheque"  unterläge  der 
Wechselstempelabgabe.  Derselben  Meinung  scheint  H  o  p  p  e  n  - 
stedt4)  zu  sein,  denn  er  bemerkt:  „Was  wird  mit 
den    Formularen,    welche    die   frühere   Bezeichnung    „Check 


1)  Bunzl:  Material  zu  einem  Scheckgesetzentwurfe.    Wien  1880,  Seite  9. 

2)  Banz):  ebenda,  Seite  15. 

3}  Kohl,  Armin:  Scheckgesetz  und  Postscheckordnung,  Halle  a.  S.  1909, 
Sole  12.13. 

4)  Hoppenstedt,  A.:  Der  Scheckgesetzentwurf  von  1907.  Berlin  1908, 
Säte  9. 
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tragen?  Minima  non  curat  praetor.  Richtig!  Aber  der 
Stempelfiskus  geht  eben  wörtlich  nach  den  Buchstaben 
des  Gesetzes,  und  es  ist  keineswegs  undenkbar,  daß  ein 
findiger  Stempelbeamter  demnächst  einen  „Check"  als  nicht 
im  Sinne  der  Befreiungen  des  Wechselstempelsteuerge- 
setzes entsprechend  ausgestellt  erachtet."  Die  Dinge  liegen 
nun  nicht  so,  wie  sie  behauptet  und  befürchtet  worden  >sind. 
Das  Gesetz  stellt  als  Erfordernis  auf:  Die  in  den  Text 
aufzunehmende  Bezeichnung  als  Scheck.  Aus  dem'  Wort 
„als"  geht  schon  hervor,  daß  der  Gesetzgeber  sich  niefit 
auf  das  verdeutschte  Wort  „Scheck"  versteift  hat.  Außerdem 
würde  er  dann  sicher  das  Wort  „Scheck"  m  Anführungs- 
striche gesetzt  haben,  wie  es  z.  B.  das  schweizerische  Ge- 
setz aufweist.  Dasselbe  verlangt  ausdrücklich  das  Wort 
„Scheck"  (Artikel  830,1).  Richtig  ist  die  Frage  von  Con- 
rad1) behandelt.  Tatsächlich  zirkulieren  auch  jetzt  in  der 
Praxis  anstandslos  alle  drei  Arten  von  Schecks,  solche  die 
als  „Scheck",  „Check"  oder  „cheque"  bezeichnet  sind.  Wenn 
man  in  der  von  Kohl  angegebenen  Weise  vorginge,  könnte 
man  dies  unseres  Erachtens  nur  als  eine  grobe  Wortglauberei 
bezeichnen. 

Die  Scheckklausel  im  Text  des  Schecks  wird  nun 
verlangt  in  Deutschland,  Österreich  und  den  nordischen 
Gesetzen ;  dagegen  schreiben  die  Schweiz  und  Japan  nur 
eine;  Scheckklausel  im  allgemeinen  vor,  ob  sie  im  Text 
steht  oder  sonst  an  einer  Stelle  aufgedruckt  ist.  Belgien, 
Frankreich,  Italien,  Halland,  Portugal,  Rumänien,  Spanten, 
Peru,  Costa  Rica  und  Nrederländisch-Indien  sehen  von  dem 
Erfordernis  einer  Scheckklausel  ab.  England  lehnt  sie  schon 
aus  dem  Grunde  ab,  weil  es  den  Scheck  als  Sichtwechsel 
auffaßt.  *) 


1)  Conrad:  a.  a.  O.,  Seite  55. 

2)  Vergleiche  Borchardt,  O.:  Handelsgesetze  des  Erdballs  111.  Auflage, 
herausgegeben  von  Kohler,  Dove,  Meyer,  Trumpler.  Auch  im  Folgenden 
sind  Angaben  aus  ausländischen  Gesetzen  diesem  Werke  entnommen,  wenn 
nicht  eine  andere  Schrift  besonders  angeführt  ist. 
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Daß  einige  auslandische  Gesetze  die  Scheckklausel 
nicht  verlangen,  kann  aber  nicht  nach  den  deutschen  Ge- 
sichtspunkten beurteilt  werden,  wie  sie  geschildert  worden 
sind,  sondern  es  handelt  sich  um  die  eigenartige  Auffassung 
des  Schecks  in  diesen  Ländern.  Wie  England  den  Scheck 
als  Sichtwechsel  handhabt,  so  macht  z.  B.  Mexiko,  welches 
ebenfalls  die  Scheckklausel  nicht  fordert,  überhaupt  keinen 
Unterschied  zwischen  Anweisung  und  Scheck,  sodaB  die 
Scheckklauselfrage  dort  überhaupt  nicht  aufgeworfen  zu 
werden  braucht.  §  1  des  mexikanischen  Gesetzes  lautet: 
Jeder,  der  eine  Summe  Geldes  in  Händen  eines  Kaufmanns 
oder  einer  Kreditanstalt  hat,  kann  zugunsten  seiner  selbst 
Dder  eines  Dritten  durch  eine  Anweisung  darüber  ver- 
fügen, welche  Scheck  genannt  wird.  Es  sind  also 
hier  keine  rechtlichen  Unterschiede  zwischen  einer  Anwei- 
sung und  einem  Scheck  vorhanden. 

2.  Passive  Scheckfähigkeit. 

Eine  weitere,  in  der  Scheckliteratur  vielumstrittene  Frage 
ist  die,  wer  passiv  scheckfähig,  d.  h.  wer  Bezogener  sein 
kann.  Bei  Beurteilung  dieser  Frage  muß  man  unterscheiden, 
ob  man  sie  juristisch  oder  volkswirtschaftlich  lösen  will. 

Juristisch  ist  es  natürlich  gleichgiltig,  ob  jemand  einen 
Scheckvertrag  mit  einem  Bankier  oder  Nichtbankier  ab-, 
schließt.  Heise1)  als  Jurist  bemerkt  hierzu:  „Sollte  aber 
rm  einzelnen  Falle  ein  Nichtbankier  einen  Depositenvertrag 
eingehen  oder  einen  laufenden  Kredit  gewähren  und  sich 
vertragsmäßig  damit  einverstanden  erklären,  daß  Schecks  auf 
ihn  gezogen  werden,  so  ist  kein  Grund  vorhanden,  gesetz- 
liche Hindernisse  dagegen  zu  schaffen/1 

Er  meint  dann  weiter,  daß  der  natürliche  Gang  der 
Düige  es  von  selbst  mit  sich  brächte,  daß  nur  Bankiers  die 
Funktion  als  Scheckbezogene  ausüben,*)    und  daß   sich   die 


1)  Heise:  a.  a.  O.,  Seite  35. 

2)  Heise:  a.  a.  O.,  Seite  34/35. 
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passive  Scheckfähigkeit  von  selbst  auf  größere  Banken  be- 
schränken müsse,  da  die  kleinen  Bankiers  trotz  ihrer  passi- 
ven Scheckfähigkeit  nie  in  die  Lage  kämen,  einen  Scheckver- 
trag abzuschließen,  weil  sich  das  Publikum  lieber  große  Ban- 
ken als  Kassenhalter  auszusuchen  pflege.1) 

Hiermit  können  wir  uns  nicht  einverstanden  erklären. 
Bezüglich  des  ersten  Punktes  bemerken  wir:  Gerade  in 
Deutschland,  und  besonders  in  den  ländlichen  Distrikten 
des  Ostens,  wo  das  Schienennetz  noch  nicht  soweit  verzweigt 
ist,  wo  einzelne  Güter  viele  Stunden  von  einer  größeren 
Stadt  entfernt  liegen,  kommt  es  häufig  vor,  daß  Getreide- 
händler oder  Eisenwarenhändler  in  kleineren  Landstädten 
neben  ihrem  eigentlichen  Geschäfte  noch  Bankgeschäfte  in 
kleinerem  Umfange  betreiben,  Effektenkäufe,  das  Inkasso 
von  Wechseln,  Schecks  und  dergl.  für  die  umliegende  Land- 
bevölkerung vermitteln.  Diese  Kaufleute  kann  man  selbst- 
verständlich, da  sie  die  Bankgeschäfte  als  Laien  betreiben, 
nicht  als  die  Hüter  der  Sicherheit  des  Schecks  ansehen, 
und  fliese  muß  stets  im1  Auge  behalten  werden.  Selbstver- 
ständlich kommen  Ausnahmen  vor,  aber  ein  Gesetz  nach 
diesen  Ausnahmen  zu  normieren,  dürfte  wohl  nicht  angebracht 
erscheinen.  Ferner  warum  soll  es  nach  einer  eingehenden 
gesetzlichen  Regelung  des  Scheckwesens  nicht  möglich  sein, 
daß  irgend  ein  sichergestellter  Kaufmann  Depositengelder 
entgegennimmt,  was  seinem  Geschäfte  nur  dienlich  sein 
kann,  um  den  Deponenten  zu  gestatten,  mittels  Schecks  über 
dieselben  oder  über  ein  sonstwie  entstandenes  Outhaben  zu 
verfügen.  In  verschiedenen  Ländern  ist  dies  allgemein,  wie 
sich  aus  der  besonderen  Berücksichtigung  im  Gesetz  selbst 
ergibt.  In  Deutschland  kam  dieser  Fall  natürlich  bis  zur 
Erlassung  des  deutschen  Scheckgesetzes  bei  dem  Mißtrauen, 
welches  man  dem  Scheck  ohnehin  entgegenbrachte,  nicht  in 
Betracht.  Aber  es  wäre  doch  sehr  leicht  möglich  gewesen, 
daß  sich  solche  Zustände  nach  einer  gesetzlichen  Sicherstellung 
des  Schecks  hätten  entwickeln  können,  wenn  sie  eben  nicht 
aus  triftigen  Gründen  ausgeschaltet  worden  wären. 

1)  Heise:  a.  a.  O.,  Seite  35. 
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Was  die  zweite  Behauptung  Heises  anbetrifft,  daß  der 
Scheckverkehr  sich  von  selbst  auf.  große  Banken  konzen- 
triere, so  erwidern  wir,  daß  es  wohl  keinen  Bankier,  auch 
nicht  den  kleinsten  gibt,  der  nicht  in  die  Lage  kommt,  einen 
Scheckvertrag  abzuschließen.  Gerade  kleinere,  sichergestellte 
Bankiers  haben  oft  eine  nicht  unbedeutende  Scheckkundschaft. 
Ja  man  kann  sogar  sagen,  daß  die  große  Mehrzahl  des  Publi- 
kums sich  zur  Anbahnung  eines  Scheckverkehrs  mit  mitt- 
leren, gut  situierten  Banken  in  Verbindung  setzt.  Durch  die 
verschiedenen  Bankkrache,  wovon  zum  größten  Teile  nur 
große  Banken  betroffen  werden,  bezw.  welche  dem  Publikum 
nur  zu  Ohren  kommen,  ist  dasselbe  in  seiner  Neigung  zu 
mittleren  Banken  noch  bestallet  worden. 

Da  die  beiden  Prämissen  Heises  nicht  stichhaltig  sind, 
ist  natürlich  auch  sein  Schluß,  daß  es  sich  deshalb  empfehlen 
wurde,  nicht  unnötige  Beschränkung  der  passiven  Scheck- 
fähigkeit  eintreten  zu  lassen,  nicht  anzuerkennen. 

Wenn  man  die  Frage  der  passiven  Scheckfähigkeit  volks- 
wirtschaftlich betrachtet,  so  muß  man  sagen,  daß  nur  die 
Bankiers  „die  geborenen  Verwalter  der  passiven  Scheckfähig- 
keit sein  können,"  wie  es  in  der  Begründung  zum  öster- 
reichischen  Scheckgesetz  heißt. 

Wenn  der  große  Zweck  des  Scheckverkehrs,  welcher, 
wie  früher  ausgeführt,  darin  besteht,  die  vielen  kleinen 
Kassenbestände  aufzusaugen,  im  weitesten  Sinne  erreicht  wer- 
den soll,  dann  müssen  die  kleinen  Barvorräte  sich  nur 
an  bestimmten  Stellen  sammeln,  die  gleichsam  als  Reser- 
voire dienen,  und  die  in  großen  Sumtn'en  das  Geld  an  den 
Handel  und  die  Industrie  wieder  abgeben.  Wäre  jeder 
Kaufmann  u.s.  w.  passiv  scheckfähig,  dann  wäre  durch  den 
Scheckverkehr  nicht  viel  erreicht.  Für  den  betreffenden  Kauf- 
mann wäre  die  passive  Scheckfähigkeit  allerdings  ein  Vor- 
teil, für  die  gesamte  Volkswirtschaft  jedoch  ein  nicht  zu 
verkennender  Nachteil.  Dies  ist  unseres  Erachtens  der  Haupt- 
grund, weshalb  man  unbedingt  für  die  Beschränkung  der 
passiven  Scheckfähigkeit  auf  Banken  eintreten  muß. 
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Daneben  kommt  noch  in  Betracht,  daß  die  Banken  die 
geeignetsten  Institute  sind,  eine  Auslese  unter  dem  Publikum, 
das  sich  am  Scheckverkehr  beteiligen  will,  vorzunehmen.  Nur 
so  kann  die  Sicherheit  des  Schecks  und  die  daraus  resul- 
tierende Beliebtheit  desselben  gewährleistet  sein:  Endlich 
—  und  das  ist  auch  ein  nicht  zu  unterschätzender  Grund  — 
erhält  der  Scheck  durch  die  Beschränkung  der  passiven 
Scheckfähigkeit  auf  Banken  Aussicht  darauf,  in  einer  Abrech- 
nungsstelle verrechnet  zu  werden.1)  Dieses  letzte  Moment  ist 
leider  in  Deutschland  noch  nicht  genügend  berücksichtigt; 
aber  erst  auf  diese  Weise  wird  der  Scheck  seinen  wahren 
Zweck  erfüllen. 

Aus  diesen  Erwägungen  heraus  hat  dann  das  deutsche 
Scheckgesetz  schließlich  die  Beschränkung  der  passiven 
Scheckfähigkeit  auf  Banken  in  das  Gesetz  aufgenommen, 
wenn  auch  der  Gesetzentwurf  von  1892  und  der  Entwurf 
der  Reichsbank  eine  allgemeine  passive  Scheckfähigkeit  ver- 
langten. Allerdings  hat  man  die  passive  Scheckfähigkeit  noch 
folgenden  Instituten  zuerkannt: 

1.  Anstalten  des  öffentlichen  Rechts, 

2.  unter  staatlicher  Aufsicht  stehenden  Anstalten, 

3.  in  das  Genossenschaftsregister  eingetragenen  Genos- 
senschaften, „die  sich  nach  den  für  ihren  Geschäfts- 
betrieb maßgebenden  Bestimmungen  mit  der  Annahme 
von  Geld  und  der  Leistung  von  Zahlungen  für  fremde 
Rechnung  befassen",  ferner 

4.  den  unter  amtlicher  Aufsicht  stehenden  Sparkassen, 
wenn  sie  die  nach  Landesrecht  für  sie  geltenden  Auf- 
sichtsbestimmungen erfüllen.  (§  2  des  deutschen 
Scheckgesetzes.) 

Man  hat  nicht  gezögert,  diese  Institute  zu  berücksich- 
tigen, da  sie  ja  bankähnlichen  Charakter  haben.  Wird  ein 
Scheck  in  Deutschland  auf  das  Ausland  ausgestellt,  so  kann 
der  Scheck  auch  auf  solche  Bezogene  lauten,  „auf  die  nach 


1)  Vergl.  hierüber  auch  Schanz:  a.  a.  O.,  ferner  v.  Canstein:  Der  Scheck 
nach  dem?österreichischen  Gesetz.    Berlin  1906,  Seite  93. 


—     23    — 

dem  ausländischen  Rechte  ein  Scheck  gezogen  werden  darf" 
(§  25  des  deutschen  Scheckgesetzes). 

Für  die  Beschränkung  der  passiven  Scheckfähigkeit  haben 
sich  wohl  die  meisten  Bearbeiter  dieser  Frage  ausge- 
sprochen.1) Dagegen  sind  auch  einige  als  Gegner  aufge- 
treten wie  Richter,  Simonson   und  Cohn. 

Richter2)  glaubt,  daß  durch  die  Forderung  der  Be- 
schränkung der  passiven  Scheckfähigkeit  auf  Banken  und 
Bankiers  diesen  ein  Sonderrecht  entstehen  würde,  wofür  die 
anderen  Berufsklassen  ein  Äquivalent  beanspruchen  könnten. 
Buff  *)  bemerkt  hierzu  mit  Recht,  daß  die  passive  Scheck- 
fähigkert  sich  auch  auf  Sparkassen,  Kreditgenossenschaften, 
Darlehnskassen  und  bei  Einführung  des  Postgiroverkehrs  auf 
die  Post  zu  erstrecken  hätte,  was  diesen  Instituten  auch  tat- 
sächlich durch  das  deutsche  Gesetz  zugestanden  worden  ist. 
Somit  könne  von  der  Schaffung  eines  Sonderrechtes  gar  nicht 
die  Rede  sein,  da  ja  Landwirtschaft,  Handel,  Gewerbe 
iL  s.  w.  durch  die  Zulassung  der  Darlehnskassen  und  Kredit- 
genossenschaften ähnliche  Rechte  genießen  würden  wie  Ban- 
ken und  Bankiers.  In  Wirklichkeit  wird  also  durch  das  deut- 
sche Gesetz  nur  unterbunden,  daß  ein  einzelner  Gewerbe- 
treibender u.  s.  w.  Scheckbezogener  sein  kann,  während  es 
der  Gesamtorganisation  in  Form  der  Kreditgenossenschaften 
u.  s.  w.  gestattet  ist. 

Simonson4)  stellt  die  Forderung  auf,  die  passive 
Scheckfähigkert  auf  sämtliche  in  das  Handelsregister  einge- 
tragenen Kaufleute  auszudehnen.  Er  begründet  seinen  Vor- 
schlag damit,  daß  der  Begriff  „Bankier"  nicht  genügend 
begrenzt  sei,  daß  man  oft  nicht  wisse,  ob  man  es  mit  einem 


1)  Vergl.  z.  B.  Pavliceck:  Der  revidierte  österreichische  Scheckgesetz- 
entwurf  in  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht,  Band  57p  Seite  583ff., 
feiner  Banz!  a.  a.  O.  Seite  11. 

2)  Richter  in  der  deutschen  Wirtschaftszeitung,  herausgegeben  von 
G.  B.  Teubner,  Leipzig  111.  Jahrgang  No.  5  Seite  198/199. 

3)  Baff:  a.  a.  O.,  Seite  68,  Anm.  2. 

4)  Simonson:  Ein  letztes  Wort  zum  Scheckgesetzentwurf  in  der 
deutschen  Juristen-Zeitung,  Jahrgang  XII,  1907,  Seite  998. 
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Bankier  oder  sonstigen  Kaufmann  zu  tun  habe.  Er  furchtet 
die  hiermit  verbundene  Gefahr  der  Stempelsteuerhinter- 
ziehung, wenn  sich  später  herausstellt,  daß  der  Bezogene 
nicht  als  Bankier  anzusehen  ist  (vergl.  §  29  des  deutschen 
Scheckgesetzes).  Allerdings  steht  der  Begriff  „Bankier"  in 
Deutschland  nicht  ganz  fest,  denn  es  kommt  vor,  daß  sich 
eine  Firma  mit  Bankgeschäften  als  Nebengewerbe  befjaßt; 
aber  man  sollte  doch  annehmen,  daß  die  Frage  durch  das  Ge- 
setz, welches  ins  Handelsregister  eingetragene,  gewerbsmäßig 
Bankiergeschäfte  betreibende  Firmen  verlangt,  ganz  deutlich 
gelösi:  ist  (§  22).1)  Das  Gesetz  gesteht  eben  die  passive 
Scheckfähigkeit  nur  Firmen  zu,  die  ausschließlich  sich  den 
Bankgeschäften  widmen. 

Ferner  führt  Simonson  (ebenda  Seite  998)  aus,  daß 
Schecks  mehr  im1  Vertrauen  auf  dre  Zahlungsfähigkeit  des 
Ausstellers  als  des  Bezogenen  ausgestellt  würden;  er  sieht 
deshalb  in  der  allgemeinen  passiven  Scheckfähigkeit  kein  Be- 
denken. Darin  mag  er  recht  haben,  wenn  man  auch  einwen- 
den kann,  daß  dies  nicht  immer  zutrifft.  Denn  wenn  der 
Aussteller  von  Schecks  sich  einen  Betrag  bei  seinen  Bankier 
hat  gutschreiben  lassen,  so  kommt  es  doch  itn  letzten  Grunde 
ebenso  darauf  an,  daß  dieser  den  Betrag  richtig  verwaltet 
und  seinerseits  selbst  zahlungsfähig  bleibt. 

An  dem  Moment  der  Unbestimmtheit  des  Begriffes  „Ban- 
kier" hat  auch  noch  Koch  Anstoß  genommen.  Er  tritt  aber 
sonst  für  die  Beschränkung  der  passiven  Scheckfahigkeif 
ein.9) 

Colin  ist  wohl  der  eifrigste  Gegner  der  Beschränkung 
der  [passiven  Scheckfähigkeit  zu  nennen.  In  nicht  weniger 
als  sieben  Punkten  sucht  er  für  die  allgemeine  Scheck- 
freiheit   einzutreten,8)    die    aber    größtenteils    an    der  Außer- 


1)  vergl.  hierüber  auch  Loeb:  Der  Scheckgesetzentwurf,  Berlin  1907, 
Seite  10. 

2)  Koch:  Verhandlung  des  17.  deutschen  Juristentages,  Band  I,  Berlin 
1884,  Seite  27,  ferner  Derselbe:  Ober  Bedürfnis  und  Inhalt  eines  Scheck- 
gesetzes Berlin  1883,  Seite  24. 

3)  Cohn:  Der  vorläufige  Entwurf  eines  deutschen  Scheckgesetzes  in 
der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht  Band  61,  Seite  24—30. 


—     25    — 

ichtlassung  des  volkswirtschaftlichen  Zweckes  des  Scheck- 
verkehrs scheitern.  So  bezeichnet  er  z.  B.  die  Beschränkung 
der  passiven  Scheckfähigkeit  als  einen  „Einbruch  in  die 
Rechtsgleichheit  und  Gewerbefreiheit"1)  und  macht  ferner 
gehend,  daß  der  Geschäftsfähige  nicht  gehindert  werden 
könne,  auf  den  „Mann  seines  Vertrauens"  Schecks  zu 
ziehen.9)  Die  Richtigkeit  dieser  Momente  ist  nicht  zu  leug- 
nen, aber  der  Gesetzgeber  muß  doch  stets  bei  Aufstellung 
eines  Rechtssatzes  die  Allgemeinheit  im*  Auge  haben  und 
nicht  eine  Minderheit,  der  es  vielleicht  nicht  angenehm  ist, 
daß  verschiedene  Kaufleute  oder  Privatpersonen  nicht  passiv 
scheckfähig  sind. 

Fick*)  ist  ebenso  wie  Heise  der  Ansicht,  daß  der 
Scheckverkehr  von  selbst  in  die  Bahnen  geleitet  wird,  die 
den  größten  wirtschaftlichen  Vorteil  mit  sich  bringen,  daß 
also  der  Scheckverkehr  sich  von  selbst  auf  Banken  konzen- 
triert. 

Außer  Deutschland  und  Österreich  hat  kein  anderes  Land 
die  passive  Scheckfähigkeit  in  der  angegebenen  Weise  be- 
schränkt. In  England  muß  der  Bezogene  ein  „banker"  sein, 
worunter  aber  etwas  begrifflich  Weitgehenderes  verstanden 
wird  als  in  Deutschland.  Man  rechnet  nämlich  in  England  zu 
den  bankers  auch  die  sogenannten  „stöckbankers".  Dieselben 
pflegen  nur  das  Depositengeschäft,  während  dasselbe  bei 
unseren  Banken  meist  als  ein  einzelner  Geschäftszweig  an- 
zusehen ist4)  Noch  liberaler  ist  Amerika.  Dasselbe  verlangt 
nur  formell  die  Bezeichnung  des  Bezogenen  als  Bankier, 
ob  er  Bankier  ist  oder  nicht. 

Frankreich  hat  überhaupt  keine  Bestimmung  über  die 
Bezogenen  eigenschaft  in  das  Gesetz  aufgenommen.  Dies  hat 
seinen  Grund  in  dem  Umstand,  daß  die  Notare  als  Ver- 
mögensverwalter Barguthaben  in  Verwahrung  nehmen,  über 


1)  Cohn:  ebenda  Seite  25. 

2)  Cohn:  a.  zuletzt  a.  O.  Seite  26. 

3)  Fick:  a.  a.  0.t  Seite  284. 

4)  Conrad:  a.  a.  O.,  Seite  44. 
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die  der  Hinterleger  mittels  Scheck  verfügen  kann.1)  Di 
Beschränkung  der  passiven  Scheckfähigkeit  auf  Banken  is 
also  in  Frankreich  nicht  tunlich.  Desgleichen  gewährt  da: 
belgische,  spanische,  japanische,  dänische,  norwegische  un< 
schwedische  Recht  die  vollständige  Scheckfreiheit. 

Malta  und  Holland  lassen  Bankiers  und  Kassierer,  Por 
tugal  Banken  und  Kaufleute,  Italien  Kreditinstitute  und  Kauf 
leute,  Mexiko  Kaufleute,  Gesellschaften  und  Banken  al 
Scheckbezogene   zu. 

In  Rumänien  kann  eine  Bank  und  jede  Person,  bei  dei 
jemand  „Geldbeträge  verfügbar  besitzt",  Scheckbezogene 
sein  (Art.  364).  Dasselbe  gilt  vom  bulgarischen  (H.  Q.  B 
III.  Teil,  Art.  640)  und  peruanischen  Recht  (H.G.  B.,  Buch  11 
Art.  523). 

Die  Schweiz  verlangt  im  Obligationenrecht  (Titel  XXX, 
Art.  830,  Ziffer  5)  als  wesentliches  Erfordernis  des  Schecks 
die  „Angabe  der  Person  oder  der  Frrma,  welche  die  Zahlung 
leisten  soll".  Es  ist  also  auch  allgemeine  Scheckfähigkeil 
zuerkannt. 

Nach  dem  ungarischen  Scheckgesetzentwurf e  (§  1,  Zif- 
fer 2)  können  „als  Angewiesene  nur  solche  Firmen  bezeich- 
net werden,  welche  nach  dem  Inhalte  des  Handelsregisters 
Bankiergeschäfte  betreiben.- 

Wenden  wir  uns  nun  zu  der  Frage  der  Sichtstellung  des 
Schecks  und  der  damit  zusammenhängenden  Frage  der  Prä- 
sentationsfrist. 

3.   Sichtstellung   des  Schecks   und  Präsentationsfrist« 

Wie  schon  früher  erwähnt,  liegt  es  im  Wesen  des 
Schecks,  daß  er  seiner  Funktion  als  Stellvertreter  des  Bar- 
geldes gemäß  eine  kurze  Umlaufs  zeit:  haben  muß,  und  daß 
er,  uni  seinen  Zweck  in  vollem  Maße  zu  erfüllen,  möglichst 
bald  zur  Einlösung  präsentiert  wird.  Dies  erreicht  man  durch 
die  Forderung  der  Sichtstellung  des  Schecks.  Aber  gerade 
durch  die  Sichtstellung  des  Schecks  könnte  es  vorkommen, 

1)  Conrad:  a.  a.  O.,  Seite  45. 
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daß  ein  Scheck  eine  äußerst  lange  Umlaufszeit  haben  kann, 
oodaß  dieselbe  gesetzlich  auf  eine  kurze  Zeitdauer  beschränkt 
werden  muß.  Der  Einfachheit  halber  kann  man  von  der  Auf- 
nahme einer  Sichtklausel  in  den  Text  des  Schecks  absehen. 

Unseres  Erachtens  ist  die  Sichtstellung  des  Schecks  un- 
umgänglich notwendig.  In  Frankreich  beruft  man  sich  nach 
Nouguier1)  auf  vier  Argumente : 

1.  Das  fiskalische  Interesse, 

2.  Die  Natur  der  Urkunde, 

3.  Das  Interesse  des  dritten  Inhabers, 

4.  Die  Funktion  des  Schecks  als  Kompensationsmittel. 

Cohn  sucht  diese  Punkte  zu  widerlegen.  Bezüglich  des 
ersten  sagt  er:  „Das  erste  Argument  ist  schon  wiederholt 
gewürdigt  worden;  es  beweist  nur  gegen  die  Steuerprivi- 
legien der  Nichtsichtschecks"  *)  u.  s.  w.  Aus  der  Ausdrucks- 
weise Cohns  geht  hervor,  daß  er  der  Steuerbefreiung  bezw. 
geringen  Steuerbelastung  der  Nichtsichtschecks  keine  große 
Bedeutung  beimißt,  was  wir  jedoch  als  einen  großen  fiska- 
lischen Ausfall  bezeichnen  müssen.  Wenn  Nichtsichtschecks 
zugelassen  wären,  so  würden  dieselben  sicher  in  ganz  aus- 
gedehntem Maße  zur  Anwendung  gelangen  und  würden  den 
besteuerten  Wechsel  verdrängen.  Umsomehr  würde  dies  der 
Fall  sein,  wenn  noch  gar  bei  einer  Nichteinlösung  dem  In- 
haber des  Schecks  Regreßrechte  zuständen. 

Was  das  zweite  Argument  angeht,  so  führt  Cohn  aus: 
„Was  das  „motif  puise  dans  la  nature  du  titre"  betrifft,  so 
erhält  zunächst  nicht  recht,  was  damit  gemeint  ist,  es  scheint 
jedoch,  als  wenn  Nouguier  dabei  die  Worte  Rouher's 
im  Auge  gehabt  hat:  „le  difeque  dort  fetre  payable  ä  Präsen- 
tation, parte  que  sa  valeur  ne  peut  reposer  que  sur  l'idle 
d'une  disponibilite  de  la  somme  qu'il  präsente".  Das  Beispiel 
Englands  beweist  schon,  daß  der  Scheck  sehr  wohl  auf  einen 


1)  L.  Nouguier  und  P.  Espinas,   des  cheques.    Commentaire  des  lois 
de  1865  und  1874.    2.  Ed.  Paris  1874,  Seite  50. 

2)  Cohn:  in  der  Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswissenschaft,  Band  I, 
Seile  486. 
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bestimmten  Tag  a  dato  gestellt  sein  kann,  ohne  seine  „Natur" 
zu  verlieren.1)  Dieser  Ansicht  schließen  wir  uns  an,  aller- 
dings  mit  der  Einschränkung,  daß  der  Fälligkeitstermin  nicht 
allzuweit  hinausgeschoben  wird,  daß  der  Scheck  nicht  länger 
als  eventl.  10—14  Tage  läuft.  Der  Natur  des  Schecks  wird 
noch  in  größerem  Maße  entsprochen,  wenn  er  gemäß  der 
Bestimmung  im  Text  schon  eventl.  nach  5  oder  8  Tagen 
präsentiert  werden  muß. 

C  o  h  n  2)  wendet  sich  alsdann  gegen  das  von  Nouguier 
aufgestellte  Moment  des  Interesses  des  Inhabers;  diesem  Inter- 
esse entspreche  Zahlung,  nicht  ein  bloßes  Zahlungsver- 
sprechen, dessen  Erfüllung  zu  erwarten  immerhin  mit  einem 
gewissen  Risiko  verbunden  sei ;  gerade  die  Ausstellung  eines 
Datumsschecks  begründe  die  Annahmt,  daß  zur  Zeit  der  Aus- 
stellung das  angewiesene  Geld  noch  gar  nicht  disponibel 
sei.  Hierin  müssen  wir  Nouguier  vollkommen  recht  geben. 
Cohn  sagt  nun,  daß  diesem  Argument  der  einfache  Umstand 
entgegenstünde,  daß  niemand  einen  Nichtsichtscheck  anzu- 
nehmen brauche,  wer  ihn  aber  angenommen,  das  damit  ver- 
bundene Risiko  zu  tragen  freiwillig  sich  bereit  erklärt  hätte. 
An  und  für  sich  ist  die  Anschauung  Cohns  richtig,  aber 
er  bedenkt  nicht,  daß  es  Aufgabe  eines  Scheckgesetzes  sein 
muß,  die  Möglichkeit  eines  solchen  Risikos  überhaupt  nicht 
aufkommen  zu  lassen,  sondern  das  Gesetz  muß  stets  bestrebt 
sein,  durch  Sicherstellung  des  Schecks,  das  Schedcwesen  auf 
eine  gesunde  Grundlage  zu  stellen.  Dies  kann  nur  durch 
die  Forderung  der  Sichtstellung  geschehen. 

Bezüglich  der  Kompensationsfähigkeit  des  Schecks  ist 
Cohn8)  der  Meinung,  daß  dieselbe  durch  die  Stellung  auf 
verschiedene  Verfallzeiten  nicht  berührt  werde.  Gewiß  wird 
die  Kompensationsfähigkeit  als  solche  hierdurch  nicht  ange- 
tastet, aber  die  Möglichkeit,  Schecks  zu  kompensieren,  wird 
verringert.    Bietet  sich  z.  B.  dem   Inhaber  eines  NichtSicht- 


1)  Cohn:  a.  zuletzt  a.  O.,  Seite  486. 

2)  Cohn:  a.  zuletzt  a.  O.,  Seite  486. 

3)  Cohn :  a.  zuletzt  a.  O.,  Seite  486. 
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Schecks  die  Gelegenheit,  denselben  aufzurechnen,  so  ist  er 
hierzu  eventl.  nicht  imstande,  da  ja  der  Scheck  erst  in  einiger 
Zeit  fällig  ist.  Der  Scheck,  der  durch  die  Kompensation 
seinen  Zwecke  rfüllt  hätte,  muß  also  nochmals  in  Kurs  ge- 
setzt werden. 

Von  höherer  Bedeutung  ist  für  Cohn1)  das  Argument 
Funks,  welches  auch  wir  vertreten,  daß  der  Scheck  nur  bei 
Sichtstellung  seiner  eigentlichen  Funktion  entspricht.  „Immer- 
hin/4 sagt  Cohn,  „ist  aber  auch  gegen  Funk  die  Frage 
tufzuwerfen,  warum  das  Gesetz  kategorisch  Schecks  verbieten 
will,  dre  von  Parteien  in  konkretem  Falle  als  ihrem  Inter- 
esse entsprechend  betrachtet  werden.  Als  ein  solches  Inter- 
esse erscheint  einerseits  der  Zinnsgewinn  einer  später  zur 
Erhebung  gelangenden  Schecksumme,  andererseits  die  Ab- 
wendung der  Gefahr  der  Zahlungsunfähigkeit,  welche  bei 
plötzlicher  Forderung  unerwartet  hoher  Summen  die  Banken 
bedroht"  Und  an  einer  anderen  Stelle2)  sagt  er:  „Mindestens 
hätte,  wie  in  Italien,  Portugal  und  Rumänien,  der  befristete 
Sichtscheck  toleriert  werden  sollen,  um  die  Gefahr  eines 
jun*  auf  die  bezogene  Bank  abzuschwächen."8)  Der  Zins- 
gewinn wäre  allerdings  ein  großer  Vorteil  für  die  beteiligten 
Parteien.  Aber  sehr  lange  würde  man  sich  dieses  Vorteils 
aicht  erfreuen  können,  denn  bald  würde  man,  wenn  Nicht- 
sichtschecks überhand  nähmen,  diese  ebenso  diskontieren, 
wie  Wechsel,  sodaß  der  Zinsgewinn  wegfiele.  Was  die 
Zahlungsunfähigkeit  der  Banken  bei  plötzlicher  Präsentation 
von  Schecks  über  hohe  Summen  angeht,  so  bemerken  wir,  daß 
in  der  Praxis  solche  Schecks  kaum  in  Umlauf  gesetzt  werden. 
Sie  lauten  größtenteils  auf  Überbringer,  und  sind  vorher  der 
Bank  avisiert,  sodaß  diese  imstande  ist,  sich  die  nötigen  Geld- 
mittel von  anderer  Seile  zu  beschaffen.  Sollte  der  Fall  ein- 
treten, daß  solche  Schecks  nicht  vorher  avisiert  sind,  so  ist 

1)  Cohn:  ebenda  Seite  487. 

2)  Cohn:    In    der   Zeitschrift    für    vergleichende    Rechtswissenschaft, 
Band  11,  Seite  408. 

3)  Für  die  Zulassung  von  Nichtsichtschecks  spricht  sich   auch   noch 
Fick:  a.  a.  O.  Seite  273/274  aus. 
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gegen  Cohns  Vorschlag,  einen  Scheck,  welcher  2  oder 
3  Tage  nach  Sicht  zahlbar  ist,  zuzulassen,  nichts  einzu- 
wenden. 

Aus  den  angegebenen  Gründen  müssen  wir  für  die 
Sichtstellung  des  Schecks  und  für  eine  kurze  Präsentations- 
frist eintreten. 

Letztere  ist  in  Deutschland  für  im  Inland  auf  das  In« 
land  ausgestellte  Schecks  auf  10  Tage  festgesetzt.  Für 
Schecks,  welche  im  Ausland  auf  das  Inland  und  umgekehrt 
ausgestellt  sind,  bestimmt  der  Bundesrat  die  Vorlegungs- 
frist (§11  des  deutschen  Scheckgesetzes).  Dieser  hat  be- 
schlossen  (Reichsgesetzblatt  Seite  71): 

Im  Auslande  ausgestellte,  im  Inlande  zahlbare  Schecks 
sind  binnen  der  nachstehenden  Fristen  nach  der  Ausstellung 
dem   Bezogenen  am   Zahlungsorte  zur  Zahlung  vorzulegen: 

1.  im  europäischen  Auslande  —  mit  Ausnahme  von  Is- 
land und  den  Faröern  —  ausgestellte  Schecks  bin- 
nen 3  Wochen, 

2.  in  den  Küstenländern  von  Asien  und  Afrika  längs 
des  Mittelländischen  und  Schwarzen  Meeres  oder  in 
den  dazugehörigen  Inseln  dieser  Meere  ausgestellte 
Schecks   binnen   einen    Monat, 

3.  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  in  Kana- 
da, Neu-Fundland,  Mexiko,  den  Azoren,  Madeira,  den 
Canarischen  und  Verdischen  Inseln  ausgestellte  Schecks 
binnen    2  Monaten,   und 

4.  sonst  im  Auslande,  mit  Einschluß  der  deutschen  Schutz- 
gebiete ausgestellte  Schecks  binnen  3  Monaten. 

Die  Fristen  gelten  auch  für  Schecks,  die  im  In- 
land ausgestellt,  im  Auslande  zahlbar  sind,  sofern  das 
ausländische  Recht  keine  Vorschrift  über  die  Zeit  der 
Vorlegung   enthält. 

Berlin,    den    19.  März  1908. 

Der  Reichskanzler. 

gez.  v.  Bethmann-Hollweg 


ii 
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Für  eine  kurze  Präsentationsfrist  haben  sich  noch  viele 
andere  ausgesprochen,  wenn  auch  die  Meinungen  über  die 
Länge  derselben  oft  auseinander  gehen.1) 

Als  Riesser*)  die  Ausführungen  Hoffmanns  zu 
widerlegen  suchte,  welcher  als  vollkommener  Gegner  eines 
Scheckgesetzes  aufgetreten  ist,  weil  er  annimmt,  daß  etwaige 
Lucken  und  Mängel  im  Scheckverkehr  durch  Gewohnheits- 
recht zu  beseitigen  wären  (Bankarchiv  IV.  Jahrg.  1905  Seite 
135),  betonte  er,  daß  noch  im  Jahre  1902  sämtliche  säch- 
sischen Handels-  und  Gewerbekamtnern  sowie  die  Ältesten 
der  Kaufmannschaft  von  Berlin  die  wichtige  Frage,  ob  eine 
Usance  bezüglich  der  Präsentationsfrist  von  Schecks  be- 
stände, verneinend  beantwortet  hätten.  Leider  konnten  wir 
durch  Nachfrage  bei  vielen  Banken  konstatieren,  daß  trotz 
Inkrafttretens  des  deutschen  Scheckgesetzes  hierin  kein  Wan- 
del geschaffen  worden  ist.  Obgleich  das  Gesetz  die  Präsen- 
tationsfrist auf  10  Tage  festsetzt,  wird  diese  Bestimmung 
in  der  Praxis  überhaupt  nicht  beachtet.  Gerade  wie  frühe 
kommt  es  auch  jetzt  noch  vor,  daß  Schecks  14  Tage  bis 
4  Wochen  und  sogar  noch  länger  sich  im  Umlaufe  befinden. 
Oft  sind  es  gerade  Schecks  über  kleine  Beträge,  die  eine 
derartige  lange  Zirkulationsdaiuer  haben  und  an  die  deshalb 
nicht  selten  eine  lange  Alonge  geklebt  ist,  um  nur  samtliche 
Indossamente  aufnehmen  zu  können.  Die  einzige  nachteilige 
Folge  ist  die,  wie  später  noch  zu  erörtern  sein  wird,  daß 
den  Inhabern,  welche  nach  10  Tagen  im  Besitze  des  Schecks 
gewesen  sind,  das  Regreßrecht  verloren  geht.  Da  aber  eine 
Sichteinlösung  eines  Schecks  zu  Ben  Seltenheiten  gehört,  so 
tonnen  die  meisten  Schecks  nach  Belieben  lange  kursieren, 
ohne  daß  sich  irgend  ein  nennenswerter  Nachteil  daraus  er- 
gibt. 

Es  wäre  also  hier  ein  gesetzgeberischer  Eingriff  ohne 
Zweifel  am  Platze.    Da  wir  uns  gegen  Strafbestimmungen, 


1)  Vergl.  z.B.  Koch,  R.:  Ober  Giroverkehr  und  den  Gebrauch  von 
Schecks  als  Zahlungsmittel,  Berlin  1878,  Seite  33;  ferner  Moltmann  a.  a.  O., 
Seite  281)282;  Buff:  a.  a.  O.,  Seite  88;  Fick:  a.  a.  O.,  Seite  374. 

2)  Riefler:  In  der  deutschen  Juristenzeitung  XII.  Jahrg.,  Seite  33. 
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später  aussprechen  und  ferner  nicht  annehmen,  daß  sich  di< 
Geschäftswelt  und  das  Privatpublikum  in  Deutschland  binnei 
kurzer  Zeit  an  die  Präsentationsfrist  gewöhnen  wird,  schlaget 
wir  vor,  nachträglich  eine  Bestimmung  in  das  Qesetz  auf 
zunehmen,  wonach  eventl.  die  Worte  „Präsentationsfris 
1 0  Tage,  §  1 1  des  Seteckgesetzes"  an  einer  in  das  Aug< 
fallenden  Stelle  des  Schecks  aufgedruckt  sein  müssen,  wr< 
man  es  oft  auf  französischen  Schecks  findet.  Denn  unsere 
Erachtens  ist  der  bestehende  Mangel  teils  auf  das  Bestreber 
des  Verharrens  im  alten  Schlendrian,  größtenteils  aber  aui 
eine  Unkenntnis  des  Gesetzes  zurückzuführen.  Wir  glauben 
daß  auf  diese  Weise  die  Rückständigkeit  wenn  nicht  ganz 
lieh,  so  aber  doch  in  großem  Maße  beseitigt  werden  wird 
Die  Präsentationsfrist  von  10  Tagen  ist  sogar  noch  als  etwas 
zu  lange  anzusehen,  und  das  Publikum  muß  erst  nach  und 
nach  erzogen  werden,  seine  Schecks  noch  zeiliger  zu  präsen 
tieren.  Die  Anbringung  obiger  Klausel  scheint  uns  hierzu 
das  geeignete  Mittel  zu  sein. 

Wenn  Cohn1)  meint,  daß  die  Usance  im1  allgemeinen 
nicht  dazu  beitragen  könne,  die  Präsentationsfrist  zu  ver 
kürzen,  so  können  wir  ihm  hier  nicht  beipflichten ;  denn 
es  ist  eine  erwiesene  Tatsache,  daß  man  sich  in  England 
wo  das  Gesetz  die  Präsentationsfrist  „within  a  rearonablc 
time"  vorschreibt,  also  keine  bestimmte  Frist  angibt,  schon 
seit  langem  daran  gewöhnt  hat,  Schecks  binnen  ganz  kurzer 
Zeit  zur  Zahlung  vorzulegen.2) 

Bei  der  Widerlegung  Kapps,3)  welcher  verlangt,  daß 
der  Schecknehmer  nach  Belieben  die  auf  dem  Scheck 
angegebene  Summe  abheben  soll,  im  übrigen  aber  zugibt, 
daß  es  im  öffentlichen  Interesse  liegt,  kurze  Präsentations- 
fristen festzusetzen,  da  der  Scheck  nicht  zum  Zirkulations- 
mittel entarten  soll,  bemerkt  Hübner  sehr  treffend:  „Wenn 

1)  Cohn:  In  der  Zeitschr.  für  vergl.  Rechtswissenschaft,  Band  12, 
Seite  97. 

2)  Vergleiche  auch  Fick,  a.  a.  O.,  Seite  374. 

3)  Kapps:  „Der  Scheck"  in  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handels- 
recht, Band  30,  Seite  389  ff. 
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der  Scheck  seinem  ganzen  Wesen  nach  kein  Zirkulations- 
mittel ist,  warum  soll  man  ihm  dann  gewissermaßen  die  Be- 
fugnisse eines  solchen  einräumen,  ihn  förmlich  künstlich  zu 
einem  solchen  machen?  Bedroht  man  damit  nicht  einfach 
seinen  Charakter  als  Zahlungsmittel  auf  das  Ernsthafteste? 
Die  Präsentationsfrist  muß  unbedingt  festgesetzt  werden."  l) 

Ferner  ist  die  Entgegnung  Hübners2)  auf  den  Ein- 
wurf K  a  p  p  s , s)  dem  Aussteller  könne  es  doch  nur  erwünscht 
»ein,  wenn  der  Scheck  möglichst  spät  präsentiert  werde, 
da  doch  dann  sein  Guthaben  ein  größeres  sei,  ebenso  zu- 
treffend, wenn  er  sagt,  daß  dies  voll  und  ganz  in  derselben 
Form  auf  den  Schecknehmer  anzuwenden  sei,  der  bei  so- 
fortiger Präsentation  dann  dieselben  Vorteile  zu  genießen 
vermöge. 

Buff4)  geht  von  denselben  Gesichtspunkten  aus,  be- 
merkt aber  noch  mit  Recht,  daß  die  Nichtsichtschecks  auch 
aus  dem  Grunde  zu  verwerfen  wären,  weil  durch  dieselben 
die  vordatierten  Schecks  noch  mehr  überhand  nehmen  könn- 
ten, £ls  dies  schon  jetzt  der  Fall  wäre.  Im  Interesse  der 
Reinheit  des  Schecks  könne  dies  nicht  energisch  genug  be- 
kämpft werden. 

Für  das  Vordatieren  von  Schecks  hatte  der  Entwurf  des 
Reichsbankdirektoriums  von  1882  eine  Geldstrafe  bis  zu 
1000  Mark  angesetzt.  Diese  Bestimmung  hat  man  aber  später 
in  der  richtigen  Erkenntnis,  daß  die  Androhung  von  Strafen 
auf  den  Scheckverkehr  nicht  günstig  einwirken  kann,  wieder 
gestrichen.  *) 

Peru  bedroht  den  Aussteller  eines  Schecks  ohne  Datum 
oder  mit  falschem  Datum  mit  einer  Strafe  von  2  <y0  dqs 
Wertes  des  Schecks,  Japan  belegt  denjenigen  mit  einer  Strafe 
van  5  bis  1000  Yen,  wer  im  Scheck  ein  unrichtiges  Datum 
angibt,  Rumänien  mit  1 0  o/0  des  Scheckbetrages. 

1)  Habner:  Das  Scheckwesen.  Halle  a.  S.  1906,  Seite  32. 

2)  Hübner:  ebenda  Seite  33. 

3)  Kapp:  a.  a.  O  ..Seite  387. 

4)  Buff:  a.  a.  O.,  Seite  69. 

5)  Vergl.  hierzu  Hoppenstedt,  zum  Scheckgesetz,  Berlin  1882.  Seite  10. 
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In  Deutschland  werden  vordatierte  Schecks  jetzt  so  be- 
handelt, daß  sie  nicht  vor  dem  angegebenen  Ausstellungstage 
fällig  werden,  jedoch  kann  sie  der  Bezogene,  wenn  sie  mit 
Wechselstempel  versehen  sind,  jederzeit  einlösen.  Durch  die 
Vordatierung  geht  der  Scheck  also  seiner  rechtlichen  Natur 
als  Scheck  verlustig  und  wird  als  Anweisung  nach  dem 
bürgerlichen  Gesetzbuch  beurteilt.  Für  die  Abgabe  des 
Wechselstempels  haften  nur  diejenigen  als  Gesamtschuldner, 
welche  am  Umlaufe  des  Schecks  im  Inlande  vor  dem  Aus- 
stellungstage teilgenommen  haben.1) 

Da  in  das  deutsche  Gesetz  die  Bestimmung  aufgenommen 
worden  ist,  dafi  Schecks  mit  einer  anderen  Zahlungszeit  als 
bei  Sicht  zahlbar,  nichtig  sein  sollen  (§  7),  so  wollen  wir 
diesem  Punkte  noch  näher  treten.  Durch  die  Nichtigerklärung 
des  Schecks  wird  also  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  der  Scheck 
als  Anweisung  nach  dem  bürgerlichen  Gesetzbuch  betrach- 
tet und  als  solche  dem  Wechselstempelgesetz  unterworfen 
werden  soll.  Diese  Bestimmung  müssen  wir  billigen  trotz 
den  Ausführungen  Cohns,2)  welcher  zwar  einen  Nicht- 
sichtscheck der  Wechselstempelsteuer  unterworfen,  ihn  aber 
sonst  dem  Inhalte  gemäß  als  Scheck  behandelt  wissen  will : 
denn  nur  durch  ein  solch  strenges  Vorgehen  wird  verhütet, 
daß  Nichtsichtschecks  überhand  nehmen. 

Die  Sichtstellung  des  Schecks  sowie  die  Präsentations- 
frist werden  fast  in  allen  Scheckgesetzen  verlangt,  wenn 
auch  die  letztere  in  den  einzelnen  Ländern  länger  oder  kürzer 
ausgefallen  ist.  Eine  Ausnahme  bilden  die  Scheckgesetze 
von  Italien,  Portugal  und  Rumänien,  welche  übereinstim- 
mend Sichtschecks  sowie  in  einer  Frist  von  höchstens 
10  Tagen  zahlbare  Schecks  —  von  der  Präsentation  ange- 
rechnet —  zulassen.  Wann  die  Präsentation  erfolgt  ist,  wird 
in  Italien  durch  das  datierte  und  vom  Bezogenen  unter- 
schriebene Wort  „gesehen"  (visto)  festgestellt  (Art-  342, 
Abs.  3).   Die  Präsentation  hat  für  am  Ausstellungsorte  zahl- 


1)  Kohl:  a.a.O.,  Seite  31. 

2)  Cohn:  In  der  Zeitschr.  fflr  vergl.  Rechtswissenschaft,  Bd.  11,  S.  4(# 
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bare  Schecks  innerhalb  8  Tagen,  für  solche  auf  einen  ande- 
ren Ort  in  Italien  innerhalb  14,  in  Portugal  und  Rumänien 
innerhalb    15  Tagen   zu   erfolgen. 

Spanien  fordert  ebenfalls  keine  Sichtstellung,  verlangt 
aber,  daß  binnen  5  bezw.  8  Tagen  präsentiert  wird.  Schecks, 
welche  auf  das  Ausland  ausgestellt  sind,  müssen  binnen  12 
Tagen  vorgelegt  werden  (Art.  537). 

Ic  den  Vereinigten  Staaten  sind  Datoschecks  und  be- 
fristete Sichtschecks  anerkannt.  Die  nordischen  Gesetze  ver- 
langen die  Sichtstellung  auch  und  setzen  die  Präsentations- 
trist für  am  Ort  zahlbare  Schecks  auf  3,  für  Distanzschecks 
auf  10  Tage  fest.  Ist  für  die  Obersendung  des  Schecks  zum 
Zahlungsorte  auf  gewöhnlichem  Wege  eine  längere  Zeit  als 
5  Tage  notwendig,  so  muß  die  Präsentation  spätestens  am 
fünften  Tage  nach  Ablauf  der  für  eine  solche  Übersendung 
notwendigen  Zeit  erfolgen   (§  10). 

England  macht  die  Präsentationsfrist  von  den  Handels- 
gebräuchen und  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  ab- 
hängig. 

Mexiko  setzt  die  Präsentationsfrist  auf  8  Tage  fest  und 
fügt  noch  eine  sich  aus  den  schlechten  Verkehrsverhältnissen 
in  Mexiko  ergebende  Bestimmung  hinzu,  wonach  die  Frist 
zur  Vorlegung  für  jede  100  km  Entfernung  zwischen  dem 
Orte  der  Ausstellung  und  dem  Zahlungsorte,  wenn  diese 
verschieden  sind,  um   einen  Tag  verlängert  wird. 

In  den  Niederlanden  ist  der  Inhaber  eines  Schecks  ver- 
pflichtet, Zahlung  innerhalb  dreier  Tage  nach  dem  Tage,  an 
welchem  er  das  Papier  in  Zahlung  genomjnen  hat,  zu  for- 
dern. Eine  Sichtstellung  ist  nicht  unbedingt  nötig,  da 
Art.  227,  Abs.  2  des  niederländischen  Gesetzes  bestimmt: 
Ist  in  der  Promesse  der  Zahlungstag  ausgedrückt,  so  be- 
ginnt der  Termin  von  3  Tagen  erst  am  Tage  nach  dem  aus- 
gedrückten Zahlungtage  zu  laufen. 

Österreich  verlangt,  daß  ein  Scheck,  wenn  er  am  Aus- 
«tellungsplatze  zahlbar  ist,  binnen  5  Tagen,  wenn  er  an 
einem  anderen  Orte  des  Inlandes  zahlbar  ist,  binnen  8  Tagen 
dem  Bezogenen  zur  Zahlung  präsentiert  wird.  Eine  Aus- 
nahme machen  Schecks,  welche  von  einem  inländischen  Platze 
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auf  Istrien,  Dalmatien  und  auf  eine  der  Inseln  des  Küsten- 
landes oder  umgekehrt  gezogen  sind.  Diese  Schecks  sind 
innerhalb  5  Tagen  nach  dem  Zahlungsorte  zu  senden  und 
dort  binnen  weiterer  5  Tage  dem  Bezogenen  vorzulegen. 
Das  Gleiche  gilt  von  Schecks,  die  außerhalb  des  Geltungs- 
gebietes des  österreichischen  Scheckgesetzes  auf  Österreich 
ausgestellt  sind.  Einer  Sonderbestimmung  unterliegen  ferner 
auf  den  Namen  lautende  Schecks,  die  auf  die  Postsparkasse 
ausgestellt  sind.  Für  diese  Schecks  können  durch  die  Ge- 
schäftsbestimmung der  Postsparkasse  andere  Fristen  festge- 
legt werden;  doch  dürfen  sie  14  Tage  vom  Ausstellungs- 
tage an  gerechnet  nicht  übersteigen.  Ebenso  wie  in  Deutsch- 
land werden  auch  in  Österreich  Sonn-  und  Feiertage  bei  der 
Berechnung  der  Präsentationsfrist  nicht  in  Anrechnung  ge- 
bracht. Im  Auslande  zahlbare  Schecks  unterliegen  dem 
Scheckgesetze  des  betreffenden  Landes.  Enthält  dasselbe 
keine  gesetzlichen  Bestimmungen  über  solche  Schecks,  so 
kommt  das  österreichische  Gesetz  zur  Anwendung  (vergl. 
§  9   des   österreichischen    Scheckgesetzes). 

Nach  französischem  Recht  muß  der  Inhaber  den  Scheck, 
wenn  er  am  Ausstellungsorte  zahlbar  ist,  binnen  5  Tagen, 
den  Tag  der  Ausstellung  eingerechnet,  sonst  binnen  8  Tagen 
zur  Zahlung  präsentieren.  Das  Gleiche  verlangt  das  schweize- 
rische Gesetz. 

Das  belgische  Gesetz,  welches  in  jeder  Beziehung  dem 
französischen  verwandt  ist,  weicht  in  diesem  Punkte  von  dem 
letzteren  ab.  Es  schreibt  für  Platzschecks  nur  3  Tage,  für 
Distanzschecks   nur  6  Tage   Präsentationsfrist  vor. 

In  Japan  beträgt  die  Präsentationsfrist  eine  Woche,  in 
Argentinien  15  Tage  bezw.  einen  Monat.  Schecks  im  In- 
lande  auf  das  Ausland  ausgestellt  sind  nach  argentinischem 
Rechte  nicht  zulässig. 

4.  Zahlungsort. 
Für  die  Bestimmung  der  Präsentationsfrist  ist,  wie  wir 
sahen,  die  Angabe  des  Zahlungsortes  wesentlich,  je  nach- 
dem, ob  der  Scheck  am  Ausstellungsorte  fällig  ist,  oder  auf 
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einen  anderen  Ort  lautet.  Da  man  oft  im  Zweifel  sein  kann, 
welches  der  Zahlungsort  sein  soll,  wenn  z.  B.  überhaupt 
kein  Zahlungsort  angegeben  ist,1)  so  muß  die  Frage  des 
Zahlungsortes  gesetzlich  geregelt  sein.  Der  diesbezügliche 
§  f  de?  deutschen  Scheckgesetzes  lautet: 

Der  bei  dem  Namen  oder  der  Firma  des  Be- 
zogenen angegebene  Ort  gilt  als  Zahlungsort.  Die 
Angabe  eines  anderen  Zahlungsortes  gilt  als  nicht  ge- 
schrieben. Ist  bei  dem  Namen  oder  der  Firma  des 
Bezogenen  ein  Ort  nicht  angegeben,  so  gilt  der  Aus- 
stellungsort als  Zahlungsort. 

Als  Ort,  wo  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  zu  erfüllen 
ist,  wird  also  unmittelbar  der  Ort  angesehen,  der  im  Text 
des  Schecks  bei  dem  Namen  oder  der  Firma  des  Bezogenen 
angegeben  ist.  Soll  der  Scheck  am  Orte  einer  Zweignieder- 
lassung eingelöst  werden,  so  muß  dieser  Ort  auf  dem  Scheck 
angegeben  sein. 

Ober  die  Zweigniederlassungen  hinaus  läßt  alsdann  das 
Gesetz  auch  noch  Zahlstellen  zu,  die  sich  in  den  verschieden- 
sten Städten  befinden  können  und  gewöhnlich  auf  der  Rück- 
seite des  Schecks  angegeben  sind.  Diese  Zahlstellen  sind  aus 
dem  Obelstande  der  verhältnismäßig  hohen  Inkassospesen 
entstanden,  welche  dem  Scheckverkehr  hinderlich  waren.  Be- 
sonders bei  der  Reichsbank  sind  dieselben  ziemlich  hoch. 
Sie  betragen  dort  bei  Schecks  auf  inländische  Bankhäuser, 
welche  einer  Abrechnungsstelle  nicht  angehören,  für  die 
ersten  M.  10  000.—  l%o»  füf  den  übersteigenden  Betrag 
5 '-.  °/oo»    mindestens  aber   50  Pfg.    pro    Stück.     Wenn    die 


1)  Gewöhnlich  sind  der  Name  des  Bezogenen  und  der  Zahlungsort 
iaf  dem  Scheck  vorgedruckt.  Doch  kann  es  auch  vorkommen,  daß  diese 
Angaben  nachträglich  auf  den  Scheck  geschrieben  werden.  Dies  ist  z.  B.  der 
Fall,  wenn  der  Inhaber  eines  Kreditbriefes  den  ihm  auf  Grund  desselben 
von  einer  Bank  ausgezahlten  Betrag  der  letzteren  sofort  mittels  Scheck  auf 
*e  Aussteüungsbank  des  Kreditbriefes  wieder  zurückerstattet.  Es  werden 
lifdann  gewöhnlich  Blanko-Schecks  verwandt,  auf  denen  der  Name  des 
Bezogenen  und  der  Zahlungsort  noch  auszufüllen  sind.  Hierbei  kann  der 
Zahlungsort  versehentlich  nicht  angegeben  werden. 
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Schecks  auf  Mitglieder  einer  auswärtigen  Abrechnungsstelle 
gezogen  sind,  wird  eine  mäßigere  Gebühr  erhoben,  1/5%0t 
mindestens  aber  30  Pfg. ;  für  Schecks,  auf  deren  Rüclcserte 
Mitglieder  auswärtiger  Abrechnungsstellen  nur  als  Zahlungs- 
stellen namhaft  gemacht  sind,  werden  jedoch  die  höheren 
Sätze  in  Anrechnung  gebracht.1)  Die  Folge  hiervon  ist,  daß 
der  Inkassoverkehr  bei  der  Reichsbank  als  verschwindend  ge- 
ring bezeichnet  werden  kann.  Um  dem  Übel  abzuhelfen, 
welches  den  Scheckverkehr  beeinträchtigte,  haben  die  meisten 
Banken,  wenn  sie  auch  etwas  Verdienst  einbüßen,  den  Schritt 
getan  und  haben  in  den  meisten  größeren  Sfädten  Deutsch- 
lands Zahlstellen  errichtet,  woselbst  ihre  Schecks  kostenlos 
eingelöst  werden.  Natürlich  beruht  die  Gefälligkeit  dieser 
Banken  auf  Gegenseitigkeit.  So  hat  clie  Deutsche  Bank  auf 
der  Rückseite  ihrer  Schecks  z.  B.  über  100,  die  Oldenburgi- 
sche Landesbank  sogar  zirka  150  Zahlstellen  verzeichnet2) 

Im  Hinblick  auf  den  Vorteil,  welchen  die  Zahlstellen  dem 
Scheckverkehr  bieten,  ist  es  nur  zu  begrüßen,  wenn  das 
deutsche  Gesetz  dieselben  gestattet.  Natürlich  ist  es  selbst- 
verständlich, daß  die  Zahlstelle  den  präsentierten  Scheck 
nicht  sofort  einlösen  kann,  sondern  sich  erst  beim  Bezoge- 
nen des  Schecks  erkundigen  muß,  ob  derselbe  in  Ordnung 
geht,  was  2 — 3  Tage  in  Anspruch  nehmen  wird.  Bei  Schecks 
über  größere  Beträge  wird  die  Erkundigung  gewöhnlich  tele- 
graphisch eingezogen. 

Die  Bestimmung  des  deutschen  Gesetzes,  daß  die  An- 
gabe eines  anderen  Zahlungsortes  als  desjenigen  des  Be- 
zogenen als  nicht  geschrieben  gelten  soll,  schließt  "das  Ver- 
bot des  Domizilschecks  in  sich.  Die  Regierungsmotive  zum 
Scheckgesetzentwurf  von  1892  bemerken  hierzu:  „Domizi- 
lierte Schecks  sind  ungültig.  Es  würde  der  Natur  des  Scheck- 
verkehrs widersprechen,  wenn  der  Bezogene,  der  der  Kasse- 
halter des  Ausstellers  ist,  an  einem  Orte  zahlen  sollte,  wo 
er  weder  wohnt,  noch  eine  geschäftliche  Niederlassung  hat, 


1)  Siehe  Reglement  der  Reichsbank. 

2)  Buff:  a.  a.  O.,  Seite  50/51. 
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also  auch  keine  Kasse  hält,  ebenso  wenn  statt  des  Bezogenen 
ein  Dritter  die  Zahlung  leisten  sollte/'  *) 

Während  es  beim  Wechsel  das  Reguläre  ist,  daß  der 
Bezogene  den  Domizilvermerk  auf  den  Wechsel  setzt,  oder 
vom  Aussteller  auf  den  Wechsel  setzen  läßt,  wenn  es  sich 
um  einen  unakzeptterten  Wechsel  handelt,  so  kann  der  Domi- 
zilvermerk beim  Scheck,  da  sich  die  Sdieckformulare  in  Hän- 
den des  Ausstellers  befinden,  nur  von  diesem  oder  einem 
späteren  Inhaber  angebracht  werden.  Diese  beiden  letzten 
Fälle  nehmen  wohl  auch  nur  die  Motive  zum  Regierungsent- 
wurf von  1892  an,  wie  aus  dem  Wortlaut  hervorgeht.  Warum 
das  deutsche  Scheckgesetz  das  Domizilverbot  kennt,  ist  nicht 
schwer  zu  erraten.  Gewiß  würde  es  einen  schweren  Eingriff 
in  die  Grundideen  des  ganzen  Scheckwesens  bedeuten,  wenn 
das  Gesetz  Domizilschecks  zuließe,  wenn  der  "Bezogene  selbst 
den  Domizilvermerk  auf  den  Scheck  anbringen  könnte.  Hier- 
durch würde  der  Bezogene  nichts  anderes  sagen  wollen,  als 
daß  er  nicht  mehr  im  Besitz  des  deponierten  Geldeis  ist, 
bezw.  wenn  es  sich  um  einen  Kreditscheck  handelt,  daß  er 
nicht  mehr  imstande  ist,  den  vereinbarten  Kredit  zu  gewähren. 
Solche  Domizilschecks  sind  natürlich  unter  allen  Umständen 
im  Interesse  des  ganzen  Scheckverkehrs  zu  verwerfen.  Aber 
wie  wir  soeben  ausführten,  liegen  beim  Scheck  andere  Ver- 
hältnisse vor  wie  beim  Wechsel,  und  es  kann  für  den  späteren 
Inhaber  eines  Schecks,  besonders  wenn  es  sich  um  einen 
Scheck  über  eine  hohe  Summe  handelt,  oft  von  großem  Vor- 
teil sein,  wenn  der  Aussteller  denselben  bei  einer  Bank  des 
Ortes,  an  dem  der  betreffende  Inhaber  seinen  Wohnsitz  hat, 
domizilierte.  Er  kann  alsdann  noch  am  selben  Tage  des  Ein- 
treffens des  Schecks  in  den  Besitz  des  Geldes  gelangen,  wäh- 
rend er  dasselbe,  wenn  er  den  Scheck  bei  einer  Zahlstelle 
vorlegen  würde,  erst  nach  ein  bis  zwei  Tagen  erhielte.  Der 
Aussteller  müßte  natürlich  seiner  Bank  bei  Ausstellung  des 
Schecks  mitteilen,  daß  er  denselben  bei  der  betreffenden  Bank 


1)  Abgedruckt  bei  Hoppenstedt:   Ein  zweites  Wort  zum  Scheckgesetz, 
Bertin  1892,  Seite  27/28. 
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domiziliert  hat,  sodaß  die  erstere  die  Deckung  für  den  Scheck 
noch  am  selben  Tage  überweisen  kann.  Hierin  würde  der 
Unterschied  zwischen  einer  Zahlstelle  und  dem  Domizil  eines 
Schecks  zu  suchen  sein.  Während  bei  Ausstellung  des 
Schecks  noch  nicht  vorauszusehen  ist,  bei  welcher  Zahlstelle 
er  präsentiert  werden  wird,  ist  dem  Domizilscheck  ein  be- 
stimmter Weg  vorgeschrieben,  sodaß  der  Bezogene  des 
Schecks  schon  vorher  seine  Maßnahmen  treffen  kann,  um 
eine  sofortige  Einlösung  zu  bewerkstelligen.  Ein  dem  Scheck- 
kunden vom  Bezogenen  ausgehändigtes  Verzeichnis  von 
Banken,  auf  welche  domiziliert  werden  kann,  wäre  natür- 
lich unerläßlich.  Zu  unterscheiden  hätte  sich  die  Zahlstelle 
vom  Domizil  auch  dadurch,  daß  bei  dem  letzteren  ein  Scheck 
protestiert  werden  könnte,  bei  der  ersteren  aber  nicht. 

Für  die  Zulassung  von  Domizilschecks  ist  ferner  auch 
noch  F  i  c  k  *)  eingetreten,  indem  er  auf  die  österreichische 
Bankpraxis  verweist,  bei  der  Domizilschedcs  bis  zum  Erlaß 
des  österreichischen  Scheckgesetzes  üblich  waren.  Jetzt  ist 
in  Österreich  allenfalls  ein  Domizil  auf  eine  Zweigniederlas- 
sung oder  Filiale  des  Bezogenen  zulässig,  ferner  auf  ein  Mit« 
glied  einer  Abrechnungsstelle,  wenn  der  Bezogene  nicht 
selbst  Mitglied  ist  (§  4,  Abs.  1  und  §  22,  Abs.  1  des  öster- 
reichischen Schedkgesetzes). 2) 

Endlich  vertritt  das  deutsche  Qesetz  den  Standpunkt, 
daß  in  Ermangelung  eines  Zahlungsortes  der  Ausstellungs- 
ort als  Zahlungsort  zu  gelten  habe.  Gewöhnlich  wird  es 
stimmen,  daß  in  solchem  Falle  der  Zahlungsort  mit  dem 
Ausstellungsort  identisch  ist.  Betrachten  wir  aber  unseres  auf 
Seite  37,  Anmerk.  1,  geschildertes  Beispiel,  so  ist  es  gerade- 
zu widersinnig,  den  Zahlungsort  mit  dem  Ausstellungsort 
gleichzusetzen,  denn  es  wird  sich  niemand  für  den  Ort,  an 
dem  sein   Bankier  ansässig  ist,  einen   Kreditbrief  ausstellen 


1)  Fick:  a.  a.  O.,  Seite  223;  vergl.  auch  Hoppenstedt:  Der  Scheckgesetz- 
entwurf von  1907,  Berlin  1908,  Seite  11. 

2)  vergl.  auch  Pavlicek:  Der  Scheck,  Wien  1898,  Seite  54;  ferner 
v.  Canstein:  a.a.O.,  Seite  31,  83  und  103  und  Abschn.  .Verrechnungs- 
schecks" Seite  61. 
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lassen  In  diesem  Falle  versagt  also  das  deutsche  Scheckge- 
setz, dagegen  würde  er  für  das  österreichische  Gesetz  keine 
Schwierigkeiten  bieten.  Dasselbe  bestimmt  im  §  4,  Abs.  3, 
daß  bei  Fehlen  des  Zahlungsortes  der  betreffende  Scheck 
in  dem  Orte  zahlbar  ist,  wo  die  bezogene  Anstalt  ihren 
Sitz  oder  die  bezogene  Firma  oder  Person  ihre  Hauptnieder- 
lassung hat.  Wie  überhaupt  das  österreichische  Scheckge- 
setz die  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Fragen  weit  ver- 
standlicher behandelt  als  das  deutsche,  wo  man  die  Beant- 
wortung vieler  Fragen  erst  zwischen  den  Zeilen  lesen  muß, 
so  ist  es  auch  der  Zahlungsortfrage  in  besserer  Weise  ge- 
recht geworden.  Bekanntlich  kommt  es  in  der  Praxis  man- 
chesmal vor,  daß  der  Zahlungsort  nicht  angegeben  ist.  Man 
nimmt  alsdann  stillschweigend  an,  daß  die  bezogene  An- 
stalt an  dem  Ausstellungsorte  ihren  Sitz  hat.  Wenn  also 
die  obige  Bestimmung  in  das  deutsche  Scheckgesetz  aufgenommen 
ist,  so  hat  man  eine  gewohnheitsmäßige  Handhabung  der 
Frage  in  Gesetzesform  gebracht. 

Buff1)  meint,  daß  bei  der  Frage  des  Zahlungsortes 
nie  der  Ausstellungsort  in  Betracht  kommen  könne,  selbst 
da  nicht,  wo  die  Bezeichnung  des  Zahlungsortes  wegge- 
lassen wäre,  da  der  Bezogene  Kassenhalter  des  Ausstellers 
sei  Er  geht  bei  dieser  Behauptung  wohl  von  dem  Aus- 
••ellungs-  und  Zahlungsorte  im  engeren  Sinne  aus,  indem 
tr  an  das  Geschäftslokal  des  Ausstellers  bezw.  Bezogenen 
lenkt,  gemeint  ist  aber  stets  im  Gesetz  der  geographische 
Ort  als  Dorf  oder  Stadt. 

Moltmann2)  ist  der  Ansicht,  daß  die  Angabe  des  Aus- 
«tellungs*  und  Zahlungsortes  überhaupt  nicht  gesetzlich  ver- 
engt zu  werden  brauche,  da  jedermann  hn  eigenen  Inter- 
ne nur  solche  Schecks  annehmen  würde,  auf  denen  der 
4usstelhings-  und .  Zahlungsort  angegeben  sei,  falls  es  sich 
licht  um  allgemein  bekannte  Firmen  handele.  Zwar  wird 
cder  umsichtige  Geschäftsmann  darauf  sehen,  daß  auf  dem 


1)  Buff:  a.a.O.,  Seite  72. 

2)  Moltmann:  a.  a.  O.,  Seite  312. 
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Scheck,  den  er  in  Zahlung  nimmt,  die  Angabe  des  Zahlungs- 
ortes nicht  fehlt,  aber  ein  Fall,  wo  ein  Scheck,  auf  dem  der 
Zahlungsort  nicht  bezeichnet  ist,  angenommen  wird,  ist  trotz- 
dem nicht  ausgeschlossen.  Was  soll  alsdann  mit  einem  sol- 
chen Scheck  geschehen?  Aus  diesem  Grunde  schon  mufi 
die    Zahlungsortfrage   geregelt   sein. 

In  den  Scheckgesetzen  anderer  Länder  hat  man  die  Frage 
des  Zahlungsortes  teils  überhaupt  nicht,  teils  in  einer  unvoll- 
kommenen Weise  geregelt,  während  wieder  andere  Staaten 
einfach  die  Bestimmungen  über  den  Zahlungsort  in  ihrem 
Wechselrecht  auf  den  Scheck  zur  Anwendung  bringen.  Das 
Letztere  ist  natürlich  zu  verwerfen,  da  sich  der  Wechselver- 
kehr in  einer  ganz  anderen  Weise  abspielt  als  der  Scheckver- 
kehr. Nehmen  wir  z.  B.  den  soeben  erörterten  Fall  des  Domi- 
zilschecks an.  Sämtliche  Länder  gestatten  in  ihren  Wechsel 
rechten  dem  Bezogenen  eines  Wechsels,  diesen  an  einem 
Orte  zahlbar  zu  stellen,  wenn  der  Bezogene  selbst  das  nötigt 
Geld  nicht  in  Händen  hat,  dagegen  bei  einem  Geschäfts- 
freunde ein  Guthaben  besitzt  oder  Kredit  genießt.  Beim 
Scheck  soll  dieser  Fall  nicht  eintreten,  da  der  Bezogene 
stets  die  bei  ihm  hinterlegten  Gelder  zur  Verfügung  haben 
muß.  Wenn  das  Wechselrecht  zur  Anwendung  kommt,  so 
ist  der  angeführte  Fall  nicht  ausgeschlossen,  wenn  er  auch 
kaum    praktisch    werden    wird. 

In  den  Scheckgesetzen  von  England,  den  Niederlanden 
und  Mexiko  ist  überhaupt  keine  Bestimmung  über  den 
Zahlungsort  zu  finden.  Es  wird  also  dem  Bezogenen  und 
dem  Aussteller  selbst  überlassen,  Maßnahmen  hierüber  zu 
treffen.  Während  nach  schweizerischem  Rechte  die  An- 
gabe des  Zahlungsortes  als  unbedingtes  Erfordernis  de* 
Schecks  verlangt  wird,  lassen  Belgien,  Italien,  Portugal 
Rumänien  und  Peru  die  Rechtssätze  ihres  Wechsel  rechte 
auf  den  Scheck  gelten.  Japan  schließt  sich  dem  an,  zähl: 
aber  wenigstens  die  Angabe  des  Zahlungsortes  unter  di< 
wesentlichen  Erfordernisse  des  Schecks.  Frankreich  trifft  di? 
an    und   für   sich   selbstverständliche    Bestimmung,   daß  cm 
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Scheck  von  einem  Ort  auf  einen  anderen  gezogen  werden 
kann.  Dänemark,  Schweden  ;und  Norwegen  halten  die  An- 
gabe des  Zahlungsortes  für  notwendig  und  bestimmen  dann 
noch,  daß  „im  Mangel  einer  anderen  Angabe  der  bei  dem 
Trassaten  angeführte  Ort"  als  Zahlungsort  gilt.  Spanien  be- 
stimmt ebenso  wie  Frankreich,  daß  ein  Scheck  „innerhalb 
des  nämlichen  Platzes  seiner  Zahlung  oder  auf  einen  anderen 
Ort  gezogen  werden  kann." 

5.  Guthabensfrage. 

Das  Guthaben  ist  die  Grundbedingung  für  den 
Scheckverkehr,  auf  ihm  baut  sich  das  ganze  Scheckwesen 
auf ;  denn  ein  Scheck  1  st  nach  seiner  Definition  stets  eine 
Anweisung  auf  deponierte  Gelder  oder  auf  ein  Guthaben, 
welches  in  irgend  einer  Form  durch  Einzahlungen  Dritter, 
durch  diskontierte  Wechsel  oder  Lombardierung  von  Wert- 
papieren u.  s.  w.  entstanden  ist.  Unter  unseren  heutigen 
Verhältnissen  ist  jedoch  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  dieses 
Guthaben  rn  seiner  wahren  Bedeutung  des  Wortes  aufge- 
faßt -werden  soll.  Früher  zur  Zeit  der  Geldwirtschaft  war 
dies  unumgänglich  nötig,  heute  aber,  wo  wir  im  Zeitalter 
der  Kreditwirtschaft  leben,  wo  sämtliche  Unternehmen  —  selbst 
dre  größten  —  Kredit  genießen,  hieße  die  Begrenzung  des 
Wortes  „Guthaben"  den  Scheckverkehr  nicht  fördern,  son- 
dern ihn  auf  ein  Minimum  reduzieren.  Wir  müssen  also 
den  Begriff  „Guthaben"  im  weitesten  Sinne  des  Wortes 
auffassen  und  einen  eingeräumten  Kredit  auch  als  Guthaben 
ansehen.  Dre  Bezeichnung  „ohne  Depositum  kein  Scheck" 
ist  also  auf  unsere  Verhältnisse  nicht  mehr  anzuwenden. 

Dessen  sind  sich  wohl  auch  die  Scheckgesetze  bewußt, 
wenn  sie  schlechtweg  von  einem  Guthaben  reden.  Einige 
Scheckgesetze  wie  das  rumänische,  spanische,  portugisl- 
sche  und  italienische  haben  dieser  Auffassung  bereits  in  ihrem 
Gesetzestext  Ausdruck  gegeben.  Im  italienischen  Scheckge- 
setz heißt  es  z.  B. :  „Jeder  der  Geldsummen  bei  einem 
Kreditinstitut  oder  bei  einem  Kaufmanne  zur  Verfügung 
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stehen  hat,  kann  zu  seinen  eigenen  oder  zugunsten  eine 
Dritten  durch  eine  Bankanweisung  darüber  verfügen."  Et 
ist  also  das  Wort  „Guthaben",  damit  kein  Irrtum  entstehet 
kann,  garnicht  verwandt/ 

Sollte  ein  Gesetz  dennoch  auf  dem  Standpunkt  stehen 
ein  wirkliches  Guthaben  zu  verlangen,  was  ja  größtenteils 
aus  dem  Gesetzestext  nicht  ersichtlich  ist,  so  wird  man  woh 
die  Folgen  einer  derartigen  Bestimmung  in  einfacher  Weise 
durch  die  sogenannten  „Buchkreditdepositen4'  zu  umgeher 
wissen.  Diese  entstehen  dadurch,  daß  der  Betrag,  weichet 
als  wirkliches  Guthaben  erscheinen  soll,  von  der  laufender 
Rechnung  auf  ein  besonderes  Scheckkonto  übertragen  wird ; 
auf  laufender  Rechnung  wird  der  Betrag  belastet,  auf  dem 
neu  eröffneten  Scheckkonto  gutgeschrieben.  Ein  Nachteil 
entsteht  für  den  Kontoinhaber  dadurch,  daß  er  für  den  durch 
einfache  Buchung  in  laufender  entstandenen  Posten  mehr 
Zinsen  zahlen  muß,  als  er  vom  Bankier  auf  Scheckkonto 
erhält,  wenn  dieser  ihm  überhaupt  solche  vergütet.  Vor  Er- 
laß des  deutschen  Scheckgesetzes  waren  sich  oft  die 
Banken  nicht  klar  darüber,  was  unter  Guthaben  zu  ver- 
stehen ist,  und  sie  haben  dann  meist  zu  den  Buch- 
kreditpositen  ihre  Zuflucht  genommen.  Praktisch  hat  natür- 
lich eine  solche  Umbuchung  bei  eintretenden  Zahlungs- 
schwierigkeiten auf  Seiten  des  Kontoinhabers  keine  Be- 
deutung. 

Ein  Guthaben,  mindestens  ein  solches  in  dem  erweiterten 
Sinne  zu  verlangen,  darüber  sind  sich  wohl  alle  Schriftsteller 
einig. 

Aschaffenburg1)  macht  auf  eine  Lücke  im  deut- 
schen Scheckgesetz  aufmerksam.  Es  handelt  sich  um  die 
früher  viel  geübte  Methode,  daß  Zentralbanken  in  Berlin 
Zahlungen  in  Orten  ihrer  Provinzfilialen  durch  Schecks  auf 
diese  und  die  Provinzfilialen  Zahlungen  in  Berlin  mittels 
Schecks  auf  ihre  Zentralbanken  regulierten.    Es  entsteht  nun 


1)  Aschaffenburg:    Eine    Lücke    im    Scheckgesetz    in    der   deutschen 
Juristenzeitung  XIII.  Jahrg.  1908,  Seite  1392/1394. 
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die  Frage,  ob  das  Rechtsverhältnis  zwischen  Zentrale  und 
Filiale  ein  solches  ist,  daß  zwischen  beiden  ein  Guthaben  im 
Sinne  des  §  3  des  Scheckgesetzes  besteht,  da  sie  nicht  als 
zwei  selbständige  juristische  Personfen,  sondern  als  ein  Ge- 
samtkörper  aufzufassen  sind,  und  ob  man  ferner  noch  von 
..einer  Anweisung  des  Ausstellers  an  den  Bezogenen  aus 
seinen  Guthaben  eine  bestimmte  Geldsumme  zu  zahlen" 
sprechen  kann.  Diese  Schecks  würden  also  keine  Schecks  im 
Sinne  des  Scheckgesetzes  sein  und  der  Wechselsteuer  unter- 
liegen. 

Aschaffenburg  nimmt  an,  daß  dieser  verwickelte 
^ all  dadurch  entstanden  ist,  daß  das  Scheckgesetz  trassiert- 
cigene  Schecks  nicht  zuläßt.  Allerdings  müssen  wir  A  s  c  h  a  f  - 
ienburg  zustimmen ,  können  uns  ihm  aber  trotzdem 
nicht  anschließen,  wenn  er  eine  Gesetzesänderung  zu  gunsten 
der  trassiert-eigenen  Schecks  vornehmen  will.  Denn  in  allen 
übrigen  Fällen  sind  dieselben  zu  verwerfen.  Es  widerspricht 
den  bestehenden  Handelsgebräuchen  und  dem  Wesen  des 
Schecks,  daß  der  Bezogene  selbst  einen  Scheck  ausstellt  und 
verspricht,  aus  seinem  Guthaben  eine  Summe  zu  zahlen,  über 
die  er  doch  scheinbar  bei  Ausstellung  des  Schecks  nicht  ver- 
fügt. Oder  aber  der  Bezogene  hat  die  Absicht,  durch  Aus- 
stellung eines  trassiert-eigenen  Schecks  einen  Zinsgewinn 
davon  zu  tragen. 1) 

Unseres  Erachtens  ist  die  „Lücke  im  Scheckgesetz"  nicht 
so  tragisch  zu  beurteilen.  Zwar  wird  in  allen  sonstigen 
juristischen  Fällen  die  Zentralbank  und  ihre  Filialen  als  eine 
iuristische  Person,  als  ein  Gesamtkörper,  aufzufassen  sein, 
iber  bezüglich  des  Scheckverkehrs,  besonders  in  der  strittigen 
Frage,  kann  man  beide  ohne  Bedenken  als  zwei  selbständige 
Institute  ansehen.  Die  Trennung  kommt  auch  in  der  inneren 
Geschäftsführung  zur  Geltung.  Sowohl  die  Zentralbank  wie 
auch  die  Filialbanken  eröffnen  sich  gegenseitig  Konten,  als 
ob  es   sich  um  fremde  Institute  handele.    Auf  diese  Weise 


U  Für  die  Zulassung  von  trassiert-eigenen  Schecks  spricht  sich  Fick: 
1 1  o.,  Seite  215  aus. 
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wird  die  von  Aschaffenburg  angeschnittene  Frage  ohne 
Schwierigkeit  gelöst  sein.  Der  einzige  Fall,  bei  dem  keint 
Trennung  vorzunehmen  ist,  ist  der  der  Anwendbarkeit  des 
wechselmäßigen  Regresses.  Hier  muß  natürlich  die  Regreß 
forderung  auch  gegen  die  Zentralbank  geltend  gemacht 
werden  können. 

Ähnlich  wie  bei  der  Scheckklausel  besteht  auch  beim 
Outhaben  die  Frage,  ob  im  Texte  des  Schecks  ausdrücklich 
Bezug  auf  ein  Guthaben  genommen  werden  soll.  Diejenigen 
welche  sich  für  die  Quthabensklausel  aussprechen,  gehen 
hierbei,  ebenso  wie  die  Motive  zum  deutschen  Scheckgesetzentwurf 
von  dem  Gedanken  aus,  „daß  es  zweifellos  zur  Solidität 
des  Scheckverkehrs  bertragen  wird,  wenn  der  Aussteller  siefi 
jedesmal  bei  der  Vollziehung  eines  Schecks  gegenwärtig  hal< 
ten  muß,  daß  er  sich  im  Falle  der  Unrichtigkeit  seiner  Zu- 
sicherung unter  Umständen  der  Bestrafung  wegen  Betrugs 
aussetzt".1)  Wir  müssen  jedoch  sagen,  daß  sich  der  recht- 
mäßige Inhaber  eines  Scheckbuches  dessen  bewußt  sein  muß, 
auch  wenn  er  nicht  jedesmal  im  Text  des  Schecks  daraui 
aufmerksam  gemacht  wird,  daß  ein  Guthaben  zu  Grunde 
liegen  muß,  da  er  ja  durch  die  Bestimmungen  über  Scheck« 
konten,  die  ihm  gleichzeitig  mit  dem  Scheckbuch  von  seiner 
Bank  ausgehändigt  werden,  darüber  informiert  wird,  daß  er 
Schecks  nur  auf  Grund  eines  Guthabens  ausstellen  darf. 
Anders  liegen  die  Dinge,  wenn  ein  unrechtmäßiger  Besitzer 
eines  Scheckbuches  in  betrügerischer  Weise  einen  Scheck; 
ausstellen  will.  In  diesem  Falle  müssen  wir  für  die  Gut- 
habensklausel eintreten  und  können  Heise2)  beipflichten, 
wenn  er  meint,  daß  sich  ein  solcher  Aussteller  später  vor 
Gericht  darauf  berufen  könne,  daß  er  nicht  gewußt  hätte, 
daß  ein  Scheck  nur  auf  Grund  eines  Guthabens  ausgestellt 
werden  darf. 


1)  Hoppenstaedt:   Ein  zweites   Wort  zum   Scheckgesetz,  Berlin  1892, 
Seite  27. 

2)  Heise :  a.  a.  O.,  Seite  29. 


-      —    47    — 

Koch1)  hält  die  Bezugnahme  auf  ein  Guthaben  im  Text 
des  Schecks  für  wertlos  und  ungebräuchlich.  Die  Tatsache 
ier  Ausstellung  und  Hingabe  des  Schecks  beweise  schon  ge- 
nügend, daß  der  Aussteller  über  den  Betrag  bei  dem  Be- 
zogenen durch  Scheck  zu  verfügen  können  behauptet.  Nach 
meiner  Begründung  hat  Koch  recht,  wenn  wir  uns  nicht  aus 
dem  soeben  angegebenen  Grunde  für  die  Guthabensklausel 
aussprechen  mußten. 

Kapp2)  tritt  im  allgemeinen  nicht  gegen  die  Guthabens- 
Uausel  auf,  er  erklärt  es  aber  für  falsch,  die  Bezugnahme 
luf  ein  Guthaben  als  wesentliches  Erfordernis  des  Schecks 
aufzustellen  und  meint,  daß  durch  diese  Forderung  sehr  viele 
Schecks  ihrer  Eigenschaft  als  Scheck  verlustig  gingen.  Diese 
Befürchtung  war  jedoch  nur  für  die  bei  Erlaß  des  Scheckge- 
ldes in  Zirkulation  befindlichen  Schecks  zu  hegen ;  jetzt 
wird  man  aber  peinlichst  darauf  sehen,  daß  die  Guthabens- 
klausel  im  Text  des  Schecks  enthalten  ist,  da  dieser  sonst  mit 
dem  Wechselstempel  besteuert  werden  muß. 

Mumm8)  ist  ausgesprochener  Gegner  der  Scheckklausel. 
Er  ist  der  Meinung,  daß  das  Publikum,  das  erst  zum  Scheck- 
verkehr herangebildet  werden  soll,  an  der  Guthabensklausel 
insofern  Anstoß  nehmen  würde,  als  es  unter  dem  Begriff 
des  Guthabens  nie  ein  solches  im  weiteren  Sinne  verstehen 
*erde.  Es  würde  sich  also  des  Scheckverkehrs  weniger  be- 
dienen. Hier  müssen  wir  aber  einwenden,  daß  derjenige, 
welcher  die  Absicht  überhaupt  hat,  sich  ein  Scheckkonto  er- 
öffnen zu  lassen,  auch  Erkundigungen  über  die  Bedingungen 
des  Scheckverkehrs  einzieht  und  sich  nicht  nur  stillschweigend 
auf  den  Text  des  Schecks  verläßt.4) 

Die  Guthabensklausel  wird  nur  in  Deutschland  und 
'Österreich  verlangt,  in  den  übrigen  Ländern  ist  es  freige- 
stellt, sie  in  den  Text  aufzunehmen  oder  nicht. 


1)  Koch:  Vorträge  und  Aufsätze,  Berlin  1892,  Seite  201. 

2)  Kapp:   Der  Scheck  in  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht, 
tax)  30.  Seite  365. 

3)  Mumm:    Die   Guthabensklausel    im   österreichischen  Scheckgesetz- 
estvmf  in  der  deutschen  Juristenzeitung,  X.  Jahrg.  1905,  Seite  1048/1049. 

4}  Gegner  der  Guthabensklausel  ist  auch  noch  Fick:  a.  a.  O.,  Seite  167. 
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Nach  dem  deutschen  Scheckgesetz  (§  3)  ist  „als  Out 
haben  der  Geldbetrag  anzusehen,  bis  zu  welchem  der  Bc 
zogene  nach  dem  zwischen  ihm  und  dem  Aussteller  bestehen 
den  Rechtsverhältnis  Schecks  einzulösen  verpflichtet  ist".  Ei 
ist  dem  Bankkunden  gestattet,  über  sein  Guthaben  nach  Be 
lieben  zu  verfügen;  doch  ist  er  hierzu  nicht  ohne  weiterei 
mittels  Schecks  berechtigt,  denn  unter  Guthaben  wird  nocl 
nicht  ein  solches  im  Sinne  des  deutschen  Scheckgesetzes  ver 
standen.  Die  Bank  ist  also  nicht  verpflichtet,  Schecks  ein  zu 
lösen,  trotz  des  bei  ihr  bestehenden  Guthabens.  Der  Scheck 
verkehr  wird  erst  eingeleitet  durch  den  sogenannten  „Scheck 
vertrag".  Die  Eingehung  desselben  unterliegt  den  §§  145  ff 
des  bürgerlichen  Gesetzbuches.1) 

Das  Guthaben  muß  bereits  zur  Zeit  der  Ausstellung  des 
Schecks  vorhanden  sein,  da,  wie  Kohl2)  sagt,  „die  Möglich- 
keit sofortiger  Vorlegung  der  Urkunde  beim  Bezogenen  zufl 
Bereithaltung  einer  dem  Scheckbetrag  entsprechenden  Deckung 
zwingt".  Wenn  er  aber  dann  fortfährt:  „In  der  Regel  wird 
die  Deckung  also  zur  Zeit  der  Ausstellung,  spätestens  aber 
zur  Zeit  der  Vorlegung  beschafft  sein  müssen",  so  liegt  darin 
ein  Widerspruch,  da  der  Aussteller  nie  wissen  kann,  wann 
der  Scheck  zur  Einlösung  präsentiert  wird.  Das  Guthaben 
muß  also  unbedingt  schon  zur  Zeit  der  Ausstellung  vorhan- 
den sein.  Tatsächlich  steht  aber  das  deutsche  Gesetz  auf  dem 
Standpunkt,  daß  die  Deckung  erst  bis  zur  Präsentation  be- 
schafft sein  muß.3) 

Während  man  es  in  Deutschland  unterlassen  hat,  wegen 
fahrlässiger  Überziehung  des  Guthabens  Strafen  anzudrohen, 
da  man  mit  Recht  glaubte,  dadurch  vom  Gebrauch  des 
Schecks  abzuschrecken,  hat  man  in  anderen  Ländern  teils 
empfindliche  Strafen  hierfür  festgesetzt.  So  wird  z.  B.  in 
Japan    der    Aussteller    eines    Schecks    mit    einer   Strafe   von 


1)  Kohl:  a.a.O.,  Seite  24. 

2)  Kohl:  a.a.O.,  Seite  24. 

3)  Apt:  Scheckgesetz,  Berlin  1908,  Seite  66. 
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5—1000  Yen  belegt,  wenn  er  den  Scheck,  ohne  Kapitalein- 
lage oder  ohne  Kredit  erhalten  zu  haben,  ausstellt ;  in  Italien 
mit  dem  zehnten  Teile  der  in  der  Bankanweisung  angegebe- 
nen Summe, 

in  Österreich  mit    3%  des  Scheckbetrages 

Rumänien  „     10°|0     » 

der  Schweiz  „      5°/0     „ 

Peru  „      2°/0     . 

„  Frankreich  und  Belgien    „     10  °/0    „  „ 

Im  Reichsbankentwurf  hatte  Koch  auch  für  Deutsch- 
land eine  Strafe  bis  zu  1000  M.  für  die  Ausstellung  unge- 
deckter Schecks  festgesetzt.  Er  begründete  seine  Straf- 
Strafandrohung  damit,  daß  die  Strafgesetze  gegen  Betrug 
nicht  ausreichen  würden,  um  die  Solidität  des  Schecks  zu 
sichern,  sondern  es  bedürfe  noch  spezieller  Strafandrohun- 
gen, welche  auch  die  fahrlässige  Ausstellung  eines  ungedeck- 
ten Schecks  treffen  sollten.1)  Aber  in  der  richtigen  Erkennt- 
nis, daß  man  dem  erst  jungen  deutschen  Scheckverkehre  eine 
solche  Erschwerung  nicht  auferlegen  dürfe,  hat  man  den 
Vorschlag  des  Reichsbankentwurfes  in  späteren  Entwürfen 
nicht  mehr  berücksichtigt. 

Übrigens  wäre  die  Strafe  auch  wohl  kaum  zur  Anwen- 
dung gekommen.  Wo  kein  Kläger  ist,  ist  auch  kein  Richter. 
Der  Inhaber  eines  ungedeckten  Schecks,  welcher  als  Scheck- 
aussteller selbst  in  eine  ähnliche  Lage  kommen  kann,  wird 
m  den  seltensten  Fällen  auf  Bestrafung  dringen,  wenn  die 
Deckung  in  kurzer  Frist  beschafft  wird,  und  es  sich 
nicht  um  einen  groben  Betrug  handelt.  Höchstens  wenn  eine 
staatliche  Kasse  oder  die  Reichsbank  Inhaberin  eines  ungedeck- 
ten Schecks  wäre,  würde  die  Strafe  verhängt  werden.  Wenn 
also  die  Strafe  auf  das  Ausstellen  ungedeckter  Schecks  doch 
nicht  zur  Anwendung  kommt,  so  müssen  wir  uns  schon  aus 
diesem  Grunde  gegen  eine  Stsafandrohung  aussprechen.1) 

1)  Koch:  Verhandlung  des  17.  deutschen  Juristentages,  Berlin  1884, 
Seite  28. 

2)  Gegen  Strafbestimmungen  auch: 
Conrad:  a.a.O.,  S.  67. 
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Ein  Guthaben  und  zwar  meist  ein  solches  im  weiteren 
Sinne  wird  in  fast  allen  Scheckgesetzen  verlangt.  Eine  Aus- 
nahme bildet  allein  dasjenige  von  Peru.  Dasselbe  schreibt 
ausdrücklich  ein  reelles  Depot  vor.1)  Ebenso  nimmt  Loeb2) 
für  das  französische  Qesetz  an,  daß  es  ein  Kreditguthaben 
ausschaltet.  Er  stützt  seine  Vermutung  auf  die  in  Art.  I  des 
Gesetzes  vom  14.  Juni  1865  enthaltene  Definition,  wonach 
der  Scheck  als  ein  Zahlungspapier  angesehen  wird,  das  dem 
Aussteller  dazu  dient,  ä  effectuer  le  retrait,  ä  son  profit  ou 
au  profit  d'un  tiers,  de  tout  ou  partie  de  fonds"  etc.  Das 
Wort  „retrait"  scheint  ihm  darauf  hinzudeuten,  daß  ein 
wahres  Guthaben  verlangt  wird.  Doch  finden  wir  diesen 
Grund  nicht  stichhaltig,  denn  auch  in  anderen  Gesetzen 
werden  Worte  gebraucht,  denen  man  ihren  eigentlichen  Sinn 
nicht  ohne  Weiteres  ansehen  kann.  Wir  erinnern  nur  an  das 
Wort  „Guthaben"  selbst.  Andere  Schriftsteller  sind  auch 
der  Meinung,  daß  in  Frankreich  ein  Guthaben  im  weiteren 
Sinne  zulassig  ist.8)  Belgien  verlangt  „fonds  disponibles". 
Die  nordischen  Gesetze,  das  niederländische  sowie  das  eng- 
lische Scheckrecht  enthalten  sich  jeder  Bestimmung  über  das 
Guthaben,  doch  handhabt  der  englische  Handelsgebrauch  die 
Guthabensfrage  in  der  richtigen  Weise. 

Das  japanische  Handelsgesetzbuch  verlangt  gleichfalls 
in  Art.  816  ein.  Guthaben  im  weiteren  Sinne  („bei  welchem 
der  Aussteller  infolge  eines  Depots  oder  aus  irgend  einem 
anderen  Grunde  einen  besonderen  Kredit  hat").4) 

Das  italienische,  portugiesische,'  rumänische,  spanische, 
schweizerische  und  bulgarische  Scheckgesetz  macht  das  Aus- 


Behrend:  a.  a.  O.,  Seite  44. 
Butt:  a.  a.  O.,  Seite  101/102. 
Bunzl:  a.  a.  O.,  Seite  13. 

1)  Cohn:   Der  vorläufige  Entwurf  eines  deutschen  Scheckgesetzes  in 
der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht,  Band  61,  Seite  31. 

2)  Loeb:  a.a.O.,  Seite  10/11. 

3)  Pavlicek:  a.  zuletzt  a.  0.t  Seite  44  und  Conrad:  a.  a.  O.,  Seite  72. 

4)  Pavlicek:  a.  zuletzt  a.  O.,  Seite  44. 
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stellen  eines  Schecks  von  der  Verfügbarkeit  über  Geldbeträge 
abhängig. 

Das  östereichische  Scheckrecht  enthält  keine  Bestimmung 
über  das  Guthaben,  doch  ist  es  der  Ansicht,  daß  ein  Bargut- 
haben nicht  unbedingt  vorhanden  sein  muß.1)  In  Argentinien 
sollen  Schecks  nur  auf  „hinterlegte  Fonds,  die  der  Aussteller 
m  seiner  Verfügung  stehen  hat,  auf  laufende  Rechnung  mit 
einem  Saldo  zu  seinen  Gunsten  oder  auf  offenen  Kredit"  ge- 
zogen werden. 

Der  ungarische  Entwurf  kennt  weder  den  Begriff  des 
Guthabens  noch  der  Guthabensklausel,  definiert  aber  den  Be- 
griff der  Scheckdeckung  in  §  12  ähnlich  wie  das  deutsche 
Gesetz. 

6.  Scheckarten. 
Bei  keinem  anderen  Geldsurrogat  findet  man  eine  sol- 
che Abstufung  in  der  Form  wie  gerade  beim  Scheck.  Beim 
Wechsel  treten  nur  Unterabteilungen  einer  Form  auf,  die  aber 
an  sich  durch  die  ihr  auferlegten  rechtlichen  Schranken  stets 
festgelegt  war.  Anders  verhält  es  sich  beim  Scheck.  Dieser 
erfreut  sich  in  den  meisten  Ländern  als  Mittelding  zwischen 
Banknote  und  Wechsel  einer  großen  Beliebtheit,  und  es  haben 
>ich  deshalb  die  verschiedensten  Variationen  entwickelt. 
Außerdem  war  ja  auch  lange  Zeil  keine  rechtliche  Grund- 
lage vorhanden,  die  durch  Sicherstellung  einer  bestimmten 
Form  die  anderen  Auswüchse  beseitigt  hätte.  So  sind  heute 
die  verschiedensten  Schecks  entstanden,  die  man  nicht  unter 
an  Gesetz  bringen  kann,  die  aber  auf  der  anderen  Seite  ge- 
setzlichen Bestimmungen  unterworfen  sind,  die  eigentlich 
ihrer  Natur  nicht  entsprechen. 

Man  unterscheidet  heute: 

a)  Anweisungs-  und  Quittungsschecks, 

b)  Geld-  und  Effektenschecks, 

c)  Zahlungs-  und  Überweisungsschecks, 

d)  Depot-  und  Kreditschecks, 


1)  v.  Cannstein:  a.  a.  0.f  Seite  91. 
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e)  gekreuzte   oder    gequerte    Schedes    (crossing  -  che 
ques),  i) 

f)  Platz-  und  Distanzschecks. 

Von  diesen  Scheckarten  sind  die  Quittungs-,  Effekten 
und  Oberweisungsschecks  als  für  sich  gesonderte  Scheck 
arten  aufzufassen;  während  die  übrigen  Arten  unter  sich  zu 
sammenhängen ;  sie  unterscheiden  sich  nur  von  den  drei  erst- 
genannten der  Form,  dem  Gegenstande  und  der  Art  dei 
Einlösung  nach.  Die  Quittungs-,  Effekten-  {und  Überweisungs 
Schecks  haben  im  deutschen  Scheckgesetz  keine  Berücksich 
tigung  erfahren,  obgleich  es  nicht  schwer  gewesen  wäre, 
wenigstens  die  Rechtssätze  über  den  Quittungsscheck  mii 
denen  über  den  Anweisungsscheck  zu  verbinden.  Ihrer  ganzen 
Natur  nach  sind  beide  sehr  nahe  verwandt.  Deshalb  ist  aueti 
bereits  in  den  achtziger  Jahren  Koch9)  für  die  Zulassung 
von  Quittungsschecks  und  die  Schaffung  rechtlicher  Normer 
über  dieselben  eingetreten. 

Mit  der  Begründung,  daß  die  Quittungsform  nur  ein 
Notbehelf  sei,  „die  der  im  Scheck  zum  Ausdruck  gelangen* 
den  Willenserklärung  Gewalt  antue",  hat  sich  Birnbaum3] 
gegen  den  Quittungsscheck  gewandt  und  befürwortet,  ihn 
bei  der  Bestimmung  der  rechtlichen  Natur  des  Schecks  nichl 
zu  berücksichtigen.  Gewiß  kommt  der  Quittungsscheck  in 
Deutschland  seltener  vor,  denn  er  kann  stets  durch  den  An- 
weisungsscheck ersetzt  werden.  Doch  ist  ihm  hierdurch  seine 
Existenz  und  folglich  die  Notwendigkeit  seiner  gesetzlichen 
Regelung  nicht  abzusprechen.  Besonders  in  Frankreich  und 
Holland  erfreut  sich  der  Quittungsscheck  eines  großen  An- 
sehens  und  ist  auch  in  dem  letzteren  Lande  handelsgesetz- 
lich normiert  worden.4) 

Die  Effekten-  und  Überweisungsschecks  sind  nur  mii 
dem   Anweisungsscheck   insofern   verwandt,   als   beide    auch 


1)  Siehe  .Verrechnungsschecks". 

2)  Koch:  Ober  Bedürfnis  etc.,  Seite  20. 

3)  Birnbaum:  Ober  Schecks  in  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handels 
recht,  Band  30,  Seite  5. 

4)  Pavlicek:  a.  zuletzt  a.  O.,  Seite  31. 
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auf  ein  Guthaben  ausgestellt  werden,  die  ersteren  auf  ein 
Effektendepot,  das  man  gewissermaßen  als  ein  Guthaben 
mffassen  kann.  Sonst  haben  sie  aber  mit  den  Anweisungs- 
schecks wenig  gemein.  Während  die  Überweisungs- 
schecks in  großem  Maße  verwandt  werden  („rote  Schecks" 
bei  der  Reichsbank),  haben  sich  die  Effektenschecks  noch 
wenig  eingebürgert  und  sind  in  Bankkreisen  kaum  bekannt. 
Nur  rn  Östereich,  ihrem  Vaterlande  (sie  wurden  zuerst  von 
Funk  behn  Wiener  Giro-  und  Kassaverein  eingeführt  und 
sind  ihrer  juristischen  Natur  nach  ein  Dispositions-  und 
Warenpapier,  wie  der  Ladeschein  und  der  Depotschein ;  vergl. 
Pavlrcek  a.  zuletzt  a.  O.  Seite  31),  haben  sie  einige  Be- 
deutung erlangt.  Da  sie  ganz  andere  Funktionen  zu  erfüllen 
haben  wie  die  Anweisungsschecks,  so  sind  sie  naturgemäß 
auch    rechtlich  mit  diesen  nicht  auf  eine  Stufe  zu  stellen. 

Die  Anweisungsschecks,  die  uns  hier  besonders  beschäf- 
tigen, zerfallen  wieder  in  Rekta-,  Order-  und  Inhaberschecks, 
je  nachdem,  an  wen  der  Scheck  ausgezahlt  werden  soll. 

Unter  Rektaschecks  versteht  man  solche,  die  im  Text 
ausdrücklich  eine  Weitergabe  untersagen,  die  eventl.  die 
Worte  „nicht  an  Order"  oder  einen  ähnlichen  Ausdruck  im 
Text  enthalten.  Sie  werden  ausgestellt,  wenn  sich  der  Scheck- 
geber die  Einreden,  welche  ihm  gegen  seinen  unmittelbaren 
Nehm  er  zustehen,  und  die  er  gegen  jeden  späteren  Eigen- 
tümer geltend  machen  kann,  vorbehalten  will.  Die  Verwen- 
dung der  Rektaschecks  kommt  m  der  Praxis  nicht  allzu  häu- 
fig vor. 

Dagegen  machen  die  Orderschecks  den  größten  Prozent- 
satz der  im  Umlaufe  befindlichen  Schecks  aus.  Das  deutsche 
besetz  bezeichnet  im  Gegensatz  zum  Rektascheck  unter  Or- 
derschecks solche,  dre  nicht  die  reine  oder  alternative  In- 
haberklausel (siehe  unten)  oder  die  Rektaklausel,  d.  h.  den 
Zusatz  „nicht  an  Order"  oder  einen  gleichbedeutenden  Aus- 
druck enthalten.1)  Eine  Abart  der  Orderschecks  sind  die 
xhecks  an  „eigene  Order",  die  jedoch  nicht  mit  den  trassiert- 


1)  Loeb:  a.  a.  0.,  Seite  12. 


I  ■< 


—     54     — 

eigenen  Schecks  zu  verwechseln  sind.  Die  Gestattung  der 
ersteren  entspricht  einem  allgemeinen  Bedürfnis;  es  ist 
daher  gegen  ihre  Zulassung  nichts  einzuwenden.  Sie  haben 
mehr  den  Charakter  einer  Quittung.  Dagegen  müssen  wir 
uns  gegen  die  Zulassung  der  trassiert-eigenen  Schecks  ver- 
wahren, aus  Gründen,  die  wir  früher  schon  dargelegt  haben 
(vergl.  Seite  45). 

Die  letzte  Kategorie  der  Anweisungsschecks  sind  die 
Inhaberschecks.  Man  versteht  hierunter  Schecks,  bei  denen 
nicht  nur  der  Inhaber  des  Schecks  als  Zahlungsempfänger 
angegeben  ist,  sondern  auch  solche,  die  neben  der  Auszahlung 
an  eine  bestimmte  Person  oder  Firma  noch  die  Auszahlung 
„an  den  Überbringer"  gestatten.  Die  letzteren  Schecks  be- 
zeichnet man  als  „alternative  Inhaberschecks".  Die  reinen 
auf  den  Überbringer  atisgestellten  Inhaberschecks  dienen  wie 
dre  Schecks  „an  eigene  Order"  als  Quittung  und  werden 
meist  vom  Scheckgeber  an  einen  seiner  Angestellten  zwecks 
Abhebung  einer  Summe  ausgehändigt.  Die  Inhaberschecks 
besitzen  die  größte  Zirkulationsfähigkeit  und  würden  der 
Banknote,  wenn  sie  nicht  nach  einer  bestimmten  Zeit  prä- 
sentiert werden  müßten,  eine  bedeutende  Konkurrenz 
machen. 

Dfe  Rekta-,  Order-  und  Inhaberschecks  sind  zulassig  tn 
|l  Frankreich,    Belgien,   Italien,   Portugal,   Rumänien,   England, 

Japan,  Argentinien  und  der  Schweiz1);  doch  sind  sie  in 
diesen  Ländern  verschieden  gebräuchlich.  Teilweise  enthalten 
die  Scheckgesetze  überhaupt  keine  Bestimmung  über  die  Zu- 
lässigkeit  bestimmter  Scheckarten  und  dokumentieren  also 
hfermit,  daß  alle  Arten  erlaubt  sind.  Man  überläßt  es  der 
Praxis,  die  überflüssigen  Arten  auszuschalten.  Dies  ist  be- 
sonders in  England  der  Fall.  Dort  kommt  fast  ausschließlich 
der  Inhaberscheck  vor,  Rektaschecks  sind  ganzlich  unbe- 
kannt, Orderschecks  haben  erst  in  geringem  Umfange  un<! 
erst    in   neuerer   Zeit   Eingang  gefunden.9)    Ein    Bedürfnis 


1)  Pavllcek:  a.  a.  O ,  Seite  56. 

2)  Pick:  a.  a.  O.,  Seite  228  f.  und  Koch:  Vertrage  und  Aufritze,  Seite  U< 
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liegt  insofern  nicht  vor,  als  die  crossing-cheques  einen  ge- 
nugenden Ersatz  bieten. 

Osterreich  läßt  ebenfalls  alle  3  Scheckarten  zu  und  ge- 
stattet ferner  auch  den  Scheck  an  eigene  Order.  Sind  dem 
Namen  oder  der  Firma  des  Zahlungsempfängers  die  Worte 
„oder  Inhaber  (Überbringer)"  beigefügt  oder  fehlt  jede  An- 
gabe, an  wen  gezahlt  werden  soll,  so  ist  der  Scheck  an  den 
Überbringer  .auszuzahlen   (§  3). 

Holland  gestattet  nur  Inhaberschecks,  ebenso  das  nieder- 
ländisch-indische  Recht.1) 

Die  nordischen  Gesetze  schreiben  Orderpapiere  vor, 
wenn  auch  die  Ausstellung  auf  den  Inhaber  gestattet  ist 
(§  2).    Die  Praxis  verwendet  jedoch  meist  Orderschecks.1) 

In  Bulgarren  ist  es  freigestellt,  den  Scheck  „auf  den 
Inhaber,  zu  Gunsten  einer  bestimmten  Person  oder  auf  deren 
Order"  auszuschreiben.  Schecks,  in  denen  der  Remittent 
nicht  angegeben  ist,  gelten  als  Inhaberschecks.9) 

In  Costa-Rica  werden  meist  Orderschecks,  Inhaberschecks 
und  Schecks  mit  alternativer  Inhaberklausel  verwandt,  doch 
sind  Rektaschecks  auch  zulässig.  Peru  (H.  G.  B.  Buch  II, 
525)  läßt  nur  Order-  und  Inhaberschecks  zu,  die  Bezeichnung 
des  Zahlungsempfängers  gilt  nicht  als  wesentliches  Erfor- 
dernis. *) 

Im  ägyptischen  Recht  muß  der  Schede  „auf  den  Inhaber 
oder  an  die  Order  eines  Dritten  oder  an  die  Order  des  Aus- 
stellers selbst"  lauten.*) 

7.   Akzeptation  (zertifizierte  Schecks). 

Ob  ein  Scheck  wechselmäßig  akzeptiert  werden  kann, 
ist  eine  Frage,  deren  Beantwortung  man  in  der  Definition 
des  Schecks  suchen  muß.  Ein  Scheck  ist  eine  Anweisung  auf 
deponierte  Gelder  oder  auf  einen  eingeräumten  Kredit.  Hie- 
raus geht  hervor,  daß  der  Bezogene  eines  Schecks  stets  im 
Besitz   der  deponierten  Gelder  sein   muß,   bezw.,  daß  er  den 


1)  Conrad:  a.a.  O.  Seite  96. 

2)  Conrad:  a.  a.  O.,  Seite  97. 
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mit  dem  Aussteller  vereinbarten  Kredit  gewähren  kann.  Er 
muß  also  jederzeit  in  der  Lage  sein,  einen  Scheck  einzu- 
lösen, wenn  das  Guthaben  bezw.  der  Kredit  nicht  über- 
schritten ist.  Das  wechselmäßige  Akzept,  wodurch  der 
Bezogene  zum  Schuldner  wird,  ist  also  unnütz.  Doch  drängt 
sich  uns  gerade  bezüglich  des  Oberziehens  eines  Kontos  die 
Frage  auf,  ob  das  Akzept  beim  Scheck  nicht  eine  (andere  Funk- 
tion zu  übernehmen  hat,  als  beim  Wechsel.  Beim  Wechsel 
handelt  es  sich  um  die  Anerkennung  einer  Schuld  durch  das 
Akzept  dem  Aussteller  gegenüber,  beim  Schede  dagegen  wird 
umgekehrt  vom  Bezogenen  durch  das  Akzept  bestätigt,  daß 
nicht  er,  sondern  der  Aussteller  dem  Stande  seines  Kontos 
gemäß  fähig  ist,  die  Scheckverbindlichkeit  einzugehen.  Wenn 
man  an  die  Frage  des  Scheckakzeptes  herantritt,  so  muß 
man  sich  diesen  Unterschied .  gegenwärtig  halten,  um  zu 
einem  richtigen  Resultat  zu  kommen.  Die  wechselmäßige 
Behandlung  eines  Scheckakzeptes  würde  zu  Schlüssen  führen, 
die  auf  den  Scheck,  dank  seiner  Eigenart,  nicht  anzuwenden 
sind.  Wird  die  Frage  also  in  dieser  Weise  betrachtet  und 
dem  Scheckakzept  nur  obige  Bedeutung  beigelegt,  so  kann 
man  gegen  ein  Scheckakzept  im  Prinzip  nichts  einwenden, 
denn  es  ist  zweifellos,  daß  durch  dasselbe  die  Beliebtheit 
des  Schecks  gesteigert  werden  wird;  jedermann  wird  einen 
akzeptierten  Scheck  viel  eher  annehmen,  als  einen  unakzep- 
tferten,  denn  es  wird  ihm  durch  das  Akzept  verbürgt,  daß 
der  Scheck  auch  wirklich  auf  Qrund  eines  Guthabens  ausge- 
stellt ist.  Wenn  daher  das  deutsche  Gesetz  in  §  10  die  .An- 
nahme" eines  Schecks  verbietet,  so  ist  diese  Bestimmung  nicht 
anzuerkennen.  Das  deutsche  Gesetz  steht  jedoch  auf  dem  Stand- 
punkt, daß  durch  die  Akzeptierung  eines  Schecks  der  Be- 
zogene zum  selbständigen  Schuldner  wird,  während  er  nach 
dem  Charakter  des  Schecks  lediglich  Zahlungsorgan  sein 
60II.1)  Es  behandelt  das  Scheckakzept  also  rein  wechsel- 
mäßig und  trägt  der  Eigenart  des  Schecks  keine  Rechnung. 


1)  Apt:  a.  a.  O.,  Seite  80. 
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Ein  anderer  Gesichtspunkt,  der  dem  deutschen  Gesetz- 
geber maßgebend  gewesen  ist,  kann  nicht  von  der  Hand 
gewiesen  werden,  wenn  er  auch  auf  andere  Weise  erreicht 
werden  konnte.  Der  deutsche  Gesetzgeber  ist  nämlich  von 
der  Erwägung  ausgegangen,  daß  der  Scheck  durch  das  Ak- 
zeptverbot so  rasch  als  möglich  der  Einlösungsstelle  zuge- 
trieben wird,  da  es  bis  zur  Präsentation  unbestimmt  bleibt, 
ob  der  Scheck  eingelöst  wird  oder  nicht.1)  Zweifellos  ist 
diesem  Gedanken  etwas  Wahres  nicht  abzusprechen,  doch 
sind  wir  der  Meinung,  daß  dieses  Ziel  auch  durch  strenge 
Handhabung  der  Vorschrift  bezüglich  der  Präsentationsfrist 
erreicht  werden  konnte,  und  es  ist  geradezu  als  eine  Schwäche 
im  Gesetz  anzusehen,  wenn  zur  Verwirklichung  einer  Frage, 
dre  in  einem  anderen  Paragraphen  hinreichend  erledigt 
worden  ist,  ein  anderes  Moment  herangezogen  werden  muß. 
Der  Fehler  beruht  unseres  Erachtens  lediglich  in  der  falschen 
Auffassung  der  Scheckakzeptfrage. 

Das  Scheckakzept  ist  dem  englischen  und  amerikanischen 
»marking*  bezw.  „certifying"  gleichzustellen,  bei  welchen 
der  Bezogene  auf  dem  Scheck  verm eilet  hat,  daß  der  Schede 
gut  ist.  Das  Vertrauen  zu  solchen  Schecks  ist  naturgemäß 
ein  viel  größeres,  und  ihre  Zirkulationsfähigkeit  wird  folglich 
bedeutend  erhöht.  Ursprünglich  ist  das  „certifying"  dadurch 
entstanden,  daß  die  am  Londoner  Clearinghouse  beteiligten 
Bankiers  ihre  zu  spät  in  der  Abrechnungsstelle  eingeliefer- 
ten Schecks  mit  ihren  Anfangsbuchstaben  zeichneten.  Dies 
sollte  heißen,  daß  der  Scheck  geeignet  war,  am  nächsten 
Tage  mit  verrechnet  zu  werden.  Hierdurch  wird  nach  eng- 
lischem Rechte  nicht  bewirkt,  daß  der  Bezogene  unbedingt 
als  Schuldner  auftritt,  sondern  nur,  daß  das  Papier  am  fol- 
genden Tage  den  Vorteil   der  Priorität  im  Clearing  genießt.*) 

In  Amerika  ist  das  „certifying"  außerordentlich  beliebt 
Es  besteht  dort  darin,  daß  die  bezogene  Bank  auf  Wunsch 


1)  Apt:  a.  a.  0.f  Seite  80. 

2)  Apt:  a.  a.  O.,  Seite  81,  vergl.  über  zertifizierte  Schecks  ferner  Schär: 
m  der  deutschen  Wirtschaftszeitung  vom  15.  Februar  1908  und  Fick:  a.  a.  O., 
Seite  339«. 


—     58     — 

des  Inhabers  das  Wort  „good"  quer  über  die  Vorderseite 
des  Schecks  schreibt.  Wird  das  „certifying"  auf  Antrag  de} 
Inhabers  ausgestellt,  so  wird  die  Bank  zum  alleinigen  Schuld 
ner;  Indossanten  und  Aussteller  werden  frei.  Stellt  de 
Aussteller  den  Antrag,  so  ist  die  Folge  die,  daß  die  Banl 
wie  bei  einem  wechselmäßigen  Akzept  neben  Aussteller  un< 
Indossanten  haftet.1) 

Das  „certifying"  ist  ohne  Zweifel  von  großer  Bedeu 
tung  für  den  englischen  und  amerikanischen  Scheckverkehr 
das  ganze  Scheckwesen  erhält  durch  dasselbe  ein  viel  siehe 
reres  Gefüge,  und  es  wäre  deshalb  nur  erwünscht,  wen» 
das  „certifying"  in  Deutschland  zur  Einführung  gelangci 
würde.  Zwar  hat  sich  bis  jetzt  noch  kein  Bedürfnis  geltem 
gemacht,  sollte  aber  dieser  Fall  einmal  eintreten,  so  ist  ein* 
Einführung  unmöglich,  da  das  deutsche  Gesetz  mit  den  Ak 
zeptverbot  auch  gleichzeitig  das  Verbot  des  „certifying"  ver- 
bindet. Dies  geht  daraus  hervor,  daß  das  deutsche  Gesetz 
von  einem  „Annahmevernierk",  nicht  aber  von  einer  „An 
nahmeerklärung"  spricht.2)  Eine  solche  Einführung  läßt  sicli 
nicht  auf  einmal  bewerkstelligen,  sondern  muß  nach  und  nacl 
von  statten  gehen.  Dies  ist  unseres  Erachtens  der  Grund 
dafür,  daß  das  „certifying"  in  Deutschland  bei  Aufrecht 
erhaltung  des  jetzigen  Rechtsstandpunktes  überhaupt  keinen 
Eingang  finden  wird.  Jeder  kleine  Anfang  wird  durch  das  Oe< 
setz  unterdrückt.  Der  einzige  Ausweg  ist  also  in  einer  Ge- 
setzesänderung zu  erblicken,  wonach  zwar  das  wechsel- 
mäßige Akzept  verboten,  aber  das  „certifying"  gestattet  sein 
müßte.  Ganz  besonders  ist  Buff8)  für  das  »certifying' 
eingetreten.  Er  bezeichnet  es  als  eine  „Prämie  auf  den  Wort- 
bruch*, wenn  man  ihm  jede  scheckrechtliche  und  zivilrechl- 
liche  Wirksamkeit  nehmen  würde. 

4 

In  der  gleichen  Weise  wie  wir,  hat  ebenfalls  bereits  Buff  die 
Scheckakzeptfrage   behandelt.     Derselbe   will    mit   Recht   das 


1)  Apt:  a.  a.  O.,  Seite  81. 

2)  Loeb:  a.  a.  O.,  Seite  14. 

3)  Buff:  a.  a  O.,  Seite  96. 
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.certHying*  dem  Scheckakzept  gleichgestellt  wissen,1)  denn 
hierauf  lauft  nach  unseren  obigen  Ausführungen  die  ganze 
Scheckakzeptfrage  hinaus.  Oft  kann  es  außerordentlich  wün- 
schenswert sein,  wenn  durch  die  geschehene  Agnoszierung 
seitens  des  Bezogenen  festgestellt  wird,  daß  der  Aussteller 
auch  wirklich  über  die  betreffende  Summe  verfügen  kann,  z.  B. 
bei    Hypothekenzessionen,   Grundstückübertragungen   u.  s.  w. 

Ebenso  haben  sich  Fick  und  besonders  Cohn  als  Ver- 
teidiger des  Scheckakzeptes  erwiesen.  Fick  sagt,  daß  das 
Akzeptverbot  der  Angst  entsprungen  sei,  daß  vielleicht  durch 
Akzept  gesicherte  Schecks  ohne  genügende  Deckung  in  Um- 
lauf gesetzt  werden  könnten.9)  Diese  Angst  ist  jedoch  voll- 
kommen unbegründet,  denn  daß  zur  Präsentation  schließ- 
lich die  erforderliche  Deckung  vorhanden  sein  muß,  wird 
schon  durch  das  streng  gehandhabte  Regreßrecht  verbürgt, 
wodurch  eine  Art  Wechselstrenge  bei  der  Scheckklage  zur 
Anwendung  kommt. 

Cohn  bezeichnet  die  oft  geäußerte  Meinung,  daß  das 
Scheckakzept  der  Natur  des  Schecks  als  Zahlungspapier  nicht 
entspricht,  als  eine  petitio  principli,  die  schon  durch  den 
Blick  auf  das  Ausland  widerlegt  sei.8)  Ebenso  verwirft  er 
mit  Recht  den  Standpunkt,  daß  die  Sichtstellung  des  Schecks 
gegen  ein  Scheckakzept  sprechen  könnte,  denn  Sichtwechsel 
seien  auch  immerhin  akzeptationsfähig  und  verteidigt  fer- 
ner das  Scheckakzept  gegen  die  ins  Feld  geführten  Gründe 
des  fiskalischen  Interesses  und  der  Verkürzung  der  Umlaufs- 
zert.  Er  sagt,  daß  „es  wohl  genüge,  wenn  man  einerseits 
dem  Inhaber  das  Recht,  das  Akzept  zu  fordern,  verweigere, 
und  wenn  man  andererseits  den  akzeptierten  Scheck  dem 
vollen  Wechselstempel  unterwürfe".4)  Hierdurch  macht 
Cohn  den  Gegnern  des  Scheckakzeptes  eigentlich  ein  Zu- 


1)  Buff :  a.  a.  O.,  Seite  95. 

2)  Fick:  a.  a.  O.,  Seite  334/335. 

3)  Cohn:   Der  vorläufige  Entwurf  eines   deutschen  Scheckgesetzes  in 
de?  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handeisrecht,  Band  61,  Seite  51. 

4)  Cohn:    In   der  Zeitschrift  für  vergl.  Rechtswissenschaft,   Band    12, 
Seite  97. 
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geständnis,  indem  er  die  Besteuerung  des  akzeptiertem 
Schecks  billigt  und  auf  diese  Weise  für  die  Wirksamkeit 
des  Akzeptes  eintreten  will.  Es  erhellt  ferner  aus  der  Ansicht 
Cohns,  daß  er  das  Scheckakzept  mit  dem  Wechselakzept 
gleichstellt  und  somit  die  Scheckakzeptfrage  nicht  in  der 
von  uns  angegebenen  Weise  auffaßt.  Das  Qleiche  dürfte 
wohl  auch  bei*  Fick  der  Fall  sein,  wie  aus  seinen  Erörte- 
rungen   hervorgeht. 

Zu  den  Gegnern  des  Scheckakzeptes  smd  Kapp, 
Koch,1)  Bunzl,  Hoppenstedt*)  und  Hamm  er- 
schlag zu  rechnen.  Kapp8)  verwirft  das  Scheckakzept 
weil  nach  seiner  Ansicht  beim  Scheck  das  Akzept  nach  Maß- 
gabe des  Kassenverwaltungsgeschäftes  von  vorn  herein  vor- 
handen ist,  und  ferner  weil  das  Akzept  meist  garnicht  ver- 
langt Nvird,  da  Präsentation  und  Zahlung  des  Schecks  in- 
folge ^seiner  Sichtstellung  stets  zusammenfallen.  Kapp  ist 
also  ganz  unserer  Meinung;  falsch  ist  jedoch,  daß  er  das 
Scheckakzept  aus  diesem  Grunde  überhaupt  nicht  aner- 
kennt. 

Bunzl4)  spricht  sich  dagegen  aus,  daß  ein  Scheck  ak- 
zeptiert werden  muß,  billigt  aber,  daß  er  akzeptiert  werden 
kann  (agnoscierte  cheques  =  unseren  zertifizierten  Schecks). 
Trotzdem  befürwortet  er  eine  gesetzliche  Regelung  der  letz- 
teren Art  nicht,  da  sie  in  Österreich  nicht  vorkäme.  Man 
hat  aber  dieser  Auffassung  im  österreichischen  Scheckgesetz 
keine  Rechnung  getragen,  sondern  der  österreichische  Mo- 
tivenbericht hebt  mit  Recht  hervor,  daß  trotz  des  Akzeptver- 
botes die  Agnoszierung  des  Schecks  nicht  ausgeschlossen 
sei.5)    Diesem  Verfahren  wird  von  Hammerschlag  zuge- 


1)  Koch:  Über  Giroverkehr  usw.,  Seite  32  und  Derselbe,  Verhandlung 
des  17.  deutschen  Juristentages,  Seite  29. 

2)  Hoppenstedt:  Ein  zweites  Wort  usw.  Seite  29. 

3)  Kapp:  Der  Scheck  in  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht, 
Band  30,  Seite  395. 

4)  Bunzl:  a.  a.  O.,  Seite  17/18. 

5)  Hammerschlag:    Der    österreichische   Scheckgesetzentwurf    in    der 
Deutschen  Juristenzeitung,  X.  Jahrgang  1905,  Seite  674. 
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stimmt,  wenn  er  auch  sonst  als  Gegner  des  Scheckakzeptes 
aufgetreten  ist.1)  Sowohl  das  österreiche  wie  das  deut- 
sche Scheckgesietz  erklären  einen  auf  den  Scheck  gesetzten 
Annahmevermerk  als  nicht  geschrieben. 

In  den  sonstigen  ausländischen  Scheckgesetzen  ist  das 
Akzept  größtenteils  unerwähnt  geblieben  und  darum  gesetz- 
lich auch  nicht  zugelassen,  so  in  Italien,  Rumänien  und 
Spanren.  Zwar  enthält  das  belgische,  französische,  holländi- 
sche, niederländisch-indische  und  peruanische  Gesetz  eben- 
falls keine  Bestimmung  über  das  Akzept,  doch  ist  seine 
Zulässtgkeit  in  diesen  Ländern  völlig  anerkannt.  In  Eng- 
land ist  das  Akzept  schon  deshalb  statthaft,  weil  dort  der 
Scheck  als  Sichtwechsel  angesehen  wird.  Japan  kennt  eben- 
falls das  Akzept,  und  in  Bulgarien  ist  die  Anwendung  des- 
selben nicht  ausgeschlossen.8)  Ausdrücklich  im  Gesetz  ver- 
bietet das  Akzept  neben  Deutschland  und  Österreich  noch 
die  Schweiz  und  die  skandinavischen  Länder. 

8.   Verrechnungsschecks. 

Volkswirtschaftlich  am  bedeutungsvollsten  sind  die 
Rechtssatze  über  die  Verrechnung  von  Schecks,  denn  durch 
die  Verrechnung  wird  der  Scheck  erst  seiner  eigentlichen 
Aufgabe,  bargeldersparend  zu  wirken,  gerecht,  und  so  kann 
man  es  verstehen,  wenn  das  deutsche  Gesetz  besonders  die- 
sem Punkte  seine  Aufmerksamkeit  geschenkt  hat.  Doch  bietet 
der  Verrechnungsvermerk  nicht  nur  diesen  Vorteil,  sondern 
er  verhindert  auch,  daß  ein  unrechtmäßiger  Besitzer  eines 
Schecks  den  Betrag  in  bar  ausgezahlt  erhält.  Das  deutsche 
(jesetz  schreibt  nämlich  vor,  daß  ein  zur  Verrechnung  gestell- 
ter Scheck  nur  durch  Verrechnung  eingelöst  werden  darf 
(§  14). 

Die  „zur  Verrechnungsstellung'!  eines  Schecks  ist  eine 
Einrichtung,   die  dem  englischen  „crossing"   entlehnt  ist;   sie 


1)  Hammerschlag:    Der    österreichische    Scheckgesetzentwurf    in    der 
Deutschen  Jnristenzeitung,  X.  Jahrgang  1905,  Seite  674. 

2)  Conrad:  a.  a.  O.,  Seite  154. 
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hat  isich  aber  in  Deutschland  und  Österreich  zu  einer  Art 
entwickelt,  die  einzig  dasteht.  Das  englische  „crossing"  be- 
steht darin,  daß  der  Aussteller  zwischen  zwei  quer  über 
die  Vorderseite  des  Schecks  gezogene  Linien  den  Namen  des 
Bankiers  schreibt,  an  den  die  Zahlung  geleistet  werden  soll ; 
oder  indem  er  zwischen  |die  Linien  die  Worte  „not  negotiable44 
oder  einfach  „&  Co."  setzt.  Dieser  letztere  Vermerk  ist  da- 
durch entstanden,  daß  man  den  Namen  des  Bankiers  abzu- 
kürzen pflegte.  Da  aber  in  England  fast  alle  Bankfirmen 
mit  „&  Co."  endigen,  so  blieb  dieser  Rest  schließlich  nur 
noch  übrig. *)  Man  kennt  zwei  Arten  von  „crossed  cheques", 
den  ^generally  crossed  cheque"  und  den  „specially  crossed 
cheque".  Im  ersteren  Falle  darf  der  Scheck  an  jede  beliebige 
Bank,  im  letzteren  nur  einer  bestimmten  auf  dem  Scheck 
angegebenen  Bank  ausgezahlt  werden;3)  und  zwar  kann  die 
Einlösung  auch  durch  Barzahlung  erfolgen.  Hierin  beruht 
die  wesentliche  und  bedeutungsvolle  Unterscheidung  von  dem 
deutschen  Verrechnungsscheck.  Das  englische  crossing  be- 
wirkt nur,  daß  der  Kreis  von  Firmen,  an  die  ausgezahlt 
werden  kann,  auf  Bankiers  beschränkt  ist;  es  ist  also  die 
Wahrscheinlichkeit  eine  größere  geworden,  daß  der  crossing* 
cheque  verrechnet  wird,  unbedingt  verbürgt  ist  jedoch  die 
Verrechnung  nicht,  und  hierin  liegt  gerade  der  Vorteil  des 
deutschen  Verrechnungsschecks.  Ist  der  Vermerk  einmal  vom 
Aussteller  oder  von  einem  späteren  Inhaber  auf  den  Scheck 
gesetzt,  so  ist  dieses  Verbot  der  Bareinlösung  unumstößlich; 
es  darf  nicht  wieder  zurückgenommen  werden  (§  14,  Abs.  2). 
Wir  sehen  also,  daß  das  Kreuzen  von  Schecks  volkswirtschaft- 
lich in  Deutschland  eine  günstigere  Entwicklung  genommen 
hat. 

Ganz  besonders  geeignet  ist  der  Verrechnungsscheck  für 
Länder,  in  denen  sich  ein  zentrales  Bankinstitut,  wie  in 
Deutschland  die  Reichsbank,  in  Frankreich  die  Banque  (de 
France  befindet,  wo  das  ganze  Land  einen  Giroplatz  repräsen- 
tiert.   Doch  wird  in  Ländern,  wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  der 

1)  Obst:  Geld-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Leipzig  1907,  Seite  69. 

2)  Kuhlenbeck,  L.:  a.  a.  O.,  Seite  9. 
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Verrechnungsscheck  auch  im  Verkehre  zwischen  größeren  und 
kleineren  Banken  eine  nicht  unbedeutende  Rolle  spielen.  Es 
ist  keineswegs  notwendig,  daß  die  Zulässigkeit  des  Verrech- 
nungsschecks gänzlich  von  dem  Vorhandensein  einer  Zentral- 
bank abhängt,  wie  es  Fick  annimmt,  und  der  deshalb  für 
die  Schweiz  gegen  eine  Einführung  des  Verrechnungsschecks 
plädiert. 1)  Allerdings  wird  die  Möglichkeit,  sich  des  Ver- 
rechnungsschecks zu  bedienen,  bei  Bestehen  einer  Zentralbank 
größer  sein,  besonders  wenn  diese  in  ausgedehntem  Maße 
Abrechnungsstellen  eingerichtet  hat.  In  Deutschland  kann 
man  in  dieser  Richtung  jetzt  die  erfreulichste  Entwicklung 
konstatieren.  Es  bestanden  Ende  1909  bereits  20  von  der 
deutschen  Reichsbank  gegründete  Abrechnungsstellen,  bei 
denen  rm  Jahre  1909  11911561  Stück  Abrechnungspapiere 
aber  zusammen  51427  462000  M.  eingeliefert  wurden,2»  ge- 
wiß ein  günstiges  Ergebnis,  das  aber  durch  die  Gründung 
neuer  Abrechnungsstellen  noch  erhöht  werden  muß ;  denn  auf 
diese  Weise  kann  der  Scheckverkehr  erst  die  gewünschte 
Ausdehnung  erlangen,  die  man  in  England  nicht  zuletzt  durch 
Ausbauung  des  Abrechnungsstellennetzes  erreicht  hat. 

Naturgemäß  wird  der  Ort  der  Abrechnungsstelle  mit  dem 
Zahlungsorte  des  Schecks  sehr  oft  nicht  zusammenfallen,  so- 
iaß  das  Gesetz  diesem  Punkte  näher  treten  muß.  Das  deut- 
sche Scheckgesetz  bestimmt  denn  auch,  daß  die  Einlieferung 
eines  Schecks  in  eine  Abrechnungstelle,  bei  welcher  der  Be- 
zogene vertreten  ist,  als  Vorlegung  zur  Zahlung  am  Zahlungs- 
orte gilt,  sofern  die  Einlieferung  den  für  den  Geschäftsver- 
kehr der  Abrechnungsstelle  maßgebenden  Bestimmung  ent- 
spricht (§  12),  d.  h.  soweit  die  in  der  Geschäftsordnung  der 
Abrechnungsstelle  enthaltenen  Bestimmungen  bezüglich  der 
Zeit  und  der  Art  der  Einlieferung  (Verwendung  bestimmter 
Abrechnungsformulare,  ferner  kommen  nur  Schecks  in  Be- 
tracht, die  auf  Orte  lauten,  für  die  die  betreffende  Abrech- 
nungsstelle zuständig  ist)   beachtet  sind.   Eine  solche  Verein- 


1)  Fick:  a.  a.  O.,  Seite  240/241. 

2)  Die   deutschen   Abrechnungsstellen    im  Jahre    1909,   Berlin    1910, 
Seite  30,  herausgegeben  von  der  deutschen  Reichsbank. 
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barung  war  zwar  schon  früher  unter  den  Mitgliedern  dei 
Abrechnungsstellen  getroffen  (Bestimmungen  für  die  Abrech 
nungsstelle  zu  Berlin,  I.  Abkommen  vom  14.  Februar  1883 
A,  4),  mußte  aber  trotzdem  gesetzlich  noch  sanktionier 
werden,  um  auch  gegenüber  den  nicht  im  Abrechnungsverkeh 
stehenden  Ausstellern  und  Indossanten  Geltung  zu  haben. 

Wie  schon  gesagt,  kommt  der  Verrechnungsscheck  in  del 
geschilderten  Form  nur  in  Deutschland  und  Österreich  vor.  fr 
anderen  Ländern  hat  sich  mehr  der  englische  crossed  chrequ« 
eingebürgert  und  ist  deshalb  auch  nur  von  den  sonstiger 
ausländischen  Gesetzen  berücksichtigt  worden ;  teilweise  is 
er  jedoch  ganz  unerwähnt  geblieben,  und  man  hat  es  der 
Handelsgebräuchen  überlassen,  bei  der  Ausstellung  und 
Handhabung  desselben  die  richtigen  Bahnen  vorzuschreiben 
Das  österreichische  Gesetz,  welches  überhaupt  dem  deutsche/1 
sehr  verwandt  ist,  bestimmt  ebenfalls  wie  dieses,  daß  del 
Verrechnungsvermerk  nicht  wieder  zurückgenommen  werden 
kann,  und  daß  Verrechnungsschecks  „nur  zur  Verrechnung 
mit  dem  Bezogenen  oder  einem  Girokunden  desselben 
(Kontoinhaber)  oder  mit  einem  Mitgliede  der  am  Zahlungs- 
orte bestehenden  Abrechnungsstelle  benutzt  werden  dürfen"« 
Ist  der  Bezogene  selbst  nicht  Mitglied  einer  Abrechnungs- 
stelle, so  ist  es  dem  Bezogenen  gestattet,  den  Scheck  bei 
einem  Mitgliede  der  Abrechnungsstelle  zahlbar  zu  stellen 
(§  22  des  österreichischen  Scheckgesetzes).  Da  das  deutsche 
Scheckgesetz  Domizil  Schecks  verbietet,  so  ist  natürlich  dieser 
letzte  Fall  in  Deutschland  ausgeschlossen.  Man  sieht  aber 
auch  hier  wieder,  welche  Bedeutung  der  Domizilscheck  haben 
kann.1)  Die  Verrechnung  gilt  ebenfalls  wie  im  deutschen 
Gesetz  als  Zahlung. 

Den  crossed  cheque  hat  England  als  Vaterland  desselben 
in  seinem  Gesetz  besonders  berücksichtigt.  In  Sect.  76  gibt 
es  eine  genaue  Definition  des  generally  und  specially  cros- 
sed cheque  und  schreibt  dann  in  Sect.  77  vor,  wem  es  ge- 
stattet ist,  die  Kreuzung  vorzunehmen.  Sect.  78  verbietet  eine 


1)  vergl.  Abschnitt  .Zahlungsort*  Seite  38  ff. 
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Änderung  des  „Crossing",  ausgenommen  die  Fälle,  die  in 
Sect.  77  angegeben  sind.  Es  kann  z.  B.  der  spätere  Inhaber 
eines  generally  crossed  cheque  in  einen  specially  crossed 
chequc  umwandeln,  oder  die  Bank,  die  durch  ein  specially 
crossing  bestimmt  ist,  auszuzahlen,  kann  den  Scheck  durch 
Anbringung  eines  abermaligen  specially  crossing  an  eine 
andere  Bank  zum  Einzug  weiter  geben.  Ferner  ist  es  der 
Bank,  welche  Inhaberin  eines  generally  crossed  cheque  ist, 
erlaubt,  den  Scheck  auf  sich  selbst  specially  zu  kreuzen. 

Die  nordischen  Scheckgesetze  lehnen  sich  vollkommen  an 
die  englische  Gesetzgebung  an.  Sind  zwischen  zwei  quer 
über  die  Vorderseite  des  Schecks  gezogene  Linien  die  Worte 
„Bank  oder  Bankier"  gesetzt,  jso(darf  die  Zahlung  des  Schecks 
nur  an  eine  Bank  oder  einen  Bankier  erfolgen ;  ist  der  Name 
einer  Bank  oder  eines  Bankiers  angegeben,  so  ist  die  Zah- 
lung nur  an  diesen  gestattet.  Eine  Zurücknahme  oder  Ver- 
änderung des  crossing  hat  keine  Rechtswirkung.  Unter  Ban- 
kier verstehen  die  nordischen  Gesetze  in  Anwendung  dieser 
Bestimmungen  jede  Firma,  deren  Geschäft  im  Händelsregister 
als  Bankgeschäft  eingetragen  ist,  sowie  jede  Sparkasse  (§  7). 

Auch  Japan  und  Spanien  haben  das  englische  Gesetz  bei 
Regelung  des  crossing  als  Vorbild  genommen ;  Spanien  fügt 
noch  eine  Vorschrift  hinzu,  wonach  der  Bezogene  nicht  von 
seiner  Haftbarkeit  befreit  wird,  wenn  er  irrtümlicherweise 
nicht  an  den  angegebenen  Bankier  oder  die  angegebene  Ge- 
sellschaft gezahlt  hat  (Art.  541). 

In  dem  belgischen,  französischen,  italienischen,  nieder- 
ländischen, portugiesischen  und  schweizerischen  Scheckrecht 
hat  das  crossing  überhaupt  keine  Berücksichtigung  gefunden. 

9.  Indossament. 
Während  der  Wechsel  ein  Geldsurrogat  ist,  das  sich  auf 
längere  Zeit  im  Umlaufe  befindet,  ist  beim  Scheck  nur  eine 
kurze  Zirkulationsfrist  gestattet.  Beide  jedoch  —  mit  Aus- 
nahme der  Rekta-  und  Überweisungsschecks  —  sollen  von 
Hand  zu  Hand  gehen,  um  möglichst  viele  Zahlungsgeschäfte 
zu  erledigen.    Beim  Wechsel  sowohl  wie  beim  Scheck  muß 
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jede  Weitergabe  durch  das  sogenannte  „Indossament"  auf 
der  Rückseite  des  Papiers  angegeben  sein.  Je  nachdem  nun, 
ob  das  Indossament  lautet: 

Für  mich  an  die  Order  des  Herrn  X.  Ort,  Datum, 
Unterschrift, 
oder  ob  nur  der  Name  des  letzten  Inhabers  auf  die  Rück- 
seite geschrieben    ist,   unterscheidet  man  Voll-  und  Blanko- 
indossamente.   Beide  sind  beim  Scheck  statthaft. 

Bei  der  Indossierung  von  Schecks  kommen  natürlich  nur 
die  Orderschecks  in  Betracht,  die  Rekta-  und  Überbringer- 
schecks dagegen  scheiden  fast  vollkommen  aus,  da  sie  von 
vornherein  nicht  zur  Zirkulation  bestimmt  sind.  Wenn  also 
ein  Land  Orderschecks  zuläßt,  so  ist  auch  hiermit  die  Ge- 
stattung der  Indossierung  verknüpft.  Sämtliche  Staaten  sind 
auch  dieser  Anforderung  gerecht  geworden.  Doch  herrscht 
eine  Meinungsverschiedenheit  darüber,  ob  bei  einem  Order- 
Scheck  die  Orderklausel  unbedingt  vorhanden  sein  muß,  wenn 
ein  Schede  indossiert  werden  soll,  oder  ob  er  grundsätzlich 
indossierbar  ist.  Es  ist  dies  eine  Frage,  die  eigentlich  sehr 
wenig  praktischen  Wert  hat.  Ob  die  Orderklausel  vorhanden 
ist  oder  nicht,  jedenfalls  wird  der  Orderscheck  als  solcher 
erkannt  und  müßte  deshalb  stets  indossierter  sein.  Einige 
Scheckgesetze,  wie  das  französische,  belgische  und  öster- 
reichische und  auch  der  ungarische  Entwurf,  machen  jedoch 
die  Qirierung  eines  Schecks  von  dem  Vorhandensein  der 
Orderklausel  abhängig.  Dagegen  lassen  die  Schweiz,  Italien 
und  Japan  die  Indossierung  eines  auf  eine  bestimmte  Person 
ausgestellten  Schecks  zu,  sofern  dieselbe  nicht  durch  einen 
im  Text  des  Schecks  enthaltenen  Vermerk  ausdrücklich  unter- 
sagt ist.1)  Dem  hat  sich  auch  das  deutsche  Gesetz  ange- 
schlossen. Diese  Auffassung  ist  bei  weitem  die  richtigere 
und  kann  als  eine  Verbesserung  gegenüber  dem  österreichi- 
schen Gesetz  angesehen  werden. 

Hoppenstedt,2)  der  sich  um  das  deutsche  Scheck- 
gesetz große  Verdienste  erworben  hat,  empfahl,  in  das  Scheck- 

1)  Apt:  a.  a.  O.,  Seite  71. 

2)  Hoppenstedt:  Zum  Scheckgesetz,  Seite  13. 
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gesetz  die  Bestimmung  aufzunehmen,  dass  Orderschecks  vor 
der  Einlösung  zu  quittieren  sind,  da  dies  beim  Scheck 
schon  allgemein  gebräuchlich  sei.  Wir  halten  diese  Quittung 
für  durchaus  überflüssig,  da  ja  der  Scheck,  wenn  er  sich  in 
Händen  des  Bezogenen  befindet,  schon  selbst  eine  Quittung 
darstellt.  Das  deutsche  Gesetz  hat  diese  Frage  zwar  behan- 
delt, sie  aber  richtiger  formuliert,  indem  es  das  Indossament 
an  den  Bezogenen  als  Quittung  gelten  läßt  (§  8). 

Die  Inhaberschecks  sind  zwar  ihrem  Wesen  nach  nicht 
geeignet,  in  Zirkulation  gesetzt  zu  werden,  können  aber  trotz- 
Jem  übertragen  werden,  und  zwar  ihrer  Eigenschaft  nach 
durch  bloße  Aushändigung.  In  manchen  Scheckgesetzen  sind 
sie  jedoch  auch  indossabel,  wie  insbesondere  in  England, 
in  den  nordischen  Ländern  und  Amerika,  wo  der  Inhaber- 
scheck früher  vorherrschend  war.  Sonderbarerweise  ist  in 
England  auch  eine  Weitergabe  eines  Orderschecks  durch 
bloße  Aushändigung  zulässig,  wenn  die  Übertragung  durch 
ein    Blankoindossament  erfolgte.1) 

Einen  Gedanken,  den  Fick*)  angeregt  hat,  ist  der,  das 
Blanko-  und  Vollindossament  auch  auf  der  Vorderseite  des 
Schecks  zuzulassen.  Das  Verbot  sei  beim  Wechsel  nur  er- 
gangen, um  einer  Verwechslung  mit  dem  Akzept  vorzubeugen. 
Da  aber  das  Akzept  beim  Scheck  nicht  gestattet  sei,  so 
wäre  eine  Verwechslung  nicht  möglich.  Wenn  aber  Fick 
luch  diese  Frage  angeschnitten  hat  und  sie  teilweise  be- 
fürwortet, so  gesteht  er  doch  schließlich  mit  Recht  ein,  daß 
durch  die  Indossierung  auf  der  Vorderseite  eine  Unklarheit 
entstehen  wird. 

Bezüglich  der  Form  des  Indossamentes,  der  Legitimation 
!es  Besitzers  und  der  Prüfung  der  Legitimation,  sowie  be- 
züglich der  Verpflichtung  des  Besitzers  zur  Herausgabe  be- 
ruft sich  das  deutsche  Scheckgesetz  auf  Art.  11  bis  13,  36 
und  74  der  Wechselordnung.3)     Die   in   diesen  Artikeln   ent- 

1)  Pavlicek:  a.  zuletzt  a.  O.,  Seite  56. 

2)  Fick:  a.  a.  O.,  Seite  247. 

3)  Art.  11.  Das  Indossament  muß  auf  den  Wechsel,  eine  Copie 
jcsselben  oder  ein  mit  dem  Wechsel  oder  der  Kopie  verbundenes  Blatt 
Alooge)  geschrieben  werden. 
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haltenen  Bestimmungen  können  ohne  Weiteres  auf  den  Ordern 
Scheck  Anwendung  finden,  für  den  Rekta-  und  Inhaberscheck 
müssen  besondere  Rechtssätze  gelten,  besonders  betreffs  del 
Legitimation;  hierüber  enthält  jedoch  das  deutsche  GesetJ 
keine  Vorschriften ;  in  der  Praxis  wird  aber  wohl  in  dei 
Weise  verfahren,  daß  sich  der  Inhaber  eines  Rekta-  und  In 
haberschecks  als  rechtmäßiger  Besitzer  legitimieren  mußi 
Auch  bei  „auf  den  Überbringer"  lautenden  Schecks  wird  mar 
es  nicht  unterlassen,  eine  Prüfung  der  Person  des  Präsentanten 
vorzunehmen.  Gerade  bei  dieser  Art  von  Schecks  sind  dei 
Möglichkeit  des  Betrugs  Türen  und  Tore  geöffnet  Wm 
Buff1)  richtig  sagt,  sollte  bei  der  Präsentation  von  alterj 
nativen  Inhaberschecks  der  Bezogene  das  Recht,  nicht  abei 
die  Pflicht  haben,  an  jeden  Inhaber  zu  leisten.  Er  hält  du 
alternativen  Inhaberschecks  deshalb  nicht  für  Legitimationsj 
papiere. 

Ebenso  äußert  sich  das  deutsche  Gesetz  nicht  darüber 
ob  es  statthaft  ist,  an  einen  früheren  Indossanten  oder  ar 


Art.  12.  Ein  Indossament  ist  gültig,  wenn  der  Indossant  auch  nu 
seinen  Namen  oder  seine  Firma  auf  die  Rückseite  des  Wechsels  oder  de 
Kopie,  oder  auf  die  Alonge  schreibt  (Blankoindossament). 

Art.  13.  Jeder  Inhaber  eines  Wechsels  ist  befugt,  die  auf  demselbei 
befindlichen  Blankoindossamente  auszufüllen;  er  kann  den  Wechsel  ab« 
auch  ohne  diese  Ausfüllung  weiter  indossieren 

Art.  36.  Der  Inhaber  eines  indossierten  Wechsels  wird  durch  eim 
zusammenhängende,  bis  auf  ihn  hinuntergehende  Reihe  von  Indossamente 
als  Eigentümer  des  Wechsels  legitimiert.  Das  erste  Indossament  muß  dem 
nach  mit  dem  Namen  des  Remittenten,  jedes  folgende  Indossament  mit  den 
Namen  desjenigen  unterzeichnet  sein,  welchen  das  unmittelbar  vorhergehend* 
Indossament  als  Indossator  benennt.  Wenn  auf  ein  Blankoindossament  efo 
weiteres  Indossament  folgt,  so  wird  angenommen,  daß  der  Aussteller  dei 
letzteren  den  Wechsel  durch  das  Blankoindossament  erworben  hat,  aus 
gestrichene  Indossamente  werden  bei  Prüfung  der  Legitimation  als  nich 
geschrieben  angesehen.  Die  Echtheit  der  Indossamente  zu  prüfen,  ist  dei 
Zahlende  nicht  verpflichtet. 

Art  74.  Der  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  36  legitimierte  Besitze] 
eines  Wechsels  kann  nur  dann  zur  Herausgabe  desselben  angehalten  werden 
wenn  er  den  Wechsel  in  bösem  Glauben  erworben  hat  oder  ihm  bei  dei 
Erwerbung  des  Wechsels  eine  grobe  Fahrlässigkeit  zur  Last  fallt 

1)  Buff:  a.  a.  O.,  Seite  92. 
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«ien  Aussteller  zu  indossieren ;  es  herrscht  daher  über  diesen 
Punkt  keine  Klarheit.  Man  sollte  aber  fast  aus  der  Außer- 
achtlassung schließen,  daß  ein  Indossament  an  den  Aussteller 
and  an  einen  früheren  Indossanten  gestattet  ist.  In  Wirklich- 
keit ist  jedoch  die  Wahrscheinlichkeit  dieses  Falles  bei  der 
mrzen  Umlaufszeit  des  Schecks  sehr  gering,  und  man  hat 
ihm   deshalb  wohl  keine  Beachtung  geschenkt. 

Das  deutsche  Scheckgesetz  erklärt  das  auf  eine  Abschrift 
des  Schecks  gesetzte  Indossament  als  unwirksam.  Wohl  zu 
unterscheiden  sind  diese  Kopien  von  den  ersten,  zweiten 
u  s.  w.  Ausfertigungen  eines  Schecks,  welche  nach  §  9  in- 
dossiert werden  können.  Häufig  kommt  die  Ausschreibung 
von  Duplikaten  u.  s.  w.  nicht  vor,  ihr  Vorkommen  beschränkt 
sich  meist  auf  unser  auf  Seite  37,  Anmerkung,  angeführtes 
Beispiel,  wenn  es  sich  daraum  handelt,  einen  auf  Grund 
eines  Kreditbriefes  erhobenen  Betrag  bei  der  Ausstellungs- 
bank des  Kreditbriefes  mittels  Scheck  zurückzuerheben.  Das 
Duplikat  hat  hier  zweierlei  zu  erfüllen,  einmal  dient  es  der 
auszahlenden  Bank  als  Quittung  und  kann  ferner  zum  Ein- 
zug benutzt  werden,  wenn  das  Original  abhanden  gekommen 
ist.  Außerdem  werden  Duplikate  noch  oft  im  Verkehre  mit 
dem  Auslande,  besonders  mit  den  überseeischen  Ländern  ver- 
*andt~  Das  Versenden  mrt  verschiedenen  Schiffen  bietet  hier 
cire  größere  Sicherheit  für  das  richtige  Eintreffen  am  Be- 
»'immungsorte. 

Daß  das  deutsche  Gesetz  ein  Indossament  des  Bezoge- 
nen verbietet  (§  8),  ist  ganz  natürlich,  denn  wenn  sich  der 
Scheck  in  den  Händen  des  Bezogenen  befindet,  hat  er  seinen 
Zweck  erfüllt,  er  darf  nicht  von  Neuem  wieder  in  Umlauf 
gesetzt  werden. 

Die  ausländischen  Scheckgesetze  lassen  sämtlich  über- 
rmstimmend  die  Rechtssätze  ihrer  Wechselordnung  auf  das 
Indossament  Anwendung  finden.  Nur  über  einige  Fragen 
enthalten  einzelne  Scheckgesetze  Spezialbestimmungen,  die 
Hch  auf  die  im  deutschen  Gesetz  behandelten  beschränken 
jnd  diesen  ganz  analog  aufgefaßt  sind.   Die  belgischen,  japa- 


-     70    — 

nischen.  italienischen,  rumänischen  und  schweizerischen  Ge 
setze  verweisen  nur  auf  ihre  Wechselordnungen,  die  nordi 
sehen  Gesetze  ebenfalls,  fügen  aber  noch  hinzu,  daß  eil 
Indossament  auf  einer  Kopie  nichtig  sein  soll.  Da  Englam 
den  Scheck  als  Sichtwechsel  ansieht,  hat  das  englische  Scheck 
gesetz  das  Indossament  überhaupt  nicht  erwähnt,  läßt  alsi 
auch  hier  gänzlich  das  Wechselrecht  gelten.  Fast  wörtlic! 
schließt  sich  das  österreichische  Gesetz  dem  deutschen  an 
Das  portogiesiche  Gesetz  verfügt,  daß  alle  auf  die  gezoge 
nen  Wechsel  bezüglichen  Bestimmungen  anzuwenden  sind 
welche  der  Natur  des  Schecks  nicht  widersprechen.  Spaniei 
hat  sich  in  seinem  Gesetz  nicht  näher  mit  dem  Indossanten 
befaßt;  es  bestimmt  nur,  daß  an  Order  gestellte  Scheck 
durch    Indossament   übertragbar   sein   sollen. 

10.  Widerruflichkeit. 
Solange  der  Scheck  als  Anweisung  ftach  dem  bürgerliche! 
Gesetzbuch  bebandelt  wurde,  war  er  jederzeit  zu  widerrufen 
ausgenommen,  wenn  der  Bezogene  akzeptiert  oder  die  Zah 
lung  bewirkt  hatte  (§  790  des  bürgerlichen  Gesetzbuches) 
Akzeptierte  Schecks  sind  aber  gar  nicht  üblich,  und  somi 
konnte  jeder  Scheck  schon  nach  ganz  kurzer  Zeit  widerruf  ei 
werden.  Das  heutige  Scheckgesetz  bestimmt  nun  in  §  13 
daß  ein  Widerruf  des  Schecks  erst  nach  Ablauf  der  Vor 
legungsfrist  wirksam  sein  soll,  d.  h.  der  Widerruf  ist  zwai 
auch  schon  vor  Ablauf  der  Vor  legungsfrist  gestattet,  mi 
Rechtswirksamkeit  jedoch  erst  nach  derselben.1)  Wenn  als« 
der  Bezogene  trotz  des  Widerrufes  vor  Ablauf  der  Präsen 
tationsfrist  einen  Scheck  auszahlt,  so  kann  der  Ausstellei 
gegen  den  Bezogenen  keine  Klage  auf  Rückzahlung  bezw 
Gutschrift  des  Betrages  anstrengen ;  dagegen  würde  ein* 
Klage  auf  Zurückerstattung  eines  auf  Grund  eines  Schecks 
trotz  des  Widerrufs  nach  Ablauf  der  Präsentationsfrist  aus 
gezahlten  Betrages  wirksam  sein.  Der  erstere  Fall  komm 
natürlich  kaum  vor  und  wäre  höchstens  durch  ein  Versehet 


\)  Conrad:  a.  a.  O.,  Seite  211. 
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des  Bezogenen  denkbar.  Es  wird  jeder  Bezogene  auch  schon 
vor   Ablauf  der  Präsentationsfrist  die  Auszahlung  verweigern. 

Der  Grund  nun,  weshalb  das  deutsche  Gesetz  die  Wider- 
ruflichkeit des  Schecks  in  der  angegebenen  Weise  geregelt 
hat,  liegt  darin,  daß  hierdurch  ebenso  wie  durch  das  Akzept- 
verbot ein  indirekter  Zwang  auf  den  Inhaber  eines  Schecks 
ausgeübt  werden  soll,  denselben  sobald  als  möglich  zu 
präsentieren.1)  Von  denselben  Gesichtspunkten  ausgehend, 
welche  wir  beim  Akzeptverbot  geltend  machten,  können  wir 
diesen  Grund  nicht  gut  heißen.  Vielmehr  scheint  uns  ins 
Gewicht  zu  fallen,  was  auch  Hammerschlag2)  betont 
hat,  daß  dem  Scheck  durch  die  Garantie  der  Unwiderruflich- 
keit während  der  Präsentationsfrist  eine  gewisse  Sicherheit 
gegeben  wird,  besonders  wenn  der  Tod  oder  die  eintretende 
Handlungsunfähigkeit  des  Ausstellers  kein  Grund  ist,  den 
Scheck  während  der  Präsentationsfrist  zu  widerrufen.  Wie 
Hammerschlag  richtig  sagt,  ist  dies  Moment  das  wirk- 
samste Mittel,  den  Scheckverkehr  zu  fördern  und  zu  kräf- 
tigen. Also  nur  aus  diser  Erwägung  heraus  halten  wir  es 
für  angebracht,  wenn  das  deutsche  Gesetz  die  Unwiderruf- 
lichkeit des  Schecks  für  eine  bestimmte  Zeit  festgelegt  hat. 

Dagegen  die  Forderung  der  gänzlichen  Unwiderruflich- 
keit aufzustellen,  wie  es  Cohn8)  getan  hat,  dürfte  wohl 
zu  weit  gegangen  sein.  Cohn  geht  davon  aus,  daß  der  Tod 
und  die  rechtliche  Unfähigkeit  des  Ausstellers  zur  selbstän- 
digen Vermögensverwaltung  kein  Dishonorierungsgrund  sein 
soll.  Hierdurch  würde  die  weitere  Einbürgerung  des  Scheck- 
verkehrs gewährleistet,  „denn  wer  möchte  einen  Scheck  noch 
statt  Zahlung  annehmen  auf  die  Gefahr  hin,  daß  die  Wirkung 
der  Urkunde  von  der  Persönlichkeit  des  Ausstellers  abhängt? 
Eben  deshalb  sollte  aber  der  Scheck  auch  durchaus  unwider- 
ruflich sein,  wie  dies  in  Frankreich,  Belgien  und  Italien 
Rechtens   ist".    Ein    mehr  oder   weniger   großes   Risiko   ist 

1)  Loeb:  a.  a.  0.f  Seite  21. 

2)  Hammerschlag:  a.  a.  O.,  Seite  674. 

3)  Cohn:  In  der  Zeitschrift  für  vergl.  Rechtswissenschaft,  Band  12, 
Seite  104/105. 
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aber  nun  einmal  stets  mit  der  Annahme  eines  Schecks  ver- 
bunden und  läßt  sich  nicht  beseitigen,  auch  nicht  bezüglich 
der  Widerruflichkeit.  Betreffs  des  ersten  Punktes  können 
wir  Cohn  nicht  unrecht  geben,  doch  deshalb  auch  die  Un- 
widerruflichkeit des  Schecks  zu  verlangen,  ist  wohl  theo- 
retisch denkbar,  praktisch  aber  aus  anderen  Gründen  nicht 
durchzuführen.  Nehmen  wir  nur  an,  daß  ein  Scheck  abhan- 
den gekommen  ist,  und  der  letzte  Inhaber  will  durch  Wider- 
ruf verhüten,  daß  der  Scheck  an  den  Finder,  welcher  eventl. 
das  letzte  Indossament  gefälscht  hat,  ausgezahlt  wird.  Nach  der 
Ansicht  Cohns  müßte  dann  auch  dieser  Widerruf  unwirk- 
sam sein ;  es  leuchtet  aber  ein,  daß  er  unbedingt  gestattet  sein 
muß,  und  es  wäre  sogar  nicht  unberechtigt  gewesen,  wenn 
ihn  das  deutsche  Gesetz  besonders  berücksichtigt  hätte,  denn 
es  ist  derjenige  Fall,  der  wohl  am  ehesten  praktisch  werden 
kann.  Aus  einer  anderen  Ursache  heraus  kommt  sonst  ein 
Widerruf  äußerst  selten  vor.  Das  Gesetz  hätte  also  eventl. 
die  Rechtswirksamkeit  eines  solchen  Widerrufs  auch  schon 
vor  Ablauf  der  Präsentationsfrist  zulassen  können.  Ober- 
haupt hätte  es  sich  gelohnt,  eine  Scheidung  der  Widerrufs- 
gründe in  solche,  die  dringender  Natur  sind  und  solche  aus 
weniger  dringenden  Anlässen  vorzunehmen.  Unter  die  erste- 
ren  wären  neben  dem  Abhandenkommen  eines  Schecks  noch 
Fälschung  eines  Schecks  seitens  eines  Angestellten  des  Aus- 
stellers, wenn  dieser  die  Fälschung  zeitig  festgestellt  hat  u.  s.  w. 
zu  rechnen,  kurz  wenn  mehr  kriminelle  Fälle  in  Frage  kommen. 
Diesen  gegenüber  würden  die  Widerrufsgründe  stehen,  welche 
auf  einen  Formfehler  im  Scheck  zurückzuführen  sind.  Es  ist 
klar,  daß  ein  sofortiger  Widerruf  bei  der  letzten  Kategorie 
nicht  berechtigt  ist,  dagegen  wäre  zu  erwägen,  wie  oben 
schon  gesagt,  ob  es  nicht  zulässig  und  ratsam  sein  könnte, 
den  Widerruf  aus  dringenden  Gründen  auch  schon  vor  Ablauf 
der    Präsentationsfrist   mit   Rechtswirksamkeit   zu   gestatten. 

Bunzl1)  trat  bei  Ausarbeitung  des  österreichischen  Ge- 
setzes für  die  jederzeitige  Widerruflichkeit  des  Schecks  ein. 


1)  Bunzl:  a.  a.  O.,  Seite  29. 
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Seme  Ansicht  hat  aber  in  Österreich  keinen  Anklang  gefun- 
den, sondern  man  hat  die  Widerruflichkeit  in  ähnlicher  Weise 
nie  in   Deutschland  geregelt. 

Das  östereichische  Gesetz  läßt  den  Widerruf  des  Aus- 
stellers  dem   Bezogenen  gegenüber  nur  in  zwei   Fällen  zu: 

1.  „Wenn  ein  auf  den  Namen  oder  an  Order  lautender 
Scheck,  den  der  Aussteller  unmittelbar  an  den  Bezoge- 
nen gesendet  hat,  damit  letzterer  den  Scheckbetrag  an 
den  bezeichneten  Zahlungsempfänger  gelangen  lasse, 
ausdrücklich  widerrufen  wird,  bevor  der  Bezogene 
diesen  Auftrag  erfüllt  hat; 

2.  wenn  der  ausdrückliche  Widerruf  nach  Versäumung 
der  Präsentationsfrist  oder  für  den  Fall  erfolgt,  daß 
der  Scheck  innerhalb  der  Präsentationsfrist  nicht  zur 
Zahlung  vorgelegt  werden  sollte.  In  letzterem  Falle 
wird  der  Widerruf  mit  Ablauf  der  Präsentationsfrist 
für  den  Bezogenen  wirksam."  (§13  des  östereichi- 
schen  Scheckgesetzes.) 

Absatz  1  ist  nur  statuiert  worden  zu  gunsten  gewisser 
Usancen  des  östereichischen  Ptostsparkassenamtes.1)  Da  aber 
ein  solches  in  Deutschland  leider  noch  nicht  eingerichtet 
worden  ist,  so  kommt  der  fragliche  Rechtssatz  für  unsere 
Verhältnisse  nicht  in  Betracht  Im  gewöhnlichen  Scheckver- 
kehr hat  der  Fall,  daß  der  Aussteller  dem  Bezogenen  mit- 
tels Scheck  den  Auftrag  gibt,  an  einen  im  Scheck  bezeichneten 
Zahlungsempfänger  den  Scheckbetrag  gelangen  zu  lassen, 
kerne  Bedeutung.  Höchstens  kommt  es  hier  und  da  vor,  daß 
ein  in  den  Scheckverkehr  noch  nicht  genügend  Eingeweihter 
der  Meinung  ist,  daß  er  über  ein  Scheckkonto  nur  mittels 
Scheck  verfügen  kann  und  somit  einem  Oberweisungs-  oder 
Barsendungsauftrage  einen  Scheck  über  den  entsprechenden 
Betrag  beifügt.  Dieser  Ansicht  hätte  durch  die  Aufnahme  der 
österreichischen  Bestimmung  in  das  deutsche  Gesetz  noch 
Vorschub  geleistet  werden  können.  Buff  hingegen  steht  dem 
österreichischen  Rechtssatz  freundlich  gegenüber  und  wollte  ihn 


1)  Buff:  a.  a.  O.,  Seite  76. 
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auch  in  etwas  veränderter  Form  in  das  deutsche  Gesetz  auf 
genommen  wissen,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  er  letzt 
hin  für  den  Ersatz  der  Giroüberweisung  durch  den  Verrech 
nungsscheck  eintrat,  auf  den  dann  der  österreichische  Rechts 
satz  anzuwenden  gewesen  wäre;1)  und  hierzu  ist  er  wiederum  woh 
angeregt  worden,  weil  die  Giroüberweisung  bislang  noch  kein« 
besondere  gesetzliche  Regelung  erfahren  hat.  Er  suchte  dieser 
Rückstand  in  einfacher  Weise  durch  eine  Ausschaltung  dei 
Giroüberweisung  und  Ersatz  derselben  durch  den  Verrech 
nungsscheck  zu  beseitigen.  Gewiß  sind  sich  beide  nicht  un- 
ähnlich und  deshalb  ist  der  Vorschlag  Buffs  nicht  unaus- 
führbar, doch  ist  eine  ausschließliche  Einführung  des  Ver- 
rechnungsschecks unter  unseren  jetzigen  Verhältnissen,  nach- 
dem der  Scheck  mit  einer  Stempelabgabe  belegt  worden  ist, 
nicht  zu  wünschen.  Der  Giroverkehr,  der  sich  bei  der  Reichs- 
bank großartig  entwickelt  hat  und  auch  bei  Privatbanken  die 
besten  Ansätze  zeigt,  würde  hierdurch  sehr  beeinträchtigt 
werden.  Absatz  2  des  österreichischen  Paragraphen  besagt 
im  Wesentlichen  dasselbe  wie  der  deutsche. 

In  Frankreich  und  Belgien  ist  der  Widerruf  -des  Schecks 
nicht  gestattet,  die  Unzulässigkeit  ist  in  diesen  Ländern  darin 
begründet,  daß  durch  die  Übertragung  des  Schecks  auch  das 
Eigentum  an  der  Deckung  auf  den  nächsten   Inhaber  über- 
geht.   Die  Schweiz  und  Italien  enthalten  in  ihren  Scheckge- 
setzen  keine   Bestimmungen   bezüglich  des  Widerrufs,  doch 
gilt  in  beiden  Staaten  ebenso  wie  in  Frankreich  und  Belgien 
der  Orundsatz,  daß  ein  Scheck  unwiderruflich  ist.9)    Das  eng- 
lische Gesetz  kennt  in   Sect.  75  die  Rechtswirksamkeit  des 
Widerrufs  unumschränkt  an,  ebenso  die  nordischen  Gesetze. 
Das  niederländische  Scheckrecht  bezieht  die  Zulässigkeit  des 
Widerrufs  auf  den   Umstand,  daß  eventl.  der  Aussteller  in 
Konkurs  geraten  ist.    Der   Bezogene  ist  alsdann  berechtigt, 
mit  der  Auszahlung  aus  den  noch  vorhandenen  Geldern  fort- 
zufahren, bis  von  irgend  einer  Seite  Einspruch  erhoben  wird. 


1)  Buff:  a.  a.  O.,  Seite  7778. 

2)  Pavlicek:  a.  zuletzt  a.  O ,  Seite  78. 
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Es  ist  dieser  Einspruch  auch  gewissermaßen  als  ein  Wider- 
ruf der  noch  m  Umlauf  befindlichen  Schecks  anzusehen.  Aus 
den  portugiesischen,  rumänischen  und  spanischen  Gesetzen 
ist  überhaupt  nicht  ersichtlich,  wie  der  Widerruf  in  diesen 
Ländern  gehandhabt  wird.  Peru  verlangt  ausdrücklich  einen 
schriftlichen  Widerruf,  der  jederzeit  wirksam  ist.1)  In  Japan 
ist  der  Widerruf  dem  Bankier  gegenüber  wirksam,  verlängert 
aber  die  Haftung  über  die  Regreßpflicht  hinaus  und  ist 
ohne  gerechten  Grund  strafbar  mit  10o/0  der  Schecksumme.2) 

11.  Dishonorierungsgründe. 

Während  soeben  festgestellt  worden  ist,  wann  der  Aus- 
steller das  Recht  hat,  die  Auszahlung  des  Schecks  zu  ver- 
hindern, soll  dieser  Abschnitt  umgekehrt  dartun,  wann  der 
Bezogene  die  Auszahlung  des  Schecks  verweigern  kann. 
In  den  früheren  Abschnitten  haben  wir  meist  das  deutsche 
Scheckgesetz  als  Ausgangspunkt  genommen.  Da  dasselbe 
aber  über  die  Dishonorierungsgründe  vollkommen  schweigt 
so  sehen  wir  uns  hier  genötigt,  unsere  Ausführungen  auf  die 
Besprechung  der  in  Frage  kommenden  Dishonorierungs- 
gründe unter  Berücksichtigung  der  ausländischen  Scheckge- 
setzc  zu  beschränken. 

Als  Dishonorierungsgründe  werden  gewöhnlich  ge- 
nannt : 

1.  Konkurs;    2.  Tod;    3.  rechtliche   Unfähigkeit   des 
Ausstellers ;  4.  Widerruf ;  5.  fehlende  Deckung. 

Was  den  Konkurs  des  Ausstellers  als  Dishonorierungs- 
grund  anbelangt,  so  muß  man  bei  seiner  Beurteilung  in  Be- 
tracht ziehen,  ob  der  Scheckinhaber  den  sonstigen  Konkurs- 
gläubigern gleichgestellt  werden  soll,  denen  bei  Eröffnung 
des  Konkurses  ein  nur  beschränktes  Recht  an  dem  noch  vor- 
handenen Vermögen  des  in  Konkurs  Geratenen  verbleibt. 
Während  in  diesem  Falle  bei  Eröffnung  des  Konkurses 
noch  tatsächlich  eine  Schuld  bestand,  war  dieselbe  beim 
Scheck  durch  seine  lnzahlungnahme  bereits  getilgt.    Ob  der 

1)  Conrad:  a.  a.  O.,  Seite  212. 

2)  Pick:  a.  a.  O.,  Seite  404. 
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Scheck  eingelöst  wird  oder  nicht,  tut  der  Tatsache,  daß  eine 
wirkliche  Zahlung  stattgefunden  hat,  keinen  Abbruch.  Des« 
halb  kann  unseres  Erachtens  der  Konkursgläubiger  aus  einer 
Scheckverbindlichkeit  und  der  gewöhnliche  Konkursgläubi- 
ger nicht  auf  eine  Stufe  gestellt  werden.  Es  liegen  also  bei 
dem  Erstgenannten  eigentümliche  Umstände  vor,  die  man 
unbedingt  berücksichtigen  muß.  Aus  diesem  Grunde  auch 
darf  die  Konkurseröffnung  des  Ausstellers,  wenn  noch  ge- 
nügende Deckung  vorhanden  ist,  kein  Dishonorieniiigsgrund 
für  den  Bezogenen  sein.  Wäre  der  Konkurs  als  Dishono- 
rierungsgrund  gesetzlich  festgelegt,  so  würden,  wie  Cohn  l) 
richtig  sagt,  vorsichtige  Gläubiger  davon  abgehalten,  anstatt 
der  gesetzlich  zu  fordernden  Barzahlung,  Schecks  in  Zahlung 
zu  nehmen.  Die  Scheu  vor  dem  Scheck  würde  also  hier- 
durch in  geringem  Maße  vermehrt.  Trotzdem  bestimmt 
aber  das  österreichische  Gesetz  in  §  12,  Abs.  1,  „daß  die 
Zahlung  des  Schecks  ungeachtet  eines  dem  Aussteller  bei 
dem  Bezogenen  zustehenden  Guthabens  vom  Bezogenen 
abzulehnen  ist,  wenn  ihm  bekannt  geworden  ist,  daß  über 
das  Vermögen  des  Ausstellers  der  Konkurs  eröffnet  wurde/4 

Anders  liegen  die  Verhältnisse  in  Holland  und  Frank- 
reich. In  diesen  Ländern  besteht  die  sogenannte  Zessions- 
theorie, nach  welcher  bei  der  Weitergabe  eines  Schecks  das 
Anrecht  an  der  dem  Scheckbetrage  entsprechenden  Deckung 
auch  auf  den  nächsten  Inhaber  übergeht.2)  Es  leuchtet  ein, 
daß  somit  der  Konkurs  überhaupt  keinen  Einfluß  auf  die 
Einlösbarkeit  eines  Schecks  haben  kann.  In  Frankreich  hat 
man  deshalb  die  Frage  in  der  vorstehenden  Weise  geregelt ; 
dagegen  hat  sich  Holland  in  Art.  226  seines  Handelsgesetz- 
buches auf  einen  abweichenden  Standpunkt  gestellt;  es  be- 
stimmt, daß  der  Bezogene  trotz  des  Konkurses  zwar  mit 
der  Einlösung  fortfahren  kann,  dieselbe  aber  sofort  ein- 
stellen  muß,  wenn  von   Seiten  des  Konkursverwalters  oder 

1)  Cohn:    in    der   Zeitschrift    für   vergl.  Rechtswissenschaft    Band   12, 
Seite  108. 

2)  vergl.  Butt :  a.  a.  O.,  Seite  81  und  Pavlibek,  a.  zuletzt  a.  O.,  Seite  72. 
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sonstigen  Interessenten  Einspruch  erhoben  wird.1)  Dieses 
vermittelnde  Verfahren  mag  sich  wohl  bewährt  haben,  ist 
iber  ans  rein  logischen  Gründen  nicht  ganz  anzuerkennen. 
Unseres  Erachtens  können  nur  die  Extreme  in  Frage  kom- 
men ;  entweder  gestattet  man  den  Konkurs  als  Dishono- 
rierungsgrund  oder  nicht. 

Aus  demselben  Grunde,  daß  durch  die  Übergabe  eines 
Schecks  eine  vollkommene  Zahlung  erfolgte,  kann  natürlich 
auch    der  Tod  kein   Dishonorierungsgrund  sein.    Die  regel- 
rechte  Ausstellung,   sowie   die  Hingabe  anstatt  baren  Geldes 
ist  unter  Berufung  auf  ein  beim  Bezogenen  befindliches  Gut- 
haben  erfolgt;   es  liegt  also  kein  Grund  vor,   die  Einlösung 
bei  eintretendem  Tode  des  Ausstellers  zu  versagen.   Ob  die 
rechtliche  Unfähigkeit  des  Ausstellers  ein   Dishonorierungs- 
grund sein  kann,  läßt  sich  nicht  ohne  Weiteres  bestimmen. 
Man  hat  hier  zu  unterscheiden,  ob  es  sich  um  eine  dauernde 
Unfähigkeit  oder  um   eine  plötzliche  in   der  Zeit  zwischen 
der    Ausstellung    und   Einlösung    des   Schecks    eingetretene 
handelt.    Es  ist  zweifellos,  daß   der   Scheck   eines   dauernd 
rechtlich    Unfähigen   nicht    eingelöst   werden   kann,2)   ebenso 
zweifellos  ist  es  aber  auch,  daß  kein  Grund  vorliegt,  dem 
Scheck  eines  plötzlich  während  der  Umlaufszeit  des  Schecks 
rechtlich   unfähig   Gewordenen   die    Einlösung   zu   versagen. 
Wir    können    uns    also   Cohn8)   anschließen,   der  ebenfalls 
den  Tod  und  die  rechtliche  Unfähigkeit  nicht  unter  die  Dis- 
honorierungsgründe  rechnet,  natürlich  unter  der  Voraussetz- 
ung,  daß   die   rechtliche   Unfähigkeit   nach   Ausstellung  des 
Schecks  eingetreten  ist. 

Einen  weiteren  Dishonorierungsgrund,  der  nicht  vom 
Bezogenen,  sondern  vom  Aussteller  ausgeht,  bildet  der  Wider- 
ruf.     Inwieweit    dieser    den    Bezogenen    zum    Dishonorieren 

i)  Pavlicek:  a.  zuletzt  a.  O.,  Seite  72/73. 

2)  Dieser  Fall  wird  auch  kanm  eintreten,  da  ein  dauernd  rechtlich 
Unfähiger  nie  ein  Scheckkonto  besitzen  und  also  auch  keine  Schecks  aus- 
stellen kann. 

3}  Cohn:    in    der   Zeitschrift    für   vergl.  Rechtswissenschaft    Band    12, 

104. 
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eines  Schecks  verpflichtet  bezw.,  wann  ein  Widerruf  seitens 
des  Ausstellers  vorgenommen  wird,  haben  wir  im  vorigen 
Abschnitt  erörtert.  Wir  können  also  hier  diesen  Punkt  unter 
Verweisung   auf   Abschnitt    10   übergehen. 

Alle  diese  Dishonorierungsgründe  kommen  in  der  Praxis 
relativ  wenig  zur  Geltung,  dagegen  kommt  es  sehr  häufig 
vor,  daß  ein  Scheck  mangels  genügender  Deckung  nicht 
honoriert  wird.  Es  bedarf  nicht  vieler  Worte,  um  die  Not- 
wendigkeit einer  solchen  Dishonorierung  auseinanderzusetzen. 
Die  ganze  Existenzberechtigung  des  Schecks  weist  schon 
darauf  hin.  Einige  weitere  von  Buff 1)  vor  Erlaß  des  deut- 
schen Scheckgesetzes  zur  Berücksichtigung  empfohlenen  Dis- 
honorierungsgründe wie:  Fehlen  der  Scheckklausel,  die  Ein- 
reichung vor-  oder  nicht  datierter  Schecks  oder  Präsentation  von 
Schecks  nach  Ablauf  der  Präsentationsfrist  kommen  nach 
Einführung  des  Scheckgesetzes  nicht  mehr  in  Betradit.  Sie 
sind  jetzt  dadurch  schon  nichtig  geworden,  daß  einerseits 
infolge  eines  Formfehlers  ein  Scheck  mit  dem  Wechsel- 
stempel belegt  wird,  andererseits  schreibt  das  deutsche  Ge- 
setz in  §  13,  Abs.  2  vor,  daß  der  Ablauf  der  Vorlegungsfrist 
keinen  Einfluß  auf  das  Recht  des  Bezogenen  zur  Zahlung 
hat.  Übrigens  hätte  in  der  Praxis  niemand  an  einem  Form- 
fehler Anstoß  genommen,  wenn  nicht  besondere  rechtliche 
Nachteile  damit  verbunden  gewesen  wären. 

Der  Ablauf  der  Präsentationsfrist  bildet  in  Österreich 
kein  Dishonorierungsgrund  (§  9,  Abs.  7),  ebenso  kann  die 
Auszahlung  eines  Schecks  nicht  verweigert  werden,  wenn 
der  Tod  des  Ausstellers  eingetreten  ist,  oder  wenn  der  Aus- 
steller nach  Ausstellung  des  Schecks  für  rechtlich  unfähig 
erklärt  wird  (§  12,  Abs.  2).  Das  österreichische  Gesetz  hat 
also  den  Dishonorierungsgrund  wegen  rechtlicher  Unfähig- 
keit in  unserem  Sinne  behandelt.  Wie  aus  Art.  6  und  7  des 
französischen  Scheckgesetzes  vom  IQ.  Februar  1874  indirekt 
hervorgeht,  gilt  in  Frankreich  das  Fehlen  oder  die  Fehler- 
haftigkeit des  Ausstellungsdatums  als  Dishonorierungsgrund, 


1)  Buff:  a.a.O.,  Seite  81. 
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denn  sowohl  der  Aussteller  wie  der  Bezogene  werden  hier- 
für mit  einer  Strafe  von  6  <y0  der  Schecksumme  bedroht. 
Desgleichen  wird  derjenige  mit  einer  Strafe  von  50  Frs. 
belegt,  der  einen  Scheck;  ohne  Quittung  zu  verlangen,  ein- 
löst Der  Mangel  einer  Quittung  gilt  also  auch  als  Dis- 
honorierungsgrund.  In  Belgien  ist  die  Frage  der  Dishono- 
rierungsgründe  nicht  gelöst,  doch  hat  man  bezüglich  des 
Konkurses  den  Grundsatz  statuiert,  daß  die  vorhandene 
Deckung  für  das  Einlösen  von  Schecks  bestimmt  ist;  Der 
Trassat  muß  also  unbedingt  einlösen,  dagegen  ist  der  Trassat 
in  England  verpflichtet,  die  Zahlung  einzustellen,  wenn  er 
\on  dem  Konkurs  Kenntnis  erhalten  hat;  zahlt  er  dennoch, 
so  hat  er  den  ausgezahlten  Betrag  zu  ersetzen.  Ebenso  wie 
England  verfährt  Argentinien.1)  Peru  bezeichnet  das  Fehlen 
genügender  Deckung  als  Dishonorierungsgrund  und  ver- 
pflichtet ferner  in  Art.  528  seines  Gesetzes  den  Bezogenen, 
den  jederzeit  zulässigen  Widerruf  des  Ausstellers  zu  beachten. 
Die  nordischen  Gesetze,  Italien,  Portugal,  Rumänien,  Schweiz, 
Spanien  und  Bulgarien  lassen  die  Dishonorierungsgründe 
überhaupt  gänzlich   unerwähnt. 

Die  Behandlung  der  Gründe,  welche  den  Bezogenen  ver- 
anlassen können,  einen  Scheck  zu  dishonorieren,  führt  uns 
auf  ein  Gebiet,  das  mit  den  Dishonorierungsgründen  eng 
verbunden  ist,  nämlich  zur  Betrachtung  der  Anwendung  des 
tvechselmäßigen  Regresses  auf  den  Scheck. 

12.  Regreß. 
Wenn  wir  hier  Betrachtungen  über  das  Regreßrecht 
beim  Scheck  anstellen,  so  sollen  diese  nicht  juristischer 
Natur  sein,  sondern  sie  sollen  sich  nur  darauf  beschränken, 
Klarzulegen,  von  welcher  Bedeutung  die  Anwendung  des 
Atchselmäßrgen  Regreßrechtes  für  den  ganzen  Scheckver- 
kehr gewesen  ist.  Natürlich  ist  es  unvermeidlich,  uns  bei 
unseren  Betrachtungen  an  die  im  Scheckgesetz  enthaltenen 
Rechtssätze  zu  halten. 


1)  Pavlicek:  a.  zuletzt  a.  0.f  Seite  73. 
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Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  Anwendung  des  Wechsel» 
mäßigen  Regresses  auf  den  Scheck  für  den  Scheckverkehr 
ein  nicht  unbedeutender  Fortschritt  war,  das  ganze  Scheck- 
wesen hat  hierdurch  eine  feste  Stütze  erhalten,  die  ihm 
früher  fehlte.  Während  vor  Erlaß  des  deutschen  Scheck- 
gesetzes der  Inhaber  eines  uneingeiösten  Schecks  seine  An- 
Sprüche  nur  gegen  seinen  unmittelbaren  Vormann  geltend 
machen  konnte  (Reichsgerichtliche  Entscheidungen  in  Zivil- 
sachen Band  44,  Seite  15Q),1)  denn  er  stand  mit  den  übrigen 
Inhabern  in  keiner  rechtlichen  Verbindung,  haften  ihm  jetzt 
sämtliche  Vormänner.  Gerade  durch  dies  Moment  ist  die 
Sicherheit  des  Schecks  in  großem  Maße  gefördert  worden. 
Hierzu  kommt  noch,  daß  eine  Regreßklage  viel  strenger 
und  schneller  gehandhabt  wird  als  die  früher  übliche  ein- 
fache Scheckklage.  Koch  hat  einmal  gesagt:  „Gerade  der 
Punkt  des  Regresses  aber  ist  es,  welcher  für  den  Gebrauch 
des  Schecks  als  Zahlungsmittel  gewissermaßen  eine  Lebens- 
frage bildet;"2)  und  wir  können  ihm  hierin  vollkommen 
beistimmen. 

Eltzbacher  dagegen,  den  wir  bereits  zitierten  und 
der  sich  überhaupt  gegen  ein  Scheckgesetz  ausgesprochen 
hat,  weil  er  die  wichtigsten  Fragen  durch  Aufnahme  ent- 
sprechender Bestimmungen  in  die  Regulative  für  den  Scheck- 
verkehr der  Banken  zu  regeln  glaubte,  wollte  auch  bezüglich 
des  Rückgriffsrechtes  durch  das  gleiche  Verfahren  eine  Re- 
gelung erzielen.  Es  sollte  in  die  Bedingungen  für  den  Scheck- 
verkehr ein  Passus  aufgenommen  werden,  wonach  der  Aus- 
steller dem  Inhaber  gegenüber  zur  Einlösung  verpflichtet 
ist,  sofern  der  Scheck  fruchtlos  zur  Zahlung  vorgelegt 
wurde.3)  Durch  die  Anerkennung  dieser  Bedingung  seitens 
des  Ausstellers  dem  Bezogenen  gegenüber  wollte  Eltz- 
bacher erreichen,  daß  auf  Grund  eines  Vertrages  zugunsten 
eines  Dritten  (B.  G.  B.,  §  328)  der  Inhaber  gegen  den  Aus- 

1)  Buff:  a.  a.  O.,  Seite  85. 

1)  Koch:  Über  Giroverkehr  etc.,  Seite  29. 

2)  Eltzbacher:  a.  a.  O.,  Seite  444. 
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steller  einen  rechtlichen  Anspruch  hat.  Durch  diese  Maß- 
nahme wäre  nun  aber  vollkommen  umgangen  worden,  daß 
»amtliche  Indossanten  zur  Haftung  herangezogen  werden, 
wodurch  die  Sicherheit  des  Schecks  in  bedeutendem  Maße 
erhöht  wird. 


Ebenso   wollte    Behrend1)    den   wechselmäßigen    Re- 
greß   nicht  auf  den   Scheck  angewandt  wissen,  weil   er  an- 
nimmt,  daß  dies  kein   geeignetes  Mittel  zur  Förderung  des 
Scheckverkehrs  sei.   Gerade  diejenigen  Kreise,  an  deren  Be- 
freundung mit  dem  Scheck  gelegen  sei,  wie  Rentiers,  Beamte 
und   Militärs,  würden  sich  weigern,  ihre  Unterschriften  als 
Aussteller  oder  Giranten  auf  den   Scheck  zu  setzen,   wenn 
im    Nichteinlösungsfalle    seitens    des    Bezogenen    gerichtlich 
die    Zahlung   des    Betrages  unter  Androhung  wechselrecht- 
licher Exekution  verlangt  werden  kann.    Gegen  die  Anwen- 
dung des  wechselmäßigen  Regresses  zwischen  mittleren  und 
größeren  Firmen  sei  nichts  einzuwenden.    Etwas  Wahres  liegt 
in    der    Begründung    Behrends    unbedingt,    doch    spielt 
nirgends  die  Macht  der  Gewohnheit  eine  solche  Rolle  wie 
gerade  auf  unserem  Gebiete.    Anfangs  wird  man  wohl  bei 
Annahme   und   Ausstellung   eines   Schecks   einige    Bedenken 
hegen,  doch  wird  man  sich  bald  in  das  Unvermeidliche  fügen. 
Übrigens  kommen  Rentiers,   Beamte  und  Militärs  fast  aus- 
nahmslos nur  als  Aussteller  eines  Schecks  in   Betracht.    Es 
liegt   also  ganz  in  ihrem   Ermessen  für  das  Vorhandensein 
genügender  Deckung  Sorge  zu  tragen  oder  nicht ;  und  wenn 
nach  dieser  Richtung  durch  den  wechselmäßigen  Regreß  ein 
Druck   ausgeübt   wird,   so   ist   dies   eher   zu   begrüßen   als 
zu   verwerfen.    Wenn   die  Anwendung  des   wechselmäßigen 
Regresses  auf  den   Scheck  der  Ausbreitung  des   Scheckver- 
kehrs nachteilig  gewesen  ist,  was  wir  übrigens  bezweifeln 
möchten,  so  ist  auf  der  anderen  Seite  der  Vorteil  der  Sicher- 
stellung des  Schecks  ein  so  großer,  daß  der  Nachteil  dem 
Vorteil  gegenüber   als    ganz    unbedeutend    erscheint.     Wie 

1)  Behrend:  Verhandlung  des  17.  deutschen  Juristentages,  Berlin  1884, 
Seite  43. 
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ferner  das  Beispiel  anderer  Lander  zeigt,  hat  auch  die  An- 
wendung des  wechselmäßigen  Regresses  auf  den  Scheck 
keinen  Einfluß  auf  den  Scheckverkehr  auszuüben  vermocht. 
Wir  können  daher  das  Argument  Behrends  nur  in  be- 
schränktem Maße  anerkennen. 

Naturgemäß  muß  die  Regreßklage  eine  Urkunde,  einen 
Protest,  zur  Unterlage  haben,  in  dem  notariell  bestätigt  wird, 
daß  die  Einlösung  am  Fälligkeitstermine  verweigert  wor- 
den ist.  Dieser  Fälligkeitstermin  ist  beim  Wechsel  der  im 
Text  angegebene,  beim  Scheck  dagegen  ist  es  der  Tag,  der 
sich  aus  der  Präsentationsfrist  ergibt.  Eine  weitere  Frist 
zur  Protesterhebung,  wie  man  sie  beim  Wechsel  gestattet 
hat,1)  ist  für  den  Scheck  mit  der  Begründung  abgelehnt 
worden,  daß  die  Umlaufszeit  des  Schecks  hierdurch  noch 
vermehrt  werden  würde.2)  Auf  diese  Weise  wäre  aber  oft 
beim  Scheck  eine  Protesterhebung  unmöglich  gemacht.  Man 
hat  «also  noch  weitere  Hülfsmittel  herangezogen,  die  dem 
Protest  gleichwertig  zur  Seite  stehen  sollen.  Diese  sind  nach 
§16  des  deutschen  Scheckgesetzes  einmal  eine  vom  Be- 
zogenen auf  den  Scheck  gesetzte,  unterschriebene  und  den 
Tag  der  Vorlegung  enthaltende  Erklärung,  ferner  eine  eben- 
solche Bescheinigung  einer  Abrechnungsstelle,  bei  der  der 
Seheck  nicht  honoriert  wurde.  Über  die  anderen  Bestim- 
mungen bezüglich  des  Regresses,  welche  mehr  juristisches 
Interesse  haben,  vergleiche  §§  17—21  des  deutschen  Scheck- 
gesetzes. 

Fast  in  allen  Ländern,  in  denen  man  den  Scheck,  sei  es  im 
Handelsgesetzbuch  oder  in  einem  besonderen  Scheckgesetz, 
geregelt  hat,  ist  man  auch  der  Anwendung  des  Wechsel  - 
mäßigen  Regresses  auf  den  Scheck  näher  getreten ;  teilweise 
hat  man  es  jedoch  nur  mit  einem  Verweis  auf  das  Wechsel- 
recht bewenden  lassen. 

Was  den  Protest  anbetrifft,  so  kennen  die  meisten 
Staaten  nur  den  wechselmäßigen  Protest  und  machen  folg- 


1)  Art.  41  der  Wechselordnung. 

2)  Apt:  a.  a.  0.,  Seite  94. 
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lieh  auch  die  Protesterhebung  von  den  Bestimmungen  im 
Wechselrecht  abhängig,  so  z.  B.  in  Belgien,  Frankreich,  Por- 
tugal 9  Rumänien ,  in  der  Schweiz ,  Spanien ,  Peru  und 
Bulgarren. 

In  Österreich  muß  die  fruchtlose  Vorlegung  zur  Zahlung 
ebenso  wie  in  Deutschland  durch  Protest,  durch  schriftliche 
Erklärung  des  Bezogenen  oder  einer  Abrechnungsstelle  be- 
stätigt sein.  Unter  Außerachtlassung  der  Erklärung  einer 
Abrechnungsstelle  schließt  sich  das  japanische  Gesetz  und 
die  nordischen  Gesetze  dem  deutschen  und  österreichi- 
schen an. 

Das  ägyptische  Recht  bestimmt,  daß  das  „geschehene 
Zurückgehen  des  Schecks  mit  allen  in  Handelssachen  zu- 
lässigen Beweismitteln  festgestellt  werden  kann." 

Die  Niederlande  und  Niederländisch-Indien  lassen  in 
ihren  Gesetzen  den  wechselmäßigen  Protest  für  Schecks 
ganz  unerwähnt,  doch  hat  es  sich  allmählich  herausgebildet, 
daß  eine  Präsentation  beim  unmittelbaren  Vormann  innerhalb 
dreier  Tage  gefordert  wird.1) 

Will  sich  in  England  der  Inhaber  eines  Schecks  den 
Regreß  gegen  seinen  Vormann  sichern,  so  muß  er  den  Scheck 
„within  a  reasonable  time"  zur  Zahlung  präsentieren,  d.  h. 
der  Scheck  muß  während  der  Geschäftsstunden  an  dem 
auf  den  Empfang  des  Schecks  folgenden  Tage  «dem  Bezogenen 
vorgelegt  werden.  Wohnt  dieser  nicht  am  Orte  des  Em- 
pfängers, so  muß  der  Scheck  mit  der  Post  des  nächsten  Tages 
an  eine  Bank  oder  sonstigen  Bevollmächtigten,  der  am  Orte 
des  Bezogenen  wohnt,  weitergesandt  werden,  und  dieser  hat 
den  Scheck  am  Tage  nach  dem  Empfang  vorzulegen.  Der 
Scheck  whrd  mit  dem  Sichtwechsel  vollkommen  gleich  be- 
handelt, doch  besteht  bezüglich  der  Haftung  des  Vormannes 
zwischen  Beiden  insofern  ein  Unterschied,  als  sich  der  Geber 
eines  Schecks  nur  dann  auf  die  verspätete  Präsentation  be- 
rufen kann,  wenn  er  wirklichen  Nachteil  erlitten  hat,  z.  B. 
bei  Zahlungseinstellung  des   Bankiers.2) 

1)  Conrad:  a.  a.  O.,  Seite  210. 

2)  Koch:  Ober  Giroverkehr  etc.,  Seite  8. 
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13.  Gefälschte  Schecks. 

Unter  gefälschten  Schecks  versteht  man  solche,  bei  denen 
derNamenszug  des  Ausstellers  oder  ein  Indossament  gefälscht 
ist  zum  Unterschiede  von  verfälschten  Schecks,  bei  denen 
eine  Fälschung  des  Textes,  meist  der  Schecksumme,  vor- 
genommen worden  ist.  Mit  welcher  Strafe  eine  Person,  die  sich  der 
Scheckfälschung  schuldig  gemacht  hat,  belegt  werden  soll, 
interessiert  uns  hier  nicht;  die  Erörterung  dieser  Frage  ge- 
hört- in  das  Gebiet  des  Strafrechtes;  vielmehr  kommt  für 
uns  bei  Behandlung  eines  Scheckgesetzes  nur  in  Betracht, 
wer  den  Schaden  aus  einer  solchen  Scheckfälschung  oder 
-Verfälschung  tragen  soll.  Das  deutsche  Scheckgesetz  läßt 
diesen  Punkt  ganz  unerwähnt;  nur  in  §  23  enthält  es  bezüg- 
lich einer  Fälschung  die  Bestimmung,  daß  aus  einem  Scheck, 
auf  dem  Unterschriften  gefälscht  sind,  diejenigen,  deren 
Unterschriften  echt  sind,  verpflichtet  bleiben.  Es  bleibt  also 
der  Rechtssprechung,  die  sich  teils  an  allgemeine  Grund- 
sätze des  bürgerlichen  Rechts  hält,  überlassen,  im  einzelnen 
Falle  die  richtige  Entscheidung  zu  treffen. 

Ob  der  Bezogene  oder  der  Aussteller  den  Schaden  aus 
einer  Fälschung  zu  tragen  hat,  ist  eine  Frage,  die  schwierig 
zu   beantworten   ist.    Einerseits   liegt   eine   Unvorsichtigkeit 
des    Bezogenen    bei   Prüfung    der    Namensunterschrift    des 
Ausstellers  vor,  andererseits  hat  der  Aussteller  bei  Aufbe- 
wahrung der  Scheckblankette  nicht  die  nötige  Vorsicht  an- 
gewandt,  sodaß    dieselben    seinen    Angestellten    zugänglich 
waren.  Nun  ist  es  ,aber  besonders  in  größeren  (kaufmännischen 
Betrieben  eine  Notwendigkeit,  daß  wenigstens  gewissen  An- 
gestellten  die    Blankette   anvertraut   werden   müssen.    Wird 
von  diesen  eine  Fälschung  begangen,  so  ist  es  einleuchtend, 
daß  der  Aussteller  für  den  Schaden  aus  der  Scheckfälschung 
haften  muß.    Ist  auf  der  anderen  Seite  der  Namenszug  des 
Ausstellers   so   ungeschickt  nachgeahmt,   daß   der   Bezogene 
unbedingt  Anstoß  daran  nehmen  mußte,  so  kann  man  auch 
ihm   eine   Haftung  zusprechen,  ganz  abgesehen  davon,  daß 
der  Scheck  von  einem  Angestellten  des  Ausstellers  gefälscht 
wurde.    Ganz   besondere   Schwierigkeiten    wird  ferner    die 
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Beurteilung  einer  Fälschung  verursachen,  die  von  einer  dem 
Geschäfte  des  Ausstellers  fernstehenden  Person  geschickt  aus- 
geführt worden  ist.  Weder  der  Bezogene  noch  der  Aus- 
steller könnte  eigentlich  in  diesem  Falle  verantwortlich  ge- 
macht werden.  Wir  sehen  also,  daß  es  unmöglich  ist,  einen 
festen,  alle  Fälle  behandelnden  Rechtssatz  aufzustellen;  und 
deshalb  ist  es  richtig,  wenn  das  deutsche  Gesetz  vollkommen 
über  diesen  Punkt  schweigt. 

Die  strittige  Frage,  ob  der  Scheckkunde  zur  sorgfältigen 
Aufbewahrung  des  Scheckbuches  verpflichtet  ist  und  ferner, 
jb  ein  Verschulden  der  Bank  darin  besteht,  daß  sie  die  der 
Reihenfolge  der  bereits  präsentierten  Schecks  nicht  ent- 
sprechende Nummer  eines  gefälschten  Schecks  unbeachtet 
lieft,  ist  vom  Oberlandesgericht  Karlsruhe  im  Jahre  1905  in 
einem  Scheckfälschungsprozesse  geklärt  worden.  Die  erste 
Frage  hat  es  bejaht,  wert  es  im  Wesen  des  Scheckverkehrs 
als  eines  Vertrauensverhältnisses  liegt,  daß  ein  Scheckbuch 
sorgfältig  aufbewahrt  wird.  Als  fahrlässig  wurde  es  be- 
zeichnet, wenn  die  Formulare  den  Lehrlingen  zugängig  sind. 
Was  die  zweite  Frage  anbetrifft,  so  wurde  sie  dahin  ent- 
schieden, daß  es  nicht  als  ein  Verschulden  der  Bank  gilt, 
wenn  diese  die  nicht  in  die  Reihenfolge  der  übrigen  Schecks 
passende  Nummer  des  gefälschten  Schecks  außer  Acht  ließ. 
Man  ging  mit  Recht  davon  aus,  daß  Schecks  nicht  nur  im 
Abholungsverkehr,  sondern  auch  im  Anweisungsverkehr  be- 
nutzt werden.  Es  konnten  sich  also  von  der  letzten  Kategorie 
noch  einige  Schecks  im  Umlaufe  befinden.  Keine  Fahrlässig- 
keit ist  es,  wenn  die  Bank  die  Prüfung  der  Unterschrift 
unterläßt,  vorausgesetzt,  wenn  die  Beschaffenheit  der  Unter- 
>chrift  nicht  Zweifel  erwecken  mußte.1) 

In  der  Literatur  hat  man  sich  bezüglich  der  Haftung 
des  Ausstellers  bezw.  Bezogenen  verschieden  geäußert.  Buff 
?.  B.  will  in  den  meisten  Fällen  den  Bezogenen  zur  Haftung 
heranziehen,  weil  der  Aussteller  gegen  seine  Übergriffe,  da 
rr    meist    der    wirtschaftlich    Stärkere    ist,   geschützt    sein 

1)  Entscheidung  des  Oberlandesgerichts  Karlsruhe  in  der  deutschen 
Juristenzeitung,  X.  Jahrg.  1905,  Seite  464. 
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müsse.1)  Dagegen  soll  nach  Ehrenberg*)  der  Bezogene 
nur  in  (gewissen  Fällen,  wenn  ihn  zweifellos  eine  Schuld 
trifft,  oder  wenn  kein  Schuldmoment  auf  einer  Seite  vorhan 
den  ist,  wie  bei  einer  Fälschung  nach  Ausstellung  und  Be- 
gebung des  Schecks,  verantwortlich  gemacht  werden  können. 
Wenn  die  Unterschrift  des  Kunden  gefälscht  wurde,  tritt  ei 
unbedingt  für  die  Haftung  des  Ausstellers  ein,  denn  in  diesem 
Falle  hat  er  sein  Scheckbuch  nicht  sorgfältig  unter  VerscMu/i 
gehalten.  Gelingt  es  aber  dem  Aussteller  den  Nachweis  zu 
führen,  daß  er  bei  Aufbewahrung  des  Scheckbuches  die  nötige 
Sorgfalt  angewandt  hat,  so  soll  er  von  der  Haftung  befreit 
sein  und  diese  sich  nur  auf  den  Bezogenen  beschränken. 
Er  schlug  deshalb  vor,  zu  §  23  des  deutschen  Scheckgesetzes 
einen  Absatz  dieses  Inhaltes  zuzufügen.  Doch  scheint  uns 
die  Haftungsfrage  auch  durch  diesen  Zusatz  nicht  ausreichend 
geregelt  zu  sein;  vielmehr  müssen  wir  an  dem  in  Deutsch- 
land zur  Anwendung  gelangenden  Grundsatz  festhalten,  wo- 
nach die  Rechtsprechung  über  jeden  einzelnen  Fall  entschei- 
den muß.  Trifft  Aussteller  und  Bezogenen  die  gleiche  Schuld, 
so  wird  es,  wie  Fick8)  auch  vorgeschlagen  hat,  recht  und 
billig  sein,  wenn  der  Schaden  unter  beide  geteilt  wird.  Das 
Gleiche  müßte  eintreten,  wenn  beiden  Parteien  keine  Schuld 
an  der  Fälschung  zuzumessen  ist. 

Österreich  beruft  sich  in  §  20  seines  Scheckgesetzes  be- 
züglich der  gefälschten  und  verfälschten  Schecks  auf  seine 
Wechselordnung.  Der  Schaden,  der  sich  aus  der  Einlösung 
solcher  Schecks  ergibt,  hat  der  angebliche  Aussteller  des 
falschen  oder  der  Aussteller  des  verfälschten  Schecks  zu 
tragen,  wenn  ihnen  oder  ihren  bei  der  Gebarung  mit  Schecks 
verwendeten  Angestellten  ein  Verschulden  zur  Last  fällt ;  in 
allen  anderen  Fällen  haftet  der  Bezogene.  Diese  letzte  Be- 
stimmung ist  unseres  Erachtens  für  den  Bezogenen  etwas 
zu  hart  ausgefallen,  denn  es  kommen  noch  Fälle  in  Betracht, 


1)  Buff :  a.  a.  O.,  Seite  79/80. 

2)  Ehrenberg:  in  der  deutschen  Juristenzeitung  Jahrg.  12,  Seite  1300. 

3)  Fick:  a.  a.  O.,  Seite  435. 
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aus  denen  dem  Bezogenen  nur  in  beschränktem  Maße  ein 
Schaden  erwachsen  sollte.  Noch  weniger  zu  billigen  ist  es, 
wenn,  wie  im  englisch-amerikanischen  Recht,  der  Bezogene 
stets  den  Schaden  tragen  soll,  und  wenn  dieser  Grundsatz 
damit  motiviert  wird,  daß  der  Aussteller  nur  für  seine  Schecks 
zu  haften  hat,  ein  falscher  Scheck  aber  ein  fremder  Scheck 
sei,  (ganz  gleichgültig,  ob  der  ganze  Scheck  oder  nur  ein 
Teil  desselben  gefälscht  ist.1)  Oberhaupt  keine  Bestimmung 
über  Scheckfälschung  enthalten  das  niederländische  und  fran- 
zosische Recht,  die  nordischen  Gesetze  und  das  spanische 
Gesetz;  dagegen  begnügen  sich  die  Schweiz,  Italieh,  Portu- 
gal und  Rumänien  mit  einem  Hinweis  auf  ihre  Wechselord- 
nungen. 

14.  Verjährung. 

Wann  die  Regreßansprüche  gegen  Aussteller  und  In- 
dossanten bezw.  gegen  den  Bezogenen,  wenn  dieser  für  einen 
aus  der  Barauszahlung  eines  Verrechnungsschecks  entstehen- 
den Schaden  haften  soll,  verjähren,  hat  für  den  Scheckver- 
kehr keine  große  Bedeutung.  Es  verlohnt  sich  deshalb  nicht, 
auf  das  Für  und  Wider  einer  bestimmten  Verjährungsfrist 
näher  einzugehen ;  doch  wird  dieselbe  nach  der  ganzen  Natur 
des  Schecks  als  eines  Papiers  von  kurzer  Lebensdauer  nicht 
zu  lang  zu  bemessen  sein,  besonders  nicht  für  die  Ver- 
jährung der  Regreßansprüche.  Wir  wollen  uns  daher  darauf 
beschränken,  einen  Überblick  über  die  Verjährungsfristen  in 
den  verschiedenen   Scheckrechten  zu  geben. 

Nach  §  20  des  deutschen  Scheckgesetzes  verjähren  die 
Regreßansprüche,  wenn  der  Scheck  in  Europa,  mit  Ausnahme 
von  Island  und  den  Faröern,  zahlbar  war,  in  drei  Monaten, 
sonst  in  sechs  Monaten.  Man  hat  sich  bei  Festlegung  der 
Verjährungsfristen  für  den  Scheck  an  das  Wechselrecht  mit 
einer  Abweichung  gehalten.  Während  nämlich  beim  Scheck 
die  Verjährungsfrist  für  die  Regreßansprüche  aus  in  außer- 
europäischen Ländern  zahlbaren  Schecks  auf  sechs  Monate 
festgesetzt  ist,  hat  man  hier  beim  Wechsel  noch  eine  Schei- 


1)  Fick:  a  a.  O.,  Seite  435. 
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düng  vorgenommen.  In  sechs  Monaten  verjähren  beim  Wech- 
sel die  Regreßansprüche  des  Inhabers,  wenn  derselbe  in  den 
Küstenländern  von  Asien  und  Afrika  längs  des  Mittelländi- 
schen und  Schwarzen  Meeres,  oder  in  den  dazu  gehörigen 
Inseln  dieser  Meere  zahlbar  war;  dagegen  in  18  Monaten 
für  Wechsel,  die  in  einem  anderen  außereuropäischen  Lande 
oder  in  Island  oder  den  Faröern  zahlbar  sind.  Der  Anspruch 
gegen  den  Bezogenen  für  den  aus  der  Barzahlung  eines 
Verrechnungsschecks  entstandenen  Schaden  verjährt  in  einem 
Jahre:  diese  Verjährungsfrist  wird  gerechnet  vom  Tage  der 
Ausstellung  des  Schecks  (§  22). 

Österreich  setzt  die  Verjährungsfristen  ebenfalls  auf  3 
bezw.  6  Monate  fest,  rechnet  aber  die  in  Island  und  den 
Faröern  zahlbaren  Schecks  noch  unter  diejenigen,  bei  denen 
die   Regreßansprüche   schon   nach   3  /Monaten   verjähren. 

Nach  dem  niederländischen  Recht  verjährt  jeder  Rechts- 
anspruch gegen  den  Aussteller  nach  Ablauf  von  10  Jahren  ; 
diese  Frist  beginnt  mit  dem  Tage  der  ersten  Begebung.  Die- 
jenigen  jedoch,  welche  diese  Verjährung  anrufen,  sollen  ge- 
halten sein,  „auf  Verlangen  unter  Eid  zu  erklären,  daß  sie 
hinsichtlich  des  besagten  Papieres  nichts  mehr  verschulden, 
und  ihre  Erben  und  Rechtsnachfolger,  daß  sie  in  gutem  Glau- 
ben dafür  halten,  daß  aus  diesem  Grunde  nichts  mehr  ver- 
schuldet wird"  (Art  229);  ebenso  das  niederländisch-indische 
Recht. 

Ägypten  normiert  für  alle  auf  Wechsel  und  Handels- 
effekten bezüglichen  Klagen  eine  Verjährungsfrist  von  5  Jah- 
ren, „vom  Tage  des  Protestes  oder  des  letzten  gerichtlichen 
Aktes  an  gerechnet,  wenn  nicht  eine  Verurteilung  erfolgte 
oder  die  Schuld  durch  eine  besondere  Urkunde  anerkannt 
wurde"  (H.  G.  B.,  Kap.  II,  201 J.1) 

Der  ungarische  Entwurf  stimmt  inhaltlich  mit  dem  öster- 
reichischen Gesetz  überein,  läßt  aber  ebenso  wie  Deutschland 
die  Verjährungsfrist  nicht  wie  Österreich  mit  dem  Tage  der 


1)  Conrad:  a.  a.  O.,  Seite  224. 
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Protesterhebung  beginnen,  sondern  mit  dem  Ablaufe  der 
Präsentationsfrist 

Auf  die  über  Verjährung  in  der  Wechselordnung  ent- 
haltenen Vorschriften  nehmen  bezug:  Belgien,  England, 
Frankreich,  Italien,  Portugal,  Rumänien,  die  Schweiz,  Spa- 
nien,  Bulgarien,  Peru  und  die  nordischen  Länder. 

Japan  erwähnt  in  seinem  Gesetz  weder  die  Verjährung, 
noch  verweist  es  auf  sein  Wechselrecht. 


II.  Kapitel. 

Schecksteuer. 

1.  Allgemeine  Beurteilung  unter  Berücksichtigung 

des  Auslandes. 

Wenn  man  an  die  Beurteilung  einer  Steuer  herantritt, 
so  ist  dies  fast  ausnahmslos  ein  gewagtes  Unternehmen.  Ob 
man  sich  für  oder  wider  eine  Steuer  ausspricht,  stets  werden 
sich  Interessenkreise  finden,  die  entweder  die  Steuer  für  un- 
bedingt  gerecht  und  notwendig  halten,  oder  solche,  die  auf 
der  anderen  Seite  erklären,  daß  Teile  der  Volkswirtschaft 
durch  eine  bestimmte  Steuer  beeinträchtigt  werden.  Wieder 
andere  auf  neutralem  Boden  stehende  Kreise  treten  für  eine 
Steuer  unbedingt  ein  mit  der  Begründung,  daß  nun  einmal 
die  wachsenden  Ausgaben  des  Staates  durch  Steuern  aufge- 
bracht werden  müssen.  Die  Ansichten  über  eine  einen  be- 
stimmten Geschäftszweig  oder  eine  bestimmte  Klasse  tref- 
fende Steuer  gehen  also  oft  weit  auseinander. 

Ganz  anders  verhält  es  sich  bei  einer  Steuer,  wie  bei  der 
Schecksteuer,  durch  die  der  ganzen  Volks  Wirtschaft  ein  Nach- 
teil erwachsen  kann,  indem  die  Entwicklung  des  Scheckver- 
kehrs gehemmt  wird,  und  somit  die  Segnungen  des  Scheck- 
wesens der  Volkswirtschaft  nur  in  beschränktem  Maße  zu- 
gänglich sind.  Rein  theoretisch  betrachtet  wird  deshalb  die 
Schecksteuer  von  allen  Kreisen  zu  verwerfen  sein.   Doch  wie 
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die  Dinge  nun  einmal  liegen,  durch  die  mehr  und  mehr  sich 
steigernden  Ausgaben  der  Staaten  müssen  immer  andere  Ob- 
jekte zur  Besteuerung  herangezogen  werden,  selbst  solche, 
durch  deren  Besteuerung  ein  allgemeiner  Nachteil  offensicht- 
lich ist.  Aber  es  sind  hier  gewisse  Grenzen  gezogen,  die 
bei  der  Schecksteuer  deutlich  zum  Ausdruck  kommen.  Sa- 
lange  sich  eine  Einrichtung,  wie  der  Scheckverkehr,  in  einem 
Lande  noch  im  Anfangsstadium  befindet,  sodaß  die  Bevölke- 
rung die  Vorteile  und  die  Bedeutung  desselben  noch  nicht 
erkannt  hat,  wird  es  geradezu  als  fehlerhaft  zu  bezeichnen 
sein,  den  Scheckverkehr  mit  einer  Steuer  zu  belegen.  Ge- 
rade die  Einbürgerung  des  Scheckverkehrs  in  kleineren  Krei- 
sen, für  die  er  besonders  geeignet  ist,  wird  durch  eine  Steuer 
sehr  erschwert,  wenn  nicht  gänzlich  unmöglich  gemacht.  Da- 
gegen wiTd  in  einem  Lande,  in  dem  der  Scheckverkehr  im 
Laufe  der  Zeit  bereits  eine  Bedeutung  und  eine  genügende 
Ausdehnung  erlangt  Rat,  eine  Schecksteuer  nicht  von  der 
Hand  zu  weisen  sein.  Das  Publikum  wird  sich  nach  und 
nach  an  die  Steuer  gewöhnen,  besonders  wenn  die  Steuerbe- 
lastung gering  ist,  und  deshalb  wird  der  ganze  Scheckver- 
kehr nur  in  geringem  Maße  beeinflußt  werden.  Aber  ein 
Nachteil  wird  auch  hier,  zwar  unbedeutend,  aus  der  Scheck- 
steuer erwachsen.  Deshalb  kann  man  es  verstehen,  wenn  in 
England,  wo  der  Scheckverkehr  bekanntermaßen  seit  langer 
Zeit  eine  großartige  Entwicklung  genommen  hat,  der  geringe 

Fixstempel  von  einem  Penny  pro  Stück  auf  bei  Sicht  oder  bis 
zu  3  Tage  nach  dato  zahlbare  Schecks  keine  große  Ein- 
wirkung auf  den   Scheckverkehr  auszuüben  vermocht  hat. 

Wir  haben  also  gesehen,  welche  mißlichen  Folgen  aus 
einer  Besteuerung  eines  im  Entstehen  begriffenen  Scheckver- 
kehrs hervorgehen  können ;  jeder  Stempel,  selbst  wenn  es 
der  kleinste  Fixstempel  ist,  müßte  den  Scheckverkehr  voll- 
kommen lahmlegen.  Eine  Wechselsteuer  ist  ganz  anders  zu 
beurteilen.  Wer  einen  Wechsel  ausstellt,  braucht  Geld  und 
muß  deshalb  notgedrungen  die  Steuer  auf  sich  nehmen,  wer 
dagegen  einen  Scheck  ausstellt,  verfügt  über  Geld  und  wird 
daher  meist  seine  Zahlungen   lieber  in  bar  regulieren,  als 
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einen  besteuerten  Scheck  ausschreiben.  Dazu  kömmt,  daß 
solche  kleine  Abgaben  wie  der  Scheckstempel  gerade  sehr 
verhaßt  sind.  Wie  man  aus  der  Erfahrung  weiß,  werden 
kleine  Steuerabzüge  von  Beamten  und  Kapitalisten  sehr  un- 
gern gesehen,  und  es  ist  fast  nicht  zuviel  gesagt,  wenn  man 
behauptet,  daß  ein  Kursrückgang  um  einige  Prozent  bei  ihnen 
weniger  Ärger  verursacht,  als  wenn  sie  auf  Papiere  wie 
Schecks  eine  Steuerabgabe  zahlen  sollen. 

Da  man  in  Deutschland  durch  das  Reichsstempelgesetz 
vom  15.  Juli  1909  eine  Schecksteuer  eingeführt  hat,  so  wird 
es  interessant  sein  zu  untersuchen,  ob  der  noch  junge  deut- 
sche Scheckverkehr  für  eine  Steuer  bereits  reif  war;  diese 
Frage  soll  uns  im  nächsten  Abschnitt  beschäftigen. 

Was  die  Literatur  anbelangt,  so  sind  fast  sämtliche 
Schriftsteller  als  Gegner  der  Schecksteuer  aufgetreten.  Von 
der  großen  Anzahl  seien  nur  Buff,1)  St  ranz,2)  Mumm,3) 
Cohn,*)  Koch,5)  Kirschberg,6)  Mittermaier,7) 
Pavlrcek,8)  Kapp,9)  Siemens,10)  und  Obst11)  ge- 
nannt. Ihren  Ausführungen  liegt  sämtlich  mit  Recht  der  Ge- 
danke zu  Grunde,  daß  eine  Schecksteuer  einen  schädlichen 
Einfluß  auf  den  Scheckverkehr  haben  muß ;  doch  wird  dieser 
Einfluß,  wie  dargelegt,  je  nach  dem  Alter  des  Scheckver- 
kehrs in  einem  Lande  ein  größerer  oder  geringerer  sein. 


1)  Buff:  a.  a.  O.,  Seite  102. 

2)  Stanz:  in  der  deutschen  Juristenzeitung  Xn.  Jahrg.,  Seite  944. 

3)  Mumm:  a.  a.  O.,  Seite  1049. 

4)  Cohn:in  der  Zeitschrift  für  vergl.  Rechtswissenschaft,  Band  12,  S.  127. 

5)  Koch:  Ober  Giroverkehr  etc.  Seite  28;  derselbe,  Verhandlung  des 
17.  deutschen  Juristentages  Seite  29;  derselbe:  Ober  Bedürfnis  und 
Inhalt  eines  Scheckgesetzes  für  das  deutsche  Reich,  Berlin  1883,  Seite  31. 

6)  Kirschberg:  Der  Postscheck,  Zürich  1906,  Dissertation  Seite  139. 

7)  Mittermaier:  Übersicht  über  die  belgische  Handelsgesetzgebung  des 
Jahres  1873  in  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht,  Band  20,  Seite  113. 

8)  Pavlicek:  Der  revidierte  österreichische  Scheckgesetzentwurf  in  der 
Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht,  Band  57,  Seite  600. 

9)  Kapp:  Der  Scheck  in  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handelsrecht, 
Band  30,  Seite  338. 

10)  Siemens:   Die  Lage  des  Scheckwesens  in  Deutschland,   Berlin  1883, 
Seite  16. 

11)  Obst:  Wechsel-  und  Scheckkunde,  Leipzig  1908,  Seite  94. 
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Die  Schecksteuer  soll  die  bei  Banken,  Sparkassen  etc 
hinterlegten  Depositengelder  erfassen.  Da  man  aber  übei 
dieselben  nicht  nur  mittels  Schecks,  sondern  auch  mittel* 
Quittungen  verfügen  kann,  so  muß,  um  Umgehungen  zu  ver 
hüten,  mit  einer  Schecksteuer  stets  eine  Quittungssteuer  ver- 
bunden sein.  Die  Existenz  der  einen  wird  durch  die  dei 
anderen  bedingt.  Allein  sind  sie  nur  mit  Verlusten  für  den 
Fiskus  denkbar. 

Naturgemäß  kann  bei  einer  Schecksteuer  nur  das  fiska- 
lische Interesse  in  Frage  kommen,  und  dieses  ist  es  auch  ge- 
wesen, welches  in  allen  in  Betracht  kommenden  Staaten  den 
Anstoß  zur  Einführung  einer  Schecksteuer  gegeben  hat.  Die 
ständig  wachsenden  Ausgaben  machen  immer  neue  Steuern 
notwendig,  und  es  ist  daher  zu  natürlich,  wenn  der  Gesetz- 
geber, dem  Beispiele  des  Auslandes  folgend,  sein  Augenmerk 
auf  ein  wirtschaftliches  Gebilde  richtet,  das  sich  einer  immer 
steigenden  Beliebtheit  erfreut,  und  durch  dessen  Besteuerung 
scheinbar  nur  die  bemittelte  Klasse  betroffen  wird. 

In  Frankreich  ist  man  recht  frühzeitig  an  die  Besteue- 
rung des  Schecks  herangetreten.  Ursprünglich  war  derselbe 
nach  dem  Gesetz  vom  1 4.  Juni  1 865  stempelfrei,  doch  glaubte 
man  schon  nach  kaum  einem  Dezennium  den  Scheck  den 
Staatsfinanzen  nutzbar  machen  zu  können.  Es  wurde  im  Jahre 
1874  ein  neues  Scheckgesetz  erlassen,  das  seine  Entstehung 
scheinbar  nur  einem  fiskalischen  Interesse  verdankt;  denn 
nicht  weniger  denn  fünfsechstel  des  Gesetzes  befaßt  sich 
mit  Strafandrohungen  und  mit  der  Besteuerung  des  Schecks. 
Die  Folge  ist  natürlich,  daß  in  Frankreich  der  Scheckverkehr 
keine  große  Bedeutung  erlangt  hat.  Obendrein  sind  auch 
die  Steuersätze  noch  ziemlich  hoch  bemessen:  10  Cts.  auf 
Platzschecks,  20  Cts.  auf  Distanzschecks.  Gerade  die  Order* 
Schecks,  an  deren  Ausbreitung  besonders  gelegen  ist,  sind 
also  höher  besteuert  als  die  meist  im  Platzverkehr  üblichen 
Überbringerschecks. 

Italien   erhebt   einen    Fixstempel   von    10  Centesimi   pro 
Stück,    Österreich    belegt    im    Inland  zahlbare  Schecks  mit 
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4  Hellem,  solche  die  im  Ausland  zahlbar  sind,  mit  10  Hel- 
lern pro  Stück. 

Ferner  ist  der  Scheck  einer  Steuer  unterworfen:  In  Bul- 
garien mit  0,10  Fr.  pro  Stück,  wenn  er  über  mehr  als  10  Frs. 
lautet  (Stempelgesetz  vom  16/18  Jänner  1891);  in  den 
Niederlanden  mit  einem  Fixstempel  von  5  cts.  bei  einer  Fäl- 
ligkeit bis  zu  3  Tagen  nach  Sicht  oder  8  Tagen  a  dato 
(Stempelgesetz  vom  11.  Juli  1882);  in  Luxemburg,  sofern 
Schecks  auf  Order  lauten  nach  dem  Tarif  für  Wechsel,  sonst 
frei  (Stempelgesetz  vom  9.  Februar  1874);  in  Rumänien 
Schecks  und  Anweisungen,  die  im  Inland  ausgestellt  sind  und 
mnerhalb  8  Tagen  präsentiert  werden  müssen  und  alle  im 
Auslande  ausgestellten,  innerhalb  15  Tagen  zu  präsentieren- 
den Schecks  mit  0,10  Lei,  alle  übrigen  nach  dem  Wechsel- 
tarif (Stempelgesetz  vom  1.  März  1900);  in  Portugal  unter- 
liegen sämtliche  Schecks  bis  zu  einem  Betrage  von  5  Milreis 
keiner  Steuer,  dagegen  sind  alle  auf  den  Inhaber  lautenden 
Schecks  über  5  Milreis  mit  20  Reis  zu  stempeln,  auf  Order 
lautende  Schecks  von  5  bis  20  Milreis  mit  20  Reis,  bis  50 
Milreis  mit  40  Reis,  bis  100  Milreis  mit  60  Reis,  bis  500 
Milreis  mit  100  Reis;  durch  jeden  weiteren  angefangenen 
Betrag  von  500  Milreis  erhöht  sich  die  Steuer  um  100  Reis 
(Stempelgesetz  vom  21.  Juli  1893). 

In  der  Schweiz  wird  ein  Scheckstempel  nur  in  einigen 
Kantonen  erhoben.  Genf,  Aargau  und  Wallis  machen  in 
steuerrechtlicher  Beziehung  keinen  Unterschied  zwischen 
Wechsel  und  Schecks;  Freiburg  erhebt  0,20  Fr.,  Bern  0,10  Fr. 
pro  Stück;  St.  Gallen  —  jedoch  erst  von  50  Frs.  an  auf- 
wärts — ,  Luzern,  Schwyz,  Tessin  und  Waadt  behandeln  den 
Scheck  ebenfalls  wie  sämtliche  Wechsel  und  Anweisungen. 

Spanren  erhebt  für  Orderschecks  den  vollen  Wechsel- 
stempel, für  Namen-  und  Inhaberschecks  macht  das  Oesetz 
3  Stufen:  Schecks  bis  zu  25000  Pesetas  0,10,  bis  zu  50000 
Pesetas  0,25  und  über  50,000  Pesetas  0,50  Pesetas  Stem- 
pel (Stempelgesetz  vom  1.  April  1900).  Serbien  belegt  den 
Scheck  mit  einer  festen  Gebühr  von  0,10  Dinars  pro  Stück, 
die  Türkei  mit  20  Paras  pro  Stück ;  in  Tripolis  gilt  dieselbe 
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Bestimmung  wie  in  der  Türkei,  in  R6union  und  Tunis  kommt 
das  französische  Gesetz  zur  Anwendung.  In  Chile  beträgt 
die  Steuer  für  Wechsel  und  Schecks  auf  je  20  Pesos  0,05 
Pesos;  in  Haiti  0,02  Qourdes  pro  Stück,  in  Jamaika 
1/2  Schilling  für  je  100  £,  in  Mexiko  0,02  Pesos  pro  Stück, 
in  Peru  0,02  Sols  pro  Stück,  in  den  Vereinigten  Staaten 
2  Cents  und  in  China  0,02  Dollar  pro  Stück;  Japan  erhebt 
einen  Fixstempel  von  0,05  Yen. 

Vollkommen  stempelfrei  sind  Schecks  in:  Belgien,  in 
den  nordischen  Ländern,  Rußland,  Monaco,  Mauritius,  Kana- 
da, in  der  Dominikanischen  Republik,  in  Guadeloupe,  Neu- 
Kaledonien  und  Siam,  ferner  in  den  Schweizer  Kantonen 
Appenzell,  Basel,  Qlarus,  Graubünden,  Neuenburg,  Schaff- 
hausen, Solothurn,  Thurgau,  Uri,  Zug  und  Zürich. x) 

2.  Die  deutsche  Schecksteuer. 

Die  Bestrebungen,  in  Deutschland  eine  Schecksteuer  ein- 
zuführen, sind  nicht  neueren  Datums.  Bereits  in  den  Jahren 
1881  und  1893  wurde  im  Reichstage  ein  diesbezüglicher 
Antrag  gestellt.  Man  nahm  aber  s.  Zt.  noch  von  einer  Ver- 
steuerung Abstand,  weil  man  mit  Recht  den  immerhin  er- 
freulich entwickelten  Scheckverkehr  beim  Mangel  eines 
Scheckgesetzes  durch  eine  Steuer  gefährdet  glaubte.  In- 
zwischen war  nun  das  deutsche  Scheckgesetz  erlassen  wor- 
den, und  man  hielt  deshalb  den  Augenblick  für  gekommen, 
einer  Besteuerung  des  Schecks  näher  zu  treten.  Dies  war 
kaum  ein  Jahr  nach  Inkrafttreten  des  Scheckgesetzes.  Schon 
nach  dieser  kurzen  Zeit  glaubte  man  einen  günstigen  Ein- 
fluß desselben  auf  den  ganzen  Scheckverkehr  erkennen  zu 
können,  was  uns  in  dieser  kurzen  Spanne  Zeit  unmöglich 
scheint,  und  man  gab  sich  daher  der  Erwartung  hin,  daß 
der  Scheck  ohne  Schaden  für  die  weitere  Entwicklung  des 


1)  Da  uns  die  Schrift  von  Karl  Karwany:  Wie  sind  Wechsel,  Schecks- 
und Anweisungen  zu  stempeln?  Wien  1901  nicht  zugänglich  war,  sind  die 
Angaben  über  die  Besteuerung  der  Schecks  im  Auslande  dem  bereits 
zitierten  Werke  von  Conrad,  Seite  256/259  entnommen. 
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Scheckverkehrs   mit    einem    Fixstempel    von    10  Pfg,    belegt 
werden   könnte. l) 

Nun  ist  seit  dem  1.  Oktober  1909  in  Deutschland  eine 
Schecksteuer  eingeführt  worden,  und  ihre  nachteiligen  Fol- 
gen sind  nicht  ausgeblieben.  Der  Scheckverkehr  war  eben 
zu  wenig  in  den  mittleren  Kreisen  eingebürgert,  als  daß  es 
sich  mit  Aussicht  auf  Erfolg  und  ohne  Schädigung  .des  Scheck- 
wesens verlohnt  hätte,  den  Scheck  mit  einer  Steuer  zu  be- 
lasten. Gewiß  ist  es  nicht  schwierig,  über  eine  Steuer  zu 
jrteilen,  wenn  man  deren  Wirkung  vor  Augen  sieht ;  doch 
war  diese  Wirkung  ohne  Schwierigkeiten  vorauszusehen.  In 
Bank-  und  Regierungskreisen  war  man  sich  bewußt,  daß  der 
Scheckverkehr  noch  nicht  die  nötige  Ausdehnung  angenom- 
men hatte.  Darauf  deutet  die  in  den  letzten  Jahren  von 
Banker  und  Handelskammern  in  Angriff  genommene  Auf- 
klärungsarbeil hin,  deren  Erfolg  durch  die  Schecksteuer  jetzt 
zu  nichte  gemacht  worden  ist.2) 

Die  Schecksteuer  beträgt  in  Deutschland  für  im  Inland 
ausgestellte  Schecks  und  für  solche,  die  im  Ausland  auf  das 
Inland  ausgestellt  sind,  10  Pfg.  pro  Stück.  „Ist  ein  Scheck 
in  mehreren  Ausfertigungen  ausgestellt,  so  ist  die  Abgabe 
auch  von  jeder  weiteren  Ausfertigung  zu  entrichten,  sofern 
diese  nach  gesetzlicher  Vorschrift  als  ein'  für  sich  bestehen- 
der Scheck  gilt.  Im  übrigen  ist  die  Abgabe  von  der  einzel- 
nen Urkunde  nur  einmal  zu  entrichten." 

„Den  Schecks  stehen  gleich  die  Quittungen  über  Geld- 
summen, die  aus  Guthaben  des  Ausstellers  bei  den  im  §  2 
des  Scheckgesetzes  vom  11.  März  1908  (Reichsgesetzblatt 
Sehe  71)  bezeichneten  Anstalten  oder  Firmen  gezahlt  wer- 
den, sofern  die  Quittung  im  Inlande  ausgestellt  oder  aus- 
gehändigt wird." 


1)  Begründung  zum  Entwurf  eines  Reichsstempelgesetzes  in  den  steno- 
graphischen Berichten  über  die  Verhandlungen  des  Reichstages,  Band  256, 
Aktenstück  1456,  Seite  4. 

2)  Vergi.  z.  B.  Mitteilungen  der  Berliner  Handelskammer  6.  Jahrgang. 
Juli  1908,  Seite  163:  Juni  1908  Seite  142. 
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„Befreit  sind: 

1.  itn  inländischen  Postscheckverkehr  ausgestellte  Schecks, 

2.  Schecks,  die  dem  Wechselstempel  unterliegen"1) 

a)  Ist  der  Scheckverkehr  durch  die  Steuer 

beeinflußt  worden? 
Eine  jede  Steuer,  mit  der  ein   Industrieprodukt   belegt 
worden  ist,  seien  es  Zündwaren,   Branntwein  oder  sonstige 
Erzeugnisse,  wird  einen  ungünstigen  Einfluß  auf  den    Kon- 
sum des  betreffenden  Produktes  ausüben.    Doch  wird  dieser 
Einfluß  sich  je  nach  der  Dringlichkeit  des  Produktes   mehr 
oder   weniger   auf   die    Dauer   geltend   machen,   wenn    nicht 
auf  andere  Weise  ein  Ersatz  geschaffen  worden  ist.    Ebenso 
verhält  es  sich  bei  der  Schecksteuer,  wenn  man  unter  Kon- 
sum  die  Verwendung  von  Schecks   versteht.     Das  Bedürfnis 
nun,  sich   bei   Zahlungsregulierungen   Schecks   zu  bedienen, 
ist  in   Privat-  und  Geschäftskreisen   ein  verschiedenes.     Die 
erstereii  benutzen  den  Scheckverkehr  nur  als  eine  bequeme 
und  brauchbare  Zahlungsmethode,  die  letzteren  dagegen  sind 
durch    die    obwaltenden    Umstände    giezwungen,     sich    der 
Schecks  zu  bedienen,  soweit  sie  nicht  in  der  Lage  sind,  ihre 
Zahlungen  mittels  Giroübertragungen  u.  s.  w.  zu  erledigen. 
Auch  fällt  bei  ihnen  je  nach  der  Größe  ihres  Umsatzes  die 
kleine  Steuer  von  10  Pfg.  wenig  ins  Gewicht.    Daher  tritt   in 
Deutschland    die    Erscheinung    auf,    daß    der   Scheckverkehr 
bei    Banken    mit   einer   vorwiegend   industriellen   und   kauf- 
männischen Kundschaft  nur  gering  zurückgegangen  ist,  wäh- 
rend auf  der  anderen   Seite   Banken   mit  einer  größtenteils 
sich  aus  Privatpersonen  zusammensetzenden  Kundschaft  einen 
teilweise  ganz  bedeutenden   Rückgang  im   Scheckverkehr   zu 
verzeichnen  haben.    Es  sind  also  naturgemäß  besonders  die 
kleinen   Schecks,  von   deren   Ausstellung  man  jetzt  Abstand 
nimmt.    Aber   auch   eine    große   Anzahl    Scheckkonten    sind 
überhaupt    gänzlich    aufgelöst    worden.     So    konnte    schon 

1)  No.  10  des  Tarifes  zum  Reichsstempelgesetz  vom  15.  Juli  1909, 
abgedruckt  mit  den  übrigen  Bestimmungen  über  die  Entrichtung  des  Scheck- 
stempels bei:  Schumann  und  Obst:  Das  preußische  Stempelsteuergesetz  vom 
26.  Juni  1909,  Breslau  1909,  Seite  377  ff. 
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nach  einem  viertel  Jahr  nach  Inkrafttreten  des  Steuerge- 
setzes die  Deutsche  Bank  bei  ihrer  Zentrale,  einschließlich 
der  bei  ihren  Depositenkassen  in  Berlin  und  seinen  Vor- 
orten geführten  Rechnungen  einen  Rückgang  der  Kontenzahl 
um  3644  verzeichnen.  In  ihrem  Geschäftsbericht  schreibt 
sie:  „Zum  ersten  Male  in  der  Geschichte  unserer  Bank  ist 
ein  Rückgang  der  Kontenzahl  zu  verzeichnen,  eine  Folge  des 
dem  Scheck  auferlegten  Stempels.  Viele  Privatleute  verzichten 
lieber  auf  die  Vorteile  des  Scheckverkehrs,  als  daß  sie  2 1/2  M. 
für  25  Scheckformulare  bezahlen,  obgleich  ihnen  und  der 
Volkswirtschaft  dadurch  ein  weit  größerer  Zinsverlust  er- 
wachsen mag."1)  Solange  der  Rückgang  im  Scheckverkehr 
sich  nur  in  der  Weise  vollzieht,  daß  z.  B.  ein  Beamter  sein 
Gehalt  anstatt  in  3  oder  4  Raten  jetzt  in  einer  Rate  am  An- 
fang des  Monats  mittels  Scheck  abhebt,  was  jetzt  meist 
geschieht,  so  ist  dies  zwar  ein  Nachteil  für  die  betreffende 
Bank,  doch  ist  dieser  Nachteil  nicht  so  hoch  anzuschlagen; 
dagegen  kann  man  ein  gänzliches  Eingehen  von  Konten  nicht 
nur  privatwirtschaftlich,  sondern  auch  volkswirtschaftlich  als 
recht  bedenklich  ansehen. 

Besonders  mußte  in  einer  Stadt  wie  Oldenburg,  wo  der 
Scheckverkehr  bekanntlich  in  erfreulicher  Weise  in  Hand- 
werker- und  Beamtenkreise  eingedrungen  war  und  von  diesen 
in  ausgedehntem  Maße  benutzt  wurde,  die  Steuer  nachteilig 
wirken.  Fast  bei  allen  Oldenburger  Banken,  die  sich  die 
Pflege  des  kleinen  Scheckverkehrs  zur  Aufgabe  gestellt  haben, 
ist  deshalb  der  Umsatz  auf  Scheckkonten,  wenn  nicht  teils 
absolut,  so  doch  relativ  im  Vergleich  mit  dem  Aufblühen  der 
anderen  Geschäftszweige  zurückgegangen,  ja  es  sind  sogar 
Kontenkündigungen  vorgekommen. 

Bei   der   Oldenburgischen    Spar-  und   Leihbank,   Olden- 
burg betrugen  die  Einlagen  auf  Scheckkonto: 
Am  1.  Januar: 

1905 Mk.    1930392,99 

1906 2  348635,27 

1907 „      2232  684,02 

1)  Geschäftsbericht  der  Deutschen  Bank  für  das  Jahr  1909,  Seite  5. 
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1908 Mk.  2352811,68 

1909 ,  2972  897,68 

1910 „  2  721312,13 

1911 2794587,51. 

Die  Entwicklung  ist  also  mit  Ausnahme  des  Jahres 
1906  stets  eine  steigende  gewesen.  Auch  in  den  ersten 
9  Monaten  des  Jahres  1909  zeigte  die  Anzahl  der  einge- 
lösten Schecks  eine  erfreuliche  Steigerung  gegen  1 908 ;  trotz- 
dem wurden  der  Bank  noch  in  den  letzten  3  Monaten 
250  000  M.  entzogen,  und  die  Anzahl  der  eingelösten  Schecks 
ging  um    21  o/o    gegen    das   gleiche   Qartal    1908   zurück.1) 

Auch  einen  nicht  unwesentlichen  Rückgang  in  der  An- 
zahl der  Konten  hat  die  Oldenburgische  Spar-  und  Leihbank 
zu  verzeichnen. 

Es  verteilten  sich  die  Scheckkunden  auf  folgende  Be- 
imfsfcllassen:1) 

1908         1909  1910 

Kaufleute  und  Fabrikanten 557  575  557 

Handwerker 272  268  277 

Beamte,  Lehrer,  Ärzte,  Militärpersonen  .  756  624  592 

Landleute 61  69  68 

Vereine  und  Kassen 152  159  145 

Rentiers  etc 105  81  65 

Damen .  419  383  356 

Sa.  2322  2159  2060 

Es  sind  also  der  Bank  unter  Berücksichtigung  der  neu 
eröffneten  Konten  bis  Ende  des  Jahres  1910  262  Konten 
durch  die  Steuer  verloren  gegangen.  Ferner  sieht  man,  daß 
es  {gerade  Handwerker,  Beamte  u.s.  w.  sind,  die  sich  von 
dem  Scheckverkehr  abgewandt  haben ;  Kauf  leute  und  Fabri- 
kanten haben  weniger  Anstoß  an  der  Schecksteuer  ge- 
nommen. Dagegen  haben  sich  jetzt  viele  Kunden  dem  Über- 
weisungsverkehr zugewandt  *) 

1)  Geschäftsbericht  von  1909  und  1910. 

2)  In  ihrem  Jahresbericht  für  1910  berichtet  die  Oidenburgischc  Spar 
und  Leihbank:  Die  Zahl  unserer  Scheckkonten  ist  um  99  zurückgegangen, 


-  öd  - 

Bei  der  Oldenburgischen  Landesbank  ist  die  Anzahl  der 
ausgeschriebenen  Schecks  im  Laufe  des  Jahres  1909  gestie- 
gen ;  doch  ist  im  letzten  Quartal  nach  Inkrafttreten  des 
Stempelgesetzes  die  Anzahl  der  eingelösten  Schecks»  um  den 
vierten  Teil  gegen  die  Vormonate  zurückgegangen. 

Auch  im  Jahre  1910  setzte  sich  dieser  Ruckgang  fort.1) 
Die  Handwerker- Spar-  und  Darlehnskasse  zu  Olden- 
burg, taxiert  den  Rückgang  sowohl  am  Umsatz  als  auch 
an  Zahl  der  Scheckkonten  auf  ca.  20  %.  Was  ihr  jedoch 
an  Geldern  entzogen  ist,  ist  unbedeutend;  vielmehr  haben 
sich  die  meisten  Konteninhaber  der  obigen  20  %  ein  Stempel- 
freies    Konto  angelegt,   d.  h.   ein   Konto,   über  dessen   Gut- 


die  Zahl  der  eingelösten  Schecks  hat  um  reichlich  ein  Drittel  abgenommen. 
Dies  sind  die  Folgen  der  Schecksteuer.  Unsere  Kunden  sträuben  sich 
gegen  die  täglichen  kleinen  Abgaben  und  haben  deshalb  bei  uns  andere 
nicht  steuerpflichtige  Umsatzformen  gefunden,  namentlich  im  Überweisungs- 
verkehr, welcher  sich  auch  auf  den  Scheckkonten,  aber  ohne  Ausstellung  von 
Schecks,  bewegt.' 

1)  Die  Oldenburgische  Landesbank  schreibt  in  ihrem  Geschäftsbericht 
von  1910:  .Eine  merkliche  Einbuße  hat  unser  Scheckverkehr  erfahren.  Der 
Rückgang,  der  bereits  im  letzten  Quartal  des  Jahres  1909  eingetreten  war, 
hat  sich  im  Laufe  des  letzten  Jahres  fortgesetzt  und  konnte  auch  durch 
die  Geschäftsausdehnung  nicht  ausgeglichen  werden.  Namentlich  der  Klein- 
verkehr, der  angefangen  hatte,  statt  des  baren  Geldes  den  Scheck  als 
Zahlungsmittel  zu  gebrauchen,  hat  zum  großen  Teile  aufgehört,  sich  dessen 
zu  bedienen  und  kehrt  zu  seinen  alten  Gewohnheiten  zurück.  Auch  größere 
Geschäfte  schränken  den  Gebrauch  des  Schecks  nach  Möglichkeit  ein  und 
benutzten  lieber  den  Oberweisungsverkehr. 

Deutlich  erhält  dies  aus  der  Zahl  der  von  uns  eingelösten  Schecks. 
Nachdem  dieselbe  von  Jahr  zu  Jahr  bedeutend  gestiegen  war,  ist  sie  von 
94  014  im  Jahre  1909  auf  71672  im  Jahre  1910  zurückgegangen.  Auch  die 
Zahl  der  infolge  des  Schecksteuergesetzes  aufgelösten  Konten  wurde  durch 
den  natürlichen  Zuwachs  nicht  ganz  eingeholt. 

Einen  um  so  größeren  Umfang  haben  die  über  unser  Reichsbankgiro- 
konto, sowie  die  über  Postscheckkonto  ausgeführten  Überweisungen  ange- 
nommen. Wir  haben  erst  in  diesem  Jahre  begonnen,  hierüber  eine  Statistik 
zu  führen  und  können  daher  einstweilen  noch  keine  zahlenmäßigen  Ver- 
gleiche anstellen.  Daß  aber  die  behauptete  Zunahme  stattgefunden  hat, 
and  daß  auch  die  durch  unsere  ausgedehnten  Verbindungen  vermittelten 
Zahlungsausgleiche  sich  stark  vermehrt  haben,  ersehen  wir  aus  der  uns 
erwachsenen  Mehrarbeit,  die  ohne  besondere  Vergütung  von  uns  geleistet  wird. 
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haben  nur  gegen  Vorlage  eitles  Kontobuches  verfügt  werden 
kann.  Dieses  Zugeständnis  ist  den  Banken  vor  einem  Jahre 
durch  eine  Verfügung  des  Finanzministers  gemacht  worden,1) 
um  die*  Sparkassen  gegenüber  den  Banken  nicht  besser  zu 
stellen,  bei  denen  den  Abhebungen  unter  Vorlage  des  Sparkassen- 
buches Steuerfreiheit  zugesichert  ist  Mit  Recht  fürchteten 
die  Banken,  daß  durch  eine  Bevorzugung  der  Sparkassen 
auf  letztere  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  ihrer  Depositen- 
gelder überfließen  würde. 

Wie  wir  durch  eine  Umfrage  bei  ca.  50  Banken  in  den 
verschiedensten  Städten  Deutschlands  konstatieren  konnten, 
beschränkt  sich  der  Rückgang  im  Scheckverkehr  nicht  nur 
auf  bestimmte  Institute,  sondern  er  ist  ein  allgemeiner.  Der 
mittelmäßig  gestellte  Mann  hat  kein  Interesse  mehr  am 
Scheckverkehr,  da  der  größte  Teil  seiner  ihm  aus  seinem 
Scheckkonto  gutzuschreibenden  Zinsen  durch  die  Steuer  auf- 
gebraucht wird,  wenn  er  sich  des  Scheckverkehrs  in  der 
von  ihm  vor  Inkrafttreten  des  Steuergesetzes  geübten  Weise 
bedient.  Die  Spar-  und  Anleihe-Kasse  in  Lübeck  hat  der 
Handelskammer  in  Lübeck  ein  Musterkonto  eines  recht  öko- 
nomisch wirtschaftenden  Beamten  mit  ca.  3000  M.  über- 
samdt,  der  seine  monatlichen  Bezüge  auf  sein  Konto  über- 
schreiben und  durch  3  Schecks  seinen  Bedarf  pro  Monat 
wieder  abheben  läßt.  Die  Spar-  und  Anleihe-Kasse  hat  nach- 
gewiesen, daß  in  diesem  Falle  der  Scheckstempel  genau  die 
21/2  °/o  ige  Verzinsung  des  Kapitals  ausmacht.  Der  Kunde 
hat  also  keinen  pekuniären  Nutzen  von  dem  Scheckkonto; 
der  Vorteil  besteht  für  ihn  allein  in  der  sicheren  Verwahrung 
des  Geldes.  Es  ist  deshalb  nicht  zu  verwundern,  wenn  er 
sich  des  Scheckverkehrs  überhaupt  nicht  mehr  bedient. 

Bei  der  eben  genannten  Kasse  ist  der  Scheckverkehr 
mit  Inkrafttreten  des  deutschen  Scheckgesetzes  eingeführt 
wordein.  Die  Inhaber  der  Scheckkonten  setzen  sich  zusam- 
men aus  dem  Mittelstand,  Beamten,  Privatangestellten  und 
Rentenempfängern.  Vor  Einführung  des  Scheckstempels  stieg 


1)  Vergl.  Erlaß  des  Finanzministers  vom  9.  Mai  1910,  Journal-Nr.  111,  91 17. 
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die  Anzahl  der  Konten  von  Monat  zu  Monat,  sofort  aber  nach 
dem  1.  Oktober  1909  trat  eijne  Verlangsamung  ein,  sodaß 
sich  jetzt  das  Verhältnis  der  neu  eröffneten  Konten  vor  und 
nach  Einführung  der  Steuer  wie  100:30  gestaltet.  Unter 
den  neuen  Konten  treten  solche  für  Gehaltsüberweisung  fast 
vollständig  in  den  Hintergrund.  Von  den  vor  der  Stempel- 
pf licht  eröffneten  Gehaltskonten  sind  später  32  o/o  aufge- 
hobeil durch  Übertragung  des  Inhaltes  auf  Sparbücher,  13  o/o 
sind  gänzlich  erloschen. 

Am  klarsten  erkennt  man  den  Rückgang  im  Scheckver- 
kehr, wenn  man  die  aus  der  Einnahme  des  Reiches  an  Scheck- 
steuer berechnete  Anzahl  Schecks  der  ungefähren  Schätzung 
der  früher  im  Umlauf  befindlichen  Schecks  gegenüberstellt.1) 
Da  jeder  Scheck  mit  10  Pfg.  besteuert  werden  muß,  so  ge- 
ben uns  die  Einnahmen  des  Reiches  aus  der  Schecksteuer 
ein  fast  genaues  Bild  über  die  Entwicklung  des  Scheckver- 
kehrs in  jedem  Jahre,  allerdings  vorausgesetzt,  daß  die  Be- 
stände der  Banken  etc.  an  Stempelmarken  am  Anfang  und 
Ende  des  Jahres  die  gleichen  sind. 

Nach  Angaben  aus  Bankkreisen  ließ  sich  die  Anzahl 
der  jährlich  im  Umlauf  befindlichen  Schecks  vor  Einführung 
der  Schecksteuer  auf  ca.  70  Millionen  Stück  annehmen. 
Dieser  Anzahl  entsprach  eine  Einnahme  des  Staates  an 
Schecksteuer  von  7  Mill.  M.2)  Man  glaubte  deshalb  hier- 
auf bauend  und  mit  Rücksicht  darauf,  daß  der  Scheckverkehr 
sich  im  Laufe  des  Jahres  weiter  entwickeln  würde,  im 
Etat  für  1910  dre  Einnahmen  an  Schecksteuer  auf 
M.  7  350  000  —  veranschlagen  zu  dürfen. 8) 

Diese  Erwartung  hat  sich  nicht  erfüllt,  denn  es  wurden 
bis  Ende  März  1911  nur  eingenommen:4) 


1)  Dieser  Beweis  kann  zwar  heinen  Anspruch  auf  Korrektheit  machen, 
da  es  sich  um  eine  Schätzung  handelt,  doch  wird  er  immerhin  in  Anbetracht 
der  sonst  vorliegenden  Tatsachen  nicht  ganz  von  der  Hand  zu  weisen  sein. 

2)  Begründung  zum  Entwurf  eines  Rcichsstempelgesetzes,  a.  a.  O.. 
Seite  6. 

3)  Zentralblatt  für  das  deutsche  Reich,  Band  1910,  Seite  454. 

4)  Zusammengestellt  nach  dem  Zentralblatt  für  das  deutsche  Reich. 
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Monate 

t 

Soll-Einnahme  in 

Ist-Einnabme  in 

Mark 

Mark 

September 

1909 

275  269 

269764 

Oktober 

■ 

1055857») 

1034  739 

November 

• 

387570 

379  819 

Dezember 

■ 

278  216 

272652 

Januar 

1910 

421165 

412  742 

Februar 

■ 

359864 

352667 

März 

• 

261529 

256298 

April 

1910 

314  371 

308084 

Mai 

■ 

283133 

277  470 

Juni 

• 

296  705 

290771 

Juli 

■ 

285219 

279  515 

August 

■ 

346  355 

339438 

September 

■ 

458815 

449638 

Oktober 

■ 

269217 

263832 

November 

* 

267195 

261851 

Dezember 

■ 

246841 

241904 

Januar 

1911 

327  703 

321  149 

Februar 

• 

228  940 

224  362 

März 

■ 

276232 

270  707 

3600  736 

3  528  721 

I  i 


t 
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Es  betrug  also  die  Einnahme  im  Rechnungsjahr  1910 
M.  3  528  721.—,  sodaß  gegen  die  Veranschlagung  ein  De- 
fizit von  M.  3  821 279.—  zu  verzeichnen  ist,  was  auf  den 
Rückgang  im  Scheckverkehr  zurückgeführt  werden  kann. 
Nimmt  man  ferner  an,  daß  die  Schätzung  der  früher  jähr- 
lich im  Umlauf  befindlichen'  Schecks  annährend  richtig  war, 
so  wäre  die  Zahl  der  im  Rechnungsjahre  1910  ausgestellten 
Schecks  um  rund  die  Hälfte  zurückgegangen.  Man  sieht  also, 
daß  der  Scheckverkehr  durch  die  Steuer  eine  ganz  gewal- 
tige Einbuße  erlitten  hat,  die  nicht  sobald  wieder  ausge- 
glichen sein  wird,  umsomehr  nicht,  da  das  Publikum  zum 
Teil  schon  zu  einer  anderen  Zahlungsmethode  übergegangen 


1)  Die  im  Oktober  1909  auffallend  hohe  Einnahme  ist  darauf  zurück- 
zuführen, daß  von  allen  Seiten  der  erste  Bedarf  an  Stempelmarken  gedeckt 
wurde. 
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ist,  die  dem  Scheckverkehr  an  volkswirtschaftlicher  Bedeu- 
tung ebenbürtig  zur  Seite  gestellt  werden  kann,  nämlich 
zum  Giroverkehr.  Andererseits  aber  hat  man  teilweise  seine 
Zuflucht  zu  Methoden  genommen,  die  zweifellos  einen  Rück- 
schritt bedeuten. 

Zum  Schluß  sei  noch  ein  Blick  auf  die  Möglichkeit  der 
Weiterentwickelung  des  Scheckverkehrs  bei  den  Sparkassen 
geworfen.  Nachdem  diesen  durch  das  deutsche  Scheckgesetz 
die  passive  Scheckfähigkeit  zuerkannt  und  ihnen  auch  die 
Genehmigung  zur  Eröffnung  des  Scheckverkehrs  erteilt 
worden  war,  zeigte  man  sich  überall  bereit,  von  diesem  Zu- 
geständnis Gebrauch  zu  machen.  Aber  es  ist  klar,  daß  eine 
Abgabe  von  10  Pfg.  im  Kleinverkehr,  wie  er  bei  den  Spar- 
kassen überwiegend  sein  wird,  den  ganzen  Scheckverkehr 
lahmlegen  und  eine  Weitereniwickelung  unmöglich  machen 
muß.  Man  kann  deshalb  den  Gedanken  einer  Schecksteuer 
wenigstens  für  die  Sparkassen  für  vollkommen  verunglückt 
halten.  Die  Schecksteuer  wird  in  den  meisten  Fällen  die 
von  der  Sparkasse  gewährten  Zinsen  vollkommen  auf- 
brauchen. Die  Zeitschrift  „Die  Sparkasse"  vom  1.  Juli  1909 
bemerkt  in  Artikel  „Schecksteuer"  mit  Recht:  „Die  Scheck- 
steuer ist  also  vielfach  nichts  weiter  als  die  Konfiskation 
der  Sparerzinsen  durch  das  Reich.  Darf  dieses  solcherge- 
stalt den  Sparsinn  des  Volkes  töten?  Mit  Recht  wird  kein 
Sparet  auf  Zinsen  verzichten  wollen.  Die  Schecksteuer  be- 
steht also  nicht  nur  in  einer  Verkehrs-  und  Depositen- 
steuer, sondern  auch  in  einer  Sparersteuer. ■  Den  Spar- 
kassen wird  daher,  da  eine  Weiterentwickelung  des  Scheck- 
verkehrs nicht  zu  erwarten  ist,  nichts  übrig  bleiben,  als 
ihr  Augenmerk  mehr  auf  Einbürgerung  der  Giroanwei- 
sung zu  richten.  In  dieser  Richtung  sind  auch  schon  teils 
aus  den  eben  angegebenen,  teils  aus  anderen  Gründen,  die 
uns  später  noch  beschäftigen  sollen,  die  erforderlichen 
Schritte  unternommen  worden. 

So  kommen  wir  also  zu  dem  Schluß,  daß  die  Scheck- 
steuer auf  den  Scheckverkehr  der  mittleren  und  größeren 
Handels-   und    Industriekreise   nur   einen   geringen    Einfluß 
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ausgeübt  hat ;  dagegen  hat  sie  für  den  Scheckverkehr  der 
privaten  Personen,  wie  Beamte,  Ärzte,  Rechtsanwälte,  mitt- 
lere und  kleinere  Handwerker  u.  s.  w.  geradezu  ein  Ver- 
nichtungswerk ausgeführt.  Der  deutsche  Scheckverkehr  war 
noch  nicht  reif  genug,  als  daß  er  mit  einer  Steuer  belegt 
werden  konnte. 

b)  Umgehung  der  Steuer. 
Wie  bei  einer  jeden  Steuer,  so  zeigt  sich  auch  bei  der 
Schecksteuer  das  Bestreben,  dieselbe  in  irgend  einer  Form 
zu  umgehen.  Für  die  Umgehung  kommen  3  Zahlungs- 
methoden in  Betracht,  die  Barzahlung,  Benutzung  der  Platz- 
anweisung und  der  Giroverkehr. 

Barzahlung. 

Was  die  Rückkehr  zur  veralteten  Barzahlung  angeht, 
so  ist  diese  erfreulicher  Weise  infolge  der  Schecksteuer  wenig 
zu  verzeichnen.  Höchstens  sind  kleine  Konten,  die  doch 
keinen  großen  Nutzen  gewähren,  hier  und  da  zu  diesem 
Zwecke  aufgehoben  worden.  Ein  nennenswerter  Nachteil  ist 
hierdurch  nicht  hervorgerufen.  Die  meisten  Kontoinhaber, 
welche  ihre  Konten  bei  Banken  gekündigt  haben,  werden 
vielmehr  zu  Sparkassen  und  Postscheckämtern  übergegangen  sein, 
bei  denen  ihnen  ein  billigerer  Geldverkehr  gesichert  ist. 
Diese  Verschiebung  ist  zwar  für  die  Banken  weniger  er- 
freulich, doch  sind  die  Gelder  der  gesamten  Volkswirtschaft 
in  den  seltensten  Fällen  verloren  gegangen.  Es  kann  also 
von  einem  Rückgang  zum  alten  Barzahlungssystem  kaum 
die  Rede  sein,  wie  man  es  so  oft  aussprechen  hört. 

Ebenso  wenig  bedenklich  ist  es,  wenn  Scheckkonten  in 
steuerfreie  Konten  umgewandelt  worden  sind,  über  die  nur 
unter  Vorlage  eines  Kontobuches  verfügt  werden  kann,  sodaß 
die  Eintragungen  für  beide  Parteien  Rechtsverbindlichkeit 
haben.  Dieses  in  neuester  Zeit  eingeführte  Verfahren  steht 
zwar  der  Barzahlung  sehr  nahe,  doch  bleiben  wenigstens 
die  Gelder  den  Banken  erhalten.  Übrigens  spielt  sich  der 
Scheckverkehr  der  Privatpersonen *)  größtenteils  in  der  Weise 

1)  Bei  der  Eröffnung  von  stempelfreien  Konten  kommen  nur  Privat- 
personen   in   Frage,    da    die  Errichtung   solcher   Konten   an    Bedingungen 


i 


—     105    — 

ab,  daß  drese  Schecks  auf  ihr  Outhaben  ausschreiben  und 
der  Empfänger  sofort  zur  Bank  hingeht  und  den  Betrag 
abhebt.  Durch  die  Errichtung  stempelfreier  Konten  ist  also 
nur  bewirkt,  daß  der  Inhaber  des  Kontos  selbst  die  Ab- 
hebung vornehmen  muß.  Allerdings  ist  hierdurch  die  Mög- 
lichkeit einer  eventl.  Zirkulation  des  Schecks  illusorisch  ge- 
worden. 

Platzanweisung. 
Eine  weitere  Umgehungsmöglichkeit  bietet  die  sonst  in 
der  Geschäftswelt  wenig  übliche  Platzanweisung.  Es  liegt 
sehr  nahe,  daß  Banken,  um  sich  ihren  Kundenkreis  unge- 
schmälert zu  erhalten,  zur  Einfuhrung  eines  Umgehungs- 
mrttels,  wie  es  die  Platzanweisung  ist,  gedrängt  werden. 
Sie  wurden  deshalb  auch  von  Buchdruckereien  mit  Ange- 
geboten zum  Druck  von  Platzanweisungen  zum  Ersatz  der 
Scheckformulare  geradezu  überschüttet.  Aber  die  Banken 
stellten  sich  mit  Recht  auf  den  Standpunkt,  daß  es  nun  ein- 
mal dfe  Absicht  des  Gesetzgebers  gewesen  ist,  Schecks  und 
ähnliche  Erklärungen  mit  dem  Stempel  zu  belegen  und  kamen 
deshalb  zum  großen  Teil  überein  —  voran  die  sogenannte 
Stempel  Vereinigung,  eine  Vereinigung  der  angesehensten 
Berliner  Banken  —  von  der  Ausgabe  von  Platzanweisungen 
abzusehen  und  eventl.  vorkommende  Anweisungen  zu 
stempeln.  Doch  haben  Platzanweisungen  besonders  bei 
kleinen  Provinzialbanken  in  nicht  unbedeutendem  Umfange 
Eingang  gefunden,  umsomehr,  als  teils  große,  geachtete 
Banken,  wie  die  Braunschweiger  Bank  und  Credit-Anstalt 
mit  15  Mill.  M.  Aktienkapital,  in  diesem  Sinne  ein  Beispiel 
Regeben  haben.  Auch  haben  sich  40  Genossenschaften,  die 
dem  „Allgemeinen  Verbände  der  auf  Selbsthilfe  beruhenden 
deutschen  Erwerbs-  und  Wfrtschaftsgenossenschaften"  ange- 
hören, und  bei  denen  der  Scheckverkehr  infolge  der  Steuer 
im    Jahre    1909   zurückgegangen    ist,    zur    Einführung    von 


reknüpft  ist,  denen  kaufmännische  Kreise  nicht  nachkommen  können  (der 
Inhaber  des  Kontos  muß  selbst  das  Kontobuch  vorlegen,  ferner  kann  Aber 
las  Konto  nur  durch  Barabhebung  oder  Oberschreibung  auf  ein  anderes 
lemselben  Inhaber  gehöriges  Konto  verfügt  werden;  Erlaß  des  Finanz- 
ministers  vom  9.  Mai  1910,  Journal-Nr.  III,  9117). 
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Platzanweisungen  genötigt  gesehen.1)  Wenn  die  Platzan- 
weisungen noch  nicht  allgemein  zur  Anwendung  gelangen, 
so  ist  dies  also  nur  auf  das  loyale  Verhalten  der  Banken 
zurückzuführen.  Jedenfalls  bedeutet  aber  di«  Außeracht- 
lassung der.  Platzanweisung   eine  Lücke   im   Stempelgesetz. 

Selbst  für  Sparkassen  ist  die  Einführung  von  Platzan- 
weisungen allerdings  in  einer  etwas  anderen  Form  empfohlen 
worden.  Die  Kommission  des  Ausschusses  des  deutschen 
Sparkassenverbandes  schlug  zur  Umgehung  des  Scheck- 
stempels folgendes   Formular  vor:1) 


Scheck  No. 


=3 
N 

OJ 
CO 

CA 
CO 

CO 

CO 


Angewiesen 
....   M Pfg. 


an 


Datum 


Scheck  No M. Pfg. 

Die    Sparkasse  zu  .  wolle 

zahlen  gegen  diesen  Scheck  aus  meinem  Gut- 
haben. 

Konto  No an  Herrn  

M Pfg. 

,  den 


Dieses  Formular  sollte  nun  entweder  als  Scheck  oder 
durch  Streichung  der  Worte  „gegen  diesen  Scheck"  als 
stempelfreie   Anweisung  gebraucht  werden.    Auf  dem    Um- 


1)  vergl.  Jahrbuch  des  Allgemeinen  Verbandes  der  auf  Selbsthilfe 
berufenden  deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  E.  V.  für 
1909,  Berlin  1910,  Seite  LVII. 

Die  Genossenschaftsabteilung  der  Dresdener  Bank  in  Berlin  schreibt 
über  den  Scheckverkehr  des  von  dem  .Allgemeinen  Verbände  der  auf 
Selbsthilfe  beruhenden  deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften 
E.V."  gegründeten  Giroverbandes:  Der  Scheckverkehr  mit  den  Mitgliedern 
des  Giroverbandes  zeigt  zum  ersten  male  eine  in  die  Augen  fallende  Ver- 
langsamung der  Entwicklung.  Sowohl  die  Stückzahl,  als  auch  der  aus- 
machende Betrag  der  Inkassoschecks  ist  in  weit  geringerem  Maße  gestiegen 
als  in  den  Vorjahren,  denn  während  im  Jahre  1908  noch  eine  Zunahme  der 
Stückzahl  von  29,  28°/0  und  des  ausmachenden  Betrages  von  12,65  °/0  zu 
verzeichnen  war,  beläuft  sich  die  Zunahme  im  Jahre  1909  nur  auf  5,75  °/0 
bezw.  1,72  %•  In  Frankfurt  a.  M.  ist  der  ausmachende  Betrag  sogar  zurück- 
gegangen. Diese  Entwicklung  hängt  hauptsächlich  mit  der  Einführung  des 
Scheckstempels  zusammen." 

2)  Götting,  L. :  Die  Einführung  des  Scheckverkehrs  bei  den  Sparkassen 
in  der  Zeitschrift  «Die  Sparkasse"  vom  1.  September  1909. 
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schlag  der  zu  50  Stück  zusammengebundenen   Hefte  sollte 
aufgedruckt  sein: 

„Jeder  Scheck  ist  mit  einer  Reichsstempelmarke  von 
10  Pfg.  zu  versehen,  kann  aber  als  unmittelbare  An- 
weisung  an  die   Kasse  unter   Streichung  der  Worte 
»»gegen   diesen   Scheck"   stempelfrei    verwendet   wer- 
den." 
Daß  dieses  Formular  zur  Einfuhrung  gelangt,  ist  nicht 
?u  wünschen,  denn  bei  dem  ständigen  Rivalisieren  der  Banken 
mit  den  Sparkassen  würde  das  Ergebnis  nur  sein,  daß  auch 
die    Banken    sich    zur   weiteren   Ausgabe    von    Platzanwei- 
sungen bewogen  sehen  würden. 

Giroverkehr. 
Das  wichtigste  Umgehungsmittel,  auf  dessen  Ausge- 
staltung wegen  serner  dem  Scheckverkehr  gleichstehenden 
Bedeutung  jetzt  das  größte  Gewicht  gelegt  werden  muß, 
ist  der  Giroverkehr.  Heute  noch  Bestrebungen  aufzunehmen, 
am  kleine  und  kleinste  Kreise  von  der  Nützlichkeit  eines 
Scheckkontos  zu  überzeugen,  Bestrebungen,  die  auf  eine 
Popularisierung  des  Schecks  hinzielen,  wäre,  wie  wir  sahen, 
verlorene  Mühe.  Nur  der  Giroverkehr  wird  daher  für  unser 
Wirtschaftsleben  von  fortschreitender  Bedeutung  bleiben. 
Welcher  Wert  dem  Oberweisungsverkehr  gerade  jetzt  nach 
Entführung  der  Schecksteuer  beizumessen  ist,  darüber  ist 
sich  denn  auch  die  Praxis  klar.  Die  Politik  der  Banken,  die 
früher  bestrebt  war,  den  Scheckverkehr  immer  weiter  aus- 
zubauen, ist  deshalb  jetzt  in  Anbetracht  der  sich  bietenden 
Schwierigkeiten  in  andere  Bahnen  gelenkt  worden,  und  die 
Sparkassen  sind  ihnen  gefolgt;  doch  diese  letzteren  nicht 
nur,  wefl  sich  der  Scheckverkehr  nicht  für  die  Sparkassen 
wegen  der  Steuer  eignet,  sondern  überhaupt  in  der  Voraus- 
!  sieht,  daß  der  Scheck  wegen  seiner  Gebundenheit  an  Form 
i  und  Frist,  die  eine  gewisse  Sachkenntnis  voraussetzt,  kein 
!  Zahlungsmittel  für  den  Geldverkehr  des  kleinen  Mannes 
ist.1)    So  kann  man  jetzt  überall  die  Beobachtung  machen, 

i  1)  Vergl.  Artikel    .Die  Frage  des  Scheck-  und  Überweisungsverkehrs 

j   der  Sparkassen  und  ihre  Lösung  in  Sachsen   in  der  Zeitschrift  .Die  Spar- 
!    kasse'  vom  15.  Juni  1909. 


daß  der  Giroverkehr  gerade  im  letzten  Jahre  eine  bedeutende 
Steigerung  erfahren  hat,  daß  er  sich  nicht  nur  auf  Geschäfts- 
kreise beschränkt,  sondern  auch  Privatpersonen  sich  densel- 
ben immermehr  zu  Nutzen  zu  machen  wissen,  sodaß  der 
Rückgang  im  Scheckverkehr  schon  zu  einem  großen  Prozent- 
satz durch  die  aufwärtsgehende  Bewegung  im  Giroverkehr 
aufgehoben  worden  ist.  Die  Commerz-Bank  in  Lübeck  konnte 
z.  B.  im  ersten  Jahre  nach  Inkrafttreten  des  Sterapelgesetzes 
(1.  Oktober  1909  bis  1.  Oktober  1910)  im  Vergleich  mit  der 
Zeit  vom  1.  Oktober  1908  bis  1.  Oktober  1909  eine  Abnahme 
der  an  ihrer  Kasse  eingelösten  Schecks  (nach  Stückzahl)  um 
genau  29,5  o/o  verzeichnen,  also  fast  i/a;  dagegen  betrug1  die 
Zunahme  der  von  ihr  ausgeführten  Überweisungen  für  die 
Zeit  vom  1.  Oktober  1908  verglichen  mit  der  Zeit  vom  1.  Ok- 
tober 1909  bis  I.Oktober  1910  prozentual  genau  24,5  "o. 
Danach  hätte  der  Scheckverkehr  um  5  %  mehr  abgenommen 
als  die  Zunahme  beim  Überweisungsverkehr  beträgt.  Die 
Zahl  für  den  Überweisungsverkehr  gibt  jedoch  kein  getreues 
Bild  von  der  Ausdehnung  desselben,  denn  es  werden  in  der 
Statistik  der  Commerz  -  Bank  nur  solche  Oberweisungen 
berücksichtigt,  die  nach  auswärts  ausgeführt  worden  sind. 
Die  Platzüberweisungen  sind  also  gar  nicht  in  den  24,5"i> 
enthalten.  Wre  die  Commerz-Bank  selbst  in  einem  Schreiben 
an  die  Lübecker  Handelskammer  berichtet,  „wird  naturgemäß 
heute  gerade  bei  Platzüberweisungen  mehr  denn  je  statt  des 
Scheckverkehrs  der  Überweisungsverkehr  benutzt.  Die  dem 
Schein  nach  vorhandene  Mehrabnahme  im  Scheckverkehr  von 
5  o/o  wird  aber  durch  die  Zunahme  an  Platzüberweisungen 
nicht  nur  kompensiert,  sondern  nach  ihren  Beobachtungen 
ganz  beträchtlich  überschritten,  weil  mit  Inkrafttreten  des 
Stempelgesetzes  erst  recht  größere  Schichten  der  Bevölkerung 
auf  diese  angenehme  Überweisungsart  hingelenkt  werden" 
(vergl.  auch  Seite  99,  Anm.  1). 

Ebenso  interessant  war  es  uns,  festzustellen,  daß  wenig- 
stens einige  Banken,  unter  anderen  der  Hessische  Bankverein 
A.  G.  in  Cassel,  ihren  Kunden  neben  den  Scheckformularen 
noch    Überweisungsformulare    aushändigen,    sodaß    es    den 


' 
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Kontoinhabern  anheimgestellt  ist,  wo  nur  immer  sich  die 
Möglichkeit  bietet,  anstatt  der  Schecks  Überweisungen  zu 
benutzen.  Naturgemäß  wird  gerade  durch  dies  Mittel  die 
Bevölkerung  am  ersten  dazu  geführt,  sich  des  Giroverkehrs 
zu  bedienen. 

Fassen  wir  also  die  Resultate  unserer  Betrachtungen 
über  die  Sehecksteuer  zusammen,  so  kommen  wir  zu  dem 
Schlufs,  dafs  dieselbe  zwar  einen  ungünstigen  Einfluls 
aui  den  Scheckverkehr  ausgeübt  hat,  dals  aber  die  Ab- 
nahme im  Scheckverkehr  durch  ihre  indirekte  Einwirkung 
auf  den  Giroverkehr  fast  ausgeglichen  ist.  Somit  ist  im 
Grofsen  und  Ganzen  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung 
kein  Nachteil  aus  der  Schecksteuer  erwachsen. 


III.  Kapitel. 

Giroverkehr,  besonders  seine  Einbürgerung 

im  Kleinverkehr. 

Der  Giroverkehr,  der  in  Deutschland  wegen  seiner  be- 
quemen Handhabungsweise  die  großartigste  Entwicklung 
durchgemacht  hat,  ist  in  volkswirtschaftlicher  Beziehung  an 
Bedeutung  dem  Scheckverkehr  vollkommen  ebenbürtig  zur 
Sehe  zu  stellen.  Bekanntlich  bestehen  die  Vorteile  des  Giro- 
verkehrs ebenso  wie  beim  Scheckverkehr  in  der  Aufsaugung 
der  Kassenbestände  des  Publikums  zur  wirtschaftlichen  Nutz- 
barmachung und  in  der  Emanzipation  von  barem  Gelde. 
Diese  Ziele  werden  jedoch  beim  Scheckverkehr  nur  in  be- 
schränktem Maße  erreicht.  Solange  der  Scheckverkehr  in 
Deutschland  noch  meist  in  der  Weise  gehandhabt  wird,  daß 
die  größte  Zahl  von  Schecks  zur  Barzahlung  dem  Bezogenen 
präsentiert  und  sie  nicht  in  größerem  Umfange  zur  Verrech- 
nung gestellt  werden,  hat  er  seinen  wirtschaftlichen  Zweck 
verfehlt.  Ganz  anders  verhält  es  sich  beim  Giroverkehr. 
Dieser  ist  überhaupt  nur  als  Abschreibungsverkehr  von  einem 
Konto  auf  das  andere  denkbar,  kein  bares  Geld  kommt  in 
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Betracht;  er  vereinigt  also  die  anzustrebende  ideale  Zah- 
lungsweise im  weitesten  Sinne  in  sich,  hat  nicht  nur  sämf- 
liehe  Vorteile  des  Scheckverkehrs  mit  diesem  gemein,  son- 
dern seine  Vorteile  gehen  noch  über  diejenigen  des  Scheck- 
verkehrs hinaus. 

Während  beim  Giroverkehr  die  Schuld  im  Augenblicke 
der  Eintragung  auf  das  Konto  des  Gläubigers  getilgt  wird, 
ist  beim  Scheckverkehr  der  Zahlende  erst  durch  die  Präsen- 
tation seitens  des  Gläubigers  von  der  Schuld  befreit.  Ferner 
sind  beim  Giroverkehr  Fälschungen  ausgeschlossen,  da  eine 
Giroüberweisung  nie  in  bar  ausgezählt  werden  kann  und 
somit  eine  Fälschung  zwecklos  ist.  Auch  hat  der  Finder 
eines  ausgefüllten  Überweisungsformulars  keine  Verwertung 
für  dasselbe,  während  beim  Scheckverkehr  immerhin  die  Mög- 
lichkeit vorhanden  ist,  daß  ein  gefundener  Scheck  an  den 
Finder  ausgezahlt  wird,  wenn  auch  die  Banken  eine  ge- 
nügende Kontrolle  ausüben.  Hierzu  kommt  dann  schließlich 
noch  der  Vorteil  der  Steuerfreiheit  der  Giroüberweisung  dem 
Scheck  gegenüber.  *) 

So  ist  es  erfreulich,  wenn  man  in  Deutschland  von  jehci 
besonders  durch  Einführung  des  Giroverkehrs  bei  der  Reichs- 
bank das  Hauptgewicht  auf  die  Ausgestaltung  des  Überwei- 
sungsverkehrs gelegt  hat,  und  wenn  dieser  im  Laufe  der  Zeit 
eine  ganz  erstaunliche  Entwicklung  erfahren  hat.  In  Ge- 
schäftskreisen ist  der  Giroverkehr  derartig  eingebürgert,  daß 
wohl  kein  umsichtiger  Geschäftsmann  auf  die  Vorteile  und 
Bequemlichkeiten  desselben  verzichten  möchte.  Auch  bei  den 
staatlichen  und  kommunalen  Kassen,  die  gerade  am  ersten 


1)  Wenn  Probst,  S.:  Die  Grundlagen  unseres  Depositen-  und  Scheck- 
wesens, Jena  1908,  Seite  45  noch  zu  den  Vorteilen  des  Giroverkehre  rechnet, 
daß  ein  Über  Weisungsformular  in  einfachem  Briefe  versandt  werden  könne, 
ein  Scheck  aber  nicht,  so  ist  dieser  Vorteil  nicht  ganz  anzuerkennen.  Einer 
seits  kommt  eine  Versendung  einer  Giroüberweisung  kaum  vor,  andrerseits 
ist  unser  heutiger  Postverkehr  ein  so  sicherer,  daß  kein  Grund  vorliegt. 
einen  Scheck  in  einer  anderen  Weise  als  mittels  einfachen  Briefes  zu  ver- 
senden, In  Amerika  z.  B.  nimmt  niemand  daran  Anstoß,  wenn  Schecks  und 
sonstige  Wertpapiere  auf  billigste  Weise  befördert  werden. 
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mit  gutem  Beispiel  vorangehen  sollten,  hat  der  Giroverkehr 
Eingang  gefunden ;  doch  spielt  bei  ihnen  der  Barverkehr 
immer  noch  eine  hervorragende  Rolle.  Der  alte  Zopf  ist  es, 
der  auch  hier,  wie  auf  manchen  anderen  Gebieten,  eine  neu- 
zeitliche Einrichtung  nicht  recht  zur  Geltung  kommen  läßt. 
Um  unsere  Behauptung  durch  ein  Beispiel  zu  beleuchten, 
ser  folgender  Fall  erwähnt:  Die  Lehrer  einer  städtischen 
Schule  hi  Hannover  sind  verschiedentlich  an  die  städtische 
Schulklässe  mit  dem  Ersuchen  herangetreten,  ihnen  die  Ge- 
hälter per  Reichsbankgirokonto  auf  ihre  Bank-  bezw.  Spar- 
kassenkonten zu  überweisen.  Sie  sind  jedoch  stets  abschlä- 
gig beschieden  worden  mit  der  Begründung,  daß  der  Über- 
weisungsverkehr der  Schulkasse  insofern  zu  weitläufig  sei, 
als  der  eine  Lehrer  mit  dieser,  der  andere  mit  jener  Kasse 
arbeite.  Die  Zahlung  vollzieht  sich  also  jetzt  in  der  Weise, 
daß  der  Schuldiener  jedesmal  zur  Kasse  wandern  und  die 
Gehälter  in  bar  für  das  Lehrerkollegium  abholen  muß.  Um 
so  törichter  ist  das  ablehnende  Verhalten  der  Schulkasse,  als 
*'s  der  Lehrer  mit  der  ebenfalls  städtischen  Sparkasse  in 
Verbindung  stehen.1)  Mag  dieser  Fall  vereinzelt  dastehen, 
so  zeigt  er  aber  doch,  daß  bei  Weitem  noch  nicht  allgemein 
das  richtige  Verständnis  für  die  Bedeutung  des  Giroverkehrs 
vorhanden  ist. 

Reichsbank. 
Dagegen  weist  der  weniger  für  den  Kleinverkehr,  als 
für  die  größere  Geschäftswelt  bestimmte  Reichsbankgirover- 
keftr  eine  ständige  Steigerung  auf.  Der  Umsatz  (Einnahme 
und  Ausgabe)  stieg  von  1900  bis  1909  um  rund  135  Milli- 
arden. Der  in  dem  Gesamtumsatz  enthaltene  Barumsatz  stieg 
zwar  auch,  hat  aber  prozentualster  mit  der  rapiden  Entwick- 
lung des  Oberweisungsverkehrs  nicht  Stand  halten  können. 
Man  sieht  also,  daß  der  Barverkehr  immer  mehr  durch  den 
Giroverkehr  verdrängt  wird.  Hand  in  Hand  mit  der  Aufwärts- 
bewegung im  Giroverkehr  geht  der  Umstand,  daß  die  ein- 
gezahlten, bezw.  überwiesenen  Beträge  immer  weniger  Tage 
auf  den   Konten  verbleiben.    Dies  ist  eine  ganz  natürliche 

1)  Laut  schriftlicher  Mitteilung  eines  Oberlehrers. 
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Folge,  denn  dadurch,  daß  man  den  Giroverkehr  mehr  und 
mehr  auszunutzen  versteht,  tritt  eine  größere  Beweglichkeit 
der  gutgeschriebenen  Beträge  ein.1) 

Etwas  Abbruch  getan  wird  dem  Reichsbankgiroverkehr 
neuerdings  durch  das  Bestreben  der  Provinzialbanken,  sich  an 
größere  Bankhäuser,  sei  es  in  Berlin,  Hamburg  oder  Frank- 
furt a.  M.,  anzuschließen,  teils  um  durch  Inanspruchnahme 
von  Kredit  ihr  Geschäft  zu  erweitern,  teils  um  einen  ausge- 
dehnten Überschreibungsverkehr  zu  ermöglichen,  doch  kommt 
dies  letzte  Moment  erst  in  zweiter  Linie  in  Frage.  Während 
also  früher  der  Gegenwert  eines  bei  einer  Zahlstelle  einge- 
lösten Schecks,  ferner  die  Beträge  aus  zwischen  Banken  statt- 
gefundenen Effektenkäufen  u.  s.  w.  per  Reichsbankgirokonto 
überwiesen  wurden,  sind  die  Banken  jetzt  zum  großen  Teil 
dazu  übergegangen,  einfach,  wenn  sich  die  Gelegenheit  bietet, 
einen  Übertrag  von  einem  auf  das  andere  Konto  bei  ihrem 
Bankhause  in  Berlin  oder  Hamburg  vornehmen  zu  lassen, 
welches  dann  seinerseits  die  zum  Empfang  berechtigte  Bank 
von  der  geschehenen  Übertragung  in  Kenntnis  setzt.  Dieses 
erst  in  letzter  Zeit  zur  Geltung  gekommene  Abschreibungs- 
verfahren bietet  den  Banken  insofern  einen  Vorteil,  als  ihnen 
von  ihrem  Bankhause,  mit  dem  sie  in  Verbindung  stehen,  für 
die  übertragenen  Beträge  Zinsen  vergütet  werden,  die  ihnen 
die  Reichsbank  nicht  gewährt. 

Genossenschaften. 
Wenn  man  vom  Giroverkehr  spricht,  so  können  auch 
die  deutschen  Genossenschaften  nicht  unberücksichtigt  ge- 
lassen werden,  die  sich  um  die  Einführung  und  Ausbreitung 
desselben  die  größten  Verdienste  erworben  haben.  Besonders 
ist  es  der  „Allgemeine  Verband  der  auf  Selbsthülfe  beruhen- 
den deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften44, 
der  sich  die  Pflege  des  Giroverkehrs  zur  Aufgabe  gemacht 
hat.  Schon  im  Jahre  1865,  also  10  Jahre  vor  Gründung  der 
Reichsbank,  wurde  von  der  Deutschen  Genossenschaftsbank 
Soergel,  Parrisius  &  Co.  unter  Mitwirkung  von  Schulze-De- 
litzsch   der  jetzt  noch  bestehende  Giroverband  ins  Leben  ge- 

1)  Vergl.  hierzu  die  Jahresberichte  der  Reichsbank  von  1900  bis  1909. 
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rufen,  der  sich  zur  Aufgabe  stellt,  den  Giroverkehr  seiner 
Mitglieder  durch  Ausgleichung  ihrer  Schulden  und  Forde- 
rungen im  Wege  der  Umbuchung  (Giro)  zu  erleichtern  und 
ferner  das  Inkasso  von  Wechseln  etc.  zu  vereinfachen  und  zu 
verbilligen.  Der  Giroverband  nahm  eine  sehr  rasche  Ent- 
wicklung, die  auch  nicht  abgeschwächt  wurde,  nachdem  die 
Rerchsbank  gegründet  worden  war  und  den  Giroverkehr  ein- 
geführt hatte.  Sogar  bis  heute  hat  die  Wichtigkeit  des  Giro- 
verbandes noch  nicht  an  Bedeutung  verloren.  Dies  hat  seinen 
Grund  darin,  daß  doch  noch  eine  große  Anzahl  Genossen- 
schafter, übrig  bleiben,  die  nicht  an  Reichsbankplätzen  ihren 
Sitz  haben,  an  deren  Orten  aber  von  dem  Giroverbande  Giro- 
plätze eingerichtet  worden  sind;  ferner  bietet  der  Girover- 
band den  Genossenschaften  andere  wesentlichen  Vorteile,  die 
ihnen  die  Reichsbank  nicht  gewähren  kann.1)  So  bilden  also 
die  Vorteile  des  Verkehrs  mit  dem  Giroverbande  zu  denen 
der  geschäftlichen  Verbindung  mit  der  Reichsbank  eine  wert- 
wlle  Ergänzung. 

Wie  aus  untenstehender  Tabelle  hervorgeht,  betrug  der 
Totalumsatz  im  Jahre  1874  34  428  897  M.,  im  Jahre  1909 
dagegen  729  737  000  M.,  ein  Ergebnis,  das  besonders  durch 
das  rapide  Steigen  des  Umsatzes  seit  1902  erreicht  worden 
ist.  Nur  von  1908  zu  1909  trat  eine  Verlangsamung  ein,  die, 
wir  wir  sahen,  auf  die  Einwirkung  der  Schecksteuer  zurück- 
geführt werden  kann. 

Bisher  haben  wir  nur  den  Giroverkehr  im  Auge  gehabt, 
wie  erin  der  größeren  Geschäftswelt  zur  Anwendung  kommt.  Doch 
verlohnt  es  sich,  auch  noch  der  Frage  näher  zu  treten,  in- 
wieweit der  kleine  Mann,  der  Handwerker,  der  Beamte,  der 
wegen  seiner  geringen  Umsätze  nicht  in  der  Lage  ist,  sich 
ein  Reichsbankgirokonto  zu  halten,  den  Giroverkehr  benutzt, 
bezw.  welche  Aussichten  ihm  eröffnet  werden. 

Koch-)  hat  einmal  ausgesprochen:  „Die  Entwicklnngs- 
stufe  des  Giroverkehrs  eines  Volkes  bildet  zugleich  den  Maß- 

1)  Vergl.  hierüber:  Benutzung  und  Vorteile  des  Giroverbandes,  Berlin 
1908,  Seite  3—4,  veröffentlicht  von  der  Genossenschaftsabteilung  der  Dres- 
dener Bank,  Berlin. 

2)  Koch,  Über  Giroverkehr  etc.,  Seite  4. 
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Stab  für  die  Entwicklung  seines  wirtschaftlichen  Lebens  über- 
haupt". Dieser  Satz  hat  sich  für  Deutschland,  wenigstens 
was  Handel  und  Industrie  anbelangt;  vollkommen  bewahr- 
heitet; doch  hat  der  ganze  Aufschwung  im  wirtschaftlichen 
Leben  gerade  auf  die  uns  hier  interessierenden  Kreise  noch 
zu  wenig  abgefärbt,  wie  man  es  in  England  und  Amerika 
konstatieren  kann.  Besonders  in  kaufmännischen  Fragen, 
wenn  es  sich  darum  handelt,  sich  eine  Einrichtung,  wie  es 
z.  B.  der  Giroverkehr  ist,  nutzbar  zu  machen,  wird  noch  all- 
zu oft  die  größte  Verständnislosigkeit  an  den  Tag  gelegt. 
Aber  die  Schuld  liegt  nicht  nur  bei  diesen  Kreisen  allein, 
sondern  es  ist  ihnen  auch  bisher  mit  wenigen  Ausnahmen 
kaum  Gelegenheit  gegeben,  sich  des  Giroverkehrs  zu  be- 
dienen. Entweder  beschränkt  sich  ihr  Giroverkehr  jetzt  auf 
Überschreitungen  von  einem  Konto  auf  das  andere  bei  der- 
selben Bank  oder  Kasse,  oder  er  ist  an  die  Vermittlung 
eines  Girokontoinhabers  gebunden.  Gerade  dies  letzte  Mo- 
ment hn  Zusammenhang  mit  der  Zwecklosigkeit,  sich  wegen 
der  geringen  Umsätze  mit  einer  Bank  u.  s.  w.  in  Verbindung 
zu  setzen  aber  ist  es,  was  den  Giroverkehr  beim  Handwerker 
u.  s.  w.  nicht  aufkommen  läßt.  Eine  Ausnahme  machen  natür- 
lich größere  Handwerker  und  oft  auch  Beamte.  Solange  der 
kleine  Mann  nicht  selbst  ein  Girokonto  besitzt,  wird  er  kaum 
zur  Benutzung  des  Giroverkehrs  geführt  werden  können. 
Darum  muß  auf  die  Lösung  dieser  Frage  der  Hauptwert 
gelegt  werden.  Diejenigen  Institute  aber  nun,  welche  an 
und  für  sich  für  den  Kleinverkehr  geschaffen  sind,  sind  die 
Sparkassen,  und  es  liegt  deshalb  nahe,  bei  ihnen  einen  Giro- 
verkehr für   kleinere   Kreise  zur   Einfuhrung   zu  bringen. 

Sparkassen. 

In  der  richtigen  Erkenntnis  der  Sachlage  ist  man  denn 
auch  gerade  in  letzter  Zeit  eifrig  bemüht,  diesen  Gedanken 
zur    Verwirklichung   zu   bringen,1)   umsomehr,    als   seit    dem 

1)  Vergl.  z.  B.    Die   Verhandlungen    des   Sparkassen -Verbandstages, 
Sachsen-Thüringen-Anhalt  zu  Zerbst  am  21.  Mai  1910,  Magdeburg  1910. 
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1.  Januar  1909  bereits  die  Sparkassen  des  Königsreichs 
Sachsen  einen  „Giroverband  sächsischer  Gemeinden'*  ge- 
gründet haben,  dessen  Bestrebungen  mit  Erfolg  gekrönt 
sind.  Warum  sich  die  Sparkassen  mehr  zur  Einführung  des 
Giroverkehrs  anstatt  des  Scheckverkehrs  entschlossen  haben, 
wurde  bereits  früher  erörtert. 

Ausdrücklich  ist  der  „Giroverband  sächsischer  Gemein- 
den" ins  Leben  gerufen  worden,  „um  den  kleinsten  wirt- 
schaftlichen Existenzen  einen  modernen  Zahlungsverkehr  zu 
ermöglichen".1)  Trotzdem  es  sich  nur  um  kleine  Betrag* 
handelt,  wurden  doch  schon  im  ersten  Quartal  seines  Be- 
stehens 7  Mill.  M.  überwiesen.  Daß  der  Verband  nur  für 
den  Kleitiverkehr  geschaffen  wurde,  geht  auch  ferner  dar- 
aus hervor,  daß  die  Konten  vollkommen  gebühren-  und 
spesenfrei  geführt  werden  und  außerdem  die  Mindesteinlage 
nur  auf  10  M.  angesetzt  ist. 

Überwiegend  sind  es  kleinere  Gemeinden  ohne  Giro* 
Verbindung  mit  der  Reichsbank  oder  der  Sächsischen  Bank,  die 
Anschluß  mit  dem  Giroverbande  gesucht  haben.  Doch  sind 
auch  solche  Gemeinden  vertreten,  an  deren  Orte  sich  eine 
Girogelegenheit  befindet,  so  Bautzen,  Meißen,  ölsnitz  und 
Zittau.  Jede  Verbandsgemeinde  hat  eine  Girokasse  einge- 
richtet, von  der  aus  Umbuchungen  bei  ihr  selbst  oder  Über- 
weisungen nach  auswärts  ausgeführt  werden.  Die  Girokassen 
verkehren  wieder  unter  sich  durch  Vermittelung  der  „Zentrale 
des  Giroverbandes  sächsischer  Gemeinden  in  Dresden",  die 
ihrerseits  mit  der  Sächsischen  Bank  in  Dresden  in  Verbindung 
steht.  Somit  ist  auch  das  Gironetz  der  Sächsischen  Bank  und 
der  Reichsbank  den  Verbandsmitgliedern  erschlossen.  Um 
außer  dem  Ortsverkehr  auch  den  Girofernverkehr  zu  pflegen, 
hat  die  Sächsische  Bank  in  ihren  Geschäftsstellen  in  Dresden, 


1)  Vergl.  über  den  .Giroverband  sächsischer  Gemeinden"  in  der  Zeit- 
schrift .Die  Sparkasse"  vom  15.  März  1909  den  Artikel:  .Der  Giroverband 
sächsischer  Gemeinden"  und  in  derselben  Zeitschrift  vom  15.  Juni  1909  und 
1.  Juli  1909  Ebcrle,  Die  Frage  des  Scheck-  und  Oberweisungsverkehrs  der 
Sparkassen  und  ihre  Lösung  in  Sachsen. 
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Leipzig,  Chemnitz,  Plauen  und  Zwickau  besondere  Schalter 
für  den  Giroverkehr  des  Verbandes  eingerichtet. 

Der  Verkehr  der  Sparer  mit  den  Verbandsmitgliedern  um 
dieser  mit  der  Zentrale  spielt  sich  unter  Zuhilfenahme  von 
Formularen  in  der  einfachsten  Weise  ab.  Nur  wird  das  Ver- 
fahren dadurch  etwas  umständlich  gemacht,  daß  man  eine 
Trennung  in  Sparerkonten  und  Girokonten  vorgenommen  hat. 
Will  also  ein  Sparer  einen  Betrag  überweisen,  so  muß  erst 
ein  Übertrag  vom  Sparerkonto  zum  Girokonto  vorgenommen 
werden.  Hierzu  hat  man  sich  bewogen  gefühlt,  um  keinen 
unnötigen  Anreiz  zur  Mobilisierung  der  Spareinlagen  zu 
geben. 

Werden  die  Bestrebungen  der  Sparkassen  in  Preußen 
u.  s.  w.  ra  die  Wirklichkeit  umgesetzt,  so  ist  auch  den  kleine- 
ren Kreisen  die  Möglichkeit  geboten,  sich  den  Giroverkehr 
nutzbar  zu  machen ;  es  wird  ein  System  des  geldlosen  Aus- 
gleiches geschaffen  werden,  das,  wie  Eberle1)  sagt,  „sich 
an  die  Reichsbank  anschließend,  die  Segnungen  des  modernen 
Geldverkehrs  hinuntertragen  wird  bis  in  die  Schicht  unseres 
Wirtschaftslebens,  in  welcher  der  Bankverkehr  nicht  mehr 
lohnend  ist". 

Bestrebung  des  Hansabundes:  Wie  kann  dem 
Handwerkerstande  Kredit  eröffnet  werden? 

Eine  weitere  Förderung  wird  der  Girokleinverkehr  er- 
fahren, wenn  die  Bestrebung  des  Hansabundes,  den  Hand- 
werkern bei  Banken  durch  Abtretung  von  Buchforderungen 
Kredit  zu  eröffnen,  verwirklicht  sind.  Die  Ausgestaltung  des 
Giroverkehrs,  der  sich  von  Bank  zu  Bank  unter  Vermittelung 
der  Reichsbank  oder  durch  Abschreibung  von  Konto  zu  Konto 
hei  derselben  Bank  vollziehen  wird,  würde  allerdings  erst 
eine  Nebenerscheinung  der  Vorteile  der  Kreditgewährung 
anter  Verpfändung  von  Buchforderungen  sein.*)  Der  Haupt- 
nutzen  bestände   vielmehr    neben    der   Unabhängigmachung 


1)  Eberle:  a.  a.  O. 

2*  Vgl.  über  die  . Beleihung  von  Buchforderungen a  Alfred  Landsburgh 
m  der  Zeitschrift  .Die  Bank"  Monatshefte  für  Finanz-  und  Bankwesen. 
Juli  1910. 


—     118    - 

der  Handwerker  von  dem  Einzug  ihrer  Forderungen  seitens 
der  Kunden  in  der  Bekämpfung  der  besonders  in  der  Kund- 
schaft des  Handwerkers  üblichen  Borgwirtschaft.1)  Dadurch, 
daß  die  Banken  als  Gläubiger  auftreten,  wird  von  diesen 
auf  die  Kunden  des  Handwerkers  ein  Druck  zur  schnellen 
Begleichung  ihrer  Schuld  ausgeübt  und  gegen  säumige 
Schuldner  würde  in  der  strengsten  Weise  vorgegangen  wer- 
den. Die  Folge  wäre  natürlich,  daß  sich  solche  Kunden  von 
einem  mit  einer  Bank  in  Verbindung  stehenden  Handwerker 
abwenden  würden,  doch  kann  dies  kaum  als  ein  Nachteil 
für  den  betreffenden  Handwerker  angesehen  werden. 

Die  Verwirklichung  der  Bestrebung  des  Hansabundes 
würde  also  wesentlich  zur  Hebung  des  Handwerkerstandes 
bertragen.  Aber  fragen  wir  uns,  ob  dieser  Gedanke  in  die 
Tat  umgesetzt  werden  kann,  so  müssen  wir  leider  sagen, 
daß  dies  mit  den  größten  Schwierigkeiten  verknüpft  ist  Vor 
allem  ist  eine  klare,  übersichtliche  Buchführung  seitens  der 
Handwerker  unerläßlich  notwendig,  damit  sich  die  beleihen- 
den Banken  jederzeit  ein  Bild  von  dem  Geschäftsgang  ihrer 
mit  Kredit  bedachten  Handwerker  machen  können.  Dies  Mo- 
ment wird  die  erste  Klippe  sein,  an  der  die  Bestrebung 
scheitern  kann.  Obgleich  die  Kenntnis  der  Buch-  und  Rech* 
nungsführung  in  der  Meisterprüfung  verlangt  wird,  hält  es 
doch  kein  Handwerker  für  notwendig  —  von  Ausnahmen  ab- 
gesehen —  diese  Kenntnisse  in  der  Praxis  zu  verwerten.  Es 
bestehen  daher  gerade  bezüglich  der  Buchführung  der  Hand- 
werker die  verworrendsten  Verhältnisse,  die  nur  durch  ein 
planmäßiges  Vorgehen  des  Hansabundes  beseitigt  werden 
können.  Die  zweite  Schwierigkeit  wird  bei  den  Banken 
liegen.  Naturgemäß  kommen  meist  nur  kleine  Kredite  in 
Frage,  die  den  Banken  keinen  großen  Nutzen  bringen.  Zwar 
wird  selbstverständlich  sich  kaum  eine  Bank  weigern,  auch 
kleine  Beträge  auszuleihen,  wenn  eine  sichere  Buchforde- 
rung abgetreten  ist;  aber  was  sind  denn  sichere  Buchforde- 


1)  Über  die   schädlichen  Folgen  der  Borgwirtschaft  vergl.  Conrad.  J. 
Grundriß    zum    Studium    der   politischen   Ökonomie,    1.  Teil,    Jena    1907, 
Seite  114/115. 
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rangen  bei  Handwerkern?  Zweidrittel  kann  man  zweifellos 
als  unsicher  ansehen,  wenigstens  wenn  man  in  Betracht  zieht, 
welchen  Maßstab  die  Banken  bei  Beurteilung  der  Forderun- 
gen anlegen.  Es  wird  also  der  wirklich  gewährte  Kredit  noch 
geringer  ausfallen,  als  man  sich  vielleicht  vorstellen  mag. 
Hierzu  kommt  dann  noch  die  Frage,  ob  sich  die  Banken 
überhaupt  mit  einer  Krediteröffnung  einverstanden  erklären, 
wenn  sie  von  Handwerkern  hierum  in  größerem  Umfange  an- 
gegangen werden.  Die  den  Banken  aufgebürdete  Arbeit  steht 
keineswegs  im  richtigen  Verhältnis  zu  dem  Nutzen,  den  der- 
artig kleine  Konten  abwerfen.  So  lobenswert  die  Bestrebung 
des  Hansabundes  auch  ist,  so  wird  sie  doch  in  ab- 
sehbarer Zeit  kaum  verwirklicht  werden  können,  und  die  Be- 
einflussung des  Giroverkehrs  durch  dieselbe  ist  daher  erst 
der  Zukunft  vorbehalten. 

Was  positiv  für  den  Girokleinverkehr  in  Deutschland  ge- 
leistet worden  ^st,  ist  noch  relativ  gering.  Abgesehen  von  dem 
„Giroverband  sächsischer  Gemeinden"  wäre  nur  noch  der 
bayerische  Giroverkehr,  ferner  der  Postscheckverkehr  und 
last  not  least  der  Hamburger  Giroverkehr  zu  nennen.  Diese 
drei  für  den  Kleinverkehr  wichtigen  Einrichtungen  sollen  uns 
zum  Schluß  noch  beschäftigen. 


Bayerischer  Giroverkehr. 

In  Bayern  hat  eine  große  Zahl  von  Bankinstituten  und 
Bankfirmen  die  Förderung  des  Zahlungsausgleiches  mittels 
Scheck-,  Giro-  und  Abrechnungsverkehrs  auch  für  kleinere 
Kreise  in  den  Bereich  ihrer  Tätigkeit  gezogen.  Es  seien  ihrer 
hier  nur  die  hervorragendsten  erwähnt: 

Bayerische  Handelsbank mit  24 

Bayerische  Hypotheken-  u.  Wechselbank 
mit  der  zu  ihrem  Konzern  gehörigen 
Bayerischen  Diskonto-  u.  Wechselbank       „    20 

Bayerische  Notenbank „    85 

Bayerische  Vereinsbank n    13 

Deutsche  Bank    .    .    .    * „2 

Dresdener  Bank ,3 

Königl.  Bayerische  Bank ,21 


\ 


in  Bayern 
befind- 
lichen 
Nieder- 
lassungen. 
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Häufig  sind  an  ein  und  demselben  Orte  mehrere  der  vor- 
genannten Institute  gleichzeitig  vertreten.  Zu  diesen  Anstal- 
ten gesellt  sich  noch  eine  Reihe  von  Instituten  und  Bank- 
häusern, welche  ihre  dem  gleichen  Zwecke  dienenden  Einrich- 
tungen auf  den  Platz  ihres  Sitzes  beschränken. 

Geleitet  von  dem  Bestreben,  die  Wohltat  eines  geordneten 
Geld-  und  Zahlungsverkehrs  jedem  Platz  zuteil  werden  zu 
lassen,  an  dem  sich  nur  einigermaßen  Betriebsamkeit  und 
Handel  regen,  errichten  Banken  Niederlassungen  in  Städten 
mit  nur  wenigen  Tausend  Einwohnern ;  so  gibt  es  neben 
anderen  eine  Bayerische  Handelsbank-Filiale  in  Mindelheim 
mit  nur  4000  Einwohnern,  eine  Bayerische  Notenbank-Agen- 
tur in  Obermoschel  mit  nur  1347  Einwohnern. 

Es  wäre  aber  irrig,  die  Bestrebungen  der  bayerischen 
Banken,  Zahlungsausgleichungen  zu  fördern,  als  eine  Folge- 
erscheinung der  neuesten  Zeit  anzusehen.  Die  Bayerische 
Notenbank  pflegt  beispielsweise  den  Giroverkehr  schon  seit 
1875,  dem  Jahre  ihrer  Gründung.  Damals  beschränkte  sich 
dieser  Verkehr  allerdings  nur  auf  die  am  Sitze  der  Haupt- 
bank befindlichen  Banken  und  Bankfirmen ;  doch  schon  im 
Jahre  1881  wurde  der  Giroverkehr  auf  alle  bayerischen 
Notenbankplätze  ausgedehnt  und  die  Bestimmungen  den  Be- 
dürfnissen jedermanns  angepaßt. 

Wie  aus  den  Giroreglements  einiger  Institute  hervorgeht, 
ist  der  Giroverkehr  in  Bayern  dem  Kaufmann  wie  dem  In- 
dustriellen, dem  Landmann  wie  dem  Handwerker  und  Privat- 
mann zugänglich  gemacht  worden ;  die  breitesten  Schichten 
der  Bevölkerung  sind  in  der  Lage,  sich  des  Giroverkehrs  zu 
bedienen.  Einige  Bestimmungen  aus  dem  Reglement  der 
(Bayerischen  Notenbank,  aus  denen  ersichtlich  ist,  daß  man 
dem  Grrokleinverkehr  Rechnung  getragen  hat,  seien  hier 
•wiedergegeben : 

1.  Die  Führung  des  Kontos  erfolgt  provisionsfrei. 

2.  Die  geringste  Bareinlage  ist  auf  50  M.  festgesetzt. 
(Bayerische  Vereinsbank  100  M.,  Bayerische  Hypothe- 
ken- und  Wechselbank  50  M.,  Dresdener  Bank  100  M.) 
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3.  Die  Outhaben  werden  mit  1%  p.  a.  verzinst  und  kön- 
nen ohne  Kündigung  jederzeit  abgehoben  werden. 

4.  Selbst  bei  Erhebung  des  ganzen  Saldos  bleibt  das 
Konto  noch  längere  Zeit  zur  Benutzung  des  Kunden 
offen. 

5.  Übertragungen  von  einem  Konto  zum  andern  werden 
tri  beliebigen  Beträgen  Stempel-  und  spesenfrei  voll- 
zogen. 

6.  Alle  Formulare  werden  gratis  geliefert. 

Auch  die  Reglements  aller  übrigen  Banken  zeigen  das 
unverkennbare  Bestreben,  alle  im  Laufe  der  Jahre  als  Folge- 
erscheinungen des  steigenden  Verkehrs  und  der  sich  mehren- 
den Beziehungen  der  einzelnen  Städte,  Behörden,  Stände  zu- 
einander, nötig  erscheinenden  Einrichtungen,  Verbesserungen 
und  Verbrlligungen  zur  Förderung  des  Zahlungsausgleiches 
in  ihre  Bestimmungen  aufzunehmen.  Zu  solchen  Einrichtun- 
gen gehört  vor  allem  die  nunmehr  bei  allen  Banken  einge- 
führte, hervoragende  und  entwicklungsfähige  Geschäftsart: 
die  Übernahme  von  in-  und  ausländischen  Wertpapieren  aller 
Art  als  offene  Depots.  Hier  bildet  der  Stand  der  Privatleute 
die  Mehrzahl  der  Kontoinhaber,  denen  seitens  der  Bank  für 
angefallene  Zinsen  u.  s.  w.  eine  laufende  Rechnung  eröffnet 
wird,  und  welche  nur  im  Scheck-  und  Giroverkehr  über  ihr 
Guthaben  Verfügung  treffen  können. 

So  ist  also  in  Bayern  alles  geschehen,  um  eine  möglichst 
große  Ausdehnung  des  Giroverkehrs  zu  erzielen ;  tatsächlich 
setzen  sich  auch  heute  schon  die  Girokunden  aus  allen  Stän- 
den  und   Berufsklassen  zusammen. 

Postscheck  verkehr. 
Besonders  ist  durch  die  Einführung  des  Postüberwei- 
sungs-  und  Scheckverkehrs  in  Deutschland  dem  Mittelstande 
und  dem  kleinen  Manne  Gelegenheit  geboten,  seinen  Bar- 
geldumlauf durch  Eröffnung  eines  Postscheckkontos  einzu- 
schränken und  auf  ein  Mindestmaß  herabzudrücken.  Die  ge- 
ringe Minimumeinlage  von  nur  100  M.  macht  es  jedem  nur 
einigermaßen    gut   situierten    Handwerker   u.  s.  w.    möglich, 
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sich  des  Postschedeverkehrs  zu  bedienen.  Gerade  durch  die 
Einführung  des  Postscheckverkehrs  ist  daher  ein  ganz  be- 
deutender Fortschritt  in  der  Entwicklung  des  Girokleinver- 
kehrs gemacht.  Welche  Rolle  der  Postscheckverkehr  hn  Geld- 
verkehre eines  Landes  spielen  kann,  wird  am  deutlichsten 
klar,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  welche  gewaltigen  Um- 
sätze im  österreichischen  Postscheckverkehr  erzielt  werden, 
an  dem  sich  von  1000  Einwohnern  75  beteiligen  sollen.1) 
Wenn  man  den  Postscheckverkehr  den  breitesten  Schich- 
ten zugänglich  machen  will,  so  ist  -es  erforderlich,  daß  die 
Gebühren  möglichst  niedrig  gehalten  und  die  eingezahlten 
Beträge  in  geringem  Maße  verzinst  werden.  Beide  Momente 
sind  in  Deutschland  nicht  genügend  berücksichtigt  worden ; 
die  Gebühren  sind  verhältnismäßig  hoch  bemessen  und  außer- 
dem sehr  kompliziert,  Zinsen  werden  überhaupt  nicht  ge- 
währt. Hierdurch  wird  dem  deutschen  Postscheckverkehr 
zweifellos  Abbruch  getan  und  seine  Einbürgerung  in  kleine- 
ren Kreisen  eingeschränkt.  Auch  leidet  er  heute  noch  unter 
der  gegenüber  sonstigen  Überweisungen  langsameren  Erledi- 
gung und  dem  sich  daraus  ergebenden  Zinsverlust. 


Monate 

Konten- 
zahl 

Durch- 
schnittliches 
Gesamt- 
guthaben 
in  Mark 

Monate 

Konten- 
zahl 

37691 

Durch- 
schnittliches 
Gesamt- 
guthaben 
in  Mark 

Januar    1909 

16  210 

, , 

Januar    1910 

79068  537 

Februar     . 

20  380 

— 

Februar 

38676 

78  425  220 

März 

23  786 

— 

März 

39  794 

80  076  843 

April 

26030 

— 

April 

41  136 

90116391 

Mai 

27  777 

52  253  640 

Mai 

42120 

93107  010 

Juni 

29064 

51275852 

Juni 

43076 

87020730 

Juli 

30407 

58  106903 

Juli 

44057 

94579359 

August      . 

31562 

61  391  516 

August 

45103 

93047629 

September . 

32  744 

61086508 

Septemper . 

46093 

90078  244 

Oktober     „ 

34084 

66  248  233 

Oktober     . 

47168 

101 667  018 

November . 

35139 

75  140  443 

November . 

48299 

— 

Dezember , 

36427 

73730641 

• 

Dezember . 

49853 

^^w 

1)  Helbing,  Ph.:  a.  a.  O.,  Seite  35. 


*> 


k* 
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Immerhin  ist  die  Entwicklung  des  Postscheckverkehrs 
aber  eine  recht  günstige  zu  nennen.  Die  Zahl  der  Scheck- 
konten betrug2)  (mit  Ausnahme  von  Bayern  und  Württem- 
berg).   [Siehe  Tabelle  auf  S.  122.] 

2.  Hamburger  Giroverkehr. 

Eine  Sonderstellung  in  der  Geschichte  des  Giroverkehrs 
hat  von  jeher  Hamburg  eingenommen.  Als  Welthandelsstadt 
ist  es  schon  früh  bestrebt  gewesen,  alle  die  Einrichtungen  zu 
akzeptieren,  die  den  Handel  vereinfachen  und  begünstigen. 
Bereits  im  Jahre  1619  wurde  durch  Gründung  der  Ham- 
burger Bank  der  Grundstock  für  den  heute  einzig  dastehen- 
den Hamburger  Giroverkehr  gelegt,  dessen  großartige  Aus- 
gestaltung man  nur  verstehen  kann,  wenn  man  sich  vor  Augen 
hält,  daß  die  Hamburger  Bevölkerung  durchschnittlich  kauf- 
männischer geschult  ist  als  irgend  eine  andere  in  Deutsch- 
land, und  daß  die  ersten  Anfänge  des  jetzigen  Giroverkehrs 
weit  zurückliegen.  Während  im  übrigen  Deutschland  das 
Publikum  nach  und  nach  im  Laufe  des  vorigen  Jahrhunderts 
teils  durch  die  obwaltenden  Umstände  zur  Benutzung  des 
Giroverkehrs  getrieben  wurde,  teils  hierzu  erzogen  werden 
mußte,  war  dre  Hamburger  Bevölkerung  bereits  so  reif,  daß 
auch  dre  breitesten  Schichten  schon  Anteil  am  Giroverkehr 
nahmen,  was  man  sonst  jetzt  erst  zu  erreichen  sucht. 

Hauptsachlich  ist  es  also  der  Hamburger  Bank  zu  dan- 
ken, daß  der  Hamburger  Giroverkehr  die  jetzige  Ausdehnung 
erlangt  hat.  Ursprünglich  ins  Leben  gerufen,  um  den  im 
Mittelalter  häufig  vorkommenden  Münzwirren  und  Münzver- 
schlechterungen das  Gegengewicht  zu  halten,  hat  sie  21/2  Jahr- 
hundert die  Geldgeschäfte  Hamburgs  geregelt,  bis  sie  in  den 
70  er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  durch  Fusion  mit  der 
Reichsbank  aufgelöst  wurde.  In  dem  ersten  n/2  Jahrhundert 
ihres  Bestehens  nahm  sie  nur  Einlagen  in  bestimmten  Münz- 
sorten entgegen,  die  auf  ihr  Gewicht  und  Feingehalt  geprüft 
waren ;    kaufmännische    Wechselverbindlichkeiten,    die    einen 


1)  Zusammengestellt  nach  dem  Amtsblatt  des  Reichs-Postamtes. 
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Mmimalbetrag  überschritten,  mußten  in  diesen  bestimmten 
Münzsorten  geleistet  werden.  Die  Hamburger  Bank  trat  nur 
als  Depothalter  auf;  das  hinterlegte  Metall  befand  sich  in 
den  Kellern  der  Bank,  und  Zahlungen  wurden  durch  Um- 
schreibungen bewirkt.  Aber  ein  ausgedehnter  „Abschrei- 
bungsverkehr", wie  der  Ausdruck  jetzt  in  Hamburg  lautet, 
konnte  sich  damals  bei  der  immerhin  noch  großen  Verschie- 
denheit der  Münzsorten,  welche  zulässig  waren,  nicht  ent- 
wickeln. Das  wurde  erst  anders,  als  die  Hamburger  Bank 
im  Jahre  1770  dazu  überging,  die  große  Bedeutung  gewin- 
nende Banko-Valuta  einzuführen,  wodurch  sämtliche  Guthaben 
auf  Feinsilber  basiert  wurden  (1  Banko-Valuta  =  etwa 
1  V,  Mk.). 

Jetzt   erst,   nachdem    eine   einheitliche    Basis   geschaffen 
worden  war,  war  es  möglich,  daß  der  Abschreibungsverkehr 
in  größerem  Umfange  betrieben  werden  konnte.    Da  jedoch 
der  Überschreibungsverkehr  nur  auf  dem  gesamten  metalli- 
schen   Bankfond   der    Bankinteressenten   begründet   war,    so 
war  er  in  seiner  Ausdehnung  begrenzt  und  erwies  sich  bald 
als    zu    klein    für    den    immer    an   Bedeutung  zunehmenden 
Hamburger  Welthandel.    Es  mußten  also  Mittel  und  Wege 
ersonnen   werden,  die  eine  größere   Beweglichkeit  gestatte- 
ten und  sich  dem  modernen  Verkehre  mehr  anpaßten.  Ange- 
regt flurch  die  erblühende  Preußische  Bank  und  die  Londoner 
Aktienbanken,  welche  den  kurzfristigen  Kreditverkehr  betrie- 
ben und  sich  die  Aufsaugung  disponibler  Kapitalien  zur  Auf- 
gabe gestellt  hatten,  wurden   im   Jahre   1856  zwei   Banken, 
die  Norddeutsche  Bank  und  die  Vereinsbank,  ins  Leben  ge- 
rufen, die  den  alten  Hamburger  Giroverkehr  in  modernisier- 
ter Form  aufnahmen.   Die  bedeutsamste  Reform,  die  eine  un- 
begrenzte Ausbreitung  des  Giroverkehrs  möglich  machte,  war 
die  Bestimmung,  daß  Guthaben  auch  durch  eingelieferte  bank- 
mäßige Sicherheiten  geschaffen  werden  konnten.   Zu  den  zu- 
letzt genannten  Banken  traten  dann  später  die  Commerz-  und 
Diskontobank,  die   Hamburger   Filiale  der   Deutschen   Bank 
und  die   Filiale  der   Dresdener   Bank  hinzu,   die  ihren   Ge- 
schäftsgang in  gleiche  Bahnen   lenkten.     Diese  fünf  Banken 
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beherrschen  heute  den  Hamburger  Giroverkehr;  durch  Ver- 
einfachung des  Verfahrens  und  durch  Herabsetzung  der  Min- 
dest ein  lagen  sind  sie  stets  bestrebt  gewesen,  die  weitesten 
Kreise  für  den  Giroverkehr  zu  gewinnen.1) 

Heute  besitzt  in  Hamburg  vom  Großkaufmann  herab 
bis  zum  kleinsten  Gewerbetreibenden  fast  jeder  ein  Giro- 
konto, sodaß  hierdurch  die  Grundbedingung  für  einen  aus- 
gedehnten Giroverkehr  gegeben  ist;  denn  ohne  eine  große 
Anzahl  von  Girokonten  kann  sich  selbstverständlich  auch  kein 
Giroverkehr  entwickeln.  Die  jetzige  weite  Ausbreitung  des 
Hamburger  Giroverkehrs  ist  aber  nicht  dem  Umstände  zu 
verdanken,  daß  in  großem  Maße  Propaganda  für  den  Giro- 
verkehr gemacht  worden  wäre,  sei*  es  durch  Vorträge  oder 
durch  Druckschriften,  sondern  der  Hamburger  Giroverkehr 
hat  sich  aus  sich  selbst,  aus  seiner  Geschichte  heraus  ent- 
wickelt. Seit  3  Jahrhunderten  hat  sich  das  „Abschreibe- 
system" bei  der  Hamburger  Bevölkerung  eingebürgert;  sie 
hat  sich  während  dieser  Zeit  an  das  System  gewöhnt  und  hat 
die  Vorteile  und  Bequemlichkeiten  desselben  erkannt.  Und 
die  Entwicklung  hat  bei  Weitem  noch  nicht  ihren  Höhepunkt 
erreicht.  Vom  Publikum  abhängige  Geschäftsleute,  Ärzte, 
Rechtsanwälte  u.  s.  w.,  welche  anfangs  sich  des  Giroverkehrs 
nicht  bedienen,  weil  sie  entweder  die  Bequemlichkeiten  des- 
selben nicht  kennen  oder  ihre  Zahlungen  in  einer  anderen 
Weise  zu  regeln  gedenken,  werden  teilweise  einfach  durch 
die  Umstände  dazu  gezwungen,  sich  ein  Girokonto  eröffnen 
zu  lassen.  Wie  uns  ein  uns  bekannter  junger  Arzt,  der  sich 
vor  einiger  Zeit  in  Hamburg  niedergelassen  hat,  erzählte, 
hätte  er  anfangs  nicht  die  Absicht  gehabt,  sich  des  Girover- 
kehrs zu  bedienen ;  aber  bald  wäre  er  durch  seine  Patienten 
dazu  genötigt  worden,  die  bei  Zahlungen  an  ihn  nicht  auf 
die   Bequemlichkeit  des  Giroverkehrs  verzichten  wollten. 


1)  VergJ.  aber  die  Geschichte  des  Hamburger  Giroverkehrs  Kämmerer: 
In  den  Verhandlungen  des  III.  Allgemeinen  Deutschen  Bankiertages  zu 
Hamburg  am  5.  und  6.  Septemser  1907,  Berlin  1907,  Seite  42  und  43:  ferner 
von  Halle,  die  Hamburger  Girobank  und  ihr  Ausgang,  Berlin  1891,  Seite  1—9. 
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Der  größte  Teil  der  Hamburger  Bevölkerung  scheut  sich 
einfach  bares  Geld  in  die  Hand  zu  nehmen.  Wie  Thorwart 
angibt,  sollen  in  tausend  und  abertausend  Familien  der  wohl- 
habenden Kreise  Hamburgs  tagsüber  keine  100  M.  baren  Gel- 
des im  Hause  sein.  Schneiderrechnungen,  Steuern,  Schulgeld 
u.  s.  w.,  jede  Schuld  wird  durch  den  Giroverkehr  beglichen. 
Selbst  die  kleinsten  Beträge  werden  überwiesen.  Neben 
einem  Posten  von  430  908  M.  und  einem  anderen  von 
378  520  M.  fand  Thorwart  auf  einem  Überweisungsfoogen 
der  Norddeutschen  Bank  solche  von  13,50  M.  und  3,90  M. 
Sogar  Oberweisungen  bis  zu  10  Pfg.  herunter  sind  keine 
Seltenheit.  *) 

Die  Technik  des  Hamburger  Giroverkehrs  spielt  sich 
unter  Verwendung  von  Formularen  in  der  einfachsten  Weise 
ab.  Der  ganze  Verkehr  konzentriert  sich  bei  obigen  5  Banken, 
wozu  als  sechste  noch  die  Reichsbank  tritt.  Bei  diesen  Ban- 
ken werden  die  Überweisungszettel  eingeliefert,  entweder  von 
den  Girokunden  selbst,  wenn  sie  bei  einer  der  großen  Giro- 
banken Konto  haben,  oder  durch  Vermittelung  kleinerer  Ban- 
ken oder  Filialen  der  Girobanken.  Die  Girobanken  rechnen 
untereinander  ab  und  überweisen  sich  gegenseitig  die  Saldi 
per  Reichsbankgirokonto,  sodaß  auch  bei  der  Abrechnung 
kein  bares  Geld  herangezogen  wird.2) 

Welche  gewaltigen  Umsätze  im  Hamburger  Giroverkehr 
erzielt  werden,  geht  aus  folgenden  Zahlen  hervor:8) 


1)  Thorwart:  Die  Technik  des  Hamburger  Oberweisungsverkehrs  in  den 
Mitteilungen  der  Handnlskammer  Frankfurt  a.  M ,  30.  Jahrg.,  No.  5. 

2)  Die  technische  Seite  des  Hamburger  Giroverkehrs  ist  des  Naheren 
behandelt  von  Thorwart:  a.  a.  O.  und  Proebst:  a.  a.  O.,  Seite  32  bis  47. 

3)  Die   Vereinsbank   und    die   Dresdener  Bank   veröffentlichen    keine 
Zahlen  für  den  Giroverkehr. 


L 
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Name  der  Bank 


Giroumsätze 
in  Mark 


Reichsbankhauptstelle 
Hamburg 

von  einer  Seite 


9.316572  919 
9  906  521545 

10  971280  885 
10323323241 

11  096  493  198 


Norddeutsche  Bank 


von  zwei  Seiten 


1905 
1906 
1907 
1908 
1909 


Commerz-  und  Diskontobank 


von  zwei  Seiten 


Hamburger  Filiale  der 
Deutschen  Bank 

von  einer  Seite 
(Soll) 


J905 
1906 
1907 
1908 
1909 


8  160  432 169 
9111013190 

9  270  020  877 
8  796  630380 
9294  431016 


1905 

7  072186  732 

1906 

7  465  864  916 

1907 

8  302378  419 

1908 

8  261260228 

1909 

8  700300  281 

3114500000 
3645  253000 
4  331  124  000 
4061546000 
4112587  000 


Schlußwort. 

Zum  Schluß  wollen  wir  versuchen,  mit  wenigen  Worten 
zusammenfassend  klarzulegen,  was  die  vorliegenden  Aus- 
führungen ergeben  haben.  Zwei  Punkte  sind  es  vor  Allem, 
die  deutlich  hervortreten ;  auf  der  einen  Seite  das  allerdings 
noch  mit  einigen  Mängeln  behaftete  deutsche  Scheckgesetz, 
wodurch  die  Grundlage  geschaffen  worden  ist,  auf  der  sich  der 
deutsche  Scheckverkehr  aufbauen  konnte,  auf  der  anderen  Seite 
aber  die  deutsche  Schecksteuer,  durch  die  der  Scheckverkehr 
sehr  bemträditigt  wurde,  ja  man  kann  sogar  sagen,  durch 
die  der  Scheckverkehr  wenigstens  für  private  und  kleinere 
kaufmännische  Kreise  in  engen  Grenzen  gehalten  wird.     An 
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praktischen  Beispielen  legten  wir  die  Wirkung  der  Steuer  (dar. 
So  haben  sich  also  die  Hoffnungen,  daß  der  deutsche  Scheck- 
verkehr eine  kleine  Steuer  ertragen  könne,  nicht  erfüllt.  Aber 
so  nachteilig  die  Schecksteuer  auch  ist,  so  hat  sie  doch  in- 
sofern etwas  Gutes  bewirkt,  als  sie  das  Publikum  zur  aus- 
gedehnten Benutzung  der  idealsten  Zahlungsmethode,  nämlich 
zum  Giroverkehr,  geführt  hat.  Was  die  Schecksteuer  hier 
dem  Scheckverkehr  genommen  hat,  hat  sie  dort  dem  Girover- 
kehr mit  vollen  Händen  gegeben.  Diesem  Umstand  ist  es  zu 
verdanken,  dals  die  Schecksteuer  volkswirtschaftlich  keinen 
Nachteil  herbeigeführt  hat.  Der  Giroverkehr  wird  deshalb 
aller  Voraussicht  nach  das  Feld  behaupten  und  wird  mehr 
und  mehr  imstande  sein,  auch  den  kleinen  Mann  für  sich 
zu  gewinnen.  Die  Grundlagen  hierfür  sind  teils  bereits  ge- 
legt bezw.  in  Aussicht  gestellt ;  doch  wird  es  noch  schwerer 
Arbeit  bedürfen,  bis  man  allgemein  dieses  Ziel  erreicht  hat. 
Erst  wenn  in  den  kleineren  Kreisen  das  richtige  Verständnis 
für  unseren  heutigen  Geldverkehr  erwacht  ist,  dann  wird 
auch  von  ihnen  dem  Giroverkehr  der  Platz  eingeräumt  wer- 
den, der  ihm  im  wirtschaftlichen  Leben  gebührt. 


Lebenslauf. 


Ich,  Carl  Füllgraf,  evangelischer  Konfession  und  preu- 
ßischer Staatsangehörigkeit,  wurde  am  2.  Dezember  1886  zu 
Cassel-B  geboren.  Ich  besuchte  zunächst  die  Volksschule  zu 
Cassel-B  vom  sechsten  bis  zum  neunten  Lebensjahre.  Ostern 
1896  bestand  ich  die  Aufnahmeprüfung  in  die  Oberrealschule  I 
zu  Cassel,  die  ich  neun  Jahre  besuchte,  und  die  ich.  nach 
bestandener  Reifeprüfung  Ostern  1905  verließ,  um  mich  dem 
Bankfache  zu  widmen.  Am  1.  Juni  1905  trat  ich  in  das  Bank- 
baus L.  Pfeiffer  zu  Cassel  als  Lehrling  ein.  Nach  vollendeter 
Lehrzeit  und  nachdem  ich  noch  ein  viertel  Jahr  als  Bankbeamter 
tätig  gewesen  war,  entschloß  ich  mich,  Nationalökonomie  und 
Rechtswissenschaft  zu  studieren.  Vom  W.-S.  1907/08  bis  inkl. 
W.-S.  1909/10  lag  ich  diesem  Studium  in  Leipzig,  vom  S.-S.  1910 
bis  S.-S.  1911  in  Halle  a.  S.  ob.  Vom  1.  April  1908  bis 
1.  April  1909  unterbrach  ich  mein  Studium,  um  meiner  Militär- 
pflicht beim  1.  Oberelsässischen  Inf. -Reg.  Nr.  167  in  Cassel  zu 
genügen.  Das  Examen  rigoros  um  bestand  ich  m.  c.  1.  am 
25.  Juli  1911  zu  Halle  a.  S. 

Meine  akademischen  Lehrer  waren  die  Herren  Dozenten: 
in  Leipzig: 

Stieda,    Bücher,    Eulenburg,    Plenge,    Biermann, 
Sohm,  Mitteis  und  Beer; 

in  Halle  a.  S.: 

Conrad,   Brodnitz,   Wolff,    Loening,   Menzer    und 
Upbues. 

Ihnen  allen,  besonders  aber  den  Herren,  die  mich  an  ihren 
Seminarien  teilnehmen  ließen,  sage  ich  herzlichen  Dank.    Am 


—    130    - 

tiefsten  verpflichtet  bin  ich  Herrn  Geh.  Regierungsrat  Prof. 
Dr.  J.  Conrad,  der  mich  bei  meinem  Studium  wesentlich 
gefördert  und  mir  bei  der  Ausführung  dieser  Arbeit  mit  seinem 
bewährten  Rat  zur  Seite  gestanden  hat.  Ich  möchte  ihm  dafür 
an  dieser  Stelle  nochmals  aufrichtig  danken. 

Dank  schulde  ich  auch  ferner  meinem  lieben  Freunde, 
Herrn  Kandidaten  des  höheren  Lehramtes  Hch.  Riemann,  für 
Hilfe^bei  der  Korrektur. 
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Einleitung. 


2)aS  ßombarbgefdE)äft  fü^rt  feinen  Stamen  t)on  ben  au§  ber 
Sombarbei  ftammenben  itafienifdE)en  ©elbn>edE)Slern  unb  ©elbleitjern 
$er,  bie  eS  $n>ar  nidt)t  als  erfte  eingeführt,  aber  bodE)  im 
SWittelalter  juerft  in  größerem  Umfange  in  3)eutfdE)Ianb  betrieben 
fjaben.1)  @S  fteHt  fief)  bar  als  eine  Kombination  oon  fjauftpfanb 
unb  ©arle^n.  ©em  2)arlef)nSgeber  nrirb  ein  Stecht  an  ber  oer* 
pfänbeten  ©ad£)e  eingeräumt  baf)ingef)enb,  ba&  if)m  ber  ^ßfanb- 
gegenftanb  für  bie  gorberung  haftet,  unb  bafj  er  oermöge  biefeS 
tRed^tS  bei  nidE)t  doH  unb  gang  erfolgter  ,3af)Iung  be§  2)arIef)nS 
fid)  aus  bem  ?ßfanbobjeft  befriebigen  Jann. 

gür  ben  SluSbrudt  „SombarbgefdE)äft"  begegnen  n>ir  audj)  ben 
Sejeid&mmgen  „ßeil)"*,  „2torfdE)ufe'S  „Äoft'S  „9tti<ttauf8"*  unb 
„SBerfidEjerungSgefcijäft1',*)  bodj)  treffen  alle  biefe  SBejeidjmmgen 
mttyc  ober  weniger  nid^t  ben  begriff  unfereS  heutigen  eigentlichen 
ßombarbgefdE)äftS,  obrool)!  bie  ^ßfanblei^e  audf)  biefem  redj)tIidE)  nodE) 
nalje  oenoanbt  ift. 

2öäf)tcnb  früher  baS  ßombarbgefdj)äft,  foroeit  eS  überhaupt 
einen  IjanbelSgefdf)äftftdE)en  ©(jaralter  trug,  ftcf)  lebiglidE)  auf  Äauf* 
mannStoaren,  ©belmetaHe  unb  auf  auSlänbifdE)eS  ©elb  erftredtte, 
ift  in  neuefter  3eii  audf)  bie  ßombarbierung  oon  Söertpapieren 
(©ffeften)  Ijutjugelommen,  bereu  llmfat}  nunmehr  ben  aller  übrigen 
ßombarbgefdjäfte  weit  überfteigt.  %m  gatte  einer  SSerpfänbung 
oon  Söertpapieren  nrirb  baS  ßombarbgefdE)äft  audf)  E)äufig  als 
2)epotgefdf)äft  bejeid^net 

(ES  ift  natürlich,  bafc  mit  ber  allgemeinen  ©ntnridttung  beS 
9Beltl)anbelS  fief)  audf)  baS  ßombarbgefdE)äft  in  allen  mobernen 

l)  ogL  SRatpergct  a.a.O.  €.5  unb  Salmafiu«  a.a.O.  €.224 
unb  670. 

•)  ügl  ff  o  %  n  in  unbemannt  $anbb.  9b.  8  @.  987  u.  962. 


—     2    — 

ßulturftaaten  eingeführt  Ijat  3)od()  fü^rt  eS,  obwohl  eS  in  30^!* 
reichen  Staaten,  fo  j.  33.  fjranfreid),  ©nglanb,  §ottanb  unb  Shxfc 
lanb,1)  ebenfalls  burdE)  ßombarben  ju  einer  genriffen  SBIüte  gebracht 
roorben  ift,  in  leinem  anbern  Staate  (aufcer  Stufclanb  unb  #ottanb 
unb  bort  aber  audE)  nur  für  öffentliche  $fanbleü)inftitute)  feinen 
Slamen  nad)  biefen.  @o  nennt  man  eS  in  (Snglanb  advances,*) 
in  fjranfreid)  avances8)  unb  in  §ottanb  beleening. 

3)a3  ßombarbgefcpft,  baS  fid)  in  früherer  3eit  roeber  in  ber 
rechtlichen  Statur  nodf)  rechtlichen  33ef)anblung  t>on  ber  geroerbS* 
mäfjigen  ^ßfanblei^e  unterfdE)ieb,  fo  bafc  lange  Seit  &etoc  ©egriffe 
juf  ammenfielen,  *)  E^at  erft  burd)  ben  Sluffdjnmng  beS  mobernen 
#anbelS*  unb  33anfn>efenS  unb  bie  baburdf)  erforberüdE)  geworbene 
neuere  ©efetjgebung,  oor  allem  bie  ber  groeiten  §älfte  beS  19. 3fal>r* 
f)unbertS  eine  f)eroorgef)obene  Stellung  erhalten,  fo  bafj  man  fjeute 
unter  ber  SBejeid&mmg  „ßombarbgefdE)äft"  nur  baS  Iaufmännifd>e 
ober  33anIlombarbgefdE)äft  x>erftef)t.  3)ie  red)tSgefd)idE)tüd()e  (Snt* 
nridtlung  biefeS  ßombarbgefd()äftS  foff  im  folgenben  in  feinen 
mefentlid^en  ©runbjtigen  bargefteüt  werben. 

ttrfrtuttd  fce«  £omfrai*defc$&ftd. 

2)er  llrfprung  beS  ßombarbgefd)äft3 ö)  ift  in  Italien  $u  fud&en, 
wo  bie  fogen.  „toculliones"  roof)l  bereits  fdjon  in  oormittelalter* 
lieber  3eit  berartige  ©efdE)äfte  betrieben,  inbem  fie  gegen  Sßfanb 
©etoerbetreibenben  unb  #anbn>erlern  oerjütSlid^e  3)arleljeu  auf 
furje  Qeit  gaben.6)  ©  0  f)  n  oenoeift  in  SnbemannS  #anbb.  93b.  3 
S.  987  SInm.  7  auf  9ieumann  <3.  413  SRote  1  unb  null  bamit 
offenbar  bie  jinSlofen  Starteten  aus  ©taatSfonbS  jur  3eit  &*£ 
SluguftuS  gegen  hoppelte  @idE)etf)eit  mit  ©runbftüdfen  afö  jum 
Urfprung  beS  ßombarbgefd)äftS  gehörig  be^eid^nen.    2)iefe  Anficht 


*)  t>g(.  6  0  f)  n  in  Gnbcmann«  §anbb.  8b.  8  ©.  987. 
*)  ügl.  ©ilbart  ©.65  a.a.O. 
')  »gl.  ^arbeffu«  93b.  1, 1  €.658. 
4)  ögl.  aud)  £  0  f>  n  a.  a.  O.  6.  9S8  Änm.  13. 

*)  ©3  Ijanbclt  fi$  aunädjft  $icr  nur  um  Sombatbgeföfifte  im  »eiteren  Sinne, 
itidjt  um  ©anllombarbgefä)äfic. 

e)  ögL  ft  e  u  m  a  n  n ,  Gefaxte  be*  2Bu$ec*  6. 392. 
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ift  jebodE)  al§  irrig  ju  nermerfen.  3)enn  ju  allen  Reiten  gehörte 
ju  ben  mefentlid)en  JBeftanbteilen  beS  ßombarbgefdOäftS,  bafc  baS 
2)arlef)n  nerjinSlidE)  unb  baS  $fanb  eine  betneglid^e  @adf)e  fei 

#n  2)eutfdf)lanb  maren  bie  erften  geroerbSmäfjigen  ©elbleüjer 
bie  ^uben,1)  bie  nadf)  ber  erften  int  Qfa^re  1096  beginnenben 
ftubennerfolgung  t>om  SBarengefd^äft  junt  @elbgefd)äft  überge* 
gangen  waren  *)  unb  §ier  audE)  baS  Sombarbgef dj)äft  juerft  betrieben. 
®S  ift  leidet  erflärlidE),  bafe  bie  Suben,  bie  bamalS  als  SluSlänber 
galten  unb  *ed()tlidf)  eine  untergeorbnete  Stellung  einnahmen,  üjre 
3)arlef)en  burdE)  Sßfanb  ju  fidlem  fugten,  ba  mol)l  emerfeitS  ber 
gerichtliche  SGBeg  für  fie  größere  @dE)mierigIeiten  bot,  anberfeitS 
aber  fie  fidE)  bie  nad)  heutigem  33egriff  aufcerorbentlidf)  f)ol)en  ginfen 
fiebern  mollten. 

33or  allem  aber  finb  folgenbe  fünfte  für  bie  @ntftel)ung 
bejm.  ©ntroidttung  ber  fiombarbgefd^äfte  in  2)eutfd()lanb  burdj)  bie 
3uben  ju  beadf)ten.  $m  SRittelalter  mar  ber  perfönlidjje  Ärebit 
in  2>eutfd()lanb  fd^on  aus  bem  ®runbe  allgemein  ein  geringer, 
roeil  nerl)ältniSmä&ig  menig  bareS  ©elb  im  Sanbe  mar,  baS  man 
natürlich  um  fo  fidlerer  anlegen  wollte,  inbem  man  ben  ©tanb= 
punft  nertrat :  Plus  cautionis  in  re  est  quam  in  persona.8)  2)ann 
aber  aud)  lonnte  nadE)  beutfdEjem  ^roje|recf)t  ber  ©d^ulbner  burd^ 
feinen  ®tb  baS  @<I)ulbt>erijältniS  nid)t  nur  ableugnen,  fonbern 
audf)  jebeS  meitere  SBemeiSmittel  beS  ©läubigerS  auSfdE)liefcen.4) 
fiiefe  ber  ©laubiger  fidE)  aber  ein  $fanb  geben,  fo  mar  für  if)n 
bie  ©eltenbmadE)ung  ber  gorberung  gefiebert,  gmar  mar  er  auf 
©nmb  biefer  ?ßfanbbefteHung  als  Kläger  nidE)t  beffer  geftellt,  rooljl 
aber  als  JBeflagter,  menn  ber  ?ßfanbfdE)ulbner  baS  Sßfanb,  beffen 
ffiert  bodfj  meift  bie  #öf)e  beS  3)arlel)enS  überftieg,  jurücfoerlangte. 
"Dann  fonnte  ber  ©laubiger  bie  Verausgabe  beS  ?ßfanbe8  t>er* 
meigern  unb  bie  $öf)e  ber  ©dfjulb  burdj)  feinen  „@ib  auf  bem 


l)  »gl.  @  t  o  6  6  e ,  3uben  in  $eutf$(anb  €. 106  ff. 

ft)  »gl.  (Etyretibetg,  Spalter  ber  Sugger  €.43. 

*)  üßl.  $  u  n  t  f  $  a  r  t ,  €<&uiböertrag  unb  XreugelöbniS  6. 282. 

4)  »gl  Stobbt,  3uben  €.118. 
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^ßfanbe"  erijärten.1)  (Über  atterbingS  oorlommenbe  äßraeidfjungen 
DgL  ©  t  o  b  b  e ,  S3ertragSredE)t  ©.  94.)  3)ief  erfjalb  unb  in  Slnbetradjt 
ber  meift  x>orIommenben  reinen  ©adE)!jaftung  ift  audf)  bei  bem 
mittelalterlichen  ßombarbgefdf)äft  bie  Sßfanbbeftellung  gegenüber 
bem  barmt  in  SBerbinbung  fte^enben  2)arlel)n  als  ber  roefentlic^ere 
SBeftanbteil  beS  ßombarbgefd)äftS  ju  bejeid^nen.  ©ie  ijjuben  tonnten 
jebodE),  ba  fie  als  SluSlänber  rechtlos  roaren,  berartige  ©efd^äfte 
nur  betreiben,  wenn  fie  privilegiert  waren  (fogen.  ©dEjuttfuben)  unb 
i^nen  baburdE)  eine  redj)tlidf)e  Stellung  gegeben  mar,  auf  ©runb 
beren  fie  t^re  Steckte  geltenb  machen  tonnten.  2)iefe  redf)tlid)e 
(Stellung  würbe  juerft  roal>rfdE)einlid)  nur  einzelnen  $uben  burclj 
(Erteilung  fogen.  ©dE)utjbriefe  burdE)  ben  flönig  gewährt8)  3** 
beffen  rourben  feit  bem  11.  $al)rf)unbert  in  einigen  ©täbten 
unb  SanbeSbejirfen  allgemeine  Sßrixrilegien  für  bie  bort  anfäfftgen 
$uben  oon  ben  flaifern  unb  flönigen  ober  ben  x>on  biefen  jur 
©rteilung  oon  ©onberred^ten  ermächtigten  SKad^t^abern  erlaffen, 
tJ)od^  begießen  fid)  biefe  Sßrixrilegien  junädE)ft  lebtglid)  auf  beftimmte 
Territorien  innerhalb  beS  9teidE)3  ober  audj)  nur  auf  einzelne  ©tabt* 
gemeinben.  9HS  bie  ©runblage  ber  ganjen  ©ntnricflung  beS  3fuben* 
redfjtS  ift  baS  o.  19. 2. 1090  für  ©peper  unb  baS  roalpfdfjeinlid) 
in  bemfelben  Qaljre  oon  flaifer  #einridf)  IV.  erlaffene  Sßrioileg  für 
9BormS  ju  betrachten,8)  obroo^I  in  ©peger  bereits  t  Q.  1084  ber 
93ifdE)of  9tübiger  ^uojmann  ein  Qubenprioileg  für  bie  Quben 
erlaffen  Ijatte,  bie  er  in  bem  jur  ©tabt  eingemeinbeten  SJorfe 
9lltfpeger  angefiebelt  §atte.  Qn  bem  ?ßrii>ilegium  fJriebridjS  I. 
d.  6. 4. 1157  für  bie  Quben  oon  SBormS  nrirb  bann  jum  erften 
2Rale  bie  3ugel)örigleit  ber  Qfnben  jur  laiferlid^en  flammer  pro« 
Hantiert.4) 

3m  $af)re  1236  mürbe  oon  flaifer  griebridf)  IL  baS  SBormfer 
$ubenprioileg  auf  bie  ftuben  in  ganj  3)eutfdfjlanb  ausgebest8) 


*)  öqI.  <S  t  o  b  b  c ,  fßtttsaafitt^t  6.  88. 

•)  ögl.  mu$  @ d) e r e r  a.a.O.  €.78. 

»)  ögl.  Steter  a.  a.  0.  6. 78  n.  S  i  o  b  b  e ,  Subeu  6.  9. 

4)  ügl.  M.  G.  Const  1.226  u.  Stob be,  Qubcn  6. 11  fotoie  bie  «ufffifre 
Don  fcoeniger,  Erefjtau  u.  ©tobbe  in  (Beigei* fleitfät.  füt bie &cfät$te 
ber  3ubrn  in  fceuifälanb  1886  »b.l  6.  65  ff.  186  ff.,  162  ff.,  207  ff. 

5)  ößt.  M.  G.  Const  2. 274. 


—    5    — 

2)iefe§  ^Privileg  bilbet,  abgefeiert  von  bem  von  §einrid^  IV.  im 
ßanbfrieben  t>.  #.  1103  abgegebenen  eibtidjen  SBerfpred&en,  hext 
gilben  @id)erf)eit  ju  gewähren,  baS  erfte  allgemeine  $ubengefe& 
für  ganj  35eutfdE)lanb.  Qnbeffen  mürben  audj)  nadf)  biefer  Qdt 
ja^Irei^e  (Sonberprurilegien  für  einzelne  ©täbte  ober  ßanbeSteile 
erlajfen. 

©8  ift  ba^er  infolge  ber  oerfdE)iebenen  gefetjgeberifdOen  fjaftoren 
audf)  natürlich,  bafj  bie  einzelnen  Qfubenprioilegien  ebenfo  mie  bie 
fpäteren  ßombarbenprixrilegien,  obmoljl  fie  alle  im  mefentlidE)en 
benfelben  $xotd  verfolgten,  bodj)  lein  oolHommen  einl>eitlidje$ 
öilb  barftellen  unb  in  manchen  fünften  fogar  im  SGBiberfprud^ 
fielen.  %n  all  biefen  ^Privilegien  mürbe  vor  allem  audj)  bie 
35arlef)n§gemäl)rung  gegen  Sßfanbbeftellung  geregelt,  unb  bie  ijjuben 
erhielten  burdE)  fie  meift  eine  günftigere  Stellung  al§  bie  dE)rift« 
liefen  ?ßfanbgläubiger  beutfdfjen  UrfprungS,  ba  i^r  eigenes  taU 
mubif<f>e«  9tedE)t  (befonberS  ba§  iübifdfje  #ef)lerred()t)  faft  ftets  be* 
rücffidfjtigt  mürbe. 

2>afc  aber  nun  gerabe  bie  Quben  biefe  ^ßfanbgefd^äfte  betrieben, 
ergibt  fidE)  barauS,  bafe  i^nen,  abgefeljen  von  vereinzelt  vorlom* 
menben  81u8naijmen  (vgL  bei  SlroniuS,  Stegeften  ber  3fuben), 
ber  ffinverb  von  länblid&em  ©runbetgentum  verboten  mar,1)  unb 
fie  bat)er  über  verhältnismäßig  viel  flüffigeS  ©elb  verfügten. 
ÄnberfeitS  mar  aber  junädift  nur  i^nen  baS  3infennel)men  ge* 
ftattet  (infolge  be§  lanonifd^en  ^inSverboteS),  fo  bafc  aud&  fie 
nur  ein  gefdf)äftlidE)e§  ftntereffe  an  betartigen  2)arle§n8gemäijrungen 
fjatten. 

^fattb&eftettirag  unb  Gtegeuftanb  frei?  Stetyfättbuttg* 

©egenftänbe  beS  Sombarbgefd^äftS  im  eigentlichen  ©inne 
(bie  3)arlel)en§gefdE)äfte  auf  Immobilien,  fotvoljl  bie  ältere  mie  bie 
jüngere  ©atjung,  bie  bie  ftuben  l)in  unb  mieber  ebenfo  mie  bie 
Öombarben  machten,  fallen  nidjjt  unter  ben  Segriff  be§  ßombarb* 
gefd)äftS)  finb  nur  betveglid&e  Sachen.  S)ie  Jßfanbbeftellung  er» 
folgt  burd}  (Einräumung  ber  ©eroere,  alfo  buref)  Übergabe  an  ben 

')  ä.  JB.  in  Springen  ügl.  9to$t*bu$  trofft  Dtfrinftionen  (III 17  d.  1)  fonrfe 
Btobbt,  3ubra  @.  108. 
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©laubiger.  ©emgemäfc  roirb  ba§  fpäter  im  gemeinen  9ted)t  oor- 
fommenbe  constitutum  possessorium  nidE)t  gebilligt,  roeil  bie  ^ßfanb- 
^eftettung  ftetS  eine  äufcerlidE)  fidEjtbare  fein  foHte,  ebenfo  mie  im 
heutigen  Stecht.1) 

Qn  altefter  fttit  rourbe  ben  Quben  bie  ®ntgegenna^me  oon 
Ißfänbern  jeglicher  SIrt  geftattet,  o^ne  bejüglid^  ü)rer  ^ßrooeniena 
#ir  9tadf)forfdE)ung  uerpflid^tet  ju  fein  (fo  j.  33.  Qubenprioileg 
4?erjog§  griebridfjS  II.  oon  öfterreidf)  oom  ^aljre  1244,  Frideri- 
cianum  art  V),  bodE)  mürben  feE)r  balb  9lu§nal)men  gemalt, 
©d^on  ßarl  ber  ©rofce  Ijatte  bei  ©träfe  beS  SBerlufteS  ber  redeten 
$anb  unb  ü)re§  gangen  Vermögens  ben  Quben  oerboten,  fttdj* 
lid^e  ©egenftänbe  afö  Jßfanb  anjune^men.*)  ©er  um  1230  ent* 
ftanbene  @adj)fenfpiegel  verbietet  ebenfo  mie  ber  „Spiegel  beutfd^er 
Seute"  bie  @ntgegennaf)me  oon  ßeldE)en,  geiftlidfjen  33üdf)ern  ober 
Ißrieftergeroänbern  atö  Sßfanb  unb  beftimmt,  ba|  ftuben,  bei  benen 
berartige  Sßfanbgegenftänbe  gefunben  mürben,  atö  2)iebe  ju  be* 
ftrafen  feien.8) 

©päter  mürbe  faft  überall  ben  Quben  bie  ©ntgegennafjme 
oon  fird^lid^en  ©erätfdfjaften  aller  3Irt  (res  sacrae)  oerboten  (fo  j.  89. 
in  SRürnberg,  §ilbe§^eim  unb  fjranffurt),  unb  biejenigen,  bie  baS 
tBerbot  übertraten,  mufften  abgefe^en  oon  ü)rer  Seftrafung  ben 
Ißfanbgegenftanb  oljne  ieglid^e  @ntfdE)äbigung  IjerauSgeben.  3>od) 
mürbe  roof)l  in  ben  meiften  gäHen,  fobalb  ber  #ube  bie  #nne* 
Ijabung  beS  ?ßfanbe8  nid)t  leugnete,  oon  feiner  Seftrafung  als 
"2)ieb  abgefe^en.4)  daneben  finb  in  jaljlreicljen  ?ßrioilegien,  mie 
3.  39.  in  ben  fdjjlefifcijen  unb  polnifd^en  $ubenorbnungen,  naffe 
ober  blutige  ©eroänber  al§  ^ßfanbgegenftönbe  au§gefdE)Ioffen,  roeil 
ber  93erbad£)t  na^e  lag,  bafc  fie  oon  einem  Sttorbe  ^errü^rten.5) 
UIudE)  bie  SSerpfänbung  oon  SBaffen  mar  Ijier  unb  ba  oerboten, 
unb  jroar  unter  oerfdjjiebener  SBegrünbung.  Seite  meinte  man, 
bafe  ber  roe§rpflid£)tige  SJtonn  fiel)  mit  StüdffidOt  auf  einen  eoen* 


l)  bgl.  Meibom,  S)eutfd>e3  $fanbrec$t  6.  317  ff. 
*)  bgl.  6 1  o  6  6  c ,  Suben  6. 123. 

•)  t>gl.  ttübttng  a.a.O.  6.  187;  »gl.  $terau  aud)  Ätontu«,  ffiegefien 
<5.  156,  244,  277,  293  u.  311. 

4)  bgt.  Sd&wabenfeiegcl  6.  261  (ßajjbcrg). 

5)  ügl.  ©  t  o  b  b  e ,  3uben  ©.  246. 


tueHen  fernblieben  Angriff  feiner  Stoffen  nid)t  begeben  bürfte,  teils 
begrünbete  man  baS  SBerbot  bamit,  fo  5.  93.  ein  Nürnberger 
$rürileg,  bafj  bie  SBaffen  ber  ©tabt  gehörten  unb  ber  einzelne 
als  Nichteigentümer  jur  SBetpfänbung  nid)t  berechtigt  fei1) 

^tofftefta^tuttgä'  rotb  9teffö»iiottdpflic$t  Haftung 
frei  3Bertttthtfcetuttg  uttb  Untergang* 

gftodj  @ad)fenfp.  IIIf  5  §  4  foQ  ber  ©atjungSgläubiger  md)t 
nur  mit  ber  erforberlidjen  Sorgfalt  baS  ^ßfanbobjelt  aufberoafpen, 
fonbern  aud)  unter  allen  llmftänben  bie  @ad)e  unoerborben  nrieber* 
bringen;  er  haftet  fomit  für  jeben  Umftanb,  für  @d)ulb  unb  ^ufatt. 
Gbenfo  tragt  nad)  @d)n>abenfpiegel  ber  befttjenbe  ©laubiger  bie 
©efafjr.  9htr  roenn  ber  Sßfanbfdjulbner  fid)  bejüglid^  ber  @in* 
löfung  beS  ?ßfanbeS  im  SSer^ug  befinbet,  ge§t  bie  Haftung  auf  i§n 
über.  ©etbftDerftanblidj  haftet  ber  Sßfanbbefüjer  cor  allem  aud) 
für  unerlaubten  ©ebraud)  ber  @ad£)e.*)  3)er  *ßfanbgläubiger  §atte 
alfo  für  eine  33erfd)Ied)terung  beS  SßfanbeS,  für  bie  er  einjufte^en 
l>atte,  ben  Schaben  unb  bei  oölligem  Untergang  ben  oollen  Söert 
3U  erfegen,  b.  I).  er  Derlor  feine  gorberung  unb  t)atte  aud)  nod), 
falls  ber  SBert  beS  «ßfanbeS  bie  #öl)e  beS  2)arleI)nS  überftieg,  ben 
9Rel>rbetrag  an  ben  @djulbner  ju  jaulen,  maS  baS  3Ründ)ener  ©tabt* 
redijt  auSbrücfüd)  in  SBe^ieljung  auf  bie  DerjinSlidjen  3)arlef)en  ber 
$uben  befthnmt.8)  SRad)  bem  Fridericianum  (art.  VII)  mürbe  jebod> 
ebenfo  mie  bereits  in  einem  ?ßrurileg  beS  SKorlgrafen  #einrid)  t>on 
SRetfjen  von  1265 4)  oon  ber  unbebingten  Haftpflicht  ber  ijjuben 
für  bie  (Spaltung  unb  SRücfgabe  beS  SßfanbeS  als  einer  fremben 
<Sa$t  (infofern  nidjt  baS  Eigentum,  fonbern  nur  bie  fogen. 
©afcungS*  ober  Sßfanbgeroerbe  auf  iijn  übergegangen  roaren) 6)  bann 
eine  SluSnaljme   gemacht,  roenn  ber  ^fube  burd)  fJeuerSbrunft, 

*)  a.  0.  £.  ©.  246. 

*)  t)flt.  ©tobbe,  Sertragdrec^t  6.254. 

■)  bgl.  ©tobbe,  8ertiafl«ret$t  ©.254;  ?U biegt,  Gkwtte  €.136 
Kote  289  unb  SR  a  ba  i  in  fleugt,  f.  beutföe*  91.  9b.  8  ©.  294. 

«)  ©<&erer  a.a.O.  ©.199  u.  206 f.  unb  ©tobbe,  Suben  ©.803 ff. 

5)  ügl.@tobbe,  Seutföe*  $tfo«.  ©b.  2,1  ©.  199f.;ü.  Weibom©.841; 
fRabei  in  8eÜf*t.  f.  bentföc* 8t.  »b.  8  ©.284-825;  Surftet  a.a.O.  »b.9 
©.  101-148  nub  ebenba  »ubbe  S.  411-489. 
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©iebfta^l  ober  Staub  mit  bert  Sßfanbgegenftänben  jugleidf)  fein 
eigenes  Vermögen  oerloren  Ijatte.  SBenn  er  biefe  Satfadje  6e* 
fdjjmor,  fo  formte  x>on  if>m  leine  Entfdjjäbigung  oerlangt  merben. 
SRadE)  bem  SDteifcner  Sßrioileg  muffte  er  biefen  @ib  auf  baS  „Sud)'1, 
nämlidE)  auf  bie  Xfjora  letften;  audfj  lonnte  er  ben  33en>etS  burdfj 
baS  Zeugnis  maijrf)eitsliebenber  SRänner  führen,  dagegen  blieb 
feine  #aftpflid)tt  befielen,  menn  ber  ©f)rift  bereits  oor  bem  Unter* 
gange  beS  SßfanbeS  biefeS  §atte  einlöfen  motten  unb  über  biefe 
Satfadjje  unb  audj)  barüber,  ba|  ber  ^fube  baS  $fanb  nidfjt  heraus* 
gegeben  Ijat,  $mei  ma^r^eitSIiebenbe  Quben  unb  einen  ©fjriften 
als  $eugen  [teilen  fann.  SBorauSgefetjt  mürbe  hierbei  jebod),  bafc 
ber  3ube  bem  dj)riftüdE)en  ©d^ulbner  baS  ?ßfanb  nidE)t  in  (Segen* 
mart  jroeier  ©Triften  unb  eines  ftuben  nodj)  an  irgenbeinem 
fpäteren  Jage  jur  SHnlöfung  auSbrüdttidE)  angeboten  Ijat1)  2JHt 
furjen  ©orten:  folange  ber  Eigentümer  (?ßfanbfdE)uIbner)  nid)t 
oerfäumt  §at,  trägt  nid^t  er,  fonbern  ber  SBefitjer  bie  Oefa^r.*) 

$*|e  fre*  dinfetu 

Entgegen  bem  oon  ber  ßirdE)e  auSgefjenben  grunbfäljlidjen 
3inSoerbot  mar  eS  ben  ftuben  geftattet,  für  ausgeliehene  ©eiber 
.ßinfen  ju  nehmen,  unb  jroar  mürben  in  einzelnen  Sßrioilegien 
i^nen  aufjerorbentlidj)  f)o!je  ^infen  erlaubt  @o  geftattet  j.  99.  ber 
SKainjer  ©täbtetag  oom  3al>re  1255  43,33  °/0  ja*)rIidE)er  ßinfen 
bei  mödE)enttidE)er  unb  33,3%  bei  iä^rlid^er  ©eredfjmmg,  fourie 
bie*ßrioiIegien  3tuboIp^S  x>on  #ab8burg  (1277),  «ßrempSl  DttalarS  II. 
(1255)  unb  #erjog  griebrid^S  n.  (1244)  geftatten  fogar  ben  fe^r 
flogen  ,8inSfat}  *on  8  *ßf.  oom  ^ßfunbe  in  ber  SBod^e  *)  SHfobere 
^hrioilegien,  mie  j.  39.  bie  polnifd^en,  festen  überhaupt  feinen  sjinS* 
fufc  feft,  fo  ba|  bie  ginSforberungen  ber  Quben  ins  Unermefcttdje 
muffen,  meSljalb  ftdfj  häufig  bie  gürften,  namentlich  ßubmig  ber 
SBager  unb  flönig  äBengel,  oeranlafjt  füllten,  jur  (Erleichterung 
ber  bebrüdften  @df)ulbner  bie  gorberungen  ber  Quben  ju  rebu* 
gieren,  nur  auf  baS  bar  geliehene  ßapital  ^u  befcfjränfen  ober 

x)  6 elfter  a.  a.  @.  ©.207. 

*\  Stohbt,  $ertrag*rec$t  @.  268. 

*)  ößl.  6 4 c r er  <l<lD.  @.  194 f. 
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ganj  unb  gar  für  null  unb  nichtig  ju  erßären.1)  @ine  SBenad)* 
tcüigung  ber  Quben  lag  audE)  barin,  bafj  man  nadE)  bcm  ©djjnmben* 
fpiegel  192  b,  roäfycttib  bei  SluSgabe  einer  neuen  SDWhtje  nur  nodf) 
14  Sage  lang  mit  ber  alten  gejault  werben  burfte,  mit  biefen 
nodf)  t)ier  3Bod)en  §mburdE)  bie  ^ßfänber  bei  ben  $uben  einlöfen 
burfte. *) 


Gittftitft  fce«  talmuMfdjett  9te$td,  namentlich  fce« 

Stadf)  bem  ©adjfenfpiegel  fotten  ^uben,  wenn  [ie  ?ßfänber  bei 
Sage  unb  in  unx>erfdE)Ioffenem  #aufe  annehmen  unb  bieS  burdf) 
brei  3eugen  bemeifen  fönnen,  um  ba§  geliehene  ®elb,  beffen  #ölje 
fie  mit  ü>rem  $ubeneib  befräftigen  muffen,  leinen  (Stäben  er* 
leiben;3)  gegen  Verausgabe  ber  oerpf  anbeten  @ad)e  fottte  üjnen 
baS  oon  i^nen  gemährte  3)arle^n  erfeftt  werben,  mä^renb  bie 
d&riftlidjen  beutfdf)en  (bie  Sombarben  werben  weiter  unten  be* 
fymbelt)  ?ßfanbgläubiger  ba§  geflogene  $fanb  oijne  jebe  @nt* 
föäbigung  bem  (Eigentümer  jurüdgeben  mußten.  2)er  ijjube  ift 
aud)  nidfjt  verpflichtet,  ber  #erfunft  ber  @adE)en  nadfouforfdOen;  audf) 
wirb  i^m  nidjjt  verboten,  Sßfänber  von  anrüchigen  ober  oerbäd^tigen 
Beuten  anjunefjmen,  ja  er  brauet  fogar  md)t  einmal  in  fubjeftte 
gutem  (Stauben  ju  fein,  bafj  bie  ?ßfanbgegenftänbe  reblidj)  erworben 
feien,  fonbern  eS  genügt,  unb  ba§  entfpridjt  fowoljl  bem  talmu* 
bifd)en  aö  audE)  bem  nad^talmubifd)en  Stecht,  bafe  er  bie  UnreblidE)* 
feit  beS  @rmerb§  tatfädt)Iidf)  nidEjt  gefannt  fjat  unb  bieS  mit  feinem 
ffiibe  befräftigt*)  2)iefer  aus  bem  talmubifd^en  JRedjt  ftammenbe 
(Brunbfag  fanb,  wie  mir  fpäter  feiert  werben,  in  ber  heutigen 
%otm  ber  bona  fides  in  fubjeftioem  Sinne  (Eingang  in  ben  meiften 
fpäteren  ©efefcen,  aud)  benen  ber  neueften  3eitö) 


l)  Dßi.  ©c&roeber,  Deutf $e  ffiec$t*gef <$$te  @. 464  fotoie  Stobbt,  9ubcn 
6. 132  ff. 

*)  »gl.  ©iobbe,  Snben  8.  127 ff. 

»)  ögL  «ton  tu«,  Hegeften  ber  3uben  6. 200f. 

A)  »fit-  $eibext  SReljet  a.a.O.  @.  196, 197 n.  199. 

*\  »gl.  Scheret  a.  a.  O.  @.  202. 

•tbel.  2 
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Scjüglicf)  be§  Don  ben  3fuben  abjulegenben  ®ibe§  ift  nod) 
Ijerüorjuijeben,  bafj  e§  fid£)  um  einen  @ib  nad)  jübifdfjem  ßere* 
moniett,  bem  fogen.  Qubeneib  §anbelt,  Bei  bem  ber  ©dfjnmr  auf 
bie  fünf  Sudler  9ftofe§,  auf  bie  ©efetjeSrotte,  bie  S^ota  ober  auf 
«inen  in  bem  iübifdfjen  SteligionSfultuS  befonberS  f)odf)gefdf)äljten 
©egenftanb  abgelegt  roerben  mufcte.  @o  follte  5.  83.  nadf)  ber 
3)ortmunber  Qubenorbnung  ber  @df)n>örenbe  mit  bem  9tid)ter  unb 
bem  ßläger  in  bie  (Synagoge  gefjen,  bie  redete  $anb  bis  jum 
#anbgelenl  in  ba§  britte  33u<fj  SftofeS  legen  unb  ben  00m  SRabbiner 
oorgelefenen  ®ib  in  fjebrcüfdfjer  unb  beutfdjer  @pradf)e  oljne  gu 
ftodfen  nad)fpred)en. x)  #at  ber  $jubt  jebodE)  $eugen,  k*c  k*c  9*e&s 
Kdfjf eit  beS  ©rmerbeS  beftätigen,  f 0  braudjt  er  nidf)t  ju  fdjjroören.  *) 
2Iber  roffl&renb  bie  meiften  Subenprtxrilegien,  fo  j.  39.  oon  SJlainj 
(1422)f  9Kündjen  (1347),  SlugSburg  (1276),  (Strasburg  (1375)  u.  a, 
beftimmen,  bafc  ber  Qube  bie  oerpf  anbete,  geftoljlene  ©adE)e  bem 
®igentümer  gegen  Srftattung  ber  39eleü)ung§fumme  oljne  ginS* 
entfdfjäbigung  (fogen.  ©efudf))  äurüdtjuerftatten  Ijabe,  beftimmt  baS 
SBiener  3Beidf)bilbred)t,  bafc  er,  roenn  ber  ©igentümer  ben  $fanb* 
gegenftanb  erft  nad)  9lblauf  oon  4  2BodE)en  einlöft,  bie  3infen 
beanfprudjjen  lann.  3)iefelbe  SBeftimmung  trifft  ba§  Sßiener 
^ubenprurileg  oon  1305,  jebodE)  mit  ®rn>eiterung  ber  grift  auf 
ein  3>a^r. 

3$efrieMgittt0  fce«  GHäuMge?*  and  fcem  <^fattbe+ 

ßöfte  ber  ©dj)ußmer  ba§  Sßfanb  nidE)t  ein,  führte  er  alfo  nid&t 
burdE)  ^afjlung  &er  gefd£)ulbeten  ©umme  nebft  ^infen  c*n  ®ts 
löfdE)en  beS  ?ßfanbredf)t§  herbei,  fo  mar  ber  ©laubiger  berechtigt, 
nadj)  Slblauf  ber  auSbebungenen  grift  fiel)  auS  bem  Sßfanbe  ju 
beliebigen. 

gür  bie  gerichtliche  Verfolgung  unb  bm  SBerfauf  beS  *ßfanbe§ 
galten  im  roefentlidjjen  bie  allgemeinen  Kegeln.8) 

Sei  ber  reinen  ©adj)f)aftung  ging  bei  9ttd)teinlöfung  be§ 
Sßfanbobjeftö  baSfelbe  in  ba§  (Eigentum  beS  ©läubigerS  über,  unb 


l)  öq(.  ßenauered  barübcr  bei  Eübling  ©.  199  f. 

*)  tjßl.  «tonin*  a.a.O.  €.277  u.  298  fotuie  Äübling  6. 190. 

')  ögl.  ©tobbe,  Silben  6.127. 


—   11   — 

jiüat  o§ne  weiteres  t>on  SftetijtS  roegen,  wenn  bieS  auSbrüdtlidf)  x>er- 
einbart  mar,  anbernfallS  erft  burdE)  rid)terlid)en  (SigentumSäufprud) 
nadj  oorangegangener  breimaliger  gertdjjtlicljer  9lufforberung  jur 
©inlöfung  beS  SßfanbeS.1) 

9lnberS  t>erf)ält  eS  fid£)  bei  ber  fpäter  allgemein  üblichen 
©atjung  mit  perfönlidEjer  Haftung,  bei  ber  ber  auSgefprodjen 
afjefforifdfje  ©jarafter  beS  ?ßfanbeS  nodj  meljr  jur  ©eltung  lommt 
unb  beren  natürliche  fjolge  mar,  bafc  baS  $fanb  nid^t  als  SBerfatt*, 
fonbem  als  SBerlaufSpfanb  befjanbelt  mürbe.  2)urcf)  ben  SJerfauf 
follte  ber  Söert  beS  *ßfanbeS  unb  bamit  beffen  entroeber  bem 
©laubiger  ober  bem  ©d)ulbner  jugute  lommenbe  Stffferenj  jur 
gorberung  feftgeftellt  werben,  fo  bafc  ber  ©laubiger  ben  Sfteljrs 
erlös  bem  ©d)ulbner  l)erauSjugeben  fjatte,  anbererfeitS  festerer  für 
ben  SDlinbererlöS  auf  ©runb  beS  SreugelöbniffeS  perfönlid)  haftete.9) 
3)er  Serlauf  beS  ^ßfanbeS  ooHjog  fiel)  mittels  gerichtlichen  SBer« 
f  a^renS.  *) 

^erfftttt$e  Haftung  fce«  3$e?t>fä»bei& 

3)aS  2ombarbgefd)äft  ift  ein  @efdE)äft  beS  fteattrebitS,  b.  ij. 
bie  #öl)e  beS  2)arleI)nS  nrirb  nid£)t  nadE)  ber  ßrebitnmrbigleit  beS 
©djulbnerS,  trielmelir  l)auptfädj)lid)  nur  nadj)  bem  SBerte  beS  $fanb* 
objeftS  bemeffen.  2)ie  Haftung  für  bie  SBefriebigung  beS  ©läubigerS 
fann  jebodf),  mie  fdfjon  ermähnt,  eine  einfache,  b.  §.  reine  @adE)- 
Haftung  fein,  fo  ba|  ber  ^ßfanbgläubiger  fief)  nur  aus  bem  ^ßfanbe 
befriebigen  lann,  ober  eS  ift  eine  boppelte,  roobei  ju  ber  ©adE)* 
Haftung  bie  perfönlidje  beS  @d)ulbnerS  ^injutommt  (XreugelöbniS). 
©ei  bem  mittelalterlichen  ßombarbgefdfjäft  ^anbelt  eS  fidfj  häufig  nur 
um  eine  reine  ©ad)ijaftung,  fo  j.  33.  im  fäd^fifd^en  SftedjtSgebiete4) 
unb  im  SRündfjener  @tabtre<f)tft)  fonrie  Söeifjenburger  Sßritrileg.6) 
3für  biefen  gatt  Ijatte  ber  ©laubiger,  falls  er  fein  ©elb  nad)  9lblauf 
ber  Qfrift  jurüdferljalten  roollte  ober  baS  ?ßfanb  if)m  nidj)t  meljr 

*)  tgl.  6djroeber,  $<mtfd&e  ffie$t0gef$i$te  8.«ufl.  €.699 f. 

*)  tgl.  berfelbe  a.  a.  O.  6. 700. 

■)  txjl.  o.  SK ci  b  o  m  o.  et  D.  @.  402. 

*)  tgl.  $  u n  tf  4  ax t  a.  a.  O.  @.  283. 

6)  tgl.  ©tobbe,  3uben  6.  127. 

•)  fcerfclbe  o.  a.  D.  ttnm.  121. 

2» 


y 
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bog  „§auptgutrt  nebft  ben  angemadOfenen  3infen  ju  becfert  fdfjien, 
ba§  Stecht,  bcm  @dE)ulbner  t>or  beugen  &fe  SluSlöfung  anzubieten 
unb  barauf  ifjn  breimal  vor  ©eridjjt  $u  forbern,  febod^  o§ne  ßlage 
ju  ergeben,  ba  ü)m  biefc  ttid^t  juftanb.  Softe  ber  ©d&ulbner  aud> 
bann  ba§  ?ßfanb  nidj)t  ein,  fo  lonnte  ber  ©laubiger  e§  für  fidj 
behalten,  o§ne  jebodj)  bm  ©dEjußmer  für  irgenbmeldfjen  SluSfatt 
feiner  gorberung  perfßnß<f)  haftbar  machen  $u  lönnen.1) 

©Ietd)fam  einen  Übergang  oon  ber  reinen  @adE)ijaftung  ju  ber 
perfönlid)en,  b.  f).  burdj)  SxeugelöbniS  uerftärften  ©adjjljaftung,  roo 
alfo  bie  ©adEje  für  bie  @d)ulb  unb  ber  ©d£)ulbner  für  bie  Sott* 
roertigfeit  ber  ©adj)e  haftet,  bilbet  bie  ftarf  romanifierenbe  ftranf* 
furter  Sflef  ormation,  *)  bie  grunbfätjßci)  smar  audf)  bie  Jßerfon  be& 
©d£)ulbner§  haften  läfct,  aber  bem  bellagten  perfönftdj)  ijaftenben 
©djulbner  ba8  JRedE)t  einräumt,  burdj)  t>or  ber  litis  contestatio  er* 
folgte  Überlaffung  beS  SßfanbeS  afö  Eigentum  an  ben  Ilagenben 
Qfuben  ben  fllageanfprudj)  auSjufd^liefeen,  audj)  wenn  ber  SBert  be& 
^ßfanbeS  nid^t  bie  #ölje  ber  ©djulb  erreichte. 

©ottte  neben  ber  ©a<fjf)aftung  audf)  eine  DoHe  perfönlidje 
Haftung  eintreten,  fo  mar  in  älterer  $eit  ein  befonbereS  feier* 
Iidf)e§  SreugelöbniS  erforberlidjj,  ba§  mit  „#anb  unb  SRunb",  mit 
f»Singer  unb  Qua^m",  burdj)  ®ib  ober  fpäter  audf)  nur  burd) 
blofjen  §anbfdj)lag  erfolgte.  2Bar  eine  berartige  perfönlidje  Haftung, 
ausgemalt,  fo  haftete  ber  ©djjulbner  nidjjt  nur  für  ben  beim  95er* 
laufe  fidj)  eoent.  ergebenben  SJHnbererlöS,  fonbern  er  mar  audf)  ge* 
nötigt,  bei  JHd^tja^Iung  fidj)  ber  perfönlidfjeu  ©dE)ulb&aft  ju  unter* 
jiefjen,  burdj)  bie  teils  ein  9tbbienen  ber  ßaljlung,  töß  «n. 
3af)Iung§äroang§mittet  bemirft  merben  f  ottte.8) 

©ie  £ontfraiftgefc$&fie  frei?  ßomfcarbetu 

2)ie  Quben  mürben  feit  bem  12.3af)tf)unbet  burdf)  bie  madfjf  enbe 
gefdjjäftlidjje  Xüdjjtiglett  dfjriftftdj)er  ©elbleitjet  romanifdfjer  90b* 
ftammung  balb  entbehrlich  unb  jum  Seit  faft  ganj  Derbrängt. 

*)  ügl.  ^untfdjart  a.  a.  0.  6.  285. 
*)  »gl.  (Stobbe,  Suben  Wnm.  121. 

■)  »gl.  ©dftoebet,  fceutfcfce  ffie$t*geföi$te  @.716f.;  6t ob be,  »ertrag** 
iec$i  @.  180 ff.;  Heutitann  a.  a.  0.  6. 125 ff.  unb  $untf$art  <S.  143 ff. 
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Unb  tfoat  waten  bie  päpftlidOen  ÄoHeftoren  äugleidf)  bie  erften 
geroerbSmä&igen  d^riftlic^cn  ©elbletyer.1)  ®urd)  fie  nmrben  ja!)!* 
reiche  italienifd£)e  ©elbleif)er  oeranlafct,  fid)  oor  allem  in  ®eutfdf)Ianb, 
ftranfreidE),  ©nglanb  uttb  §otfanb  nieber julaffen.  ®a  biefe  Italiener 
meift  flombarben  (aud£)  ßatoerjen  [eaverei,  cavercini],  ßaoerfdfje 
ober  ©aoerfdfje  genannt)*)  waren  unb  ganj  befonberS  ba8  3)arlef>n§* 
flefd&äft  gegen  gauftpfanb  ju  IjoI>er  SJIüte  brauten,  fo  bezeichnete 
man  biefe  nadf)  üjnen  in  2)eutfd)Ianb  unb  ^ollanb  mit  ßombarb- 
flefdjjäft  unb  nannte  fdfjüe&Iidf)  alle,  bie  biefeS  ©efdfjäft  betrieben, 
Sombarben,8)  audE)  toenn  (ie  nid^t  aus  Italien  ftammten. 

9lud£)  für  bie  Sombarben  beftanb  an  mannen  Orten  wie  für 
bie  %ubm  Ijier  unb  ba  ber  ßontraljierungSäroang  für  ßombarb* 
gefd)äfte.  Qm  SCBeigerungSfaUe  toaren  fie  fogar  nadf)  ben  33e* 
ftimmungen  einzelner  5ßrioiIegien  ©trafen  unterworfen.4) 

91ad)  SJlarpergerS  9Infid£)t  fyahtn  bie  Sombarben  weniger 
aus  ®enrinnfud£)t,  fonbern  meljr  burdf)  eine  «ßroangglage  fid£)  oer* 
anlaßt  gefüllt,  iljre  ©eiber  im  2Iu§Ianbe  anzulegen,  ba  roffl&renb 
ber  ßämpfe  ber  n>elfifd£)en  ober  päpftlid^en  mit  ber  ©uibellinifd^en 
ober  faiferlid£>en  Partei  bie  Slngeljörigen  ber  letjteren  fidf)  oor  ber 
Übermacht  ber  erfteren,  „bie  fie  f)in  unb  roieber  in  Qtalien  auf* 
trieben  unb  iljrer  ©üter  unb  SReoenuen  entfetten,  fein  anber 
SDWttel  fidf)  ju  fonferoieren  unb  forooljl  in  Italien  al§  audj  in 
anbern  ßänbem  fortzubringen  fanben,  aß  bafc  fie  IEjr  bareS  ©elb, 
welches  fie  oor  i^ren  geinben  nodf)  fahrieret  Ratten,  roulieren 
liefern".5) 

A)  ögL  (Sjrenberg  a.  a.  0.  S.  44. 

*)6d>roeber,  fceutf  <$e  «ec$t*gefötc$te  ©.  463  &nm.  158.  gu  Beamten  ift,  ba| 
We  Äaorfinen  $eutfd)lanb£,  bie  tyren  dornen  nadj  ber  ©tobt  tta^or*  trugen,  ntdjt 
granjofen,  fonbern,  wie  ©djulte  a.  a.  O.  ©.811  nadjgetotefen  $at,  gleidjfattft 
Italiener  waren,  ba  fie  nidjt  aud  Ca^or*,  fonbern  &um  größten  Seil  au«  ttfti 
flammten,  toejtyalb  fie  fid>  aud)  ben  ljeimatlofen  Suben  gegenüber  mit  einem  ge* 
ttiffen  ©tolj  cives  Astenses  nannten  (Spulte  a.  a.  O.  ©.  814).  5Die  ftltejte 
«Jnmif  ber  Stobt  Äfti  melbet,  ba|  t.  3. 1226  Bürger  tyrer  ©tobt  anfingen,  .prae- 
stare  et  facere  casanas  in  Francia  et  in  ultra  montis  partibus,  ubi  multam 
peconiam  lucrati  sunt  (ngt  (Styrenberg  a.  a.  O.  ©.  65). 

1  ngl.  djrenberg  a.a.O.  6.68. 

4)  ogl.  ©tobbe,  gaben  ©.  118  fonrie  ©Ijloatn  Äod);  bagegen  tmufet 
ein  ©ürjburger  $rfoileg  eine  Än*na$me;  »gl.  © t o b b e  a.a.O.  ©.288  Kote 2. 

*)  ngl.  Warperger  a.  a.  0.  ©.5. 
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$n  meldf)  grünblid)cr  unb  gemiffenlofer  SBeife  bie  Sombatben 
oft  ebenfo  tote  bie  ^ubett,  befonberS  in  ftoüanb,  bie  ©elbfudfjen* 
ben  burdf)  SBudfjeräinfen  ausbeuteten,  bemeifen  bie  SBorte  beS 
Salmanius  (de  usuris  über  p.  224):  Cum  in  singulis  Hollandiae 
urbibus  singuli  sint  foeneratores,  quos  vocant  vulgo  Lombardos, 
si  decem  essent,  non  plus  ex  privatorum  facultatibus  haurire 
possent  quam  unus  facit.  Unb  ber  englifd£)e  33ifd()of  ©roffetefte 
oon  ßincoln  erflärte  in  feiner  legten  feierlichen  Slnfprad^e  ben 
SBud^er  ber  ftaroersen  fdfjlimmer  afö  ben  ber  Quben.1)  Qroax  mar 
bie  §ö^e  ber  ßinfen  in  ben  fogen.  ßombarbenprioilegen  geregelt, 
bodf)  mürbe  bog  gefefclidf)  erlaubte  SDtafc,  obroo^I  biefeS  jutn  Seil 
redfjt  I>odf)  mar,")  fel>r  f)äufig  überfd^ritten,  mag  oft  grofce  2>Mf$* 
ftimmung  gegen  bie  ßombarben  ^eroorrief.  S)od^  ermiefen  fie  fid) 
immer  mieber  als  ebenfo  unentbeljrlidf)  mie  früher  bie  ftuben  unb 
erfreuten  fidf)  obenbrein  nodf)  beS  energifd£>en  SdfjutjeS  ber  römifdfjeu 
ßurte,8)  fo  bafc  i^nen  immer  mieber  Ronjeffionen  in  ben  einjelnen 
©tobten  erteilt  mürben. 

®ie  ßonjeffionSurfunben ,  bie  im  mefentlid^en  benen  ber 
ftubtn  entfpradfjen  unb  maf>rfd£)einlidf)  oon  ben  ßombarben  meift 
felbft  entmorfen  mürben,  finb  in  einem  für  fie  faft  immer  fef>r 
günftigen  ©irine  abgefaßt.4)  ?lm  meiteften  ge^t  in  biefer  #infid)t 
bie  Sladfjener  ftonjeffion,  in  ber  ber  ßanbeSfjerr  fid£)  oerpflid&tete, 
jeher  „casana"  einen  9Jtann  ju  geben,  ber  unter  bem  grofeen 
^eräoglid^en  Siegel  autorifiert  fein  merbe,  ben  ßombarben  bei 
Eintreibung  ber  ©dfjulben  ju  Reifen.5)  $n  bem  Sßrioileg  oon 
ÜBalencienneS  ift  ber  bem  ßombarben  jur  Verfügung  geftellte  SRann 
auf  beffen  ©rfudfjen  fogar  oljne  jjeben  anbern  33efeI>I  ermächtigt, 
jur  93erf)aftung  beS  fäumigen  ©d^uIbnerS  ju  fd^reiten.*) 

3)ie  Sßrioilegien,  of>ne  bie  bie  ßombarben  unb  ftaoerfdjen 
iljre  „casana"  nidjt  auftun  unb  if)te  ©elbgefdfjäfte  nid^t  betreiben 
burften,  ^geftatten  i^nen   als  ©Triften,  junä<f)ft  alle  Slrten  oon 


')  Oßf.  C^rcnbfrg  a.a.O.  Ob.  1  6.67. 

*)  uqI.  (Spulte  a.a.O.  6.816 f. 

')  ößt.  «^renberß  a.  a.  D.  ©.67. 

4)  t>o(.  Spulte  »b.  1  ©.328. 

»)  Serfelbe  a.  a.  C.  @.  824. 

•)  ftgl.  ©Ql  Da  in  £od)  a.a.O.  ©.89. 
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©egenftänben  als  Sßfanbobjeft  anjunefimen.  2)od^  würben  aucfy 
bei  i^nen  balb  SluSnaljmen  gemalt  So  nmrbe  üjnen  im  ftaljre 
1304  in  #üri(f)  unterfagt,  ftird£>engeräte  unb  Heine  Quantitäten 
Seibe  als  5ßfanb  an^une^men.1)  Siufcerbem  würben  häufig  bie 
SBerpfänbungen  oon  $au8*  unb  Sirfergeräten,  SlrbeitStieren,.  un* 
gebrofdjenem  unb  ungeworfeltem  ©etreibe  verboten,  roeil  man 
biefe  @ad£>en  für  oerbädfjtig  Ijielt,  infofern  fie  leidet  oom  ©efinbe 
unterfdfjlagen  fein  fonnten.*) 

3fn  bem  Slftigianenprwileg  *)  Karte  V.  für  SrogeS  aus  bem 
jjja^re  1380.  werben  u.  a.  ^eilige  SReliquien,  ßeld£>e,  firrf)li(f)  geweifte 
©rf)murfgegenftänbe  unb  SBaffen  ate  5ßfanbobjefte  gleichfalls  oer* 
boten.4) 

Sluf  bie  Sombarben,  bie  in  iljrer  ©igenfd^aft  ate  ©elbleifjer 
ben  Qfuben  glei<f)gead£)tet  waren,  würben  jum  Xeil  aud)  bie  für 
bie  $uben  nod£>;  Befte^enben  talmubifd^en  unb  nadf)talmubifd()en, 
für  tyren  ©emerbebetrieb  triel  günftigcren  Sfted()tSfät$e,  befonberS 
baS  jübifd^e  $eljlerredf)t  in  ©e^ieljung  auf  btn  Sßfanberwerb  über* 
tragen.6)  ®er  ßombarbe  barf  ebenfo  wie  ber  ftube  bie  &ölje  be& 
auf  bie  geftoljlenen  5ßfänber  geliehenen  ßapitalS  unb  ber  #infen, 
falls  er  fie  erfetjt  erhält,  auf  feinen  alleinigen  @ib  nehmen. 
9fotf>  ift  er  berechtigt,  5ßfänber,  bie  er  Qa^r  unb  Xag  innegehabt 
f>at,  $u  oerfaufen,  6f)w  irgenbweld^en  Sftegrefc  leiften  ju  muffen.6) 

^Betreffs  ber  Sänge  ber  bereits  oerftridfjenen  grift  foU  bem 
bloften  SBorte  ber  Sombarben  ©lauben  gefdfjenlt  werben.7)  ©inen 
red)t  Haren  Überblirf  über  bie  red^tlid^e  Stellung  ber  Sombarben 
unb  ifjreS  ©ewerbeS  gibt  Spulte8):  „2)aS  Siedet  ber  ftaoerfd^en 
ift  ein  ©egenftüd  beS  Sftedf)t8,  baS  ben  $uben  jugeftanben  war. 
$n  biefeS  bereits  auSgebilbete  SRed^t  traten  bie  Raoerfd^en  hinein,  eS 


l)  Oßi-  Spulte  a.  a.  O.  8b.  1  ©.  316. 
*)  üqI.  fcerbert  SReQer  a.a.O.  6.266. 

*)  GS  banbelt  ftd)  babet,  wie  aus  bem  tarnen  gu  erlernten  ift,  gleichfalls  um 
Sombarben. 

4)  ößl.  Herbert  SReijer  a.  a.D.  ©.266. 
A)  ögl.  ©tyUain  $toü)  a.a.O.  ©.31,  beftritten. 
•)  tgl.  Herbert  SKepet  a.a.O.  ©.263. 
*)  t>g(.  ©glDainftod)©.  33. 
•)  a.  a.  O.  Ob.  1  ©.  823. 
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in  einzelnen  fünften  fortbilbenb,  in  anbeten  nid&t  erreidjenb.  $u 
einer  felbftänbigen,  n>enn  aud)  befdfjränften  @eri(f)t3barfeit  tonnten 
e£  bie  ßaoerfdf)en  audf)  fdfjon  toegen  iljrer  geringen  .ßaljl  nid)t 
bringen.  Stodfj  ift  in  Slawen  baS  faft  erreicht  Sei  (Streitigfeiten 
jroifdfjen  Italienern  foHte  jebe  Partei  jroei  redf)tfd()affene  Beute  aus 
ber  §eimat  auffteHen,  wenn  bie  fidfj  nid^t  einigen  fonnen,  urirb 
i^nen  ein  Obmann  gegeben,  aber  au<f)  biefer  foH  ßombarbe  fein, 
©rofce  Senoanbtfdfjaft  mit  bem  SRed^te  ber  ftuben  geigen  bie  Se= 
ftimmungen  be§  2JiobiIiarpfanbred£)te§:  entgegen  bem  römifd£>en 
unb  beutfdfjen  Siedete  nmrbe  ben  Sombarben  wie  meiftenS  ben 
%uben  jugebiUigt,  bafe  ba§  oon  i^nen  bona  fide  getaufte,  aber 
geflogene  ©ut  nidfjt  oljne  meitereS  bem  Eigentümer  gurütfgegeben 
roerben  muffe,  fonbern  bafc  biefer  bem  Jßfanbinljaber  jjuoor  bie 
bargelie^ene  Summe  famt  Qixtä,  ,§auptgut  unb  ©efud)',  ju  er* 
f etjen  fyabe  (Slawen,  Siel,  ©olotljurn,  Singen,  Obermefel).  3)aS  Sßfanb* 
gut  barf  ferner  nadf)  $al>r  unb  Sag  oerfauft  roerben,  ber  3Ref>rerlö§ 
Derbleibt  ben  Sombarben  (fo  in  ftonftanj,  Siel,  Solot^urn,  Ober* 
roefel).1)  dagegen  in  Qüzity  ßßeHetta)  gehörte  ber  SöleljrerlöS  bem, 
beff en  Eigentum  ba§  ?ßf  anb  geroefen  mar  *)  (f o  in  ben  ?ßrinilegien 
von  Sladfjen  unb  Siel).  2Iud()  bei  bem  Serberben  ober  Serluft 
eines  5ßfanbe3  fteljt  ber  3tetf)t§üorteiI  burdfjauS  auf  feiten  ber 
Sombarben". 

5ftid£)t  nur  jum  Slad^roeiS  feiner  bona  fides,  fonbern  aud) 
be§  SeftefjenS  ber  gorberung  Ijat  ber  @ib  beS  Sombarben  oöHige 
SeroeiSfraft,  falls  nidfjt  ber  SeroeiS  burdf)  ein  ©d^riftftüdt  ober 
burdf)  «Beugen  erbracht  roerben  fonnte.  ©o  Reifet  eS  5.  S.  in  ber 
ftonftanjer  ßonjeffion  oon  1282 :  Standum  est  etiam  sacramento 
predictorum  Lombardorum  pro  spacio  temporis  obligacionis  pig* 
noris  euiuseunque  et  pro  quantitate  peeunie  mutuate. 

©benfo  mie  bie  ftuben  roaren  audf)  bie  Sombarben  oon  bem 
ben  Scannern  germannifd^en  UrfprungS  auferlegten  Sroang  bum 
«Sroeifampf  als  SeroeiSmittel  befreit. 


l)  $3  Jjanbelte  jtdj  $tet  alfo  um  reine  @adftaftnng  in  Serbinbung  mit  lex 
commissoria  (SerfattStlaufel). 

*)  §iet  burfte  e*  fi<$  auSfdjlfefjlidj  um  perfönli$e  Haftung  unb  Serfauf*#oattg 
$anbeln. 
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3)aS  Starken  nmrbe  entmeber  gegen  SSetpfänbung  ober 
gegen  ®igentum§übertragung  (SSerfauf  unter  SSorbe^alt  be§  9tütf* 
faufrecf)t§)  erteilt.  83ei  letjterem,  bem  9tücffauf§*  ober  SReport* 
gefdjäft,  war  bie  ®ifferenj,  bie  fid£)  snnfdfjen  ber  Sfr'äfyt  be§  93er= 
faufs*  unb  ber  größeren  $öf|e  be§  auSbebungenen  9tücffauf§;preife§ 
ergab,  als  Qin$  ju  Betrauten.  Qu  jebem  gaUe  aber  war  ba§ 
3>arle§n  ein  oeräinSlidjeS,  unb  jroar  in  2)eutfd)Ianb  meift  1  ober 
2  <ßf.  für  ba8  Sßfunb  auf  bie  aöodfje.1)  8Iu§  biefen  «SinSbeftim* 
mungen  ber  ßonjeffionen  ergibt  fid£)  aber  audf),  bafc  bie  grift  jur 
SKidjjaljIung  be§  ®arlef>nS  audf)  bei  ben  ßombarben  in  ber  Kegel 
eine  feljr  furj  bemeffene  mar. 

©te  Montes  Pietatis. 

3fn  ber  groeiten  ^älfte  be§  15.  3aljrf)unbert§  würben  auf 
Anregung  ber  ßird£>e  *)  3unäd)ft  in  Italien,  bann  audf)  in  anbern 
Säubern,  j.  83.  2)eutfd()lanb,  oor  allem  aber  in  $oHanb,  öffentliche 
3$fanbleU)l)äufer  (montes  pietatis,  monts  de  piete,  monti  di  pieta) 
begrünbet,  um  bie  ärmere  Seoölferung  aus  ben  3Budfjerf)änben 
ber  ßombarben  unb  $uben  $u  befreien.  2)ie  erften  berartigen 
©on  ber  ßirdfje  8unädE)ft  allein  begrünbeten  Slnftalten  oerjidOteten 
fogar  überhaupt  auf  jegliche  3*nTenf  &<*  fidf)  biefe  nidf)t  mit  btm 
fanonifd^en  «SinSoerbot  in  SinHang  bringen  liefen.  2)od£)  nahmen 
fie  fpäter  aud)  ebenfo  mie  ftäbtifdfje  unb  ftaatlid^e  Sei^äufer  einen 
mäßigen  SinS.1)  ©egen  ®nbe  "be§  16.  Qfa^unbertö  oerfdfjroanben 
bie  ßombarben  attmäf)lidf),  n>al)rfcf)einlid()  infolge  ber  ftonfurrenj 
ber  öffentlichen  Seiljljäufer,  bod(j  mürbe  neben  biefen  bie  ^ßfanblei^e 
ftetS  aud)  oon  prtoaten  gemerbSmä&igen  SSerlei^ern  meiterbetrieben, 
fo  bafa  bie  gefd^äftlid^e  Xätigfeit  ber  ßombarben  aud)  freute  nodf) 
in  unferer  jetjigen  5ßfanbleif)e  beutlidE)  roieber  ju  erfennen  ift. 


J)  öqL  6  cf)  u  1 1  c  83b.  1  a.  a.  D.  6.  317. 
•)  og(.  e^renberg  o.  a.  D.  6.  68. 
•)  öflC.  Kenmann  unb  @  a  I  m  a  f  i  u  *. 
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©a*  £otttbarbgef$&ft  twd>  gemeinrechtlicher 

^Beurteilung* 

3)ie  im  16.  $ol)rf)unbert  in  ®eutfdf)lanb  crfolgenbc  Sftejeption 
be3  römifd()en  SftedfjtS  !>atte  im  allgemeinen  junädfjft  feinen  bireften 
(Sinflufe  auf  baS  Sombarbgefdfjäft,  ba  biefeS  fogen.  gemeine  ober, 
beffer  gefagt,  rßmifd)*beutfd)e  Stecht  (Sßanbeftenredfjt)  nur  fubfibiäre 
©eltung  !>atte  na<§  bem  ©runbfatj  „©tabtredfjt  bricht  ßanbredfjt, 
ßanbred^t  bricht  gemeines  SRecä^t"  unb  ba§  ßombarbgefcf)äft  als 
fold£>e§  meift  ftabtredf)tlidfj  ober  lanbredfjtlidf)  geregelt  mar. 

ftmmerljin  galt  ba§  gemeine  Siedet  bort,  roo  eine  berartige 
Siegelung  fehlte.  ÜberbieS  gab  e§  ben  Sfalafc  flu  einer  aufcer* 
orbentlidfj  lebhaften  SanbeSgefetjgebung,  rooburd)  man  üjm  ben 
aH^u  großen  unb  in  bie  beutfd^en  3tedf)t§t>etf)ältmffe  nid£)t  immer 
paffenben  (Sinflufc  entjie^en  roottte.1)  @§  §at  aber  natürlidf)  aud) 
bie  meiften  fpateren  ©tabt*  unb  ßanbred^te  beeinflußt,  unb  bief erfjalb 
foQ  Ijier  audf)  bie  33eljanblung  beS  ßombarbgefcf)äfte§  nadf)  gemeinem 
Sftedfjt  in  ßürje  bargefteUt  roerben.  3)abei  ift  oon  oorn^erein 
Dorau^jufc^idfert,  baß  ba§  fiombarbgefd^äft  al8  fold)e§,  b.  fj.  al& 
#anbefögefdf)äft,  roeber  im  gemeinen  Siedet  nodf)  in  ben  fid)  barauf 
aufbauenben  ßanbeSgefetjen  beljanbelt  roirb,  fonbern  feine  red^tlid)c 
Regelung  fidf)  lebiglidf)  nadf)  bm  allgemeinen  ©runbfätjen  beS  per* 
tragSmäfjigen  ?ßfanbredf)te§  ooHjie^t. 

^aubbefteftung  unb  bereit  Oegenft&nbe« 

8118  Sßfanbgegenftänbe  fommen  naefj  gemeinem  9tedf)t  alle  be* 
roeglidjen  ©adfjen  in  33etradf)t,  bie  oerfauflidf)  unb  be§  prtoaten 
Eigentums  faljig  finb.*)  ftür  bie  ^ßfanbbeftellung  beim  ßombarb* 
gefdfjäft  genügt  jeber  bieSbejüglidfje  formlofe  SBertrag,  burd)  ben 
bie  SBittenSeinigung  unb  bie  Übergabe,  b.  i).  bie  ©inräumung  be§ 
juriftifdfjen  33efit$e§  auSgebrüdft  nrirb.  @S  bürfte  fidf)  bei  ben 
Sßfanbgegenftänben  beS  ßombarbgefd()äft8,  foroeit  ben>eglid(je  Sachen 
in  S9etradf)t  fommen,  ftetS  um  Einräumung  be§  tatfäd£)lidfjen  SBe* 

l)  ögl.  @#rocbct  ©.887. 

■)  k>fiLS)embttcg,$anb.  6.857;SBinbf4eib,$anb.@.724;@intentd 
Sit)iUtö)t  »b.  1  ©.  608. 


—     19    — 

fttjeS  ^anbellt,  alfo  um  gauftpfanb,  obwohl  nadfj  gemeinem  Stedfjt 
eine  Sefitjübertragung  für  bie  5ßfanbbeftettung  nid^t  erforberlid) 
ift,  fonbern  aud£)  bie  (Einräumung  be§  9%ed)tg  auf  ben  ©efitj  als 
^Sfanbgläubiger  genügt1)  ®aS  gleite  ift  oon  bem  fogen.  con- 
stitutum possessorium  gu  fagen,  roonadf)  bie  ©rflärung  beS  93er« 
pfcmberS,  für  ben  Sßfanbgläubiger  befitjen  ju  motten,  für  bie 
?ßfanbbeftellung  auSreidfjenb  ift2) 

3für  bie  rechtsgültige  5ßfanbbefteIIung  te$to.  bie  SBirffamfeit 
beS  5ßfanbred()tS,  bie  ftetS  erft  mit  ber  SBefteKung,  jebodf)  infolge 
ber  afäefforifdjen  Sflatur  beS  5ßfanbred£)tS  nie  uor  bem  @ntftef)en 
ber  gorberung  beginnt,*)  finb  nodf)  folgenbe  fünfte  ju  beachten. 
35er  SJerpfänber  mufj  (Eigentümer  ber  uerpfänbeten  ©acfje  unb 
in  feiner  unbefdfjränften  SSeräufeerungSbefugniS 4)  fein,  ober  fie  ju 
forbern  berechtigt  fein,  ober  junt  minbeften  bie  2)iSpofitionS* 
befugniS  barüber  Ijaben.  SlnbernfattS  ift  bie  SßfanbbefteUung  un* 
toirffam,  eS  fei  benn,  ba%  ber  SJerpfänber  nadfjträglidf)  baS  ©igen* 
tum  ermirbt  (3.  33.  burdf)  fiauf  ober  ©rbfdfjaft)  unb  bie  ©adfje  als 
frembe,  nidfjt  als  eigene  uerpfänbet  f)atteft)  ober  ber  (Eigentümer 
na<f)trägli<f)  bie  (Genehmigung  erteilt,6)  uorauSgefefct,  bafc  ber 
©laubiger  jur  3eit  beS  Sßfanbgefd&äftS  ben  SSerpfänber  für  be* 
red)tigt  jur  Serpfänbung  gehalten  jjatte.7)  @S  ift  ju  bead£)ten, 
bafe  alfo  ber  gute  ©laube  beS  5ßfanbgläubigerS  nadj)  gemeinem 
Stedfjt  bei  roeitem  nid^t  bie  Xragroeite  Ijat,  roie  in  ben  oben  be* 
Baubeiten  flombarben*  unb  Qubenprioiligien.  2)ie  unnrirffame 
SBerpfänbung  fonoalefeiert  audfj,  menn  ber  (Eigentümer  (Erbe  beS 
SerpfänberS  roirb.8)  Unterbleibt  beim  Slbfcfjlufj  beS  Sombarbgef^äftS 
trotj  auSbrüdflitfjer  Slbmadfjung  bie  Übergabe  beS  5ßfanbgegen* 
ftanbeS,  fo  §at  ber  5ßfanbgläubiger  fein  gauftpfanb  an  biefem, 
fonbern  nur  eine  #gpotl)ef,  bod£)  fann  er  biefeS  3Serf)ältniS  burdf) 


J)  DgL  Sintenid,  8toU"d)t  6.606. 

*)  üßl.  Dftnbntg,  $anb.  »b.  1  €.642. 

•)  »gl.  €  i  n  t  e  n  i  * ,  QitnUt^t  €.  630  f. 

4)  dqI.  ttrnbt*  €.691. 

»)ögl.  «Binbf^eib  6. 737 f. 

*)  Oßl.  $tt$ta  6.  305 f.;  ttrnbi*  €.691  f. 

1  Dßl.  Dembncg,  $anb.  €.647. 

•)  Ußt.  «inbi*  €.692. 
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flagbare  @eltenbmadf)ung  be§  pactum  de  pignore  dando  in  ba§* 
jenige  be§  gfauftpfanbeS  überführen.1) 

Sludf)  2forberung§red£)te  (nomina)  fönnen  ©egenftanb  ber  93er* 
pfänbung  fein  (Domen  pignori  datum),  bodf)  laxvx  eine  berartige 
SJerpfänbung,  ba  audf)  ein  Quafibefitj  nidfjt  $u  benfen  unb  bem* 
«jufolge  ba§  gauftpfanb  au8gefdf)loffen  tftf  nur  burdf)  $>r)poti)eh 
Dertrag,  b.  \).  eine  Setpfänbung  of)ne  Übertragung  be§  SigentumS 
ober  93efit$e§  (hypotheca)  *)  erfolgen,  roooon  aucfj  bie  Übergabe  einer 
ettoa  oorf)anbenen  ©df)ulburfunbe  ober  anberer  auf  ben  Qfn^aber 
oerbriefter  Staats*  ober  Sßrioatfdfjulbfdfjeine  ober  SBanfnoten  nid&t 
Befreit.8)  2H8  ©egenftanb  beS  5ßfanbred£)t§  ift  bei  berartiger  95er* 
pfänbung  jroar  ber  $nl)alt  beS  2forberung8red£)tS  anjufe^en,  bodf) 
tritt  hierbei  sugleidE)  beffen  ©egenftanb  redfjtlid)  in  ben  93orber* 
grunb.  ^nn  bei  ber  93erpfänbung  §aben  beibe  ßontraljenten 
natürlich  bk  Slbfidfjt  im  Siuge  gehabt,  bafc  bem  Sßfanbglaubiger 
ba§  gorberungSred^t  an  bem  gefdfjulbeten  ©egenftanbe  eingeräumt 
merben  fotte,  roobei  e§  gang  gleichgültig  ift,  ob  ber  gefdfjulbete 
©egenftanb  eine  beftimmte  ©ad^e  (res  debita)  ober  eine  Summe 
oertretbarer  ©ackert  (nomen),  mbm  ©elb  g.  93.  audfj  eine  Sftenge 
©etreibe  ift,*)  benn  beibe  fielen  hierbei  if)rer  redf)tüd£)en  SRatur 
nad£)  gleidE).*)  Qux  (Sicherung  feines  SRed^teS  $at  ber  gorberungg* 
pfanbgläubiger  ben  2)rittfdf)ulbner  oon  ber  erfolgten  93erpfänbung 
ju  benad£>ridfjtigen.6) 

Umfang  ber  dafätstg* 

©e*  ^fanbeS* 

©er  Sßfanbgegenftanb  haftet  gang  unb  ungeteilt  für  bie  ganje 
gorberung,  für  bie  er  befteUt  roorben  ift  (pignoris  causa  indivisa 
est).    gattS  ni<f)t  bcß  *ßfanb  au§brüdlid&  nur  für  ba8  ftapital 

l)  ögl.  6  i  n  t  e  n  i  * ,  $fanbre$t  6. 21 1. 

*)  ögl.  $u$taf  $anb.  6.300. 

•)  t>gl.  ©intent«,  Gent.  $fanbrc<t)i  6.  136 f.;  berf elfte,  3tt>ilre<$t  «b. I 

e.  6H. 

4)  ößl.  fcetnfturg,  $anb.  Ob.  1  ©.658. 

5)  »gl.  6  i  n  t  e  n  i  * ,  $f anbre^t  6. 140. 
e)  ügl.  fcernbutg,  $anb.  ©.699. 
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beftettt  ift,  fjaftet  eS  für  bie  gefamte  @d()ulb,  b.  1).  audf)  für  alle 
9iebenforberungen,nrie3infen,  SBersugSäinfen,  SBertragSftrafe,  etmaige 
Sßroäjefj*  utib  33erIauf8foften,  foroie  junt  Srfatj  ber  ftoften,  bic  jur 
Spaltung  be§  5ßfanbeS  notroenbig  maren.1)  2)ie  Haftung  be§ 
SßfanbeS  crftrecft  fidfj  fogar  über  bie  gefiederte  gorberung  uttb  bie 
bamit  oerbunbenen  SRebenforberungen  f)inau§,  infofern  ber  gauft* 
pfanbgläubiger  bem  SJerpfänber  gegenüber  ein  fogen.  qualifiziertet 
3nnebe^altung§red)t  f)at  jur  Sidfjerung  von  anberen  gforberungen 
jeglicher  2lrt*)  unb  bemgemäfj  bie  ftlage  auf  Verausgabe  be£ 
^PfanbeS  burdf)  ©eltenbmadfjung  einer  exceptio  doli  unnurffam 
madjen  fann.  2lud()  bei  einer  SSeränberung  ber  gorberung,  foroof)! 
einer  Vergrößerung  als  aud)  33erminberung,  haftet  ba§  Sßfanb 
nadj  n>ie  oor  ungeteilt.8) 

Haftung  be«  Gläubiger*« 

3)er  gauftpfanbgläubiger  ift  üerpflidOtet,  in  ber  Se^anblung 
unb  SBenoaljrung  beS  SßfanbeS  bie  äufcerfte  (Sorgfalt  anjwoenben 
(exaeta  diligentia  et  custodia);  er  haftet  für  dolus  unb  omnis 
culpa,  fogar  audf)  für  casus  bei  unerlaubtem  ©ebraudfj.*)  gür 
vis  maior  f|at  er  nid^t  einjuftefien ;  in  bief em  galle  §at  ber  ©gen« 
tümer  felbft  bm  ©traben  flu  tragen. 

Sei  oöHiger  Tilgung  ber  @df)ulb  ift  ber  *ßfanbgläubiger  jur 
Stüdgabe  beS  *ßfanbe3  oerpfIi<f)tet. 

Haftung  be«  SdjulbnerS* 

9ltben  ber  binglid)en  Haftung  beS  5ßfanbe§  befteljt  audfj  au& 
bem  obligatorifdfjen  3)arleljn8üertrage  eine  petfönlid^e  Haftung  beS 
5ßfanbfd()ulbner§,  b.  §.  er  Ijaftet  perfönlidf)  für  alles  ba3,  roofür 
ber  ©laubiger  fidf)  aus  bem  5ßfanbe  ju  befriebigen  bered&tigt  ift.5> 
Sttu&erbem  haftet  ber  33erpfänber  bafür,  bafy  ba£  5ßfanb  bie  com 


l)  »gl.  ©tnteni*,  3b{lrc^t  ©.684. 

*)  »gl.  ©mattete*  herüber  bei  ©inteni*,  $fanbred)t  ©.  248 ff.  unb  tlrnbt*, 
9onb.  ©.  705. 

•)  Dgl.  JBinbfgeib  ©.723. 

4)  ogl.  ©inteni*,  $fanbre$t  ©.286 ff. 

•)  dqI  »inbf$eib,  $anb.  6.768. 
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©laubiger  beredfjtigterroeife  üorauSgefetjte  SHgenfdfjaft  fyabe  unb 
Begatte,  foroie  für  ©rfatj  von  notmenbigen  unb  nütjlid£)en  ftoften, 
von  bemn  anjunelimen  i(tf  bafc  er  fic  felbft  auef)  gemalt  Mafien 
mürbe.  Skid)  haftet  er  natürlidf)  für  ben  von  ü)tn  fetbft  bem 
^ßfanbe  zugefügten  ©traben.1)  ©egenanfprüdje  n>egen  93erroen= 
bungen  ijat  ber  SBerpfänber  nie.  #anbelt  *  W  iebodE)  um  SJer* 
jpfönbung  einer  fremben  ©adfje,  fo  ftel)t  bem  Eigentümer  ein  Sin* 
fprudf)  für  ÜBerroenbungen  ju,  jeboef)  nur  für  fold)e,  burdf)  bie  ber 
SSerfaufSroert  beS  5ßfanbe8  naä)  ber  5ßfanbbefteHung  erljöät  ift. 

<8efttgttiffe  beS  3ta$f&ttbet£  ^fnflc^tlic^  be* 

<Pfattbe& 

®er  ?ßfanbfd£)ulbner  behält  in  feiner  Sigenfdfjaft  afö  ®igen* 
tümer  burd£>au§  bie  95erfügung8befugni§  über  baS  Sßfanb,  foroett 
biefe  nidfjt  bie  auf  ben  Sßfanboertrag  begrünbeten  ftntereffen  bc§ 
©läubigerS  oerletjt.  ®r  fann  cor  allem,  falls  ni<f)t  auSbrüdflicf) 
burdfj  ein  pactum  de  non  alienando  eine  äSeräufcerung  au§* 
gefd£)loffen  ift,  ben  ^ßfanbgegenftanb  oeräu&ern,  audf)  ofjne  (Sin* 
roiUigung  be§  ©läubigerS.  2)od^  f)at  er  hierbei  natürlich  bie 
Siedete  be§  ©läubigerS  ju  beachten,  er  barf  oor  allem  bei  bem 
SBerfauf  bie  S5erpfänbung  nid^t  oerfdfjroeigen,  er  fann  alfo  ben 
tßfanbgegenftanb  nur  cum  sua  causa  auf  bm  ©rmerber  über- 
tragen.*) 

93efu8ttiffe  be*  ©läubi^erä* 

3)er  5ßfanbgläubiger  ift  berechtigt,  ben  iljm  oerpfönbeten 
©egenftanb  roeiter  ju  ueepfänben  (fogen.  Slftetpfanb,  subpignus; 
pignus  pignoris),  rooburdf)  er,  ber  erfte  5ßfanbgläubiger  (9lften>er* 
pfänber),  bem  jroeiten  5ßfanbglaubiger  (Slfterpfanbgläubiger)  baS 
SRedfjt  einräumt,  ba$  ifjm  (bem  erften)  juftefjenbe  ^ßfanbred^t  aus» 
juüben.  infolge  ber  afyefforifdfjen  Sftatur  beS  ?ßfanbred^t8  mu& 
jebodf)  bie  gforberung  gleichzeitig  mit  oerpfänbet  merben.  Stodj 
fann  ber  Slfterpfanbgläubiger,  falls  er  nid^t  baS  *ßfanb  unter 
gleicher  gforberung  übernommen  §at,  nur  baS  von  xf)m  felbft  an 

l)  *%l  (StntenU,  $fanbred)t  6. 206 f.  u.  247 ff. 
•)  ög(.  (Sinteni*,  8iüilre*t '6.  644 f . 
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ben  Slfterpfänber  gemährte  Sarleljn  bem  *ßfanbfd(julbner  gegen- 
über geltenb  matten,  oorauSgef  etjt,  bafc  tf>m  baS  gef  amte  gforberungS* 
red)t  ni<f>t  auSbrüdflidfj  jugebiHigt  roorben  ift.1)  2)iefe  grage  ift 
uielfad)  beftritten.  *) 

Auf  ben  ©ebraud)  be§  SßfanbgegenftanbeS  f)at  ber  ©laubiger 
im  ßroeifel  feinen  SInfprudf)  unb  mad)t  fidf)  baljer  burdE)  roiber* 
rechtlichen  ©ebraudfj  eines  furtum  usus  fdjulbig.8)  3)odf)  ift  e§  ge* 
ftattet,  bem  ©laubiger  bm  ©ebraud)  ber  Sßfanbfadfjen  anftatt  ber 
SJinfen  auSbrüdflidf)  einzuräumen  (9Intid()refi§),  falls  baburdf)  nid^t 
sjinSToud&er  uerbeeft  n>irb.4) 

3ufatmnentrcffen  mehrerer  <pfatttoe$te« 

33eim  Sufatnntcntrcffcn  mehrerer  5ßfanbred)te  im  ßombarb* 
x>erfef)r  finb  folgenbe  jroei  §äHe  ju  unterf Reiben:  ®S  Ijanbelt  fid} 
entroeber  um  mehrere  oertragSmäfiige  Jßfanbretfjte,  n>aS  aber  f|ier 
nur  auSna^mSroeife  oorfommen  bürfte,  ba  e§  fid)  in  ber  SRegel 
nur  um  fjfauftpfanb  I>anbelt,  bann  entfd^eibet  ber  ©runbfatj  prior 
tempore  potior  iure,6)  ober  e§  trifft  ba%  oertragSmäfeige  mit 
einem  gefe^lid^en  (j.  83.  beim  Sombarbgefd^äft  mit  Steuern  be§ 
%i$tvß,  mie  j.  93.  8'öüz  bei  ftaufmannSgütern)  jufammen;  in 
biefem  gaUe  geljt  biefeS  aß  privilegiertes  bem  oertragSmäfeigen 
(einfachen)  ^fanbred^t  oor  (fiscus  semper  habet  ius  pignoris).  ®em 
giSfuS  gleidf)  fielen  ber  SRegent,  beffen  ©emaljlin  unb  ber  23jron* 
folger;  ein  biefen  nad^fte^enbeS  prioilegierteS  ^ßfanbred^t  §aben  u.  a. 
bie  ©täbte  roegen  ftäbtifd£>er  abgaben.6)  @inen  relatioen  SSorjug 
genießen  audf)  bie  Sßfanbredfjte,  beren  33efteHung  burdf)  öffentliche 
SRotariatS*  ober  burd)  oon  brei  unbefdjoltenen  Scannern  mitunter* 
fd)riebenen  Urfunben  beftellt  roorben  finb,  gegenüber  ben  prioat 
ober  urfunbSloS  beftettten.  *) 

l)  üßt.  €  i  n  t  e  n  i  * ,  3ürilred>i  €. 616;  berfelbe,  $faabred)i  €. 166-191. 
*)  ügt.  iicrju  €  o  %  m  *  ße$re  com  subpignus. 
*)  tgl.  Dernbutg,  $anb.  6.666;  Ärnbi«,  $anb.  €.710. 
4)  »gl.  €inteni*,  $anb.  €.259. 
»)  tg(.  Dem  ber  9  f  $anb.  6. 684 f. 

•)  dqI.  *rnbt*  €.721;  eisteni*,  Siüilrc^t  6.  652 f.;  $u$ta 
€.806  f. 

7)  tgl.  €  in  t  e  n  i  * ,  $<mb.  €.  658. 
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3)er  nadfjfteljenbe  5ßfanbgläubiger  fann  ebenfo  ben  Sefitj  be* 
anfprudfjen  unb  bie  Sßfanbflage  ergeben  rote  ber  oorfteljenbe.  3)od) 
ftef|t  immer  nur  letzterem  ba£  SBerfaufSredfjt  ju.  SnbererfeitS  fjat 
aber  ber  nad£)ftef)enbe  ©laubiger  beß  ius  offerendi  et  succedendi, 
rooburdf)  er  ben  oorftefjenben  abftnben  fann  unb  baburdEj  beffen 
diente  erlangt.  Slufcerbem  fteljt  i^m  ftetö  audt)  ba§  Stecht  auf 
ben  beim  SJerfaufe  burdfj  ben  üorfte^enben  ©laubiger  etroa  por* 
^anbenen  Überfdjuf;  be§  5ßfanberlöfe§  (hyperocha)  ju.1) 

^eftiebigung  be*  Ol&itbiger*  bu?$  3ta4attf  imb 

beffen  3Birätng* 

Srfolgt  nid^t  bie  rechtzeitige  ©inlöfung  be§  5ßfanbe§,  fo  fann 
ber  ©laubiger  (eine  SBefriebigung  au§  bem  ißfanbe  'fudEjen.  Süiefe 
mufc  jebodf)  burdf)  SBerfauf  be8  5ßfanbe8  erfolgen,  ba  ein  mit  bem 
Sßfanbfontraft  oerbunbener  SRebenoertrag,  bafy  bei  nidfjt  red)t= 
zeitiger  ,3af)Iung  baS  ißfanb  bem  ©laubiger  afö  Eigentum  jufatten 
foHe  (lex  commissoria),  burefj  bie  SReid^SpoIiäeiorbnung  oon  1577 
auSbrüdtticfj  ©erboten  unb  feine  SBirfung  baf>er  nichtig  ift")  S)o<f) 
ift  bamit  nidfjt,  bei  9tid()tjaf)Iung  ber  oerfid^erten  fjforberung,  ber 
SSerfauf  ber  ißfanbfacfje  junt  ©dfjätjungSroert  an  bm  $fanb* 
gläubiger  au§gefd^Ioffen.8)  ®a§  9tedf)t  auf  ben  SBerfauf  be§  <ßfanbe3 
(distractio  pignoris)  fetjt  ober  folgenbe  fünfte  oorauS: 

1.  SHd^tsa^Iung  ber  fälligen  ©dfjulb  (mora  solvendi).  (Sinb 
SRatenja^Iungen  ausgemalt,  fo  genügt  aud)  fd^on  bie  Sftidjtinne* 
Haltung  einer  SRate. 

2.  *ßfanbredf)tö;priorität  ift  erforberlidfj;  e§  barf  alfo  fein  cor* 
fte^enber  Sßfanbgläubiger  oor^anben  fein. 

3.  gaH§  betreffs  ber  «Seit  unb  ber  SIrt  unb  SBeife  beS  S3er= 
faufS  nid)t  oertragSmä&ige  33erabrebungen  getroffen  finb,  gelten 
folgenbe  ©runbfätje.  ©er  ©laubiger  mu&  bem  Serpfänber  auf 
geridjtlidfjem  ober  aufeergerid^tlid^em  SBege  Slnjeige  erftatten,  bafj 
er  bei  länger  auSbleibenber  ^aljlung  &en  33erfauf  be§  SßfanbeS 
oornef)men  werbe.   $ft  jebodf)  auSbebungen,  bafc  ein  SSerfauf  beS 

*)  ößl.  5Dernbutg,  $anb.  @.  688. 
*)  »gl.  ©inient*,  $fanbred)t  ©.255 f. 
')  ügl.  fcernbutg,  $anb.  @.670f. 
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^ßfanbeS  ntd)t  [tattfinben  bürfe,  fo  fjat  biefe  Stbmadfjung  nur  <jur 
3folge,  bafc  bie  Slnjeige  unb  3Jtaf)nung  breimal  in  angemeffenen 
3nrifd>enräumen  ju  erfolgen  ^at.1)  ©rfolgt  audf)  bann  feine 
fieiftung,  fo  fann  ber  ©laubiger  unter  $nnef)altung  ber  gefetj* 
liefen  gfrift  Don  jn>ei  $aljren,  bie  oont  Sage  ber  legten  Sinnige 
beginnt  aus  freier  §anb  unb  prioatim  ben  SBerfauf  oorne^men. 
@inb  biefe  93orfdf)riften  nid)t  beamtet,  fo  ift  ber  Verlauf  ungültig. 
JBehn  ©erlaufe  f)at  ber  ©laubiger  jebod)  ooU  unb  gang  baS 
$ntereffe  beS  SBerpfänberS  nadj  SRöglid^feit  n>al>rjunef)men,  in* 
fofern  ber  oon  iljm  oorgenommene  SBerfauf  als  in  beffen  Auftrag 
(gleid&fam  als  5ßrofurator)  *)  oorgenontnten  betrautet  n>irb. 

S)er  ©laubiger  mufc  als  SJerfäufer  bem  Räufer  baS  5ßfanb 
übergeben  ober,  falls  er  felbft  nid&t  im  83efitj  ift,  ü)m  biefeS  oer* 
föaffen  ober  baS  Siedet  auf  bie  fygpotljefarifdfje  Klage  abtreten. 
(Sin  unreblidfjer  SSerfauf  behält  jmar  feine  ©ültigfeit,  gibt  aber 
bem  JBerpfänber  einen  Slnfprud)  auf  ©d&abenSerfatj  gegen  ben 
©laubiger  unb  bei  beffen  Qnfotoenj  gegen  ben  etma  beim  33etruge 
beteiligten  ßäufer.8) 

$)urd)  ben  5ßfanboerfauf  erlifdfjt  jegliches  Sßfanbred&t,  fobalb 
ber  ©laubiger  $al)Iung  erhalten  ober  burdf)  feine  ©dfjulb  nidf)t  er» 
galten  ober  ben  Kaufpreis  frebitiert  §at,  n>aS  ftetS  nur  auf  feine 
eigene  ©efafjr  gefd£)ief)t.  2)urd)  bm  rechtsgültigen  Sßfanboerfauf 
überträgt  ber  Sßfanbgläubiger  frembeS  Eigentum  auf  ben  Käufer, 
idoju  er  fraft  ber  SBirfungen  beS  SßfanbrecfjtS  befugt  ift.  Unb 
jroar  überträgt  er  iljm  umoiberruflidjeS  Eigentum,  falls  er  nid^t 
etnm  beim  SSerfaufe  ein  3BiebereinlöfungSred(jt  jugunften  beS  33er* 
pfänberS  oorbeljalten  §at.4) 

©a*  mobente  £otttbarbgef$&fk 

3fn  fpäterer  «Seit  bilbete  fidf)  ein  befonberer,  oon  ben  ßom* 
barben  felbft  wenig  ober  gar  nicf)t  betriebener  Stoeig  ^e§  ßombarb* 
gefd&äfts  auSr  nämlid)  bie  33eleil)ung  oon  ßaufmannSgütern,  bie 


l)  ogl.  ©tnieniS,  $fanbred)t  ©.  506f.;  »tnbfdjetb  ©.770 f. 

»)  ogl.  $ud)ta  €.319. 

•)  bgL  ©  i n  t  e« i  *,  dibilre^t  <3.  241  f. 

4)  »gl.  5Dembnrg,  $anb.  6.  778f. 

•riet.  3 
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bann  im  19.  :3af)rfjunbert  faft  auSfdfjüefclidf)  burdf)  SBanfen  oor* 
genommen  tourbe.  3)er  llmfat}  oon  ftaufmannSgütern  fing  an 
mit  bem  llmfat;  t>on  ©elb  $anb  in  #anb  ju  geljen.  3)er  ©runb 
berartiger  Sombarbierungen  liegt  ^aixptfäd^Iid^  in  bem  Streben 
ber  ßaufleute,  fid)  ju  weiteren,  für  iljren  gangen  ©efd)äft§betrieb 
notroenbigen  ©infäufen  Kapital  ju  oerfdf)affen.  Sie  maren  alfo 
beftrebt,  iljr  ©tammfapital  mögli<f)ft  intenfio  auSjunütjen  unb 
mit  oerf)äItm§mä{jig  toenig  SBaroermögen  grofce  Söarenumfälje  ju 
erzielen.  @8  ^anbelte  fid)  alfo  lebigfidf)  um  Jßrobuttinfrebit,1)  im 
©egenfat}  gu  bem  aföffonfumfrebit  ju  bejeidfjnenbenSombarbgefd)äft 
be§  9JKtteIatter§.  $n  größerem  Umfange  mürben  biefe  ßrebit* 
gefdfjäfte  junädfjft  in  Shtglanb  unb  gfranfreid),  ben  im  18.  unb 
ber  erften  #älfte  be§  19.  $af)rfjunbert§  bebeutenbften  ^anbete* 
ftaaten,  betrieben,  roo  man  fie  als  „93orfd()üffe"  (advances,  avances) 
Begegnete,  b.  f}.  SBorfdfjüffe  in  Sejieljung  auf  ben  beoorfteljenben 
SBerfauf.  Qn  ©nglanb  fudfjte  fogar  bie  ^Regierung  biefe  Sßorfdfjufj* 
gefd^äfte  ju  förbem,  inbem  fie  anfangs  be§  porigen  $af>rl}unberte 
bie  „33anf  oon  ©nglanb"  annrieS,  SBarenoorfdfjufjgeföäfte  ju 
madtjen,  unb  bie  Sanf  errichtete  ju  biefem  Qxoedt  9lu§fd£)üffe  in 
3Rand)efter,  ©Ia§goro,  O^effielb,  Sioetpool,  33irmingf)am,  ^ubberS- 
fielb,  ®unbee  unb  ÜRornridf)  unb  beließ  bort  lagernbe  SBaren  in 
beftimmter  $öf)e.  *)  9lud)  einen  ©rlafj  jur  ©rleicfjterung  ber  Som* 
barbierung  oon  SBaren  erließ  baS  englifdje  Parlament,  inbem  e§ 
bie  SSerpfänbung  ber  SBaren  burdE)  93erlabung§fdf)eine  unb  Sager* 
fdfjeine  (Söarrantö)  ufro.  geftattete*):  „It  was  enactod  that  persons 
in  possession  of  bills  of  lading,  Warrants  etc.  shoold  be  deemed 
owners  of  the  goods  tberein  mentioned,  so  far  as  to  make 
valid  any  contracts  for  the  advance  of  money  tbere  upon  by  the 
Bank  of  England".  2)urdj  berartige  S5ecpfänbung  ber  SCBaren 
mittels  ber  Sager*  unb  Sabefdjeine  mar  gleidfjfam  ein  natürlicher 
Übergang  ber  Sombarbierung  non  SBaren  ju  ber  non  SBert* 
papieren  gefdjaffen.  Sie  burdf)  ben  im  19.  $aljrf)unbert  fid)  ent* 
nridfelnben   8Iuffd^roung   ber  ftnbuftrie  un&  ©elbnrirtfdfjaft  ent* 

l)  Der  ttitöbrucf  ift  in  bem  öon  2B  a  g  n  e  r  gegebenen  Shtne  aufouf äffen; 
ößl.  @4ön6erg*  fcanbb.  9b.  1  2.  fcufl.  @.  400. 
*)  ügl.  ©ilbart  »b.  1  ©.68. 
3i  Xcrfclbe  a.  a.  O.  ©.  09. 
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ftanbenen  jaljlreidfjen  SBertpapiere  (©ffeften)  ber  oerfdfjiebenfteu 
8lrt  brauten  audf)  einen  gang  bebeutenben  Sluffcfymung  beS  ßom* 
barbgefdEjäftS  mit  fid),  inbem  fid^  biefeS  audf)  auf  fie  erftedfte. 

Wlan  tarnt  xotibji  fagen,  bafc  mie  baS  mittelalterliche  ßombarb* 
gefd^äft  oon  ben  Italienern,  bem  bamalS  an  erfter  ©teile  fte^enben 
#anbelSooß,  fo  mürbe  baS  moberne  ßombarbgefdfjäft  üornefimlidf) 
burrf)  gran^ofen  unb  ©nglänber  entmiefeit  unb  jur  SSlüte  ge- 
braut. 83ereitS  im  preufj.  ßanbredfjt  mürben  berartige  ßombarb* 
gefd&äfte  berüdffid£)tigt,  mie  aus  ben  meiter  unten  folgenben  9lu3* 
fü^rungen  ju  erfe^en  ift. 

#anbelSgefei}Kd)  geregelt  mürbe  baS  moberne  ßombarbgefd()äft 
juerft  in  granfreid^  im  code  de  commerce  o.  15.  9.  1807,  mo  eS 
als  faufmännifd^eS  $anbelSgeftf)äft  berüdffidfjtigt  mirb.  Qn  3)eutfdj* 
lanb  mar  bieS  erft  1861  im  aUgem.  beulten  $anbelSgefetjbud} 
buref)  bie  ergänjenben  SBeftimmungen  ber  §§  309 — 312  ber  gaU. 
3)urd)  baS  SBanfgefetj  o.  14.  3.  1875  mürben  bie  für  ben  ßom* 
barboerfe^r  bei  ber  SteidfjSbanf  jugelaffenen  5ßfanbobjefte  in  §  13 
tEbf.  3  feftgefetjt,  morauS  ber  irrige  ©dfjluft  gebogen  morben  ift, 
baf;  bie  SRatur  beS  SßfanbobjeftS  allein  auSfdfjtaggebenb  märe 
bei  ber  Unterf Reibung  von  SSanflombarb  unb  5ßf anbiege.1)  ®er 
§  13  beS  SBanfgefefceS  ift  nur  als  5ßrimleg  ber  SReid)Sbanf  ju  be= 
trauten.  9tod(j  meniger  aber  bürften  bie  „SBebingungen  beS  Com- 
barbgefd^äftS  ber  SReidfjSbanf"  als  aHgemeinoerbinbiidf)  angefeljen 
merben.  SDiefe  finb  tnelmeljr  oöHig  prioater  Statur.  3)aS  neue 
^anbelSgefefcbudf)  o.  10.  5. 1897  bezaubert  nid^t  allgemein  baS  oer* 
tragSmäfeige  ^ßfanbred^t,  fonbern  oermeift  im  mefentlid&en  auf  bie 
SSorf Triften  beS  mit  i§m  im  ftaljre  1900  in  ftraft  getretenen 
{Bürgerlichen  ©efetjbud&eS. 

93efonbetc  toefettttt$e  <£igettf$aftett  be*  mobentett 

£ombatbdef$ftft& 

3)aS  moberne  ßombarbgefd)äft  Ijat  ben  ßmeef,  ben  SBerfauf 
Don  SBaren  unb  SBertpapieren  bei  eintretenber  ©elboerlegen^eik 
ju  einem  ungünftigen  Sermine  ju  oermeiben.    3)er  Eigentümer 

*)  $er  bie*bqfiglid)en  Unterföeitangftmerfmale  toitb  toeiter  mtten  etngdpnb 

drwdljmuig  getan. 

3* 
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tdüI  fidfj  alfo  in  jjebcm  gaUc  oor  einem  SBerlufte  Bewahren,  inbem 
er  entmeber  jum  SSertauf  eine  günftigere  ßonjunftur  abwarten 
ober  ba§  Sßfanbobjeft  (fpegiett  ©ffeften)  afö  Kapitalanlage  bei« 
behalten  nritt,  baS  fpäter  jurüdtjufaufen  oielleid&t  nur  ju  einem 
bebeutenb  Pieren  Sßrctfc  möglid)  märe.  Sfafcerbem  bietet  eS  im 
©egenfat}  jum  SReportgefdfjäft  ben  SBorteit  ber  (Steuerfreiheit  (in 
S)eutfdjlanb  mit  SluSna^me  von  Sägern),  ba  e§  nid^t  afö  2ln* 
fd&affungSgefdfjäft, x)  fonbem  afö  2)arlel)n§gefdfjäft  aufeufaffen  ift; 
n>a§  befonberS  bei  großen  Umfätjen  erljebttdfj  ift.  ®§  ift  bemnad) 
unter  bie  &rebitgefd)äfte  einzureiben.*)  3)enn  bafc  ber  roefent* 
liefere  Seil  be£  Sombarbgefd&äftS,  ba£,  mie  bereits  gejagt  <ni8 
einer  fiombination  oon  2)artef)n  unb  gauftpfanbbeftettung  be* 
ftef>t,  ba§  3)arlel}n  (ber  ftrebit)  unb  nid&t  bie  ^ßfanbbeftettung  ift, 
erbeut  fd)on  barau§,  ba$  e§  einerfeite  bem  ©elbfudfjenben  nur  um 
Erlangung  beS  ©elbeS  ju  tun  ift  anbererfeits  aucij  ber  (Selb* 
perlener  junäd&ft  nur  bie  jinSbare  Anlegung  feines  ftapitafö  im 
Sluge  f)at  unb  audf)  für  i^n  bie  ^ßfanbbefteHung  jur  Sicherung  beS 
3)arlef)n§  jtoar  afö  fe^r  mistiger,  bodf)  erft  afö  jtoeiter  ?ßunft  in 
JBetrad)t  fommt.  SGBenn  man  nun  oielleidjt  einmenben  roottte, 
bafc  bie  3)arlel)n§f)ingabe  bod£)  erft  auf  ©runb  ber  ^fanbbefteQung 
erfolgt,  u>a§  in  Sejieljung  auf  baS  .ßuftanbefommen  beS  ganzen 
©efd&äftS  feineSroegS  ju  beftreiten  ift,  fo  ift  bie  ?ßfanbbeftelhmg 
bennod)  nidfjt  afö  ber  roefentttdfjere  Seftanbteil  beS  ßombarb* 
gefd)äftS  ju  bejeidfjnen.  &wax  ift  anjuerfennen,  bafc  bie  ?ßfanb* 
befteHung  jur  SBittenSeinigung  in  SBejie^ung  auf  baS  ganje  ®e* 
fc^äft  erforberüdfj  ift;  bie§  ift  aber  minbeftenS  in  gleitf)  ^o^em 
2Jiaj$e  bei  ber  3)arIef)n£E)ingabe  ber  %aü.  3)a£  eine  ift  gleidfjfam 
ba£  ©rforberniS  für  baS  anbere.  tiberbieg  ift  aucij  in  ber  Sßraji* 
bie  Übergabe  be§  $fanbe§  (befonberS  bei  SBertpapieren)  mit  ber 
Eingabe  beS  3)arleljn§  gleichzeitig  ju  beulen.  Safe  bie  meiften 
rechtlichen  folgen  aus  bem  ßombarbgefdfjäft  fi<§  an  ba£  ?ßfanb* 
redfjt  fnitpfen,  fprid^t  nidfjt  bafür,  bafc  bie  *ßfanbbeftettung  ber 
n>ef  entfiedere  Seil  fei,  um  f o  roeniger,  afö  fie  f aft  alle  fid£)  im  ©runbe 


l)  ügl.  Dtto-SBatfd&auer  in  ©d)an^'  ttt($.  ©.  65. 
*)  3n  ben  Definitionen  toirb  balb  ba£  Darleljn,  6a(b  bie  Serpf&nbung  al* 
#auj>tbefianbteü  betont;  ogl.  au$  <So$n  a.  a.  D. 
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bocf)  auf  baS  3)arlel>en  ftütjen.  S3or  allem  aber  tritt  bte  9ted)t8* 
traft  beS  ?ßfanbred)tS  ftetS  erft  nad)  erfolgter  3)arlef)n8l)inga6e 
ein.  ®a  alfo  baS  3)arlel)tt  als  baS  roefentlidjere  2Homent  ju 
bejeid)nen  fein  bürfte,  fo  ift  baS  ßombarbgefd)äft  ju  ben  ftrebit* 
gefd&äften  unb  als  foldfjeS  audfj  ju  ben  2Eftiogef djäften1)  ber  Saufen 
ju  rennen.  3)aS  moberne  Sombarbgefcpft  ift  ferner  gleichfalls 
ein  ©efd&äft  beS  SfteaOrebitS,  *)  benn  bei  Prüfung  ber  @id)erf)eit 
für  baS  ju  gebenbe  3)arlel)n  fommt  eS  weniger,  mitunter  oiel* 
leicijt  gar  nid)t  auf  bie  Sßerfon,  b.  I).  bie  ga^IungSfä^igfeit  beS 
©d^ulbnerS  an,  aß  oielmeljr  l)auptfäd)li<i),  wenn  nidfjt,  auSfd)lie&* 
lidf),  auf  ben  SOBert  unb  bie  ©üte  beS  ^ßfanbeS.8) 

@S  fommen  als  lombarbierungSfäfjige  ©egenftänbe  §anbelS* 
üblid)  ©belmetatte,  Sttünjen,  SBertpapiere  unb  ÄaufmannSroaren 
in  33etrad)t  Sei  letzteren  nrirb  oor  allem  ju  Berüdtfid^tigen  fein, 
ob  fidf)  baS  *ßfanb  für  eine  längere  Sfofberoaljrung  überhaupt 
eignet  (3.  33.  ©etreibe,  fiaffee,  gudter  ufro.  gelten  als  geeignet,  ba* 
gegen  bürften  3.  83.  frifdfje  fjrüd^te,  nrie  Äpfel,  JBirnen,  9tpfelfinen, 
fonrie  bie  meiften  ßäfearten  als  ungeeignet  ju  bejeid^nen  fein), 
bann  aber  audf),  imoieroeit  ber  SDBert  beS  ?ßfanbeS  ÄurSfd&roan* 
Jungen  unterworfen  ift.  @o  roerben  SBaren  oon  ber  9teid)8banf, 
naef)  ber  fidf)  übrigens  f aft  alle  9totenban!en  nrie  größere  *ßrioat* 
banlen  im  n>ef entließen  rieten,  nur  bis  Ijöd&ftenS  */•  &**  Ses 
f Laoten  SBerteS  beliehen.4)  ©ei  ©ffeften  unterf Reibet  bie  Sieid&S* 
banf  gmei  ßlaffen,5)  oon  benen  bie  erfte  mit  */„  bie  jioeite  mit 
Vt  i^teS  ßurSmerteS  beliehen  toirb.  ?ßrioatbanlen  belegen  jebodfj 
im  allgemeinen  etmaS  f)ö^er  als  bie  9tei<$Sbanf,  bod)  gilt  aß 
Selei^ungSgrenge  aller  ?ßfanbobje!te  emfc^IiegCic^  ber  ©belmetalle 
50— 95°/0  beS  ßaufioerteS  ober  ÜPtorttpreif eS.  ^  ftnbuftriepapiere, 
bie  bei  ber  Steid&Sbanf  aüerbingS  nidjt  lombarbfäljig  finb,  ^  merben 


l)  Dßl.  6  a  l  i  n  ö  a.  q.  D.  @.  102  unb  ©  a  9  n  c  r  in  $ot|enbocffd  8U$tf * 
Uffba  @.  861. 

■)  ogL  ftnie»,  Gelb  unb  «rebtt  »b.2  <S. 106. 

8)  Dftt.  D  6  ft ,  Gelb-,  Banf-  unb  Mtfenttefen  6. 157. 

4)  ogl.  D  b  ft  a.  a.  O.  6. 158. 

*)  bgl.  ©alinß  a.  a.  O.  @.  581  n.  584. 

•)  t)ßl.  Dtto-fBatf c^auec  in  Scftana'  «t$.  6.66. 

*)  Dg!,  ^anfgefet  §  18  Hbf.  8. 
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mit  60 — 65°/0  tf)te§  SBerteS  Beliehen;  bagegen  beleihen  bie  beiitföen 
<£ffeftenbanfen  bic  oon  ber  SReidfjSbanf  jum  ßombarboerfeljr  ju* 
gelaffenen  ©ffeften  bis  ju  80°/0  iljreS  flurSroerteS. 

(Sin  llnterfdfjieb  in  ber  §ö^e  ber  93eleil)ung  roirb  and)  ämifdfjen 
auSlänbifdfjen  unb  inlänbifd£)en  SCBertpapieren  gemadjt,  berart,  bafc 
man  bie  auSlänbifd)en  niebriger  beleiht,  tuobei  man  natürlich 
aud)  nrieber  bie  ©üte  beS  eütjelnen  Rapiers  berüdffidfjtigt.  9iad^ 
allem  biefem  ergibt  fid),  bafe  eS  beim  ßombarbgefd&äft  l)anbel8* 
üblid)  ift,  bafc  baS  gemährte  ®arlef)n  ben  SSBert  beS  ?ßfanbeS  nidjt 
erteilt  gür  ben  juriftifdfjen  Segriff  beS  ßombarbgefd&äfteS  ift 
jebod)  bie  §ölje  ber  99eleif>ung  beS  SßfanbgegenftanbeS  im  95er* 
pitniS  ju  feinem  SDBert  gleichgültig.  SDBenn  93  r  u  n  n  e  r  (in  ®nbe* 
mannS  §anbbud)  99b.  2  ©.  209)  fagt,  bie  oom  ^ßfanbgläubiger  ju 
Sßfanb  genommenen  Rapiere  roerben  oon  oornfjerein  nur  bis  $u 
einer  genriffen  §ölje  beliehen  unb  bem  ßombarbeur  ftef)t  beim 
©inf en  beS  ÄurfeS  ein  fofortigeS  ÄünbigungSred)t  ju,  beffen  9luS* 
Übung  bie  gäHigfeit  ber  2)arIeljnSforberung  herbeiführt,  falls  nicljt 
pom  $fanbfd)ulbner  burd)  rechtzeitige  9tad(jfd)üffe  an  ©elb  ober 
gleichwertigen  papieren  baS  urfprünglidje  93erf)ältni8  mieberljer* 
gefteHt  nrirb,  fo  ift  bieS  nid)t  als  gefe^Iid^e,  fonbern  nur  als 
oertraglidEje  (SHgentümlid&leit  beS  ßombarbgefd&äftS  aufoufaffen. 
99 runner  beruft  fidfj  (in  9lnm.  10)  babei  auf  Steid&Sbanfgefetj 
§  20  (3eitfd&r.  f.  #R.  99b.  23  99eilagel)eft  <§.  254  ff.)  unb  Salin g 
(99örfenpapiere  99b.  1).  ©ine  99egrünbung  mit  §  20  beS  99anfe 
gefefceS  ift  nid)t  red&t  oerftänbftdfj ,  ba  biefer  ^ßaragrapf)  lebiglid) 
von  ber  93erfaufSberedfjtigung  Ijanbclt,  falls  ber  @<$utbner  eines 
im  Sombarboerfe^r  gemährten  ©arle^nS  im  93erjuge  ift.  #m 
93erguge  befinbet  ftcf)  ber  ßombarbfd&ulbner  aber  nur,  roenn  bie 
für  baS  ßombarbbarle^n  feftgefefcte  fjrift  oerftridfjen  ift,  ofjne  bafe 
eine  ^Prolongation  ftattgefunben  fjat,  ober  fonft  eine  red)tlicf)  be* 
grünbete  ßünbigung  erfolgt,  unb  bie  Sa^Iung  nidEjt  geleiftet  ift. 
2)iefeS  oorjeitige  ÄünbigungSred&t  ift  aber  felbft  bei  ber  Steigs» 
banf  audfi)  lein  gefetjlidjeS,  oielmeljr  grünbet  eS  fi<§  auf  §  2  ber 
99ebingungen  beS  ßombarbgefdfjäftS  ber  SteidjSbanf,  benen  fid) 
jeber,  ber  mit  ber  SReidfjSban!  in  ßombarboerfe^r  tritt,  §u  unter* 
roerfen  f)at.  9Rad)  biefen  99ebingungen  behält  fidfj  bie  JReicIjSbanf 
oor,  baS  3)arlet)n  an  jebem  Sage  oljne  flünbigungSfrift  jurütf* 
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juoertangen;  anbererfeit§  ift  nad)  §  15  ber  SBebingungen  bei  bet 
Sombarbierung  oon  SBertpapieren  ber  33ecpfänber  beim  ©ütfen 
be§  ßurfeS  be§  oeepfänbeten  SBertpopiereS  um  minbeftenS  5% 
audj  t>erpflid(jtet,  binnen  3  Sagen  bie  urfprünglid)e  ©idfjerljeit  ba* 
burd)  nHeber^erjufteUen,  bafe  er  nadj  2Baf)I  ber  9teid)§banf  ent* 
lieber  eine  oerf)ältni§mä&ige  Slbfd^lag^a^lung  madjjt  ober  ba§ 
Untetpfanb  auf  ba§  urfprünglid)e  SSerfjältniS  erl)öf>t.  $n  allen 
biefen  gäüert  ber  oorjeitigen  Äünbigung  fjanbelt  e§  fid£)  aber  audj 
bei  ber  SReidfjSbanf  nur  um  ein  oertraggmäfcigeS,  fein  gefefclid)e§ 
ßtinbigungSred&t,  ba  ifjre  „SBebingungen  be£  8ombarbgefcf)äft§" 
nid&t  als  ©efefc,  fonbern  nur  ate  für  alle  ßombarbgefd)äfte  geltenbe 
SJertragSgrunbfätje  anjufeljen  finb.  3)ie  bei  ©aling  ermähnten 
täglichen  ßünbigungSredfjte  im  2faHe  ber  SDBertminberung  bei 
anberen  SBanfen  grünben  fid)  gleichfalls  nur  auf  oorfjerige  oer* 
tragSmäfcige  Slbmadjungen  (bie  meift  auf  bm  Sombarbfdjeinen 
üermerft  finb),  bie  im  ßombarbx>erfef)r  jnrifdEien  SanfierS  unterem* 
anber,  mo^l  aud)  ftiUfdfjroeigenb,  al§  f)anbefögebräucljlid(j  (Ufance), 
nid)t  aber  als  gcfc^lidf)  ober  aud)  nur  geroof)nf)eit§red)tlid(j  be* 
grtinbet  aufjufaffen  finb.  Sfodfj  fprid^t  bie  SßrajiS  bagegen,  baf$ 
bie  Sßfanbobjefte  ftets  nur  ju  einer  geroiffen  Äur§f)ölje  beliehen 
werben;  benn  guten  girmen  roerben  bei  täglicher  ßünbigung  häufig 
$arlef)n  gegeben,  bie  ben  ungefähren  ÄurSmert  erreichen.1) 

äfod)  bie  nad)  heutigem  9ftetf)t  auf  ©runb  beS  §  1219  »®93. 
bem  ßombarbeur  juftefjenbe  93erfauf§bered£)tigung  bei  broljenbem 
ÜBerberb  be§  $fanbe§,  roefentlid)er  SDBertminberung  ober  ©ütfen 
beS  ?ßreife§,  rooburd)  bie  ©id)erljeit  be§  SßfanbgläubigerS  gefäf>rbet 
wirb,  ift  ntd&t  eine  bef onbere  ®igentümlid)feit  be§  ßombarbgefdfjäftS 
unb  bewirft  überbieS  audf)  feineSmegg  bie  gälligfeit  be§  ßom* 
barbbar  lefynS ;  oielmefjr  bleibt  ba§  alte  9tedfjt§oerf)ältni8  weiter 
befielen,  inbem  ber  @rlö§  an  bie  ©teile  be§  «ßfanbeS  tritt  (§  1219 
8lbf.  2).  @3  ift  bemnaef)  bie  £ö§e  be§  <Sarlel)n3  im  Servitute 
jum  SBert  be§  *ßfanbobjefte§  nidjt  als  (Sffentiale  be§  ßombarb* 
gefd)äft§  in  juriftifd)em  ©inne  ju  bejeidjnen.*) 


l)  bg(.  Saline  a.  a.  O.  6.  371. 

*}  tgl.  au$  Cofjn  in  Qnbemaim*  $anb&.  a.  a.  0.  3. 992. 
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2)aS  3)arlel)n  tft  beim  ßombarbgefdfjäft  ftetS  ein  oeräinSlid>e3, 
berat  baS  ßombarbgefdfjäft  ift  $anbel3gefd)äft  unb  fefct  als  fold>e£ 
ftetS  ®enrinnabfid)t x)  oorauS,  bte  fid£)  fjict  aber  nur  auf  bte  ßmfen 
erftredten  fann.  3)ie  beim  ßombarbgefd&äft  ju  entrid&tenben  ^infen 
finb  ftetS  poftnumeranbo  ju  jaljlen.8)  Sei  ber  9teid)Sbanf,  bie 
übrigens  nur  ßombarbbarleljn  oon  mtnbeftenS  500  9Rt  erteilt, 
ift  ber  ßombarbäinSfufc  faft  ftetS  um  genau  1%  Ijöfjer  als  ber 
SBedfjfelbiSfontfafc  unb  roirb  ftetS  Dörfer  öffentlich  befanntgegeben, 
roäljrenb  bei  ben  anbern  Saufen  ber  ßombarbjinSfu&  häufig 
niebrtger,  oft  aber  aud)  bebeutenb  !)öljer  als  bei  ber  9tei$Sbant 
ift,  roaS  fid)  gang  nadfj  bem  9HangeI  ober  Überfluß  an  ©elb  ber 
einzelnen  Sanfen  rietet  3)ocij  roerben  Sßrioatbanfen  bei  ber 
Sombarbierung  aud)  trotj  leeren  «BinSfufceS  meift  beoorjugt,  weil 
bie  9teid)Sbanf  Sffeften  nad)  bem  Urteil  ber  SBörfe  ju  niebrig 
beleiht3)  gür  tägliches  ©elb  ift  ber  ßombarbäinSfufc  aufeer  um 
Ultimo  meift  niebriger  als  ber  3)iSfontfatj  ber  JReid£)Sbanf  fomo^t 
als  ber  Sßrioatbanfen.  9tad)  einer  Ufualinierpretation  beS  §  15 
beS  SanfgefetjeS  Ijält  fid)  aucij  baS  Steid^Sbanfbireftortum  für  be= 
red£)tigt,  in  einzelnen  gälten  ju  einem  niebrigeren  Sßrojentfatj  als 
bem  öffentlich  befanntgemadfjten  SBedfjfel  ju  bistontieren  ober 
Sombarbbarle^n  ju  erteilen.4)  35er  für  baS  ßombarbbarlefjn 
ftetS  f|ö^er  als  ber  2Bed)felbiSfontfat}  geforberte  «SinSfufc  *rffört 
fid£)  aus  ber  größeren  SRüfieroaltung,  bie  baS  ßombarbgefd)äft 
burd)  bie  Slufberoaljrung  ber  Sßfanbobjefte,  bie  bauernbe  SDBert* 
fontrotte  unb  bie  menigftenS  hn  allgemeinen  eintretenbe  relatioe 
Unberoeglid)feit  beS  ßapitalS  für  ben  3)arlef)nSgeber  mit  fid) 
bringt5) 

SBaS  bie  ©auer  beS  Sombarbgefd^äftS  betrifft,  fo  ift  ju  f  agen, 
bafc  eS  burdfjroeg  ein  turgfriftigeS  SJarlefjnSgefdfjäft  ift.  (£S  ift 
nidfjt  ber  Qmd  beS  ßombarbgefdfjäfts,  2>arlef)n  auf  lange  3e^t 
ju  gewähren,  fonbern  bei  eintretenbem  ©elbmangel  ju  nur  Darüber* 


l)  ügl.  SB.  Gnbemann,  $eutfdj>e*  $anbe(d-,  »e$fcl-  unb  ®eerec$t  1881 
$b.  1  6.  71. 

')  ögl.  ©aling  a.  a.  0.  6.  372. 

1  ügl.  ber(.  a.  o.  O.  6. 378. 

*)  ügl.  Sab  anb  a.  a.  0.  ©b.  2  @.  145. 

•)  »gl.  Dtto-Sar  flauer  in  Sd^an^  Ätdj>.  a.a.O.  @.  6*. 


—    33    — 

» 

gefjenber  9IuSf)ilfe.  3)ie  3teid)Sbanf x)  fotoie  jaljlreidje  anbere 
Saufen  gewähren  ßotnbarbbarlc^n  auf  beliebige  griften,*)  bod) 
nur  bis  ju  brei  SDtonaten.  Sfodj  bei  ßombarbbarle^n  mit  feftem 
3tütfäal)IungStermin  geftattet  bie  SReicfjSbanf  ieberjeit  eine  frühere 
SRücfja^Iung,  bod)  behält  fie  fid)  U>rerfeitS  audj  jebetjeit  bie  3Rücf= 
oerlangung  cor.  Qu  allen  fallen  pflegt  baS  3)arlel)n  aber  ein 
furjfriftigeS  gu  fein,  obwohl  Prolongationen  (meift  ftiHfdjweigenb) 
häufig  oorfommen. 

©et  Hntetfc^ieb  »ott  93ftttftomfrarb  unb  ^attbtetye* 

SBenn  baS  3)arlet)n  gegen  Secpfönbung  beweglicher  Sachen 
als  ßombarbgefd)äft  aufgefaßt  werben  foll,  fo  fetjt  eS  in  erfter 
Steige  als  ©arleljnSgeber  einen  ßaufmann  oorauS ; 8)  aufcerbem  ift 
eS  nur  bann  als  @runbf)anbelSgefd)äft  (als  relatfoeS  im  Stnne 
beS  alten  ^anbelSgefetjbudjS)  ju  betrauten,  wenn  eS  Sanfter* 
geföäft  ift.*) 

@S  ift  l)ier  nun  bie  oielumftrittene  grage  über  ben  Segriff 
beS  San!gefd)äftS  gu  beantworten,  ber  oon  oielen  Seiten  für  nid£)t 
fijierbar  bejeidjnet  wirb,  ba  er  mit  ben  8lnfd)auungen  beS  Ser* 
fe^rS  wedjfle.5)  Salb  wirb  als  §auptmerftnal  ber  bem  Sanfter* 
geroerbe  eigentümliche  ©efdjäftSbetrieb 6)  bejeidjnet,  was  aber  als 
nid£)t  Hare  unb  feftbegrenjte  SegriffSbeftimmung  ju  oerwerfen  ift, 
baß)  wirb  ber  burdj  bie  Saufen  betriebene  Umlauf  oon  ©eibern,7) 
bie  ®elboermittIung,  als  baS  djarafteriftifdje  ÜJierlmal  ber  Sanfen 
bejeid&net  ®iefen  (Stanbpunft  oertritt  unb  begrünbet  befonberS 
$  r  i  c  e  in  f e§r  ausführlicher  unb  intereff anter  SBeif e,  bodj  ift  feine 
Definition,  bafc  ber  Sanfter  ber  tatfäd&Iüfje  Sermittler  jwifdjen 
jmei  $auptperfonen  fei,  ju  weit  gefaxt,  benn  nadj  biefer  Ijätte 

l)  tgl.  »anfgefefc  §  13  Äbf.  3. 

*)  Vud)  ifiglidj>e  ©eiber,  b.  $.  (Belbbarie^en  mit  tfiglia^et  Äflnbigung,  im 
©egenfafc  30  benen  mit  fefkm  %ttmin  (fae*  ©elb). 

•)  tgl.  (Sof  act  a.  a.  O.  ©.  337. 

4)  bßl  Qotn  in  (Enbemann*  fcanbb.  a.  a.  D.  6. 968. 

ft)  tgl.  3) ü r i n g e r  n.  §  a  d>  e  n  b  u  rg  a.a.O.  Bb.  1  6. 82. 

•)  ©ie  bei  3)  e  r  11  b  n  r  g ,  $reu|.  $rit«.  9b.  2  @.  17  (1887).  »gl.  ana)  SRot. 
fr  a.  $<»».  au  «rt.  272  TOf .  2. 

7)  tgl.  $rue  a.a.O.  6.94. 
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aud)  jeber  ©elbgefd)äfte  oermittelnbe  Slgcnt  SBanfiereigenfd&aft, 
fobalb  ba§  oermittelte  ©elb  burd)  feine  $anb  geljt 

5)ie  oon  3)üringer  unb  #adfjenburg  (83b.  1  S.  32f.)  ge* 
gebene  SegriffSbeftimmung  be§  Sanfgefdjäfte  ift  toegen  ber  3n>eU 
tettung  (atoei  ©ruppen)1)  als  unooffifommen  ju  bejeid)nenr  um 
fo  meljr,  als  baS  in  ber  afö  atoeite  ©nippe  ber  »egriffSbeftimmung 
ermähnte  getoerbgmäfcige  Slbfdjlie&en  oon  3)arlef)n§oerträgen  in 
Sejie^ung  auf  feine  SBirfung  audj  in  bie  erfte  ©rnppe  einjurei^en 
tft  3)enn  jebeS  3)arleljn,  ob  oertragSmäfcig  ober  nidjt,  ift  aud)  aß 
Sttnf Raffung  ober  SBeiteroeräufcerung  oon  ©elb  ju  betrauten,  je 
nadjbem  ob  ber  Sanfter  afö  ©laubiger  ober  ©djulbner  auftritt. 
Unb  audj  bei  ber  S3eleif)ung  oon  Immobilien  (^gpot^efenfteHung) 
fann  man  fotoof)!  einerfeite  oon  Slnfdjaffung  oon  SBertpapieren 
(#gpotljef enbrief),  *)  als  audj  anbererfeite  oon  SBeitoeräufcerung 
oon  ©elb  (§t)potljefenbarleljn)  fpred)en.  3)emnadj  bürfte  ba3 
SBanf gef d)äft  a  l  f  o  bie  getoerbSmäfeige,  ben  ©elbumlauf 
betoirfenbe  Slnfdjaffung  unb  SBeiteroeräufcerung 
oon  SBertpapieren  unb  ©elb,  fei  e§  für  eigene,  fei 
e§  für  frembe  SRedjnung,  fein. 

®  o  Ij  n  fagt  in  ©nbemannS  ftembb.  »b.  3  <§.  988 :  „S)aS 
UnterfdjeibungSmerfmal  jmifd^en  SBanflombarb  unb  ^ßfanblei^e 
liegt  toeber  in  ber  tedjnifdjen  ©efdjäftefüljrung,  nocij  in  bem 
SRedjtödjarafter  be§  Vertrages,  not§  in  ber  2lrt  beS  ßßrobuftio* 
ober  ftonfumtio*)ftrebite,  bem  ba§  ©efd)äft  bienen  foH,  nodfj  in 
ber  SBenutjung  ober  Sftidjjtbenutjung  fremben  flapitafö,  nod)  in 
ber  SBereinjelung  ber  ?ßfänber,  fonbern  in  ber  Statur  be§  Sßfanb* 
obieftS".  ©iefer  Slnfidjt  SoljnS  ift  nid)t  in  allen  fünften  bei* 
juftimmen.  SBoljI  fann  bie  Statur  be§  Sßfanbobjefte  in  manchen 
gälten  allein  bafür  entf d)eibenb  fein,  bajj  eS  f  e  i  n  SBanf  lombarb* 
gefcf)äft  ift,  nid)t  aber,  ob  e§  ein  93anflombarbgefd(jäft  ober  ein 
95fanbleiljgefdjäft  ift     SDBenn  jemanb  j.  83.  unter  SBerpfänbung 


*)  $üringctu.  §ad>enbutg  führen  av&:  $a*  Sanlgeföfift  ift  erfien* 
bie  gerotrbSmfi&ige  ttnföaffung  unb  ge»erbftnä&tge  JBetäußerung  oon  SBertpapieren 
unb  Gelb,  {ei  e*  für  eigene,  (ei  e*  für  frembe  9te#ramg.  $>a$  ©anfgef#äft  ift 
jwettenS  baft  gen>ecb*mftfjige  Hbföliefjen  oon  $atle$n£oerträgen  mit  Huftnatme 
be*  «ßfanbletygeföäft*. 

'*)  ogl.  Seemann  a.a.O.  ©. 525. 
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feines  Überjtefjerg  fitf)  ein  t)ergin§lirf)e^  3)arlel)n  geben  läfct,  fo 
ift  ofjne  meitereg  aus  ber  Statur  be§  5ßfanbobj|eft§  ju  erfennen, 
bafe  eS  fidfj  um  fein  laufmännifdjeg  ßombarbgefdf)äft,  fonbern  um 
ein  ?ßfaubleü)gefdfjäft  f)anbelt,  benn  ©egenftänbe,  nrie  SDtöbel, 
ftleibungSftütfe,  §au§geräte  u.  bgl,  „pflegen  als  Sßfanbobjefte  bem 
93anfiergen>erbe  nid)t  blofc  nid&t  eigentümlich  fonbern  fogar  fremb 
ju  fein".1)  SBerpfänbet  bagegen  jemanb  SBertpapiere ,  fo  ift  au£ 
ber  Statur  be§  ^ßfanbobjeftS  allein  burd&auS  nid)t  gu  beftimmenr 
ob  e§  fitf)  um  83anflombarb  ober  ^ßfanbleif}gefd)äft  fjanbelt.  Qmn 
&  83.  ba3  preufe.  ©efefc  betr.  5ßfanbleif)gen>erbe  o.  17.  3. 1881  er* 
roäfint  in  §  10  auSbrücflid^  neben  ©olb*  unb  ©ilberfadfjen  aud> 
SBertpapiere.  Unb  tatfädjlirf)  merben  in  jaf)lreicf)en  gäHen  SBert* 
papiere  oerfd)iebenfter  Slrt  pfanbleüjmäfcig  oerpfänbet,  toobei  biefe 
atö  Sßfanbobjefte  gleichfalls  ben  lanbe§re<i)tlid)en  83eftimmungen 
über  baS  ^ßfanbleüjgetoerbe  unterroorfen  finb.  SCBären  fie  bagegen 
bei  einem  Sanfter  (b.  f).  einem  SSoIKaufmann,  ber  83anfgefdf)äfte 
gemerbSmä&ig  betreibt)  oerpfänbet,  fo  mären  fie  ben  burd)  ba§ 
JBürgerlid&e  ©efetjbudfj  unb  #anbel§gefet}bud()  geregelten  allgemeinen 
JjanbelSredfjtlicijen  Seftimmungen  unterworfen,  ©er  Unterfd)ieb 
liegt  alfo  Ijier  in  ber  ?ßerf on  be§  $fanbgläubiger§  bejto.  in  beffen 
©efc^äftSbetrieb. 

SBenn  ©oljn  (©.989)  bie  oon  SBanfen  gemährte  Selei^ung 
pon  ©djmudf,  Juwelen  unb  Sßretiofen  al§  ^ßfanbleilje  bejeidjnet, 
n>aS  junädift  an  unb  für  fid)  nid)t  beftritten  roerben  fott,  fo  liegt 
l)ier  baS  Kriterium  ber  ?ßfanbleilje  bodfj  nid)t  in  ber  Statur  be§ 
?ßfanbe§,  fonbern  im  ftonfumtiofrebit.*)  5)enn  roenn  5.  93.  ein 
^umelenlfänbler,  ber  augenblidtliclj  lein  ®etb  flüffig  fyat,  fid)  aber 
einen  günftigen  Shtfauf  oon  ©belfteinen  nid^t  entgegen  laffen 
roiH,  biefer^alb  bei  einem  Sanfter  ein  Sarlefpi  gegen  SBerpfänbung 
feines  SBorratS  oon  oielleid)t  20 — 30  ^Brillanten  aufnimmt,  fo 
märe  f)ter  oon  einem  83anllombarbgefd)äft  ju  reben,  ba  bie  f>iet 
oerpfänbeten  33riHanten  als  ßaufmannSroaren  ju  betrachten  finb, 
benn  fie  finb  oon   bem  3fun>eleni|änbler  jum  faufmännifdEjen 


')  »gl.  «D$<».  93b.  24  S.  84  ff. 

*)  über  bie  Än*briWe  ftoitfirattto-  nnb  $robnftiüfrebtt  tgl.  ©agner  in 
Stfcdnberg«  fcanbb.  ttb.  1  2.  ttnfL  @.  400. 
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Umfat}  ermorben  roorben.  SBürbe  bagegen  eine  gleichgroße  unb 
glctd^roertige  9lnga^I  oon  ^Brillanten  oon  einem  ^ßrfoatmann,  ber 
üielleicf)t  butrf)  ©pielfdfjulben  in  plötjlidje  ©elboerlegenljeit  ge* 
taten  ift,  bei  einem  Sanfter  jur  ©rlangung  eines  3)arIeljnS  in 
SJerfatj  gegeben,  roeü  ber  2)arlef)nSneljmer  baS  ©elb  gum  SBerbraudj, 
b.  f).  gum  SBeftreiten  perfönlid&er  SluSgaben  unb  nid)t  ju  gefdjäft* 
Iidjen  ßroedten  oenoenben  mitt,  fo  märe  oon  Sßfanbleilje  ju  reben. 
3)enn  bie  SSriffanten  finb  nid)t  ju  faufmännifdjen  gmecfen  oon 
iljm  ermorben  morben  unb  Reiben  fid)  bemgemäß  nid&t  als  ßanf* 
mannSmaren,  fonbern  als  Sdjmudf  in  feinem  Eigentum  befunben. 
S3ei  berartigen  ^ßfanbobjeften,  bie  i^rer  Statur  nadfj  3n>eifel  äu* 
Iaffen,  ob  fie  als  ftaufmannSmaren  ju  be^anbeln  finb,  mirb  immer 
bie  Sßerfon  beS  SSerpfänberS  in  SBetrad^t  ju  jieljen  fein,  aus  beren 
berufsmäßiger  SStigfeit  auf  *ßrobuftio*  ober  ßonfumtiofrebit  ju 
fließen  ift  ©S  ift  bemnadf)  erforberlid),  baS  2)arlel)n  Ijier  als 
tßrobufttofrebit  aufjufaffen. 

Sttefer  Sfofidfjt  fteljt  aHerbingS  ©ofadt1)  infofern  entgegen, 
afö  er  bie  Slrt  beS  ÄrebitS  überhaupt  nid)t  berüdfftd)tigt,  bagegen 
Don  SDBaren  fpridEjt,  „bie  nadfj  Slrt  unb  SRenge  ©egenftanb  beS 
©roßf)anbelS  fein  f önnen".  3)iefe  ©rflärung  ift  aber  ju  meit 
gefaßt  unb  biefer^alb  nur  geeignet,  neue  Unflar^eiten  fieroorju* 
rufen.  SBor  allem  fjanbelt  eS  fid)  beim  ßombarbgefd&äft  aber  au<§ 
nid)t  nur  um  SDBaren  beS  @roßf)aubelS,  fonbern  fctyledfjtijin  um 
flaufmannSmaren. 

®8  entfprid^t  ani)  feineSroegS  ber  allgemeinen  Slbfidfjt  ber 
SJanfen,  ßombarbbarteljn  ju  ftonfumtbjmedten  ju  gemäßen.  (Sie 
^abeu  in  erfter  Steige  im  Sluge,  nur  fidlere  unb  „fd&Ianfe"  @e* 
fd&äfte  ju  matten,  bie  fid);  oljne  jebe  SDBeiterungen  nrieber  „regeln". 
@ie  fetjen  baljer  ftets  foloente  ©dfjulbner  voraus.  9HS  fofoent  ift 
aber  einer,  ber  ein  3)arlef)n  ju  ßonfumtiojmedten  aufnimmt,  im 
allgemeinen  nidfjt  ju  bejeidjnen,  fonbern  nur  ber  eS  ju  ^ßrobuftfo* 
jmedten  oermenben  nritt.  Qmn  letjterer  fann  bie  Stüdf jaf)lung  beS 
3)arIel)nS  burd)  SSerfauf  ober  ßombarbierung  ber  mit  bem  ge* 
Helenen  ©elbe  gefauften  SDBerte  jeberjeit  nrieber  bewürfen.  S)er 
ßombarbeur  mirb  baf)er  ftets  baS  ßombarbbarleljn  als  Sßrobuftip* 


')  ü  fit.  dofado.a.0.  @.  337. 
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fcebit  oorauSf  etjen ;  eS  mufc  baljer  and)  jum  minbeften  als  Sßro* 
buftiofrebit  auffafcbar  fein.1)  5)emnad)  genügt  als  llnterfd&eibungS* 
merfmal  nidf)t  bie  Statur  beS  *ßfanbobjeftS  allein,  toorunter  nur 
9lrt  unb  S3efd)affenl)eit  unb  nidfjt  ber  bei  ber  5lnfdjaffung  oer* 
bunbene  Qxotd  mitäuoerfte^en  ift.  9tad)  ben  obigen  Ausführungen 
ift  bafjer  als  Unterfd&eibungSmerfmal  jtoifd)en  SBanflombarb  unb 
?ßfanbleü)e  bie  Statur  beS  ^ßfanbobjeftS  nur  in  SSerbinbung  mit 
ber  Strt  beS  ßßrobuftio*  ober  fionfumtto*)5h:ebitS*)  unb  bem 
93orf)anbenfein  ober  5Rid)toorfjanbenfein  banftergefd)äftli<i)en  S3e* 
triebS  feitenS  be§  (SläubigerS  auSfd)laggebenb.8) 

3)aS  moberne  ßombarbgefd&äft  [teilt  fid)  bem* 
nad)  bar  als  ein  oon  einem  ßaufmann  mitSBanfier* 
eigenfd)aft  gemährtes,  burd)  SBerpfänbung  oon  ©bei* 
metallen,  SBertpapieren  ober  ßaufmannStoaren  ge* 
fid)erteS,  in  ber  Siegel  furjfriftigeS,  oerainSlidjeS 
®arlefjn. 

5>te  93e$attblimg  be*  £ombarb0ef$<iftd  tta$  bem 
attgettt*  £attbre$t  für  bie  Jtteufjifdjett  Staaten. 

93on  ben  ^ßartifularred&ten,  bie  baS  faufmännifd)e  ßombarb* 
gefdfjäft  iljrem  SDBefen  nad)  jum  Seil  audf)  fd&on  berücffid&tigen,  fei 
§ier  nur  baS  aHgem.  ßanbredfjt  für  bie  preufjifd)en  Staaten  oom 
%atyct  1794  erroäljnt,  toeil  biefeS  ßanbeSgefetj  baS  größte  £erri* 
torium  in  2)eutfd)Ianb,  nämlid)  baS  ganje  bamalige  preufcifdEje 
Staatsgebiet,  mit  9luSf(Ijlu&  beS  gürftentumS  Neuenbürg  unb 
Salengin,  umfaßte.  9tad)  bem  SR3)§@d{)L  oon  1803  unb  ben  SBe* 
freiungSlriegen  oon  1813 — 1815  traten  aucij  nodfj  bie  neuertoorbenen 
©ebiete  ^in^u,  mit  SluSnaljme  oon  SReu*95orpommern,  Stügen  unb 
bem  red)tSr§einifd()en  Seil  beS  SftegierungSbejirfS  Äoblenj,  bie  ge* 
meines  3ted)t  behielten,  fotoie  beS  gefamten  linfen  StyeinuferS  unb 


&)  Dfll.  and)  9 b (er  in  §anbb.  b.  Staaten.  2.  Aufl.  8b. 7  @.  661. 

*)  Äud>  im  franaöftföen  9te$t  ftnbeit  tote  biefe  Untertreibung :  pret  a  usag» 
et  pret  ä  consommatiou  (ögl.  bei  $  a  t  b  e  ff  u  *) ,  bie  bementforedjenb  at£  gage 
civil  oder  commercial  befjanbelt  »erben.  8g(.  ßtyon-fcaeniLföenaulta.  a.D. 
6.373,  766  u.  771. 

')  tgl.  aud)  ©  a  g  n  e  r ,  Seitelbaitlpolitif  6. 806. 
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eines  Seite  beS  redeten  SRIjeinuferS  ber  SR^einproDinj,  in  benen 
bie  ©eltung  beS  code  civil  weiter  befielen  blieb.1)  3)a  fidj  aber 
fcaS  aUgem.  Sanbredjt  im  wefentlicfjen  auf  baS  gemeine  ütedjt 
aufbaute,  fo  foHen  Ijier  nur  bie  Slbweicfjungen  oon  biefem,  bie 
meift  beutfd&recljtlid&en  llrfprungS  finb,  ^eroorgeljoben  werben. 

93or  allem  ©erlangt  baS  attgem.  ßanbredjt  für  bie  33er* 
pfänbung  beim  ßombarbgefd&äft  bie  Übertragung  bet  @ewal)rfam 
(reguläres  gauftpfanb;  2lß9ft  1,20  §7),  um  baburd)  bie  S3er* 
pfänbung  nad)  auftert  Ijin  erfennbar  ju  machen  unb  bem  ?ßfanb* 
fdjulbuer  bie  tatfäd)lidje  ©ewalt  über  bie  ?ßfanbfad^e  ju  entjieljeiL 
3)al)er  oerwirft  e§  audj  baS  constitutum  possessorium  beS  ge* 
meinen  3ted)t8,  b.  fj.  bie  SBerabrebung ,  bafc  ber  SSerpfänber  ben 
tatfäd)lid(jen  33efitj  behalten  bejw.  bie  ©ewa!>rfam  für  ben  ©lau« 
biger  ausüben  foHc.  3)a  aber  eine  förperlid>e  Übergabe  oieler 
Ißfanbobjefte  in  ber  SßragiS  oft  untunlich  ober  jum  minbeften  mit 
großen  ßoften  oerbunben  ift,  fo  Ijat  baS  attgem.  ßanbredjt  ben 
33erfef)rSbebürfniffen  baburdj  entfprod&en,  bafc  eS  für  foldje  fJaHe 
eine  fogen.  ftjmboüfdje  Übergabe  juläftt,  burdfj  bie  gleichfalls 
eine  ©rfennbarfeit  ber  SBetpfänbung  nadfj  aufeen  !>in  unb  eine 
93efd)ränfung  in  ber  33erfügungSgewalt  beS  SSerpfänberS  über 
bie  Sßfanbfadje  erreicht  wirb.  Slud)  bebarf  eS  einer  fcljriftlid)en 
<£rflärung  beS  33erpfänberS  an  ben  ^ßfanbgläubiger  über  bie 
Einräumung  beS  fgmbotifdjen  »efifceS  (W*fl  I,  20  §  273).  gür 
bie  fgmbolifdje  SBerpfänbung  beim  ßombarbgefdfjäft  fommen 
nad)  2lß9t  1, 20  §§  329  ff.  befonberS  SOBaren  beS  f  aufmännif d&en 
33erfeljrS  in  5Betrad)t,  bie  if)rer  natürlichen  Sefdjaffenljeit  nad) 
ober  weil  fie  fid)  nicfjt  in  ber  ©ewaljrfam  beS  SerpfänberS  be- 
finben,  nur  unter  Slufwanb  unoerl)äItniSmäf$iger  ßoften  ober 
überhaupt  nid)t  übergeben  werben  fönnen.  3)ie  SDWttel  foldjcr 
fgmbolifcfjer  33erpfänbungen  finb  oerf Rieben;  fie  ridjten  fid)  ganj 
nadf)  ben  befonberen  llmftänben  unb  ben  SIbmacfjungen  ber  $ar* 
teien,  j.  83.  bur<§  Übergabe  beS  @d)IüffelS  ju  bem  bie  SCBaren  eni* 
^altenben  ßagerraume  ober  burdE)  SefteHung  eines  2Iuffef)erS,  ber 
beauftragt  wirb,  bie  gortfdjaffung  o§ne  beS  ^ßfanbgläubigerS  ©e* 
neljmigung  au  oerljinbent  (Slß3*.  1, 20  §§  340,  342,  357).    SBirb 


')  ogl  S  dj  x  o  e  b  e  t ,  fceutfdje  fflegtSgeföicftte  @.  892. 
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nur  ein  Seil  einer  SBarenmenge  oerpf anbei,  fo  mufj  biefer  oon 
bem  jur  freien  Verfügung  be§  (Sd&ulbnerS  bleibenben  Überrefte 
abgefonbert  in  einem  befonberen  oerfd)loffenen  Sftaume  aufbetoa^rt 
ober,  falte  bieS  untunlich  ift,  einem  gemeinfd&aftlicfjen  Sluffe^er 
anvertraut  toerben,  ber  oon  ber  SBerpfänbung  in  ßenntniS*  au 
fefcen  ift  (2129t 1,20  §§  341  f.).  Sei  *ßfanbgegenftänben,  bie  auf 
£öfen  ober  in  unoerfdjloffenen  Staunten  ju  lagern  pflegen,  gilt 
bie  ffleaeidjnung  mit  einer  Sßfanbmarfe  be§  ©läubigerS  unter 
gerichtlicher  ober  notarieller  SBefanntmadjung  an  bie  SBärter  unb 
Huffe^er  afö  auSreidjenb  (2129t  1, 20  §  356).  Sei  SBaren,  bie  bei 
einem  dritten  lagern,  fann  bie  SBerpfänbung  burd)  .ßuftettung 
beS  2lblieferung§fd)eine§  an  ben  ©laubiger  unb  Mitteilung  an 
ben  «Dritten  erfolgen  (9123t  1, 20  §§  349  ff.).  2luf  bem  Strangport 
befinbtid&e  SBaren  fönnen  oom  (Smpfänger  burdj  Übergabe  be§ 
fioratoffemente  unb  ber  gaftura,  oom  2Bbfenber  burdj  Übergabe 
beS  nod)  in  feinen  Rauben  befinblidjjen  2abefd)ein8  ober  anberer 
SJerfenbungSurfunben  oerpfänbet  toerben  (2129t  I,  20  §§  367  ff.). 
3)odj  ift  ju  beadjten,  bafc  berartige  fgmbolifdje  S3erpfänbungen 
nur  folgen  ^ßerfonen  geftattet  finb,  bie  gen>erb§mäj$ig  mit  fijm* 
boiifö  oerpf änbbaren  ©egenftänben  ju  tun  fjaben  (2129t 1, 20  §§  334 
in  »erb.  mit  §§  331  ff.).1)  ®S  §anbelt  fidj  alfo  §ier  lebiglidj  um 
eine  faufmännifdje,  eine  fjanbeföredEjtüdjje  SBerpfänbung. 

$m  ©egenfafc  jum  gemeinen  9tedjt  fteljt  nadj  affgem.  2anb* 
redjt  bem  *ßfanbgläubiger  ba§  Sfted^t  jur  SDBeiteroerpfänbung  nur 
&u,  menn  ber  Serpfänber  hierin  eüuoiHigt  (2129t  1, 20  §  127). 
©efdjief)t  bie  SBeiteroerpfänbung  bennodj  oljne  ©imoilligung,  fo 
fiaftet  ber  «ßfanbgläubiger  felbft  für  jeben  ^ufatt,  faEte  ni<§t 
jmeifelloS  feftftef)t,  bafc  ber  ©droben  ba§  *ßfanb  aud>  in  ber  ©e* 
roaijrfam  be§  erften  ?ßfanbgläubiger§  getroffen  fjaben  mürbe 
(2129t  1, 20  §  131).  2lu&erbem  ift  ber  ©djulbner  im  gaUe  ber 
SBeiteroerpfänbung  oljne  feine  (SimoiHigung  befugt,  nod)  oor  2E6* 
lauf  be§  auSbebungenen  3aljlung§termin§  baS  *ßfanb  burdfj  ooll* 
ftänbige  »efriebigung  be§  erften  ?ßfanbgläubiger§  nrieber  ein^u* 
löfen  (21291 1, 20  §  135).  2luf  baS  3nnenoerf)äItni3  jtoifd&en  bem 
^weiten  Sßfanbgläubiger  unb  bem  urfprünglid)en  93erpfänber  finben 

l)  öfll.  Xernburß,  $reu&.  $rit>R.  6.  843  Sfom.  10. 


—    40    — 

bicfelben  ©runbfätje  ftatt  mie  bei  ber  SBetpfönbung  frcmber  @ad>en 
o§ne  EinmiHigung  beS  Eigentümers  (2lß3t.  I,  20  §  132).  3)er 
Slfterpfanbgläubiger  ift  aber  nidjt  befugt,  nadj  feiner  eigenen  33e* 
friebigung  bent  urfprünglidjen  SJerpfänber  baS  Sßfanb  auSju* 
jjänbigen,  falls  ber  erfte  ^ßfanbgläubiger  nodj  nidjt  oöUig  be* 
friebigt  ift  (SlßJR.  1, 20  §  133).  SlnbererfeitS  ftef)t  aber  feinem 
?ßfanbgläubiger  baS  fogen.  qualifizierte  3fnnebeIjaltungSre<f)t  beS 
gemeinen  5led)tS  ju. 

3HS  ?ßfanbobjelte  fommen  nad)  aUgem.  ßanbred&t  im  mefent* 
liefen  biefelben  ©egenftänbe  in  SBetradjt  nrie  nad)  gemeinem  Siecht. 
Ein  llnterfdjieb  ergibt  fid)  nur  in  ber  Slrt  ber  S3erpfänbung  von 
gorberungen.  SBä^renb  na<f)  gemeinem  Siedet  bie  SBerpfänbung 
oon  gorberungen  nur  burdE)  fogen.  £ijpoä)eft)ertrag  jugelaffen  mar, 
beftimmte  baS  aUgem.  ßanbred)t,  baS  ber  gorberungSurfunbe 
einen  meljr  binglidfjen  Eljarafter  beilegt,  bafc  eine  gültige  93er« 
pfänbung  nur  ftattfinben  fann,  menn  neben  bem  fd)riftlidfjen  93er* 
pfänbungSoertrage  bie  Übergabe  ber  gorberungSurfunbe  (als  gleid)* 
fam  fombolifdjer  2tft)  erfolgt  (SIÖSR.  1,20  §§  271,  273  u.  281).1) 
Eine  ÜPHtteilung  oon  ber  93erpfänbung  an  ben  ©djulbner  mürbe 
aunädtft  nid)t  oerlangt  (2lß3t.  1, 20  §  283),  bod)  mürbe  im  ^ntereffe 
beS  @d)ulbnerS  fomol)l  als  aud)  beS  SßfanbgläuberS  burd)  93er* 
orbnung  o.  9. 12. 1809  eine  bieSbejüglidje  SBeftimmung  getroffen. 

3)er  93erfauf  beS  SßfanbeS  f)at,  menn  nichts  anbereS  aus* 
bebungen  ift,  im  SBBege  geridjtlidjer  Sluftion  an  ben  SDteiftbietenben 
äu  erfolgen  (21291. 1, 20  §§  28  f.).  3)urd)  biefe  öffentliche  öer* 
Steigerung  ermirbt  ber  ftäufer  Eigentum  unb  ift  gegen  Entehrung 
f<i)led)tljin  gefiebert,  felbft  menn  ber  93erpfänber  nid)t  Eigentümer 
mar.8)  S)er  Sßfanbgläubiger  haftet  bem  ßäufer  nur  für  Ejiftenj 
ber  beim  ftauf  angegebenen  öbjefte  (8GB8L  1, 20  §  216  unb  1, 11 
§  344).  Qft  oertraglid)  auSbebungen,  bafj  ber  ©laubiger  berechtigt 
fein  foHe,  bei  ausbleiben  ber  «ßafjlung  baS  *ßfanb  au&ergerid&tlidj 
ju  oerfaufen,  fo  ift  bieS  nur  geftattet  jum  9Kinbeftpreife  einer 
unter  «Sujie^ung  beS  ©djulbnerS  burd)  ©adfjoerftänbige  auf* 
gefteHten  £aje  (2lß9i  1, 20  §§  29  f.).     $ft   ber  »erlauf   aufcer* 


l)  »gl.  $ernbut£,  $rcufj.  $tto».  ®b.  1  (5.844 f. 
*)  tgl.  fcern&utg  a.  a.  O.  ©.  839. 
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gerichtlich)  oottjogen,  fo  fjaftet  ber  ©laubiger  als  SSerfäufer  au§ 
bcm  ßaufoertrage  für  @ntn>el)rung  unb  2Hängel  (91291 1, 20  §  217), 
falls  nid£)t  ber  SSctpfänber  jum  33erfauf  fjinjugejogen  roorben  ift 
3fn  letjterem  gatte  haftet  ber  SBetpfänber  ate  SBerfäufer,  ber  ©lau* 
biger  ate  93ürge  (9123t.  Ir  20  §  218).  <Den  beim  «ßrtoatoerf  auf  er* 
gleiten  Überfdjufe  Ijat  ber  Sßfanbgläubiger  unoerjüglici)  an  ben 
SBerpfänber  abzuliefern,  nribrigenfattS  er  ipso  iure  in  SBerjug  gerät 
unb  bie  gefefcüd&en  »eräugSainfen  gu  leiften  Ijat  (91231.1,20  §§219  f.). 
3)er  SSerpfänber  f)at  nidEjt  nur  baS  Siedet,  bei  einer  gegen  tijn 
perfönlidf)  gerichteten  ©ettenbmadEjung  be§  9lnfprud)8  junädtft  auf 
bie  SBefriebigung  aus  bem  ?ßfanbe  ju  oertoeifen,  fonbern  aud)  bei 
eingetretener  gälltgfeit  beS  2ombarbbarIe!)nS  ben  Verlauf  beS 
SßfanbeS,  audfj  gegen  ben  SBitten  be§  ©läubigerS,  beim  ©eridfjt  jn 
beantragen  (91231. 1,  20  §  221). 

§anbeft  e§  fidfj  um  SJetpfänbung  oon  gorberungen,  fo  ift 
ber  ©laubiger  berechtigt,  bie  gerichtliche  Ermächtigung  ju  per« 
langen,  bie  oeepfänbete  gorberung  narf)  ©intritt  ber  gäüigfett 
an  ©teile  be§  S3ecpfänber§  (gleidfjfam  ate  9lfignatar)  einjuflagen 
unb  ben  ®rlö§  bis  jum  Betrage  feiner  eigenen  gorberung  für  fidf) 
ju  behalten.1) 

©ine  93erjäl)rung  ber  oerfid&erten  gorberung  tut  bem  Siedete 
be§  ?ßfanbgläubiger§  an  bem  in  feinem  Sefitje  befinblidfjen  ^ßfanbe 
feine  S3eeinträd)ttgung  (91291 1, 20  §  246). 

$ie  erg&ttftettbett  QSeftttmmm^ett  übet  baä  £omt>a*b* 
0efd#ft  im  öligem»  $attbe(d0efe$*tt$  »Ott  186L 

2)urd(j  baS  aKgem.  ^anbetegefetjbudf)  mürben  in  SBejieljung 
auf  baS  2ombarbgefd£jäft  ergängenbe  Seftimmungen  getroffen,  bie 
bem  laufmännifdEjen  ©efdfjäftebetrieb  oor  allem  burdE)  SBereinfadEjung, 
beS  ©efdf)äft£abfd)luffe§  unb  ber  erleichterten  ©eltenbmad^ung  be£ 
Sßfanbredf)t8  entfpradjen,  aber  nur  für  beiberfeitige  £anbefögefd£)äfte 
unter  ftaufleuten  beftimmt  roaren.  9tod&  9Irt.  309  a.§©33.  genügt 
bei  bemeglid^en  Sachen  foroie  papieren  auf  3nl)aber  unb  folgen, 
bie  burd)  ^nboffament  übertragbar  finb,  bie  blofce  Vereinbarung 


')  »gl.  Xernburg,  $reufc.  $ri»Si  6.846  Stom.  10. 
•rtei. 
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über  bie  93erpfcmbung  (of)ne  ©d^riftlic^feit)  unb  bic  Übergabe, 
bodj  mufe  bei  ben  burdfj  ftnboffament  übertragbaren  papieren 
<j.  93.  SBedtfel)  bie  ijjnboffierung  auf  bem  Rapier  oermerft  fein. 

Oft  ber  9Ibfd)lufc  beS  ßombarbgefd&äfteS  fd&riftlid)  erfolgt 
tmrdj  fogen.  2ombarbfd)ein,  fo  fann  ber  ßombarbeur  bei  93erjug 
be§  (Sd&ulbnerS  ben  93erfauf  burd)  öffentliche  95erfteigerung  fofort 
o^ne  filageerf>ebung  benrirfen,  nad)bem  er  oon  bem  für  ü)n  ju* 
ftänbigen  $anbel§gerid)t  burdfj  93orlegung  ber  fdEjriftlidfjen  93etoei§* 
urfunben  bie  @rlaubni8  f)ier ju  erhalten  fjat  (SIrt.  310  9Dbf.  1  u.  2). 
Oft  burd)  fd)riftlid)en  95ertrag  auSbrüdflicf)  oereinbart,  bafj  ber 
©laubiger  aud)  o^ne  gerichtliches  93erfat)ren  fid)  au§  bem  Sßfanbe 
befriebigen  fönne,  fo  fann  ber  öffentliche  93erfauf  ofjne  meitereS 
ftattfinben.  Sei  ?ßfanbobjeften,  bie  einen  93örfen*  ober  SJlarft* 
preis  Ijaben,  ift  aud)  ein  nichtöffentlicher  93erfauf  geftattet,  bodj 
mu6  biefer  burdfj  einen  §anbefömäfler  ober  in  Ermanglung  eines 
folgen  burdfj  einen  ju  öffentlichen  SSerfteigerungen  befugten  93e* 
amten  jum  laufenben  ßurfe  erfolgen  (Slrt  311  a£@S3.).  ®er 
©laubiger  f)at  ftetS,  fotoeit  eS  tunlidfj  ift,  bem  ©dfjulbner  pon  ber 
93oHjie§ung  beS  Verlaufs  betro.  aud)  von  ber  ijanbefögeridjt* 
liefen  93eurilligung  fjterju  eine  Sfajeige  ju  erftatten.  ®ie  Unter* 
laffung  ber  Slnjeige  bewirft  bie  93erpftid(jtung  jum  SdEjabenS* 
erfatje. 

3föf$Ittf;  ttttb  te$ttt$e  SBirfuttgett  be*  ßombarb- 
geföftftd  tta$  $eate  geftenbem  9te$t 

3)a§  ßombarbgefd)äft  roirb  aud)  nad)  heutigem  Stecht  ab* 
gefdjjloffen  burdfj  Übergabe  unb  Slnnaljme  beS  $arlcljn§  gegen 
Setpfänbung  ber  ßombarbgegenftänbe.  3)a§  3)arlef)n  ift  nadj 
heutigem  roie  nadfj  altem  9tedf)t  bie  Eingabe  oertretbarer  ©adfjen 
(meift  ©elb)  gegen  baS  93erfpredfjcn  unb  bie  Verpflichtung  ber 
fpäteren  #urücfgabe  in  ©adfjen  oon  gleicher  ?lrt,  ©üte  unb 
ÜJtenge  (§  607  93®».).  @§  ift  aud)  nadj  gütigem  Siedet  ein  Steal* 
fontraft,  b.  f).  ein  auf  SBiHenSeinigung  unb  Übergabe  berufjenbeS 
9tedf)t§gefdjäft;  bie  93erpftidjtung  jur  ©egenleiftung  entfielt  alfo 
erft  mit  bem  Eingeben  unb  ?lnnel>men. *)    ftm  ßombarboerfeljt 

l)  togt.  @  n  ö  c  l  m  a  n  n  a.  a.  0.  6. 295. 
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* 

nrirb  bic  gefiederte  ftorberung  ftetS  eine  ©elbforberung  fein,  ob* 
roof(l  fie  eS  jjunädfjft  nidfjt  ju  fein  brauet,  fonbern  erft  jjroecfS 
JBefriebigung  burdf)  ben  ?ßfanbx>erfauf  in  eine  foldfje  gemäft  §  1226 
«bf.  2  »©SB.  übergeben  mufc. 

®ie  ?ßfanbbeftellung  erfolgt  beim  ßombarbgefdfjäft  gemäfc 
§  1205  21bf.  1  93©99.  baburdf),  bafc  ber  Eigentümer  bie  ©adfje  bem 
©laubiger  übergibt  unb  beibe  barüber  einig  finb,  baft  bem  ©lau* 
biger  baS  ^ßfanbredjt  jufte^en  foHe.  (Sine  Übergabe  ber  ?ßfanb* 
fadje  uon  §anb  ju  ^anb  iftr  fpejieH  beim  SBarenlombarb,  ntdfjt 
erforberlidf),  uielmeljr  genügt  nadf)  §  854  99@93.  bie  Einräumung 
ber  tatfäcf)Iidf)en  ©eroalt  an  ben  ©laubiger,  roaS  audf)  fdfjon  burd> 
Übergabe  ber  @d)Iüffel  ju  bem  SlufberoaljrungSraume  gefdf)ef)en 
tann1)  (bieS  entfptdfjt  ber  fgmbolifdfjen  93erpfänbung  beS  aHgem. 
2anbred)tS).  Sludf)  jur  SJerpfänbung  oon  inboffablen  papieren 
genügt  nadf)  §  1292  99393.  bie  Einigung  beS  ©läubigerS  unb 
93erpfänberS  unb  bie  Übergabe  beS  inboffierten  5ßapierS,  ganj 
entfpredfjenb  bem  $fanbred)t  an  förderlichen  ©adfjen  nadE)  §  1205 
83©S9.*)  ^nfjaberpapiere  roerben  ben  beweglichen  (Sachen  gleidf)* 
geftettt  (§  1293  93©93.).  99efinbet  fid)  ber  ©laubiger  bereits  im 
99efit$e  ber  ju  oerpfänbenben  @ad£)e,  fo  erübrigt  fidf)  bie  Übergabe 
unb  eS  genügt  ber  93etpfänbungSuertrag  allein  (§  1205  Slbf.  1 
93©93.).  Sft  ber  Eigentümer  nur  in  mittelbarem  99efitj  ber  ©ad&e, 
fo  !ann  er  nadf)  §  1205  Slbf.  2  bie  Übergabe  baburd)  erfeljen,  bafr 
er  ben  mittelbaren  99efit$  auf  ben  ?ßfanbgläubiger  überträgt  unb 
bie  93erpfönbung  bem  mittelbaren  99efit$er  anjeigt,  ber  baburdE)  93efh}* 
mittler  audf)  beS  ^fanbgläubigerS  roirb.8)  ES  ift  alfo  ftetS  jur 
gültigen  93erpfänbung  einer  beweglichen  ©adf)e  bie  Einräumung 
beS  93efifceS  an  ben  ©laubiger  erforberlidf).  35er  Erfafc  ber  Über* 
gäbe  burdf)  Einräumung  beS  mittelbaren  99efitjeS  an  bm  ?ßfanb* 
gläubiger  unter  99eibef)altung  beS  unmittelbaren  99efit$eS  feitenS 
beS  <5d)ulbner8  ift  jebodf)  auSgefdfjlojfen,  xrielmeljr  oerlangt  baS 

x)  oqI.  3.  Gnbemann  a.  0. 0.  6.907  Ämn.  6. 
f)  09I.  3tfd)ei*$enle  §  1292  «tarn.  2. 
*)  »ßl.  3i(d)er^enlc  §1205  Hnm.  9. 

4* 
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^Bürgerliche  ©efetjbudf)  jur  @ntfteljung  be§  gauftpfanbred&te  einen 
äufjeren,  e§  auef)  für  3)ritte  erfennbar  mad&enben  SBorgang  (^ßrhtjip 
ber  ©rfennbarfeit)  unb  oermirft  bamit  baS  constitutum  posses- 
sorium als  juläffige  83efteIIung§meife. 2) 

Sin  Stelle  ber  Übergabe  be§  $fanbobjeft%  genügt  aud^  nad) 
§1206  S5©93.  bie  (Einräumung  be§  2JHtbefit$e§,  menn  fidf>  bie 
@adf)e  unter  bem  9ftitoerfdf)Iu{3  be§  ©läubiger§  befinbet  Unter 
2Jtttoerfdf)luf$  ift  jebodf)  nur  ber  SBerfd&lufj  ju  oerfteljen,  burdf)  ben  ber 
Zugang  ju  ben  oerpfänbeten  SBaren  nur  unter  3ufammenmirfen 
be§  ?ßfanbgläubiger§  unb  $fanbfd)ulbner§,  nidEjt  oon  einem  allein 
erreicht  merben  fann.9) 

(Sott  inbeffen  bem  5)arleljn  eine  Kealfid^er^eit  gegeben  merben 
unb  ift  bieS  befonberer  Umftänbe  falber  mittete  SJerpfänbung  nur 
burdf)  constitutum  possessorium  möglidf),  fo  mu|  gu  einer  anberen 
9Irt  ber  Sicherung  gegriffen  merben.  S)enn  ba§  Sefitjfonftitut 
vermittelt  nadf)  bürgerlichem  ©efetjbudf)  mof)l  bm  SBefitjermerb, 
ber  aber  in  biefer  gorm  nidf)t  jur  ©eltenbmadf)ung  be§  ?ßfanb* 
rechts  ausreicht,  dagegen  läfjt  fidf)  biefe  ©dEjmierigfeit  umgeben 
burdf)  Übertragung  be§  fibujiarifd^en  ©igentumS,8)  moburdf)  aber 
fein  eigentliches  ßombarb*,  fonbern  ein  föeport*  ober  StücffaufS* 
gefdfjäft  junt  9lbfdE)luf}  fommt  ©teilt  fidf)  aber  f)erau§,  ba%  biefe 
ftbugiarifd^e  Übereignung  nur  jum  ©dfjein  oottjogen  unb  eine 
SBerpfänbung  in  9Baf)rf)eit  beabfidjtigt  tft,  fo  ift  fie  afö  unmirffam 
$u  betrachten.4)  dagegen  ift  bie  fibuäiarifdfje  Übereignung  oott* 
gültig,  mmn  biefe  jmar  atö  ©rfaij  beS  33efit$fonftitut§  oor- 
genommen  mürbe  (gleidftfam  als  ?ßfanbfurrogat),  ber  fibujiarifd)e 
(Eigentümer  afö  foldfjer  aber  burd^  feine  9lebenabrebe  in  feinen 
Siedeten  befd&ränft  morben  ift.5) 


l)  öfll.  SR©«.  53b.  53  ©.  220;  Sf.  (Snbemann  a.  a.  O.  ©.  007. 

*)  t>g(.  ©taub,  fiomm.  j.  $©$.  ©.  1191  fotoie  gf.  ©nbemann  a.  a.0. 
€.  909  «nm.  IG. 

*)  t)ßl.  g.  ©nbemonn  a.a.8.  ©.911. 

4)  ößl.  <8H  e  r !  e,  Seutfdje*  ¥riötö.  «b.  2  ©.  996  fotoie  9*0.  53b.  2  ftr.  45. 

ft)  09I.  g.  ©nbemann  a.  a.  O.  ©.911  f.  fotoie  Dernbnrg,  MQ. 
»b.  8  ©.  897. 
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9te$te  ttttfc  <pfli<$tett  ber  fretben  &ottira$etttett» 

3)er  Sßfanbgläubiger  ift  jur  gehörigen  SBermafirung  beS  $fanbe§ 
*erpfliif)tet  (§  1215  S3©».)  unb  l)at  nad)  §  347  91bf.  1  £@S.  für 
bic  (Sorgfalt  eines  orbentlidfjen  Kaufmanns  einjuftefien.  Sludf)  ift 
her  ßombarbeur  unter  benfelben  SJorauSfetjungen  toie  beim  33anf* 
Derroa^rungSgefd^äft  nadf)  bem  3)epotgefei$  u.  5.  7. 1896  oerpflid&tet, 
bie  ü)m  unoerfdfjloffen  als  $fanb  übergebenen  SBertpapiere  jebeS 
SJerpfänberS  gefonbert  von  feinen  eigenen  SBeftünben  unb  benen 
^Dritter  aufjubetoaljren  unb  nadf)  ©attung,  Stummer  ufto.  in  ein 
befonbereS  5Depotnummerbudf)  genanntes  #anbelSbudf)  einzutragen.1) 
gaHS  iljm  nur  mittelbarer  SBefiij  ober  nur  SRitbefitj  eingeräumt 
ift,  liegt  if)m  nur  Übenoad&ung  ber  S3ertoal)rung  ober  nur  3Rit= 
Dcnoa^rung  ob.  ©ine  Serpflid&tung  jur  roirtfd^aftlid^en  ©rljaltung, 
ßaftentragungSpfltdfjt,  SJerfidfjerungSpflidfjt  ufto.  Ijat  er  nidfjt.*)  Sritt 
eine  burd)  ben  ?ßfanbgläubiger  oerfdfjulbete  S3erfdE)leci)terung  ober 
SJerluft  beS  *ßfanbobjeftS  ein,  fo  f)at  biefer  bem  *ßfanbfd£)ulbner 
bm  Schaben  ju  erfetjen.  (Beim  Haftung  erftredft  fidf)  auf  jebe 
$al>rläffigf  eit,  bei  unerlaubtem  ©ebraudfj  audf)  auf  3ufatt.s)  93erlei$t 
ber  Sßfanbgläubiger  bie  Siedete  beS  SSerpfänberS  in  erheblichem 
üttafje  unb  fffl&rt  er  trotj  9lbmaf)nung  in  feinem  93erf)alten  fort, 
fo  lann  ber  ^ßfanbfdEjuIbner  oerlangen,  bafc  baS  *ßfanb  auf  Äoften 
beS  SßfanbgläubigerS  hinterlegt  ober,  menn  eS  fief)  jur  Hinterlegung 
nidfjt  eignet,  an  einen  geridfjtlidf)  ju  befteHenben  93ertoal)rer  ab- 
geliefert nrirb.  Statt  beffen  lann  ber  Serpfänber  audfj  bie  3tüdf= 
gäbe  beS  SßfanbeS  gegen  Sefriebigung  beS  ©läubigerS  oerlangen 
(§  1217  S3@g3.). 

Sei  ßombarbierung  oon  ©ffeften  muffen  bie  ©ouponbogen 
bejto.  3)ioibenbenfdf)eine  nebft  Salon  beigefügt  roerben,  bodf)  lann 
bei  inlänbifd^en,  mit  feften  Qinfen  auSgeftatteten  papieren  ber 
näcfjftfäHige  ©oupon  fehlen  (au<f>  bei  ber  9teidf)SbanI).  3)er  ßom- 
barbeur fjat  bie  $flid£)t,  bit  ©ouponS  abzutrennen  bejto.  bk  2)ioi- 
benbenfcfjetne  einjulöfen  unb   bem  SBerpfänber  ju  oerabfolgen. 


l)  ügl.  Seemann  a.  a.  D.  ©.  770. 

■)  Oßl.  ©enffert*  äk&.  »b.  43  Kr.  8  n.  286. 

')  ögi.  Mittle  a.  a.  O.  6.  964  Knm.  62. 
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2)er  ßombarbglöubiger  f)at  nidfjt  baS  Stecht  ber  SBeiteroerpfänbung, 
faH§  tf|m  biefeS  JRedf)t  Dörfer  nidfjt  auSbrüdflidf)  jugefprodfjen 
toorben  tft.1) 

SyaftuttQ  be*  ^fattbe** 

2)aS  <ßfanb  haftet  nadf)  §  1210  83©».  für  btc  gforberung  in 
beren  jeweiligem  Seftanbe,  für  3infen,  33ertragSftrafen  fonrie 
fämtlidfje  bem  ?ßfanbgläubiger  ju  erfefcenben  Soften.  S3efonbere 
2Ebmadf)ungen  finb  natürlich  JU  berüdffidf)tigen,  audf)  roenn  fie  erft 
nadf)  ber  SßfanbbefteUung  getroffen  toorben  finb.  3)ie  Haftung 
erftredt  fidf)  bei  ber  ßombarbierung  oon  9Bertpapieren  aud)  auf 
bie  bem  ?ßf  anbgläubiger  mit  übergebenen  jugeljörigen  Qvitö*,  Stenten* 
ober  ©enmuianteilfdfjeine  (§  1296  83©».). 

@rlifdf)t  baS  ^fanbrecfjt  ober  mad)t  ber  Secpfänber  oon  feinem 
S3efriebigungSredf)t  ©ebraud),  fo  f(at  ber  ßombarbeur  bem  S3er* 
pfänber  baS  <ßfanb  jurücfäugeben  (§  1223  83@83.). 

folgen  t>ott  QBertminberunö  ober  QSetbetb 

be*  ^fattbe*» 

3ft  baS  Sßfanbobjeft  bem  SSerberb  ober  einer  roefentttd&en 
SDHnberung  feinet  SBerteS  auSgefetjt,  mooon  ber  ©laubiger  ben 
©df>ulbner,  falls  bteS  tunlidf)  ift,  fofort  ju  benachrichtigen  Ijat 
(§  1218  2tbf.  2  83@83.),  fo  ift  aud)  bei  einem  auf  fijen  Termin 
abgefdjloffenen  ßombarbgefdEjäft  ber  S3etpfänber  fomo^I  jjur  fo* 
fortigen  (Sinlöfung  berechtigt  als  audf)  ber  ßombarbeur  toegen 
ber  ©efäljrbung  feiner  pfanbredfjtlidfjen  ©idfjerfjeit  befugt,  bm  83er* 
lauf  beS  SßfanbeS  im  SBege  ber  öffentlichen  SSerfteigerung  oorju* 
nehmen,  falls  nicfjt  anberroeitige  ©idfjerljeit  geleiftet  nrirb  (§§  1218 
unb  1219  9lbf.  1).  §anbelt  eS  fidf)  nur  um  Söertminberung,  fo  ift 
ber  ßombarbeur  oerpflidfjtet,  bem  S3erpfänber  jur  ßeiftung  anber* 
roeitiger  ©id^er^eit  eine  angemeffene  grift  ju  ftellen.  2)ie  bem 
^ßfanboerfauf  oorauSgeljenbe  9Inbrof)ung,  beren  Unterlaffung  juni 
@df)abenSerfat$e  oetpfIidf)tet,  fann  inbeffen  bann  unterbleiben,  memt 
burdf)  biefe  SSerjögerung  bie  ©efa^r  beS  S3erberbS  erf(öl)t  mürbe 


*)  t>g(.  ©aititß  a.a.O.  ©.371  f. 
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<§  1220  83©».).  gtcuf)  erfolgtem  »erfauf  tritt  ber  ©rlöS,  ber  auf 
Verlangen  ju  hinterlegen  ift,  fraft  binglidfjer  (Surrogation1)  an  bie 
©teile  beS  <ßfanbeS  (§  12l9  2Ibf.  2  83©».). 

3ftelp$ett  »Ott  ^fanbredjtetu 

9lu<f>  baS  heutige  Sftedfjt  fennt  gefet$lidf)e  $fanbred)te,  bie  ben 
oertragSmäfcigen  gegenüber  einen  »orjug  geniefjen.  gür  baS 
ßombarbgefdfjäft  fontmen  befonberS  in  »etradf)t  baS  gefet$lid)e 
<ßfanbrecf)t  beS  Vermieters  Beim  Söarenlombarb  (§§559—561  »©».) 
fotoie  beS  ÄommiffionarS  (§  397  $©83.),  beS  ßagerljalterS  (§  421 
4?©».),  beS  SpebiteurS  (§§  410  u.  441  #©».),  beS  ftradjtfüljrerS 
<§  440  §©83.). 

©er  epfatttoerfattf* 

Qft  baS  Sombarbbarlefm  ganj  ober  junt  Seil  fällig,  fo  fann 
ber  Sombarbeur  aus  bem  $fanbe  »efriebigung  für  feine  gorbe* 
rung  fud&en.  5)iefe  83efriebigung  erfolgt  nad)  §  1228  83©83.  ftetS 
burd)  »erlauf.  @S  gilt  alfo  audfj  nadf)  »ürgerlidEjem  ©efetjbud) 
baS  »erbot  ber  lex  commissoria,  unb  eine  bieSbegügttdje  oor  Eintritt 
ber  »erfaufSbered&tigung  getroffene  Sibmad&ung  ift  baljer  nichtig 
(§  1229  »©».).  3ft  ber  Sombarbeur  nidjt  im  «lleinbefifce  beS 
^ßfanbeS,  fo  lann  er  nad)  bem  Eintritt  ber  »erfaufSbered&ttgung 
bie  Verausgabe  beS  ^ßfanbeS  jum  Qxvede  beS  »erfaufS  forbern. 
9luf  »erlangen  beS  »erpfänberS  jebod)  §at  an  ©teile  ber  Veraus- 
gabe bie  Slblieferung  an  einen  gemeinfdfjaftlidfjen  »ermajjrer  ju 
erfolgen,  ber  fid)  bei  ber  ^Ablieferung  oetpflid^tet,  baS  $fanb  jum 
»erfaufe  bereitaufteilen  (§  1231  »©».).  »or  bem  »erlaufe, 
jebod)  erft  nad)  Eintritt  ber  »erfaufsbered&tigung,  f)at  ber  ßom* 
barbeur  bem  Eigentümer  (bei  bem  ?ßfanboerfaufe  gilt  im  3meifel 
jugunften  beS  ?ßfanbgläubigerS  ber  »erpfänber  als  ber  ©igen* 
tümer;  §  1248  »©».)  bm  »erfauf  anjubro^en,  bod)  barf  biefe 
2lnbrol)ung  unterbleiben,  roenn  fie  untunlich  ift  (§  1234  »©».). 
»ei  ber  9teid)SbanI  ift  biefe  9lnbrof|ung  nid)t  erforbertid^.8)    @inb 


l)  BgL  g.  (Enbemann  a.a.O.  6.915. 

*)  ögl.  ©eMnguitflcn  ber  ffleiefttban!  §  8  in  «erb.  mit  §  20  Santgefet. 
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mehrere  ?ßfanbgläubiger  oorljanben,  fo  Ijat,  xomn  bcr  oorgef>enbe 
oon  feinem  ©etreibungSrecfjt  leinen  (Jtebraudf)  macfjt,  aud)  ber 
nacfjftefjenbe  nebtn  beut  jus  offerendi  (§  1249  ©@©.)  ba§  95er* 
faufSrecfjt,  bodf)  fteljt  bem  oorfteljenben  ?ßfanbgläubiger  baS  ©or* 
red)t  ber  ©efriebigung  aus  bem  ©rlöfe  ju  (§  1232  ©©©.).  Der 
?ßfanboerfauf  barf  im  allgemeinen  nid)t  oor  SDblauf  eine§  SRonatö 
nad)  erfolgter  Slnbroljung  ftattfinben  (§  1234  Slbf.  2  ©@©.).  Qfft 
bie  binglid&e  ©erpfänbung  jebodj  ein  beiberfeitigeS  §anbeBgefd)äft, 
toa§  beim  2ombarbgefd)äft,  ba  eS  ficf)  um  ?ßrobuftiofrebit  §anbelt, 
meift  ber  gaü  fein  bürfte,  fo  ift  nad)  §  368  2Ibf.  1  §©©.  bie  ©arte« 
frift  nur  eine  9Bod)e.  3)er  ©erfauf  be§  ?ßfanbe§  ift  im  allgemeinen 
im  ©ege  öffentlicher  ©erfteigerung  äuberoirfen  (§  1235  Slbf.l  ©@©.)r 
bod)  fann  ber  ?ßfanbgläubtger,  falls  baS  $fanb  einen  ©örfen* 
ober  SKarftpreiS  §at,  bm  ©erfauf  auS  freier  §anb  burd)  einen 
8U  foldjen  ©erfäufen  öffentlich  ermächtigten  §anbelSmäfler  ober 
eine  ju  öffentlichen  ©erfteigerungen  befugte  $erfon  jum  laufenben 
greife  betoirfen  (§  1221  83©©.).  2)ie  föeid&Sbanf  ift  gemäjj  §  20 
beS  ©anfgefefceS  audf)  befugt,  ben  ©erfauf  oon  einem  üjrer  ©e* 
amten  oornejjmen  ju  laffen.  S)ie  ©erfteigerung  barf  nur  bann 
an  einem  anberen  als  bem  Orte  ber  Äufberoa^rung  ftattfinben, 
roenn  oon  iljr  am  9lufbetoaf)rung8orte  ein  angemeffener  Srfolg 
ntdf)t  su  ermarten  ift  (§  1236  83©».).  £eit  unb  Ort  ber  ©er* 
fteigerung  finb  nidfjt  nur  unter  allgemeiner  ©ejeidfjmmg  be& 
?ßfanbeS  öffentlich  befanntjumadjen,  fonbern  aud)  bem  <5d)ulbner 
mitzuteilen;  biefe  S3enacf)ridf)tigung  barf  nur  unterbleiben,  toenn 
fie  untunlich  ift  (§  1237  ©©33.).  ©eim  ©erfauf  mujj  bie  Se* 
ftimmung  getroffen  roerben,  bajj  ber  fiäufer  ben  Kaufpreis  fofort 
bar  bejafjlt  unb  feiner  JRedjte  auS  bem  Kauf  oerluftig  fein  fottr 
xomn  bieS  nidf)t  gefdf)ief)t  ©rfolgt  ber  ©erfauf  o^ne  biefe  ©eftim* 
mung  ober  unterbleibt  bie  fofortige  @ntridf)tung  beS  ÄaufpreifeS, 
oljne  bajj  oor  ©eenbigung  beS  ©erfteigerungStermtneS  von  bem 
©orbeljalte  ber  SftedfjtSoenoirfung  ©ebraud)  gemacht  morben  ift 
fo  ift  ber  Kaufpreis  als  oom  Sombarbeur  empfangen  anjufe^en 
(§  1238  ©©©.).  ©on  ben  ©erpftid&tungen  biefeS  Paragraphen 
fcpejjt  fid)  bie  ffietd&Sbanf  ebenfo  nrie  oon  benen  beS  §  1234  ©©». 
unb  §  368  £©93.  burd)  §  3  üjrer  ©ebingungen  beS  Sombarbgefd)äftS 
auS,  mos  übrigens  bie  meiften  Sßrioatbanfen  in  ben  auf  jebem 
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Sombarbfdjein  befinblicfjen  83ebingungen  gleichfalls  tun.  ©olb* 
unb  ©üBerfadjjen  bürfen  nidf)t  unter  beut  ©olb*  ober  ©übenoerte 
jugefd&lagen  ober  aus  freier  #anb  oerfauft  merben  (§  1240  83@S3.U 
®omof(l  ber  Sßfanbgläubiger  mie  ber  Eigentümer  (audf)  ber  nur 
perfönlidje  ®d)ulbner)  lönnen  fiefj  an  ber  93erfteigerung  als  SBieter 
beteüigen  (§  1239  8lbf.  1  »©83.),-  bod)  barf  baS  ©ebot  beS  (Eigen* 
tümerS  foroof)!  als  audf)  baS  beS  perfönlirfjen  ©dfjulbnerS  (in  ben 
meiften  fällen  werben  natürlid)  beim  ßombarbgefd)äft  biefe  beiben 
(Eigenfcfjaften  burd)  eine  $erfon  oertreten)  jurüdt  genriefen  merben 
(§  1239  8tbf.  2  83®83.).  $er  <ßf  anbgläubiger  ijat  nadf)  ftattgefunbenem 
SBerfaufe  baS  (Ergebnis,  falls  bieS  tunlidf),  bem  (Eigentümer  mit* 
juteilen  (§  1241  83©».).  2)er  nad)  9K>äug  ber  5)arlel)nSforberungr 
3infen  unb  fonftiger  ju  erfetjenber  ßoften  unb  Auslagen  vor* 
f>anbene  2Ref(rerlöS  fteljt  nidfjt  bem  ßombarbeur,  fonbern  bem 
^ßfanbeigentümer  ju. 

(Eine  93ecpflid)tung ,  von  feinen  S3erfauf3red)te  ©ebraudf)  ju 
mad&en,  urie  bieS  im  aUgem.  ßanbredjt  ber  3faH  mar  (SIßSR.  I,  20 
§  221),  befielt  nadf)  heutigem  föedfjte  nicfjt  2)odj)  fteljt  bem  @d£)ulbner 
ein  projeffualeS  3Siberf:prud£)8red)t  gegen  bie  SmangSoollftrecfung, 
in  fein  übriges  SSermögen  ju,  falls  ber  ©laubiger  burdfj  ein  in 
feinem  83efifc  befinblid)eS  *ßfanb  gebeeft  ift  (#$£).  §  777).  $iefe§ 
S5Hberfprudj)Srecljt  fann  aud)  ber  Sßfanbgtäubiger  nidEjt  burdf)  2hif* 
gäbe  feines  $fanbred)ts  befettigen. 

©er  gute  (Staube  bei  Somtorbeurt  frei  QSetyf ftttbmtg 

frember  ©egenftänbe. 

S3eim  rechtmäßigen  ^ßfanbermerbe  muß  ber  ßombarbeur  in 
gutem  ©lauben  fein,  baß  ber  83etpfänber  ber  (Eigentümer  ober 
bodfj,  TDtmx  er  Kaufmann  ift,  jur  rechtmäßigen  83erfügung  über 
bie  @ad)e  befugt  fei  S)aS  frühere  (Eigentum  fann  bann  nidf)t 
ju  feinem  Stadtteil  geltenb  gemacht  merben.  9Iudf)  fann  ein  be* 
fteljenbeS  binglid)eS  SRcd^t  nid)t  jum  9tad)teil  beS  SßfanbgläubigerS 
geltenb  gemalt  merben,  roenn  biefer  oon  ü)m  nichts  mußte  nod) 
nriffen  fonnte,  ober  menn  er  beS  guten  ©laubenS  mar,  ber  93er» 
pfänber  fei  berechtigt,  o^ne  83orbef|alt  beS  9ted)tS  über  bie  ©acfje 
}u  oerfügen  (§  366  $©83.  5Ibf.  1  u.  2).     $er  gute  ©laube  muß 
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$ur  3eit  beS  SßfanberwerbeS  oorfianben  [ein;  er  gilt  jebodf)  beim 
Vanfier  als  auSgefdfjloffen,  wenn  ein  uerloreneS,  geftof(leneS  ober 
fonft  abljanben  gefommeneS  $nljaberpapier  lombarbiert  wirb, 
beffen  Verluft  von  einer  öffentlichen  S3el)örbe  ober  oon  bem  au§ 
ber  Urfunbe  Verpflichteten  im  „3)eutfdf)en  3teidf)8anäeiger"  belannt* 
gemalt  worben,  unb  wenn  feit  bem  Slblaufe  beS  3al>reS,  in 
meinem  bie  Veröffentlichung  erfolgt  tft,  nid)t  meljr  als  ein  ftaEjr 
Derftrid^en  ift  (§  367  9C6f.  1  #@V.)r  aufeer  wenn  ber  ßombarbeur 
bie  Veröffentlichung  infolge  befonberer  Umftänbe  meber  fannte 
nodf)  lennen  muffte  (9lbf.  2). 

5ta$*  rotb  $lt>fonberung$red)t  im  &ottätrfe» 

©erat  ber  ßombarbeur  in  ÄonfurS,  fo  finb  bie  in  feinem 
Vefiij  Befinblid&en,  il)m  aber  nidf)t  gehörigen  ?ßfanbgegenftänbe 
oon  ber  ßonfurSmaffe  auSjufonbern  unb  com  ÄonfurSuermalter 
weiter  als  <3idf)erungSgegenftänbe  für  bie  j$ur  SRaffe  gehörigen 
3)arlef)nSforberungen  auf  jubewaljren  (§  43  ÄD.). 

©erat  ber  ßombarbfd&ulbner  in  SonfurS,  fo  fann  ber  ßom- 
barbeur au§  ben  üjm  uerpfänbeten  ©egenftänben  abgefonberte 
Vefriebigung  wegen  feiner  ?ßfanbforberung  verlangen,  sunäc^ft 
wegen  ber  ßoften,  bann  wegen  ber  ^infen,  dule^t  wegen  beS 
Kapitals  (§  48  ßD.).  Steigt  ber  beim  *ßfanboerfauf  erhielte  ®rlöS 
nidfjt  jur  ooHftänbigen  Vefriebigung  beS  ßombarbeurS  aus,  fo 
fann  er  ben  fefjlenben  Vetrag  audf)  nodö  jur  ßonfurSmaffe  geltenb 
machen  (§  64  ß£).).  Übt  ber  *ßfanbgläubiger  fein  VerfaufSred&t 
nidfjt  aus,  fo  f)at  er  im  gaUe  beS  ßonfurfeS  beS  ^fanbfdfjulbnerS 
nadE)  91blauf  ber  üjm  oom  SonfurSoerwalter  gefegten  grift  bie 
Serwertung  beS  *ßfanbeS  burdfj  legieren  gu  bulben  (§  127  ÄO.). 

2)ie  Veenbigung  beS  $fanbredf)tS  tritt  ein  burd)  9tüdfjai)lung 
beS  2)arIef)nS  nebft  3infen  unb  ber  bem  ßombarbeur  ju  erfefcen* 
bm  Soften  (§  1252  V@V.),  burdf)  ben  Verlauf  beS  <ßfanbeS,  burd) 
^urüdgabe  beS  <ßfanbeS  (§  1253  V©V.)  unb  burd)  ©rllärung  beS 
SßfanbgläubigerS  gegenüber  bem  Sßfanbfdjulbner  (Sigentümer), 
bafc  er  baS  <ßf anb  aufgebe  (§  1255  83©».). 

-  -   -       _      ^ ^ ^ — , 

6pcilalbrutferet  für  StljertQtionen,  Stöbert  Rotte,  Corna*tfetyiiq. 


£eben$Iauf* 


91m  23.  Stooember  1882  nmrbe  tcf),  Äarl  2Ilfreb  Sftobcrt 
©  e  b  c  1,  ja  geftenberg  i  @cf)L  als  (Soljn  beS  Kaufmanns  $aul  ©ebel 
unb  feiner  ©fjefrau  (Smüie  geb.  ©onrab  geboren.  9iadf)bem  id) 
junäcfjft  burtf)  *ßrioatunterricf)t  oorgebilbet  roorben  mar,  befugte 
id)  baS  Sftealggmnafium  jum  ^eiligen  ©eift  ju  83reSlau,  baS 
©ijmnafium  ju  ©dfioeibnüj,  baS  Sftealgijmnafium  am  ßnringer  ju 
SBreSlau  fonrie  baS  Stealgijmnafium  ju  SReid)enbad)  t  (ScfjL,  unb 
jmar  bis  Oberprima.  S)ann  ftubierte  icf)  oon  Oftober  1903  bis 
Oftern  1904  ©Hernie  an  ber  Sed&mfd&en  #odf)fd)ule  in  #annouer. 
SBffl&renb  biefer  3eit  bereitete  idf)  midf)  jum  SKaturitätSejamen 
oor,  baS  id)  am  16.  gebruar  1904  am  Kealgpmnafium  ju  ßüne* 
bürg  als  ©jtraneer  beftanb.  (Seit  biefer  «3eit  ftubierte  id|  3fted)tS* 
unb  (StaatSroiffenfdfjaften  an  ben  Unioerfitäten  2Ründ)en,  fiömgS* 
berg,  SBreSlau  unb  §eibelberg.  $m  SBinterfemefter  1908/09  reifte 
id)  oorftefjenbe  SIrbeit  ber  f>of(en  juriftifcfjen  gafultät  ju  #eibel* 
berg  als  $oftor*5)iffertation  ein  unb  beftanb  am  8.  aKäq  1909 
boS  examen  rigorosum. 

#errn  ©efjeimrat  *ßrof.  S)r.  (SdEjröber  fage  idf)  für  bie  mir 
erteilten  Statfcfjläge  audf)  an  biefer  (Stelle  meinen  ergebenen  3)anf. 
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Wer  heute  offenen  Auges  das  wirtschaftliche  Leben 
betrachtet,  erkennt  den  ungeheuren  Aufschwung  leicht,  den 
dasselbe  im  Laufe  des  letzten  Säkulums  genommen  hat.  Wir 
stehen  im  Zeichen  des  Kredites.  Er  allein  ist  es  gewesen,  der 
die  moderne  Weltwirtschaft  erstehen  ließ,  jene  großartige, 
wirtschaftliche  Verbindung,  die  in  unseren  Tagen  zur  Aus- 
gleichung von  Überschuß  und  Bedarf  die  ganze  Erde  umschließt 
Er  ist  —  nach  Daniel  Websters  schönem  Wort1)  —  der 
Lebensatem  des  modernen  Handels!  Er  hat  zum  Reichtum  der 
Nationen  tausendmal  mehr  beigetragen  als  alle  Minen  der  Welt; 
Kredit  ist  dasselbe  für  das  Gold  wie  das  Geld  für  die  Waren! 

Ihn  nun  zu  organisieren,  sein  Wesen  zu  nutzen,  stellten 
sich  verschiedene  Aufgaben,  von  denen  wir  zwei  nennen  wollen: 
die  verbesserte  Gestaltung  des  Bankwesens,  insbesondere  die 
eminente  Entwicklung  des  Wechsel  verkehre,  sodann  die  Ver- 
einfachung des  Zahlungsausgleiches  durch  das  Scheckwesen. 

Mit  diesem  letzteren  soll  sich  die  vorliegende  Arbeit  be- 
schäftigen. 

Unter  Scheckverkehr  versteht  man  die  Ausführung  von 
Zahlungsleistungen  vermittelst  Übertragung  der  an  einer  dritten 
Stelle  bereit  liegenden  Gelder;2)  der  Scheck  ist  also  die  An- 
weisung des  Kunden  einer  Bank,  auf  Grund  seines  bei  dieser 
vorhandenen  Guthabens  Zahlung  an  eine  im  Text  der  Anweisung 
genannte  Persönlichkeit  zu  leisten;3)  er  ist  eine  „Bankdepot- 
sichtanweisung14. 4) 

Werfen  wir  nun  einen  Blick  auf  das  Bank-  und  Scheck- 
wesen der  einzelnen  Länder,  so  müssen  wir  beschämt  erkennen, 
wie  auffallend  das  unsrige  zurückgeblieben  ist.     Während  der 

')  Obst:  Theorie  und  Praxis  dee  Scheckverkehrs.  Stuttgt  99.  pag.  13. 

T)  Michael:  Sparkassen  und  Scheckverkehr.    Berlin  92.    p.  18. 

8)  Conrad:  Grundriß  zum  Studium  d.  poiit  ök.  1.  Teil.  Jena  1902. 
p.  151. 

*)  Definition  des  Reichsbaukpräsidenten  Koch. 
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Scheckverkehr  beispielsweise  in  England  vor  über  zweihundert 
Jahren  bereits  zu  allgemeiner  Bedeutung  gelangte,  ist  er  bei 
uns  in  Deutschland  über  die  erste  Entwicklung  noch  nicht 
hinausgekommen,  wennschon  wir  wohl  anerkennen  wollen,  wie 
die  Beobachtung  des  allgemeinen  Geschäftslebens  lehrt,  daß 
sich  der  Scheck  mehr  und  mehr  als  Zahlungsmittel  eingebürgert 
hat  und  in  relativ  ausgedehnter  Verbreitung  in  den  Verkehr 
gekommen  ist.  Das  ist  aber  erst  seit  allerjüngster  Zeit  der 
Fall;  es  dürfte  daher  wohl  der  Mühe  wert  sein,  auf  die  Ursache 
der  Erscheinung  einzugehen. 

Als  Grundlagen  des  Schecksystems  haben  wir  das  Depositen- 
wesen und  den  Giroverkehr  anzusehen.  Depositum,  Girokonto 
und  Scheck  sind  Glieder  einer  Familie.  Ein  Girokonto  wird 
eröffnet  durch  eine  bare  Einzahlung,  ein  Depositum,  über  das 
der  Inhaber  nach  Belieben  mittels  Schecks  verfügt. 

Einen  sehr  wichtigen  und  bedeutungsvollen  Schritt  zur 
Pflege  und  Einbürgerung  des  Scheckverkehrs  in  Deutschland 
unternahm  die  Reichsbank  im  Jahre  1876  mit  der  —  wir 
dürfen  wohl  sagen  —  Begründung  des  Giroverkehrs,  denn  bei 
ihrer  Vorgängerin,  der  Preußischen  Bank,  war  der  Giroverkehr 
nahezu  bedeutungslos  gewesen.  Außer  in  Berlin  bestand  1875 
nur  noch  die  unbedeutende  Giroanstalt  in  Danzig.  Diesen  Zu- 
stand beseitigte  die  Verwaltung.  Sie  machte  ihre  sämtlichen 
Filialen  sofort  zu  Girostellen  und  ordnete  die  kostenfreie 
Übertragung  der  Gelder  nach  auswärts  an,  sodaß  der  Giro- 
verkehr dadurch  aus  einem  beschränkten  Platzverkehr  zu  einem 
das  ganze  deutsche  Wirtschaftsgebiet  umspannenden  Fern- 
verkehr umgewandelt  wurde:  „Das  ganze  Deutschland  ist  durch 
die  Reichsbank  ein  einziger  Giroplatz  geworden.441) 

In  gleicher  Richtung  und  ebenfalls  mit  Erfolg  ist  nun 
auch  eine  Anzahl  Privatbanken  tätig  gewesen,  so  die  Bank 
des  Berliner  Kassenvereins,  die  Deutsche  Bank,  die  Olden- 
burgische Spar-  und  Leih-Bank  u.  s.  w.    Daher  konnte  Siemens«) 

*)  Vgl.  Jubiläumsbericht  der  Reichsbank  1876—1900.    Jena. 

*)  Siemens:  Die  Lage  des  Suheekwesens  in  Deutschland.  Berlin  S3. 
p.  13. 
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in  seinem  Referat  auf  dem  Deutschen  Handelstag  sagen:  „Man 
ersieht  hieraus,  daß  die  Bemühungen  vernünftiger  Bankiers 
wenigstens  nicht  ganz  erfolglos  sind." 

Wieviel  Momente  aber  standen  andererseits  der  Ent- 
wicklung des  Depositen-  und  Scheckverkehrs  entgegen! 

Vor  allem  hemmte  die  Ausbreitung  die  Vielgestaltigkeit 
unserer  früheren  Geldverhältnisse.  „Der  Mangel  einer  ein- 
heitlichen Währung  stand  der  Verwendbarkeit  einer  auf  Taler 
ausgestellten  Geldanweisung  in  Süddeutschland,  einer  solchen, 
die  auf  Gulden  lautete,  in  Norddeutschland  entgegen/41) 

Als  weiteres  wesentliches  Hindernis  erwies  sich  —  und 
erweist  sich  noch  heute,  wie  wir  im  Verfolg  unserer  Be- 
trachtungen noch  des  Näheren  auszuführen  haben  werden  — 
das  Fehlen  eines  dem  englischen  ähnlichen  Bankierstandes.  Der 
englische  banker  ist  grundverschieden  vom  deutschen  Bankier. 

In  dieser  Hinsicht  bildet  nur  die  Reichsbank  eine  Aus- 
nahme. Für  sie  ist  das  Spekulationsgeschäft  nicht  vorhanden, 
das  sichere  Effektengeschäft  nur  von  sehr  untergeordneter 
Bedeutung.  Wie  wir  im  Jubiläumsbericht  lesen,  liegt  dies 
zunächst  daran,  daß  die  Reichsbank  prinzipiell  ihre  Mittel  in 
eigenen  Effekten  nicht  anlegt  und  folglich  die  Anschaffung 
für  ihre  Kunden  nur  kommissionsweise  bewirken  kann.  Ferner 
unterliegt  sie  den  strengen  Vorschriften  des  Bankgesetzes; 
Effektenkommissionsgeschäfte  auf  Kredit,  selbst  gegen  Depot, 
sind  ihr  verboten;  vielmehr  darf  sie  Effekten  aller  Art  für 
fremde  Rechnung,  abgesehen  von  öffentlichen  Behörden,  nur 
nach  vorheriger  Deckung  kaufen  und  nur  nach  vorheriger 
Überlieferung  verkaufen.  Damit  fehlt  ihr  die  einer  intensiveren 
Pflege  des  Effektengeschäftes  nötige  Beweglichkeit;  auf  der 
anderen  Seite  geht  aber  ihr  Streben  auch  garnicht  nach  einer 
Ausdehnung  dieses  Geschäftszweiges  über  das  Maß  hinaus, 
in  dem  sich  dieser  bei  ihr  von  selbst  und  ohne  weitere  Bemühung 
entwickelt,  denn  es  steht  die  Ausübung  dieser  Tätigkeit  für 
sie    hinter  wichtigeren  Aufgaben   zurück.     Sie   vermeidet  es 

*)  Thorwart:  Referat  auf  dem  I.  allgemeinen  deutscheu  Bankiertag, 
Frankfurt  a.  M.  1902.    p.  5. 
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Scheckverkehr  beispielsweise  in  England  vor  über  zweihundert 
Jahren  bereits  zu  allgemeiner  Bedeutung  gelangte,  ist  er  bei 
uns  in  Deutschland  über  die  erste  Entwicklung  noch  nicht 
hinausgekommen,  wennschon  wir  wohl  anerkennen  wollen,  wie 
die  Beobachtung  des  allgemeinen  Ueschäftslebens  lehrt,  daß 
sich  der  Scheck  mehr  und  mehr  als  Zahlungsmittel  eingebürgert 
hat  und  in  relativ  ausgedehnter  Verbreitung  in  den  Verkehr 
gekommen  ist.  Das  ist  aber  erst  seit  allerjüngster  Zeit  der 
Fall;  es  dürfte  daher  wohl  der  Mühe  wert  sein,  auf  die  Ursache 
der  Erscheinung  einzugehen. 

Als  Grundlagen  des  Schecksystems  haben  wir  das  Depositen- 
wresen  und  den  Giroverkehr  anzusehen.  Depositum,  Girokonto 
und  Scheck  sind  Glieder  einer  Familie.  Ein  Girokonto  wird 
eröffnet  durch  eine  bare  Einzahlung,  ein  Depositum,  über  das 
der  Inhaber  nach  Belieben  mittels  Schecks  verfügt. 

Einen  sehr  wichtigen  und  bedeutungsvollen  Schritt  zur 
Pflege  und  Einbürgerung  des  Scheckverkehrs  in  Deutschland 
unternahm  die  Reichsbank  im  Jahre  1876  mit  der  —  wir 
dürfen  wohl  sagen  —  Begründung  des  Giroverkehrs,  denn  bei 
ihrer  Vorgängerin,  der  Preußischen  Bank,  war  der  Giroverkehr 
nahezu  bedeutungslos  gewesen.  Außer  in  Berlin  bestand  1875 
nur  noch  die  unbedeutende  Giroanstalt  in  Danzig.  Diesen  Zu- 
stand beseitigte  die  Verwaltung.  Sie  machte  ihre  sämtlichen 
Filialen  sofort  zu  Girostellen  und  ordnete  die  kostenfreie 
Übertragung  der  Gelder  nach  auswärts  an,  sodaß  der  Giro- 
verkehr dadurch  aus  einem  beschränkten  Platzverkehr  zu  einem 
das  ganze  deutsche  Wirtschaftsgebiet  umspannenden  Fern- 
verkehr umgewandelt  wurde:  „Das  ganze  Deutschland  ist  durch 
die  Reichsbank  ein  einziger  Giroplatz  geworden/11) 

In  gleicher  Richtung  und  ebenfalls  mit  Erfolg  ist  nun 
auch  eine  Anzahl  Privatbanken  tätig  gewesen,  so  die  Bank 
des  Berliner  Kassenvereins,  die  Deutsche  Bank,  die  Olden- 
burgische Spar-  und  Leih-Bank  u.  s.  w.    Daher  konnte  Siemens2) 

*)  Vgl.  Jubiläumsbericht  der  Reichsbank  1876— HKKJ.    Jena. 

a)  Siemens:  Die  Lage  des»  Suheckwesens  in  Deutschland.  Berlin  S3. 
p.  13. 
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in  seinem  Referat  auf  dem  Deutschen  Handelstag  sagen:  „Man 
ersieht  hieraus,  daß  die  Bemühungen  vernünftiger  Bankiers 
wenigstens  nicht  ganz  erfolglos  sind." 

Wieviel  Momente  aber  standen  andererseits  der  Ent- 
wicklung des  Depositen-  und  Scheckverkehrs  entgegen! 

Vor  allem  hemmte  die  Ausbreitung  die  Vielgestaltigkeit 
unserer  früheren  Geldverhältnisse.  „Der  Mangel  einer  ein- 
heitlichen Währung  stand  der  Verwendbarkeit  einer  auf  Taler 
ausgestellten  Geldanweisung  in  Süddeutschland,  einer  solchen, 
die  auf  Gulden  lautete,  in  Norddeutschland  entgegen."1) 

Als  weiteres  wesentliches  Hindernis  erwies  sich  —  und 
erweist  sich  noch  heute,  wie  wir  im  Verfolg  unserer  Be- 
trachtungen noch  des  Näheren  auszuführen  haben  werden  — 
das  Fehlen  eines  dem  englischen  ähnlichen  Bankierstandes.  Der 
englische  banker  ist  grundverschieden  vom  deutschen  Bankier. 

In  dieser  Hinsicht  bildet  nur  die  Reichsbank  eine  Aus- 
nahme. Für  sie  ist  das  Spekulationsgeschäft  nicht  vorhanden, 
das  sichere  Effektengeschäft  nur  von  sehr  untergeordneter 
Bedeutung.  Wie  wir  im  Jubiläumsbericht  lesen,  liegt  dies 
zunächst  daran,  daß  die  Reichsbank  prinzipiell  ihre  Mittel  in 
eigenen  Effekten  nicht  anlegt  und  folglich  die  Anschaffung 
für  ihre  Kunden  nur  kommissionsweise  bewirken  kann.  Ferner 
unterliegt  sie  den  strengen  Vorschriften  des  Bankgesetzes; 
Effektenkommissionsgeschäfte  auf  Kredit,  selbst  gegen  Depot, 
sind  ihr  verboten;  vielmehr  darf  sie  Effekten  aller  Art  für 
fremde  Rechnung,  abgesehen  von  öffentlichen  Behörden,  nur 
nach  vorheriger  Deckung  kaufen  und  nur  nach  vorheriger 
Überlieferung  verkaufen.  Damit  fehlt  ihr  die  einer  intensiveren 
Pflege  des  Effektengeschäftes  nötige  Beweglichkeit;  auf  der 
anderen  Seite  geht  aber  ihr  Streben  auch  garnicht  nach  einer 
Ausdehnung  dieses  Geschäftszweiges  über  das  Maß  hinaus, 
in  dem  sich  dieser  bei  ihr  von  selbst  und  ohne  weitere  Bemühung 
entwickelt,  denn  es  steht  die  Ausübung  dieser  Tätigkeit  für 
8ie    hinter  wichtigeren  Aufgaben   zurück.     Sie   vermeidet  es 

l)  Thorwart:  Referat  auf  dem  I.  allgemeinen  deutschen  Bankiertag, 
Frankfurt  a.  M.  1902.    p.  5. 
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„Zahlet  gegen   diesen    ersten   Brief   am    9.    Oktober   an 

Lucas  von  Goro  45  Pfund.    Sie  sind  der  Gegenwert  der  Summe, 

welche  ich  von  Masio  Reno  empfangen  habe.    Zahlet  zur  rechten 

Zeit   und   stellet   die  Summe   auf  meine   Rechnung.     Christus 

behüte  Euch! 

Bonromeo  von  Bonromei 

sendet  Euch  Grüße.  Mailand,  9.  März  1395.1) 

Wechsel  aus  der  Geschäftstätigkeit  der  im  Jahre 
1593   begründeten   „Bank   des   heiligen   Ambrosius  zu 

Mailand.412) 
„Den  Herren  Gouverneuren  etc.  möge   es  gefallen,   aus- 
zubezahlen dem  M 500  Kaiserliche  Lire,  welche  ich 

ihm  leihe  gratis  und  mit  Liebe,  unter  der  Bedingung,  daß  er 
mir  sie  nach  3  Monaten  zurückgebe,  bei  jedem  Verlangen  von 
meiner  Seite.  Machen  Sie  mich  im  Buche  zum  Schuldner 
über  das  Handelsgeld.c> 

Wir  wollen  nun  dazu  übergehen,   die  Unterschiede  von 
Scheck  und  Wechsel  festzustellen. 


Scheck  und  Wechsel. 

Scheck,  Wechsel,  Banknote  und  Anweisung  sind  unter- 
einander verwandt.  Sie  sind  alle  vier  Urkunden  über  Forder- 
ungen, Kreditdokumente,  Geldsurrogate,  Geldkreditpapiere,  die 
den  Zweck  haben,  den  Gebrauch  des  Metallgeldes  zu  erleichtern, 
den  Umlauf  desselben  einzuschränken. 

Vergleichen  wir  einen  Scheck  mit  einem  Sichtwechsel, 
so  finden  wir  als  einziges  Unterscheidungsmerkmal  die  Bezeich- 
nung des  letzteren  im  Text  der  Urkunde  als  „Wechsel "  Das 
englische  Recht  bezeichnet  ihn  sogar  ausdrücklich  als  solchen : 
Ein  Scheck  ist  ein  auf  einen  Bankier  gezogener,  bei  Vorzeigen 
zahlbarer  Wechsel.     Dennoch  sind  beide  Dokumente  erheblich 

')  Vgl.  auch  Obst:  Wechsel-  u.  Scheckk.    p.  2. 
*)  Obßt:  Theorie  u.  Frax.   p.  7  u.  8. 
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von  einander  verschieden.  Sehr  klar  setzt  Bayerdörffer 
dies  auseinander.  Dreierlei  kann  man  beim  Ausstellen  eines 
Wechsels  im  Auge  haben:1) 

erstens:     den  Schuldner  veranlassen,   eine   später  fällige  For- 
derung anzuerkennen  und  diese  unter  das  Wechsel- 
recht  stellen; 
zweitens:  die  Möglichkeit,  mit  Hilfe  dieser  Forderung  Verbind- 
lichkeiten schon  vor  dem  Fälligkeitstermin  zu  tilgen; 
drittens:    von  einem  auswärtigen  Schuldner  eine  solche  Forderung 
einziehen  oder  eine  Summe  an  einem   anderen  Orte 
auszahlen   lassen,    wenn   beispielsweise   ein   Berliner 
Bankier  für  einen  ihm  gezahlten  Betrag  einen  Wechsel 
auf  sein  Londoner  Haus  zieht 
Der  Wechsel  bezweckt  also  die  Überwindung  einer  zeit- 
lichen und  räumlichen  Differenz,  der  Scheck  nur  die  Aufhebung 
der   letzteren;    der  Scheck    wird   ausgestellt  auf  Grund   eines 
Guthabens,  lautet  daher  über  den  Betrag   einer  Verpflichtung, 
der  Wechsel  über  den  Betrag  einer  Forderung.    Die  Zahlbarkeit 
bei    Sicht  liegt   in  der  Natur  des  Schecks.     Er  soll  vor  allem 
auch   nicht  so   und  so   oft  weiter  giriert  werden,   sondern  im 
Gegensatz    zum   Wechsel    sofortige   Zahlung    vermitteln.      Ein 
Satz  wie:  „Der  Scheck  ist  direkt  zum  Umlauf  bestimmt;2)  ein 
gleich   vom    ersten    Nehmer    einkassierter  Scheck    hat    seinen 
Zweck   nicht  voll  erfüllt*'    findet  sich  nur  ein  einziges  Mal  in 
der  ganzen  umfangreichen  Literatur  über  Scheck  wesen.     Ein- 
stimmig  wird    von  den  verschiedensten  Seiten  erklärt,    daß    es 
zur  Funktion  des  Schecks   gehöre,  nicht  Zahlungs-   und  Um- 
laufsmittel,  sondern   nur   Zahlungsmittel   zu   sein,    möglichst 
schnell  zur  Einlösung  zu  gelangen.    Der  Wechsel  ist  wesentlich 
Kredit-  und  Zirkulationsmittel,  der  Scheck  dagegen  ausschließlich 
Zahlungsmittel,3;  wenn  schon  natürlich  die  Praxis  uns  Beispiele 
nennt,   wo    auf  dem  Scheck    ein  Giro   dem  anderen  folgt  und 

*)  Bayerdörffer:  Das  Schecksystem.    Jena  1881,    p.  24. 

a)  Klein:  Eine  neue  Phase  des  deutschen  Scheckrechts.    (Deutsche 
Juristenzeitg.   Jahrgg   8.   Nr.  2). 

•)  Thorwart:   a.  a.  0.  p.  7. 
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so  z.  B.   ein   englischer  Scheck  mit  seinen  Allongen    14  Paß 
lang  geworden  war. 

Am  treffendsten  hat  Georg  von  Siemens1)  den  Unter- 
schied von  Wechsel  und  Scheck  charakterisiert:  Der  Zweck 
des  Wechsels  ist  der,  ein  noch  nicht  abgewickeltes  Geschäft 
in  eine  solche  Form  zu  kleiden,  daß  der  Abwicklung  vor- 
gegriffen wird;  der  Zweck  des  Schecks  ist  der,  ein  Guthaben, 
sei  es,  daß  dasselbe  schon  vor  der  Ausstellung  des  Schecks 
vorhanden  war,  sei  es,  daß  es  zwischen  der  Ausstellung  des 
Schecks  und  der  Präsentation  und  Einkassierung  des  Schecks 
durch  irgend  welche  Operation  beschafft  wird,  zum  Inkasso 
zu  bringen.  Der  Mann,  welcher  einen  Wechsel  verkauft, 
braucht  Geld;  der  Mann,  welcher  einen  Scheck  verkauft, 
hat  Geld. 

Scheck  und  Banknote. 

Wie  ist  nun  das  Verhältnis  zwischen  Banknote  und 
Scheck?  Beide  sind  gleichaltrig,  entstanden  in  der  zweiten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts,  nachdem  König  Karl  I.  von 
England  die  im  Tower  niedergelegten  Geldvorräte  der  Londoner 
Kaufleute  in  Form  einer  Zwangsanleihe  an  sich  gebracht  hatte 
und  diese  nun  ihre  Schätze  in  sicherere  Bewahrungsorte  brachten, 
nämlich  zu  den  Goldschmieden.  Auf  zweierlei  Weise  konnte 
der  Deponent  aus  seinem  Guthaben  beim  Goldschmied  Zahlungen 
leisten2)  entweder  er  ließ  sich  vom  Depositar  einen  Schein 
aushändigen,  worin  dieser  sich  verpflichtete,  an  den  Gläubiger 
des  Deponenten  oder  dessen  Ordre  oder  an  den  Inhaber 
Zahlung  zu  leisten,  oder  aber  er  selbst  wies  den  Goldschmied 
an,  an  seinen  Gläubiger  zu  zahlen.  Aus  den  Scheinen  der 
ersten  Art,  den  Goldsmiths'  oder  Bankers'  Notes,  sind  die 
heutigen  Banknoten,  aus  denen  der  zweiten  Art,  den  Cash 
Notes,  die  Schecks  hervorgegangen.  Wir  geben  einige  Bei- 
spiele hiervon: 

')  Thor  wart:   a.  a.  0.  p.  9. 

■)  Birnbaum:  Vortr.  „Der  Scheck.44    Cüla  8«~>.  p.  5. 
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Aus  Birnbaum:  Über  Schecks.  Zeitsohr.  f.  <L  g.  Handelsw.  Bd.  80.  pag.  2  u.  3 . 

Beispiel  einer  Goldsmith  Note: 

Nov.  28,  1684. 

I   promise   to   pay    unto   the   Rt.  houble,  ye  Lord 

North  and  Grey,  or  bearer,  ninety  pounds   at  demand. 

For  Mr.  Francis  Child  and  mv  seif, 

Jur.  Rogers. 

Im  Jahre  1729  führte  das  Bankhaus  Child  and  Co. 
zuerst  gedruckte  Formulare  ein,  in  welche  der  Name  des 
Zahlungsempfängers  und  die  Summe  hineingeschrieben  wurden. 
Sie  lauteten: 

No.  291.  London,  Oct  20,  1729. 

I  pronüse  to  pay   to  Mr.  Richard  Bannister,   or 
order,  on  demand,  twenty  pounds. 
&  20  F°r  Fräs.  Child,  Esqu., 

Sam.  Child. 

Beispiele  von  Cash  Notes: 

3  d.  June,  1683. 

Pray   pay   unto   the   Bearer,   hereof,   Mr.  Thomas 

Dickenson,  or  order,   the  sum   of  thirty   pounds,   and 

place  it  to  the  accompt  of  AT        ,      .  . 

Your  lo:  fnend 

Paul  Whichcott 

July  20*    1688. 
To  Mr.  Child  and  Mr.  Rogers. 

Pray  pay   unto   the  honorable  Dudley  North,  or 

bearer,  the  sum  of  one  thousand  pounds,  and  be  pleased 

to  place  it  to  the  account  of 

Your  friend  and  servant 

Yarmouth. 

Mr.  Robert  Child, 

Pray  pay   to   my  servant,   Thos.    B.,    the    sum   of 

seventeen  pounds,   and  for  so   doing  this  shall  be  your 

order   under   my    hand    and    seal,   this    17  the   day    of 

October,  1707.  Aucaster,  G.  C.   (Siegel.) 
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(Die  letzte  Bankers'  Note,  die  Child  &  Co.  ausgegeben, 
datiert  aus  dem  Jahre  1793). 

Beispiel  einer  Goldsmith  Note: 

Nov.  28,  1684. 
Ich  verspreche  an  den  ehrenwerten  Lord  North  &  Grey 
oder  den  Inhaber  £  90  auf  Sicht  zu  zahlen. 

Jur.  Rogers. 

Beispiele  von  Cash  Notes: 

Juni  3,  1683. 

Bitte,  zahlet  an  den  Inhaber  dieses,  Herrn  Thomas 
Dickenson  oder  dessen  Ordre  die  Summe  von  30  Pfund 
und  belastet  damit  das  Konto 

Eures  Euch  liebenden  Freundes 
Paul  Wichcott. 

Geehrter  Herr!  Ich  bitte  Euch,  an  Frau  Anna 
Richards  oder  deren  Ordre  die  Summe  von  fünfzehn 
Pfund  zu  zahlen  für  Eueren  Euch  liebenden  Freund 

2.  September  1689.  Thomas  Cueres. 

Bitte,  zahlet  an  meinen  Diener  Thos.  B.  die  Summe 
von  siebenzehn  Pfund,  und  für  solches  Tun  soll  dieses 
die  Anweisung  für  Euch  sein  mit  meiner  Unterschrift 
und  meinem  Insiegel  an  diesem  17.  Tage  des  Oktober  1707. 

Aucaster.     (Siegel.) 

Ursprünglich  also  gleichartige  Zahlungsmittel,  ist  aber 
die  Ehtwicklung  von  Banknote  und  Scheck  eine  völlig  ver- 
schiedene gewesen.  Die  Banknote  hat  sich  sehr  bald  von  dem 
Guthaben  abgelöst  und  hat  mit  dem  Scheck  heutzutage  nur 
noch  das  gemein,  was  auch  Eigenschaft  des  Wechsels  ist,  daß 
sie  ein  Forderungsrecht  repräsentiert 

Die  Note  ist  ein  selbständiges  Kreditmittel.  Der  Scheck 
dagegen  setzt  die  laufende  Rechnung  voraus;  er  existiert  nur 
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in  Verbindung  mit  dieser.  Ohne  Kontokorrent,  ohne  ent- 
sprechendes Guthaben  des  Ausstellers  in  Kontokorrent  bei  der 
Bank  kein  Scheck.1) 

Die  Note  wird  ferner  von  der  Bank  in  bestimmten  runden 
Betragen  sozusagen  auf  Vorrat,  auf  Lager  ausgefertigt,  der 
Scheck  dagegen  stets  für  einen  einzigen  Zahlungsfall. 2)  Während 
es  also  zu  einer  Zahlungsleistung  nur  der  Aushändigung  eines 
einzigen  Schecks  bedarf,  muß  man  —  um  dieselbe  Zahlung 
mittels  Noten  zu  verwirklichen  —  hier  sehr  oft  mehrere  ver- 
wenden. So  mag  sich  die  Note,  hauptsächlich  dadurch,  daß 
ihre  sorgfältige  technische  Ausstattung  sie  vor  Fälschungen 
schützt,  als  Zahlungsmittel  immerhin  vortrefflich  eignen;  der 
Scheck  bleibt  darum  doch  ein  Zahlungs-  und  Verkehrsmittel 
höherer  Ordnung.  Er  schmiegt  sich  besser  als  die  Note  dem 
Bedürfnis  des  konkreten  Zahlungsgeschäfts  an;  er  ist  nicht  in 
gleichem  Grade  der  Verlustgefahr  ausgesetzt;  er  vermehrt 
endlich  —  und  dies  kommt  für  die  Gesamtwirtschaft  in  Be- 
tracht —  nicht  die  Zirkulationsmittel  .des  Landes  und  ver- 
meidet damit  die  Gefahren  eines  zu  weit  ausgedehnten  Noten- 
umlaufes.'1 

Diesen  Standpunkt  Kochs  vertritt  auch  Rauchberg:8) 
Das  Schecksystem  hat  vor  der  Banknoten -Emission  eine  weit 
größere  Elastizität  voraus,  indem  es  von  den  Fesseln  des 
gesetzlichen  Deckungssystems  befreit  ist  Für  eine  jede  Bank- 
politik liegt  das  regulierende  Prinzip  im  richtigen  Verhältnis 
der  Bardeckung  zu  den  Verbindlichkeiten;  dies  trifft  sowohl 
für  Noten-  als  auch  für  Depositenbanken  zu.  Aber  das  Ver- 
hältnis, wird  für  beide  nicht  dasselbe  sein.  Denn  eine  Bank- 
note vermag  während  der  Laufzeit  des  Wechsels,  durch  dessen 
Diskontierung  sie  in  den  Verkehr  gelangt  ist,  ungezählte  Um- 
sätze zu  vermitteln;  der  Scheck  ist  zunächst  nur  zur  Vollziehung 
eines  einzigen  Zahlungsaktes  berufen  und  vermöge  seiner  Kurz- 

')  K.  Hildebrand:   Conr.  Jahrb.  VIII.    pag.  138. 

*)  R.  Hildebrand,  Jahrb.  VIII,  p.  140ff.    Koch,  Über  Giroverkehr. 
Berlin  78.  p.  5.  Ders  Bedürfn.  u.  Inh.  eines  Scheckgesetzes.  Berlin  83.  p.  20. 

8)  Der  Clearing-  u.  Giroverkehr.    Wien  86.     pag.  89  ff. 
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lebigkeit  auch  nur  zu  sehr  wenigen  befähigt.  Aus  dieser  ganz 
verschiedenen  Laufzeit  folgt  schon  die  weit  geringere  An- 
passungsfähigkeit der  Note  an  die  wechselnden  Verkehrs- 
ansprüche. Hierzu  kommt  noch  die  Inkonvertibilität  und  der 
Zwangskurs.  Die  Rückströmung  einer  den  volkswirtschaftlichen 
Bedarf  überschreitenden  Noten  menge  ist  damit  unmöglich  ge- 
macht Der  Volkswirtschaft  wird  die  Menge  an  Zirkulations- 
mitteln durch  den  Kreditbedarf  der  Bankkunden  vorgeschrieben, 
wiewohl  gar  oft  eine  Inkongruenz  zwischen  beiden  bestehen 
mag;  durch  die  Ausgabe  der  Noten  werden  eben  Zirkulations- 
mittel geschaffen,  bei  der  Ausstellung  der  Schecks  nur  bestimmte, 
bereits  früher  bestehende  Forderungen  gegen  andere  kompensiert; 
die  nicht  unmittelbar  dabei  beteiligten  Personen  werden  dadurch 
garnicht  berührt  Aus  dem  Schecksystem  kann  daher  nie  eine 
Differenz  zwischen  den  Umlaufsmitteln  und  dem  Bedarf  danach 
entstehen.  So  finden  wir  denn  überall  auch  die  Ansicht  ver- 
treten, daß  der  Banknote  gegenüber  der  Scheck  eine  wirt- 
schaftlich höhere  Stellung  einnimmt  Das  Notensystem  ist  die 
niedere,  das  Scheckwesen  die  höhere  Entwicklungsstufe  des 
Bankverkehrs. *) 

So  sagt  auch  Neumann-Hofer:2) 

„Im  allgemeinen  wird  man  von  einer  Entwickelungstendenz 
der  Geldsurrogate  sprechen  können,  dergestalt,  daß  der  schwer- 
fälligere Wechsel  durch  die  leicht  bewegliche  Note  verdrängt 
wird,  und  dann  weiter  beide  durch  den  Scheck-  und  Abrech- 
nungsverkehr immer  mehr  überflüssig  gemacht  werden. 


Scheck  und  Anweisung. 

Wir  betrachten  schließlich  noch  das  Verhältnis  von 
Scheck  und  Anweisung. 

Über  diesen  Punkt  ist  in  der  Litteratur  sehr  viel 
geschrieben  und  sehr  viel  gestritten,  besonders  nachdem  unser 

l)  Obst:  Theorie  u.  Prax.    p.  71. 

*)  Neumann-Hofer:  Depositengesohäfte  und  Depositenbanken. 
Lpz.  1894.     pag.  87. 
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Bürgerliches  Gesetzbuch  in  mehreren  Paragraphen  für  die 
Anweisung  Rechtsnonnen  geschaffen  und  sie  so  zu  einem 
ganz  tauglichen  Zahlungsmittel  entwickelt  hat.  Als  eine 
Anweisung  haben  den  Scheck  alle  Definitionen  von  Anfang 
an  erklärt.  Auch  die  Denkschrift  zum  neuen  Handelsgesetzbuch 
hat  den  Scheck  als  Anweisung  bezeichnet.  Der  Satz  Koch 's:1) 
„Für  den  Scheck  gilt  nicht  die  Rechtsparömie:  Anweisung  ist 
keine  Zahlung"  hat  also  ebenso  wie  der  Satz  Moltmann's:2) 
„Die  Anweisung  geschieht  zahlungshalber,  die  Scheckausstellung 
an  Zahlungsstatt11  keine  Gültigkeit  mehr. 

Die  Litteratur  der  neuen  Gesetze  ist  der  Denkschrift 
zum  Handelsgesetzbuch  gefolgt  und  hat  den  Scheck  dem  Recht 
der  Anweisung  unterstellt.  Das  ist  für  eine  künftige  Scheck- 
gesetzgebung, die  nicht  das  gesamte  Anweisungsrecht  tel  quel 
übernehmen  muß,  sondern  auswählen  kann,  zweifellos  ein 
großer  Gewinn.3)  Indessen,  trotzdem  die  neugeschaffene  An- 
weisung aufs  beste  ausgestattet  ist,  vermag  sie  doch  nicht  den 
Verkehrsinteressen  so  vorteilhaft  zu  dienen  wie  der  Scheck. 
Manches  wesentliche  und  notwendige  Erfordernis,  das  den 
Scheck  auszeichnet,  läßt  die  Anweisung  vermissen,  so  beispiels- 
weise das  Guthaben,  die  Sichtzahlung  u.  s.  w. 

Und  so  kommt  auch  Klein  zu  dem  Schluß,  daß  das 
Wirtschaftsleben  des  Deutschen  Reiches  den  Scheck  heute 
nicht  mehr  missen  kann,  daß  im  Gegenteil  eine  noch  stärkere 
Abnahme  des  Bargeldumlaufes  zu  wünschen  wäre,  und  zwar 
durch  weitere  Verbreitung  und  Einbürgerung  des  Scheck- 
verkehrs. 


f)  Giroverkehr,    p.  32. 

*)  Aufsatz  im  „Bank-Archiv'1.    IV.  Jahrgg.    Seite  24. 

■)  Klein  a.  a.  0.   p.  37. 
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II.  Juristischer  Teil. 


1.  Formelles  Scheckrecht. 

In  der  gesamten  Litteratur  finden  wir  als  erste  Forderung 
die  nach  der  Schriftlichkeit  des  Schecks.  Es  ist  nötig,  an 
dieser  Stelle  darauf  hinzuweisen,  so  selbstverständlich  diese 
Bedingung  auch  erscheinen  mag,  sagt  doch  Kapp,  nachdem 
er  erklärt  hat,  daß  der  Träger  der  Tratte  sowohl  wie  des  Schecks 
die  Urkunde  ist,  im  Verlaufe  seiner  Ausführungen  einmal 
wörtlich:1)  „Im  weiteren  Sinne  des  Wortes  ist  jeder  beliebige 
mündliche  oder  schriftliche  Zahlungsauftrag  ein  Scheck." 
Zum  zweiten  Male  begegnet  uns  ein  solcher  Ausspruch  gottlob 
nicht,  sondern  einstimmig  fordern  sämtliche  Praktiker  und 
Theoretiker  die  schriftliche  Form  des  Schecks,  wie  es  ja  auch 
aus  der  ganzen  Geschichte  unseres  Dokumentes  hervorgeht 
Wird  von  einem  mündlichen  Ursprung  des  Schecks  im  alten 
Rom  geredet,  so  muß  man  das  in  demselben  Sinne  auffassen, 
wie  wenn  der  Ursprung  des  Wechsels  in  der  Mündlichkeit  zu 
suchen  wäre,  trotzdem  es  doch  keinem  Menschen  einfallen  wird, 
zu  behaupten,  daß  es  heutzutage  noch  mündliche  Wechsel  gibt.-) 

Geht  man  heute  ein  Depositen-  oder  Scheckkonto  ein, 
so  gibt  die  Bank  ein  Scheckbuch  mit  entsprechenden  An- 
weisungsformularen, welche  den  Namen  der  Firma  und  fort- 
laufende Nummern  tragen.  Das  Buch  enthält  gewöhnlich  25 
oder  50  Formulare.     Die  in  zwei  ungleiche  Teile  zerfallenden 

l)  Kapp:  Der  Scheck.  (Zeitechr.  f.  u.  ges.  Handelsr.  Bd.  XXX..) 
l>.  381. 

3)  Fiok:  Frage  der  Scheckgesetzgebung.    Zürich  1897,  p.  153. 
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Formulare  sind  perforiert.  Der  im  Buche  verbleibende  kleinere 
Abschnitt  dient  dem  Kunden  zur  Eintragung  seines  Vermerkes 
über  die  Summe,  den  Zahlungsempfänger  und  das  Ausstellungs- 
datum; diese  Notizen  gewähren  ihm  eine  übersichtliche  Kon- 
trolle und  können,  falls  ein  Scheck  einmal  abhanden  kommen 
sollte,  von  der  größten  Wichtigkeit  sein.  Der  größere  Abschnitt 
bildet  das  eigentliche  Scheckformular.1) 

Wesentliche  Erfordernisse  und  Voraussetzungen. 

Wir  wollen  nunmehr  den  Inhalt  der  Urkunde  betrachten 
und  zu  diesem  Behufe  die  einzelnen  Erfordernisse,  die  der 
allgemeine  Brauch  als  wesentliche  Vermerke  auf  dem  Scheck 
bezeichnet,  näher  beleuchten.  Gewöhnlich  sind  es  deren  5; 
verschiedene  Schriftsteller  führen  7  an,  so  auch  der  von  der 
Handelskammer  zu  Braunschweig  1879  ausgearbeitete  Entwurf 
der  Grundzüge  für  ein  Deutsches  Scheckgesetz,  einige  stellen 
sogar  9  fest,  so  Kapp  unter  Berufung  auf  englisch-amerikanische 
Litteratur. 

Zunächst  muß  der  Scheck  unbedingt  enthalten:  einen 
Zahlungsauftrag,  dessen  Wortlaut  völlig  irrelevant  ist.  Er 
soll  die  im  Scheck  enthaltene  Anweisung  zu  Tage  treten  lassen 
und  die  am  Umlauf  des  Papiers  beteiligten  Personen  bestimmen, 
so  den  Aussteller,  der  den  Auftrag  erteilt,  den  Bezogenen,  der 
die  Zahlung  leisten  soll,  den  Empfänger  an  den  zu  zahlen  ist9) 

Das  zweite  Erfordernis  ist  die  Unterschrift  des  Aus- 
stellers, und  zwar  verlangen  hier  sämtliche  Schriftsteller  die 
eigenhändige  Unterschrift  des  Ausstellers  resp.  der  von  ihm 
bevollmächtigten  Person.  Obst8)  äußert  sich  hierzu  sehr 
vorteilhaft:  „Eine  Unterschrift  muß  es  sein,  rechts  unten  an 
der  Stelle,  wo  der  Text  des  Schecks  endigt.  Eine  Unterschrift 
muß  es  femer  sein.  Eine  UnterStempelung  genügt  ebenso- 
wenig, als  wenn   der  Aussteller  seinen  Namen  zu  schreiben 


*)  Vergl.  hierzu  auch:  Conrad:  a.  a.  0.  p.  152.    Obst:  Theorie  u. 
Praxis,  p.  76,  77.    Kapp:  a.  a.  0.  p.  345. 
*)  Kapp  a.  a.  0.  p.  350. 
*)  Theorie  u.  Praxis  p.  77. 
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versucht»  aber  bloße  Federstriche  ohne  einen  erkennbaren 
Buchstaben  hervorgebracht  hat"  Bei  den  größeren  Banken 
hat  sich  heute  die  Praxis  herausgebildet,  von  den  Firmen,  mit 
denen  sie  im  Scheckverkehr  stehen,  zu  verlangen,  daß  dieselben 
bei  ihnen  die  Unterschriften  der  zur  Zeichnung  der  Firma 
berechtigten  Personen  deponieren,  widrigenfalls  die  Schecks 
nicht  eingelöst  werden.  So  lautet  der  §  39  der  einschlägigen 
Bestimmungen  der  Bank  des  Berliner  Kassen-Vereins.1) 

„Für  den  Eintritt  neuer  Geschäfts-Inhaber  oder  Direktoren 
von  Aktiengesellschaften  pp.,  sowie  für  Prokuristen  und 
Handlungsbevollmächtigte  ist  eine  besondere  Bescheinigung 
bezw.  Vollmacht,  für  welche  die  Bank  des  Berliner  Kassen- 
Vereins  die  Formulare  liefert,  auszustellen. 

Von  Veränderungen  in  den  Unterschriften  ist  der  Bank 
des  Berliner  Kassen-Vereins  stets  besondere  schriftliche  Anzeige 
zu  machen. 

Alle  ihr  mitgeteilten  Unterschriften  und  Vollmachten 
sind  der  Bank  des  Berliner  Kassen-Vereins  gegenüber  so  lange 
rechtsgültig,  bis  ihr  schriftlich  angezeigt  worden  ist,  daß  sie 
außer  Kraft  gesetzt  sind." 

Zweckmäßig  ist  es,  den  Unterschriften,  die  oft  recht 
unleserlich  sind,  den  Firmenstempel  beizufügen.2) 

In  Japan  wird  sogar  eine  zu  der  Unterschrift  hinzutretende 
Untersiegelung  gefordert.8) 

Als  drittes  Erfordernis  nennen  wir:  die  Angabe  des 
zur  Zahlung  Verpflichteten,  des  Bezogenen. 

Die  Nennung  des  Namens  des  Bezogenen  ist  eigentlich 
selbstverständlich;  und  nur  aus  diesem  Grunde  ist  es  zu 
erklären,  daß  das  italienische  Gesetz  hier  eine  Ausnahme 
macht  und  die  Bezeichnung  des  Bezogenen  nicht  unter  die 
wesentlichen  Erfordernisse  aufgenommen  hat.  Das  englische 
Recht  sieht  hier  sogar  einen  Bankier  vor. 

*)  Denkschrift  zum  1.  Oktober  1900,  abgedruckt  auch  bei  Fick 
a.  a.  0.  p.  199. 

')  Obst:  Theorie  u.  Praxis  p.  81. 

>)  Fick:  a.  a.  0.  p.  197. 
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Einen  interessanten  Exkurs  macht  bei  dieser  Gelegenheit 
Fick.1)  Er  knüpft  an  den  Wortlaut  einiger  Gesetze,  z.  B. 
des  Schw.  0.  R.,  sowie  an  den  deutschen  und  österreichischen 
Entwurf  an,  die  als  Erfordernis  aufstellen:  den  Namen  der 
Person  oder  der  Firma,  welche  die  Zahlung  leisten  soll,  und 
erklärt,  die  Worte:  „Name  der  Person"  seien  extensiv  auszu- 
legen; neben  dem  bürgerlichen  Namen,  der  allerdings  die 
Regel  bildet,  seien  auch  landesübliche  Nebennamen  oder  selbst- 
gewählte Namen  als  Bezeichnung  des  Bezogenen  gestattet. 
Den  Beweis  will  er  dem  schweizerischen  Obligationen-Recht 
entnehmen,  das  an  Stellen,  wo  es  den  bürgerlichen  Namen 
allein  gelten  lassen  will,  den  technischen  Ausdruck:  „Familien- 
namen", „bürgerlichen  Namen"  verwendet  Die  Frage  sei 
absolut  nicht  unwichtig.  Tatsächlich  komme  es  doch  vor,  daß 
ein  Mensch  unter  einem  ganz  anderen  als  seinem  wirklichen 
Familiennamen  Kredit  genießt,  so  in  gewissen  bäuerlichen 
Verhältnissen,  wo  der  Familienname  völlig  hinter  dem  Namen 
des  Hofes  zurücktritt,  z.  B.  „Oberburgsteiger",  „Sandwirt" 
u.  s.  w.  Allerdings  —  setzt  er  hinzu  —  werden  sich  die  Kreise 
der  das  Scheckgeschäft  Betreibenden  selten  oder  nie  aus  diesen 
Kreisen  rekrutieren.  Analog  seien  die  Fälle,  wo  berühmte 
Schauspieler  oder  Schriftsteller  nur  unter  einem  Pseudonym 
bekannt  sind  und  Kredit  genießen,  oder  andere  Privatleute  der 
Häufigkeit  ihres  Namens  wegen  einen  zweiten  Namen  sich 
zur  Unterscheidung  neben  ihrem  Familiennamen  beilegen. 
Beispielsweise  würde  der  in  Zürich  unter  dem  Namen  Milau 
wohlbekannte  Rezitator  Meyer  aus  Frankfurt  eher  Kredit  für 
einen  „Milau"  unterzeichneten  Scheck  finden,  als  wenn  er 
sich  „Meyer44  unterschriebe.  Ja,  unter  Umständen  könne  es 
zu  einem  unabweislichen  Bedürfnis  werden,  einen  anderen  als 
den  Familiennamen  zur  Bezeichnung  zu  wählen.  Man  denke 
sich  nur  die  Verlegenheit  —  schließt  er  —  wenn  man  einen 
Scheck  auf  einen  Einwohner  des  Dorfes  Montavon  zu  ziehen 
hätte,  wo  sämtliche  Bewohner  ausnahmslos  den  Familiennamen 
Montavon  tragen! 

»)  a.  a.  0.  p.  213. 
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Als  viertes  Essentiale  ist  dann  zu  nennen:  die  inner- 
halb des  Contextes  aufzunehmende  Bezeichnung  als 
Scheck. 

Dieses  Erfordernis  wird  wohl  außer  bei  Kuhlenbeck, 
der  hier  dem  englischen  Recht  folgt,  sonst  nirgends  als  un- 
wesentlich bezeichnet;  und  Obst1)  bemerkt  sehr  treffend : 
Dadurch  gerade  soll  ja  dem  Aussteller  anheimgegeben  werden, 
ob  er  einen  wirklichen  Scheck  im  Sinne  des  Scheckgesetzes 
mit  strenger  Haftung  oder  eine  bloße  Anweisung  ausstellen  will. 

Als  fünftes  Erfordernis  gilt  die  Angabe  der  zu  zahlen- 
den Geldsumme. 

Eine  Beschränkung  der  Summe  existiert  nirgends.  Die 
(feldsumme  kann  auf  beliebige  Beträge  lauten.  Fick  berichtet 
uns  von  einer  historisch  interessanten  Summenbeschränkung 
des  älteren  Scheckrechtes2)  die  er  Cohns  Ausführungen  ent- 
nimmt.8) Hiernach  waren  unter  der  Regierung  Georgs  III. 
und  IV.  Schecks  unter  £  5  resp.  £  1  verboten,  und  zwar 
bei  einer  Geldstrafe  von  £  5  bis  £  20.  Diese  Erlasse  waren 
der  Furcht  entsprungen,  daß  der  Geldmarkt  mit  kleinen,  dem 
Papiergeld  gleichen  Schecks  überschwemmt  und  das  Noten- 
privileg der  Bank  of  England  dadurch  geschmälert  werden  könnte. 

Die  Summenangabe  mittels  Bnchstaben  ist  zwar  üblich, 
aber  nicht  erforderlich.  Zweckmäßig  ist  ein  solches  Verfahren 
jedoch.  Bei  vorkommenden  Abweichungen  ist  entsprechend 
den  Bestimmungen  der  Allgemeinen  Deutschen  Wechselordnung 
die  in  Buchstaben  ausgedrückte  Summe  maßgebend;  und  ist 
die  Summe  mehrmals  mit  Buchstaben  oder  mehrmals  mit 
Ziffern  geschrieben,  so  gilt  bei  Abweichungen  die  geringere 
Summe.4) 

Sechstens  wird  gefordert: 

Der  Scheck  muß  die  Person  des  Schecknehmers 
bezeichnen.    Kuhlenbeck  hält  diese  Angabe  für  ein  normales 

')  Theorie  und  Praxis,    a.  a.  0.  p.  81. 

*)  a.  a.  0.  p.  188. 

a)  Cohn:  1kl.  I.    pag.  442.     (Zeitschrift  f.  vgl.  Reohtswissensch.) 

*)  Obst:  a.  a.  ü.  p.  81. 
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Requisit,1)  erklärt  sie  indes  für  nicht  essentiell;  in  dieser  An- 
sicht stimmt  ihm  die  Mehrzahl  der  Gesetze  und  Schriftsteller 
bei;  verschiedene  aber  erklären,  daß  der  im  Scheck  enthaltene 
Zahlungsauftrag  in  der  beabsichtigten  Weise  nur  dann  zur 
Ausführung  gelangen  kann,  wenn  der  Empfänger  der  Geld- 
summe, der  Schecknehmer  genau  bezeichnet  ist2)  In  dieser 
Richtung  bieten  sich  vier  Möglichkeiten:  mittels  des  Recta- 
schecks,  des  Ordreschecks,  des  mittelbaren  und  des  unmittel- 
baren Inhaberschecks,  die  sich  durch  die  Worte  charakterisieren  : 

Zahlen  Sie  an  N.  N Rectascheck. 

Zahlen  Sie  an  N.  N.  oder  dessen  Ordre  Ordrescheck. 
Zahlen  Sie  an  N.  N.  oder  den  Inhaber  mittelb.  I  Inhaber- 
Zahlen  Sie  an  den  Inhaber      .     .     .  unmittelb.  J   scheck 

Über  die  Benutzung  des  Rectaschecks  herrschen  ganz  ver- 
schiedene Ansichten.  Während  ihn  z.  B.  Kapp8)  lobt  und 
erklärt,  er  eigne  sich  vortrefflich  zum  Versand,  weil  er  wegen 
seiner  Unübertragbarkeit  nur  unter  Mitwirkung  des  ihn  ihm 
bezeichneten  Empfängers  eingelöst  werden,  damit  sein  Yerlust 
dem  Aussteller  niemals  erheblichen  Schaden  zufügen  könne 
und  auf  der  anderen  Seite  die  Verantwortlichkeit  der  Bank 
gesteigert  würde,  die  daher  im  Falle  eines  Zweifels  über  die 
Identität  des  Honoraten  und  des  Präsentanten  nicht  eher  zahlen 
solle,  als  bis  sich  dieser  als  Empfangsberechtigter  legitimiert 
habe,  erklärt  ihn  Birnbaum4)  für  ein  wenig  praktikables 
Zahlungsmittel,  denn  er  nötige  den  Schecknehmer,  selbst  zu 
dem  Bezogenen  zu  gehen  und  die  Einlösung  zu  bewirken, 
sodaß  der  Privatmann  sich  nicht  der  Vermittlung  seines  Bankiers 
bedienen,  der  Bankier  nicht  den  Scheck  seinem  Agenten  weiter- 
geben könne. 

Im  Verkehr  ist  der  Rectascheck  tatsächlich  sehr  selten; 
der  Ordre-  und  der  Inhaberscheck  wiegen  weitaus  vor  ihm  vor. 

l)  a.  a.  0.  p.  97. 

*)  Vgl.  Kapp  a.  a.  o.     p.  356.     Birnbaum.  Vortr.     p.  11. 

*)  a.  a.  0.    p.  357. 

4)  Über  Schecks,    p.  28. 
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Der  Ordrescheck  nimmt  eine  Mittelstellung  zwischen 
Rectascheck  und  Inhaberscheck  ein.  Die  Meinungen  der  Schrift- 
steller über  seine  Zulassung  sind  auch  sehr  geteilt;  die  Gesetze 
erkennen  ihn  aber  an. 

Am  weitesten  verbreitet  ist  der  Inhaberscheck,  und  zwar 
der  mittelbare  Inhaberscheck.  Er  ist  die  im  Handelsverkehr 
gebräuchlichste  Form,  weil  er  durch  bloße  Übergabe  weiter- 
begeben werden  kann. 

Was  für  ihn  gilt,  gilt  auch  für  den  unmittelbaren 
Inhaberscheck. 

Siebentens  muß  der  Scheck  schließlich  enthalten:  das 
Ausstellungsdatum. 

Außer  diesen  genannten  Essen tialien  erwähnt  Kapp  noch 
zwei  andere: 

Die  Angabe  des  Zahlungsortes  und 

daß  bei  Präsentation  zu  zahlen  sei. 

Die  Angabe,  daß  der  Scheck  bei  der  Vorzeigung  bezahlt 
werden  soll,  hält  er  für  besonders  wichtig.  Zu  diesem  Punkt 
lesen  wir  bei  Fick1)  ein  Beispiel.  Im  §  4e  ihrer  Bestimmungen 
über  den  Kontokorrentverkehr  setzt  die  Schweizerische  Kredit- 
Anstalt  in  Zürich  fest:  „Zu  Lasten  eines  Scheckkontos  sollen 
grundsätzlich  auf  uns  keine  Dispositionen  auf  Zeit,  sondern 
nur  per  Sicht  abgegeben  werden.  Geschieht  das  erstere  gleich- 
wohl, so  müßten  wir  eine  Kommission  in  Rechnung  bringen.14 

Endlich  erwähnt  Obst1)  noch  ein  Erfordernis,  daß  das 
Gesetz  von  Argentinien  verlangt  Nach  dem  Artikel  800  soll 
der  Scheck  die  Ordnungsnummer  gedruckt  auf  dem  Talon  und 
auf  dem  Scheck  enthalten;  und  der  Artikel  801  fügt  ergänzend 
hinzu:  Die  Banken  haben  sich  infolgedessen  gedruckte  mit 
Talons  versehene  Hefte  von  Schecks  mit  entsprechender 
Nummerierung  zu  verschaffen  und  sie  gegen  Empfangs- 
bestätigung zu  übergeben. 

Obst  nennt  dieses  Erfordernis  ein  „sonderbar  erscheinen- 
des".    Wir  bestätigen  diesen  Ausdruck,  denn  welche  von  den 

l)  a.  a.  0.  p.  274. 

*)  Theorie  u.  Prax.     p.  82. 
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Banken,  die  heutzutage  doch  samt  und  sonders  eigene  Scheck- 
bücher und  eigene  Scheckformulare  führen,  würde  wohl  diesen 
Punkt  außer  Acht  lassen,  der  die  eigene  Bequemlichkeit  und 
Übersichtlichkeit  erhöht  und  bei  seiner  kolossalen  Einfachheit 
doch  eine  so  ausgezeichnete  Eontrolle  gewährt! 

Unwesentlicher  Inhalt 

Die  Reihe  der  Essentialien  ist  damit  festgestellt  Es  er- 
übrigt nun  noch,  mit  wenigen  Worten  auf  den  unwesentlichen 
Inhalt  der  Scheckurkunde  einzugehen.  Darüber,  was  unter 
unwesentlichem  Inhalt  zu  verstehen  ist,  herrschen  verschiedene 
Meinungen,  wie  schon  aus  einigen  Andeutungen  ersehen  werden 
kann,  die  wir  im  Vorstehenden  machten.  Genügt  aber  ein 
Dokument  den  angeführten  Erfordernissen,  so  ist  der  recht- 
mäßige Inhaber  damit  in  den  Besitz  aller  ihm  aus  dem  Scheck 
zustehenden  Rechte  gelangt  *)  Jeder  weitere  Zusatz,  jede  übrige 
Bemerkung  sind  unwesentlich. 


2.  Materielles  Scheckrecht 

Der  materielle  Teil  unserer  scheckrechtlichen  Betrach- 
tungen befasst  sich  mit  den  Rechten  und  Pflichten  der  am 
Umlauf  des  Schecks  Beteiligten.  Die  Rechte  schließen  als 
ihren  Lebensnerv  den  Regreß  ein.  Er  ist  das  Mittel  und  die 
sicherste  Handhabe,  deren  sich  die  Personen  bedienen  können, 
um  zur  Verwirklichung  ihrer  Ansprüche  zu  gelangen,  falls  sie 
nicht  auf  den  Anspruch  aus  dem  dem  Scheck  unterliegenden 
Rechtsverhältnis  zurückgreifen.  Frei  steht  ihnen  Beides,  denn 
die  Erhebung  der  Regreßklage  ist  lediglich  ein  Recht,  keine 
Pflicht  *) 

Betrachten  wir  nun  Aussteller,  Bezogenen  und  Scheck- 
nehmer  in  ihrem  Verhältnis  zu  einander! 

»)  Vgl.  Kapp,  a.*.  0.  p.  365. 

*)  Birnbaum:  Über  Schecks  p.  16. 
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1.  Verhältnis  zwischen  Aussteller  und  Bezogenem. 

Das  Verhältnis  zwischen  Aussteller  und  Bezogenem 
gründet  sich  auf  einen  Vertrag,  den  sogenannten  Scheck- 
vertrag, der  mündlich  oder  schriftlich  abgeschlossen  werden 
kann  und  in  der  Regel  im  Verkehr  mit  den  Banken  heutzutage 
in  der  Art  geschlossen  wird,  daß  die  Bank  dem  Kunden  ein 
Scheckbuch  ausfolgt,  sich  damit  gleichzeitig  verpflichtend,  die 
auf  Grund  eines  Guthabens  vom  Kunden  ausgestellten  Schecks 
einzulösen,  der  Kunde  seinerseits  nun  die  Bedingungen  unter- 
schreibt, die  für  den  Scheckverkehr  mit  der  betreffenden  Bank 
gelten.  Nach  diesem  Vertrage  also  ist  der  Bezogene  dem 
Aussteller  gegenüber  unbedingt  zur  Einlösung  verpflichtet; 
ja,  löst  der  Bezogene  trotz  des  unter  ihm  befindlichen  Gut- 
habens des  Ausstellers  die  Schecks  nicht  rechtzeitig  ein,  so 
hat  er  dem  Aussteller  auch  sämtlichen  aus  dieser  Unterlassung 
resultierenden  Schaden  zu  ersetzen.  Wie  wir  bei  Cohn1) 
lesen,  ist  diese  Verbindlichkeit  in  voller  Schärfe  von  der 
englisch  -  amerikanischen  Jurisprudenz  anerkannt.  Die  Ver- 
urteilungen von  Bankiers,  welche  angemessene  Zeit  vor  der 
Präsentation  des  Schecks  Gelder  ihrer  Kunden  in  Händen 
hatten,  gleichwohl  aber  die  Einlösung  des  Schecks  innerhalb 
der  Balanze  weigerten,  sind  zahlreich.  Diese  Verurteilungen 
beschränken  sich  auch  keineswegs  auf  den  Fall  des  regulären 
Depositums.  Vielmehr  wurde  im  Falle  Cumming  contra 
Shand  ein  Bankier  verurteilt,  wiewohl  „the  cash  balancc 
was  against  the  customer";  die  Verurteilung  erfolgte  dennoch, 
weil  der  Bankier  zur  Zeit  der  Präsentation  in  den  ihm  zum 
kommissionsweisen  Verkauf  übergebenen  Waren  des  Scheck- 
ausstellers „securities"  besaß,  und  weil  er  —  und  dies  ist  die 
Hauptsache  —  in  früheren  Fällen  bei  gleicher  Sachlage  die 
Schecks  jenes  Ausstellers  eingelöst  hatte.11 

Ganz  gleichgültig  ist  hierbei  —  dies  sei  nochmals  hervor- 
gehoben —  ob  Her  Vertrag,  auf  den  sich  das  Verhältnis 
zwischen  Aussteller  und  Bezogenem   gründet,  schriftlich    oder 

l)  Bd.  III.  p.  81  ff.  (Zeitschrift  f.  vgl  Reohtawiasensch.) 
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mündlich  abgeschlossen  ist.  In  vielen  Fällen  ist  es  auch 
heute  noch  nur  ein  mündlicher  Vertrag. '  Die  Parteien  eröffnen 
ihren  gegenseitigen  Geschäftsverkehr,  indem  der  Kunde  z.  B. 
der  betr.  Bank  Einzahlungen  macht  bezw.  seine  Schuldner 
anweist,  zu  seinen  Gunsten  bei  der  Bank  die  bestimmten 
Summen  einzuzahlen,  und  er  selbst  weist  nun  seinerseits  die 
Bank  wieder  an  —  und  zwar  mittels  Schecks  —  an  seine 
Gläubiger  aus  seinem  so  erzielten  Guthaben  Zahlungen  in 
vorgeschriebener  Höhe  zu  leisten.  Die  Einzahlungen  des 
Kunden  zur  Vermehrung  seines  Guthabens  können  außer  in 
barem  Gelde  auch  in  Wechseln  erfolgen,  wie  Kapp1)  ein 
Beispiel  von  dem  bekannten,  um  das  Scheckwesen  so  sehr 
verdienten  Bankier  Sir  John  Lubbock  bringt,  der  seinen 
Kunden  19  Millionen  £  gutzuschreiben  hatte  und  dies  in 
folgender  Weise  ausführte: 

In  Schecks       16  761000  £  =  88,22  % 

„   Wechseln       1  634  000  £  =  8,60  % 

„   Banknoten        487  000  £  =  2,56  # 

„    Münze 118000  £  =  0,62% 

Sa-     19  000  000  £  100  % 

Bei  unserem  vorerwähnten  Fall  Cumming  contra  Shand 
war  also  der  stillschweigend  und  formlos  geschlossene  Vertrag 
gebrochen.  Das  ist  für  die  englische  Gesetzgebung  das  Ent- 
scheidende. Ein  wirklich  vorhandener  Schaden  ist  nicht  einmal 
nachzuweisen,  jedenfalls  nicht  von  einem  Kaufmann.  Die 
amerikanische  Rechtsprechung  macht  einen  bestimmten  Unter- 
schied zwischen  Kaufmann  und  Nichtkaufmann ;  der  erstere 
braucht  den  Nachweis  der  „special  injury"  nicht  zw  erbringen, 
der  letztere  ist  hierzu  verpflichtet2) 

Die  Ansicht,  daß  der  Vertragsbruch  für  den  Aussteller 
Grund  genug  ist,  Schadenersatzleistung  zu  beanspruchen,  vertritt 
auch   Kuhlenbeck.8)     Der  Erfolg   der  im   Scheck   erteilten 


')  a.  a.  Op.  p.  376. 

»)  Cohn  Bd.  III.  p.  82. 

*)  a.  a.  O.  p.  97. 
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Zahlungsanweisung,  die  Rechtspflicht  des  Bezogenen,  den  Scheck 
einzulösen,  gründet  sich  auf  das  im  Scheckantrag  übernommene 
Zahlungsmandat.  Mit  der  Aushändigung  des  Gegenbuches  und 
Scheckformularbuches  an  den  Kunden  hat  der  Bankier  zum 
Voraus  alle  Zahlungsmandate  übernommen,  welche  innerhalb 
des  Rahmens  des  Scheckvertrages  erteilt  werden.  Die  Rechts- 
pflicht  zur  Einlösung  der  einzelnen  Anweisung  gründet  sicli 
also  nicht  auf  diese,  den  Scheck  selbst,  sondern  auf  das  im 
Scheckvertrage  übernommene  generelle  Zahlungsmandat,  als 
dessen  Ausführung  sich  der  Scheck  als  Einzelmandat  darstellt 

Sind  natürlich  seitens  einer  Bank  dem  Kunden  gewisse 
Normen  vorgeschrieben,  so  ist  diesen  zu  folgen.  In  diesen 
Fällen  wird  die  Bank  dann  auch  den  Kunden  schriftlich  auf 
ihre  Statuten  verpflichten,  wie  es  die  größeren  Banken  und 
alle  Bankiers,  welche  eigene  Schecks  führen,  schon  der  Sorgfalt 
wegen  sämtlich  tun.  Die  Haftung  richtet  sich  dann  nach  dem 
Inhalt  des  Scheckvertrages.  Kuhlenbeck1)  druckt  in  seiner 
Arbeit  die  Bedingungen  ab,  die  die  Osnabrücker  Bank  für 
den  Scheckverkehr  aufgestellt  hat,  und  in  denen  sie  im  §  5 
ihren  Kunden  vorschreibt,  bei  Schecks,  deren  Beträge  eine 
gewisse  Höhe  überschreiten,  eine  bestimmte  Zeit  vorher  die 
Gelder  zu  kündigen. 

Der  §  5  dieser  Bedingungen  lautet: 

Auszahlungen  bis  zu  5000  Mark  an  einem  Tage  erfolgen 

ohne  Kündigung;  dagegen  bedarf  es  bei  Rückforderungen  von 

mehr  als: 

Mark  5000  einer  eintägigen  Kündigung 

„   10000       „     zwei     „  „ 

„   15  000      „     drei     „  „ 

Dem  Scheckvertrage  entsprechend  ist  der  Bezogene  dem 
Aussteller  unbedingt  zur  Einlösung  seiner  Schecks  verpflichtet. 
Diesem  schon  eingangs  dieses  Abschnittes  angeführten  und 
allerseits  befürworteten  Satz  stimmt  auch  Fick*)  zu.  Auch 
er  verlangt  und  weist  an  Hand  des  Artikels  50  des  S.  O.  R. 

»)  a.  a.  O.  p.  98  ff. 
•)  a.  a.  O.  p.  393. 
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nach,  daß  der  Bezogene,  der  einen  innerhalb  der  Grenzen  des 
Scheckvertrages  sich  haltenden  Scheck  nicht  eingelöst  hat, 
nicht  nur  verpflichtet  ist,  dem  Scheckaussteller  die  Scheck- 
summe noch  nachträglich  auszuzahlen,  sondern  daß  er  auch 
dem  Aussteller  allen  event.  eintretenden  Schaden  zu  ersetzen 
hat  Nach  Zollers  Meinung  könnte  unter  Umständen  auch 
die  Gefährdung  des  Kredites  des  Ausstellers  Berücksichtigung 
finden. 

Cohn,  d&r  das  Moment  der  Kreditgefährdung  ebenfalls 
schon  in  seinem  vorerwähnten  Aufsatze1)  in  Betracht  zieht, 
macht  den  Vorschlag,  „dem  Aussteller  die  Wahl  zu  lassen, 
entweder  seinen  Schaden  zu  liquidieren  oder  ohne  genauere 
Spezifizierung  die  Buße  als  Schadensersatz  in  Paasch  und 
Bogen  zu  beanspruchen.  Dieses  Recht  des  Ausstellers  sollte 
von  der  subjektiven  Verschuldung  des  Bezogenen  unabhängig 
sein;  es  sollte  dem  Aussteller  entsprechend  der  englischen 
Praxis  auch  dann  zustehen,  wenn  die  Einlösungsverweigerung 
nur  durch  ein  Versehen  des  Personals  des  Bezogenen,  bei- 
spielshalber seines  Buchführers,  hervorgerufen  sei." 

Auch  Birnbaum2)  schließt  sich  dem  an:  Der  Bezogene 
haftet  für  allen  Schaden,  der  aus  der  Nichtzahlung  des  Schecks 
für  den  Aussteller  entstanden  ist  und  ist  außerdem  verpflichtet, 
zur  Sühne  für  die  dem  Aussteller  durch  die  Einlösungsver- 
weigerung angetane  Ehrenkränkung  eine  Buße  zu  zahlen, 
welche  durch  richterliches  Ermessen  festgesetzt  ist 

2.  Verhältnis  zwischen  Aussteller  und  Schecknehmer. 

Allgemein  finden  wir  von  Theoretikern  und  Praktikern 
zugegeben,  daß  die  Unterschrift  auf  dem  Scheck  haftbar  macht. 
Diese  Haftung  wird  sich  nun  zunächst  wirksam  erweisen  be- 
züglich des  Verhältnisses  zwischen  Aussteller  und  Scheck- 
nehmer, bezw.  —  wenn  der  Scheck  weitergiriert  ist  —  wird 
8i ch    diese  Haftung  auch  erstrecken   auf  die  eventuellen  In- 

')  Bd.  Ul,    p.  84. 
8)  Vortr.  p.  20. 
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auf  das  „summ um  jus  summa  injuria".  Je  mehr  das  Recht 
positive  Fristen  einführe,  um  so  häufiger  werde  die  Recht- 
sprechung das  Rechtsgefühl  verletzen. 

Gegen  diese  Ansicht  müssen  wir  uns  wenden,  ebenso 
auch  gegen  die  von  Kapp1)  vertretene. 

Kapp  gibt  zu,  daß  der  Schecknehmer  verpflichtet  ist,  den 
Scheck  binnen  angemessener  Frist  zur  Präsentation  gelangen 
zu  lassen,  widrigenfalls  er  den  Schaden  zu  tragen  hat,  welcher 
aus  der  verzögerten  Präsentation  entsteht.  (Er  stützt  sich  hier 
auf  englische  Literatur,  z.  B.  Chalmers,  Crump,  Collins, 
Thomson  u.  a.)  Dann  aber  wendet  er  sich  gegen  Schriften 
deutscher  Verfasser,  z.B.  Koch  und  Birnbaum,  welche  — 
und  das  berechtigt  —  in  der  wie  in  England  beispielsweise 
nicht  fest  umgrenzten  Präsentationszeit  eine  Rechtsunsicherheit 
erblicken,  und  die  infolgedessen  dem  Scheck  eine  bestimmte 
Präsentationsfrist  vorschreiben,  deren  Nichteinhaltung  gewisse 
Folgen  bezüglich  der  Geltendmachung  des  Regreßanspruches 
nach  sich  ziehen  soll.  Dies  Bestreben  erscheint  Kapp  nicht 
billigenswert,  denn  das  kennzeichne  gerade  den  Scheck  als 
eine  Überweisung  der  in  ihm  bezeichneten  Schecksumme  zur 
Verfügung  des  Schecknehmers,  daß  die  Haftung  des  Ausstellers 
aus  dem  Papier  eine  dauernde  sei  und  nicht  eher  aufhöre,  als 
bis  ihm  aus  der  verzögerten  Präsentation  ein  Schaden  er- 
wachsen sei:  „Wenn  nach  Koch  —  fährt  er  fort  —  die 
Versäumung  der  von  diesem  vorgeschlagenen  Fristen  —  für 
Platzschecks  1  bis  2,  für  Distanzschecks  3  bis  4  Tage  —  in 
der  Regel  des  Regresses  aus  dem  Scheck  wie  aus  dem  ur- 
sprünglichen Forderungsrecht  verlustig  machen  soll  und  wenn 
Birnbaum  dem  Scheckinhaber,  falls  die  rechtzeitige  Präsen- 
tation unterbleibt,  zwar  die  Klage  aus  dem  unterliegenden 
Rechtsverhältnis  lassen,  den  Regreßanspruch  aus  dem  Scheck 
aber  verwirkt  wissen  will,  so  gehen  meines  Erachtens  beide 
viel  zu  weit  Dem  Aussteller  kann  es  ganz  gleichgültig  sein, 
wann  das  Papier  behufs  Einlösung  zur  Präsentation  gelangt. 
Er  hat  seinem  Gläubiger  durch   die  Behändigung  des  Schecks 

>)  a.  a.  ü.  p.  389  ff. 
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das  Mittel  gewährt,  sofortige  Befriedigung  zu  erlangen  und 
darf  es  ihm  getrost  überlassen,  sich  diese  zu  verschaffen,  wann 
es  ihm  beliebt.  Dem  Aussteller  kann  es  sogar  nur  erwünscht 
sein,  wenn  der  Scheck  möglichst  spät  präsentiert  wird,  denn 
einmal  bleibt  dann  sein  Guthaben  ein  größeres,  gewährt  also 
dem  Bankier  mehr  Vorteil;  sein  Verhältnis  zu  diesem  kann  sich 
infolgedessen  nur  besser  gestalten,  sodann  kommen  ihm  aber 
die  Zinsen  zu  gute,  falls  ihm  der  Bankier  solche  gegen  sein 
Guthaben  gewährt.  Was  aber  den  Schecknehmer  angeht,  so 
muß  es  ihm  anheimgestellt  werden,  die  Summe  nach  Belieben 
zu  erheben.  Vielleicht  —  fügt  er  hinzu  —  könnte  man  noch 
für  den  Schutz  eines  öffentlichen  Interesses  plädieren  wollen: 
Der  Scheck  müsse  deshalb  an  kurze  Präsentationsfristen  ge- 
bunden werden,  damit  er  nicht  zum  Zirkulationsmittel  entarte. 
(Hier  spielt  Kapp  wieder  auf  Äußerungen  Kochs  an).  Der 
Scheck  ist  seinem  ganzen  Wesen  nach  kein  Zirkulationsmittel 
und  wird  daher  auch  niemals  als  solches  dienen  können.44 

Um  beim  letzten  anzufangen,  erwidern  wir:  Wenn  der 
Scheck  seinem  ganzen  Wesen  nach  kein  Zirkulationsmittel  ist, 
warum  soll  man  ihm  dann  gewissermaßen  die  Befugnisse  eines 
solchen  einräumen,  ihn  förmlich  künstlich  zu  einem  solchen 
machen?  Bedroht  man  damit  nicht  einfach  seinen  Charakter 
als  Zahlungsmittel  auf  das  Ernsthafteste?  Die  Präsentations- 
frist muß  unbedingt  festgesetzt  werden.  Knies  hat  es  als 
eine  „Schlottrigkeit"  des  deutschen  Scheckverkehrs  bezeichne^ 
daß  er  keine  Präsentationsfrist  kennt  Auch  Thor  wart1)  hat 
sich  in  seinem  Referat  auf  dem  Frankfurter  Bankiertag  von 
1902  für  die  Festsetzung  einer  solchen  ausgesprochen:  „Daß 
die  Präsentationsfrist  fixiert  wird,  ist  naturgemäß.  Der  Aus- 
steller und  die  Indossanten  müssen,  gerade  weil  der  Scheck 
auf  Sicht  lautet,  wissen,  wie  lange  ihre  Haftpflicht  aus  ihrer 
Unterschrift  bezvv.  ihrem  Indossament  dauert  Der  Bezogene 
wird  die  ihm  präsentierten  Schecks  nach  dem  Zeitpunkt  des 
Vorkommens  einlösen  und  kann  auch  garnicht  anders  verfahren ; 
es   ist  also   recht   gut   möglich,    daß    ein   heute   ausgestellter 

l)  a.  a.  0.  p.  25. 
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Scheck  aus  dem  Guthaben  des  Ausstellers  gezahlt  wird,  während 
zur  Einlösung  eines  morgen  vorkommenden,  aber  schon  vor 
14  Tagen  ausgeschriebenen  Schecks  das  Guthaben  des  Aus- 
stellers nicht  mehr  hinreicht,  der  Scheck  also  keine  Zahlung 
findet.  Hier  handelt  es  sich  demnach  um  einen  Kredit,  den 
der  Inhaber  dem  Aussteller  gewährt.  Andererseits  kann  auch 
der  Aussteller  nicht  für  ewige  Zeiten  haften,  wenn  etwa  nach 
Ausstellung  und  Weiterbegebung  des  Schecks  der  Bezogene 
zahlungsunfähig  wird.  Er  muß  daher  auch  seinerseits  ein 
Recht  haben,  den  dem  letzteren  gewährten  Kredit  zeitlich  zu 
begrenzen."  Unserer  Ansicht  nach  sind  Kochs  Gründe  für 
sein  Verlangen  ebenfalls  schlagend:  „Es  kann  nur  die  Rücksicht 
maßgebend  sein,  wieviel  Zeit  der  Scheck  unter  gewöhnlichen 
Verhältnissen,  also  bei  Distanzschecks  unter  Benutzung  der 
gewöhnlichen  Transportmittel  gebraucht,  um  an  den  Ort  seiner 
Bestimmung  zu  gelangen.  Der  Gesetzgeber  gerät  sonst  in 
Gefahr,  der  Unsolidität  beim  Ausstellen  von  Schecks  Vorschub 
zu  leisten  und  eine  Entartung  des  nur  für  die  Bedürfnisse 
eines  einzelnen  Zahlungsgeschäftes  bestimmten  Schecks  zum 
Zirkulationsmittel  zu  begünstigen.11 

Was  endlich  Kapp 's  Einwurf  anlangt,  dem  Aussteller 
könne  es  doch  nur  erwünscht  sein,  wenn  der  Scheck  möglichst 
spät  präsentiert  werde,  da  doch  sein  Guthaben  dann  ein 
größeres  sei,  so  ist  dieses  voll  und  ganz  in  derselben  Form 
auf  den  Schecknehmer  anzuwenden,  der  bei  sofortiger  Präsen- 
tation ja  dann  dieselben  Vorteile  zu  genießen  vermag.  Zudem 
verlangt  Kapp  selbst  bei  Aufzählung  der  notwendigen  und 
wesentlichen  Erfordernisse  des  Schecks:  die  Angabe,  daß  bei 
Präsentation  des  Papiers  gezahlt  werden  soll,  und  erläuternd 
fügt  er  hinzu:  „Wer  einen  Scheck  in  Zahlung  nimmt,  will 
weder  kreditieren  noch  prolongieren.  Der  Schecknehmer  will 
nicht  stunden,  und  eben  so  wenig  verlangt  der  Aussteller  einen 
Zahlungsaufschub."1)  Was  heißt  das  anders  als:  Wer  einen 
Scheck  in  Zahlung  nimmt,  löst  ihn  auch  schleunigst  ein! 

l)  a.  a.  0.  p.  387. 
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Die  Bestimmung  einer  fest  umgrenzten  Präsentationsfrist 
und  die  Festsetzung  der  Haftung  des  säumigen  Inhabers  ist 
unseres  Erachtens  durchaus  notwendig.  Schädlinge  in  der- 
artigen Bestimmungen  für  die  Entwicklung  des  Scheckverkehrs 
zu  suchen,  sehen  wir  nicht  ein.  Eine  Beschränkung  der 
Haftung  aus  dem  Papier  führt  nicht  zur  Erschütterung  seiner 
natürlichen  Grundlagen,  sondern  begründet  im  Gegenteil  viel- 
mehr eine  erhöhte  Sicherheit  und  vermehrtes  Vertrauen. 

Hält  der  Schecknehmer  die  Vorschrift  ein,  präsentiert  er 
so  schnell  als  möglich,  erreicht  aber  die  Einlösung  nicht,  dann 
steht  ihm  das  Regreßrecht  gegen  den  Aussteller  zu,  denn  dieser 
ist  der  Schöpfer  des  Schecks,  wenn  schon  der  Weg  vom 
Schecknehmer  auf  den  Aussteller  zurück  der  weitere  ist  Hier- 
über herrscht  aber  eine  Stimme. 

Umsomehr  nimmt  uns  Wunder,  wie  ein  langjähriger 
l'raktiker1)  dem  Inhaber  kurz  und  bündig  jedweden  Regreß- 
anspruch gegen  den  Aussteller  absprechen  kann  und  zur 
Erhärtung  dieser  Ansicht  ein  Urteil  des  Oberlandesgerichts 
zu  Hamburg  vom  14.  Juli  1891  anführt: 

„Es  hatte  jemand  von  einem  Geschäftsfreunde  einen  Scheck 
in  Zahlung  erhalten,  welcher  lautete: 

Die  Norddeutsche  Bank  in  Hamburg  wolle  zahlen 
gegen  diesen  Scheck  aus  unserem  Guthaben  an  N.  N. 
oder  Überbringer  vierhundertfünfzig  Mark. 

Hamburg,  7.  Dezember  1890.  R.  T.  &  Co. 

Da  die  Norddeutsche  Bank  die  Honorierung  des  Schecks 
(infolge  einer  ihr  inzwischen  von  den  Ausstellern  zugegangenen 
Konterorder)  ablehnte,  so  klagte  nunmehr  der  Inhaber  gegen 
die  Aussteller  auf  Zahlung  des  Betrages.  Die  Klage  aber 
wurde  mit  folgender  Motivierung  abgewiesen:  Der  Kläger 
nimmt  nicht  etwa  aus  dem  zu  gründe  liegenden  Verhältnis 
denjenigen,  von  dem  er  den  Scheck  erhalten,  sondern  aus  der 
Urkunde  selbst  den  Aussteller  des  Schecks  in  Anspruch.  Ein 
solcher  Regreß  steht  aber  dem  Kläger  geltendem  Rechte  nach 

')  Übst:  Theorie  p.  101  ff. 
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nicht  zu.  Die  deutsche  Gesetzgebung  hat  eben  so  wenig  wie 
die  Hamburgische  den  Scheck  bisher  geregelt  Daß  ein  solcher 
Regreß,  sei  es  durch  allgemeines  deutsches  Handelsrecht,  sei 
es  durch  partikuläres  Hamburgisches  Gewohnheitsrecht,  sank- 
tioniert wäre,  ist  zu  bestreiten" 

Gewiß,  ein  deutsches  Scheckrecht  hat  diesen  Punkt  nicht 
geregelt;  die  anderen  Staaten  aber  erkennen  sämtlich  dem 
Schecknehmer  dieses  Regreßrecht  zu;  und  auch  der  deutsche 
Entwurf  von  1882  sagt  bereits  wörtlich  im  §  11:  Der  Aus- 
steller haftet  dem  Inhaber  für  die  Einlösung  des  Schecks. 

Wenn  nun  aber  der  Schecknehmer  doch  die  vorgeschriebene 
Frist  hat  verstreichen  lassen,  so  steht  ihm  außer  der  Regreß- 
klage noch  ein  anderes  Mittel  zur  Verfügung,  um  sein  Recht 
geltend  zu  machen,  nämlich  die  sogenannte  Bereicherungsklage. 
Der  leitende  Gedanke  ist  hierbei  die  Erwägung,  daß  der  Aus- 
steller keine  Leistung  aufzuweisen  hat  und  infolgedessen  nun 
wegen  der  durch  kein  Äquivalent  aufgehobenen  Bereicherung 
zum  Ersatz  herangezogen  werden  kann. 

Hierauf  kommen  wir  weiter  unten  zurück. 

3.  Verhältnis  zwischen  Schecknehmer  und  Bezogenem. 

Wir  kommen  hier  zu  einer  der  allerumstrittensten  Fragen 
auf  dem  Gebiete  des  Scheckrechtes. 

So  gut  wie  der  Bezogene  dem  Aussteller  gegenüber  zur 
Einlösung  verpflichtet  ist,  ist  er  es  auch  bezüglich  der  Person 
des  Schecknehmers,  und  zwar  beide  Male  auf  Grund  des 
Scheckvertrages,  denn  in  diesem  hat  der  Bezogene  die  Ver- 
pflichtung der  Einlösung  innerhalb  der  vertragsmäßigen  Grenzen 
auch  zu  Gunsten  Dritter  übernommen.1) 

Werden  dem  Inhaber  aber  diese  Rechte  gegen  den  Be- 
zogenen zuerkannt,  so  ist  ihm  damit  sehr  gedient,  vor  allem 
wenn  man  die  Fälle  betrachtet,  wo  er  dem  Aussteller  gegen- 
über ganz  machtlos  ist,  sei  es,  daß  der  Aussteller  verreist, 
gestorben  oder  zahlungsunfähig  geworden  ist 

')  Ubflt:  Theorie,  p.  113. 
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Um  den  Punkt,  welche  Klage  ihm  hier  zuzuerkennen 
sei,  wird  z.  Zt.  noch  lebhaft  gestritten.  Eine  große  Anzahl 
Schriftsteller  erklären,  daß  eine  direkte  Klage  dem  Scheck- 
inhaber gegen  den  Bezogenen  nicht  zugestanden  werden  könne. 
So  erklärt  sich  gegen  eine  strenge  Klage  Birnbaum1),  da 
die  Begründung  derselben  sehr  schwach  sei,  denn  der  Inhaber 
habe  nachzuweisen,  daß  der  Bezogene  zur  Einlösung  des 
Schecks  verpflichtet  war;  er  müsse  daher  darlegen,  daß  der 
Bezogene  genügende  Deckung  in  Händen  hatte.  Dies  dürfte 
doch  sehr  schwer  und  nur  in  den  seltensten  Fällen  möglich 
sein,  denn  woher  soll  er  die  stichhaltigen  und  befriedigenden 
Anhaltspunkte  nehmen !  Es  wurde  ihm  also  nur  übrig  bleiben, 
um  den  Erfolg  seiner  Klage  zu  sichern,  sich  mit  dem  Aus- 
steller zu  vereinigen.     Das  ist  doch  aber  wohl  nicht  anzuraten. 

Birnbaum  führt  auch  einige  Urteile  aus  der  englischen 
und  amerikanischen  Rechtsprechung  an,  wonach  dem  Scheck* 
inhaber  der  Anspruch  gegen  den  Bezogenen  aberkannt  wird; 
er  schließt  seine  Ausführungen  mit  den  Worten:  Endlich 
widerspricht  ein  solcher  Anspruch  der  Natur  des  ganzen 
Instituts.  Er  hält  die  endgültige  Entscheidung  über  den  Erfolg 
des  Zahlgeschäftes  auf,  er  veranlaßt  den  Schecknehmer,  statt 
auf  die  Solvenz  und  die  Kreditwürdigkeit  des  Ausstellers  auf 
die  des  Bezogenen  zu  sehen  und  gegen  diesen  sein  Recht 
geltend  zu  machen,  und  verleidet  somit  durch  die  Verwirrung  und 
Unsicherheit,  die  er  erzeugt,  allen  Beteiligten  den  Scheck. 

Ferner  sind  Gegner  einer  direkten  Klage  Fick  und  Kapp. 
Nicht  einig  zeigt  sich  die  englisch-amerikanische  Rechtsprechung,2) 
wogegen  Frankreich,  Belgien,  Holland,  Italien,  Portugal  und 
auch  der  deutsche  Entwurf  von  1892  ein  direktes  Klagerecht 
anerkennen. 

In  seinem  auf  Veranlassung  der  Heidelberger  Handels- 
kammer erstatteten  Gutachten  gesteht  auch  Cohn3)  dem 
Scheckinhaber  ein  Klagerecht  gegen  den  Bezogenen  zu:   nDer 

')  Über  Schecks  p.  17  ff.     Derselbe:  Vortrag  p.  36. 

*)  Vergl.  Kuhlen beck  a.  a.  0.  p.  124. 

*)  Conrads  Jahrbücher.    Bd.  XXXUL  p.  484. 
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Inhaber  des  Schecks  kann  sehr  wohl  ein  Interesse  daran  haben, 
anstatt  auf  den  Aussteller  zurückgehen  zu  müssen,  sich  direkt 
an  den  Bezogenen  halten  zu  dürfen.  Der  Bezogene  seinerseits 
bat  durch  die  Gewährung  dieses  Klagerechtes  keinen  Nachteil, 
da  ihm  vertragsmäßig  die  Zahlung  an  diejenige  Person  obliegt, 
die  nach  dem  Inhalt  des  Schecks  sich  als  berechtigt  erweist; 
gegen  doppelte  Zahlung  schützt  ihn,  sofern  er  über  die  Berech- 
tigung des  Präsentanten  Anlaß  zu  zweifeln  hat  oder  er  sich 
mehreren  gleichzeitigen  Präsentanten  gegenüber  sieht,  zu 
deren  Befriedigung  die  Deckung  nicht  ausreicht,  das  Deposi- 
tionsrecht" 

Allerdings  aus  der  Scheckurkunde  selbst  heraus  kann 
dem  Inhaber  kein  Anspruch  gegen  den  Bezogenen  zuerkannt 
werden.  Der  Inhaber  muß  stets  auf  den  Scheckvertrag  zurück- 
gehen. Euhlenbcck  und  Fick  raten  von  der  Anstrengung 
der  Klage  ab,  ersterer  mit  der  Erklärung,  daß  sie  für  den 
Scheckinhaber  unpraktisch  wäre,  letzterer  unter  Berufung  auf 
einen  Ausspruch  Simonsohns,  wonach  die  direkte  Klage  stets 
dem  Regreß  nachhinken  würde. 

Um  noch  einige  allgemeine  Worte  hierüber  zu  äußern, 
bemerken  wir,  daß  sich  alle  Schriftsteller  darüber  klar  sind, 
daß  die  praktische  Bedeutung  dieses  Punktes  6ehr  gering  ist. 
„Jeder,  der  einen  Scheck  annimmt,  wird  doch  in  dem  Glauben 
sein,  ihn  von  einem  ehrlichen  Manne  zu  empfangen,1)  d.h. 
den  Scheck  für  gut  halten."  Für  einen  auf  Scheckvertrag 
mit  einer  soliden  Bank  gegründeten  Scheck  würde  das  Regreß- 
recht doch  kaum  jemals  praktisch  werden;  es  würde  also  nur 
für  unsolide  Schecks  von  Bedeutung  sein.3)  Fick8)  bemerkt 
hierzu  ferner:  „Wenn  ein  Scheck  nicht  eingelöst  wird,  so  wird 
er  in  der  Regel  einfach  dem  Geber  —  wie  etwa  eine  falsche 
Münze  —  zurückgeschickt4)  und  anstandslos  von  diesem  auch 
wieder  zurückgenommen  und  von  ihm  auf  erfolgreichere  Art 

!)  Hoppenstedt:  Zum  Scheckges.    Berl.  92.    p.  7. 

T)  Kuhlenbeck  a.  a.  0.  p.  158. 

9)  a.  a.  0.  p.  363. 

*)  Vgl.  hierzu  auch  Bayerdörffer  pag.  33,  34. 


! 
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ZahluDg  geleistet  Trotz  der  bedeutenden  Ausdehnung  des 
Scheckverkehrs  in  der  Schweiz  ist  seit  den  15  Jahren  des 
Bestehens  des  Scheckgesetzes  —  die  Zeilen  sind  1897  ge- 
schrieben -s-  von  dem  scheckrechtlichen  Regreß  fast  nie 
Gebrauch  gemacht  worden. 

Auch  wir  sind  der  Ansicht,  daß  in  der  weitaus  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  Fälle  in  der  Praxis  sich  das  Geschäft 
so  abwickelt.  Bei  einer  gesetzlichen  Regelung  aber  darf  dieser 
Punkt  nicht  übersehen  werden,  sondern  muß  Berücksichtigung 
finden,  wennschon  es  im  allgemeinen  nur  ein  Kanonenschießen 
nach  Spatzen  ist     Ausnahmen  kommen  jedoch  stets  vor. 

Interessant  sind  die  Worte  aus  dem  Referat  des  verdienten 
Altmeisters  Georg  v.  Siemens1)  auf  dem  deutschen  Handels- 
tage von  1882:  Ich  bekenne  mich  sogar  zu  der  ketzerischen 
Ansicht,  daß  die  Regreßfragen,  so  interessant  sie  für  die  Juristen 
sein  mögen,  doch  tatsächlich  nur  von  untergeordneter  materieller 
Bedeutung  sind.  In  meiner  Praxis  wenigstens  und  in  der 
Praxis  verschiedener  meiner  Fachgenossen  sind  Fälle,  daß 
Schecks,  welche  von  dritten  Personen  präsentiert  wurden,  nicht 
bezahlt  worden  wären,  so  selten  vorgekommen,  daß  man  ver- 
sucht sein  möchte,  auf  die  Frage  nach  ihrer  Behandlung  zu 
antworten,  wie  jener  Kandidat  im  Examen:  „Meine  Herren, 
das  kommt  nicht  vor!u 


*)  Referat  p.  21. 
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Sonderfragen 

Nachdem  wir  im  vorhergegangenen  Abschnitt  die  Rechte 
und  Pflichten  der  am  Umlaufe  des  Schecks  beteiligten  Personen 
in  ihrem  Verhältnis  zu  einander  beleuchtet  haben,  wollen  wir 
dazu  übergehen,  einige  controverse  Sonderfragen  zu  bebandeln, 
die  hierher  gehörig  in  unmittelbarer  Beziehung  zu  den  Han- 
delnden stehen  und  der  Erörterung  und  Klarstellung  in  Hinsicht 
auf  die  Gestaltung  und  endliche  Schaffung  eines  deutschen 
Scheckgesetze6  dringend  bedürfen.  Wir  motivieren  diese 
Spezialbehandlung  der  folgenden  Fragen,  welche  sehr  wohl 
zugleich  mit  den  Verhältnissen  der  einzelnen  Personen  in  den 
Kreis  unserer  Betrachtungen  hätten  gezogen  werden  können, 
damit,  daß  es  bei  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  darauf 
ankam,  zunächst  die  Beziehungen  von  Scheckaussteller,  Bezo- 
genen und  Nehmer  bezw.  Inhaber  untereinander  dar-  und 
klarzustellen  und  die  gleichzeitige  Behandlung  der  im  Nach- 
stehenden zu  erörternden  sehr  umstrittenen  Punkte  nur  eine 
Trübung  unserer  Ausführungen  hervorgerufen  hätte. 

Die  Fragen,  um  die  es  sich  im  Folgenden  handelt,  sind 
die  des  Widerrufes,  damit  die  der  Dishonorierungsgründe 
überhaupt,  schließlich  die  der  verschiedenen  Klagen. 


Der  Widerruf. 

Allgemein  geht  man  jetzt  davon  aus,  besonders  auch  bei 
uns,  wo  der  Scheck  bislang  eine  gesetzliche  Regelung  nicht 
erfahren  hat,  ihn  als  eine  besondere  Art  der  Anweisung  anzu- 
sehen. Bezüglich  des  Widerrufes1)  zeigen  sich  nun  unter 
diesem  Gesichtspunkte  die  abweichendsten  Meinungen,  denn 
$  790  B.  G.  B.  läßt  diesen  bei  der  Anweisung  ausdrücklich 
zu.  Damit  wird  aber  die  Sicherheit  des  Scheckverkehrs  er- 
schüttert und  auch  die  Ausübung  des  Regreßrechtes  erschwert, 
ja  Zweifeln  unterworfen  und  wohl  gar  vereitelt 

•)  Vgl.  hierzu  Simonsohn:  „B.  K.  Archiv.*1  p.  85  ff.  (IV.  Jahrgg.) 
Hoppenstedt  a.  a.  0.  p.  3. 
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Wenn  der  Gesetzgeber  dem  Scheckinhaber  ein  unmittel- 
bares Klagerecht  gegen  den  Bezogenen  zugesteht,  dann  muß 
auch  der  Scheck  für  unwiderruflich  erklärt  werden;  und  es 
darf  keine  einzige  Ausnahme  hiervon  bestehen,  so  vor  allem 
nicht  der  Tod  des  Ausstellers  als  Widerruf  gelten,  wie  es  das 
englische  Recht  will,  das  erklärt:1)  the  death  is  a  revocation 
of  the  banker's  authority  to  pay.  Direktes  Klagerecht  und 
Unwiderruflichkeit  gehen  Hand  in  Hand.  Der  Bezogene  wäre 
ja  anderen  Falles  berechtigt  —  nach  englischem  Recht  soirar 
verpflichtet  — ,  die  Einlösung  unter  Berufung  auf  den  Widerruf 
des  Ausstellers  zu  verweigern  und  der  Scheckklage  nachher 
diese  Einrede  entgegenzusetzen.  So  wird  denn  auch  von 
gewichtiger  Seite  ganz  entschieden  von  einer  gesetzlichen 
Regelung  in  diesem  Sinne  abgeraten,  und  das  mit  Recht  Es 
ist  direkt  eine  Gefahr  für  den  Schecknehmer,  mit  der  Möglichkeit 
rechnen  zu  müssen,  daß  ein  Widerruf  erfolgen  kann ;  und  mit 
großem  Mißtrauen  wird  dem  ganzen  Scheckverkehr  begegnet 
werden,  wodurch  die  Entwicklung  desselben  schließlich  sehr 
gehemmt  und  lahm  gelegt  wird.  In  den  Augen  des  Publikums 
wird  die  Sicherheit  durch  die  Unwiderruflichkeit  wesentlich 
erhöht  Ein  großer  Segen  ist  es  daher,  und  mit  Genugtuung 
können  wir  es  begrüßen,  daß  unser  Regierungsentwurf  von 
1892  zugleich  mit  dem  Zugeständnis  des  Klagerechtes  gegen 
den  Bezogenen  kraft  eigenen  Rechtes  des  Inhabers  die  Un- 
widerruflichkeit des  Schecks  bereits  vorsieht;  und  diese  Fest- 
legung läßt  sich  aus  rechtlichen  Gründen  sehr  wohl  rechtfertigen. 
denn2)  der  Aussteller  würde,  wenn  er  durch  die  Begebung 
die  Gewähr  dafür  übernimmt,  daß  bei  rechtzeitiger  Vorlegung 
der  Bezogene  Zahlung  leisten  werde,  mit  einem  Widerruf  dieser 
Gewähr  entgegen  handeln,  und  diese  Befugnis  kann  ihm  auch 
selbst  dann  nicht  zugestanden  werden,  wenn  sie  aus  dem 
zwischen  ihm  und  dem  Empfänger  bestehenden  Rechtsverhältnis 
an  sich  gerechtfertigt  wäre,  da  er,  abgesehen  von  dem  nicht 
weiter   begebbaren   Rectascheck    nicht   wissen    kann,    ob    der 

")  Cohn:  Bd.  III.  p.  106. 

*)  Simonaohn:  a.  a.  0.  p.  85. 
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Scheck  nicht  von  einem  Nachmanne  des  Empfängers  präsentiert 
werden  wird.  —  Auszuschließen  wird  natürlich  der  Fall  sein, 
wo  der  Aussteller  im  Interesse  des  Scheckinhabers  widerruft, 
wenn  dieser  den  Scheck  verloren  hat,  was  doch  aber  in  den 
meisten  Fällen  der  jeweilige  Scheckinhaber  selbst  besorgen 
wird.1)  Da  aber  die  Gewähr  an  die  rechtzeitige  Präsentation 
geknüpft  ist  —  fährt  Simonsohn  fort  —  so  erscheint  die 
Regelung  am  folgerichtigsten,  die  einem  Widerruf  nach  Ablauf 
der  Vorlegefrist  Wirksamkeit  gewährt.  Dies  will  z.  B.  der 
österreichische  Entwurf. 

Hierzu  bemerkt  C o h n : 2)  Hoppenstedt  verteidigt  diesen 
Fall  des  Widerrufes,  indem  er  sich  auf  das  Interesse  des 
Scheckausstellers  beruft,  daß  das  Konto  dieses  sich  alsbald  so 
gestaltet,  wie  er  —  der  Scheckaussteller  —  es  beabsichtigt; 
aber  das  Geld  steht  ja  —  wirtschaftlich  gesprochen  —  nach 
Ablauf  der  Präsentationsfrist  auf  Gefahr  des  Inhabers;  ja,  es 
bringt  die  Versäumnis  des  Inhabers  dem  Aussteller  oft  noch 
durch  längere  Verzinsung  des  Guthabens  Nutzen. 

So  bleibe  also  als  Grund  für  die  Aufrechterhaltung  des 
Widerrufes  in  dem  Fall  der  Präsentationsfristversäumung  der 
berechtigte  Grund  des  Gesetzgebers,  den  Scheckinhaber  inner- 
halb der  Präsentationsfrist  zum  Inkasso  zu  drängen.  Daß  das 
Widenufsrecht  ein  hierzu  geeignetes  Mittel  sei,  müsse  man 
anerkennen;  doch  es  gäbe  noch  wirksamere,  so  den  Verlust 
des  Scheckregresses;  und  der  Nutzen  jenes  Mittels  würde 
unbestritten  bei  weitem  durch  die  Gefahren  des  Widerrufes 
aufgewogen. 

Hierin  ist  Cohn  voll  und  ganz  beizustimmen;  und  so 
wünschen  auch  wir  nur,  daß  unser  neues  Scheckgesetz  ent- 
sprechend dem  Entwurf  von  1892  verfügt  und  erklärt:  Ein 
Widerruf  des  Schecks  seitens  des  Ausstellers  hat  keine  recht- 
liche Wirksamkeit 


')  Wir  erwähnen  diesen  Fall  nur,  weil  Fick  a.  a.  0.  p.  404  ihn  anfahrt. 
*)  Bd.  XII.  p.  106  ff.     (Zeitschrift   für  vergl.  Rechtswissenschaft). 
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Dishonorierungsgründe. 

Die  Betrachtung  des  Widerufes  führt  uns  auf  die  Frage 
nach  den  Dishonorierungsgründen,  denen  der  Widerruf  ja  zu- 
gehört Sind  Dishonorierungsgründe  überhaupt  anzuerkennen? 
Cohn1)  stellt  aus  den  verschiedenen  Gesetzgebungen  deren 
122)  zusammen,  von  denen  wir  zwei  betrachten  wollen: 

den  Tod  oder  die  Geschäftsunfähigkeit  des  Ausstellers, 
den  Verlust  und  die  Verfälschung  des  Schecks, 

und  zwar  den  ersten,  weil  er  mit  zu  den  umstrittensten  Punkten 
in  der  Literatur  gehört,  den  anderen,  weil  er  Gegenstand  der 
überwiegenden  Mehrzahl  der  stattgehabten  Scheckprozesse  ist 
und  wir  so  in  der  Lage  sind,  eine  Reihe  praktischer  Beispiele 
wiederzugeben. 


l)  Bd.  III,  p.  102  ff. 

*)  Wir  geben  in  dieser  Note  Cohn 8  Ausführungen  im  Auszug  wieder. 

Als  Dishonorierungsgründe  nennt  Cohn,  nachdem  er  den  Satz 
aufgestellt  hat:  Der  Bezogene  ist  nur  verpflichtet,  nach  Maßgabe  des  Scheck- 
vertrages aufgestellte  Schecks  zu  honorieren,  im  ganzen  12;  es  sind: 

1.  Wenn  vertragswidrig  über  den  Betrag  der  Deckung  resp.  de»   einge- 
räumten Kredites  hinaus  gezogen  ist. 

Hier  sind  zwei  Unterfragen  zu  beachten: 

einmal:  wie  bat  sich  der  Bezogene  zu  verhalten,  wenn  der  Scheck 

nur  teilweise  gedeckt  ist? 
zum  andern :  besteht  eine  Zahlungspflicht  für  den  Bezogenen,  der 
nicht  genügende  Deckung  besitzt,  um  mehrere  präsentierte 
Schecks  vollständig  zu  befriedigen  ?    (Soll  er  die  Zahlung 
aller   verweigern?   oder   sie   nach   der  Reihenfolge  der 
Präsentation  oder  der  Datierung  einlösen?  oder   endlich 
ratenweise  befriedigen?) 
Bezüglich   der   ersten   Frage    kommt   er   zu   dem  Schluß  —  unter 
Anlehnung  an  den  amerikanischen  Juristen  Daniel  —   daß  der  Bezogene 
zahlungspflichtig  ist,  sobald  der  Inhaber  zum  Empfang  der  Teilsumme  bereit 
ist  und  den  Scheck  herausgibt. 

Hinsichtlich  der  zweiten  Frage  gibt  Cohn  zunächst  die  Kegel  der 
praktischen  Amerikaner  wieder:  „first  come,  first  served"  und  entscheidet 
sich  dann  unter  Berücksichtigung  der  gleichzeitigen  Präsentation  für  die 
Erklärung:  der  Bezogene  hat  das  Recht,  entweder  pro  rata  zu  befriedigen 
oder  —  falls  er  es  vorziehen  sollte  —  zu  deponieren. 

2.  Wenn  der  Scheck  der    verabredeten    resp.    ordnungsmäßigen    Form 
entbehrt  oder  falsch  resp.  verfälscht  ist 

(Hierüber  siehe  folgenden  Abschnitt:  Verlust  oder  Verfälschg.  d.  Seh.) 

3.  Mangelnde  Legitimation  des  Präsentanten. 

(Hierüber  siehe  den  Abschnitt  über  die  croised  ohecks.) 

4.  Zeitablauf.     (Vgl.  unsere  Ausführungen  über  die  Präsentationsfrist). 
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Wir  betrachten  zunächst  den  ersten  Fall  Unser  Bundes- 
ratsgesetzentwurf von  1892  erkennt  ihn  ausdrücklich  nicht  an 
und  führt  als  Begründung  an:  „es  sollen  lediglich  die  Be- 
stimmungen der  Eonkursordnung  und  des  allgemeinen  B.  G.  B. 
maßgebend  bleiben. 


5.  Widerruf  und  Tod  des  Ausstellers. 

G  Wird  ein  Widerrufsrecht  des  Ausstelle is  anerkannt,  dann  muß  auch 
seinen  Gläubigern  das  Hecht  des  Einspruches  gegen  Auszahlung  von 
Schecks  ihres  Schuldners  zustehen;  im  englischen  Recht  gilt  es;  im 
belgischen  und  französischen  Hecht  ist  es  ausgeschlossen,  da  das 
Eigentum  der  Deckung  mit  der  Übergabe  des  Dokumentes  übertragen 
wird,  dem  Aussteller  also  verloren  gebt,  mithin  auch  von  seinen 
Gläubigern  nicht  mehr  arrestierbar  ist. 

7.  Konkurs  des  Ausstellers  (an  5  angereiht). 

8.  Das  Deckungsrecht 

In  England  ist  der  Bezogene  berechtigt,  trotz  vorhandener  Deckung 
wegen  eigner,  wenn  auch  nur  bedingter  und  zukünftiger  Forderungen 
an  den  Aussteller,  z.  ß.  wegen  möglicher  Hegreßforderungen  aus 
Wechseldiskontierungen,  dessen  Guthaben  zu  retinieren  und  die 
Einlösung  zu  verweigern.  (Die  gerichtlichen  Entscheidungen  stimmen 
aber  nicht  überein).  In  Frankreich  wird  der  Bezogene  ungünstiger 
behandelt  Es  wird  ihm  das  Deckungsrecht  aberkannt;  und  dies 
kann  nach  der  französischen  Theorie  vom  Eigentumsübergang  der 
Deckung  auch  garnicht  anders  sein.  Cohn  spricht  ebenfalls  dem 
französischen  Hecht  den  Vorzug  vor  dem  englischen  zu. 

9.  Der  Bezogene  darf  und  muß  nach  englischem  Hecht  den  vor  der 
Fälligkeit  präsentierten  Scheck  dishonorieren.  In  Frankreich  und 
Belgien  kann  der  Fall  der  Präsentation  vor  Fälligkeit  wegen  der 
essentiellen  Sichtstellung  des  Schecks  eigentlich  nicht  eintreten;  wird 
ein  Scheck  vor  dem  Datum  der  Ausstellung  zur  Zahlung  präsentiert, 
so  muß  der  Bezogene  bei  Vermeidung  der  hohen  Strafen  des  Art  6 
die  Zahlung  verweigern.  (Wir  kommen  auf  die  vordatierten  Schecks 
weiter  unten  noch  zu  sprechen). 

10.  Verlust  des  Schecks.    (Hierüber  vergl.  folgenden  Abschnitt). 

11.  Involviert  die  Scbeckemission  eine  Untreue  des  Ausstellers,  so  darf 
der  Bezogene  nach  englischem  Hecht  die  Einlösung  verweigern. 

12.  Schließlich  ist  der  Bezogene  zur  Einlösung  berechtigt  und  verpflichtet, 
obwohl  der  Scheck  selbst  äußerlich  die  Andeutung  enthält,  daß  er  zum 
Inkasso  garnicht  bestimmt  ist.  Dies  gilt  bez.  der  in  Amerika  üblichen 
Memorandum-Schecks.  Sie  werden  von  dem  Aussteller  meist  als 
Sicherheit  für  Darlehn  übergeben;  zur  Präsentation  sind  sie  garnicht 
oder  nur  unter  besonderen  Bedingungen  bestimmt  Der  Aussteller 
haftet  aus  ihnen  wie  aus  einem  trockenen  Wechsel,  ohne  daß  der  Versuch 
der  Einziehung  bei  dem  Bezogenen  vorangehen  müßte. 

Diese  Memorandum-Schecks  erinnern  an  unsere  Depotwechsel,  die 
ja  gleichfalls  trotz  der  Bezeichnung  des  Wechsels  als  Depot-  oder 
Kautionswechsel  begebbar  bleiben  und  zur  Zahlung  dem  gutgläubigen 
Inhaber  gegenüber  verpflichten. 
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Simonsohn1)  hat  nun  kürzlich  wieder  —  wie  er  selbst 
sagt  —  „als  alter  Kämpfer  für  eine  gesetzliche  Regelung  dieses 
wirtschaftlich  so  hochwichtigen  Rechtsgebietes"  gerade  zu  dem 
Punkte  des  Einflusses  des  Konkurses  des  Ausstellers  sich  ge- 
äußert: Wie  jeder  andere  Schuldner  sei  auch  der  Bezogene 
verpflichtet,  seine  Schuld  an  die  Konkursmasse  zu  zahlen,  und 
er  dürfe  nach  der  Kenntnis  von  der  Konkurseröffnung  einen 
Scheck  nicht  mehr  einlösen. 

Wir  haben  also  hier  eine  direkte  Anerkennung  der 
Dishonorierungspflicht. 

Anderer  Ansicht  ist  Gohn;2)  er  wirft  schließlich  die  Frage 
auf,  ob  dem  Inhaber  nicht  ein  Absonderungsrecht  einzuräumen  sei. 

Die  Meinungen  sind  äußerst  geteilt.  Keine  Dishono- 
rierungspflicht besteht  nach  dem  Recht  der  Vereinigten  Staaten, 
von  Holland,  Frankreich;  auf  der  anderen  Seite  setzen  sie  fest: 
England,  Italien,  Portugal,  die  Schweiz,  Argentinien. 

Der  österr.  Entwurf  folgt  dem  englischen  Vorbild,  doch 
—  meint  Cohn8)  —  dürfte  diese  Bestimmung  nicht  geeignet 
sein,  den  Scheckverkehr  zu  fördern,  denn  wer  möchte  einen 
Scheck  noch  in  Zahlung  nehmen  auf  die  Gefahr  hin,  daß  die 
Wirkung  der  Urkunde  von  der  Persönlichkeit  des  Ausstellers 
abhängt!  Vorsichtige  Gläubiger  werden  zurückschrecken  aus 
Furcht  vor  erheblichem  Risiko.  Der  Schecknehmer  muß  nicht 
nur  in  die  Solvenz  der  Bank  und  in  das  Vorhandensein  des 
Guthabens  zur  Zeit  der  Ausstellung,  sondern  auch  in  die  Fort- 
dauer der  Solvenz  des  Ausstellers  bis  zur  Präsentation  sein 
Vertrauen  setzen,  während  bei  der  Fortdauer  der  Zahlungs- 
pflicht des  Bezogenen  der  gutgläubige  Nehmer  trotz  der 
Konkurseröffnung  hoffen  darf,  bei  diligenter  Einkassierung  aus 
dem  Guthaben  befriedigt  zu  werden. 

So  wäre  eine  Abänderung  der  Bestimmung  des  Bundes- 
ratsentwurfes von  1892  und  eine  Entscheidung  nach  der  einen 
oder  anderen  Richtung  hin  doch  anzuraten. 


»)  a.  a.  0.  p.  86  ff. 
2)  Bd.  XII.  p.  107. 
8)  Bd.  Xn.   p.  108. 
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Verlust  und  Verfälschung  des  Schecks. 

„Die  Benachrichtigung  von  dem  Verluste  des  Schecks 
verpflichtet  nach  englischem  und  amerikanischem  Rechte  den 
Bezogenen,  die  Zahlung  zu  verweigern."  So  haben  wir  bei 
Cohn1)  gelesen.  Wird  die  Bank  nicht  benachrichtigt,  so  kann 
und  wird  sie  den  gestohlenen  oder  gefundenen  Inhaberscheck 
dem  Diebe  oder  Finder  ausbezahlen.  Das  ist  die  Praxis  in 
allen  in  Betracht  kommenden  Ländern.  Ausdrücklich  erklären 
die  Bestimmungen  aller  Banken  die  Ablehnung  jedweder  Ver- 
antwortlichkeit, wenn  keine  Mitteilung  über  gestohlene  oder 
gefälschte  Schecks  bei  ihnen  einläuft  So  lautet  der  §  7  der 
Bestimmungen  für  den  Giroverkehr  mit  der  Reichsbank:  Die 
Scheckformulare  werden  jedem  Konteninhaber  nach  Bedarf  in 
Heften  von  mindestens  50  Stück  gegen  Quittung  von  der  Bank- 
geliefert  Er  ist  verpflichtet,  die  Formulare  sorgfältig  aufzu- 
bewahren und  trägt  alle  Folgen  und  Nachteile,  welche  aus  dem 
Verluste  oder  sonstigem  Abhandenkommen  dieser  Formulare 
entstehen,  wenn  er  nicht  die  sein  Konto  führende  Bankanstalt 
rechtzeitig  von  dem  Abhandenkommen  schriftlich  benachrichtigt 
hat,  um  die  Zahlung  an  einen  Unberechtigten  zu  verhindern. 
Ebenso  ist  Kontoinhaber  der  Bank  dafür  verantwortlich,  wenn 
er  die  in  den  Scheckformularen  offen  gelassenen  Stellen  nicht 
so  ausfüllt,  daß  eine  Fälschung  unmöglich  ist,  oder  wenn  er 
von  der  auf  der  rechten  Seite  der  weißen  Schecks  befindlichen 
Zahlenreihe  nicht  diejenigen  Zahlen  vor  der  Ausgabe  abtrennt, 
welche  den  Betrag  d<**  Schecks  übersteigen.  Schecks,  welche 
geschriebene  Zusätze  zwischen  den  vorgedruckten  Zeilen  ent- 
halten, werden  zurückgewiesen.  Verdorbene  Scheckformulare 
sind  mit  dem  Firmasterapel  oder  dem  Namen  des  Kontoinhabers 
versehen,  an  die  Reichsbank  zurückzuliefern. 

Analog  lauten  die  Bedingungen  ($  26)  der  Bank  des 
Berliner  Kassenvereins,  und  alle  eigene  Formulare  führenden 
Banken  und  Bankiers  schließen  sich  an. 

>)  IM.  111.  p.  120. 
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Nach  dem  bisher  Gesagten  würde  also  jedesmal  der 
Kunde  den  Schaden  tragen  müssen,  sogar  in  dem  Fall,  wo 
ihm  das  Scheckbuch  oder  ein  Scheck  entwendet  wird  und  or 
den  Diebstahl  nicht  rechtzeitig  entdeckt 

Es  kommen  indessen  hier  doch  noch  verschiedene  Momente 
in  Betracht.  Wie  wir  im  Laufe  unserer  Ausführungen  ge- 
schildert haben,  werden  bei  der  Bank  Unterschriften  deponiert 
Kommt  nun  ein  gefälschter  Scheck  vor,  so  ist  es  Pflicht  des 
Bankiers,  die  Unterschrift  auf  ihre  Echtheit  zu  prüfen.1)  Verletzt 
er  die  ihm  obliegende  Sorgfalt,  löst  die  Schecks  ein,  deren 
Unterschriften  erheblich  von  den  unter  ihm  deponierten  ab- 
weichen oder  aus  deren  Text  eine  Fälschung  ersichtlich  ist,  so 
kann  er  nicht  den  angeblichen  Aussteller  oder  den  Aussteller 
eines  Schecks  mit  echter  Unterschrift,  in  dessen  Text  merkliche 
Verfälschungen  vorgenommen  sind,  haftbar  machen,  sondern 
hat  selbst  allen  Schaden  zu  tragen. 

Cohn2)  bemerkt  hierzu:  es  liege  überhaupt  im  Interesse 
der  Entwickelung  des  Scheckverkehrs,  den  Vorlust  regelmäßig 
auf  den  Bezogenen  abzuwälzen;  es  würde  ja  doch  kein  Mensch 
sich  ein  Scheckkonto  eröffnen  lassen,  wenn  er  Gefahr  Hefe, 
ohne  eigenes  Verschulden  die  von  ihm  garnicht  ausgestellten 
Schecks  sich  in  Rechnung  schreiben  zu  lassen ;  und  als  weitere 
Gründe  fügt  er  unter  Hinweis  auf  Unger's  Schrift:  „Handeln 
auf  fremde  Gefahr"  hinzu:  Schärf ung  der  Sorgfalt  bei  der 
Einlösung  und  Abschneidung  mißlicher  Prozesse.  Die  Bezogenen 
—  meist  Bankiers  —  könnten  den  Schaden  in  der  Mehrzahl 
der  Fälle  auch  durch  technische  Maßregfein  verhüten. 

Die  Gefahr,  mit  der  gefälschten  Summe  echter  Schecks 
belastet  zu  werden,  ist  ja  auch  unbestritten  tatsächlich  sehr 
geeignet,  das  Publikum  vom  Scheckverkehr  zurückzuhalten. 
,.Die  Abwälzung  der  Gefahr  auf  den  absolut  unschuldigen 
Aussteller  —  erklärte  der  Experte  Clemens  in  der  öster- 
reichischen Enquete   von    1894  —  würde  geradezu   wie   eine 


')  Verpl.  Obst:  Theorie  p.  94. 
2)  Bd.  XII.  p.  123  ff. 
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kalte  Douche  auf  jene  Kreise  wirken,  die  man  für  die  Förderung 
des  Scheckverkehrs  gewinnen  will." 

Wir  wollen  nun  noch  den  Unterschied  zwischen  falschen 
und  ge-  oder  verfälschten  Schecks  erklären :  ein  falscher  Scheck 
ist  ein  solcher,  der  ganz  gefälscht  ist,  also  dessen  Unterschrift 
und  Inhalt  gefälscht  ist;  verfälscht  nennt  man  den  Scheck,  der 
nur  teilweise,  also  hinsichtlich  seines  Inhaltes  —  der  zu  zahlen- 
den Summe  —  gefälscht  ist,  dessen  Unterschrift  aber  echt  ist. 
Auf  die  Auseinandersetzungen,1)  die  man  an  diese  Unterschei- 
dung geknüpft  hat,  gehen  wir  nicht  weiter  ein. 

Aus  der  Praxis  steht  uns  bei  diesem  Fall  eine  ganze 
Reihe  von  Beispielen  zur  Verfügung,  denn  es  hat  tatsächlich 
bisher  keine  scheckrechtliche  Frage  die  Gerichte  mehr  be- 
schäftigt, als  die,  wer  für  die  Einlösung  von  gestohlenen  oder 
gefälschten  Schecks  aufzukommen  habe. 

Nachstehend  ein  Fall,  den  Shaw  in  seiner  Schrift: 
A  practical  treatise  of  the  law  of  Banquers-Cheques  wiedergibt:2) 

Mr.  Hill  hatte  dem  Mr.  Hall  mittels  Scheck  3  £  geliehen, 
Mr.  Hall  den  Scheck  an  Mr.  Wagstoff  weiterbegeben  und 
dieser  die  ursprüngliche  Summe  3  £  in  200  £  derart  ab- 
geändert, daß  der  Betrug  nicht  ersichtlich  war  („in  such  a  manner 
that  no  one  in  the  ordinary  course  of  business  could  have 
observed  it").  Die  bezogene  Bank  löste  den  Scheck  auch  ein 
und  schrieb  dem  Konto  des  Ausstellers  200  £  Sterling  zur 
Last.  Der  Aussteller  aber  erkannte  die  Belastung  nicht  an 
und  klagte  gegen  die  bezogene  Bank  auf  Streichung  der  zu 
viel  belasteten  Summe.  Die  Forderung  des  Ausstellers  wurde 
als  berechtigt  anerkannt,  und  zwar  motivierte  der  Richter  sein 
Urteil  wie  folgt:  „I  am  of  opinion  that  the  plaintiffs  are 
entitled  to  recover.  Bankers  can  only  charge  their  customers 
with  sums  of  money  paid  pursuant  to  order.  Here,  unfortu- 
nately,  the  bankers  have  paid  more  than  the  order  authorized 

*)  Siehe  hierüber:  Kuhienbeck  a.  a.  ().  p.  127  ff.  Cohn  Bd.  XII. 
p.   123.   124.     Fick  a.  a.  O.  p.  438. 

»j  Abgedruckt  bei:  Kuhlenbeck  a.a.O.  p.  129  und  Obst:  Theorie 
p.  94,  95. 
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them  to  do,  for  by  that  they  were  directed  to  pay  us  more 
than  3  £.  1  have  no  doubt  tbe  bankers  caimot  charge  their 
customere  beyond  that  6um.  The  plaintifls  are  therefore 
entitled  to  the  judgement  of  the  Court  for  tbe  excess."1) 


Einen  Beweis  dafür,  daß  in  England  den  Schaden  der 
Bezogene  zu  tragen  hat,  der  einen  Scheck  einlöst  „under 
circumstances  which  are  evidently  suspicions",  bietet  folgen- 
der Fall:2) 

Die  Firma  Robert  Sholly  hatte  am  20.  September  1869 
zur  Zahlung  einer  Schuld  bei  Hrs.  Miller  &  Co  folgenden 
Scheck  auf  die  beklagte  Bank  gezogen: 

Mrs.  Ramsbottom,  Neuraann  &  Co. 

London,  20.  September  1869. 

Pay  tho  Mrs.  Miller  &  Co.  or  bearer  three  hundred 

and  sixty  six  pounds.     £  360. 

Robert  Sholly. 

Die  Summe  erwies  sich  als  unrichtig,  weshalb  Sholly 
den  Scheck  sofort  in  vier  Stücke  riß,  die  er  fortwarf  und 
einen  neuen  Scheck  auf  366  £  ausfüllte.  Dieser  wurde 
ordnungsmäßig  noch  an  demselben  Tage  bei  der  Bank  präsentiert 
und  eingelöst.  Am  Montag,  den  25.  September  1869,  wurde 
aber  auch  der  erste,  zerrissene  Scheck,  den  ein  Unbekannter 
gefunden  und  wieder  geklebt  hatte,  von  diesem  auf  der  Bank 
präsentiert.  Die  Risse  waren  sichtbar  und  die  Oberfläche 
schmutzig.    Trotzdem  zahlte  der  Kassierer  ohne  weiteres  auch 

')  Dio  bei  Kuhlenbeck  abgedruckte  Begründung:  „The  banker  as 
the  depositary  of  the  customera  money  is  bound  to  pay  from  time  to  titne 
such  sums  as  the  latter  may  order.  If  unfortunately  he  pays  money 
belonging  to  the  customer  npon  an  order  which  is  non  genuine,  he  must 
suffer;  and  to  justify  the  payment  he  must  show  that  the  order  is  genuine, 
not  in  signature  only,  bat  in  evcry  respect.  This  was  not  a  genuine  order; 
for  the  customer  never  ordered  the  payment  of  the  money  mentioned  in 
the  cheque." 

*)  Abgedruckt  bei  Kuhlenbeck  a.  a  0.  p.  136 ff.  Obst:  Theorie  p. 95. 
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diesen  Scheck.  Im  Prozesse  handelte  es  sich  nun  um  die 
Anerkennung  der  Belastung  im  Konto  des  Kunden.  Das 
Gericht  verurteilte  die  Bank  dem  Klageantrage  entsprechend 
zur  Streichung  der  Belastung,  und  das  Urteil  wurde  begründet 
mit  dem  verdächtigen  Aussehen  des  Schecks. 


Kuhlenbeck  bringt  noch  verschiedene  Beispiele,  so  eins 
als  Beweis  dafür,  daß  die  englische  Rechtsprechung  es  für 
eine  Pflicht  der  Aussteller  hält,  den  Scheck  so  auszufertigen, 
daß  einer  betrügerischen  Änderung  möglichst  vorgebeugt  wird. 
Es  ist  dies  der  Fall:  Whitmore  und  Wilks. 

„Der  Beklagte  Wilks  war  Vorsteher  einer  Gesellschaft 
„for  lighting  and  paring  city  Lakes"  und  hatte  die  Amtsgeschäfte 
teilweise  durch  seinen  Clerk  Mi  Ine  verwalten  lassen,  der  sich 
verschiedene  Veruntreuungen  zu  schulden  kommen  ließ.  Es 
stellte  sich  heraus,  daß  die  Bank  mehrmals  Schecks  kassiert 
und  gezahlt  habe,  die  auf  weit  größere  Beträge  lauteten,  als 
in  Wirklichkeit  geschuldet  waren.  Diese  Schecks  hatte  Milne 
präsentiert.  Es  konnte  nicht  ermittelt  werden,  ob  Milne  diese 
Schecks  von  vornherein  auf  die  unrichtigen  größeren  Beträge 
ausgestellt  hatte  und  die  Trustees  der  Gesellschaft  dies  über- 
sehen hatten,  oder  aber  ob  er  sie  zunächst,  um  die  erforderlichen 
Unterschriften  zu  erhalten,  richtig,  indessen  so  ausgefüllt  hatte, 
daß  er  die  größeren  Beträge  nach  der  Unterzeichnung  hinzu- 
schreiben konnte;  z.  B.  einen  Scheck  auf  50  £  so,  daß  er  ihn 
später  auf  £  500  abzuändern  imstande  war.  Wahrscheinlicher 
erschien  das  letztere.  Lord  Tenderdon,  der  den  Fall  entschied, 
erklärte:  „Der  Verlust  kann  auf  zweierlei  Weise  entstanden 
sein;  entweder  hat  Milne  die  Schecks  von  vornherein  mit  den 
größeren  Summen  ausgefüllt,  dann  trifft  die  Trustees  die  Schuld, 
weil  sie  die  Schulden,  zu  deren  Deckung  die  Schecks  aus- 
gestellt worden  sind,  und  mithin  die  Summen,  auf  welche  die 
Schecks  zu  lauten  hatten,  kannten  oder  kennen  mußten,  oder 
aber  Milne  hatte  ihnen  die  Schecks  mit  den  richtigen  Beträgen 
vorgelegt,  aber  in  solcher  Form,  daß  leicht  Worte  dazwischen 
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geschrieben  werden  konnten,  dann  hätten  die  Trustees  als 
„men  of  business"  bei  der  Zeichnung  die  offenen  Stellen  aus- 
füllen sollen,  um  etwaigen  Fälschungen  vorzubeugen.  Dies 
haben  sie,  wenn  die  Schecks  ursprünglich  richtig  waren,  fahr- 
lässigerweise unterlassen  und  so  die  Betrügereien  ermöglicht 
In  beiden  Fällen  ist  der  Verlust  auf  ihr  Verschulden  zurück- 
zuführen,  und  die  beklagte  Bank  könnte  demnach  unmöglich 
mit  den  Folgen  des  Verlustes  belastet  werden." 

Aus  dem  Bereich  der  deutschen  Rechtsprechung  bringt 
Euhlenbeck  den  Fall:  Esch  c.  Osnabrücker  Bank,1)  den  wir 
in  dem  von  Obst3)  mitgeteilten  Auszug  nachstehend  wieder- 
geben: 

Der  Kaufmann  Esch  in  Osnabrück  stand  mit  der  Osna- 
brücker Bank  in  Scheckverbindung  nach  Maßgabe  der  von  der 
Bank  aufgestellten  Bedingungen.  Diese  gestatteten  dem  Konto- 
inhaber, über  sein  bei  der  Bank  eingezahltes  Guthaben  in 
beliebigen  Beträgen  jederzeit  dadurch  zu  verfügen,  daß  er  eins 
der  ihm  ausgehändigten  Scheckformulare  mit  seiner  Unterschrift 
versah  und  das  Formular  nach  Ausfüllung  dor  abzuhebenden 
Summe  oder  auch  als  Blankett,  indem  er  die  Summenausfüllung 
dem  Inhaber  anheimstellte,  in  Verkehr  gab.  Auf  der  Außen- 
seite des  Scheckbuches  stand  die  Aufforderung:  „Man  wolle 
zur  Verhütung  von  Fälschungen  dieses  Quittungsbuch  unter 
Verschluß  halten  und  einen  etwaigen  Verlust  sofort  bei  uns 
anzeigen."  Die  Abhebungen  erfolgten  gewöhnlich  durch  den 
klägerischen  Lehrling  Kahe  mittels  Überbringerschecks. 

Am  16  November  1885  hatte  der  bereits  am  13.  des- 
selben Monats  vom  Kläger  entlassene  Lehrling  einen  Scheck 
von  550  Mark,  welcher  mit  der  gefälschten  Unterschrift  des 
Klägers  versehen  war  —  das  Formularheft  hatte  er  aus  dem 
unverschlossenen  Pult  des  Klägers  entwendet  —  bei  der 
Osnabrücker  Bank  präsentiert  und  ausgezahlt  erhalten.  Am 
17.  November  hat  Kläger  der  Bank  von  dem  Verluste  des 
Scheckbuches  Anzeige  gemacht  und  auch   im  Laufe  des  Ge- 

l)  a.  a.  0.  p.  192—213. 

*)  Theorie  a.  a.  O.  p.  90—98. 
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spräches  mitgeteilt,  daß  er  seinen  Lehrling  Rahe  entlassen 
habe.  Dabei  trat  die  Fälschung  des  Schecks  zu  Tage.  Kläger 
machte  geltend,  daß  der  Schaden  von  der  Bank  zu  tragen  sei 
und  beantragte,  daß  die  auf  Konto  belasteten  550  Mark  ihm 
wieder  gutgeschrieben  würden. 

Die  Klage  wurde  vom  Landgericht  in  Osnabrück  abge- 
wiesen. In  der  Begründung  heißt  es  ,,zu  beachten  ist,  daß 
dem  Kläger  auch  die  Befugnis  eingeräumt  war,  mittelst  Schecks 
über  sein  Guthaben  zu  disponieren,  die  Beklagte  also  sich 
verpflichtet  hatte,  in  Form  von  Schecks  ihr  zugehende  Auf- 
träge zur  Zahlung  auszuführen.  In  dieser  letzteren  Beziehung 
empfing  das  Vertragsverhältnis  der  Parteien  seinen  Inhalt  nicht 
nur  durch  die  zwischen  den  Parteien  getroffenen  Vereinbarungen, 
sondern  auch  durch  dasjenige,  was  der  Natur  des  Verhältnisses 
als  Anforderung  der  bona  fides  sich  darstellte.  Wenn  nun 
nach  den  Vertragsbedingungen  —  offensichtlich,  um  eine  Kautel 
gegen  Fälschungen  zu  schaffen  —  zur  Ausstellung  der  Schecks 
nur  die  von  der  Beklagten  zur  Verfügung  gestellten  Formulare 
benutzt  werden  sollten,  der  Wert  jener  Kautel  aber  dadurch 
bedingt  war,  daß  die  Formulare  nicht  in  die  Hände  Unbefugter 
gelangen  konnten,  und  wenn  außerdem  durch  einen  Vermerk 
auf  dem  Umschlage  des  dem  Kläger  eingehändigten  Formular- 
heftes auf  die  Gefahr  eines  Mißbrauches  der  Formulare  und 
die  Notwendigkeit,  dieselben  unter  Verschluß  zu  halten,  hin- 
gewiesen war,  so  ergab  sich  daraus  von  selbst  die  durch  Treu 
und  Glauben  gebotene  Pflicht  des  Klägers,  mit  der  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmanns  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  daß 
ein  solcher  Mißbrauch  sich  nicht  ereignete.  Dieser  Pflicht  hat 
Kläger  zuwidergehandelt1* 

Die  Replik  des  Klägers,  daß  der  Kassierer  der  Beklagten 
schuldhaft  gehandelt,  weil  er  es  unterlassen,  die  Unterschrift 
des  gefälschten  Schecks  mit  einer  echten  Unterschrift  des 
Klägers  zu  vergleichen,  ist  unbegründet.  Denn  selbst,  wenn 
man  eine  Unvorsichtigkeit  des  Kassierers  als  ein  von  der 
Beklagten  zu  vertretendes  Verschulden  ansehen  wollte,  so  kann 
doch   ein    Verschulden  in  der    Unterlassung   einer  Schriftver- 
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gleichung  an  sich  nicht  befunden  werden.  Ein  Verschulden 
würde  darin  nur  dann  liegen,  wenn  die  Beschaffenheit  der 
gefälschten  Unterschrift  Zweifel  an  ihrer  Echtheit  erwecken 
mußte.  In  dieser  Richtung  aber  hat  der  Kläger  keine  Be- 
hauptungen aufgestellt." 


Wir  schließen  mit  diesem  Fall  die  Reihe  der  diesen 
Punkt  illustrierenden  Beispiele. 

Die  Krage,  wer  den  Schaden  zu  tragen  habe,  ist  noch 
sehr  kontrovers.  Die  Rechtsprechung  der  einzelnen  Länder 
weicht  wesentlich  von  einander  ab. 

Wir  lesen,  daß  bei  der  Beratung  des  österreichischen 
Entwurfes  die  wenigsten  die  Frage  im  Gesetz  entschieden 
wünschten.  Da  können  wir  Cohn1)  nur  beipflichten,  wenn  er 
erklärt,  daß  das  Interesse  der  Rechtssicherheit  hier  energisch 
eine  gesetzliche  Entscheidung  erheischt,  denn  langwierige, 
kostspielige,  zweifelhafte  Prozesse  würden  anderenfalls  nicht 
ausbleiben." 2) 

Klagen. 

Die  dritte  Frage,  die  wir  in  Kürze  besonders  betrachten 
wollen,  ist  die  nach  den  außer  dem  Regreß  statthaften  Klagen. 

Wie  wir  schon  gestreift  haben,  steht  dem  Schecknehmer, 
um  zu  seinem  Recht  zu  gelangen,  noch  ein  anderer  Weg  offen. 
Es  ist  dies  die  Klage  aus  dem  unterliegenden  Rechtsverhältnis. 
Der  Inhaher  hat  den  Scheck  präsentiert,  Einlösung  ist  aber 
nicht  erfolgt,  sodaß  die  Forderung  noch  weiter  besteht  und 
der  Inhaber    eine  Klage    gegen    den  Aussteller   anzustrengen 


')  Bd.  XII.  p.  125 

*)  Vgl.  zu  dieser  Frage:  Erlanger:  Bank- Archiv.  III.  Jahrgg. 
p.  57  ff.  Berger:  Katechismus  d.  Girowesens.  Leipz.  81.  p.  105  ff. 
Thorwart:  a.  a.  0.  p.  35.  36.  Fick:  a.  a.  0.  p.  435  ff.  Hammersohl ag: 
Der  Scheckgesetzentw.    Wien  180G.    pag.  35  IT. 
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berechtigt   ist     Diese   Klage   nennt  man  Bereicherangsklage. 
Wir  lesen  bei  Fick:1) 

Olivier  hat  in  seiner  Rede  vor  der  Kammer  den  Vorgang 
sehr  hübsch  charakterisiert: 

Sie  geben  mir  einen  Scheck  aus  irgend  welchem  Gründe. 
Wenn  nun  keine  Deckung  geleistet  war  oder  wegen  Einspruchs 
der  Gläubiger  des  Ausstellers  gegen  Verwendung  derselben 
die  Deckung  verloren  ging,  so  ist  es  genau  so,  wie  wenn  ich 
falsche  Geldstücke  erhalten  hätte.  Ich  komme  zu  dem  zurück, 
der  mir  den  Scheck  gegeben  hatte,  und  sage  ihm:  „Sie  haben 
mich  schlecht  bezahlt,  zahlen  Sie  mich  jetzt  gut"  Der  Scheck 
konnte  das  Auslöschen  des  Guthabens  nicht  bewirken;  ich 
komme  zurück  und  erhebe  den  Anspruch  auf  Grund  meines 
ursprünglichen  Rechtes. 

Ähnlich  heißt  es  auch  in  den  Motiven  zum  österreichischen 
Entwurf:  Die  Versäumung  der  Präsentationsfrist  zerstört  den 
Regreßanspruch  gegen  den  Aussteller,  ohne  daß  letzterer  da- 
durch schlechthin  haftungsfrei  werden  darf.  Zu  diesem  Satze 
bekennen  sich  ziemlich  alle  Schecktheorieen,  so  verschieden 
sie  im  übrigen  den  Rechtsgrund  dieser  überdauernden  Haftung 
und  ihren  Inhalt  auffassen.  Es  ist  das  ebensowohl  eine  Forderung 
des  praktischen  Verkehrs  wie  der  Gerechtigkeit,  mit  der  sich 
deshalb  jede  Theorie,  um  lebensfähig  zu  sein,  abfinden  muß. 
Man  kleidet  sie  zu  dem  Zwecke  oft  in  die  Form  einer  juristischen 
Folgerung,  aber  in  Wahrheit  ist  es  ein  in  der  Natur  der 
bestimmten  geschäftlichen  Transaktion  gelegener  und  mit  ihr 
von  selbst  gegebener  Gedanke,  schon  vor  aller  wissenschaft- 
lichen Konstruktion  vorhanden. 

Der  Bereicherungsanspruch  hat  nun  verschiedene  Regelung 
gefunden.  In  Österreich  geht  er  gegen  Aussteller  und  Indos- 
santen, nach  dem  deutschen  Entwurf  nur  gegen  den   ersteren. 

Nach  Birnbaums2)  Ausführungen  steht  die  Bereicherungs- 
klage dem  Schecknehmer  zu  gegen  denjenigen,  von  dem  er 
den  Scheck  zwecks  Zahlung  erhalten  hat;  ob  dieser  Aussteller. 

l)  a.  a.  0.  p.  430. 
»)  Über  Soh.  p.  16  ff. 
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Indossant  oder  bloßer  Zwischeninhaber  ist,  sei  völlig  gleich. 

Denn    der  Anspruch   gründe   sich   ja  nicht  auf  den  Scheck. 

■  Andererseits   aber   stehe  der  Anspruch  dem  Inhaber  nur  zu 

i  gegen  seinen   unmittelbaren  Vormann,  mit   dem  er  in  einem 

obligatorischen  Verhältnis  stehe,  nicht  gegen  einen  anderen 
Vormann.  (Dies  ist  der  Gegensatz  zum  Regreß).  Der  Schuldner 
seinerseits  hat  nun  aber  das  Recht,  falls  er  durch  die  Ver- 
säumung der  rechtzeitigen  Präsentation  Schaden  erlitten  hat 
—  denn  die  Klage  ist  unabhängig  von  Präsentationsfrist  und 
!  Präsentationspflicht   —    eine   Gegenforderung   auf  Ersatz    des 

Schadens  geltend  zu  machen.  So  sieht  der  österreichische 
Entwurf  für  die  Berechnung  der  Bereicherung  eine  Norm  vor, 
wobei  der  Verlust  berücksichtigt  werden  soll,  den  der  Aussteller 
hinsichtlich  des  evt.  aus  der  unterbliebenen  Präsentation  resul- 
tierenden Schadens  erlitten  hat.1) 

Außer  der  Bereicherungsklage  kann  noch  eine  Schadens- 
klage erhoben  werden,  und  zwar  gegen  den  Aussteller,  wenn 
dieser  sich  eine  Rechtswidrigkeit  hat  zu  Schulden  kommen 
lassen.  Als  solche  empfindet  der  österr.  Entwurf  jede  Aus- 
stellung ohne  hinreichende  Deckung,  während  der  deutsche 
außer  diesem  Moment  noch  das  Wissen  oder  Wissenmüssen 
von  der  Unzulänglichkeit  des  Guthabens  heranzieht 

Im  schweizerischen  Recht  haben  wir  ferner  nun  noch 
außerdem  eine  weitgehende  Schadensersatzpflicht 

Literatur  und  Recht  sind  natürlich  über  alle  diese  Punkte 
sehr  verschiedener  Meinung;  und  es  kann  deshalb  nicht  oft 
genug  der  Wunsch  nach  einheitlich  gesetzlicher  Regelung 
geäussert  werden. 

Wir  schließen  diesen  Teil  mit  einem  Wort  unsere  Reichs- 
bankpräsidenten, das  dieser  am  Ende  eines  seiner  Vorträge 
gebrauchte:  „Obgleich  ich  nur  einige  Hauptpunkte  kurz  hervor- 
gehoben habe,  so  worden  Sie  mit  mir  doch  der  Überzeugung 
sein,  daß  für  ein  deutsches  Scheckgesetz  reicher  Stoff  vor- 
handen ist," 

l)  Cohn  Bd.  XII.  p.  116  —  auch  für  das  folgende.  — 


Lebenslauf. 


Geboren  am  13.  Oktober  1880  zu  Magdeburg,  kam  ich 
nach  im  März  1899  bestandener  Reifeprüfung  in  das  Bankbaus 
Magdeburger  Bank -Verein,  woselbst  ich  bis  zum  1.  Oktober 
1902  tätig  war. 

Mit  Beginn  des  Wintersemesters  1902/03  ging  ich  nach 
Halle,  um  zur  weiteren  wissenschaftlichen  Ausbildung  mich 
dem  Studium  der  Staatswissenschaften  zu  widmen. 

Neben  meinen  nationalökonomischen  Studien  habe  ich 
auch  philosophischen,  historischen   und  juristischen  obgelegen 

Ich  besuchte  die  Vorlesungen,  Seminarien  und  Übungen 
folgender  Herren  Professoren  und  Dozenten: 

Brodnitz,  Conrad,  Eltzbacher,  Endemann, 
Friedberg,  Heldmann,  Hesse,  Lastig,  Loening, 
Rehme,  Biehl,  Schwarz,  Sommerlad,  Stammler, 
Uphues,  Vaihinger,  Waentig. 

Allen  diesen  meinen  Herren  Lehrern  sage  ich  meinen 
ehrerbietigsten  Dank;  vor  allem  aber  danke  ich  an  dieser 
Stelle  Herrn  Geheimrat  Conrad  von  ganzem  Herzen  für  die 
Anregung  zu  dieser  Arbeit  sowohl  als  auch  für  die  freundliche 
Anteilnahme  und  gütige  Unterstützung  bei  ihrer  Ausführung. 
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Beiträge  zur  Lehre  vom  Warenlombard 
mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Getreide- 
lombards. 

Lombard,  Lombardierung  oder  Lombardgeschäft  sind  Be- 
zeichnungen für  eine  Tätigkeit,  welche  fast  ausnahmslos  die 
Beleihnng  von  Faustpfändern  umfasst.  Ein  Gläubiger  überträgt 
in  einer  gegenwärtigen  Zeit  gegen  Hinterlegung  eines  solchen 
Pfandes  Güter  an  einen  Schuldner,  wofür  ihm  dieser  in  einer 
späteren,  zukünftigen  Zeit  die  Gegenleistung  zu  gewähren  hat, 
die  in  der  Regel  die  Leistung  des  Kreditors  um  einen  aus- 
bedungenen Betrag  für  Provision,  Zinsen  pp.  übersteigen  wird. 
Es  kommen  jedoch  auch  —  wie  wir  später  sehen  werden  — 
Beleihungsgeschäfte  vor,  bei  denen  der  Pfandgläubiger  nicht 
in  den  Besitz  der  verpfändeten  Sache  gelangt,  diese  vielmehr 
bei  dem  Entleiher  oder  aber  an  dritter  Stelle  verbleibt.  Bei 
dieser  Art  des  Lombards  sind  zur  Sicherung  des  Gläubigers 
gewisse  Kautelen  erforderlich. 

Der  Name  „Lombardgeschäft"  hat  seinen  Ursprung  von 
der  Lombardei;  lombardische  Kaufleute  betrieben  diese  Art 
von  Geschäften  zuerst  in  grösserem  Umfange  und  bankmässig 
und  verbreiteten  sie  in  anderen  Gegenden.  Ausserhalb  Deutsch- 
lands ist  diese  Bezeichnung  ungebräuchlich.  Es  kommen 
dafür  die  Ausdrücke  vor:  „Vorschussgeschäfte,  advances, 
avances." 

Von  dem  eigentlichen  bankmässig  betriebenen  Lombard- 
geschäft unterscheidet  sich  die  Tätigkeit,  welche  Pfandleih- 
institute, Leihhäuser,  Pfandämter,  montes  pietatis,  monts  de 
pi&6  ausüben,  nur  dadurch,  dass  hier  der  Umfang  der 
Geschäfte  begrenzter  ist.  Juristisch  und  technisch  ist  ihre 
Tätigkeit  dieselbe  wie  bei  den  Lombardbanken.  Sie  können 
dem  einzelnen  gegen  Hinterlegung  von  Brauchbarkeiten  durch 
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Gewährung  von  Darlehen  über  schwierige  Lagen  hinweghelfen. 
Solche  Institute  haben  bereits  im  Mittelalter  bestanden. 
(Perugia  1464,  Nürnberg  1498).  Sie  sind  als  die  Vorläufer 
der  grossen  Lombardbanken  zu  betrachten,  obwohl  sich  diese 
nicht  direkt  aus  ihnen  entwickelt  haben. 

Mit  der  Aenderung  der  Formen  und  Bedingungen  des 
Verkehrs  wurde  von  Interessenten  des  Handels  und  der 
Industrie  das  Bedürfnis  nach  Kredit-Instituten  grösseren  Um- 
fanges  immer  lebhafter  empfunden.  So  konnte  die  gewaltige 
Entwickelung  der  Banken  in  wechselseitiger  Beziehung  mit 
derjenigen  von  Handel  und  Gewerbe  vor  sich  gehen.  Sie 
wurde  gefördert  durch  die  Ausbildung  von  Verkehrs- 
instrumenten mannigfachster  Art,  wie  Wechsel,  Banknoten, 
Lagerscheine,  Warrants,  Konnossemente  und  von  anderen 
Papieren,  welche  Forderungen  enthalten;  ferner  durch  die 
Aenderung  der  Verkehrsformen,  so  dass  jene  Phase  erreicht 
worden  ist,  welche  man  als  „Kreditwirtschaft"  bezeichnen 
kann.  Wenngleich  auch  die  Naturalwirtschaft  und  die  Geld- 
wirtschaft daneben  fortbestehen,  so  treten  sie  doch  gegenüber 
der  Kreditwirtschaft  mehr  in  den  Hintergrund.  So  liegt  in 
der  Kreditwirtschaft  das  Fundament,  auf  welchem  sich  das 
ganze  moderne  Bankwesen  aufbaut.  Sie  kommt  namentlich 
zum  Ausdruck  in  dem  Diskontgeschäft  d.  h.  in  der  Dis- 
kontierung von  Wechseln  und  in  dem  Lombardgeschäft,  den 
beiden  ältesten,  wichtigsten  und  anfänglich  fast  alleinigen 
Aktivgeschäften  der  Kredit  -  Banken.  Unserer  Aufgabe  ent- 
sprechend wenden  wir  uns  der  Untersuchung  des  Lombard- 
geschäftes zu. 

Während  früher  der  Gläubiger  dem  Schuldner  das  Geld 
im  allgemeinen  aus  eigenen  Mitteln  vorzustrecken  pflegte,  ist 
heute  der  Gläubiger  —  in  der  Regel  die  Kreditbank  —  viel- 
fach nur  die  vermittelnde  Station,  welche  das  Geld  von  einer 
Stelle,  an  der  es  zur  Zeit  nicht  verwendbar  ist,  an  die  andere 
Stelle  überträgt,  die  Bedarf  hat  und  die  mit  ihm  dem  Wirtschafts- 
leben neue  Kraft  zuführen  kann.  Darin  liegt  die  eminente 
Bedeutung  der  Kreditbanken,  dass  sie  die  grossen,  aber  auch 
die  kleinen  Beträge,  die  dem  einzelnen  ihrer  Kunden  —  wenn 
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auch  nnr  vorübergehend  —  •  zur  Verfügung  stehen,  bei  sich 
aufnehmen  können,  um  sie  in  beliebigen  Beträgen  wieder  ab- 
zuführen. 

So  sind  sie  in  der  Lage,  durch  Lombardkredit  der  Volks- 
wirtschaft grossen  Nutzen  zu  bringen.  Andererseits  darf  der 
Schaden  nicht  übersehen  werden,  den  ein  solcher  Kredit,  sofern 
er  unrechtmässig  gewährt  wird,  anrichten  kann.  Eine  der 
vornehmsten  Aufgaben  der  Kreditbanken  ist  d;V  e- 
den  Lombardkredit,  sofern  er  berechtigt  .i*t,  zv.  ^n**'" 
dererseits  unberechtigten  energisch  zu  unteidiückr:. 
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Wir  können  die  Lombarddarlehen  nach  der  Gattung  der 
für  die  Darlehen  gestellten  Unterpfänder  unterscheiden.  Für 
die  einzelnen  Darlehnsgattungen  kommen  dann  in  Betracht 
die  Sicherheit  des  Pfandes  und  die  leichte  Realisierbarkeit 
desselben.  Aber  auch  die  volkswirtschaftliche  Erspriesslichkeit 
des  Darlehns  ist  in  Betracht  zu  ziehen. 

Lombardiert  werden: 

1.  Gold  u.  Silber,  Schmuck  und  Geräte  daraus.  Man 
nennt  diese  Art  von  Lombard  Edelmetall-Lombard. 

Die  Bedeutung  des  Edelmetall-Lombards,  der  vom  volks- 
wirtschaftlichen Standpunkt  aus  durchaus  unbedenklich  er- 
scheint, ist  äusserst  gering.  Denn  derjenige,  welcher  Edelmetall 
besitzt,  wird  dies  nur  dann  lombardieren,  wenn  ihn  die  Form 
des  Metalls  dazu  zwingt.  Bei  der  Reichsbank  ist  der  Edel- 
metall-Lombard-Verkehr von  ganz  untergeordneter  Bedeutung. 
Die  ausgeliehenen  Beträge  waren  fast  stets  nur  wenige 
Tausend  Mark,  meist  von  Juwelieren  auf  Barren  oder  von 
Münzensammlern  auf  seltene  Münzen  entnommen. 

2.  Wertpapiere. 

Eine  zweite  ungleich  wichtigere  Art  von  Lombard  ist  der 
Wertpapierlombard.    Als  Wertpapiere  kommen  in  Betracht: 

a)  Wechsel. 

Wechsellombard  ist  nicht  allzu  häufig.  Wechsel  werden 
fast  stets  nur  dann  lombardiert  und  nicht  diskontiert,  wenn  es  sich 
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am  Darlehen  auf  kurze  Zeit  handelt  oder  um  Darlehen, 
deren  Rückzahlung  jeder  Zeit  frei  stehen  soll. 

b)  Effekten. 

Von  grosser  Bedeutung  ist  der  Effektenlombard.  Als 
Unterlage  können  alle  Arten  von  Effekten  dienen.  Doch  ist 
hier  eine  gewisse  Differenzierung  in  Bezug  auf  die  Art  der 
zu  hinterlegenden  Effekten  vorhanden.  Einheimische  Fonds 
werden  höher  beliehen  als  auswärtige.  Industrielle  Werte 
sind  vielfach  von  der  Beleihung  ausgeschlossen  oder  werden 
doch  nur  in  massiger  Höhe  beliehen. 

8.  Waren. 

Der  Warenlombard  bietet  hinsichtlich  seiner  Technik 
manche  Schwierigkeiten.  Beliehen  werden  alle  Waren,  die 
nicht  durch  schnelles  Verderben  oder  zu  grosse  Feuer- 
gefährlichkeit von  vorn  herein  ausgeschlossen  sind.  Waren  der 
Textilbranche,  Holz,  Leder,  Wein,  Kaffee,  Zucker,  Tabak, 
Petroleum,  Agrarprodukte  wie  Spiritus  und  Getreide  und 
andere  Waren  kommen  in  Betracht. 

Den  Edelmetall-  und  Wechsellombard  können  wir  von 
unseren  weiteren  Untersuchungen  ausschliessen.  Der  erstere 
ist  seiner  geringen  Ausdehnung  und  Eigenart  wegen  nicht 
wichtig  genug,  um  volkswirtschaftlich  in  das  Gewicht  zu 
fallen;  der  zweite  ist  ebenfalls  nur  von  geringer  Bedeutung. 
Ausserdem  findet  eine  Lombardierung  von  Wechseln  von 
Seiten  der  Banken  —  der  Praxis  der  Reichsbank  ent- 
sprechend —  gewöhnlich  nur  in  solchen  Fällen  statt,  in 
denen  auch  die  Diskontierung  erfolgen  könnte.  Während 
eines  Zeitraums  von  25  Jahren  hat  der  durchschnittliche 
Anteil  des  Bestandes  der  lombardierten  Wechsel  an  dem  ge- 
samten Lombardbestand  der  Reichsbank  im  Durchschnitt  noch 
nicht  8  %  betragen. 


Als  eine  auffällige  Erscheinung  könnte  die  Tatsache 
gelten,  dass  Lombarddarlehen  bei  den  Notenbanken  nicht  oder 
doch  nur  in  beschränktem  Masse  als  Notendeckung  gelten. 
Unsere  erste  und  grösste  deutsche  Notenbank,  die  Reichsbank, 
hat  statutengemäss  die  Lombarddarlehen  für  die  Notendeckung 
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unberücksichtigt  zu  lassen.  Während  angekaufte  Wechsel  in 
diesem  Sinne  als  vollwertig  angesehen  werden,  ist  dies  bei 
Lombarddarlehen  nicht  der  Fall.  Man  sollte  nun  meinen,  dass 
das  Pfand,  das  nur  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  beliehen,  sich 
im  Gewahrsam  der  Bank  befindet  oder  sonst  sicher  gestellt 
ist,  eine  sicherere  Gewähr  bieten  sollte,  als  der  angekaufte 
Wechsel.  Doch  liegt  ein  bedeutender  Unterschied,  ganz  ab- 
gesehen von  dem  Umstand,  dass  der  geübte  Bankpraktiker 
den  inneren  Wert  eines  Wechsels  unschwer  erkennen  wird, 
schon  darin,  dass  sorgfältig  ausgewählte  Wechsel  viel  leichter 
zirkulieren  können.  Die  Bank  hat  also  die  Möglichkeit,  an- 
gekaufte Wechsel  vor  Verfall  weiter  zu  begeben.  Die  Anlage 
in  Wechseln  ist  flüssiger,  als  diejenige  in  Lombards.  Denn 
diese  liegen  bis  zur  Fälligkeit  fest  und  die  Bank  muss  unter 
allen  Umständen  auf  das  in  ihnen  angelegte  Geld  bis  zum 
Rückzahlungstermin  verzichten.  Es  kann  sogar  der  Fall  ein- 
treten, dass  Lombarddarlehen  bei  einer  ungünstigen  Konjunktur 
nicht  zurückgezahlt  werden.  Der  sofortige  zwangsweise 
Verkauf  der  Effekten  könnte  vielleicht  im  Hinblick  auf  die 
ohnehin  sinkenden  Preise  untunlich  erscheinen.  So  könnte  in 
solchem  Fall,  wenn  auch  nicht  ein  Verlust,  so  doch  eine 
weitere  Festlegung  von  Kapital  eintreten. 

Und  doch  erscheint  der  völlige  Ausschluss  der  Lombard- 
Darlehen  von  der  Notendeckung  ungerechtfertigt.  Insbesondere 
wäre  gegen  die  Berücksichtigung  von  Lombards  auf  solche 
Effekten,  die  von  der  Reichsbank  mit  Vi  des  Kurswertes 
beliehen  werden,  bei  der  Notendeckung  nichts  einzuwenden. 
Namentlich  dürften  die  Lombards,  welche  auf  zinstragende 
Schuldverschreibungen  des  Deutschen  Reiches  oder  eines 
deutschen  Staates  entnommen  werden,  hierbei  den  Vorzug  ver- 
dienen. Die  besondere  Sicherheit  derartiger  Lombarddarlehen 
müsste  auch  äusserlich  darin  ihren  Ausdruck  finden,  dass  der  zu 
entrichtende  Zinssatz,  der  für  Lombarddarlehen  meist  höher  ist, 
als  der  Diskont  —  bei  der  Reichsbank  fast  stets  1  %  — 
niedriger  bemessen  würde.  Ein  derartiger  Vorzugssatz  bei 
der  Verpfändung  von  Reichsanleihe  und  deutschen  Staats- 
papieren hat  bei  der  Reichsbank  von  1884  bis  1897  bestanden. 


i 
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Die  Wiedereinführung  dieses  Vorzugssatzes  wäre  auch  zur 
Förderung  des  Marktes  der  einheimischen  Werte  durchaus 
erwünscht. 

Wenn  gesagt  wird1):  „Das  Lombarddarlehen  beruhe  nicht 
immer  und  unbedingt  auf  geschäftlicher  Grundlage,  wie  der 
Geschäftswechsel,  insbesondere  der  solide  Warenwechsel.  Es 
habe  vielmehr  oft  die  Bestimmung,  einen  vorübergehenden  Mangel 
an  Betriebsmitteln  zu  decken,  während  der  Gegenwert  des  Wechsels 
bei  regelmässigem  Verlauf  von  Produktion  und  Absatz  von  der 
Entstehung  an  bis  zur  Einlösung  vorhanden  sein  müsse,  sei 
es  als  Substanz  der  Ware,  oder  falls  diese  verkauft  ist,  als 
Erlös",  so  muss  demgegenüber  doch  hervorgehoben  werden, 
dass  auch  die  Wechsel  oft  die  Bestimmung  haben,  einen 
vorübergehenden  Mangel  an  Betriebsmitteln  zu  decken. 

An  sicheren  Merkmalen,  ob  die  Aufnahme  eines  Dar- 
lehns  durch  Lombard  berechtigt  sei,  fehlt  es  in  vielen  Fällen. 
Vor  allem  ist  die  Sicherheit  des  Entleihers  häufig  schwer  zu 
beurteilen.  Wenn  diese  auch  erst  in  zweiter  Linie  in  Frage 
kommt,  so  ist  sie  doch  für  die  Sicherheit  und  leichte  Realisier- 
barkeit des  Pfandes  wichtig.  Hier  würde  noch  die  Forderung 
aufzustellen  sein,  dass  die  Kreditbanken,  welche  sich  mit  der 
Hergabe  von  Lombard-Darlehen  befassen  —  auch  wenn  die 
Sicherheit  des  Pfandes  an  sich  noch  so  gross  sein  sollte  — 
sich  über  die  Kreditfähigkeit  der  Entleiher  eingehend  zu  in- 
formieren haben.  Es  würde  dann  häufig  die  Hingabe  von 
Darlehen  an  Entleiher,  welche  kurz  vor  dem  Zusammenbruch 
betrügerischer  Weise  auf  fremde  ihnen  anvertraute  Depositen 
Gelder  aufnehmen  wollen,  vermieden  werden  können. 

Für  den  Darleiher  kann  es  nicht  gleichgültig  sein,  ob  er 
mit  seinem  Darlehn  dazu  beiträgt,  in  berechtigter  Weise  zu 
helfen  oder  aber  indirekt  zum  Schaden  dritter  Beihülfe  zu 
leisten.  Häufig  genug  ist  es  in  den  letzten  Jahren,  ja  noch 
in  jüngster  Zeit  vorgekommen,  dass  Privatbankiers,  deren 
Spekulationen  fehlgeschlagen  waren,  sich  in  der  höchsten  Not 
dazu  verleiten   Hessen,   die  ihnen   anvertrauten  Depots  ihrer 


')  vergl.  „Die  Reichsbank  1876-1900."  Seite  105. 
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Kunden  zu  lombardieren.  Die  erhaltenen  Gelder  wurden  dann 
dazu  benutzt,  neue  waghalsige  Spekulationen  einzugehen,  in 
der  Hoffnung,  die  gehabten  Verluste  wieder  einbringen  zu 
können.  Misslangen  auch  diese,  so  waren  die  verpfändeten 
Depots  für  ihren  eigentlichen  Eigentümer  verloren.  Denn,  da 
das  Darlehn  nicht  zurückgezahlt  werden  konnte,  so  verkaufte 
die  Kreditbank,  welcher  ihren  Bedingungen  gemäss  das  Recht 
zußteht,  sich  aus  dem  Unterpfand  hinsichtlich  aller  ihrer  An- 
spräche  schadlos  zu  halten,  die  verpfändeten  Effekten. 

Für  die  Kelchsbank  kommen  hier  die  Bestimmungen  des 
Bankgesetzes  vom  14.  März  1875  §  20  in  Betracht: 

„Wenn  der  Schuldner  eines  im  Lombardverkehr  gewährten 
Darlehns  im  Verzuge  ist,  ist  die  Keichsbank  berechtigt,  ohne 
gerichtliche  Ermächtigung  oder  Mitwirkung  das  bestellte  Faust- 
pfand durch  einen  ihrer  Beamten  oder  durch  einen  zu  Ver- 
steigerungen befugten  Beamten  öffentlich  verkaufen,  oder,  wenn 
der  verpfändete  Gegenstand  einen  Börsenpreis  oder  Marktpreis 
hat,  den  Verkauf  auch  nicht  öffentlich  durch  einen  ihrer  Beamten, 
oder  durch  einen  Handelsmakler,  oder,  in  Ermangelung  eines 
solchen,  durch  einen  zu  Versteigerungen  befugten  Beamten 
zum  laufenden  Preise  bewirken  zu  lassen,  und  sich  aus  dem 
Erlöse  wegen  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  bezahlt  zu  machen. 
Dieses  Becht  behält  die  Bank  auch  gegenüber  anderen  Gläubigern 
und  gegenüber  der  Konkursmasse  des  Schuldners."  Bei  anderen 
Banken  gelten  ähnliche  Bestimmungen. 

Ein  weiterer  grosser  Uebelstand  bei  dem  Effekten-  und 
Waren-Lombard  ist  der  Umstand,  dass  diese  Lombards  auch 
sonst  dazu  benutzt  werden  können,  übermässig  zu  spekulieren. 
So  könnte  z.  B.  jemand,  der  Effekten  im  Werte  von  ca. 
M.  100000,—  besitzt,  darauf  ca.  M.  80000,—  entleihen,  für 
dieses  Geld  wieder  Effekten  ankaufen,  auf  diese  wiederum  ca. 
M.  64000, —  aufnehmen  u.  s.  w.  Aehnliche  Geschäfte  sind 
namentlich  in  Zeiten  einer  starken  Hausse  häufig  genug  vor- 
gekommen und  haben  dazu  gedient,  die  Kurse  am  Ende  einer 
Spekulations  -  Periode  unberechtigter  Weise  hoch  zu  halten. 
Dass  dann  bei  einem  tatsächlich  eintretenden  Rückgang  der 
Kurse  der  Bückschlag  uro  so  empfindlicher  wirken  muss,  ist 
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augenscheinlich.  Denn  der  Darleiher,  der  sich  das  Recht 
vorbehalten  hat,  Nachschuss  oder  Verstärkung  des  Depots  zu 
fordern,  wird  diese  Forderung  jetzt  erheben.  Ist  der  Gläubiger 
nicht  im  Stande,  der  Forderung  nachzukommen,  so  wird  sein 
Depot  verkauft.  Treten  derartige  Verkäufe  in  grösserer  Zahl 
auf,  dann  kann  der  Markt  einen  Druck  erleiden,  der  in  letzter 
Linie  auf  das  unberechtigte  Gewähren  von  Lombard-Darlehen 
zurückzufahren  ist. 

Die  angeführten  Missstände  vermögen  indessen  nicht  dazu 
zu  führen,  die  Forderung  aufzustellen,  Lombard  -  Darlehen 
gänzlich  zu  verwerfen  oder  einseitig  zu  beschränken.  Knies 
ist  z.  B.  der  Ansicht1),  dass  von  Wertpapieren  industrielle 
Aktien  und  von  Waren  Luxuswaren  und  feinere  Fabrikate, 
also  solche  Waren,  die  keinen  sicheren  und  grossen  Markt 
haben,  von  der  Beleihung  auszuschliessen  seien.  Hiergegen 
ist  einzuwenden,  dass  manche  Fonds  viel  eher  von  der  Be- 
leihung auszuschliessen  wären,  als  gewisse  industrielle  Aktien. 
Es  gibt  industrielle  Aktien,  die  einen  bedeutend  grösseren 
inneren  Wert  haben,  als  manche  Fonds.  Es  kommt  also  nicht 
allein  auf  die  Gattung,  sondern  auch  auf  den  inneren  Wert 
des  einzelnen  Wertpapiers  an.  Die  Forderung  von  Knies  be- 
züglich der  Waren,  die  keinen  sicheren  und  grossen  Markt 
haben,  kann  man  dagegen  als  durchaus  zutreffend  anerkennen. 

Bei  Beobachtung  der  nötigen  Vorsicht  können  Lombard- 
Darlehen  volkswirtschaftlich  durchaus  erspriesslich  wirken. 
Der  Inhaber  von  Wertpapieren  und  Waren,  die  vorübergehend 
im  Preise  gesunken  sind,  kann  sich  auf  diese  Weise  notwendige 
Mittel  beschaffen,  ohne  zum  Verkauf  zu  jedem  Preise  gezwungen 
zu  sein.  Es  wird  freilich  auch  hier  eingewandt,  dass  besonders 
die  Beleihung  von  Waren  zum  Zweck  des  Aufhaltens  eines 
Preissturzes  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  ver- 
werflich sei.  Angebot  und  Nachfrage  dürften  auf  diese  Weise 
nicht  beeinflusst  werden.  Dem  Konsumenten  würde  dadurch 
ein  unberechtigt  hoher  Preis  abgefordert. 

Nun  könnte  allerdings  eine  zu  weit  ausgedehnte  Beleihung 


*)  Knies,  der  Credit.    (Geld  und  Credit,  2.  Abteilung.) 
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dazu  führen,  Waren  künstlich  vom  Markt  zurückzuhalten;  so 
könnte  der  Konsument  tatsächlich  geschädigt  werden.  Hier 
ist  die  Forderung  aufzustellen,  Lombards  so  zu  gewähren, 
dass  der  Preis  nicht  einseitig  beeinflusst,  sondern  reguliert 
werde.  In  vielen  Waren  z.  B.  in  Agrarprodukten  ist  der 
normale  Verlauf  der  Produktion  der,  dass  zu  einer  gewissen 
Zeit  des  Jahres,  wie  nach  der  Ernte,  ohne  irgendwelche  Re- 
gulierung ein  grosses  Angebot  stattfinden  würde,  während  zu 
einer  anderen  Zeit  des  Jahres  vielleicht  Mangel  herrscht. 
Im  ersten  Falle  würden  die  Preise  sinken,  im  zweiten  steigen. 
Die  Beleihung  der  Ware  kann  in  diesem  Fall  dazu  dienen, 
den  Preis  derselben  zu  regulieren  und  den  Erlös  der  Ware, 
welcher  ohne  Regulierung  zu  einem  grossen  Teil  dem  Zwischen- 
handel zufallen  würde,  voll  und  ganz  dem  Produzenten  zu- 
kommen zu  lassen. 

Die  Gewährung  von  Lombardkredit  im  vorliegenden  Falle 
kann  indessen  nicht  immer  verbürgt  werden.  Wie  man  bei  der 
Beleihung  von  Wertpapieren  in  gewissen  politisch  unruhigen 
Zeiten  eine  Beschränkung  eintreten  lassen  kann  —  es  sei  hier  an 
die  Authebung  der  Beleihung  russischer  Wertpapiere  seitens  der 
Reichsbank  im  Jahre  1889  erinnert  —  so  wird  man  auch  bei 
der  Beleihung  von  Waren  in  kritischen  Zeiten  besonders  vorsichtig 
sein  und  die  jeweilige  Konjunktur  in  Betracht  ziehen  müssen. 

Die  Interessen  des  Darleihers  und  des  Entleihers  sind 
hierbei  nicht  leicht  zu  vereinen.  Bei  den  starken  Schwankungen 
des  Pfandwerts,  mit  welchen  besonders  bei  Absatzstockungen 
gerechnet  werden  muss,  ist  eine  ein  für  alle  Mal  gültige  Re- 
gelung der  Beleihungsgrenze  für  Waren  nicht  möglich.  Der 
Darleiher  wird  Waren,  deren  Preise  sinkende  Tendenz  zeigen, 
gar  nicht  oder  nur  mit  äusserster  Vorsicht  beleihen  d.  h.  er 
wird  den  Prozentsatz  vom  Wertbetrage,  den  er  sonst  dem 
Entleiher  in  Abzug  brachte,  erhöhen,  er  wird  z.  B.,  wenn  er 
in  normalen  Zeiten  die  Waren  mit  einem  Kursabschläge  von 
20  bis  30  Prozent  angenommen  hat,  vielleicht  50  Prozent  oder  noch 
mehr  in  Abzug  bringen.  Ferner  werden  die  sonstigen  Be- 
dingungen, wie  Höhe  der  Zinsen  und  der  Provision  für  den 
Entleiher  ungünstiger  sein. 
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Dieser  kommt  dadurch  in  eine  überaus  schwierige  Lage. 
Er  will  sich  durch  das  Darlehn  auf  die  Waren  über  eine 
kritische  Zeit  hinweghelfen.  Ein  Verkauf  zu  einem  niedrigen 
Kurse  würde  ihm  grosse  Verluste  bringen  und  eventuell  weiter 
auf  den  Preis  drücken.  Er  muss  also  in  einem  Falle,  in  dem 
das  Darlehn  für  ihn  von  grösster  Wichtigkeit  wäre  und  in  dem 
es  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  gebilligt  werden 
muss,  ganz  auf  dasselbe  verzichten  oder  es  mit  grossen  Opfern 
erkaufen. 

Im  allgemeinen  wird  man  zu  dem  Schluss  kommen,  dass 
Lombarddarlehen  eine  wichtige  und  berechtigte  Bolle  im 
Wirtschaftsleben  spielen,  dass  ihr  Nutzen  den  Schaden,  den 
sie  anrichten  können,  überwiegt. 

Im  übrigen  scheint  nach  den  Erfahrungen  bei  der 
Reichsbank  festzustehen,  dass  die  Anlage  in  Lombards  bei 
Anwendung  der  nötigen  Vorsicht  für  den  Darleiher  rentabel 
und  sicher  ist. 

Die  Rentabilität  der  Lombardanlage  im  Vergleich  zur 
Anlage  in  Wechseln  betrug  bei  einem  Zinssatz,  der  den 
Diskont  fast  stets  um  ein  Prozent  überstieg,  bei  der  Reichsbank: 


Jahr 

Diskont 

Rentabilität  der 

Anlage  v.  Wechseln 

auf  das  Inland 

Lombard- 
Zinsfbas 

Vorzugs  «atz  bei 
Verpfändung  yon 
Reichsanleihe  und 

Staatspapieren 

RmUUUUt 

d.  Lombard- 

lalsf* 

1876/1880 
1881/1885 
1886/1890 
1891/1895 
1896/1900 

4,172% 
4,225  „ 

3,641  „ 

3,461  „ 

442     „ 

4,13  % 
4,01   „ 
3,3     ., 

8,16   .. 
4,34   „ 

6,15  % 
5,225   „ 
4,641   „ 
4,461   „ 
5,42     „ 

(4,559  70) 
(4.141   „) 
(3,961   „) 
(4  356   „) 

4254  "/, 

6,12  •/, 

5.11  „ 
4.49  „ 
4,16,, 
5.28,, 

1876-1900 

3,984  % 

3,8    % 

4,979  % 

4,80  % 

Wenn  auch  im  Vergleich  zu  den  Zinsen  von  angekauften 
Wechseln,  die  von  1876—1900  M.  470066778,04  oder  75,9  °/0 
der  Gesamteinnahme  betragen  haben,  die  Zinsen  von  Lombard- 
darlehen während  desselben  Zeitraums  nur  M.  84195475,41 
gleich  13,6  %  der  Gesamteinnahme  bilden,  so  müssen  dem- 
gegenüber die  überaus  geringen  Verluste  betont  werden,  welche 
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die  Beichsbank  im  Lombardverkehr  erlitten  hat,  im  Verhältnis 
wesentlich  geringer  als  im  Diskontverkehr. 

Die  Anlage  in  Wechseln  und  Lombard  -  Darlehen  nach 
fünfjährigem  Durchschnitt  kann  ans  folgender  Tabelle  er- 
sehen werden: 

Anlage  in  Wechseln:  Anlage  in  Lombards: 

1876—1880:     M.  356518000,—  M.     51434000,— 

1881—1885:      „    366955000,—  v      51843000,— 

1886—1890:      „    468214000,—  „      62488000,— 

1891—1895:      „    554142000,—  „      90938000,— 

1896-  1900:       „    724438000,—  „      94302000,— 

Summa   1876—1900:    M.  2465267000,—      M.  351005000,— 

Auf  die  Anlage  in  Wechseln  von  M.  2465267000,— 
sind  M.  3820078,61  verloren  gegangen  d.  h.  0,155%,  auf 
die  Anlage  in  Lombard  -  Darlehen  von  M.  351005000,—  nur 
M.  72119,95  =  0,0205%. 

Auf  je  M.  1000,—  des  gesamten  in  25  Jahren  aus  dem 
Lombardgeschäft  erzielten  Gewinnes  brauchten  nur  86  Pfennige 
oder  M.  2,96  von  jeder  Million  erteilter  Darlehen  als  Verlust 
abgschrieben  werden.  Gewiss  Gründe,  die  für  eine  wenn 
auch  beschränkte  Zulassung  der  Lombarddarlehen  zur  Noten- 
deckung sprechen,  Gründe  auch,  die  veranlassen  sollten,  Er- 
leichterungen im  Lombardverkehr,  wie  Berechnung  billigerer 
Zinssätze,  zur  Hebung  dieses  Verkehrs  herbeizuführen. 

Wenn  dagegen  gesagt  wird:1)  „Die  Notwendigkeit,  die 
Lombardforderungen  stets  in  den  durch  die  Vorsicht  gebotenen 
Grenzen  zu  halten,  hat  die  Reichsbank  dahin  geführt,  für 
diese  Darlehen  einen  den  Wechselsatz  übersteigenden  Zins- 
satz zu  berechnen",  so  erscheint  dies  nicht  ein  wandsfrei. 

Neben  dem  Wertpapierlombard  kommt  der  technisch 
schwierigere  Warenlombard,  der  bei  uns  noch  wenig  ausgebildet 
ist,  in  erster  Linie  in  Betracht.  Für  die  Schwierigkeiten, 
denen  er  begegnet,  sind  zum  grossen  Teil  die  in  Deutschland 
noch  vielfach  mangelhaften  Einrichtungen  verantwortlich  zu 
machen.  Die  Zeichen  der  Verpfändung  sind  leicht  zu  bemerken. 

i)  vReichsbank  1876— 1900",  Seite  106. 
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Die  Formen  sind  überaus  schwerfällig  und  gewähren  trotzdem 
dem  Darleiher  nicht  immer  die  gewünschte  Rechtssicherheit. 
Dann  kommt  die  durchaus  irrtümliche,  in  Handels-  und  Industrie- 
Kreisen  herrschende  Auffassung  hinzu,  dass  der  Warenlombard 
etwas  verwerfliches  sei.  Während  die  grössten  und  solidesten 
Firmen  Wechsel  in  grossen  Mengen  zu  laufen  haben,  sucht 
der  Kaufmann  den  Warenlombard  zu  vermeiden.  Kann  er 
ihn  indessen  nicht  umgehen,  so  wird  er  ängstlich  darauf  be- 
dacht sein,  seine  Warenlombardgeschäfte  vor  der  Welt  zu 
verheimlichen. 

Ein  fernerer  Uebelstand  ist  die  Tatsache,  dass  es  ans 
noch  immer  an  einem  Deutschen  Warrantgesetz  mangelt. 

Sonst  treten  noch  vielfach  besondere  Schwierigkeiten  hinzu. 
So  besteht  in  Bayern  eine  Stempelpflicht  auf  Lombardgeschäfte. 
Diese  sind  daher  in  Bayern  noch  geringer  als  im  übrigen 
Deutschland. 

Früher  kam  dem  Lombardkredit  eine  erheblich  höhere 
Bedeutung  zu  als  heute.  Ende  der  vierziger  Jahre  hat  die 
Lombardanlage  die  Portefeuillebestände  der  Freussischen  Bank 
längere  Zeit  hindurch  bedeutend  überragt. 

Mehr  als  irgendwo  ist  beim  Warenlombardgeschäft  die 
Forderung  aufzustellen,  dass  die  Verwaltung  und  Leitung  von 
durchaus  sachverständigen  Organen  ausgeübt  werde,  welche 
mit  den  Verhältnissen  der  einzelnen  zu  beleihenden  Artikel 
durchaus  vertraut  sind.  Denn  bei  der  Eigenart  dieses  Ge- 
schäftes lassen  sich  Normen,  die  für  alle  Fälle  passen,  kaum 
aufstellen.  Es  kommt  im  wesentlichen  darauf  an,  von  Fall 
zu  Fall  zu  entscheiden.  Eine  Beleihung,  die  unter  normalen 
Umständen  durchaus  gefahrlos  wäre,  kann  durch  Eintreten 
von  Komplikationen  auf  wirtschaftlichem  oder  politischem  Ge- 
biete eventuell  ganz  ausser  Betracht  kommen. 

Neben  der  Erwägung,  ob  das  zu  bestellende  Pfand  ge- 
eignet sei,  die  nötige  Sicherheit  zu  bieten,  ist  auch  hier  die 
Kreditwürdigkeit  des  Entleihers  und  seine  ganze  Stellung  in 
der  Geschäftswelt  zu  berücksichtigen,  um  beurteilen  zu  können, 
ob  die  Hingabe  eines  Darlehns  wirtschaftlich  unbedenklich 
ist  oder  nicht. 
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Die  Notenbanken  erscheinen  besonders  geeignet,  Lombard- 
kredit auf  Waren  zu  geben.  Sie  können  ihren  Notenumlauf 
leicht  vermehren,  wenn  dies  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt 
aus  erwünscht  erscheint  und  daher  in  kritischen  Zeiten  leicht 
helfend  eingreifen.  Sie  können  auf  diese  Weise  Stockungen 
im  Wirtschaftsleben  verhindern.  Denn  es  würden  sonst  in 
solchen  Fällen  die  Zahlmittel  anderen  Kreisen  entzogen  werden. 

Schon  die  Preussische  Bank,  aus  welcher  die  Reichsbank 
hervorgegangen  ist,  hat  sich  mit  der  Beleihung  von  Waren, 
80  von  Wolle  zur  Zeit  der  Wollmärkte  befasst.  Auch  die 
Reichsbank  pflegt  diesen  Geschäftszweig. 

Die  Bank  hat  eine  Reihe  von  Bestimmungen  für  diesen 
Geschäftsverkehr  erlassen,  von  denen  folgende  die  wichtigsten 
sind: 

1.  Der  Lagerort  darf  ohne  Genehmigung  der  Reichsbank 
nicht  geändert  werden.  Eine  Umlagerung  des  Pfandes  be- 
rührt den  Pfandbesitz  der  Reichsbank  nicht. 

2.  Lagern  die  Waren  auf  Packhöfen,  in  Magazinen  oder 
Niederlagen  unter  der  Aufsicht  öffentlicher  Beamten,  oder  in 
einem  mehreren  Privatpersonen  gemeinschaftlich  gehörigen 
Speicher  oder  Lagerhause,  oder  sonst  ausserhalb  der  Reichs- 
bank, so  ist  die  Uebergabe  des  Pfandes  an  die  Reichsbank 
in  der  nach  Verschiedenheit  jedes  dieser  Fälle  gesetzlich 
erforderlichen  Form  zu  bewirken. 

3.  Die  Waren  müssen,  solange  sie  der  Reichsbank  als 
Pfand  dienen,  gegen  Feuersgefahr  zur  vollständigen  Deckung 
der  Reichsbank  versichert  werden. 

4.  Die  Reichsbank  haftet  für  keinerlei  Schaden,  welcher 
ohne  ihr  grobes  Versehen  während  des  Lagerns  an  den  Waren 
entsteht.  Es  ist  Sache  des  Verpfänders,  öfters  nach  den 
Waren  zu  sehen  und  zur  Erhaltung  derselben  selbst  das  Er- 
forderliche vorzukehren,  woran  er  von  der  Reichsbank  nicht 
verhindert  werden  wird. 

5.  Wenn  die  verpfändeten  Wären  um  den  sechsten  Teil 
ihres  Schätzungs-  oder  marktgängigen  Wertes  im  Preise  sinken 
oder  ebensoviel  während  des  Lagerns  durch  Veränderung  ihrer 
Beschaffenheit  am  Werte  verlieren,  so  ist  der  Schuldner  ver- 
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banden,  das  Unterpfand  sogleich  verhältnismässig  zu  ver- 
stärken oder  einen  entsprechenden  Teil  des  Darlehns  zurück- 
zuzahlen. Geschieht  binnen  drei  Tagen  keins  von  beiden,  so 
ist  die  Reichsbank,  wenn  sie  nicht  die  Wiederherstellung  der 
Sicherheit  im  Rechtswege  verfolgen  will,  jederzeit  berechtigt, 
aber  nicht  verpflichtet,  sich  aus  dem  Unterpfande  bezahlt  zu 
machen  und  den  etwaigen  Ausfall  vom  Verpfänder  einzuziehen. 

Die  sonstigen  Grundsätze,  nach  denen  die  Reichsbank 
bei  der  Gewährung  von  Lombarddarlehen  verfährt,  sind  die 
Auswahl  geeigneter  Unterpfänder,  eine  zuverlässige  Wert- 
ermittelung dieser,  die  Erlangung  und  Erhaltung  wirksamer 
Pfandrechte,  sowie  Rücksichtnahme  auf  höchstmögliche  Li- 
quidität der  Lombardanlage.  Die  Verhältnisse  des  Schuldners 
werden  nur  in  soweit  in  Betracht  gezogen,  als  die  gewährten 
Darlehen  zu  seinem  Vermögen  in  keinem  Missverhältnis  stehen 
dürfen.  Der  Ruf  des  Darlehnsnehmers  muss  unbescholten 
sein.  Auch  muss  darüber  kein  Zweifel  walten,  ob  ihm  das 
Pfand  rechtmässig  gehört.  An  Entleiher,  von  denen  anzu- 
nehmen ist,  dass  sie  die  Lombarddarlehen  zum  Zwecke  der 
Spekulation  aufnehmen,  soll  kein  Lombard- Kredit  gewährt 
werden. 

Die  zur  Beleihung  geeigneten  Warengattungen  werden 
vom  Reichsbank  -  Direktorium  namhaft  gemacht.  Bedingung 
hierbei  ist,  dass  sich  die  Waren  in  einem  für  die  Beleihung 
erforderlichen  Zustand  befinden.  Ferner  müssen  die  Waren 
an  Orten  gelagert  werden,  die  geeignet  sind,  das  Verderben  der 
Waren  zu  verhüten  oder  sonst  ungünstig  auf  sie  einzuwirken. 

Die  für  die  Rechtsgültigkeit  des  Pfandbesitzes  wichtige 
Absonderung  des  Pfandes  von  andern  nicht  verpfändeten 
Gütern  muss  vorgenommen  sein.  Die  Aufbewahrungsmittel 
wie  z.  B.  die  Gebinde  der  Flüssigkeiten  müssen  sich  in  gutem 
Zustand  befinden.  Die  Bank  beschäftigt  Taxatoren,  denen 
die  Schätzung  des  Wertes,  Feststellung  der  Warenmenge  und 
Ermittelung  der  Qualität  obliegt.  Die  Beleihung  einzeln« 
Kaufmannsgüter,  die  nicht  regelmässig  erfolgt,  kann  eventuell 
auf  Beschluss  des  Reichsbank  -  Direktoriums  vorgenommen 
werden. 
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Zur  Aufbewahrung  hat  die  Reichsbank  eigene  Räumlich- 
keiten nicht  zur  Verfügung.  Die  Beleihung  erfolgt  in  den 
Räumlichkeiten  des  Verpfänders,  in  öffentlichen  Warenspeichern, 
in  Packhöfen  etc.,  in  denen  die  0  fiter  bereits  lagern,  oft  unter 
steueramtlichem  Verschluss.  Die  Kontrolle  üben  dann  Pfand- 
aufseher aus,  welche  die  betreffenden  Objekte  in  Gewahrsam 
zu  nehmen  haben. 

Als  Taxatoren  und  Pfandaufseher,  deren  Funktionen  häufig 
in  einer  Person  vereinigt  sind,  werden  zuverlässige  und  sach- 
verständige, möglichst  von  Behörden  und  Gerichten  bereits 
als  solche  anerkannte  und  vereidete  Personen  angestellt. 
Lagern  die  Pfandobjekte  unter  Steuerverschluss,  so  ist  die 
Steuerbehörde  Pfandaufseher  und  wird  nach  festem  Tarif  ent- 
schädigt. 

Das  von  den  Taxatoren  ausgestellte  Taxinstrument  ist 
für  die  Höhe  der  Beleihung  massgebend. 

Die  Reichsbank  kann  Warenlombard  in  erster  Reihe  nur 
denjenigen  zukommen  lassen,  an  deren  Wohnsitz  sich  eine 
Bankanstalt  befindet.  Um  aber  auch  anderen  die  Vorteile 
zubilligen  zu  können,  hat  die  Bank  eine  Anzahl  von  Waren- 
depots errichtet,  die  von  der  nächsten  Bankanstalt  aus  kon- 
trolliert werden  können.  Zum  grössten  Teil  befinden  sich 
derartige  Depots  in  den  überwiegend  Landwirtschaft  treibenden 
und  verhältnismässig  schwach  bevölkerten  östlichen  und  nord- 
östlichen Provinzen  Preussens,  in  denen  das  Bedürfnis  nach 
Warenbeleihung  gross  ist.  Die  Vorsteher  solcher  Warendepots 
üben  ihr  Amt  in  der  Regel  nebenamtlich  aus  und  werden 
angestellt  wie  Taxatoren  und  Pfandaufseher. 

Warendepots  befinden  sich  in: 

abhängig  von: 

Cörlin  (Persante)  Cöslin 

Pischhausen  Königsberg  (Ostpr.) 

Flatow  (Westpr.)  Bromberg 

Gerdauen  Insterburg 

Jarmen  Stralsund 

Pyritz  Stettin 

Schlippenl)eil  Königsberg  (Ostpr.) 

2* 
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abhängig  von: 

Schlawe  Stolp 

Tapiau  Königsberg  (Ostpr. ) 

Wormditt  Königsberg  (Ostpr.) 

Das  erste  Warendepot  wurde  von  der  Preussischen  Bank 
im  Jahre  1847  in  Ragnit  errichtet.  Neue  Warendepots  können 
auf  Antrag  der  Interessenten  auf  Anordnung  des  Reicbsbank- 
Direktoriums  errichtet  werden.  Die  Warendepots  sind  den 
selbständigen  Banken  unterstellt,  Eine  Anzahl  von  Depots 
ist  im  Lauf  der  Jahre  eingegangen,  andere  haben  sich  zu 
selbständigen  Bankanstalten  entwickelt. 

Eine  grosse  Schwierigkeit  tritt  dann  ein,  wenn  Pfänder 
nicht  leicht  von  ihrem  Aufbewahr  ungsort  entfeint  werden  können. 
Die  Verpfändung  muss  dann  so  vollzogen  werden,  dass  der 
Besitz  tatsächlich  der  Bank  übertragen,  ihr  für  die  Dauer  des 
Darlehns  erhalten  wird  und  geeignet  ist,  ihr  ein  gültiges 
effektives  Pfandrecht  zu  sichern.  Zu  diesem  Zweck  werden 
Tafeln  mit  der  Aufschrift  „Reichsbank"  angebracht  und  be- 
sondere Verschlüsse  angelegt.  Auch  wird  eine  Verhandlung 
über  den  Hergang  der  Pfandbestellung  aufgenommen.  Die 
Waren  müssen  auch  in  solchen  Fällen  gegen  Feuersgefahr 
versichert  sein.  Forderungen  aus  Brandschaden  sind  unter 
Uebergabe  der  Police  an  die  Bank  zu  cedieren. 

Ueber  den  Empfang  des  Unterpfandes  stellt  die  Bank 
dem  Schuldner  einen  Pfandschein  aus.  Auf  einer  bei  der  Bank 
verbleibenden  Abschrift  quittiert  der  Schuldner  über  den  Empfang 
des  Pfandscheins.  Weitere  Darlehnsentnahmen,  Zurückzah- 
lungen, Abhebungen  von  Unterpfand,  Neubestellung  eines 
solchen  werden  auf  Pfandschein  und  Abschrift  vermerkt,  ebenso 
die  Rückzahlungen. 

Lombarddarlehen  können  nach  §  13,3  des  Bankgesetzes 
auf  einen  Zeitraum  bis  zu  drei  Monaten  gewährt  werden.  Die 
Reichsbank  hat  sich  das  Recht  vorbehalten,  täglich  zu  kündigen, 
hat  jedoch  von  diesem  Recht  noch  niemals  Gebrauch  gemacht 
Andrerseits  haben  auch  ihre  Gläubiger  das  Recht,  das  Darlehn 
täglich  ganz  oder  teilweise  abzutragen.  Die  Zinsen  werden 
dann  nur  für  die  Zeit  berechnet,  während  welcher  das  Darlehn 
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in  den  Händen  des  Entleihers  war.  Ausnahmen  hiervon  finden 
im  Effektenlombard  verkehr  statt.  Es  wurden  nämlich  in  früheren 
Jahren,  anscheinend  zu  Zwecken  der  Ultimoliquidation,  zum 
Ultimo  auf  Wertpapiere  häufig  Darlehen  in  grossen  Betlägen 
auf  höchstens  zwei  Tage  entnommen.  Auf  solche  in  den  vier 
letzten  Werktagen  oder  am  ersten  Werktag  eines  Monats 
entnommenen  Darlehen  berechnet  die  Bank  acht  Tage  Zinsen 
und  sofern  sie  zum  Quartalswechsel  entnommen  sind,  sogar 
vierzehn  Tage.  Auf  Vorschüsse  im  Warenlombardverkehr  haben 
diese  Bestimmungen  jedoch  keinen  Einfluss.  Die  Teilzahlungen 
haben  in  der  Hegel  wenigstens  zehn  Prozent  der  schuldigen 
Summe  und  nicht  unter  M.  500, —  zu  betragen.  Ein  ent- 
sprechender Teil  des  Unterpfandes  wird  freigegeben. 

Bei  dem  Warenlombard  wird  nicht  ein  bestimmtes  Minimum 
von  Tagen  berechnet.  Der  Monat  wird  nach  der  Zahl  der 
Kalendertage  nicht  wie  bei  der  Diskontierung  von  Wechseln 
mit  30  in  Anrechnung  gebracht.  Die  Zinsen  sind  erst  bei  der 
Rückzahlung  des  Darlehns,  spätestens  alle  drei  Monate  und 
möglichst  vor  Schluss  der  Kalender quartale  zu  entrichten. 
Für  jeden  Pfandschein  ist  mindestens  M.  1, —  zu  zahlen.  Ein 
Darlehii  muss  zum  Betrage  von  wenigstens  M.  500,—  auf- 
genommen werden. 

Infolge  der  vielen  teclmischen  Schwierigkeiten  und  Bedenken, 
denen  der  Warenlombard  begegnet,  ist  dieser  Geschäftszweig 
der  Bank  im  Vergleich  zu  den  anderen  Zweigen  von  gerin- 
gerer Bedeutung.  Ja,  während  sonst  im  Lauf  der  Jahre  überall 
ein  gewaltiger  Aufschwung  zu  verzeichnen  war,  ist  der  Waren- 
lombard immer  mehr  zurückgegangen. 

In  folgender  Tabelle  sind  die  durchschnittlichen  Bestände 
an  Lombardforderungen  auf  Effekten  und  auf  Waren  bei  der 
Bank  zum  Vergleich  angegeben.    (Siehe  Seite  22). 

Während  danach  im  Jahre  1876  der  durchschnittliche  Be- 
stand an  Lombardforderungen  auf  Waren  nochM.  0448000,— 
gleich  18,6%  von  dem  durchschnittlichen  Bestand  aller  Lombard- 
forderungen überhaupt  betrug,  war  dieser  Bestand  im  Jahre  1900 
nur  noch  M.  4226  000,—  oder  5,3%  aller  Lombardforderungen. 
Der  durchschnittliche  Bestand  im  Jahre  1876  war  überhaupt  der 
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Durchschnittlicher  Bestand  au  Lombard forderungeu. 


Jahr    Überhaupt 


Mark 


Prozent 

des 
Betrages 

der 

Lombard- 

forde- 

rungen 

auf 
Effekten 

vom 
Gesamt- 
bestand 
i      der 
Lombard- 
forde- 
rungen 


Auf 
Effekten 


Mark 


Prozent 

des 
Anteils 

der 
Lombard- 
forde- 
rungen 
an  der 
gesamten 
Kapital- 
anlage 


Auf 
Waren 


Prozent 

der 
Lombard- 
forde- 
rungen 
aufwaren 

vom 
Gesamt- 
bestand 


Mark 


Durch- 
schnitt- 
licher 
Lombard- 
Zinsfuss 


1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1S99 
1900 
1901 
1902 
1903 


50984000 
49345000 
52494000 
53012000 
51335000 
57308000 
54426000 
45844000 
49183000 
52450000 
50075000 
51107000 
52026000 
69851000 
89383000 
98999000 
97643000 
93755000 
81079000 
83216000 
106029000 
108324000 
96439000 
80700000 
80017000 
72829000 
74137000 
74831000 


80,2 

80,9 

82  2 

83,7 

87,1 

89 

88,1 

87,2 

87,5 

85,9 

87,4 

89,7 

90.9 

92 

91 

89,5 

92,5 

90,9 

931 

929 

941 

92,5 

91,9 

91,5 

86,7 


40896000 
39926000 
43156000 
44371000 
44722000 
50976000 
47961000 
39981000 
43021000 
45079000 
43750000 
45859000 
47322000 
64270000 
81300000 
88571000 
90272000 
85232000 
75486000 
77279000 
99725000 
100192000 
88601000 
73843000 
69420000 


11,2 
11,9 
13,3 
13,4 
12,5 
13,6 
12,3 
10,8 
10,9 
11,3 
10,3 
9,8 
10,6 
11,8 
14 
15,5 
15,1 
13,8 
12,8 
12,5 
14 
14,3 
11,7 
8,9 
89 


9418000 
8664000 
8358000 
7528000 
5098000 
4699000 
4238000 
4304000 
4723000 
5876000 
4650000 
3930000 
3453000 
3624000 
4636000 
5819000 
6269000 
5094000 
4726000 
4270000 
4001000 
4810000 
3983000 
3600000 
4226000 


Fttr  1901—03  sind  die  Zahlen  nach  den 
liehen  Berichten  nicht  zu  ermitteln.  Die 
für  1876—1900  entstammen  der  Schrift  „ 

bank  1876- 19004\ 


18,6 
17,6 
15,9 
14,2 
9,9 

8,1 
7,8 
9,4 
9,8 
11,2 
9,3 
7,7 

6.7 
5,2 

5.1 
5,8 
6,4 
5,4 
5,8 

5,1 
3,7 
M 

4,1 

4,5 

5,3 

beztig- 
Zahlen 
Reichs- 


5,16 

5,42 

5,34 

4.68 

5,15 

5,42 

5,54 

5,047 

5 

6,118 

4,270 

4,408 

4,324 

4,676 

5,517 

4,77(5 

4,20:1 

5,009 

4,117 

4,130 

4,656 

4,806 

5,207 

6,036 

6,33:  i 

5,099 

4,:V21 

4,837 


höchste,  der  Während  des  Zeitraums  von  25  Jahren  erreicht 
ivordeu  ist.  Wenn  man  dagegen  den  Bestand  an  durchschnitt- 
lichen Lombardforderungen  auf  Effekten  vergleicht,  ■  so  kann 
man  die  geringe  Bedeutung  des  Warenlombards  für  die  Bank 
vollends  ermessen.  Im  Jahre  1876  betrug  der  durchschnittliche 
Bestand  der  Lombardforderungen  auf  Effekten  M.  40896  000,— 
oder  80,2%  vom  Gesamtbestand  der  Lombardforderungen,  im 
Jahre  1900  M.  69240000,—  oder  8G,7%  vom  Gesamtbestand 
derselben. 

Seit   der    Aufhebung  des  Vorzugszinssatzes  bei   der  Be- 
lebung Deutscher  Fonds    im  Jahre   1897    ist   das    Effekleii- 
lumbardgeschäl't  stark  zurückgegangen.    Im  Jahre  1887  betrug 
der  durchschnittliche  Bestand  an  Lombardforderungen  auf 
Effekten  M.  100192000-   =  92,5%, 
1900      „       69420000,—  -  88, 7°/,. 

Wahrend  derselben  Zeit  hob  sich  der  prozentuelle  Anteil 
der  auf  Waren  ausgeliehenen  Beträge  an  dem  gesainten  Bestand 
der  Lombardforderungen  von  4,4  auf  5,3*/0.  Es  scheint  dem- 
nach, dass  von  vielen  Entleihen]  nach  der  Aufhebung  der 
vorgedachten  Vergünstigung  der  Wareuloinbard  dem  Effekten- 
lombard vorgezogen  worden  ist. 

Im  allgemeinen  muss  man  jedoch  annehmen,  dass  Be- 
leihungen  von  Waren  von  dem  Verpfänder  erst  in  letzter  Linie 
iu  Anspruch  genommen  werden.  Zuvörderst  wird  ein  Ent- 
leiher schon  des  billigeren  Zinssatzes  wegen  Wechsel  zu  dis- 
kontieren suchen.  Vermag  er  dies  nicht  oder  will  er  einen 
Kredit  von  kürzerer  Frist  in  Anspruch  nehmen,  so  wird  er 
Effekten  lombardieren.  Erst  wenn  er  auch  auf  diese  Art  der 
Geldaufnahme  verzichten  muss,  wird  er  zur  Verpfändung  von 
Waren  schreiten.  Denn  der  Schwierigkeiten,  die  diese  Art 
von  Lombard  bietet,  sind  viele.  Die  häutig  notwendige  lieber* 
fiihmng  der  Waren  an  einen  anderen  Ort  erfordert  Transport- 
gebühren,  die  Versicherung,  das  Taxieren,  die  dauernde  Kon- 
trolle und  Pflege  der  Ware,  wenn  sie  verderblich  ist,  verursachen 
Kosten,  die  zu  dem  schon  an  und  für  sich  im  Verhältnis  zum 
Diskont  hohen  Zinssatz  zugeschlagen  werden  müssen.     Wer 


—     24     — 

daher  Lombarddarlehen  auf  Waren  aufnehmen  muss,  ist  bei 
unseren  heutigen  Einrichtungen  demjenigen  gegenüber,  der 
Wechsel  diskontieren,  ja  selbst  dem,  der  Effekten  lombardieren 
kann,  bedeutend  im  Nachteil. 

Seit  1887  beleiht  die  Bank  unter  Steuerverschluss  in  Privat- 
lagern befindlichen  inländischen  Spiritus,  ohne  dass  es  einer 
Spezifikation,  Taxe,  Uebernahme  und  Revision  des  Pfandes 
bedarf.  Ebenso  wird  in  Preussen  seit  1895  unter  Steuer- 
verschluss in  Privatlagern  befindlicher  Zucker  beliehen. 

Doch  haben  diese  Einrichtungen  den  Umfang  des  Waren- 
lombard Verkehrs  nicht  sonderlich  beeinflussen  können. 

Da  Warrants,  auf  die  später  zurückgekommen  wird,  von 
der  Bank  mangels  eines  Deutschen  Warrantgesetzes  nicht 
beliehen  werden,  so  haben  sich  viele  Entleiher  daran  gewöhnt  — 
auch  der  leichteren  Verwaltung  wegen  —  die  Waren  in  ein 
Lagerhaus  zu  bringen  und  dort  beleihen  zu  lassen.  Viele 
Lagerhäuser,  so  z.  B.  in  Berlin  die  Victoria-Speicher-Aktien- 
Gesellschaft  befassen  sich  mit  derartigen  Geschäften,  soweit 
ihr  Kapital  ausreicht.  Sonst  giebt  der  Entleiher  auch  den 
von  dem  Lagerhaus  ausgestellten  Lagerschein  einer  Privat- 
bank zum  Diskont  und  wird  je  nach  dem  Ansehen,  welches 
die  Lagerhausfirma  geniesst,  bedient. 

Die  Beleihung  von  Waren  seitens  der  Reichsbank  ist 
jetzt  fast  ganz  auf  den  Osten  und  Nordosten  Deutschlands 
beschränkt.  Diese  Gebiete  haben  ihren  Geldbedarf  schon  bei 
der  Preussischen  Bank  entnommen  und  sind  heute  noch  über- 
wiegend auf  die  Reichbank  angewiesen.  Der  Warenlombard 
hat  auch  dort  nicht  das  üble  Ansehen  wie  im  übrigen  Deutschland. 
Er  ist  von  Alters  her  eingebügert.  Hierzu  kommt,  dass  die 
dort  herrschenden  Industrien  der  Spiritus-,  Getreide-  und  Holz- 
bearbeitung sich  für  den  Warenlombard  besonders  eignen. 
Ferner  sind  die  Handelsplätze  an  der  Ostsee  und  deren  Zu- 
flüssen natürliche  Stapelplätze  für  russisches  Holz  und  Getreide 
und  für  die  Erzeugnisse  der  fast  ausschliesslich  Landwirtschaft 
treibenden  Bevölkerung  des  Ostens. 
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Für  eine  weitere  Ausbreitung  des  Warenlombards  in 
Deutschland  wäre  in  erster  Reihe  die  Einfährung  eines  Deutschen 
Warrantgesetzes  erforderlich. 

Der  Warrant  ist  eine  indossable  Urkunde,  deren  sich  der 
Handel  bedient,  um  Waren,  die  bei  einem  Dritten  niedergelegt 
sind,  zu  vertreten.1)  Das  Belgische  Gesetz  definiert  den 
Warrant  folgendermassen : 

„Le  Warrant  est  un  titre  de  commerce,  d61ivr6  par  un 
tiers  k  la  personne,  qui  prouve  avoir  la  libre  disposition  des 
marchandises,  objet  de  titre.'4 

In  dem  Ausdruck,  dessen  sich  das  Belgische  Gesetz  be- 
dient „titre  de  commerce"  ist  schon  angedeutet,  dass  er  mit 
allen  denjenigen  Vorteilen  ausgestattet  sein  soll,  welche  die  ihm 
gleich  gestellten  Papiere,  wie  namentlich  den  Wechsel,  für 
den  Handel  so  wertvoll  machen. 

Wie  schon  im  Bremer  Handelskammerbericht  von  1878 
ausgesprochen  ist,  würde  das  durch  die  Einrichtung  des  Warrant- 
systems  ermöglichte  Vorherrschen  des  Warenkredits  gegenüber 
dem  rein  persönlichen  Kredit  dem  Handel  eine  solidere  Basis 
geben.  Nun  bestehen  zwar  eine  Anzahl  privater  und  städtischer 
Lagerhäuser,  ja  auch  eine  Art  staatlicher  Lagerhäuser 
jedoch  nur  für  Getreide  —  ist  seit  einigen  Jahren  geschaffen. 
Alle  diese  stellen  Lagerscheine  aus.  Auch  ist  in  einzelnen 
Bundesstaaten  eine  Warrantgesetzgebung  geschaffen  worden, 
so  das  Bremische  Gesetz  vom  13.  Mai  1877  betreffend  Lager- 
scheine und  Warrants.  Hierher  ist  ferner  zu  rechnen  die  vom 
Hamburger  Senat  und  Bürgerschaft  aufgestellte  auf  demselben 
Prinzip  beruhende  Bekanntmachung  vom  5.  Oktober  1 888  be- 
treffend Reglement  nebst  Tarif  für  den  Betrieb  des  Quai- 
speichers, sowie  die  in  Elsass- Lothringen  mit  Ausnahme  des 
für  dasselbe  nicht  mehr  in  Betracht  kommenden  „loi  concernant 
les  marchandises  d6pos6es  dans  les  magasins  g6n6raux"  vom 
31.  August  1870  geltende  französische  Gesetzgebung. 


M  Heine,  Tübinger  Zeitschrift  tttr  die  gesamte  Staate  Wissenschaft  1867, 
Band  XXIII,  Seite  574. 
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Viele  Staaten,  wie  Frankreich  (Gesetz  vom  28.  Mai  1858), 
Russland  (Gesetz  vom  30.  März/ 11.  April  1888),  Oester- 
reich  (Gesetz  vom  28.  April  1889),  Belgien  (Gesetz  vom 
18.  November  1862),  Italien  (Gesetz  vom  3.  Juli  1871), 
Portugal  (H.  G.  B.  v.  28.  Juni  1888)  haben  ein  ausgebildetes 
Warrantrecht. 

In  England  hat  sich  das  Warrantsystem  am  frühesten 
allerdings  ohne  ein  eigentliches  Gesetz  entwickelt.  Doch  sind 
in  England  anstatt  des  geschriebenen  Rechts  überhaupt  mehr 
Gewohnheit  und  einzelne  Gerichtssprüche  massgebend.  Das 
Recht  ist  erst  in  neuerer  Zeit  nur  für  wenige  Materien  kodifiziert. 
„Die  Warrants  in  ihrer  wirtschaftlichen  Punktion  und  recht- 
lichen Gestaltung  sind  ein  Produkt  des  englischen  Handels 
und  Handelsgewohnheitsrechts."  ')  Trotzdem  ist  die  Bedeutung 
der  Warrants  in  England  sehr  gross.  Schon  im  Jahre  1737 2) 
wird  der  Warrant  in  einem  Protokoll  der  Ostindischen  Kom- 
pagnie vom  23.  Februar  als  indossable  Urkunde  erwähnt. 
Er  entwickelte  sich  mit  dem  von  dieser  Kompagnie  zuerst 
ausgebildeten  Grosslagergeschäft,  welches  später  auch  von 
anderen  grossen  Dockkompagnien  betrieben  wurde.  Obgleich 
nun  die  grossen  Dockkompagnien,  welche  besonders  die  War- 
rants ausstellten,  kein  Privileg  hatten  —  auch  sonst  haben 
Privatlagerhäuser  Warrants  ausgestellt  — ,  so  hätte  sich  doch 
ohne  die  grosse  Kreditwürdigkeit  dieser  Kompagnien  das 
Warrantsystem  nicht  so  schnell  einbürgern  können.  Der 
weitere  Verlauf  des  Dock-  und  Lagerhauswesens  hat  mit  dazu 
beigetragen,  England  die  dominierende  Rolle  im  Welthandel 
zu  sichern,  die  es  zur  Zeit  inne  hat. 

In  Frankreich  hat  sich  das  Lagerhaus-  und  Warrant* 
system  aus  den  dort  bereits  seit  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
bestehenden  Entrepöts  entwickelt.  Im  Jahre  1848  gab  die 
allgemeine  wirtschaftliche  Notlage,  in  die  weite  Kreise  Frank- 
reichs durch  die  politischen  Ereignisse  gekommen  waren, 
Anlass  zu  einem  Dekret  vom  21.  März  1848.    Danach  tollten 

J)  Dr.  Felix  Hecht  „Die  Warrants11. 

2)  John  Ella,  Warrants  for  Goods,  their  use  and  abäse,  London 
( Smith,  Eider  &  Co.)  1856  pag.  13  ff. 
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in  allen  Städten,  in  denen  das  Bedürfnis  vorhanden  wäre, 
magasins  g£n6ranx  errichtet  werden.  Den  Deponenten  sollten 
r£c6piss6s  ausgestellt  werden,  die  durch  Indossament  über- 
tragen werden  konnten.  Da  der  Geschäftsgang  schwerfällig 
war,  so  traten  Mängel  dieses  Gesetzes,  das  überdies  nur  für 
die  Notlage  des  Jahres  1848  zugeschnitten  war,  zu  Tage  und 
veranlassten  das  Gesetz  vom  28.  Mai  1858.  Wenngleich 
auch  nach  diesem  Gesetz  die  Behandlung  der  Lagerhäuser 
noch  etwas  umständlich  ist,  so  ist  ihnen  doch  eine  grössere 
Freiheit  gewährleistet  als  nach  dem  Gesetz  von  1848. 

Der  Warrant  erfreut  sich  in  Frankreich  einer  grossen 
Beliebtheit,  die  ihm  sogar  den  Weg  zur  Bank  von  Frankreich 
eröffnet  hat.  Ausserdem  befassen  sich  viele  Bankinstitute, 
namentlich  aber  die  „Magasins  G6n6rauxu  selbst  mit  dem 
Erwerb  von  Warrants. 

In  Deutschland  ist  die  Warrantfrage  noch  nicht  reichs- 
gesetzlich geregelt,  wenigstens  nicht  in  genügend  eingehender 
Weise,  obwohl  es  an  Anregungen  nicht  gefehlt  hat.  Bereits 
im  Mai  1870  war  in  der  Bayerischen  Abgeordneten  -  Kammer 
von  dem  pfälzischen  Abgeordneten  Dr.  Karl  Adler  ein  Initiativ- 
antrag auf  Erlass  eines  Spezialgesetzes  für  Lager-Eigentums- 
und Lagerpfandscheine  eingebracht  worden.  Lediglich  aus 
der  Erwägung,  dass  derartige  Sondergesetze  die  einheitliche 
deutsche  Ent Wickelung  des  Allgemeinen  Deutschen  Handels- 
gesetzbuches stören  könnten,  wurde  dieser  Antrag  damals 
wieder  zurückgezogen.  Die  Frage  wurde  dann  wiederholt 
von  dem  Deutschen  Handelstag  (1872  in  Leipzig,  1882  in 
Mannheim),  wie  von  dem  Kongress  Deutscher  Volkswirte 
(1882  in  Mannheim,  Antrag  von  Dr.  Hecht)  erörtert,  bis 
schliesslich  der  bleibende  Ausschuss  des  Deutschen  Handels- 
tages an  den  Reichskanzler  und  die  Mannheimer  Handels- 
kammer an  das  Reichsamt  des  Innern  im  Jahre  1887  eine 
Eingabe  um  baldige  gesetzliche  Regelung  der  Frage  richtete. 
Darauf  wurde  im  Reichsjustizamt  unter  Beteiligung  von  Kom- 
missaren anderer  Ressorts  ein  Gesetzentwurf  ausgearbeitet 
und  Ende  October  1889  in  einer  Sachverständigen -Konferenz 
beraten.     Dieser  Entwurf  ist  jedoch  nie  vor  das  Plenum  ge- 
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kommen.  Die  Gründe  hierfür  sind  zum  grössten  Teil  in  dem 
der  gesetzlichen  Regelung  überaus  feindlichen  Verhalten  der 
Landwirte  zu  suchen,  welche  von  einer  Warrantgesetzgebung 
die  schwersten  Nachteile  für  die  Landwirtschaft  fürchten. 

Im  Jahre  1887  veröffentlichte  auch  Riesser  im  Beilagen- 
heft  zu  Band  XXXV  der  Zeitschrift  für  das  gesamte  Handels- 
recht, Seite  1841  „Zur  Revision  des  Handelsgesetzbuches*  in 
34  Paragraphen  einen  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  das 
Lagergeschäft  und  die  Ausstellung  von  Lagerscheinen  and 
Lagerpfandscheinen . 

Durch  das  Handelsgesetzbuch  vom  10.  Mai  1897  ist  das 
Lagergeschäft  in  einem  eigenen  (dem  5.)  Abschnitt  des  dritten 
Buches  ausführlich  geregelt.  Im  §  363  ist  feiner  die  Ueber- 
tragung  des  Warrants  durch  Indossament  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  gestattet.  Auch  wird  in  dem  ganz  neuen 
§  424  gleichfalls  unter  besonderen  Voraussetzungen  die  Ueber- 
gäbe  des  Lagerscheins  an  denjenigen,  welcher  durch  den 
Schein  zur  Empfangnahme  des  Gutes  legitimiert  wird,  der 
Uebergabe  des  Gutes  selbst  gleichgestellt.  Hiermit  ist  die 
dingliche  Wirkung  der  Lagerscheinübertragung  fixiert,  die 
Hauptforderung  des  Deutschen  Handelstages  erfüllt  und  die 
gesetzliche  Basis  für  einen  gesicherten  Verkehr  mit  Lager- 
scheinen geschaffen.  Ausserdem  hat  das  Einführungsgesetz 
zum  Handelsgesetzbuch  Art.  16  den  einzelnen  Bundesstaaten 
partikularrechtliche  Ergänzungen  der  reichsrechtlich  aufge- 
stellten Prinzipien  vorbehalten  —  die  Seite  25  erwähnten  be- 
sonderen Gesetze  bleiben  in  Kraft  — ;  immerhin  sind  die  Rechte 
und  Pflichten,  welche  sich  an  die  Ausgabe  von  Warrant* 
knüpfen,  noch  keineswegs  genügend  festgelegt. 

Dieser  Mangel  wird  namentlich  in  Bankkreisen  sehr  tief 
empfunden.  Könnte  doch  bei  einem  genügend  gesetzlich 
geregelten  Warrantverkehr  die  Beleihung  von  Warrants  viel 
leichter  vor  sich  gehen.  Ja  selbst  die  Reichsbank  und  die 
staatlichen  Banken  würden  unter  solchen  Umständen  die  Be- 
leihung von  Warrants  sicher  in  ihren  Geschäftsbetrieb  aufnehmen. 


I 
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Hat  doch  der  Reichsbankpräsident  Dr.  Koch,  sich  folgender- 
massen  geäussert: 1) 

„Man  wird  einsehen,  dass  in  dem  Warrant  häufig  ein 
solideres  Element  liegt  als  im  Wechsel,  welchem  der  Ursprung 
aus  unsoliden  Geschäftsoperationen  oft  schwer  anzusehen  ist, 
und  das  Papier  wird  seinen  Weg  selbst  in  das  Portefeuille 
der  grossen  Banken  finden,  wenn  ihm  das  Gesetz  die  richtigen 
Eigenschaften  beilegt." 

Der  Erlass  eines  Deutschen  Warrant- Gesetzes  ist  vor- 
läufig in  weite  Ferne  geruckt.  Ein  Gesetz,  welches  in  fast 
allen  Kulturstaaten  den  grössten  Segen  gebracht  hat,  kann 
bei  uns,  hauptsächlich  wegen  der  in  agrarischen  Kreisen 
gegen  dasselbe  herrschenden  Abneigung  nicht  erlassen  werden. 
Wie  sehr  ein  solches  Gesetz  aber  gerade  der  Landwirtschaft 
von  Nutzen  sein  könnte,  soll  versucht  werden,  in  nach- 
stehendem Abschnitt  über  Getreide- Beleihung,  namentlich  an 
Hand  der  in  Frankreich  bestehenden  Einrichtungen  zu  zeigen. 


*)  „Ueber  Bedürfnis  und  Inhalt  eines  deutschen  Warrantgesetzes';. 
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Getreide  -  Lombard. 

Die  Beleihung  von  Getreide  hat  bereits  im  Wirtschafts- 
leben der  Assyrer  und  Babylohier  eine  bedeutende  Rolle  ge- 
spielt. Auch  in  früheren  Jahrhunderten  waren  Früchte- 
Darlehen  viel  in  Anwendung.  Der  grosse  Betrag  an  Zinsen, 
der  unter  der  Bezeichnung  Aufmass  (additamentum)  in  ihnen 
üblich  war  —  das  Eineinhalbfache  des  geliehenen  Quantums, 
also  50  °/0  —  bildete  den  Hintergrund  für  manche  härteste 
Ausführungen  der  Kirchenväter  gegen  den  Wucher. 

Der  Getreidelombard  ist  für  den  Landwirt  eine  will- 
kommene Ergänzung  seines  sonstigen  Kreditbedarfs.  Neben 
unkündbaren,  langjährigen  Darlehen,  welche  ihm  von  der 
Landschaft,  staatlichen  oder  kommunalen  Grundkreditinstituten 
als  Landesbanken,  Provinzialhilfskassen,  Landeskreditkassen 
und  den  Hypothekenbanken  gewährt  zu  werden  pflegen,  braucht 
er  häufig  vorübergehende  Darlehen.  Solche  können  benötigt 
werden,  um  einen  Verkauf  der  Produkte  zu  jedem  Preis  zu 
vermeiden,  zur  Ergänzung  des  Betriebskapitals,  zur  Anschaffung 
von  Saatkorn  u.  s.  w.  Auch  die  kurzfristigen  Kredite  der 
Landwirtschaft  sind  im  allgemeinen  auf  längere  Zeit  erforderlich, 
als  diejenigen,  welche  Handel  und  Industrie  in  Anspruch 
nehmen.  Namentlich  bringt  nach  sachverständigem  Urteil  eine 
Kreditgewährung  mit  im  voraus  fest  bestimmten  Kreditfristen 
für  die  Landwirte  grosse  Nachteile  mit  sich. 

Ein  derartiger  Kredit  kann  als  Personalkredit  oder  als 
Realkredit  gegeben  werden.  Während  bei  dem  ersteren  die 
Garantien,  auf  Grund  deren  der  Kreditnehmer  bei  dem  Kredit- 
geber Kredit  findet,  vorzugsweise  in  der  ganzen  Persönlichkeit 
des  Kreditnehmers  liegen,  ist  beim  Realkredit  in  der  Regel 
durch  Bestellung  eines  Pfandes  die  nötige  Sicherheit  für  den 
Kreditgeber  gewährt. 

Hat  ein  Landwirt  den  Immobiliar-Kredit  bereits  genügend 
angespannt,  so  wird  es  ihm  häufig  schwer,  nur  auf  seinen 
guten  Namen  hin  Geld  zu  erlangen.     Dagegen  hat  er  oft  zn 
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der  Zeit,  in  welcher  er  die  meisten  Zahlungen  zu  leisten  hat, 
Korn  oder  andere  landwirtschaftliche  Produkte  auf  Lager. 
Gelingt  es  ihm,  auf  diese  in  der  richtigen  Form  ein  Darlehn 
zu  erhalten,  so  ist  sein  Kreditbedürfnis  befriedigt. 


Die  erste  Vorbedingung  für  eine  gedeihliche  Entwicklung 
des  Getreidelombards  ist  die  Ueberwindung  der  technischen 
Schwierigkeiten. 

Wie  soll  Getreide  beliehen  werden? 

1.  Soll  es  bereits  auf  dem  Halm  beliehen  werden? 

2.  Soll  es  zum  Zwecke  der  Beleihung  bei  dem  Darleiher, 
bei  dem  Entleiher  oder  an  dritter  Stelle  gelagert  werden? 

3.  Soll  das  Getreide  auf  Schüttböden  oder  in  Silos  ge- 
lagert werden? 

ad  1.  Zur  ersten  Frage  ist  zu  bemerken,  dass  die  Be- 
leihung von  Getreide  auf  dem  Halm  noch  vielfach  vorkommt. 

In  Russland  kaufen  die  grossen  Getreidefirmen  dem  Gross- 
grundbesitzer vielfach  sein  Getreide  schon  ab,  wenn  es  noch 
auf  dem  Halm  steht;  sie  geben  ihm  aber  auch  Vorschüsse 
darauf  gegen  hohe  Zinsen. ') 

Die  hohen  Zinsen  deuten  bereits  darauf  hin,  dass  die 
Umstände,  unter  denen  hier  die  Beleihung  erfolgt,  anormale 
sein  müssen.  Eine  Beleihung  von  Getreide  auf  dem  Halm 
findet  denn  in  der  Tat  auch  nur  da  statt,  wo  sich  der  Ent- 
leiher in  überaus  bedrängter  Lage  befindet  und  daher  zu  Zu- 
geständnissen aller  Art  bereit  sein  wird.  Kann  doch  der 
Darleiher,  der  sich  mit  solchen  Geschäften  befasst,  das  Ge- 
treide, von  dem  er  noch  nicht  weiss,  in  welchem  Zustande  es 
in  die  Scheune  gelangen  wird,  nicht  allzu  hoch  beleihen. 
Schon  deswegen  muss  sich  die  Beleihung  in  engen  Grenzen 
halten,  weil  der  Ausfall  der  Ernte,  welcher  urplötzlich  durch 
schlechte  Witterung  ausserordentlich  ungünstig  beeinflusst 
werden  kann,  im  voraus  nicht  zu  übersehen  ist. 

M  Kasperoff,  Skizze  des  Getreidehandfils  im  8« den  im  Zusammenhang 
mit  der  Elevatorenfrage.    Petersburg  1*80. 
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Unter  solchen  Umständen  wird  der  Entleiher  leicht  immer 
tiefer  in  Schulden  geraten  können.  Er  wird  in  vielen  Fällen 
ganz  in  die  Hände  des  Darleihers  kommen  und  schliesslich 
Hab  und  Gut  verlieren.  Ein  solcher  Kredit,  den  angesehene 
Firmen  und  Körperschaften  nicht  pflegen  werden,  ist  daher 
vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  auf  das  schärfste 
zu  verurteilen. 

Welchen  Umfang  diese  Art  von  Kredit  heute  noch  hat, 
entzieht  sich  naturgemäss  der  Beurteilung.  Denn  sowohl  der 
Gläubiger  als  der  Schuldner  haben  ein  naheliegendes  Interesse, 
ihre  Geschäfte  geheim  zu  halten.  Namentlich  der  Schuldner 
muss  um  seinen  Kredit  besorgt  sein,  der  beim  Bekanntwerden 
solcher  Transaktionen  sehr  geschädigt  werden  könnte! 

Das  beste  Mittel,  diese  Art  von  Kredit  zu  bekämpfen, 
dürfte  in  einer  umfassenden  Organisation  des  landwirtschaft- 
lichen Realkredits  zu  erblicken  sein. 

ad  2.  Die  Lagerung  des  zu  beleihenden  Getreides  bei 
dem  Darleiher  ist  durchaus  wünschenswert.  Sehr  häufig  wird 
jedoch  davon  abgesehen,  um  Transportkosten  zu  vermeiden, 
noch  häufiger  deswegen,  weil  es  dem  Darleiher  an  geeigneten 
Lagerräumen  mangelt.  Das  Getreide  wird  dann  entweder  bei 
dem  Entleiher  belassen  oder  in  ein  Lagerhaus  gebracht. 

Selbst  die  Reichsbank  beleiht  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen Getreide,  welches  bei  dem  Entleiher  lagert. 

Am  vorteilhaftesten  sowohl  für  den  Gläubiger  als  auch 
für  den  Schuldner  erscheint  die  Lagerung  des  Getreides  in 
einem  Lagerhause,  welches  hinsichtlich  seiner  Einrichtungen 
und  seiner  Verwaltung  die  nötigen  Garantien  zu  bieten  vermag. 

ad  3.  Die  Frage,  ob  Getreide  besser  in  Silos  oder  auf 
Schüttböden  einzulagern  sei,  ist  auch  heute  noch  nicht  definitiv 
entschieden.  Doch  sind  bei  weitem  mehr  Stimmen  für  die 
Aufbewahrung  in  Silos,  als  für  diejenige  auf  Schüttböden. 

Die  beiden  Methoden  sind  einander  entgegengesetzt. 
Während  man  bei  der  einen  den  Zutritt  von  Luft  gänzlich 
zu  verhüten  sucht,  strebt  man  danach,  bei  der  anderen  die 
Körner  in  fortwährende  Berührung  mit  der  frischen  Luft  zu 
bringen.     Die  erstere  bereits  im  Altertum  bekannte  Methode 
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wurde  später  mehr  von  der  zweiten  verdrängt,  ist  aber  in 
neuester  Zeit,  und  zwar  mit  grossem  Erfolge  wieder  zur  An- 
wendung gelangt. 

Die  ursprüngliche  Einrichtung  des  Altertums  bestand 
darin,  dass  das  Getreide  in  Höhlen  geschattet  wurde,  welche 
in  die  Erde  gegraben  waren,  mit  Stroh  überdeckt  und  dann 
mit  einer  Erdschicht  beworfen  wurde.  Man  liess  auch  die 
oberste  Getreideschicht  verderben  oder  brachte  sie  durch  auf- 
gestreuten Kalk  zur  Erwärmung  und  damit  zum  Keimen,  um 
durch  die  so  gebildete  zähe,  zusammenhängende  Masse  jeglichen 
Luftzutritt  zu  verhindern  und  das  darunter  liegende  Getreide 
vor  Verderben  zu  schützen. 

Diese  Methode  wurde  später  aufgegeben  und  das  Getreide 
in  Bodenspeichern  gelagert.  Es  sind  dies  Gebäude,  aus  meh- 
reren, meist  5  bis  6  Stockwerken  bestehend.  Diese  Stock- 
werke sind  wenig  oder  gar  nicht  durch  Zwischenwände  geteilt, 
so  dass  grosse,  saalartige  Säume  entstehen.  (Schüttboden- 
lagerung). In  diesen  Säumen  wird  das  Getreide  in  einer 
Schicht  bis  zur  Höhe  von  1,2  m  auf  dem  Fussboden  ausgebreitet. 
Das  aufgeschüttete  Getreide  wird  in  flache  Beete  abgeteilt, 
zwischen  denen  Gänge  frei  bleiben.  Je  feuchter  das  Getreide 
ist,  um  so  flacher  müssen  die  Beete  sein  und  um  so  häufiger 
müssen  sie  umgearbeitet  werden.  Diese  Umarbeitung  kann 
bei  Schüttbodenlagerung  nur  durch  Handkraft  stattfinden,  ein 
Uebelstand,  der  überaus  lästig  ist  Ebenso  ist  man  bei  der 
Entnahme  des  Getreides  von  den  Schüttböden  fast  gänzlich 
auf  Menschenkräfte  angewiesen.  Zum  Aufbringen  des  Getreides 
dienen  Elevatoren,  welche  das  Getreide  in  die  betreffende  Etage 
heben,  und  Schnecken  oder  Transportbänder,  welche  es  ungefähr 
bis  zu  seiner  Lagerstätte  befördern. 

Die  Bodenspeicher  bieten  den  einen  Vorteil,  dass  es  möglich 
ist,  in  ihnen  nicht  nur  Getreide,  sondern  nach  Bedarf  auch 
andere  Waren  lagern  zu  können.  Hauptsächlich  aus  diesem 
Grunde  werden  hier  und  da  noch  Speicher  nach  dem  Boden- 
system errichtet. 

Die  Vorzüge  des  Silosystems  sind  die  denkbar  vollkommenste 
Ausnutzung  des  Raumes,   leichte  und   einfache  mechanische 
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Beschüttung,  bequeme  Entnahme  des  Getreides  ans  dem  Speicher, 
grosse  Uebersichlicbkeit  über  die  einzelnen  Abteilungen  bezw. 
aber  die  einzelnen  Getreidesorten,  und  schliesslich  Umstechen 
des  Getreides  ohne  Anwendung"  von  Menschenkräften. 

Der  Silospeicher  ist  nicht  wie  der  Bodenspeicher  mit 
horizontalen  Zwischenwänden  versehen,  sondern  der  ganzen 
Höhe  des  Raumes  nach  durch  vertikale  Scheidewände  in  ein* 
zelne  Schächte  (Silos)  geteilt,  welche  dann  vollständig  mit 
Getreide  ausgefällt  werden  können. 

Im  folgenden  Abschnitt  soll  untersucht  werden,  welche 
besonderen  Einrichtungen  in  einigen  Ländern  zur  Förderung 
der  Kreditgewährung  auf  Getreide  getroffen  sind  und  wie  sich 
in  diesen  Ländern  diese  Kreditgewährung  ausgebildet  hat. 


Vereinigte  Staaten  von  Nord-Amerika. 

Das  wichtigste  Ländergebiet,  welches  Europa  mit  Getreide 
versorgt,  sind  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- Amerika. 
Schon  früh  ist  dort  das  Verlangen  nach  Kredit- Gewährung 
auf  Getreide  hervorgetreten,  und  in  den  vierziger  Jahren,  als 
sich  der  Ausfuhrhandel  zu  entwickeln  begann,  sind  zuerst 
Einrichtungen  geschaffen  worden,  die  der  Entwickelung  nach 
dieser  Richtung  hin  günstig  waren.  Das  sind  die  Lagerhäuser 
oder  Elevatoren  (elevators). 

Das  erste  Lagerhaus  soll  bereits  1842  in  Buffalo  (Staat 
New- York)  errichtet  worden  sein.1)  Von  da  aus  haben  sie 
sich  Qber  das  ganze  Getreidegebiet  der  Union  verbreitet,  mit 
Ausnahme  von  Kalifornien,  wo  bei  der  Trockenheit  des  Klimas 
das  Getreide  im  Freien  lagern  kann. 

Die  Lagerhäuser  sind  mit  Silo -Einrichtung  versehen, 
welche  sich  in  Amerika  um  so  eher  bewähren  konnte,  als  nur 


])  H.  Schumacher.  Der  Getreidehandel  in  den  Vereinigten  Staaten 
in  ., Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  nnd  Statistik1-  III.  Folge,  X.  Band 
S.  361,  801. 
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wenige  Sorten  Getreide  im  Handel  sind.  Für  Weizen  zählt 
man  in  Chicago  26,  in  Minnesota  14.  Bei  jedem  Grad  wird 
noch  mit  Bücksicht  auf  die  verschiedene  Brauchbarkeit  in  der 
Mühlenindustrie  vorjähriges  und  neues  Getreide  auseinander- 
gehalten. Die  gleichmässigen  Bodenverhältnisse,  die  ganz  neue 
Besiedelung  des  Landes  sind  einer  grossen  Gleichmässigkeit 
des  Produkts  überaus  günstig  gewesen.  Nicht  wie  bei  uns  ist 
dort  eine  Zersplitterung  in  viele  Getreidearten  entstanden. 
Von  vom  herein  ist  dem  Bedürfnis  des  Exports  nach  einheit- 
lichen Sorten  Rechnung  getragen  worden. 

Da  der  Farmer  selbst  in  der  Regel  keine  Räume  zur 
Lagerung  seines  Getreides  besitzt,  so  bringt  er  dasselbe 
in  losem  Zustande  mittelst  seines  Kastenwagens  zum  Lager- 
baus. Da  der  Silospeicher  nur  verhältnismässig  wenig  Ab- 
teilungen hat,  so  muss  der  Farmer  entweder  einen  ganzen 
Behälter  des  Lagerhauses  für  sich  allein  mieten  oder  aber  auf 
die  Aufrechterhaltung  der  Identität  seines  Getreides  verzichten. 
Bei  der  Gleichmässigkeit  der  Produktion  wird  er  meist  das 
letztere  vorziehen,  auch  schon  deswegen,  weil  sich  die  Miete 
für  einen  ganzen  Behälter  zu  hoch  stellt. 

Der  Verwalter  des  Lagerhauses  prüft  die  Qualität  des 
Getreides  und  erklärt  es  nach  Vereinbarung  mit  dem  Farmer 
als  zu  einer  bestimmten  Sorte  gehörig. 

Ueber  das  nach  der  Wägung  in  das  Lagerhaus  aufge- 
nommene Getreide  erhält  der  Farmer  eine  Empfangsbestätigung 
(elevator  ticket).  Dieselbe  lautet  auf  eine  bestimmte  Menge 
Getreides  bestimmter  Sorte  und  ist  durch  Indossament  übertragbar. 

Will  der  Farmer  diesen  Schein  nicht  verkaufen,  so  ver- 
pfändet er  ihn  bei  einer  Bank,  welche  ihn  bis  zu  ZU  seines 
Wertes  beleiht. 

Aehnlich  wie  die  ländlichen  Lagerhäuser  sind  die  städtischen 
(terminal  elevators)  eingerichtet.  Nur  sind  hier  die  Dimensionen 
viel  grösser.  Städtische  Lagerhäuser  können  zwischen  3000 
und  65000  Tonnen  Getreide  fassen.  Die  beiden  grössten 
„ Armour"-Elevatoren  in  Chicago  C  u.  D  können  mit  ihren  Zu- 
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bauten  je  80000  Tonnen  aufnehmen.     Der  Elevator  D  hat 
eine  Höhe  von  48  m  und  eine  Länge  von  168  m1). 

Die  meist  öffentlichen  Beamten  der  Lagerhäuser  klassifi- 
zieren das  Getreide  und  schätzen  es  nach  seiner  Qualität  ab. 
Als  Empfangsbestätigung  dient  hier  ein  Lagerhausschein,  genannt 
warehouse-receipt.  Dieser  ist  ebenfalls  indossabel  und  kann 
verkauft  oder  beliehen  werden. 

Jeder  legitimierte  Inhaber  des  Scheines  kann  von  der 
Lagerhausfirma  die  Auslieferung  des  Getreides  verlangen.  Die 
Güte  des  Scheines  richtet  sich  nach  dem  Ansehen,  welches 
die  Lagerhausfirma  geniesst.  Von  renommierten  Firmen  aus* 
gestellte  Scheine  werden  fiberall  an  Stelle  der  Ware  genommen. 

Wie  man  aus  Vorstehendem  ersieht,  basiert  der  Getreide- 
lombard in  hohem  Masse  auf  der  Warrant  -  Einrichtung. 
Warehouse  -  receipts  und  elevator  -  tickets  in  der  erwähnten 
Form  sind  im  Grunde  nichts  anderes  als  Warrants. 

Wird  die  Einrichtung  verständig  benutzt,  so  ist  ihr  Segen 
gross.  Derjenige,  welcher  die  Marktlage  richtig  erkennt, 
kann  den  Verkauf  des  Getreides  auf  günstige  Zeit  verschieben. 
Andererseits  kann  dieses  Kreditwesen  leicht  zu  Hausse* 
Spekulationen  verleiten.  Wer  auf  übermässig  hohe  Preise 
hofft  und  mit  dem  Verkauf  des  Getreides  zu  lange  wartet, 
kann  leicht  grosse  Verluste  haben. 

Es  unterliegt  auch  keinem  Zweifel,  dass  ein  solches 
System  dazu  beitragen  kann,  die  Beherrschung  des  gesamten 
Marktes  durch  einige  wenige  Grosshändler  herbeizuführen. 

Die  Grosshandelsfirmen  kaufen  das  Getreide  von  den 
Landlagerhäusern  und  lassen  es  von  da  in  die  städtischen 
Lagerhäuser  überführen.  Die  hier  erhaltenen  Lagerscheine 
werden  entweder  verkauft  oder  lombardiert.  Die  Banken  be- 
leihen Lagerscheine  angesehener  städtischer  Lagerhäuser  bis 
zu  95%.  Das  so  erhaltene  Geld  wird  wieder  zum  Ankauf 
von  Getreide  benutzt.  So  kann  die  Firma  mit  demselben 
Geld  immer  wieder  neue  Mengen  Getreides  einkaufen. 


')  Ramm,  Die  Landwirtschaft  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
Amerika. 
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Es  kann  so  ein  umfangreicher  Zwischenhandel,  der  dem 
Konsumenten  das  Produkt  verteuert,  vermieden  werden.  Aber  es 
ist  auch  die  Gefahr  nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  dass  die 
grossen  Firmen  ihre  Macht  dazu  benutzen,  den  ländlichen 
Lagerhäusern,  deren  einzige  Abnehmer  sie  sind,  die  Preise 
vorzuschreiben,  sicher  nicht  zum  Besten  des  Produzenten. 


Argentinien. 

Argentinien  exportiert  erst  seit  1890  grössere  Mengen 
Weizen.  Die  Einrichtungen  für  Getreidelagerung  sind  noch 
sehr  primitiv.  Lagerhäuser  gibt  es  fast  nur  in  den  See- 
häfen. Im  Inneren  des  Landes  wird  das  Getreide  meist  im 
Freien  gelagert  und  verdirbt  daher  oft.  Es  soll  nach  nord- 
amerikanischem System  auch  mit  der  Errichtung  von  Lager- 
häusern im  Innern  vorgegangen  werden.  Wenn  dies  geschehen 
sein  wird,  dürfte  sich  auch  der  Getreidelombard,  welcher  sich 
noch  in  den  Anfängen  befindet,  weiter  entwickeln. 


Indien. 

Die  Lagerung  des  Getreides  erfolgt  im  Freien  oder  in 
Schuppen.  Lagerhäuser  werden  des  trockenen  Klimas  wegen 
für  tiberflüssig  gehalten. 

Die  indischen  Bauern  verpfänden  ihr  Getreide  häufig 
schon  vor  der  Ernte  gegen  Vorschüsse  an  die  wenigen 
Grosshandlungen,  die  die  Weizenausfuhr  beherrschen  und  zwar 
durch  Vermittelung  von  Zwischenhändlern.  Diese  Zwischen- 
händler haben  durch  die  Vorschüsse  den  Bauer  völlig  in  der 
Hand  und  können  daher  die  Preise  für  das  Getreide,  welche 
sie  den  Bauern  festsetzen,  ausserordentlich  drücken. 


Russland. 

In  Russland  waren  die  Einrichtungen  für  die  Lagerung 
von  Getreide  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  noch  recht  mangelhaft, 
obwohl  dort  bereits  1888  ein  auf  die  Lagerhäuser  bezügliches 
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Gesetz  erlassen  und  im  Jahre  1891  im  Russischen  Staats- 
budget 4  Millionen  Rubel  zur  Errichtung  von  Getreidelager- 
häusern vorgesehen  waren.  Bei  der  Grösse  der  Produktion 
reichte  das  Geld  eben  nicht  aus,  um  die  Lagerungs-Einrichtungen 
in  wünschenswerter  Weise  zu  vermehren. 

Das  erste  Kornhaus  nach  amerikanischem  Muster  wurde 
im  Jahre  1888  in  Jelez  mit  einem  Fassungsraum  von  400000  Pnd 
errichtet.  Bis  zum  Jahre  1896  waren  dann  im  Ganzen  55 
Lagerhäuser  nach  amerikanischem  Muster  mit  einem  Fassungs- 
raum von  14840000  Pud  und  221  gewöhnliche  Getreidelager- 
häuser mit  einem  Fassungsraum  von  15135000  Pud  entstanden. 
Alle  Getreidelagerhäuser  zusammen  fassten  also  nur  ca. 
30  Millionen  Pud,  während  allein  die  Ausfuhr  im  Jahre  1896 
478320000  Pud  betrug. 

In  letzter  Zeit  haben  sich  namentlich  Eisenbahn -Gesell- 
schaften um  die  Errichtung  von  Lagerhäusern  an  ihren  Stationen 
verdient  gemacht.  Auch  die  Staatsbahnen  sind  hierin  nachgefolgt. 
Besonders  haben  sich  hierbei  die  Rjäsan  -  Uralsk-  und  die 
Wladikawkas-Eisenbahngesellschaft  hervorgetan.  Die  letztere 
Gesellschaft  hat  bei  der  Regierung  die  Erlaubnis  erwirkt,  auch 
an  den  kleinen  Landstationen  Kornhäuser  mit  Elevatoren 
errichten  und  Darlehen  auf  das  eingelagerte  Getreide  geben 
zu  dürfen.  Sie  ist  dadurch  in  der  Lage,  den  Bauern  allmählich 
vom  Zwischenhandel  unabhängig  zu  machen,  welcher  in  Russland 
traurige  Zustände  herbeigeführt  hat.  Sogar  die  ersten  Firmen 
an  den  Hauptplätzen  des  Landes  bedienen  sich  im  allgemeinen 
der  Vermittelung  des  Zwischenhandels.  Nur  mit  den  grössten 
Grundbesitzern  stehen  sie  in  etwas  näherer  Verbindung.  Die 
Einkaufskommissionäre  sitzen  zum  Teil  an  den  verschiedenen 
Eisenbahnstationen  des  Inneren  oder  ziehen  zu  Wagen  oder 
Pferd  in  den  nicht  an  der  Eisenbahn  liegenden  Orten  herum. 
Ausser  den  berufsmässigen  Zwischenhändlern  wird  der  Getreide» 
kleinhandel  von  Krämern,  Wirten  und  anderen  Leuten  nebenbei 
betrieben.  Alle  diese  kaufen  vom  Grundbesitzer  Getreide, 
welches  sie  aber  erst  zu  einem  bestimmten  Termin  nach  der 
Bahnstation  liefern  lassen.1) 

*)  Abascheff,  Hafen-  und  Zentral  -  Elevatoren.    Charkow  1892. 
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Die  selbständigen  Zwischenhändler  besitzen  nämlich 
meistens  weder  Geld  noch  Lagerräume.     Von  der  Eisenbahn-  i , 

Verwaltung  erhalten  sie  aber  einen  Schein,  den  sie  sofort  zu  jr! 

lombardieren  pflegen.     Sie  entleihen   darauf  gewöhnlich  von  ?! 

Banken  oder  sonstigen  Geldverleihern  65 — 85%  des  Wertes 
des  Getreides  und  bezahlen  dann  mit  dem  erhaltenen  Geld 
den  Produzenten.  Am  Bestimmungsort  wird  das  Getreide  von 
dem  daselbst  befindlichen  Kommissionär  verkauft,  oft  unter 
sehr  ungünstigen  Umständen.  Denn  da  das  Getreide  nicht 
länger  als  24  Stunden  in  den  Eisenbahnwaggons  gebührenfrei  i 

lagern  darf,  so  verkaufen  sie  häufig  zu  niedrigen  Preisen  an 
die  Exportfirmen,  welche  ihre  Notlage  auszunutzen  wissen. 
Die  Agenten  der  grossen  Firmen  sind  dagegen  reichlich  mit 
Mitteln  versehen. 

Der  Zwischenhandel  hat  in  Russland  eine  Richtung  ein- 
geschlagen, welche  für  das  Wirtschaftsleben  durchaus  ungünstig 
ist.  Er  liegt  zum  Teil  in  den  Händen  von  ganz  grossen 
Exportfirmen,  die  nach  Belieben  die  Preise  festsetzen  können, 
zum  Teil  in  denen  vermögensloser  Unterhändler,  welche  dem 
Landwirt  keine  sichere  Stütze  zu  gewähren  vermögen.  Und 
doch  sind  solche  Unterhändler  für  den  Bauern  fast  die  einzige 
Kreditquelle.  Da  die  Unterhändler  das  Geld  auch  ihrerseits 
wieder  von  Exportfirmen  entleihen,  so  sind  die  Zinsen,  welche 
sie  von  dem  Bauern  beanspruchen,  naturgemäss  hohe.1)  Die 
Darlehen  stellen  häufig  einen  Vorschuss  auf  die  Ernte  dar. 
Die  ganze  Art  der  Kreditgewährung  ist  derartig,  dass  die 
Bauern  immer  tiefer  in  die  Abhängigkeit  der  Zwischenhändler 
geraten  müssen. 

Als  Ergänzung  der  Tätigkeit  des  Staates  und  derjenigen 
der  Eisenbahn  -  Gesellschaften  wäre  eine  kräftig  organisierte 
Selbsthilfe  seitens  der  Landwirte  durchaus  notwendig.  Es 
ist  jedoch  zu  befürchten,  dass  bei  dem  niedrigen  Bildungsgrad 
der  Landwirte  und  bei  der  Lage  der  inneren  Verhältnisse 
eine  solche  Erkenntnis  sich  nur  schwer  Bahn  brechen  wird. 

l)  Kasperoff,  Skizze  des  Getreidehandels  im  Süden  im  Zusammenhang 
mit  der  Eforatorenfrage.    Petersburg  1889. 
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Frankreich. 

In  Frankreich  hatte  das  Gesetz  von  1858  *)  dem  Handel 
grosse  Vorteile  gebracht  und  ihm  gestattet,  seinen  Kredit 
immer  weiter  auszudehnen.  In  der  Hauptsache  war  dieser 
Erfolg  auf  die  durch  das  Gesetz  geschaffene  Einrichtung 
des  „Warrant  commercial"  zurückzuführen.  Dieser  Warrant 
dient,  wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  tatsächlich  dazu,  dei 
raschen  Umsatz  der  Waren  zu  erleichtern.  An  Stelle  der 
technisch  oft  überaus  schwierigen  Uebergabe  der  Ware  tritt 
die  Uebergabe  der  indossablen  Urkunde.  Ein  besonderer  Vor- 
zug des  „Warrant  commercial"  ist  aber  der,  dass  er  viel  leichter 
beliehen  werden  kann,  als  die  Ware  selbst.  Alle  diese  Um- 
stände haben  den  „Warrant  commercial"  zu  einem  beliebten 
Verkehrs-Instrument  gemacht. 

Nun  ist  auch  in  Frankreich  die  Lage  der  Landwirtschaft 
keineswegs  immer  eine  glänzende  gewesen.  Wollte  ein  Landwirt 
aber  Kredit  in  Anspruch  nehmen,  so  konnte  er  entweder  geg?n 
einen  Wechsel  entleihen,  wobei  sein  persönlicher  Kredit  n 
Betracht  kam,  oder  aber  auf  seine  Immobilien  Hypotheken 
aufnehmen.  Der  Mobiliarkredit  dagegen  war  noch  nicht  genügen! 
ausgebildet. 

Die  Erfolge  des  „Warrant  commercial"  gaben  Anlass  zi 
dem  Versuch,  in  der  Begründung  eines  „Warrant  agricole'* 
ähnliche  gesetzliche  Einrichtungen  für  den  ländlichen  Mobiliar- 
kredit zu  schaffen.  Diese  Versuche  datieren  bis  zum  Jahre 
1851  zurück. 

Es  ist  charakteristisch  für  die  Entwickelung  des  Mobiliar 
kredits  in  Frankreich,  dass  bereits  in  dem  Gesetz  von  1851 
aber  auch  später  stets  von  dem  „gage  ä  domicile"  die  Red» 
ist,  d.  h.  das  Pfand  hat  im  Hause  des  Darlehnsnehmers  ante 
seiner  Obhut  und  Aufsicht  zu  verbleiben.  Dass  dabei  besonder 
Kautelen  iür  den  Darleiher  erforderlich  sind,  ist  augenscheinlich 


x)  Gesetz  vom  28.  Mai  1858:    „Sur  les  negociations  concernant  1« 
marchandises  d6pos6es  dans  les  magasins  gen6raux". 
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Das  Gesetz  vom  14.  Juli  1851  behandelte  das  Haaspfand 
(le  gage  ä  domicile)  auf  die  Ernte  in  den  Kolonien. 

Seitdem  hat  die  Regierung  häufig  die  „Conseils  g6n6raux", 
die  „Chambres  d'agriculture"  und  die  „Comices  agricoles" 
befragt,  wie  ein  solider  landwirtschaftlicher  Mobiliarkredit  am 
besten  zu  begründen  sei.  Alle  diese  Körperschaften  gaben 
in  den  Jahren  1856  —  66  angesichts  der  Schwierigkeiten,  in 
welchen  die  Landwirtschaft  sich  befand,  Gutachten  ab,  welche 
der  Begründung  des  landwirtschaftlichen  Mobiliarkredits  auf 
ein  leicht  realisierbares  Pfand  günstig  waren.  Im  Jahre  1869 
schlug  die  mit  der  Vorbereitung  eines  Gesetzes  über  den 
ländlichen  Mobiliarkredit  betrante  Kommission  vor,  den  Landwirt 
dem  Kaufmann  gleichzustellen,  d.  h.  es  sollten  die  Vorteile 
des  „Warrant  commerciala  dem  Landwirt  zugänglich  gemacht 
werden. 

Der  Krieg  von  1870  brachte  alle  diese  Versuche  ins 
Stockten. 

Erst  1878  wurden  die  früheren  Bestrebungen  wieder  auf- 
genommen. Es  wurde  eine  Kommission  ernannt,  welche  einen 
Gesetz  -  Entwurf  abfasste,  der  1879  vom  Finanz  -  Minister 
L6on  Say  und  dem  Landwirtschaftsminister  de  Mahy  ein- 
gebracht wurde.  Dieser  Entwurf  weist  bereits  einige  Aehnlich- 
keit  mit  dem  Gesetz  von  1898  auf.  Die  Hauptpunkte  waren 
folgende: 

1.  Schaffung  eines  landwirtschaftlichen  Pfandes,  welches 
von  der  ursprünglichen  Lagerungsstelle  —  in  der  Regel  bei 
dem  Entleiher  —  nicht  fortgeschafft  werden  braucht.  (Crtation 
d'un  gage  agricole  sans  d6placement) 

2.  Bestellung  des  Pfandes  durch  eine  einfache  Erklärung 
vor  dem  Friedensrichter  und  Eintragung  dieser  Erklärung  in 
ein  besonderes  von  dem  Hypothekenbewahrer  des  Bezirks  des 
Schuldners  zu  fahrendes  Register. 

3.  Das  Bestreben,  die  Verpflichtungen  des  Entleihers 
handelsfähig  zu  machen.  (Commercialisation  des  engagements 
de  l'emprunteur.) 

Dieser  Gesetzentwurf  scheiterte  an  dem  Widerstand  des 
Senats,   der  ihn  als  einen  Eingriff  in  das  Privileg  des  Ver- 
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Pachters  ansah.  Ein  Gesetzes  Vorschlag,  der  diese  Bedenken 
berücksichtigte,  wurde  1890  von  Emile  Ferry  und  Dupuy- 
Dutemps  bei  der  Deputiertenkammer  eingebracht,  wurde  aber 
ebenfalls  nicht  Gesetz.  Ohne  Erfolg  blieb  auch  der  Vorschlag 
Martinon's  vom  Jahre  1891,  Korndocks  zu  schaffen. 

Im  Jahre  1897  legte  Delaunay  einen  Gesetzentwurf  vor, 
in  dem  zum  ersten  Mal  der  Ausdruck:  „Warrants  agricoles" 
enthalten  ist.  Der  „Warrant  agricole"  wurde  in  diesem  Ent- 
wurf mit  dem  „Warrant  commercial"  auf  eine  Stufe  gestellt. 
An  diesem  Umstand  scheiterte  dieser  Entwurf. 

Der  Entwurf,  aus  welchem  das  Gesetz  vom  18.  Juli  1896 
hervorgegangen  ist,  wurde  von  dem  Landwirtschaftsminister 
Maine  im  Namen  der  Regierung  in  der  Sitzung  der  Deputierten- 
kammer vom  28.  October  1897  eingebracht.  Eine  Kommission, 
genannt  „des  Warrants  agricoles"  erstattete  bereits  in  der 
Sitzung  vom  3.  Dezember  1897  Bericht  und  am  6.  Juli  1898 
nahm  der  Senat  das  Gesetz  an.  • 

Das  Gesetz  vom  18.  Juli  1898  bezeichnet  den  „Warrant 
agricole"  als  Unterpfand  (gage).  Artikel  2  spricht  von  den 
Waren,  „qui  doivent  servir  de  gage",  Artikel  3  ebenso  bei 
der  Erwähnung  des  Werts  der  Produkte,  „qui  devront  servir 
de  gage  &  l'emprunt". 

Für  ein  derartiges  Pfand  gibt  es  drei  Erfordernisse: 

1.  Das  Vorhandensein  einer  Schuld. 

2.  Eine  Urkunde  über  das  Pfand. 

8.  Besitznahme  des  in  Pfand  gegebenen  Objekts  seitens 
des  Gläubigers. 

Von  diesen  Erfordernissen  sind  die  ersten  beiden  vorhanden, 
das  dritte  fehlt,  denn  „les  produits  warrantes  restant  conti 6s 
aux  soins  du  cultivateur  et  ä  sa  garde".   (Art.  1,  4.) 

Während  also  sonst  ein  Pfand  bei  dem  Gläubiger  oder 
an  dritter  Stelle  deponiert  wird,  verbleibt  es  nach  dem  Gesetz 
von  1898  bei  dem  Schuldner.  Man  hat  nun  versucht,  diesen 
Gegensatz  zu  erklären  und  hat  gesagt,  der  Landwirt  könne 
die  in  Pfand  gegebene  Ware  ebenso  gut  wie  in  einem  fremden 
Magazin  in  dem  in  seinem  Hause  befindlichen  Magazin  ein- 
lagern, letzteres  also  gewissermassen  als  Lagerhaus  betrachten. 
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Doch  sind  die  Unterschiede  zwischen  der  Lagerung  im  Hause 
des  Landwirts  und  der  in  einem  Lagerhause  so  hervorstechende, 
dass  ein  Vergleich  beinahe  unmöglich  erscheint.  Besser  scheint 
der  Gegensatz  in  dem  Bericht  zum  Gesetz  erklärt  zu  sein. 
Dort  heisst  es :  „Les  produits  engagäs  ont  leur  repr6sentation 
legale  dans  le  Warrant,  la  remise  aux  cröanciers  de  ce  titre 
repräsentativ  peüt  constituer  la  tradition  qu'exigent  les  prin- 
cipes  en  matiöre  de  Constitution  de  gage.  En  meme  temps, 
il  s'est  op6r6  une  sorte  de  tradition,  „brevi  manu"  ou  quasi- 
tradition  des  produits  engagäs,  de  mani&re  que  le  propri&aire 
de  ces  produits  se  trouvera  dötenier  sa  propre  chose  pour  le 
compte  du  avancier  gagiste  et  ä  titre  de  d6positaire,  avec 
toutes  les  cons&juences  de  droit  qui  en  däcoulent  et  les  p6na- 
litös  qui  peuvent  en  räsulter". 

Die  Uebergabe  des  Warrants  ist  also  einer  symbolischen 
Uebergabe  der  Ware  gleich  zu  achten. 


Da  die  Einrichtung  des  „Warrant  agricole"  der  gesamten 
Landwirtschaft  Frankreichs  zu  Gute  kommen  sollte,  so  mussten 
ausser  Getreide  noch  eine  Anzahl  anderer  Produkte  berück- 
sichtigt werden. 

Das  Gesetz  fährt  im  Artikel  1  an: 

1.  Boggen,  Hafer,  Weizen  etc.  in  Garben  oder  gedroschen. 

2.  Trockenes  Viehfutter  und  Arzneipflanzen ;  Heu,  Klee  etc. 

3.  Trockenes  Gemüse  und  trockene  Früchte;  z.  B.  Bohnen. 

4.  Textil  -  Stoffe  von  Tieren  oder  von  Pflanzen;  Wolle, 
Leinewand,  Hanf  etc. 

5.  Oelige  Körner;  Raps,  Rübsam  etc. 

6.  Weine,  Apfelwein,  Kornbrantwein  und  Alkohol  ver- 
schiedener Art. 

7.  Trockene  Seidengehäuse. 

8.  Holz,  Harz  und  Baumrinde  für  Lohe. 

9.  Käse,  Honig  und  Wachs. 

10.  Pflanzenöle. 

11.  Seesalz. 
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Trotz  der  grossen  Anzahl  der  landwirtschaftlichen  Produkte, 
die  warrantiert  werden  können,  sieht  man  bei  näherer  Unter- 
suchung, dass  die  Auswahl  eine  ausserordentlich  sorgfältige 
ist.  Das  Gesetz  musste,  um  günstig  wirken  zu  können,  dem 
Darleiher  ein  Pfand  von  unanfechtbarer  Sicherheit  bieten, 
unveränderlich  und  nicht  dem  Verderben  ausgesetzt.  Daher 
vermissen  wir  in  obiger  Aufzählung  auch  Früchte,  die  leicht 
verderblich  sind,  und  Vieh.  Sowohl  in  der  Kammer  als  auch 
im  Senat  wurden  aus  der  Mitte  der  Versammlung  Anträge 
gestellt,  das  Vieh  mit  in  das  Gesetz  einzubeziehen ;  ein  Antrag- 
steller wollte  die  Beleihung  auf  Vieh  beschränken,  dessen 
Leben  versichert  ist.  Obgleich  nun  diejenigen  Landwirte, 
welche  namentlich  Viehzucht  treiben,  von  den  Segnungen  des 
Gesetzes  ausgeschlossen  wurden,  nahm  man  die  diesbezüglichen 
Anträge  nicht  an.  Der  Berichterstatter  in  der  Deputierten- 
kammer sagte:  „Or,  qu'y  a-t-il  de  plus  ateatoire  et  de  moins 
stable  que  le  b6tail?"  In  der  Tat  verändert  sich  der  Wert 
des  Viehs  fortwährend,  Krankheit  und  Tod  können  es  als 
Pfandobjekt  teilweise  oder  ganz  wertlos  machen. 

Das  Mobiliar  des  Pachtgutes  konnte  nicht  berücksichtigt 
werden,  da  es  gegebenen  Falls  dazu  dienen  muss,  das  Vorrecht 
des  Verpächters  sicher  zu  stellen. 

Werkzeuge  und  landwirtschaftliche  Maschinen  braucht 
der  Landwirt  notwendig.  Sie  mussten  daher  ebenfalls  aus- 
gelassen werden. 

Demjenigen,  welcher  mit  landwirtschaftlichen  Produkten 
Handel  treibt,  stehen  die  Einrichtungen  des  „Warrant  agricole'* 
naturgemäss  nicht  zu  Gebote,  wohl  aber  diejenigen  des 
„Warrant  commercial". 


Ueberaus  wichtig  ist  die  im  Artikel  2  enthaltene  Be- 
stimmung, nach  welcher  der  Pächter  nur  mit  Genehmigung 
des  Verpächters  entleihen  darf. 

Das  Vorrecht  des  Verpächters  wurde  also  aufrecht  ge- 
halten. Bis  zum  Jahre  1898  scheiterten  die  verschiedenen 
Entwürfe,   selbst  der   von   L6on  Say   an   dem  Vorrecht   des 
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Verpächters,  welches  unter  allen  Umständen  unangetastet 
bleiben  sollte.  Der  Senat  hätte  unter  keinen  Umständen  einem 
Gesetz  zugestimmt,  welches  dieses  Veto-Recht  nicht  enthalten 
hätte.  Wann  und  wie  es  angewendet  werden  soll,  sagt  der 
Artikel  2,  §  8:  „Le  propriötaire,  l'usufruitier  ou,  le  mandaire 
lägal  dösigne  pourront,  dans  le  cas  ou  des  termes  6chus  leur 
seraient  düs  .  .  .  .  s'opposer  au  pret.  Wenn  also  der  Pächter 
dem  Verpächter  Pachtzinsen  schuldet,  so  ist  der  letztere  be- 
rechtigt, von  seinem  Vetorecht  Gebrauch  zu  machen.  Gelder, 
welche  der  Verpächter  dem  Pächter  aus  anderen  Ursachen 
schuldet,  sind  indessen  auszuscheiden. 

Ein  Antrag  von  Theodore  Girard:  „Le  proprtetaire, 
l'usufruitier,  le  mandataire  16gal  dösign6  pourront,  dans  le  cas 
ou  des  termes  6chus  leur  seraient  dus,  ou  encore,  ce  qui 
garnirait  le  fonds  lou6,  non  compris  les  objets  warrantös,  serait 
d'une  valeur  insuffisante  pour  rSpondre  des  termes  courants 
et  de  ce  qui  conceme  l'exöcution  du  bail,  pourront  .  .  .  • 
s'opposer  .  .  .  .  "  drang  nicht  durch. 


Bei  der  Aufnahme  eines  Darlehns  auf  Grund  eines 
„Warrant  agricole"  sind  zwei  Fälle  zu  unterscheiden: 

1.  Wenn  der  Entleiher  auch  zugleich  Eigentümer  des 
Grund  und  Bodens  ist. 

2.  Wenn  der  Entleiher  nur  Pächter  ist. 

ad  1«  Der  Landwirt,  welcher  entleihen  will,  begibt  sich 
in  das  Bureau  des  Friedensrichters  seines  Bezirks  und  gibt 
vor  dem  Schreiber  eine  Erklärung  ab,  welche  sogleich  auf 
beide  Seiten  eines  Anhänge  -  Registers  eingetragen  wird,  das 
besonders  für  diesen  Zweck  eingerichtet  ist.  Diese  Angaben 
bestehen  in: 

a)  Art,  Menge  und  Wert  der  Produkte,  welche  als  Pfand 
für  das  Darlehn  dienen  sollen,  ebenso  Höhe  der  zu  entleihenden 
Summe.  Diese  Angaben  haben  den  Zweck,  die  Ware  näher 
zu  bezeichnen,  damit  der  Darleiher  im  Stande  sei,  zu  prüfen, 
ob  die  Höhe  des  Darlehns  zum  Wert  des  angebotenen  Pfandes 
im  Verhältnis  steht. 
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Merkwürdig  ist  es,  dass  weder  Senat  noch  Regierung 
die  Forderung  aufgestellt  haben,  eine  obligatorische  Besichtigung 
durch  einen  Sachverständigen  vorhergehen  zu  lassen.  Zwecks 
genauer  Bestimmung  des  Wertes  wäre  dies  im  Interesse  des 
Darleihers  unbedingt  vorteilhafter  gewesen.  Die  sachverständige 
Prüfung  kann  indessen  stattfinden  und  ist  dann  ihr  Ausfall 
auf  dem  Warrant  zu  vermerken. 

b)  Ist  das  Produkt  versichert,  so  sind  Name  und  Adresse 
der  Versicherungsanstalt  anzugeben;  anderen  Falls  ist  zu  ver- 
merken, dass  die  Produkte  nicht  versichert  sind.  Im  Entwurf 
der  Regierung  war  die  obligatorische  Versicherung  vorgesehen, 
um  dem  Darleiher  eine  grössere  Sicherheit  zu  gewähren.  Die 
Kommission  der  Kammer  ist  jedoch  in  diesem  Punkte  der 
Regierung  nicht  gefolgt.  Sie  glaubte,  dass  sich  aus  dieser 
Forderung  in  der  Praxis  Schwierigkeiten  ergeben  könnten. 
Die  Versicherung  ist  also  der  freien  Vereinbarung  zwischen 
Entleiher  und  Darleiher  überlassen.  Der  letztere  kann  sie 
fordern,  wenn  er  sie  für  erforderlich  hält.  Diese  Regelung 
ist  dem  Gesetz  und  damit  der  Begründung  des  „Warrant 
agricole"  sicher  nur  förderlich  gewesen. 

Das  Papier,  welches  diese  verschiedenen  Angaben  enthält, 
stellt  den  Warrant  dar,  d.  h.  eine  Urkunde,  welche  ein  darin 
bezeichnetes  Produkt  vertritt.  Diese  Urkunde  hat  gewisser- 
massen  amtlichen  Charakter,  da  sie  von  einem  dazu  be- 
vollmächtigten Staatsbeamten  ausgestellt  ist,  allerdings  nach 
den  Angaben  des  Entleihers;  indessen  hat  das  Gesetz  strenge 
Strafen  für  falsche  und  betrügerische  Deklarationen  festgesetzt. 

Die  Urkunde  wird  dem  Landwirt  übergeben,  welcher  darauf 
entleihen  kann. 

Der  Gerichtsschreiber  spielt  eine  ganz  passive  Rolle.  Er 
hat  nicht  die  Befugnis,  die  Angaben,  welche  ihm  gemacht 
werden,  zu  bescheinigen.  Er  darf  sich  auch  nicht  weigern, 
die  Angaben  entgegenzunehmen,  ohne  sich  Disziplinarstrafen 
auszusetzen. 

2.  Ist  der  Entleiher  nur  Pächter  des  Grund  und  Bodens, 
so  sind  vor  Ausstellung  des  Warrants  gewisse  Formalitäten 
zu  erfüllen.   Der  Pächter  muss  vor  allen  Dingen  den  Eigentümer 
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wissen  lassen,  dass  er  seine  Produkte  oder  einen  Teil  derselben 
zu  warrantieren  wünscht.  Er  teilt  dem  Verpächter  die  Art, 
den  Wert  und  die  Quantität  der  Ware  mit,  welche  als  Unterpfand 
für  das  Darlehn  dienen  soll,  ebenso  die  Höhe  der  zu  ent- 
leihenden Summe.  Diese  Mitteilung  Übergibt  er  dem  Beamten 
des  Friedensrichters,  welcher  sie  visiert,  in  das  Register  ein- 
trägt und  an  den  Eigentümer,  Nutzniesser  oder  gesetzlich 
Bevollmächtigten  in  einem  eingeschriebenen  Brief  absendet. 
Der  Eigentümer,  Nutzniesser  oder  der  gesetzlich  Bevollmächtigte 
können  sich,  sofern  ihnen  Pachtforderungen  zustehen,  innerhalb 
12  Tagen  —  vom  Tage  der  Absendung  des  eingeschriebenen 
Biefes  ab  gerechnet  —  der  Aufnahme  eines  Darlehns  wider- 
setzen. Sie  haben  davon  den  Beamten  des  Friedensrichters 
durch  Absendung  eines  eingeschriebenen  Briefes  zu  be- 
nachrichtigen. 

Macht  der  Eigentümer  von  seinem  Vetorecht  Gebrauch, 
so  ist  der  Pächter  nicht  in  der  Lage,  ein  Darlehn  zu  erhalten. 
Erteilt  der  Eigentümer  die  Erlaubnis  zur  Aufnahme  eines 
Warrants  nicht  früher,  so  hat  der  Beamte  12  volle  Tage  — 
vom  Tage  der  Absendung  der  Mitteilung  an  den  Eigentümer 
ab  gerechnet  —  zu  warten,  bevor  er  den  Warrant  aushändigt. 
Ist  diese  Frist  verstrichen,  so  übergibt  er  den  Warrant  dem 
Pächter.  Der  Warrant  muss  nun  ausser  den  bereits  bekannten 
Daten  noch  enthalten: 

1.  Die  Eigenschaft  des  Entleihers  als  Pächter. 

2.  Das  Datum  der  Absendung  des  Avisbriefes  an  den 
Eigentümer  etc. 

3.  Die  Mitteilung,  dass  von  dieser  Seite  keine  Hindernisse 
in  den  Weg  gelegt  werden. 

Die  Erfüllung  dieser  Bedingungen  und  ihre  Erwähnung 
im  Warrant  ist  für  den  Entleiher  von  grosser  Wichtigkeit, 
denn  das  Vorrecht  des  Verpächters  auf  die  warrantierten 
Produkte  wird  damit  aufgehoben. 


Der  Entleiher  ist   ein  Depositar.     Heisst  es  doch   im 
Artikel  1,  Absatz  8:    „Le  cultivateur  est  responsable  de  la 
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marchandise  qui    reste  confi6  ä  ses  soins   et  ä  sa  garde,   et 
cela  sans  indemnit6". 

Das  Produkt  bleibt  seiner  Fürsorge  anvertraut,  er  muss 
dieselbe  Sorgfalt  auf  dasselbe  verwenden,  als  ob  es  sein  eigenes 
wäre.  Hieraus  folgt,  dass  er  es  sorgsam  vor  dem  Verderben 
bewahren  muss.  Doch  kann  er  nicht  für  Schäden  verantwortlich 
gemacht  werden,  welche  ohne  sein  Verschulden  entstanden  sind. 

Die  Verpflichtung  der  guten  Verwahrung  geht  aber,  wie 
bereits  früher  gezeigt  ist,  nicht  bis  zur  Zwangs-Versicherung. 

Die  warrantierten  Produkte  sind  durch  den  Warrant  fest 
bezeichnet.  Werden  sie  zerstört,  so  ist  der  Depositar  frei 
von  der  Vertretung  der  Produkte,  nicht  aber  von  der  Geldschuld. 

Es  können  nun  folgende  Fälle  eintreten: 

1.  Die  Ware  ist  durch  einen  unglücklichen  Zufall, 
beispielsweise  durch  einen  Brand  zerstört  worden.  Sie  war 
vom  Darleiher  versichert.  Dieser  kann  mithin  den  vereinbarten 
Schadenersatz  erheben  und  jede  Schwierigkeit  ist  behoben. 

2.  Die  Ware  ist  vom  Entleiher  versichert.  Hier  kommt 
Artikel  4,  Absatz  2  in  Anwendung:  „Les  porteurs  de  Warrants 
(also  die  Darleiher)  ont  sur  les  indemnitäs  d'assurances  dues 
en  cas  de  sinistre  les  memes  droits  et  Privileges  que  sur  la 
marchandise  assuräe".  Der  Darleiher  kann  sich  also  an  der 
Versicherungssumme  schadlos  halten. 

8.  Die  Ware  ist  nicht  versichert.  Der  Gläubiger  hat 
zwar  sein  Privileg  verloren,  behält  aber  seinen  Anspruch  dem 
Schuldner  gegenüber. 

Es  ist  nicht  zweifelhaft,  dass  dem  Entleiher  der  Verkauf 
der  warrantierten  Produkte  nicht  gestattet  ist.  Der  Senator 
Edouard  Milland  hat  jedoch  hinsichtlich  dieser  Frage  den 
Landwirtschaftsminister  interpelliert  und  folgende  Antwort 
erhalten :  „Lorqu'un  agriculteur  aura  empi  untö  sur  sa  r&olte. 
et  que  le  gage  sera  constitu6  entre  ses  mains,  il  se  trouvera 
exactement  dans  la  Situation  d'un  commerqant  qui  a  d&pos* 
des  objets  dans  un  magasin  g6n6ral  et  qui  a  cr66  un  Warrant 
&  l'aide  de  ces  objets:  tant  qu'il  ne  sera  pas  dggagö  de  son 
Warrant,  il  ne  pourra  pas  vendre  les  objets  qui  constituent  le 
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gage  .  .  .  s'il  les  vend  quand  meme,  il  encoarra  les  sanctions 
pönales  prövues  par  la  loi.u 


Ein  Termin  für  die  Rückzahlung"  der  Schuld  ist  im  Gesetz 
nicht  vorgesehen  and  bleibt  daher  der  freien  Vereinbarung  der 
Parteien  überlassen.  Sie  kann  auch  vor  Verfall  erfolgen: 
„L'einprunteur  peut  meme  avant  l'ächöance,  rembourser  la 
creance  garantie  par  le  Warrant"  (Artikel  7  §  1).  Solange 
der  Gläubiger  wegen  seiner  Forderung  nicht  befriedigt  ist, 
hat  er  ein  Recht  auf  die  warrantierte  Ware  und  der  Verkauf 
derselben  kann  infolge  dessen  nicht  stattfinden.  Doch  kann 
es  vorkommen,  dass  der  Landwirt  einen  vorteilhaften  Preis 
für  seine  Produkte  erhalten  kann.  Könnte  er  in  solchem 
Fall  seine  Schuld  nicht  vor  Verfall  zurückzahlen,  so  würde 
er  eines  guten  Geschäfts  verlustig  gehen. 

Wie  geht  nun  die  Rückzahlung  vor  sich?  Der  Entwurf 
der  Regierung  stellte  in  diesem  Punkt  den  „Warrant  agri- 
cole"  dem  „Warrant  commercial"  gleich.  In  der  Kommission 
wurde  dieser  Teil  des  Gesetzvorschlages  zurückgewiesen,  weil 
die  Gleichstellung  der  beiden  Warrants  wegen  der  Ver- 
schiedenheit des  Ortes  der  Niederlage  der  warrantierten 
Waren  unmöglich  ist. 

Befindet  sich  der  Warrant  in  den  Händen  des  Darleihers, 
so  wird  sich  der  Landwirt  leicht  mit  ihm  verständigen  können. 
Die  Ware  wird  nicht  mehr  vom  Pfandrecht  beschwert  und 
kann  frei  verkauft  werden.  Der  Entleiher  muss  nur  noch 
die  Rückzahlung  vom  Beamten  des  Friedensrichters  feststellen 
lassen,  worauf  er  eine  Empfangsbescheinigung  ausgehändigt 
erhält.  Verweigert  der  Gläubiger  die  Annahme  der  Zahlung, 
so  kann  der  Landwirt  nach  Artikel  7,  §  2  nach  vorauf- 
gegangener nochmaliger  Aufforderung  an  den  Gläubiger,  die 
Zahlung  anzunehmen,  das  Geld  nebst  10  Tage  Zinsen  bei  der 
„Caigse  des  D6pöts  et  Consignations"  hinterlegen. 

Ist  die  gerichtliche  Deponierung  bewirkt,  so  hat  sich  der 

Entleiher  an  den  Friedensrichter  seines  Bezirks  zu  wenden, 
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welcher  wegen  der  Auslieferung  des  Pfandes  gegen  die  hinter- 
legte Summe  das  Erforderliche  veranlassen  wird. 

Häufiger  wird  der  Darleiher,  um  nicht  bis  zum  Verfall 
des  Warrants  auf  sein  Geld  warten  zu  müssen,  den  Warrant 
wiederum  seinem  Gläubiger  weitergeben.  Dies  geschieht  auf 
dem  Wege  des  Indossaments.  Auf  demselben  Wege  kann  der 
Warrant  durch  viele  Hände  gehen.  Damit  nun  der  Aussteller 
des  Warrants  den  Lauf  desselben  verfolgen  kann,  verpflichtet 
das  Gesetz  im  Artikel  9  den  Käufer  des  Warrants  in  seinem 
Interesse,  den  Beamten  des  Friedensrichters  alsbald  von  dem 
Kauf  zu  benachrichtigen.  So  erfährt  der  Entleiher  auch  vor 
Verfall,  an  wen  er  die  Schuld  zurückzuzahlen  hat. 


Wird  der  Warrant  bei  Verfall  nicht  bezahlt,  so  muss 
man  unterscheiden,  ob  er  sich  in  den  Händen  des  Darleihers 
oder  eines  Dritten  befindet. 

1)  Der  Warrant  befindet  sich  in  den  Händen  des  Dar- 
leihers. 

Der  Darleiher  ist  vermöge  seines  Pfandrechtes  in  der 
Lage,  die  warrantierte  Ware  verkaufen  zu  lassen. 

Will  er  von  diesem  Recht  Gebrauch  machen,  so  hat  er 
dies  dem  Aussteller  des  Warrants  mittelst  eingeschriebenen 
Briefes  anzuzeigen.  8  Tage  nach  Absendung  dieses  Briefes 
kann  der  Gläubiger  durch  einen  Beamten  die  Versteigerung 
der  in  Frage  kommenden  Ware  vornehmen  lassen. 

2)  Der  Warrant  befindet  sich  in  den  Händen  eines 
Dritten. 

Es  ist  eine  Eigentümlichkeit  des  „Warrant  agricole'% 
dass  ein  eigentlicher  wechselmässiger  Anspruch  des  Inhabers 
gegen  seine  Vordermänner  nur  unter  bestimmten  Bedingungen 
zu  Eecht  besteht.  Man  könnte  glauben,  dass  der  letzte  In- 
haber des  Warrants  sich  ohne  weiteres  an  seinen  Vorder- 
mann wenden  und  von  ihm  den  Preis  des  Warrants  fordern 
könnte,  dass  dieser  dann  ebenso  handeln  könnte  u.  s.  w.  alle 
anderen  Inhaber.  Das  Gesetz  hat  jedoch,  um  unnütze  Wei- 
terungen zu  vermeiden,  bestimmt,  dass  der  Anspruch  des  In- 
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habere  gegen  die  Indossatare   folgenden  Bedingungen   unter- 
worfen isj;: 

a)  Verkauf  der  warrantierten  Produkte  innerhalb  eines 
Monats  nach  dem  Tage,  an  welchem  der  Avisbrief 
abgesandt  ist. 

b)  Der  Erlös  reicht  nicht  aus,  um  das  Darlehn  zu 
decken. 

c)  Ausübung  des  Anspruchs  während  eines  Monats  nach 
dem  Verkauf. 


In  weiteren  Bestimmungen  des  Gesetzes  ist  die  An- 
ordnung getroffen,  dass  die  Ansprüche  des  Staats  wegen  der 
direkten  Steuern  und  der  Gerichtskosten  vor  den  Ansprüchen 
des  Pfandgläubigers  zu  berücksichtigen  sind. 


Da  der  Darleiher,  der  um  ein  Darlehn  angegangen  wird, 
das  grösste  Interesse  daran  hat,  zu  erfahren,  ob  die  Waren, 
die  ihm  als  Pfand  angeboten  werden,  nicht  schon  vor  ihm  als 
Grundlage  für  ein  Pfand  gedient  haben,  so  ist  die  Einrichtung 
getroffen,  dass  der  Darleiher  —  jedoch  nur  mit  Genehmigung 
des  Entleihers  —  von  dem  Beamten  des  Friedensrichters 
einen  Auszug  aus  dem  Register  verlangen  kann. 


um  die  richtige  Ausführung  der  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes zu  gewährleisten  und  um  dem  Darleiher  eine  grössere 
Sicherheit  zu  bieten,  sind  im  Artikel  13  verschiedene  Strafen 
festgesetzt.  Der  Landwirt,  welcher  Produkte  beleihen  lässt, 
die  sich  nicht  auf  seinem  Pachtgut  befinden,  oder  aber  Pro- 
dukte entwendet,  zerstört  oder  durch  Unachtsamkeit  das  Ver- 
derben derselben  verschuldet,  hat  Strafen  nach  Artikel  496 
und  408  des  Code  pönal  zu  gewärtigen. 

Auch  der  Landwirt,  welcher  falsche  Erklärungen  abgibt, 
wird  bestraft. 

Dies  sind  die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Gesetzes 
vom  18.  Juli  1898.  Es  ist  somit  der  Beweis  geliefert,  dass 
die  Einrichtung  des  Warrants  sehr  wohl  dem  landwirtschaft- 
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liehen  Interesse  dienstbar  gemacht  werden  kann.  Das  be- 
sonders Typische  dieses  Gesetzes  aber  ist  der  Umstand,  dass 
die  Einrichtung  des  „Warrant  agricole"  nicht  Lagerhäuser 
zur  Grundlage  haben  muss.  Das  zu  beleihende  Getreide  kann 
vielmehr  bei  demjenigen  verbleiben,  welcher  ein  Darlehn  auf- 
nimmt. 

Wenn  das  Gesetz  auch  erst  zu  kurze  Zeit  besteht,  als 
dass  man  seine  Wirkungen  näher  würdigen  könnte,  so  scheint, 
doch  schon  der  Umstand,  dass  es  einem  allgemeinen  Bedürfnis 
entsprungen  ist,  für  seine  Zweckmässigkeit  zu  sprechen. 


Deutschland. 

In  Deutschland  hat  sich  der  Getreidelombard  für  Land- 
wirte in  den  letzten  Jahren  da  entwickeln  können,  wo  die- 
jenigen, welche  den  Lombard  nachsuchen  wollen,  genügend 
organisiert  sind  und  wo  die  Einrichtungen  zur  Lagerung  von 
Getreide  —  zumeist  in  besonderen  Lagerhäusern  —  in  prak- 
tischer Weise  getroffen  und  in  hinreichendem  Masse  vor- 
handen sind. 

Zwar  gab  es  schon  längere  Zeit  Lagerhäuser,  welche 
sich  mit  dem  Getreidelombard  befassten,  so  in  Mannheim  die 
Mannheimer  Lagerhaus-Gesellschaft,  in  Köln  die  Kölner 
Lagerhaus-Gesellschaft,  in  Uerdingen  die  Uerdinger  Silo- 
Speicher-Gesellschaft,  in  Ludwigshafen  das  Lagerhaus  der 
Pfälzischen  Eisenbahn-Direktion,  in  Worms  das  Lagerhaus 
der  Stadt.  Doch  wurden  diese  Lagerhäuser  fast  nur  vom 
Handel  in  Anspruch  genommen. 

Als  im  Frühjahr  1891  die  Broschüre  von  v.  Grass  Klamin 
„Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Kornzölle  und  die  Mög- 
lichkeit ihrer  Herabsetzung"  erschien,  in  der  namentlich  die 
Anlage  von  Kornhäusern  empfohlen  wurde,  fand  dieser  Ge- 
danke bei  den  Landwirten  zunächst  sehr  wenig  Anklang. 
Erst  als  der  Antrag  Kanitz  geschwunden  war,  wurde  in  land- 
wirtschaftlichen Kreisen  die  Stimmung  dem  Plan  der  Schaffung 
von  Kornhäusern  unter  möglichster  Inanspruchnahme  staat- 
licher  Unterstützung   günstiger.     Auch    die    Broschüre   von 
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v.  Grass-Klanin  „Korn haus  contra  Kanitz"  wirkte  in  dieser 
Beziehung  günstig. 

Der  allgemeine  Verband  der  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften für  Deutschland,  der  am  26.  und  27.  August  1895 
in  Neustadt  a.  H.  tagte,  sprach  sich  einstimmig  für  die  Er- 
richtung genossenschaftlicher  Kornhäuser  aus.  Auch  das 
Vorgehen  der  Raiffeisen'schen  Kassen  in  Westpreussen  deutete 
nach  derselben  Richtung. 

Die  neue  Einrichtung  sollte  in  erster  Linie  dem  Klein- 
grundbesitz nutzbar  gemacht  werden,  der  sich  vielfach  in  einer 
überaus  üblen  Lage  befand.  Eine  grosse  Anzahl  von  Land- 
wirten war  bereits  soweit  in  den  Händen  des  Zwischen- 
handels, dass  für  sie  der  Gebrauch  der  Kornhäuser  überhaupt 
nicht  mehr  in  Betracht  kommen  konnte.  Denn  wenn  sie  auch 
gern  den  genossenschaftlichen  Kredit  benutzt  hätten,  so  würden 
sie  von  ihren  Gläubigern,  die  sich  häufig  schon  durch  Vor- 
schuss  vor  der  Ernte  ihren  Einflu$s  gesichert  hatten,  daran 
gehindert  worden  sein. 

Zur  Besserung  dieser  Verhältnisse  und  zur  Auslösung 
der  Landwirte  aus  den  Fesseln  des  Wuchers  war  bereits 
z.  B.  in  Hessen  der  Kampf  durch  die  Darlehnsvereine  auf- 
genommen worden.  . 

In  Bayern  sind  für  die  Errichtung  von  Getreidelager- 
häusern unverzinsliche  Vorschüsse  aus  Fonds  des  Ministeriums 
des  Innern,  sowie  Platzabtretungen  an  den  Bahnhöfen  gegen 
ganz  geringe  Gebühren,  neuerdings  unentgeltlich,  und  sonstige 
Begünstigungen  gewährt  worden. 

In  Württemberg  gibt  der  Staat  ebenfalls  Zuschüsse  für 
die  Erbauung  von  Getreidelagerhäusern. 

In  Preussen  war  man  der  Ansicht,  dass  die  Bildung  von 
Genossenschaften  zur  Erleichterung  des  Absatzes  im  Anschluss 
an  die  Errichtung  von  Kornhäusern  nach  verschiedenen  Rich- 
tungen hin  günstig  wirken  könnte. 

Neben  den  Vorteilen,  welche  die  Zusammenfassung  vieler 
verschiedenartiger  Mengen  von  Getreide  zu  einer  einheitlichen 
Masse  bietet,  können  die  Kornlagerhäuser  eine  hohe  Bedeutung 
dadurch  erlangen,    dass   sie  den   Landwirten  gestatten,  ihr 
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Getreide  darin  unter  angemessener  Behandlung  aufzubewahren, 
um  es  nicht  unmittelbar  nach  der  Ernte  zu  jedem  Preise  ver- 
kaufen zu  müssen.  Aber  die  Landwirte  können  auch  auf 
Grund  des  deponierten  Getreides  Darlehen  erhalten,  um  in 
Betreff  des  Termins  des  Verkaufs  freie  Hand  haben  zu  können. 

Viele  Landwirte  sind  bei  der  geringen  Rentabilität  der 
Landwirtschaft  gezwungen,  ihr  Getreide  gleich  nach  der  Einte 
zu  verkaufen,  um  sich  entsprechende  Mittel  zum  Bezahlen  der 
Steuern,  der  Zinsen,  der  Löhne  für  Dienstboten  und  für 
andere  Ausgaben  zu  verschaffen.  Dadurch  macht  sich  bei 
dem  Zwischenhändler,  mit  welchem  der  Landwirt  direkt  in 
Verbindung  steht,  ein  starkes  Angebot  geltend.  Es  wird  ihm 
mehr  Getreide  geliefert,  als  er  bei  seinen  gewöhnlichen  Ge- 
schäftsbeziehungen unterbringen  kann;  derselbe  bezahlt  daher, 
schon  weil  er  oft  gezwungen  ist,  das  Getreide  seinerseits  zu 
lagern,  nur  niedrige  Preise.  Daher  muss  die  Zugehörigkeit 
zu  einem  Kornhause  dem  Landwirt  bedeutende  Vorteile  bieten 
können.  Denn  er  ist  dann  in  der  Lage,  ohne  lästige  Schulden 
eingehen  zu  müssen,  seinen  Verbindlichkeiten  nachzukommen. 

Diese  Erwägungen  und  der  ausserordentliche  Bückgang 
der  Getreidepreise  bewogen  im  Jahre  1896  die  Regierung  in 
Preussen,  einen  Gegetzentwurf  vorzulegen,  in  welchem  die 
Bildung  eines  Kornspeicherfonds  von  M.  3  000  000,—  bean- 
tragt war. 

Dieser  Entwurf  wurde  am  5.  April  1896  Gesetz. 

In  der  Begründung  wurde  u.  a.  angeführt,  dass  die  Er- 
öffnung eines  gesunden  Kredits  für  Landwirte  durch  Lombar- 
dierung der  eingelagerten  Getreidebestände  ermöglicht 
werden  könnte. 

Aber  auch  eine  Regulierung  der  Preise  durch  Abgabe 
des  Korns  aus  diesen  Kornhäusern  nur  nach  Massgabe  des» 
sich  fühlbar  machenden  tatsächlichen  Bedarfs,  also  durch 
„Zurückhaltung  des  Angebots"  sollte  erzielt  werden. 

Zu  einer  derartigen  Regulierung  benötigt  das  Kornhau* 
auch  seinerseits  wieder  Geld,  welches  als  Darlehn  aufgenommen 
werden  muss,  sofern  das  Betriebskapital  —  was  häufig  der 
Fall  sein  wird  —  nicht  ausreicht. 
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Sicher  hat  es  nicht  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers 
gelegen,  die  Kornhausgenossenschaften  zu  grösseren  Speku- 
lationen zu  verleiten.  Erstreckt  sich  das  „Zurückhalten  des 
Angebots"  über  einen  längeren  Zeitraum,  so  liegt  eine  eminente 
Gefahr  darin.  Es  ist  überaus  schwer,  den  Getreidemarkt  zu 
überschauen.  Hat  einmal  ein  Zurückhalten  stattgefunden, 
sind  dann  in  Folge  der  höheren  Preise  grössere  Mengen 
Getreides  importiert  worden  und  kommen  dann  im  Frühjahr 
günstige  Saatenstandsberichte,  so  wird,  wenn  nun  auch  noch 
die  Lagerhäuser  verkaufen  wollen,  der  Preissturz  ein  überaus 
grosser  sein. 

Im  Jahre  1892  war  der  durchschnittliche  Preis  für  Roggen 
in  Berlin  176,  im  nächsten  Jahre  aber  nur  133.  Hätte  jemand 
in  dieser  Zeit  von  einem  Jahr  zum  anderen  spekuliert,  so 
würde  er  enorme  Verluste  gehabt  haben.  Wenn  sich  nun 
auch  seit  dem  Jahre  1896,  dem  Jahr,  in  welchem  das  Gesetz 
erlassen  worden  ist,  die  Entwickelung  der  Getreidepreise 
günstiger  gestaltet  hat,  so  ist  es  doch  nicht  ausgeschlossen, 
dass  derartige  Zeiten  wiederkehren. 

Wie  sehr  zur  Vorsicht  zu  mahnen  ist,  zeigt  die  Tatsache, 
dass  später  mehrere  der  mit  staatlicher  Hülfe  begründeten 
Kornhausgenossenschaften  Verluste  gehabt  haben.  U.  a.  hat 
die  Kornhausgenossenschaft  in  Halle  a.  S.  in  einem  Jahre  ein 
Defizit  von  Mk.  55  000  gehabt. 

Ist  dagegen  beabsichtigt,  vermittelst  der  Einrichtungen 
der  Kornhausgenossenschaft  einen  Verkauf  zu  einer  Zeit,  wo 
der  Markt  ohnehin  mit  Getreide  überschwemmt  ist,  zu  ver- 
meiden und  zu  einer  späteren  —  aber  nicht  zu  fernen  Zeit  — 
zu  verkaufen,  so  könnte  man  dem  eher  zustimmen. 

Fraglos  ist  es  am  besten,  wenn  die  Kornhausgenossen- 
schaften überhaupt  nicht  spekulieren,  sondern  wenn  sie,  wie 
(lies  bei  Badischen  Genossenschaften  geschieht,  welche  bereits 
vor  dem  Inkrafttreten  des  preussischen  Gesetzes  Kornhäuser 
errichtet  hatten,  innerhalb  von  14  Tagen  zum  Tagespreis  ver- 
kaufen. Eine  Ausnahme  dürfte  nur  da  eintreten,  wo  jemand 
z.  B.  sein  eingelagertes  Getreide  mit  Vi  des  Wertes  beliehen 
erhalten  hat  und  nun  mit  dem  letzten  Drittel  das  Risiko  einer 
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Spekulation  zu  tragen  sich  bereit  erklärt.  Auch  eine  solche 
Spekulation  würde  sich  nur  für  Landwirte  empfehlen,  die  eine 
kräftigere  Position  haben. 

Auf  keinen  Fall  darf  aber  die  Einlagerung  in  einem 
Kornhaus  nur  zu  dem  Zweck  geschehen,  um  abzuwarten,  bis 
die  Konjunktur  kommt. 

Die  „Zurückhaltung  des  Angebots"  und  die  „Ausnutzung 
der  Konjunktur"  in  die  richtigen  Bahnen  zu  lenken,  wird 
Aufgabe  derjenigen  sein,  welche  die  Verwaltung  •  der  Korn- 
hausgenossenschaft in  Händen  haben.  Die  Schwierigkeit 
dieser  Aufgabe  ist  nicht  zu  verkennen.  Erfordert  sie  doch 
nicht  nur  technisch,  sondern  auch  genossenschaftlich  und  kauf- 
männisch wohl  geschulte  Kräfte. 

Schon  die  Möglichkeit  von  Verlusten  durch  Spekulationen 
legt  dem  Staat  die  Pflicht  auf,  nicht  selbst  Träger  derartiger 
Einrichtungen  zu  werden.  Aber  auch  die  Initiative  und  die 
selbsttätige  Mitwirkung  der  zunächst  Beteiligten  würde  durch 
eine  zu  umfassende  Tätigkeit  des  Staates  eine  Lähmung  er- 
fahren. Deshalb  hat  auch  der  Staat  nur  die  Erbauung  von 
Kornhäusern  aus  staatlichen  Mitteln  möglichst  in  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Wünschen  der  Beteiligten  übernommen,  um 
dieselben  an  leistungsfähige  Korporationen  zur  Benutzung  und 
Verwaltung  gegen  Entgelt  unter  bestimmten  Bedingungen  zu 
überlasten.  Schon  die  verhältnismässiggeringen  Summen,  welche 
zur  Verfügung  gestellt  worden  sind  -    1896  M.  3.000.000,— 

1897  „  2.000.000,- 
lassen  erkennen,  dass  der  Staat  nur  anregend  auf  die  Land- 
wirte einwirken  wollte.  Denn  für  Mk.  5.000.000, —  lässt  sich 
Preussen  nicht  mit  einem  Netz  von  Kornhäusern  überziehen. 

Von  Grass-Klanin  nimmt  an,  dass  für  6000  Morgen  ein 
Silo  erforderlich  sei,  das  12  000  Zentner  Getreide  fasst  und 
45  000  Mk.  Anlagekosten  verursacht.  Unter  Zugrundelegung 
dieser  Zahlen  müssten  für  Preussen  116  000  Silos  eingerichtet 
werden,  welche  ein  Kapital  von  über  500  Millionen  Mark 
erfordern  würden.  *) 

])      Haus  der  Abgeordneten.      58.  Sitzung  vom  23.  April  1896.    Abge- 
ordneter Herold. 
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Aus  diesen  Zahlen  ersieht  man,  dass  die  Verallgemeinerung 
dieser  Einrichtungen  allein  mit  Staatshilfe  anmöglich  ist. 

um  die  vom  Staat  eingerichteten  Kornhäuser  lebensfähig 
zu  machen,  war  es  erforderlich,  die  Bedingungen  für  Lombard 
und  Kornhausmiete  nicht  zu  hart  zu  stellen. 

Der  Finanzminister  Dr.  v.  Miquel  äusserte  sich  über 
diese  Bedingungen  folgendermassen :  „Der  Staat  soll  hier  nichts 
wegschenken,  sondern  die  Kosten,  welche  er  durch  Herstellung 
von  Lagerhäusern  übernimmt,  zurückvergütet  haben  in  einer 
angemessenen  Pacht,  ohne  irgendwie  die  Absicht  zu  haben, 
dabei  einen  eigenen  Gewinn  zu  machen.  Wenn  der  Staat 
also  seine  Konsols  mit  3%  unterbringen  kann,  so  wird  er 
zufrieden  sein  mit  einer  Pacht,  welche  der  Verzinsung  des 
Anlagekapitals  und  der  ihm  erwachsenen  Kosten  entspricht." 

!)Der  Zinsfuss,  zu  welchem  Gelder  an  die  einzelnen 
Kornhausgenossenschaften  verabfolgt  werden,  wird  verschieden 
berechnet,  je  nachdem  die  Kornhausgenossenschaften  einer 
Provinz  sich  zu  einem  Verbände  zusammengeschlossen  haben, 
wie  z.  B.  in  der  Provinz  Pommern,  oder  wo  die  Kornhäuser 
selbstständig  auf  eigene  Rechnung  und  unabhängig  von  ein- 
ander ihre  Geschäfte  betreiben.  Im  ersteren  Falle  wird  die 
Zahlung  eines  festen  Mietszinses  in  Höhe  von  11%  des  ge- 
samten in  den  Kornhausbau  verwendeten  Kapitals  für  den 
fünfjährigen  Zeitraum,  für  den  der  Mietsvertrag  erstmalig 
abgeschlossen  ist,  beansprucht,  und  zwar  dergestalt,  dass  für 
das  erste  Jahr  W*0/o,  für  das  zweite  Jahr  2  «/o,  für  das  dritte 
bis  fünfte  Jahr  2V*p/o,  also  durchschnittlich  jährlich  2V*p/o 
zu  entrichten  sind. 

Bei  denjenigen  Kornhäusern  dagegen,  welche  einem  Ver- 
bände nicht  angehören,  ist  die  Verzinsung  des  ßaukapitals 
für  die  ersten  fünf  Jahre,  auf  die  sich  auch  bei  ihnen  der 
Miets vertrag  vorläufig  nur  erstreckt,  in  der  Regel  dahin 
vereinbart  worden,  dass  neben  einem  massigen  festen  Miets- 
zinse  von  den  Kornhausgenossenschaften  noch  ein  Ergänzungs- 
zins zu  zahlen  ist,  der  aber  von  der  Höhe  des  Betriebsüber- 

M  Denkschrift  Nu.   151.    Haus  der  Abgeordneten.      18.  Legislatur- 
periode.   V.  Session  1898. 
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Schusses  abhängig  gemacht  worden  ist.  Und  zwar  sollen  an 
festem  Mietszinse  für  die  Dauer  der  fünfjährigen  Mietsperiode 
im  ganzen  8°/o  des  gesamten  aufgewendeten  Baukapitals  ge- 
zahlt werden  in  der  Weise,  dass  im  ersten  und  zweiten  Jahr 
l°/o,  im  dritten  l1/*0/«,  im  vierten  2°/o  und  im  fünften  2V»p/o 
zu  entrichten  sind.  Von  dem  in  jedem  dieser  5  Geschäftsjahre 
sich  ergebenden  Betriebsüberschusse  verbleiben  der  Genossen- 
schaft endgültig  25°/o;  die  übrigen  75°/o  sind  zunächst  zur 
Erhöhung  der  erwähnten  festen  Verzinsung  bis  zu  3°/o  des 
aufgewendeten  Kapitals  für  jedes  der  5  Jahre  zu  verwenden. 
Zur  Deckung  eines  etwaigen  Ausfalls  an  diesen  3°/o  in  einem 
oder  einzelnen  dieser  5  Jahre  sind  die  75°/o  der  folgenden 
Jahre  mit  zu  verwenden. 

Es  ist  also  in  Aussicht  genommen  worden,  dass  wenn 
die  Kornhausgenossenschaften  entsprechende  Betriebsüber- 
schüsse erzielen,  sie  im  ganzen  das  in  den  Kornhäusern  mit 
allem  Zubehör  angelegte  Kapital  mit  jährlich  3°/o  verzinsen 
sollen,  falls  sie  indessen  keine  Betriebsüberschüsse  heraus- 
wirtschaften, es  bei  der  Verzinsung  von  8°/o  während  der 
fünfjährigen  Dauer  des  erstmalig  abgeschlossenen  Mietsver- 
trages das  Bewenden  behalten  soll. 

Die  vorstehenden  Bedingungen  sind  der  Entwickelung 
der  Getreidelagerhäuser,  welche  mit  Beteiligung  des  Staates 
entstanden  sind,  im  allgemeinen  günstig  gewesen. 

Nach  der  im  April  1903  dem  Hause  der  Abgeordneten 
vorgelegten  Nachweisung1)  waren  Ende  Dezember  1902  33 
Lagerhäuser  im  Betriebe.  Der  Bau  eines  Lagerhauses 
(Münster  Westf.)  ging  seiner  Beendigung  entgegen  und  der 
Beginn  eines  Lagerhauses  in  Rastenburg  stand  unmittelbar 
bevor. 

Von  den  bewilligten  M.  5.000.000,—  waren  M. 4.1 17.494,70 
ausgegeben.  Ueber  weitere  ca.  Mk.  400.000,—  war  bereits 
disponiert. 

Aus  den  in  der  Nachweisung  enthaltenen  Angaben  geht 
hervor,  dass  überwiegend  der  Kleinbesitz  und  der  mittlere 
Besitz  an  dem  Betrieb  beteiligt  sind. 

*)  Nr.  193.    19.  Legislaturperiode.    V.  Session. 
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Die  Frag«,  welcher  Lagerungsmethode  der  Vorzug  zu 
geben  sei,  war  immer  noch  nicht  definitiv  entschieden. 

Gegen  die  Silos  wird  hauptsächlich  eingewendet,  dass 
das  Umsetzen  des  Getreides  eine  zu  grosse  Betriebskraft 
beansprucht,  und  dass  sich  das  nicht  ganz  trocken  eingebrachte 
Getreide  in  wenigen  Tagen  darin  erwärmt,  wenn  es  nicht, 
rechtzeitig  umgesetzt  wird. 

Auch  ihre  Bauart  wird  bemängelt. 

Die  Silozellen  sollen  sich  nur  schwer  reinigen  lassen,  weil 
sie  schwer  zugänglich  sind. 

Getreideschädlinge,  Getreidekörner  und  Uneinigkeiten, 
die  an  den  rauhen  Holzwänden  im  Inneren  der  Silos  und  in 
den  Ritzen  zwischen  den  Brettern  haften  bleiben  oder  sich 
festsetzen,  lassen  sich  nach  Berichten  der  Kornhausgenossen- 
Bchaften  nicht  immer  rollständig  entfernen. 

Die  Holzwandungen  der  Silozellen  sollen  dem  Druck  des 
eingelagerten  Getreides  nachgeben  und  durch  ihr  Auseinander- 
weichen Verluste  im  Bestände  und  in  der  Qualität  des  Ge- 
treides mit  sich  bringen.  Bei  der  Entleerung  der  Silozellen 
bleibt,  wenn  sie  nicht  trichterförmig  nach  unten  verlaufen, 
vielfach  Getreide  zurück. 

Von  vielen  Seiten  wird  daher  empfohlen,  bei  etwaigen 
Neubauten  in  Anbetracht  unserer  klimatischen  Verhältnisse 
weniger  Silos  als  Bodenspeicher  zu  wählen. 

Von  andrer  Seite  wird  den  Silos  nachgerühmt,  dass  sich 
in  ihnen  die  Frucht  bei  geeieneter  Bearbeitung  vorzüglich 
erhält,  die  Raum-  und  Arbeitsersparnis  ganz  hervorragend  ist, 
die  Frische  und  der  Glanz  der  Körner  in  ihnen  erhalten  bleibt 
und  die  Eintrocknung  sich  nur  auf  U/i0/»  jährlich  stellt, 
während  die  Boden  speicherung  einen  Verlust  von  2»/*  jährlich 
hervorrufe.  Es  fehlt  mithin  nicht  an  Stimmen,  welche  das 
Silosystem  mehr  bevoizngen. 

Der  gesamte  Fassungsraum  der  Getreidelagerhäuser  stellte 
sich  Ende  Dezember  1902  für  die  Silos  auf  24  816  t,  für  die 
Bodenspeicher  auf  21  917  t. 

Nur  vier  Betriebe  arbeiteten  mit  Verlust.  Der  Lombard- 
rerkehr  hat  sich  nicht  besonders  lebhaft  entwickelt. 
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Nach  der  Nach  Weisung  von  1902  wurden  die  Produkte 
der  Landwirte  von  18  Genossenschaften  grundsätzlich  an- 
gekauft und  sofort  bar  bezahlt.  Von  acht  Genossenschaften 
wurden  Abschlagszahlungen  zwischen  75  bis  95°/o  des  Tages* 
preises  gewährt,  der  Best  aber  am  Jahresschlüsse  nach  Mass- 
gabe des  Erlöses  nachgezahlt.  Ausserdem  bezahlten  fünf 
dieser  Genossenschaften  die  kleinen  Mengen  sofort  bar.  In 
einer  Genossenschat  verkauften  die  Mitglieder  das  Getreide 
auf  eigene  Rechnung.  Nur  in  12  Genossenschaften  wurde 
vereinzelt  Lombard  beansprucht.  Die  Erzeugnisse  würfen 
bis  zu  75°/o  des  Tagespreises  beliehen.  Das  erforderliche  Geld 
erhielten,  soweit  nötig,  die  Genossenschaften  durch  die  Central- 
genossenschaftskasse  in  Berlin,  teils  durch  genossenschaftliche, 
provinzielle  oder  Institute  des  Kreises.  Die  Preussische 
Centralgenossenschafts-Kasse  hat  in  anerkennenswerter  Weise 
besondere  Bestimmungen  behufs  Förderung  des  Geschäfts- 
betriebes von  Kornhausgenossenschaften  erlassen. 

Wenn  der  Lombardverkehr  der  Kornhausgenossen- 
schaften mit  den  Genossen  so  geringfügig  gewesen  ist,  so  ist 
dies  keineswegs  ein  günstiges  Zeichen.  Es  ist  vielmehr  ein 
Zeichen  dafür,  dass  die  Leitung  der  Genossenschaften  den 
Lombardverkehr  nicht  begünstigt  und  dass  die  Einrichtungen 
für  einen  solchen  Verkehr  in  ungenügender  Weise  getroffen  sind. 

Für  die  Genossenschaft  wäre  es  sicher  vorteilhafter,  wenn 
sie  den  Lombardverkehr  mit  den  Genossen  weiter  ausdehnen 
würde.  Es  ist  nämlich  nicht  anzunehmen,  dass  der  geringe 
Lombard  verkehr  damit  begründet  werden  kann,  dass  die  Ge- 
nossen nicht  unmittelbar  nach  der  Ernte  ihr  Getreide  der 
Kornhausgenossenschaft  anbieten.  Es  ist  vielmehr  sicher,  dass 
zum  mindesten  der  mittlere  und  kleine  Grundbesitzer,  welche 
überwiegend  an  den  Genossenschaften  beteiligt  sind,  nach  wie 
yor  unmittelbar  nach  der  Ernte  Geld  gegen  Getreide  brauchen. 

Hat  aber  die  Kornhausgenossenschaft  unmittelbar  nach 
der  Ernte  viel  Getreide  angekauft,  so  kann  sie  dies  nicht 
wieder  so  schnell  auf  den  Markt  werfen,  weil  der  Termin  zum 
Verkauf  zu  ungünstig  ist.  Sie  ist  also  gezwungen,  zu  spe- 
kulieren.     Wünschenswert    wäre    es,    wenn    die    Kornhaus- 
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genossenschaft  nur  das  Getreide  der  kleinen  Besitzer  sofort 
ankaufen  würde,  dasjenige  des  mittleren  Besitzers  aber  nur 
lombardieren  würde. 

Für  den  mittleren  Besitzer  wäre  es  andrerseits  vorteilhaft, 
sein  Getreide  nicht  unmittelbar  nach  der  Ernte  zu  verkaufen. 
Denn  die  geringen  Preise,  welche  dann  gezahlt  werden,  sollen 
für  ihn  nach  dem  Wunsche  des  Gesetzgebers  gerade  ver- 
mieden werden.  Kommen  auch  etwaige  günstige  Resultate 
des  Betriebes  der  Kornhausgenossenschaft  ihm  indirekt  wieder 
zu  gute,  so  hat  er  doch  keine  Einwirkung  auf  den  Preis  für 
sein  Getreide,  wenn  ihm  die  Möglichkeit  zu  lombardieren  nicht 
hinreichend  gegeben  wird. 

Es  wäre  jedenfalls  wünschenswert,  wenn  daran  fest- 
gehalten werden  würde,  dass  die  Kornhausgenossenschaften 
zwar  den  Genossen  helfen,  dabei  aber  ihrerseits  jedes  Risiko 
vermeiden  solleu.  Dies  kann  erreicht  werden  durch  einen 
umfangreichen  Getreidelombard.  Ein  eventuelles  Risiko  liegt 
dann  bei  den  einzelnen  Produzenten. 

Es  sind  hier  allerdings  verschiedene  Schwierigkeiten  zu 
überwinden.  Wer  Getreide  lombardieren  lassen  will,  muss, 
falls  er  mit  dem  Silosystem  zu  rechnen  hat,  die  Miete  gleich 
für  ein  ganzes  Silo  (z.  B.  in  Halle  i.  S.  f.  400  Ztr.)  bezahlen, 
bei  geringeren  Quantitäten  aber  auf  die  Identität*  seines  Ge- 
treides verzichten.  Auch  die  grosse  Anzahl  verschiedener 
Getreidesorten  in  Deutschland  wirkt  hemmend  auf  diesen 
Verkehr. 

Andrerseits  liegt  die  Schwierigkeit  darin  begründet,  dass 
der  von  der  Kornhausgenossenschaft  ausgestellte  Lagerschein 
nicht  übertragbar  ist.  Nur  von  der  Kornhausgenossenschaft 
kann  der  einzelne  Genosse  Darlehen  auf  im  Kornhaus  ein- 
gelagertes Getreide  erhalten. 

Um  wieviel  leichter  könnte  sich  der  Getreidelombard- 
verkehr entwickeln,  wenn  der  Landwirt  bei  der  Beleibung  des 
Lagerscheins  eine  grössere  Freiheit  gemessen  würde  und  den 
Lagerschein  beleihen  lassen  könnte,  wo  er  dies  für  zweck- 
mässig hält.  Allerdings  müsste  dann  der  Lagerschein  den 
Charakter  des  Warrants  tragen.    Es  ist  bereits  hervorgehoben 
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worden,  dass  der  Erlass  eines  Deutschen  Warrantgesetzes  zum 
grossen  Teil  an  dem  Widerspruch  der  Landwirte  gescheitert 
ist.  Ganz  im  Gegensatz  zu  Oesterreich  und  Frankreich,  wo 
namentlich  die  Landwirte  eifrig  für  Warrants  eingetreten  sind. 

Die  bei  uns  in  landwirtschaftlichen  Kreisen  herrschende 
Ansicht  aber  Warrants  dürfte  sich  in  einer  Bede  wieder- 
spiegeln, welche  der  verstorbene  Reichstagsabgeordnete  Oeko- 
nomierat  von  Mendel-Steinfels  anlässlich  der  ersten  Beratung 
des  Gesetzentwurfs  betreffend  die  Errichtung  von  landwirt- 
schaftlichen Lagerhäusern  am  23.  April  1896  im  Abgeordneten- 
hause gehalten  hat. 

Er  sagte  darin  u.  a.:  „Es  ist  nicht  allein  die  instinktive 
Furcht  der  Landwirtschaft,  die  Privilegien  und  die  Macht  des 
Getreidehandels  durch  die  Erweiterung  der  Warrantgesetz- 
gebung  noch  zu  verstärken,  sondern  es  sind  ganz  bestimmte 
Befürchtungen,  die  uns  gegen  die  Warrantgesetzgebung  Front 
machen  lassen,  und  ich  möchte  geradezu  die  Behauptung  auf- 
stellen, dass  das  Kornhausgenossenschaftswesen  nur  existieren 
kann,  wenn  wir  von  einer  Warrantgesetzgebung  ä  la  Amerika 
und  ä  la  England  befreit  bleiben.  Der  Warrant  ist  ein  in- 
dossables  Papier,  das  von  Hand  zu  Hand  geht  und  dort  das 
Angebot  in  unmässiger  Weise  vermehren  kann;  der  Warrant 
stärkt  die 9  Kreditfähigkeit  der  Spekulation  ins  Ungemessene 
und  droht,  ein  Börsenpapier  schlimmster  Art  zu  werden, 
welches  gerade  dem  Terminhandel  neue  Stärkung  zuführt. 

Ich  möchte  deshalb  nicht  allein  im  Interesse  der  Korn- 
hausgenossenschaften, sondern  im  Interesse  unserer  deutschen 
Landwirtschaft  überhaupt  die  dringende  Bitte  stellen,  dass 
das  Preussische  Staatsministerium  ein  für  alle  mal  von  dem 
Gedanken  der  Erweiterung  der  Warrantgesetzgebung  nach 
dem  Muster  von  Amerika  und  England  unter  allen  Umständen 
absieht.  Es  kann  davon  für  uns  noch  eine  schwere  Ver- 
stärkung der  Nachteile,  welche  uns  die  Handelsverträge  ge- 
bracht haben,  herbeigeführt  werden,  und  ich  glaube,  dass  di> 
Deutsche  Landwirtschaft  an  der  Grenze,  um  weitere  derartig* 
Schädigungen  überhaupt  noch  ertragen  zu  können,  angelangt 
ist.    Was  der  Handel  braucht  auf  dem  Gebiete  der  Warrant- 
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gesetzgebung,  das  hat  er  in  den  bezüglichen  Artikeln  unseres 
Handelsgesetzbuches;  das  reicht  vollständig  aus.  Wenn  man 
einen  weiteren  Warrantverkehr  haben  will,  dann  möge  das 
Getreide  unter  allen  Umständen  ausgeschlossen  bleiben." 

In  ähnlicher  Weise  hat  sich  der  Deutsche  Landwirtschafts- 
rat mehrfach  ausgesprochen. 

In  den  Darlegungen  des  Abgeordneten  von  Mendel- 
Steinfels  ist  von  einer  „Erweiterung  der  Warrantgesetzgebung" 
die  Rede,  obwohl  ein  eigentliches  Warrantgesetz  auch  bis 
heute  noch  nicht  existiert. 

Nun  ist  zuzugeben,  dass  ein  ausgedehnter  Warrantverkehr 
Nachteile  im  Gefolge  haben  kann.  Diese  würden  jedoch  sicher 
von  den  Vorteilen  überwogen  werden. 

Der  verstorbene  grossherzoglich  Badische  Finanzminister 
Buchenberger  hat  sich  hierzu  folgendermassen  ausgesprochen :  *) 

„Der  Faustpfandkredit  spielt  in  Bezug  auf  den  Betriebs- 
kredit bei  der  bäuerlichen  Bevölkerung  gar  keine  und  in  den 
Kreisen  der  Grossgrundbesitzer  im  grossen  und  ganzen  noch 
eine  unerhebliche  Rolle,  aber  mit  der  besseren  Ausnützung 
des  den  amerikanischen  Elevatoren  nachgebildeten  Getreide- 
magazinwesens dürfte  derselbe  mit  der  Zeit  wohl  ebenfalls 
eine  wachsende  Bedeutung  gewinnen,  zumal  wenn  eine  ent- 
sprechende Gesetzgebung  (Warrantrecht)  dieser  Entwickelung 
zu  Hilfe  kommt. u 

Was  die  „Stärkung  der  Kreditfähigkeit  der  Spekulation" 
anbetrifft,  so  sagt  hierüber  der  österreichische  Schriftsteller 
Dr.  Adler  (vergl.  Artikel  Warrant  in  dem  Handwörterbuch 
der  Staats  Wissenschaften  von  Conrad):  „Die  in  Deutschland 
ungemein  heftige  agrarische  Opposition  ist  nur  aus  der  nicht 
immer  unberechtigten  Furcht  des  deutschen  Landwirtes  vor 
der  Spekulation  zu  erklären  ...  Es  ist  nicht  schwer  ein- 
zusehen, dass  jede  Ausbildung  des  Lagerhaussystems  ganz 
überwiegend  nur  die  Spekulation  ä  la  hausse  befördern  kann, 
welche  den  spezisisch  agrarischen  Interessen  sicheren  und 
grösseren  Vorteil  bringt.  .  .     Diese  Preissteigerung  des  Ge- 


*)  Agrarwesen  und  Agrarpolitik,  Band  II.    Leipzig  1893. 
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treides,   die  eine  Wirkung  des  Warrants  sein  soll,    wird  ja 
aber  gerade  von  agrarischer  Seite  gewünscht. 

Es  steht  zu  hoffen,  dass  der  deutsche  Landwirt  bei  der 
zunehmenden  Bedeutung  der  Kornhausgenossenschaften  sich 
selbst  von  der  Zweckmässigkeit  eines  regen  gesetzlich  ge- 
regelten Warrantverkehrs  überzeugen  wird.  Vielleicht  könnte 
man  bei  einer  etwaigen  gesetzlichen  Regelung  ähnlich  wie  in 
Frankreich  für  den  landwirtschaftlichen  Warrant  mit  Rücksicht 
auf  die  besonderen  Verhältnisse  in  der  Landwirtschaft  be- 
sondere Bestimmungen  treffen. 


Für  die  Reichsbank  sind  bei  der  Beleihung  von  Getreide 
zunächst  die  in  den  „Bestimmungen  über  den  Geschäftsverkehr 
mit  der  Reichsbank"  enthaltenen  Bedingungen  massgebend. 
Das  sind  diejenigen  Bedingungen,  welche  überhaupt  für 
Warenbeleihung  gelten.  (Siehe  vorn  Seite  17  ff.)  Diese 
Bedingungen  sind  ziemlich  hart  und  für  den  Entleiher  lästig. 
Mit  diesen  Bedingungen  kann  die  Reichsbank  wohl  dem 
Handel  helfen,  nicht  aber  der  Landwirtschaft.  Denn  der 
Handel  kann  die  harten  Bedingungen  leichter  ertragen,  weil 
es  sich  bei  ihm  meistens  um  Darlehen  von  kürzerer  Dauer 
handelt.     Der  Landwirt  aber  braucht  langfristige  Darlehen. 

Nun  hat  das  Reichsbank-Direktorium  am  30.  Juli  and 
11.  August  1896  noch  besondere  Anweisungen  an  die  Reichs- 
bankanstalten erlassen,  welche  die  Belehnung  von  auf  Gütern 
lagerndem  Getreide  von  Besitzern  oder  Pächtern  betreffen. 
Den  Reichsbankstellen  wird  darin  zur  Pflicht  gemacht,  solchen 
Anträgen  gegenüber  das  grösste  Entgegenkommen  zu  zeigen, 
soweit  dies  mit  den  Vorschriften  der  Bank  vereinbar  ist. 
Gleichzeitig  wird  aber  auch  auf  die  Schwierigkeiten  hinge- 
wiesen, welche  solchen  Beleihungen  entgegenstehen. 

Es  müssen  sich  auf  dem  Gute  geeignete  trockene  und 
luftige  Speicher  befinden,  die  eine  völlig  abgesonderte  Lagerung 
und  eine  angemessene  Bearbeitung  des  Getreides  ermöglichen. 
Die  Lagerräume  müssen  von  sachverständigen,  unabhängigen 
und  zuverlässigen  Persönlichkeiten  im  Auftrage  der  Reichs- 
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bank   unter  Verschluss   gehalten    werden.     Diese  Persönlich- 
keiten müssen  auch  die  Bearbeitung  des  Getreides  beaufsichtigen. 

Sind  diese  Bedingungen  erfüllt,  so  muss  der  Besitzer  das 
Vorrecht  des  Realgläubigers  auf  das  Getreide  beseitigen  lassen, 
bevor  zur  Lombardierung  geschritten  werden  kann.  Hierzu 
ist  der  im  Grundbuch  einzutragende  Verzicht  des  Realgläubigers 
erforderlich.  Gleichzeitig  hat  die  Eintragung  einer  Sicherungs- 
hypothek  in  Höhe  des  Lombard-Darlehns  zum  Zweck  der  Er- 
langung eines  Vorrechts  den  etwa  später  zur  Eintragung 
gelangenden  Realgläubigem  gegenüber  zu  erfolgen. 

Günstiger  als  der  Grundeigentümer,  der  sein  Getreide 
auf  seinem  Grund  und  Boden  in  Lombard  geben  will,  steht 
der  Pächter  in  Bezug  auf  die  Lombardierungsmöglichkeit  des 
Getreides  unter  Belassung  auf  dem  Pachtgute.  Hier  ist  nur 
erforderlich,  dass  der  Verpächter  in  rechtsgültiger  Form  auf 
das  ihm  nach  §  41,  No.  2  der  Reichskonkursordnung  in  An- 
sehung der  Früchte  zustehende  Vorrecht  verzichtet. 

Auch  die  vorstehenden  Vorschriften  sind  noch  zu  weit- 
gehend, um  die  Entwickelung  des  Getreidelombards  sonderlich 
fördern  zu  können.  Doch  ist  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
ein  weiteres  Entgegenkommen  der  Reichsbank  nicht  möglich. 

Durchaus  wünschenswert  wäre  es,  dass  neben  der  Central- 
genossenschaftskasse  und  der  Reichsbank  auch  die  grossen 
Banken  sich  mehr  mit  der  Beleihung  von  Getreide,  welches 
noch  dem  Landwirt  gehört,  beschäftigten.  Der  genossen- 
schaftliche Kredit  würde  dadurch  eine  willkommene  Er- 
gänzung erfahren. 

Der  Landwirt  seinerseits  würde  sich  zu  seinem  Vorteil 
mehr  an  eine  Verbindung  mit  den  Banken  gewöhnen  und  — 
wie  dies  in  Amerika  Regel  ist  —  in  ein  Kontokorrentver- 
hältnis zu  diesen  treten.  Sein  ganzer  Geschäftsbetrieb  würde 
dadurch  eine  grössere  Leichtigkeit  erhalten. 

Doch  die  Vorbedingung  für  eine  solche  Entwickelung  ist 
und  bleibt  ein  Deutsches  Warrantgesetz,  welches  nicht  nur 
für  den  Handel,  sondern  auch  für  die  Landwirtschaft  von 
grosser  Bedeutung  sein  würde. 


Mein  Lebenslauf. 

Geboren  am  22.  November  1868  zu  Berlin  als  Sohn  des 
Fabrikanten  Oscar  Kurth  und  seiner  Frau  Pauline,  geb.  Blanck, 
wurde  ich  auf  die  Namen  Oscar  Paul  Edmund  evangelisch 
getauft.  Meine  erste  Schulbildung  genoss  ich  in  der 
Dr.  Wieprecht'schen  höheren  Knabenschule  zu  Berlin,  welche 
ich  ganz  absolvierte;  dann  besuchte  ich  das  Falk-Real-Gymnasium 
ebenda  und  verlicss  dasselbe  Ende  September  1888  mit  dem 
Zeugnis  der  Reife.  Ich  war  darauf  bis  zum  September  1901 
in  dem  Bankgeschäft  der  Herren  Rauff  &  Knorr  in  Berlin 
tätig.  Zu  dieser  Zeit  trat  ich  als  Einjährig-Freiwilliger  in  das 
Kaiser  Franz-Garde-Grenadier-Regiment  No.  2  ein  und  wurde 
nach  Ablauf  des  Dienstjahres  als  Unteroffizier  und  Reserve- 
offizier-Aspirant entlassen.  Nach  kurzer  Tätigkeit  im  Bank- 
geschäft des  Herrn  A.  Russ  jr.  in  Berlin  wurde  ich  zum 
15.  Januar  1894  zum  Dienst  bei  der  Königlichen  Seehandlung 
(Preuss.  Staatsbank)  einberufen. 

In  den  Jahren  1893  und  1895  leistete  ich  je  eine  acht- 
wöchige  Uebung  als  Unteroffizier  bezw.  Vizefeldwebel  ab  und 
erhielt  die  Qualifikation  zum  Reserveoffizier.  Am  L  April  1898 
rückte  ich  bei  def  Seehandlung  in  eine  etatsmässige  Stelle  ein 
und  wurde  am  18.  August  desselben  Jahres  zum  Leutnant  der 
Reserve  des  Infanterie  -  Regiments  von  Borcke  (4.  Pomm.) 
No.  21  befördert.  In  den  Jahren  1899,  1900,  1901  und  1908 
leistete  ich  bei  diesem  Regiment  Uebungen  ab.  Den  mir  von 
meiner  vorgesetzten  Zivilbehörde  gewährten  Urlaub  benutzte 
ich  zu  Reisen  nach  Tirol,  dem  Schwarzwald,  nach  der  Schweiz, 
Frankreich,  Italien  und  England. 

Vom  Wintersemester  1900/1  ab  hörte  ich  während  eines 
Zeitraums  von  3  Jahren  an  der  Universität  Berlin  Vorlesungen 
bei  den  Herren  Bortkiewicz,  Burchard,  Geiger,  Hintze,  Jastrow, 
Kohler,  Lasson,  v.  Liszt,  v.  Martitz,  Reinhold,  Erich  Schmidt, 
Schmoller,  Vierkant,  Wagner,  Weber,  v.  Wenckstern  und 
von  Wilamowitz  -  Möllendorf.  An  ihren  Uebungen  mich  zu 
beteiligen,  gestatteten  mir  die  Herren  Prof.  Dr.  Schmoller  und 
Geh.  Regierungs-Rat  Prof.  Dr.  Wagner. 

Ihnen  allen  schulde  ich  vielen  Dank;  insbesondere  aber 
Herrn  Geh.  Regierungs-Rat  Prof.  Dr.  Wagner,  welcher  mich 
in  das  Studium  der  Nationalökonomie  einführte  und  Herrn 
Prof.  Dr.  Schmoller,  in  dessen  Seminar  ich  die  Anregung  zu 
der  vorliegenden  Arbeit  empfing. 
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»otlwgenDe  Sifiertation  jft  bei  I.  Stil  meiner  «tieft,  bU  bemuMjR  unter 

bem  Xitel  „Sie  finangtelle  i>etanjiel)ung  bet  äentralnotenbanfen  bind)  ben  Staat 
in  Europa"  all  San*  38  bei  Don  ?rof.  Dr.  ffleorg  S^unj  t|erau#gege6niea 
„Strtfdjaftt-  unb  SßertDaltiinySftubien  mit  befonberer  Serödfiflttnuna.  Sanas*" 
erfdietnt. 


€ut(£ttmtg. 


$nö  19.  3a(jrb,unbert  braute  eine  geroatttge  ©mnritfluug  be3 
StotenbdnfmefenS,  bie  jur  ©Raffung  grofjer  9Rono»olbanfeit  füljrtc.1) 
SMefe  ffintmidtung  mürbe  burd}  bie  {Regierungen  begunftigt,  bie  biefe 
SanTen  mit  befonberen  Srioilegieu  ausftatteten. 

SDoelj  erregten  bie  Ijoljen  SJioibenben,  bie  bie  Saufen  an  ifjre 
SHtionäre  Verteilten,  balb  bte  Stufmerffamfeit  weiterer  Äreife.  SS  brad) 
fict)  bie  Mnfidjt  Saljn,  ba§  eö  uutedjt  fei,  wenn  ber  au£  bem  jiuSloä 
erlangten  ^Japiergelbe  erhielte  @eroinn  einigen  wenigen  Slftionämi, 
unb  utdjt  ber  ©efamtljeit  b.  I).  bem  Staate  jufafle. 

33a  bie  Regierungen  jebod)  nidjt  roünfdjten,  baß  bie  Srtfrttutc  Der* 
ftaatlidjt  würben,  —  SRufifanb,  ©djmeben  unb  ^Bulgarien  fjaben  ollein 
©taatsbanfen  —  fo  Tonnte  biefem  SBorwurf  nur  babnrd)  begegnet  werben, 
bajj  bie  9ied)te  ber  Stttionäre  burd)  bie  ©efefcgebung  tefdjnit tei i  mürben. 
£>ie  Saufen  bürfeii  nidjt  ben  gangen  ©enrinn  an  ifjre  Slfticnäre  gut 
Verteilung  bringen,  fonbern  muffen  üjren  ©taaten  für  ba§  sßriuiteg 
beftimmte  abgaben  entrichten.  GEienfo  erfahren  bie  ©ewiune  eine 
Serminbening  burd)  oerfdjiebene  SJienfte,  bie  ben  ©taaten  ju  leifteii  finb. 

Sine  Sliignafjme  Neroon  madjen  nur  bie  2)änifd)e  SRarionalbanl 
unb  bie  Snternationate  fflanf  in  ßupemburg,  bie  an  iljre  ©taaten  feine 
abgaben  ju  gafften  fjaben. 

3n  ben  nadjfolgenben  Ausführungen  fotl  unterfudjt  werben,  in 
weldjer  SBcife  bie  ©taaten  für)  fittangkUe  Sorteile  gegenüber  ben 
Jtotenbanfen  gefidjert  fjaben.  3m  erften  Seil  toiib  bie  geftfjicfjtttdje 
Sntroirflung  in  ben  einzelnen  Sänbeni  furj  bargelegt,  im  jmeiteu  leil 
Werben  bie  Xnpen  ber@eroiiinbetriligungfjerau8geljobenuiibgewürbigt, 
im  »ritten  Steil  fomntt  baS  finangieUe  <£raebm£  jur  SJarfteflung. 

')  Sgl.  ,«.  SdHMj,  Hrttltl  ,,«ct«i-  obtt  Stlttlbant"  im  SBörtnbacf)  in 
Solttwirtföait.    2.  Hüft  3tna  1906,  »b.  2  S.  546  f. 
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I.  Cell. 

\.  £nglanb» 

2)ie  öanl  Don  ©nglanb  aerbanft  itjre  ®ntftet)ung  einem  Xtartefpu 
Don  £  1200000,  ba$  fie  ber  englifd(jen  Regierung  im  3af)re  1694 
gegen  8  °/0  Sinfen  unb  £  4000  SßertoaltungSfoften  gewährte.  $>urd) 
ba3  ©efefe  Dom  24.  Suli  1694  erhielt  fie  ba$  Stecht;  bis  ju  bicfem 
^Betrage  Sfcoten  ausgeben. 

3)ie  ^Regierung  Ijatte  fid(j  ba8  9ted()t  vorbehalten,  ba£  Sßriüileg 
1705  gegen  SRüdf jat)tuug  ber  ©d)ulb  aufjuf)eben,  bodj)  fonnte  fie  §ter= 
uou  leinen  ©ebraud)  machen,  fonbern  mufjte  fid)  bereits  3  3a^re 
darauf  nrieber  um  Unterftfifcung  an  bie  83auf  tuenben,  atö  bie  ftaatlityn 
Sdiulböerfcijretbungen  bebeutenb  entwertet  toaren.  S)ie  SSanl  erflarte 
fidf)  bereit,  i^r  Äajrital  um  1001171  £  ju  erfreu  unb  bei  ber  (Sin* 
gatylung  %  beS  S3etrage3  in  ©dfjulbüerfdfjreibungen  aujunetymen.  SHe  SJor« 
ieile,  baf$  für  £  800000  ©dfjulben  ani  bem  SBerfe^r  fdljtoanben,  jeigten 
fid&  barin  r  baft  iljr  £ur3  bebeutenb  (Heg,  fo  i*a%  bie  Sdjulben,  bie 
<8mfeu  brauten,  bon  50  auf  112  ftiegen.1) 

2)iefen  Ärebitgetoäljruugen  folgten  balb  mehrere,  ba  ber  Staat 
infolge  ber  öielen  Kriege  fid)  in  finanjicücn  ©dfjtirierigfeiten  befanb  unb 
bie  SßribilegiumSerneuerung  if)tn  bie  tiriflfommene  ©elegenljeit  botr  bon 
ber  San!  immer  neue  Starteten  ju  [erhalten,  bie  ba3  Satiffapital 
bergrö&erten  unb  ba*  SRotenauSgaberedjt  um  einen  ebenfo  großen  SB* 
trag  ersten.  @3  toat  biefe  Hilfsquelle  beStyalb  für  ben  Staat  fo 
tmdjjttg,  weil  e«  bei  ber  bamaltgen  geringen  ÄuSbilbitng  beS  Staat** 
frebiteS  fd>tiuerig  war,  auf  eine  längere  3rit  Unb  ju  einem  billigen 
3inS  Summen  geliehen  ju  ermatten. 

#ierburdfj  nmrbe-bie  JBanl  bem  Staate  ju  einem  unentbeljrltdjcn 
Ärebitinftitut,  unb  mit  8ied^t  fonnte  83agef)ot  fagen,  bafc  fie  bem  Staate 
uufd&äfebare  2>ienfte  geleiftet   f>abe:  „$er  ftrebit  ber  SBanf  »ar  brn 

l)  A.  Andiäadta,  HiBtoire  de  la  Banque  d'  Angleterre,  Paris  1904,  I.  fßavb, 
S.  156. 
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Staate  Don  toefentlidjem  Stufcen.  D§ne  beten  #ilfe  tonnte  unfete 
92attonalfd^uIb  ntdjt  jufammengeborgt  toerben  unb  otyne  btefc*  @etb 
ttmrben  ttrir  öon  grantreidj  Bcficgt  unb  gelungen  morben  fein,  3afob  n. 
jurfidfjune^men."1) 

9Rit  bem  Srftarfen  be8  ©taatefrebit«  mar  btefe  Ärtf  ba8  Sßritrileg 
gu  bejahten,  nidjt  meljr  nötig,  unb  im  3aljre  1833  Bei  einer  93et> 
längerung  be8  Sßrtoilegg  mürbe  ein  Seil  ber  ©djulb  jurücfgejaf)lt,  bie 
feit  biefer  Seit  £  11015000  beträgt. 

S5er  3w*fuf*  für  bie  bem  Staate  geliehene  Summe  ift  im  Saufe 
ber  Qtxt  aflmäf)lid)  fjerabgefefct  morben.  ©eit  bem  5.  April  1903 
toirb  bie  ©d)utb  burdj  ben  <3taat  mit  2l/,°/0  öerjinft. 

3um  erften  SRale  fieberte  fic§  jefet  ber  Staat  einen  finanjieflen  Vorteil, 
inbem  er  Don  ben  (Srtragniffen  ber  SBanf  eine  Abgabe  forberte.  @8  würbe 
beftimmt,  bafc  ber  San!  Don  ber  Vergütung,  bie  jie  für  bie  SSermattung 
ber  öffentlichen  ©djulb  erhält,  £  120000  abgejogen  werben  follten. 

3m  3af(re  1844  würbe  bann  ein  neues  ©efefc  (Sßeeffdje  öant 
afte)  erlaffen,  baä  bie  Siotenbanf  frage  enbgültig  regelt.  3)urd)  Ärtifel 
2  mürbe  bie  Saut  in  2  Abteilungen,  in  eine  SBanf«  unb  in  eine  9toten* 
abteihing,  geteilt.  2)ie  SBanf  behält  baS  Stecht,  für  ba3  bem  Staat  ge- 
liehene Kapital  (11,015  SRiHionen  £)  unb  bie  hinterlegten  Regierung** 
fid>erf)eiten  (2,985  ÜMionen  £),  inSgefamt  alfo  14  SRiHionen  £ 
SRoten  anöjugeben.  gür  ben  SRufeen  au$  biefer  Notenausgabe  t)at  bie 
SBanf  einen  bestimmten  ^Betrag  jäfplidj  an  ben  Staat  abjultefem. 
S)er  Ärtifel  7  befreite  bie  SBanf  öon  ber  3^lung  einer  ©tempelabgabe, 
bodj  würbe  im  Ärtifel  8  beftimmt,  ba&  bie  SBanf  an  bie  Regierung 
lä^rli*  £  180000  ju  sagten  f)ätte,  bie  ebenfo  wie  früher  bie  £  120000 
Don  ber  3a^un9  bt&  Staate«  abgesogen  werben. 

2)ie  SBanf  Ijat  ba$  9ied)t,  beim  SBerjidjt  einer  befte^enben  Koten- 
banf  auf  ifjr  *ßrtoüeg,  iijre  Notenausgabe  gegen  Hinterlegung  öon 
fHegierttngdfid^er^eiten  um  9/s  &**  entfpredjeuben  JBetrageS  ju  er^ö^en. 

S&on  biefer  Erlaubnis  §at  bie  SBanf  (Sebraudfj  gemalt,  fobafc  öon 
ben  im  3af)re  1844  befteljenben  279  SBanfen  unb  SBanfierS  mit  einem 
SRotenau8gabered)t  Don  £  8631647,  im  SRoöember  1905  nur  nod)  32 
mit  einem  Kontingent  t)on  £  1715790  öorljanben  waren.  Xa&  Koten« 
fontingent  ber  ©anf  oou  Snglaub  ift  fo  angemadjfen,  ba$  e*  jefct 
£  18450000  beträgt.9) 

3)ie  SBanf  Ijat  au$  ber  SBergröfjerung  iljrer  Cmiffion  feine  Vorteile, 
ba  eS  in  SIrtifel  8  Reifet:  „and  all  proflts  derived  by  tbe  bank  from 


l)  Bagehot,  Lombardstreet,  überf.  mm  ©eta  2t\pfa  1874,  6.  50. 

*)  A.   Andrtades,  Histoire  de  la  Banque  d'Angleterre,   Paris  1904,  II. 

^anb,  2-  81 ;  ©.  £<f)ana  im  SBörterbud)  ber  %o\Uto.  2.  Hufl.  fcb.  2  6.  561. 
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the  increase  of  tbeir  issues  above  the  £  14000000  as  prescribed 
by  the  act,  shall  go  to  the  public." 

S5ie  ©anf  begnügt  fid)  baratt,  burdj  Sergröfeerung  beS  Koten* 
fontingentS  ifjre  Ijerrfdjenbe  Stellung  auf  bem  englifdjen  ©elbmarfte 
ju  befefügen  unb  überlädt  ben  ©ewinn  ganj  bem  Staate. 

SBeitere  Sioten  hingegen  fönnen  nur  gegen  Ablieferung  einer  ent* 
fored&enben  ©olbmenge  an  baS  SRotenbepartement  ausgegeben  werben. 

Z)ie  ju  enge  ©egrenjung  ber  Notenausgabe  verf)tnberte  bie  Skuil, 
bei  einem  großen  vorübergetfenben  ©elbbebarf  §anbe(  unb  3nbuftrie 
burdj  SBermeljrung  ber  Siotenmenge  ju  unterftüjjen,  unb  führte  in  bei 
brei  fd)Werften  Ärifen  beS  19.  3al)rl}unbertS  jeitweife  jur  Aufhebung 
ber  Sßeef feiert  öanfafte. 

3m  3o§re  1847  würbe  fo  ber  Sanf  geftattet,  über  bie  feftgefefcte 
®renje  unter  ber  SSorauSfefeuug  Noten  auszugeben  r  bafi  ber  SHStont 
8  °/0  f«  im^  brc  ©öotmt  aus  ber  erl)öf)ten  Notenausgabe  bem  Staate 
jufaHe.  3n  bem  ©djretben  ber  Negierung  an  bie  95anl  vom  25.  £U 
tober  1847  Ijei&t  eS:  „Her  Majesty's  Government  are  of  opinion, 
fhat  any  extra  -profit  derived  from  this  measure  shoold  be  carried 
to  the  aecount  of  the  public,  but  the  precise  mode  of  doing  so 
mueb  must  be  left  to  future  arrangement" 

SBätyreub  bie  SBanf  in  biefem  3af)re  feinen  ©ebraud)  von  ber  ifcr 
gemalten  Erlaubnis  ju  machen  brauste,  muffte  bie  ©uSpenbierung  bes 
JBanfgefe&eS  in  ben  3at)ren  1857  unb  1866  wirflid>  ftattpnben.  £er 
&iaat  Verlangte  jebod),  bafe  ber  ßinSfag  10%  fei  unb  ber  $any 
©ewinn  ifjm  jufalle. 

S)er  englifd^e  ©taat  l)at  fid)  von  Anfang  an  wenig  mit  ber  Skr- 
waltung  fetner  ©Bulben  ju  befaffen  gehabt,  ba  feine  fteljenben  ©Bulben 
juerft  bei  ben  großen  ©efeHf duften  aufgenommen  würben,  ber  East 
India  Company,  ber  South  Sea  Company  unb  ber  Bank  of  England. 
SHe  ÄuSjaljtuug  ber  ©djulbjtnfen  war  für  ben  ©taat  vereinfacht,  ba 
btefe  ©efeflfc^aflen  i§m  als  einjige  ©laubiger  gegenübertraten  unb 
üjrerfritS  bie  empfangenen  JBeträge  unter  iljre  SJiitglieber  na<$  ber 
Beteiligung  verteilten.  3Rit  ber  Qtit  traten  jebodj  bie  beiben  anbtren 
©efellfdjaften  jurücf  unb  bie  Verwaltung  ber  ganjen  ©taatSfdjulb  gin; 
an  bie  93anf  von  (Snglanb  über.  2)ie  einzige  Xätigfeit  be* 
©taateS  befteljt  jefct  barin,  bie  für  bie  ganje  Summe  gefäulbeter* 
Stufen  fjalbjäljrlidj  ber  San!  ju  überweifen.  £>ie  S3anf  (}at  bie  SJer 
teüung  ber  ßinfen  vor5unet)inen ,  bie  befonberS  mühevoll  tft,  ba  in 
(Snglanb  baS  Snftitut  ber  ©udrfdjulbett  befielt.1) 


x)  «gl-  Staanaardtfü  1  (1884)  ®.  265  f.    $od)  fann  ber  «läubffler   an- 
©djulböerfdjreibungen  verlangen;  ebenba  6.  267. 
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ßur  Bewältigung  btefer  jeitraubcnbcn  Arbeit  Ijat  bie  Sauf  be* 
fonberc  Sorfeljrungen  ju  treffen.  SHe  Südjjer  werben  ju  biefem  ßwede 
14  läge  öor  bem  3inStermtn  gefd&loffen,  um  junöd^ft  bie  Anteile,  bte 
ein  jeber  fjat,  unb  ben  baju  gehörigen  ßin^betrag  feftjuftellen.  SMe  fo 
gefunbenen  ©ummen  werben  mit  bem  Stamen  beS  betreffenben  SeftfcerS 
auf  ein  Slatt  Sßapier  gefd&rieben.  2)iefe  Qttttl  werben  jufammenge* 
bunben  unb  bilben  bie  ßinfenbüd^er,  bereu  Slbbition  ßapitalSbetrag  unb 
©ö^e  ber  ßfafen  ergibt,  ©obanu  wirb  für  jeben  Sefifcer  eine  ßtnfcn« 
anweifung  ausgefertigt,  bie  ben  •Kamen,  ÄapttalSanteil  unb  entfaüenbe 
ßinfen  enthält.  2)tefe  Änweifungeu  werben  atyljabetifdE)  georbnet  unb 
in  ein  befonbereS  Sudfj  eingetragen.  2)te  Snljaber  beftätigen  bte 
SRicfytigfeit  ber  ÄuffteÖung  unb  ben  richtigen  (Smpfang  ber  Qm\m 
burd)  ifjrc  öou  einem  Sanfbeamten  beglaubigte  Unterfd&rtft  in  bem 
3infenbud(j  unb  auf  ben  Änweifungen,  bie  ber  Sanf  als  Quittung 
bienen.  2)ie  gejagten  Seträge  werben  in  ein  ÄaffenbudE)  eingetragen 
unb  5ur  ftontroöe  mit  ben  nidjt  erhobenen  Qin\tn,  bie  aus  bem  3infcn* 
budje  auSgegogen  werben,  jitfammengefteHt',  fo  bafc  biefe  ©umme  ben 
Setrag  ber  ganzen  511  galjlenben  Stente  ergibt 

3)er  größte  Seil  ber  3Mcn  bzv  englifd&en  ©taatsfdjjulb  wirb  nid^t 
bar  auSgejal)tt,  fonbern  bem  Äonto  englifc^er  Saufen  gutgefdfjrieben, 
bei  benen  bie  Sejtfeer  ein  Äonto  ^aben.  Sluf  ©runb  eines  Änfud&enS 
unb  Mitteilung  ber  Äbreffc  tönneu  bie  ©laubiger  jebodfj  and)  verlangen, 
bafc  if)iten  ifjre  3™fen  &ur3l  ^c  W  sugefanbt  werben. 

Sei  ben  fpateren  Anleihen  beS  ©taateS,  bie  btefer  infolge  feines 
größeren  SrebitS  nidjjt  meljr  bei  einer  einzigen  ©efetlfd)aft  auf june^men 
brauchte,  gewährte  bie  Sanf  if)re  Unterftiifcung,  um  bie  ©djulbanteile 
im  freien  Serfeljr  unterbringen.  Der  ©taat  gibt  bei  ber  Ausgabe 
»on  Staatsanleihen  ben  3™$^  anr  &en  er  ftr  je  <£  100  Nominal* 
betrag  gewähren  will,  wonad)  fid()  ber  (SmifjtonSfurS  wefentlidj  rietet 
2>aS  ^ublifum  batyt  ben  Setrag,  ben  es  bei  ben  ©tocfmaflern  ge- 
jeidjjnet  §at,  jujüglid)  beS  etwaigen  ÄgioS  bei  ber  San!  oon  Snglanb  ein, 
bie  barauf  bie  einjetnen  Stamen  mit  bem  Nominalbetrag  in  baS  große 
Suc$  ber  fuubierten  ©taatsfd&ulb  einträgt  unb  bie  eingejagten  Seträge 
unter  Rechnungslegung  an  ben  ©taat  abliefert.  2)urd)  bie  Übertragung 
ber  ftaffengefd&äfte  an  bte  San!  würbe  biefer  Sorgang  fe^r  berein- 
fadjt,  ba  bie  ©umme  ber  ^hwgen  nur  bem  Sonto  beS  ©taateS 
gutgeschrieben  311  werben  brauet,  ©ie  Ijänbigt  anbrerfeitS  bie  3ntcrtmS- 
fdjeine  aus,  bie  ju  einem  Anteil  an  ber  ©taatsfd&ulb  werben,  fobatb 
ber  Setrag  unb  Name  inS  3ournal  unb  toon  biefem  alpl>abetifd(j  ins 
fyanptbud)  eingetragen  ifl  2)ie  Übertragungen  ber  englifd^en  Staats* 
fäulb  gefeiten  meift  burd^  Umfdfjretbungen  in  bem  großen  Sudfje  auf 
Antrag  beS  3n§aberS. 
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SapHalrücf jal)lungen  unb  Äonöerftonen  ber  ®taatfifd)ulb  »erben 
etdfjfaflS  burdj  bie  33anl  vorgenommen. 

2)ie  ®ntf(|äbtgungr  bte  bte  SBanI  für  btefe  3)ienfte  erhalt,  ift  im 
Saufe  ber  $ett  bebeutenb  Ijerabgefefet  worben.  ©ie  beträgt  jefct  j£  325 
für  ba«  Saljr  unb  eine  SRiHion  £  btS  jur  £öl)e  öou  500  SRtöionen  ~£\ 
ÄlSbann  ermäßigt  fte  fiel)  auf  <£  100.  #ierburdfj  ift  es  erreicht,  bafc 
bie  t>om  Staate  gejagte  Summe  jefet  nur  nod)  ungefähr  <£  160 Ort» 
beträgt. 

33on  i^rer  ©rünbung  an  Ijat  bte  83anf  ben  ©taat  aus  finanjieUen 
Notlagen  gerettet.  3)er  englifdfje  ©taat  tjatte  im  Safjre  1696  jut 
Stnberuug  ber  ©elbnot,  bie  burdj)  bie  ©injieljung  mtnbergewidjttger 
©ilbermünjen  unb  gu  (angfame  KeuauSprägung  entftanben  war, 
Exchequerbills  ausgegeben.  2)ie  S3anf  war  bei  biefer  erftcn  t>or- 
übergetjenb  gebauten  Ausgabe  nur  SinlöfungSftetle,  fpätcr  aber  t)at 
fie  bie  gange  Ausgabe  felbft  übernommen,  um  fie  im  $ufififum 
unterjubringen.  25urdfj  iljreu  ©tnflufc  unb  Ärebit  würben  bte  99itU 
auf  ber  $ölje  gehalten  unb  com  Sßublifum  genommen.  Sonnte  ber 
©taat  biefe  fdfjwebenbe  ©djjulb  an  bie  33an!  nid)t  jurücfjafjlen,  fo  er* 
§öl)te  er  um  biefeu  Setrag  feine  fte^enbe  ©djjutb  bei  ber  33ant,  bte 
um  biefe  ©umme  ifjre  Notenausgabe  vermehrte. 

3n  ben  legten  3al)rjef)nten  beS  18.  3al)rf)unbertS  Ijatte  ber  Staat 
angefangen,  über  fein  ©utljabeu  bei  ber  33an!  burcl)  2Bedf)fel,  bie  er 
öuf  fte  jog,  ju  öerfügen.  ©ofern  biefe  SEBcd^fcl  burdj  ein  wirfltdje* 
©utfyaben  gebeclt  waren,  fteüten  fte  nur  eine  befonbcre  Slrt  ber  3<rf)lung 
bar.  ©ie  würben  jebod)  ju  einer  fdjjwebenben  ©dfjulb,  wenn  ber  SBetrag 
beS  ©utfjabenS  überfd&ritten  war.  infolge  ber  burcfj  bie  ßriege  bc* 
bingten  fd&led&ten  finanjicHeu  Sage  faf)  fidE)  ber  ©taat  gezwungen,  jn 
biefem  SRittel  ju  greifen,  um  bie  nötigen  ©eiber  ju  erhalten.  2>ic 
Sanfüerwaltung  fügte  fiel),  wenn  biefe  Überfdjreitungen  nidjt  meljr  als 
£  20-30000  betrugen;  bodjj  ging  ber  ©taat  nodj  weit  barüber 
IjinauS,  fo  ba%  bie  33orfdjüffe  ber  SBanf  ^50000  unb  wä^reub  be* 
amerifanifd^en  ÄriegeS  jeitweiüg  £  150  OOO1)  betrugen. 

2)ie  S9anf  wollte  biefe  Slrt  ber  Ärebitgewäf)ruug  tit.  beftimnuen 
©renjen  galten  unb  fudfjte  hierfür  ein  SKajimum  feftjufefceu.  Xo<b 
ber  SSerfudf)  ber  ©ireftoren  im  Sanuar  1795,  bit  ©dfjajjfdjeine  auf 
£  500000  ju  befd)ränfen,  mißlang,  ba  Sßitt  fidf)  an  fein  SBerfpredjeu, 
ben  Setrag  einzuhalten,  nidfjt  fefjrte.  (Sbenfowenig  öetmodjten  üjn  bie 
©roljuugen  ber  ©ireftoren,  bie  SBed^fel  beS  ©dfjafcamteS  nidjt  mcbr 
honorieren  ju  wollen,  »on  einer  meljr  unb  mel)r  fidE)  fteigeruben  Auf- 
gabe öon  ©djjafcfdfjeinen  abzubringen.    3)tc  fdfjlimmen  folgen  jetgtcn 


*)  A.  Andr6ad&8,  Histoire  de  la  Banque  d'Aogleterre,  Paria  1904, 1.  3.  2*7. 
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fidj  balb:  $ie  »auf  fonntcf  ba  üjr  ®otb  ins  «uSlanb  flofc,  tfjre 
$Barjaf>lungen  mdfjt  mcljr  fortfefcen  unb  mu&te  burdf)  bcn  Staat  bcn 
3roangSfur8  erflären  laffen. 

3m  Saljre  1846  würben  neue  ©eftimmungen  erlaffeu,  bie  bie 
Ärebitgefdjafte  ber  SBanf  mit  bem  Staate  regelten.  Um  bte  83an! 
gegen  berartige  gefährliche  ©elbanforüd&e  fidler  ju  fteHen,  würbe  feft» 
gefegt,  ba$  bie  JBanI  bem  Änfud&en  ber  Regierung  nid&t  me^r  in 
jebem  gaDe  entfpred>en  bürfe.  S)ie  33anf  tritt  nur  ijelfenb  einr  wenn 
reine  ßaffenbefijitS  öorliegen.  SBäfjrenb  früher  befonbere  Steuern  jur 
$ecfung  fik  jebe  Ausgabe  feftgefefot  waren,  fonnte  ber  Staat  infolge 
feiner  SJerbinbung  mit  ber  Sauf  basu  übergeben,  bie  bisher  gefonbert 
geführten  Sonten  5U  bereinigen  unb  mehrere  Steuern  in  einen  fonfoli* 
bierten  gonbs  jufammenjufaffen.  @S  werben  am  Sdjjluffe  eines  jebeit 
Quartals  bie  (Einnahmen  unb  Sudgaben  für  baS  nädjfte  SBierteljalji: 
feftgeftellt.  Sinb  nun  bie  nötigen  Summen  nid)t  eingegangen,  um  im 
uödjfteu  Vierteljahr  bie  Sudgaben  ju  bedfen,  fo  fliegt  bie  SBanf  bem 
@d)afcamt  auf  fdjriftlid)eS  Serlangen  ben  fefjlenben  Setrag  ju  einem 
oorf)er  oerabrebeten  3™3fu&  ö^r.  ®iefer  83orfd)uf$  muß  nodfj  in  bem- 
felben  Quartal  burd)  Stbfdfjreibung  öon  ben  Eingängen  abgetragen 
werben.  Der  Staat  gibt  jefct  feine  93iüö  me^r  als  Unterpfaub,  fon- 
beru  er  nimmt  ben  billigeren  unb  bequemeren  95ud^frebit  in  Änfprudjj, 
ber  \f)m  bie  SMögltdfjfeit  gibt,  feine  Sdjulben  fofort,  wenn  ©eiber  ein- 
geben, abtragen  ju  fönnen.  2)ieS  bittet  wirb  in  jebem  Quartal  an* 
gewanbt,  ba  es  bem  Staate  bie  üßöglidfjfeit  bietet,  ofjne  einen  großen 
eigenen  ftaffenbeftanb  auSjufommen. 

ffibenfo  fann  bei  unvermuteten  größeren  Ausgaben,  bie'burdf)  Kriege 
Ijeroorgerufen  finb,  ber  Staat  fid(j  in  einer  finanjieflen  SRottage  an  bie 
Sauf  wenben.  Siub  bie  erbetenen  Summen  jebodE)  fo  bebeutenb,  bafj 
fie  nicf)t  im  näd&ften  Quartal  aus  ben  laufenben  einnahmen  jurüdf* 
geiaht  werben  fönnen,  fo  muß  bie  Genehmigung  beS  Parlaments  ein- 
geholt werben,  ba  es  jefct  eigentliche  fdjwebenbe  Sd)u(ben  finb.  2lud) 
für  biefe  Sdjulben  wirb  bem  Staate  ein  33udf)frebit  eröffnet. 

Sollen  jur  Aufnahme  einer  eigentlichen  fdfjwebenben  Sdjulb  33tQ8 
ober  ©onbS  beS  SdjjafcamteS  ausgegeben  werben,  fo  ftellt  bie  S3anf 
auf  Antrag  beS  SdjafeamteS  biefe  Steine  §er  unb  Ijänbtgt  fie  unter 
©utfdpift  beS  erhaltenen  ©egenwerteS  auf  Exchequerconto  ben  be* 
jeiddueten  Sßerfonen  aus.  2)ie  ÄuSjal)lung  ber  Stufen  unb  Sinlöfung 
ber  Sdjulboerfdfjreibungen  erfolgt  ofjne  Auftrag  beS  SdfafeamteS. 

8uS  ben  engen  finan$ieflen  JBejteljungen,  bie  ben  Staat  mit  ber 
93anf  oerbanben,  eutwicfelte  fidfj  bie  Übertragung  ber  gefamten  fiaffen* 
gefdjäfte  an  bie  Sanf.  ©odfj  ging  biefe  ©nrid^tung  nur  langfam  üor 
fidj,  otyne  bafj  fie  gefefclici)  beftimmt  ober  gefordert  würbe.    SJer  Staat 
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muffte,  folange  er  feine  ©dfjulb  an  bte  JBanf  nid^t  abgetragen  f>atte, 
biefer  feine  überflüffigen  ©eiber  übergeben.  ffi«  mu&te  cnid)  ber  ©ant 
bte  ben  Staat  in  feinen  finanjieHen  ©d&wierigkiten  berettmiHigft 
unterftüfete,  baran  liegen,  bie  gefamte  Äaffenoerwaltung  unb  bamtt  bie 
Überfielt  über  bie  verfügbaren  Selber  be«  Staates  gu  erhalten.  Auf 
ber  anbeten  Seite  erfannte  ber  Staat  batb,  Don  weldfjem  SBortctte  e§ 
für  ifjn  feif  wenn  bie  33anf  bie  Äaffenöerwaltung  übernahm,  ba  fw 
ganj  befonber«  geeignet  ift,  bie  (Eingänge  ber  ©taatöwtrtfdjaft  aal 
june^men  unb  fte  ebenfo  auf  Änorbnung  ber  Regierung  ju  öerteilen. 

2)urd)  ben  ffitntritt  ber  Sauf  in  bie  ftaffenoerwattung  fonuter 
bie  ÜKijjftänbe  befeitigt  werben,  bie  fid)  in  ber  Verwaltung  ber  öffent 
tiefen  ©eiber  ljerau«gebtlbet  Ratten.  Stößer  tjatten  bie  (Sinnafjme* 
ämter  eine  fet)r  felbftanbige  Stellung  gehabt;  fte  brauchten  bie  öffent- 
lichen ©utljaben  nid&t  öon  ifjrem  eigenen  SSefifc  ju  trennen,  ba  bie 
Regierung  burdfj  Sicherheiten  geberft  war.  2)a^er  f)errfd)te  ba£  95e« 
ftreben,  biefe  ©eiber  möglidjft  lange  jin«tragenb  au«junufcen,  tfft  fie 
an  bie  ©taatöfaffe  abgeliefert  würben,  ©benf o  gingen  bei  ben  0u£gabe» 
ämtern  bie  bewilligten  ©eiber  fogleidj)  in  ben  S3eftfc  be«  betreffenben 
3nljaber«  über,  ber  nur  für  bie  gefefelidjje  SBerwenbung  öerantoortlid; 
war.  So  tonnte  e$  lommen,  ba{$  ber  Staat  bei  bringenben  Äu& 
gaben  ©etber  leiten  mu{jte,  wä^renb  fie  in  anberen  ftaffen  müßig 
lagen.  2)a  infolge  biefe«  Verfahren«  bie  9ted()nung«legung  feljr  er» 
fdfjwert  war,  ftnb  bebeutenbe  Summen  bem  Staate  oerloren  ge* 
gangen.  So  fü^rt  ^Ijilippobtdf)  einige  befonber«  fraffe  gätle  an.1 
35er  3in«gewtnn  fä  gort)  $oHanb  würbe  bei  feinem  «u«f Reiben  1765 
auf  £  250000  unb  ber  feiner  4  «Radijf olger  auf  £  290  000  oeranf djlagt 
S3ei  bem  @arl  of  fiincoln  lonnten  für  eine  Summe  öon  £  473000 
feine  S3eläge  gefdEjafft  werben.  Sljre  ^aljlung  tour&c  ic&0(§  f«™11 
©rben  erlaffen. 

3)iefe  SWifjftänbe  mußten  befeitigt  werben,  unb  bie«  fonnte  am 
beften  burdj)  bie  Übernahme  ber  ftaffengefdfjäfte  feiten«  ber  SBcri 
gefdjjel)en. 

SSon  grunblegenber  Sebeutung  für  bie  gefamte  Äaffenberroaiiun:: 
ift  bie  Seftimmung,  bafc  bie  ®innaf)meämter  bie  ©taatSeinfünfte  birefc 
an  bie  95anf  abliefern  muffen.  3n  Sonbon  unb  ben  9  ©tfibten,  tr* 
benen  fidfj  Filialen  ber  SBanf  öon  ©nglanb  befinben,  geljt  biefer  Skr 
fef)r  in  ber  »Seife  bor  fid>,  bafe  bie  ©mja^lungen  bireft  bei  ber  SBari 
geleiftet  werben,  «ßrfoate  fönnen  bki  auf  ©runb  einer  <5rmäc$tigung 
be«  Amte«.  3n  ben  anberen  gäOen  ja^lt  ba«  Amt  bie  Beträge  tr. 
einer  Sßroöinjtalbanf  ein  unb  empfangt  bafür  einen  an  bie  Crbre  Ire* 

')  Die  ©an!  Don  (Englanb  im  fctenfte  ber  JJinanaüertoalhtng  be*  Staau* 
Sien  1885,  ©.  119. 
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betreffenben  Head  office  lautenben,  in  fionbon  jafytöaren  2Bed(jfet,  ben 
es  nad)  fionbon  einfenbet.  S)aS  Head  office  fibergibt  btefen  SBed&fel 
fobann  ber  Sani  jum  (Sinjug  unb  gut  ©utfdfjrift  nadj  ©ingang.  3lHe 
bicfc  bei  ber  33anf  eingejagten  SBeträge  »erben  ju  einem  gonbS  Der* 
einigt,  ber  jebodfj  ber  befferen  Überfielt  wegen  nnb  ben  Sebttrfniffen 
entfpredfjenb  in  mehrere  Äonten  jerfäüt  #ier  werben  alle  ftaatlidfjen 
Selber  bis  gu  iljrer  SSerwenbung  verwaltet 

SDie  $al)lungen  nimmt  bie  93anf  auf  Änorbnung  beS  ©dfjafc* 
amteS  aus  biefem  gonbS  t>or.  2)er  ßafjtungSöerfeljr  beS  ©djafcamteS 
micfelt  ficf>  unter  möglicher  SSermeibung  öon  SBarjaljlungen  ab.  35ie 
Umfäfce  unter  ben  geniralämtern  felbft  werben  burd)  Stockungen  er* 
lebigt,  ebenfo,  wenn  ber  3a^un9ÄeinPfänger  bei  ber  33anf  ein 
Äonto  §at.  3)er  SBerlefp:  mit  3af)lungSempfängern,  ^e  fc™ 
Äonto  §aben,  wirb  burdfj  ©d&ecfö  unb  gum  Keinen  Seil  burclj 
33arjaf)(ungen  reguliert.  $ier  gilt  bie  Seftimmung,  ba{$  ^Betröge  über 
£  50  nur  burdfj  ©d^eefd  beglichen  werben.  95ei  Setragen  jwifdjjen 
£  5  unb  £  50  fjat  ber  ©mpfänger  bie  SEBo^l  jwifdfen  ©d&edf  unb 
Sarga^Iung.  ©dfjecfS  unter  £  5  werben  nid)t  ausgegeben,  fonbern 
biefe  Keinen  SBeträge  bar  btiafylt  ^ierburd^  ift  cS  ermöglicht,  bafc 
baS  ©cfyafcamt  feine  mäßigen  ©elbbeträgc  liegen  f)at,  fonbern  nur 
über  eine  Keine  lageSlaffe  verfügt,  bie  ben  täglichen  Umfafcen  ent* 
fpridjt  unb  beren  33etrag  fie  Don  ber  33anf  erhält.  „2)aS  Exchequer- 
conto  ber  engltfdjjen  ginanjöerwaltung  bei  ber  Sani  t>on  (Suglanb  ift 
baS  grojjartigfte  SRufter  einer  öfonomifcf)en  Sentralifierung  ber  ©n- 
nahmen  unb  Ausgaben  beS  ©taateSV) 

Sa  aOe  (Einnahmen  Ijier  jufammenlaufen,  fo  ift  bie  ^Regierung 
ftets  über  ben  SBeftanb  beS  ©utljabenS  unterrichtet  ©ie  weife  jeberjeit, 
wie  grofe  iljr  ©utfjaben  ift,  ba  bie  2Bed(jfel  ber  Head  Offices  in  furjer 
3eit  eingebogen  finb  unb  anbrerfeitS  bie  im  3ntereffe  ber  Regierung 
gemalten  3al)lungen  biefem  Äonto  fofort  abgebucht  werben.  3)aS 
reine  ©ut^abeu  beS  Staates  ift  jefct  ftets  verfügbar,  unb  eS  ift  ba* 
burd)  bie  ©efafjr  befettigt,  trofc  üorfjanbener  ÜRittel  für  beftimmte 
fluggaben  ©e(b  leiten  jn  muffen. 

Sie  Stonf  tjat  bie  SßflidEjt,  über  bie  empfangeneu  unb  geleifteten 
Sphingen  bem  ©taate  SRec^nung  ju  legen.  Sie  Regierung  oermag 
l)ierburd>  bie  (Einnahme*  unb  ÄuSgabeämter  ju  foutrollieren,  inbem  fie 
bie  öon  ben  (Einnaljmeamtern  aufgegebenen  Summen  mit  benen  Der« 
gleist,  bie  bie  »an!  als  eingeliefert  beft&tigt  f)at.  ffibenfo  muffen  bie 
öon  ben  «uSgabeämtern  als  empfangen  betätigten  ©eträge  mit  ben 


')  JWliWMty,  $te  ttanf  Don  (Englanb  im  fcienfte  ber  ginanaoerwaltimg 
Ut  etoate*,  95Men  1885,  ©.  164. 
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oon  ber  33mt!  überwiefenen  Summen  übereinftimmett  Um  biefc 
Äontrofle  ju  ermöglichen,  fenbet  bie  83anf  bem  Exchequerconto  täglich 
einen  SluSjug  feiner  laufenben  Siedjnung,  in  bem  bte  ©innatjmepoften 
einjeln  aufgeführt  werben.  SBöc^entlirf)  fenbet  bie  83anf  nodj  einen 
ÄugweiS  über  ben  ©taub  [amtlicher  öffentlichen  Sonten,  ber  bem 
©d)a|amt  jur  SenntniSnaljme  unb  ^Beurteilung  bient. 

$)ie  33anf  Ijat  bte  Verpflichtung,  aÜeS  ,üjr  angebotene  @olb 
ju  taufen.  Sie  jatjft  für  bie  oz  Standard  gold  77  sh  9  d,  bcxfc 
fließen  ber  Sani  erft  bann  ^Betrage  jur  wenn  fiel)  für  biefen  ^ßrei* 
fonft  fein  Säufer  finbet,  ba  fie  an  bie  93efd)affenl)eit  ber  SBare  An- 
forberungen  ftellt,  bie  über  bie  beS  SRarfteS  IjinauSgeljen.  ©te  lauh 
nur  SBarren,  bie  ein  ©eroieijt  öon  -400  oz  fjaben  unb  ben  Stempel 
einer  ber  großen  Sonboner  äffinerien  tragen,  ©benfo  muffen  bie 
SSerfäufer  beS  ©olbeS  bie  Soften  einer  befonberen  Sßrobe  meift  felbft 
tragen.1)  3n  golbfnappen  Sauren  gefyt  bie  SBant  jeboclj  über  biefen 
SßreiS  f)inauS  unb  jaf)lt  für  bie  oz  bis  77  sh  10  d.  3m  3af)re  18U0 
jaulte  fie  fogar  77  sh  11  d. 

SBiS  jiim  3af)re  1889  f)atte  bie  Sauf  auf  Verlangen  ©olb  in 
SBarren  herausgegeben,  ©ett  biefer  Qtit  mad)t  fie  jebodj  bem  (Export 
©djwierigfeiteu,  inbem  fie  bie  Verausgabe  t>on  SBarren  öerweigert  unb 
mit  SÄünjen  iljre  SRoten  einlöft.  An  bie  SBanf  öon  (Snglanb  roenben 
fidfj  batyer  bie  Slrbitrageure,  wenn  fie  ©otoereignS  ober  frembe  ©oflv 
müngen  exportieren  wollen.  3)odf>  tjat  bie  Verausgabe  minbergewicf>tiger 
©ooereignS  in  ben  meiften  Ratten  feine  Stadtteile  für  ben  ©jporteur, 
ba  bei  fefjr  öielen  ßänbem  bie  englifdfje  ©olbmünge  bie  äöäfyrungö* 
ober  f)auptfädfjlid£)fte  £anbelSmünje  ift.  ©o  würben  in  ben  3afyren 
1894—1903  für  £  58208323  ©oöereignS  eskortiert.*) 

2.  $ranfmd>. 

3Me  S9anf  öon  granfreid)  war  im  3aljre  1800  errietet  roorben. 
©ie  fjatte,  o6wof)l  feit  1848  äRonopolnotenbauf,  bis  gum  Safjre  1897 
bem  ©taate  außer  ben  gewöhnlichen  Steuern  unb  bem  SBetrag  fftr  beu 
Siotenftempel  feinen  ©eminn  oerfdjafft.  ®rft  bei  ben  SSorberatungen 
jur  Verlängerung  beS  1897  ablaufenben  33anfpriüilegS  brang  bte  Sit* 
ficf)t  burc§,  baß  bie  Sauf  bem  ©taate  für  baS  ^ritrileg,  Sftotcn  aufr 
jugeben,  einen  finanjieflen  SBorteil  gewähren  muffe.  3n  bem  ©eief* 
entwurf  beS  3af)teS  1891  war  baljer  eine  fefte  Abgabe  tooit  2l  % 
9ÄilIionen  §rS.  Dorgefefjen. 


l)  Sriebrid)  ffo$,  $ec  Sonboner  ©olboerfetyr,  Stuttgart  1905,  6.  27. 
*)  <£6enba.    6.  59. 
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liefet  S3orfd^Iag  mürbe  jebodjj  ntdfjt  angenommen,  fonbent  e3 
würbe  beftimmt,1)  bafi  bie  SBanf  bem  Staate  f)albjäl)r{tcfj  eine  Stbgabe 
ju  entrichten  $abe,  bie  bem  adfjten  Xeil  beS  3^fle^nn^  entfpridjt, 
ber  ber  93ant  aus  intern  probufttoen  Notenumlauf  erwäd&ft.  8lS  pro» 
buftto  angelegt  gelten  bte  Sioten,  bie  für  SBedfjfel,  2ombarbbarlef)en 
unb  ©aulanweifungen  ausgegeben  finb.  3)tefe  Summen  Kerben  werf' 
tägttd)  notiert  unb  nadfj  ityrer  Äbbition  burdfj  bie  Qafyl  ber  Arbeits* 
tage  bioibiert,  um  ben  2)urd)fd()nitt  beS  SRotenumlaufeS  gu  finben. 
$ie  fo  erhaltene  ©umme  wirb  mit  */§  beS  offijieüen  3™sfafee$  üer* 
jinft  unb  ergibt  bann  ben  an  ben  ©taat  abjuliefernben  SBetrag.  2)ie 
Satzungen  muffen  bis  jum  15.  3anuar  unb  15.  Suli  geleiftet  werben. 

Tod)  f)ielt  eS  bie  Regierung  für  angebracht,  einen  93ctrag  feft* 
jufefcen,  unter  ben  bie  ©ewinnabgabe  utdjt  finfen  barf.  @S  würbe 
baf)er  beftimmt,  baß  bie  Seiftung  ber  SBanf  miubeftenS  2  SRiÜionen 
§rS.  betragen  muffe. 

3m  3af)re  1857  war  eS  ber  33anf  geftattet  worben*),  über  ben 
3inSfufe  üon  6°/0  f)iuauS  jugef)en ,  wenn  ber  aus  ber  ersten  $\n%* 
rate  fliefcenbe  ©ewinu  nidjt  an  bie  Slftionäre  «erteilt,  fonbern  bem 
©runbfapital  jugefdEjlagen  würbe. 

35er  Strtifel  12  beS  ©efefceS  üom  3taf)re  1897  brachte  hierin  eine 
Säuberung,  ©r  beftimmte,  bafe,  wenn  ber  3m3fu&  f)öf)er  als  5°/0 
fein  muffe,  bie  aus  bem  f)öf)eren  3"l*fu6  frjtelten  ©ewinne  511  3/4  an 
ben  ©taat  fallen  fottten,  wö^renb  l/A  °urf)  fernerhin  jur  @rf)öl)ung  beS 
©mnbfapitalS  beftimmt  würbe. 

(SS  gefdjafi  biefe  Seftimmung  aber  nidfjt  aus  fisfalifdjeu  ©rünben, 
fort  ber  n  aus  bem  ©ebanfen  tjerauS,  bafe  ©ewinne,  bie  „auSber  SKotwenbig* 
feit,  in  fritifd^en  3eiten  jum  ©djjufce  beS  SRetattoorrateS  ben  3in^fu6  er* 
flögen  ju  müfjenM  fidfj  ergeben,  ben  Slftionären  feinen  Ijötyeren  3*n3ge* 
roinn  oerföaffen  foQten.  Diefe  SSeftimmung  f)at  jebodfj  nur  eine  „rein 
tl)eoretifd)e  Sebeutuug",  ba  ber  3«^f»6  ber  S3anf  oon  grantreidfj  ftetS 
feljr  inebrig  ift  unb  feiten  3°/0  überfd&reitet. 

5)te  ©auf  f)at  bie  gewöhnlichen  Steuern  ber  anberen  8tttien*@e» 
feüfdjafteu  ju  tragen.  ©0  impöt  foncicr,  patentes  unb  an  iubireften 
Steuern  enregistrement,  droits  de  mutation,  droits  de  trans- 
mission.  6S  ift,  wie  Po  mm  i  er  anführt,  „une  redevance  k  Y  Etat, 
qui  ne  se  distingue  de  celle  des  autres  societes  particuüeres  que 
par  son  importance  u8) 

JReben  biefeu  ßeiftungen  f|at  bie  JBant  nocf>  eine  befonbere  2tt- 


*)  Gefefc  00m  17.  ftooember  1897,  fcrtifel  5. 

2>  (Skjefr  00m  9.  3unt  1857,  flrtifel  8. 

*)  La  Banque  de  France  et  Y  Etat  au  XIX  ßtecle,  Paris  1904,  @.  849. 
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gäbe  bon  ber  Sfartenjirhitation  ju  entrichten,  bie  im  Sauf  ber  3atpt 
bebeutenb  gefdjjwanft  $at.  3Bäl)renb  bie  Koten  in  ben  erften  Saljren  mit 
50  StmS.  für  1000  grS.  rjerfteuert  würben,  jaulte  bie  San!  in  ben 
Sauren  1817—1839  eine  jälSrttdje  $aufcf>alfumme  oon  10000  gel 
S3iS  jum  3af)re  1871  würben  bann  wieber  50  EtmS.  beregnet.  3n* 
folge  ber  burdjj  ben  Sftieg  bebingten  fdfjledfjten  ginanjlage  würbe  Dir 
©teuer  am  23.  Äuguft  1871  burd)  bie  SRationafoerfammlung  mn 
0r75  grS.  erf)öf)t  unb  am  19.  gebruar  1876  auf  1,50  grS.  rjerboppeit 
3)ieS  Würbe  befouberS  brücfenb  empfunben,  ba  ein  großer  Zeil  ber 
9ioten  nid&t  aus  gewinnbringenben  ©efdfjäften  ftammte,  fonbern  gegen 
Hinterlegung  oon  SRetall  ausgegeben  würbe. 

Durdfj  baS  ©efefc  t>om  13.  Suni  1878  würbe  biefe  föwere  Saft 
geminbert.  Qn  biefem  ßwedfe  trennte  man  bie  Siotenjirfulation  in 
eine  probuftiüe  unb  unprobufttoe.  2)ie  unprobuftibe  9?otenjtrhiIaticn 
wirb  burdj)  bie  SRoten  öerurfadfjt,  bie  gegen  Hinterlegung  oon  Sbcl« 
metaH  ausgegeben  werben.  Sfjr  Setrag  würbe  jefct  nur  mit  20  Gtml 
berfteuert. 

S)ie  probufttoe  Kotenjirfulation  beruht  auf  ber  nufcbringenber. 
33efd(jäftigung  ber  ©anffapitalien  burdfj  bie  SMSlontierung  bon  SBecftfeln 
unb  Sombarbierung  oon  Staatsanleihen  ober  ©dfjafefdjetnen.  Ter 
©teuerbetrag  wirb  nun  in  ber  SBeife  gefunben,  bafi  oon  bem  Xur6 
fdjnitt  ber  gefamten  .ßirfulation  bie  unprobuftibe  abgejogen  wirb.  2\t 
fo  gefunbene  ©umme  würbe  nadj  Slrtifel  2  mit  lr50  grS.  jur  ©teuer 
fjerangejogen.  0nt  22.  35ejember  1878  würbe  bie  ©teuer  auf  0f5Ü  g-rs. 
ermäßigt.  93ci  ber  (Srneuerung  beS  ^ßribilegS  betrug  bie  §ölje  bieier 
«Roten  385  SWiffionen  grS.1) 

3m  Sa^re  1863  Ijatte  bie  Sanf  ben  Antrag  gefteOi,  &afe  Me 
©anfnoten  mit  fdfjwarjem  2)rudf,  weil  fie  gu  leidet  gefällt  tmirbeit 
eingejogeu  werben  follteu.  2)od(j  war  ein  leil  oertoren  gegangen  unö 
würbe  ber  33anf  ntdfjt  borgttegt.  85ei  ber  ^ßribilegSerneueruug  im  3abre 
1897  naf)m  ber  Btaat  in  Ärtifel  15  ben  fidfj  IjierauS  ergebenben  <$t 
winn  in  SlnfprudE). 

(SS  würbe  beftimmt,  ba§  bie  Sani  in  bem  auf  bie  SBerfünbutu 
beS  @efefeeS  fotgenben  SRonate  bem  ©cfjafcamte  eineu  JBetrag  ju  über- 
weifen tjabe,  ber  gleich  bem  JBetrage  ber  nodjj  nid)t  eingelieferten  Ston! 
noten  aller  eiteren  in  fdjwarjem  2)rucf  gefertigten  Jtypen  fei  unte: 
gleichzeitiger  Sbfefeung  bon  bem  umlaufenben  Setrage.  S)ie  noefe  etnc 
jur  3af|luug  vorgelegten  33anfnoten  werben  nunmehr  für  SRedjnung  tes 
©dfjafeamteS  eingelöft.  Sei  ber  SBeröffenflidEjung  beS  OefefceS  xoax  je 
©etrag  ber  nod>  nidfjt  eingelöften  Koten  6800000  grS«) 

*)  Pommier,  La  Banque  de  France  et  T  Etat  an  XIX.  siede,  Paris  1904,  S-S*' 
*)  CBronilhet,  Lenouveau  regime  de  3a Banque  deFrance,  Paris  1898,  2.  «7 
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Gin  weiterer  (Erfo^ontrog,  nad)  weldfjem  bie  33anf  jebe$  Sa^r 
bem  ginanjminifter  eine  Suffteflung  über  bic  Jpöfje  ber  in  ben  festen 
ftebeu  Sauren  nidfjt  jur  3^u?0  borgetegten  fflanfnoten  einreichen  unb 
ben  ©egenwert  einem  befonberen  Äonto  be*  StaatSfd&afee*  überweifen 
fotle,  würbe  abgelehnt.  (8s  würbe  Dielmeljr  feftgefefct,  bog  bie  San! 
ttäfjrenb  ber  3)auer  be3  SßriDileg*  im  93efifce  ber  übrigen  nidfjt  jur 
(Smtöfuug  vorgelegten  Sanfnoten  bejw.  itjreS  Gegenwerten  bleiben  foQe. 

SDie  ginan  jDerwaltung  tjatte  bei  ber  33onI  m  efjrere  ©arteten  auf» 
genommen;  fo  am  10.  3unt  1857  ben  S3etrag  Don  60  SMionen  §r&, 
ber  mit  3°/0  Derjtnft  werben  foDie,  unb  am  13.  Suni  1878  ein  «n* 
lefjen  Don  80  SMionen  3fr*.  ju  einem  3in8fuf$  Don  1%-  Älfem  fie 
würben  afö  feine  eigentlichen  2)arlel)en  aufgefaßt,  ba  itjnen  auf  ber 
anberen  Seite  ba$  oft  fe^r  bebeutenbe  Guthaben  be3  Staate*  gegen« 
überftanb.  (S*  waren  ba^er  nur  bie  Settäge  Derjinft  worben,  um 
welche  ba*  Staatögutljaben  Keiner  al*  biefe  Summe  war.  ©o  waren 
benn  bie  ju  Derjinfenben  Beträge  fefyr  unbebeutenb.  ©ie  Ratten  ber 
JBanf  in  ben  3af)ren  1857—1890  3688000  gr*.  eingebracht,  wa* 
bei  140  SKiUtonen  ffr*.  einer  Serjinfung  Don  0,02%  entfpridjt.1) 

SBci  ber  (Erneuerung  be*  ^ßrioitegd  fudfjte  ber  ©taat  fid^  biefe 
Summen  überhaupt  jin*lo*  ju  Derfdfjaffen  unb  fefcte  e*  in  Sirtitel  6 
burdj,  bafj  bie  SBerginfung  Dom  1.  Sanuar  1896  aufhören  foHte. 

3)a  iebodjj  ba*  Staat*gutf)aben  in  ben  lefcten  Sauren  t)öl)er  als 
140  SRtttümen  gr*.  war  unb  ba«  JBeftreben  §errfd(jte,  ben  gansen 
Setrag  nufcbringenb  anzulegen,  oljne  bie  Sani  jur  3in*jal)lung  für 
bie  anDertrauten  Summen  f)eranau§iel)en ,  verlangte  man  Don  ber 
©anf  nodfj  ein  weiteres  ©arleljen.  2)urd(j  ben  SSertrag  Dom  31.  Df« 
tober  1896  verpflichtete  fidf)  bie  S3anf,  bem  Staate  eine  Summe  Don 
40  ÜMtonen  &$.  ju  leiten.  SHefer  SBetrag  mufcte  bem  Staattfd&atje 
nad)  SRafjgabe  5U  faffenber  legi*IatiDer  S3efd)lfiffe  Dom  Sage  ber  SSer- 
fünbigung  be*  ©efefce*  ah  jur  Verfügung  gefteHt  werben.  2ta*  $ai> 
leljen,  ba*  ebenfalls  unDerjin*lid(j  iftr  würbe  gegen  Jperetnnatime  Don 
Sdjafrfdjeinen  gemährt,  bie  auf  ben  31.  Dejember  1920  lauten.  fcurdfj 
Ärtifel  7  würbe  biefer  ©ertrag  fanftioniert. 

©ou  85ic§tigteit  ift  ber  «bfafe  2  be*  Hrtifel  6,  wonach  bie  ©anf 
biefe  ©eträge  wät»renb  ber  Stauer  be*  SßriDilegtum*  Weber  ganj  nod} 
teilweife  gurücfforbem  faun. 

©ie  alle  ßentralnotenbanfen  $<xt  bie  ©auf  aud)  bie  Seitung  unb 
Oberaufftdfjt  über  bie  (SelbDerljältniffe  itjre*  Sanbe*.  2)od(j  fmb  feine 
befonberen  ©erorbnungen  erlaffen,  bar  wie  Charles  Brouilhet9)  fdfjreibt, 


l)  Pommier,  La  Banque  de  France  et  V  Etat  au  XIX.  siede,  Paria  1904,  ©.  208. 
3)  Le  nouveau  regime  de  la  Banque  de  France,  Paris  1898,  6.  20. 
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„le  lögislateur  de  1897  pouvait  se  fier  &  la  traditionelle  prudenc« 
de  cet  6tablissement  et  n'  avait  dans  aucnn  cas  k  lui  fixer  des 
regles  de  condnite.  H  s'est ,  donc  abstenu  sur  ce  point  et  avec 
raison/ 

2)tr  iBanf  ift  aHerbingS  biefe  fdfjmere  Aufgabe  baburdj)  bebeutenl* 
erleichtert,  ba&  fie  fidEj  bie  '©oppelmätyrung  ju  9tufce  mad&t  unb  fyt 

Stoten  in  ©Über  einlöft  unb  für  ©olb  eine  befonbere  grämte  be« 
rennet. 

dagegen  finb  einige  ©eftimmungen  ,  bie  ftdfj  auf  ben  Umlauf  ber 
SRünjen  begießen,  gefefeltdf)  feftgetegt.  3)er  Slrtifel  16  üerpflic^tet  he 
SBanf,  bie  SBoDmertigfeit  ber  franjöfifdfjen  ©olbmünjen  t)erbei$ufufßtK 
unb  aufrecht  ju  ermatten.  3)ie  franjöfifdjen  ©olbmünjen  foHten  auf 
®runb  eines  befonberen,  im  Subget  ber  SRünjüermaltung  au&gemorfenai 
firebiteS,  ber  burd)  <ßarlament£befd)luf*  im  Sa^re  1899  bemiOigt  mar, 
aQmätjltd)  umgeprägt  merben.  (£8  beftanb  nun  bie  ©djmterigfeit  für 
ben  ©taat,  biefe  ju  leisten  ©tücfe  tjerauäjufinben.  SiS  jum  3a!)re 
1897  mar  biefer  UmprägungSprojefc  in  SßariS  boflenbet  S)od(j  bie  in 
ber  Sßrotrinj  umlaufenben  ©tücfe  maren  nod)  nicf>t  umgeprägt,  ba  trir 
^Regierung  borten  tjätte  ^Beamte  fenben  muffen,  um  bie  gu  leidsten 
©tücfe  auägufoubern  unb  an  bie  2Äünje  in  SßariS  etnjufenben. 

Um  biefe  Soften  für  ben  ©taatSfd&afo  gu  fparen,  mürbe  nun  ber 
93anf  bie  S&erpfttdSJtung  auferlegt,  alle  untermertigen  ©olbftücfe  an 
i^ren  ©teilen  unb  SRebenfteflen  aufcjufonbern  unb  auf  eigene  ftoften  an 
bie  SKünje  abjuliefem.  3)ie  neugeprägten  ©tücfe  merben  ber 
$auptanfta(t  in  $arte  auögetjänbigt  2)ie  öanf  tjat  aufeer  ben  birefttn 
Auslagen  für  SBerpacfung,  XranSport  unb  SSerfid&erungSfpefen  iux$ 
3eit  unb  Arbeit  aufjumenbeu.  SNit  Stecht  mirb  bafjer  in  btn  Statinen 
f)erüorgef)oben,  bajj  banf  itjrer  §ilfe  bem  ©taate  eine  anfef^nlidp  ftc- 
fparniS  an  ßeit  unb  (Selb  ermad&fe. 

(Sine  meitere  baS  9Künjmefen  betreffenbe  SBerpflidfjtung  Ijat  bie  SBanl 
übernommen.  @ie  §atte  ficf>  feiner  3eit  bereit  erflärtf  biegünffrancdftü* 
ber  jur  (atetuifdjjen  9Künjunion  geljörenben  Staaten  biö  jum  Äblair 
ber  Serträge,  b.  lj.  bem  31.  2)ejember  1890  in  ßatyhmg  Su  nehmen 
2)ie  lateiutfdje  aRünjumon  mürbe  jebeS  3a§r  ftiflfdjjmeigenb  erneuen 
S)ie3  mar  jeboef)  bei  ber  Sanf  nid&t  möglich,  mit  ber  jebeä  Saljr  ein 
befonberer  SBertrag  gefdjjloffen  merben  mufete. 

Um  biefen  SWi&ftanb  ju  befeitigen,  l|at  bie  93anf  in  Ärtifel  IT 
fidf)  üerpfltdjten  muffen,  biefe  ©tücfe  fernerhin  anjune^men.  (Sine  be* 
fonbere  8Bid)ttgfeit  fyat  biefer  Vertrag  baburdfj  für  ben  ©taatr  bog  br. 
einer  Sufttfuug  ber  föonoention  bie  fremben  günffraueäftücfe,  bu 
tatfäcf)lid(j  für  {Rechnung  beS  ©taateS  aufbemaljrt  merben  biefe« 
nidjt  fogleidj  jur  (Sinlöfung  borgelegt  merben  bürfen.    35ie  Vertrag*- 
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ftooten  fönnen  ben  ÄuSgteidf)  in  5  Sauren  regulieren.  SBenn  nun  ber 
Staat  fofort  biefe  Summen  an  bie  San!  abführen  müßte,  föunte  er 
ben  bebeutenben  Setrag  nur  burd>  Aufnahme  einer  Stnlei^e  aufbringen. 
Um  bie  baburd)  entftetyeuben  Äoften  gu  froren,  ift  mit  ber  San!  bie 
ütbrebe  getroffen,  baß  bie  günffrancSftücfe  nur  infoweit  bem  Staate 
gur  (ftnlöfung  vorgelegt  werben  bürfen,  als  bie  33ertrag8mäd(jte  ben 
©egenwert  Überreifen.  SSergögert  fid)  bie  Äbwicftung  beS  3^^ung^ 
auSgteidfjeS,  fo  fann  bie  San!  erft  5  3aljre  nad)  ber  ßöfung  ber  Som 
üention  bie  gefamten  SReftbeftänbe  bem  Staate  gur3af)lung  üorlegen,  bann 
aber  auc§,  wenn  er  oon  ben  anbeten  Staaten  hierfür  noct)  feine  Stalung 
erhalten  fyat.  SBä^renb  ber  erften  4  3af)re  erhält  bie  San!  bon  ben 
SRäcfjten  eine  ß^^üergütung  tum  1%  unb  für  baS  lefcte  3aljr  eine 
fold&e  üou  lV»°/o  föc  &*c  n^  eingelöften  Seträge. 

3n  ber  Sd&utbenöerwaltung  [teilt  bit  33ant  bem  Staate  if)re  2)ienfte 
gur  Verfügung.  S)er  Ärtifel  8  üerpflidjtet  fie,  bie  Sinlöfung  ber  fälligen 
3in8fd)eine  in  gleicher  SBetfe  wie  bie  öffentlichen  ftaffen  für  bie  SRedj* 
nung  beS  SdjafcamteS  öorgunef)men.  Steuer  werben  bie  ßinSföttn* 
ber  frangöfifdjen  Renten  unb  bie  Sdf)uüwerfd)retbungen  beS  frangöfifdjjen 
S<$afcamte3  an  ifjren  Waffen  in  SßariS  fomie  an  ben  SBanffteUen  unb 
Siebenftetten  bejaht.  Sbenfo  fann  ber  Staat  nadfj  Ärrttel  9  bie  $ilfe 
ber  ©auf  unentgeltlich  bd  ber  Smiffion  öon  frangöfifd&en  Renten  unb 
Sdj}ti(bt>erfd)reibungen  beS  frangöfifdfjen  SdjafeamteS  in  Änfprudfj  nehmen. 

SBon  ifjrer  ©rünbung  an  ift  bie  33anf  für  gmanggwede  ber  Jftc* 
gierung  in  bebeuteubem  SRaße  ^erangejogen  worben.  Sie  würbe  im 
3af)re  1800  mit  einem  Kapital  üon  30  SRiflionen  gegrünbet,  um  bem 
Staate  burd)  ©cwätyrung  Don  5)arle^en  aus  finanziellen  Sdfjwiertgteiten 
ljerauSguf)elfen,  ba  bie  im  3af|re  1796  errichtete  Caisse  des  comptes 
conrants  fid)  nur  fommergieUen  Unternehmungen  wibmete  unb  infolge 
ifjreS  (leinet  Hftienfapitats  feine  ginanggefdjäfte  mit  bem  Staate  machen 
(onute.  3m  3af)re  1803  würbe  bat  Kapital  lauf  45  Simonen  grS. 
ttf)öf)t  Z)ie  (Ertjöfjung  erfolgte,  weil  bie  Summe  größtenteils  gum  An* 
fauf  öon  Renten  unb  StaatSobligationen  öermanbt  werben  follte,  um 
ben  ÄurS  berfelben  gu  Ijeben. 

Sbenfo  mußte  aud)  ber  SReferüefonbS  in  Staatspapieren  angelegt 
fein.  Um  nun  eine  möglidjft  große  Summe  l)ier  unterbringen, 
würben  bie  ©ewinnredjte  ber  äftionäre  gu  ©unften  ber  SReferöefonbS 
befdjjrfinft.  (£s  würbe  nämlid)  beftimmt,  baß  bie  ©ewinne  nur  bis  gu 
0°/0  ön  bie  Äftionäre  »erteilt  werben  feilten  unb  weitere  Überfd&üffe 
als  9tefert>efonb£  in  5  °/0*i(}er  SRente  angelegt  werben  müßten.  $>ie  (Sr* 
trägnifje  auS  biefem  SRefertoefonbS  fonnten  jebodf)  gu  einer  ©ewinnüer* 
tetlung  über  6  %  benufet  werben.1)    Sie  fo  erworbenen  Renten  mußten 

*)  OJflt|~öom  14.  «prtl  1S08,  9lrtifcl  1  unb  8. 
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auf  bat  9famen  ber  3?anf  eingetragen  tterben  imb  burffm  bis 
Saljre  1818  oljne  3uftimmung  be$  ginangnrinifter*  md)t  rafanft 

3m  Saljre  1806  tourbe  ba£  ftapital  »riebet  erl»öl)t  nnb  gmr 
SO  SRüKonen  grS.  (o$ne  9iefert>efonb*).  genier  tourbe  beftam«.  M? 
itad)  Verteilung  einer  9)üribenbe  oon  6  °/0  mir  nodj  V,  ^m  9tefenMfec^4 
gutgefdjrieben  Kerben  foQter  toafjrenb  bie  anberen  %l%  jur  Seitetlsr.g  f= 
bie  Sftionare  gelangten. l)  Sud)  bei  bief  er  ÄajritalSer&dtjung 
nur  \At  Sntereffen  be$  ©taateS.  9tadj  A.  Conrtois  tourbe  biefe 
Ijbljung  Don  einem  getoifjen  iL  Pelet  mit  folgenben  Sorten  erfterr. 
„2)a3  fiapital  tourbe  oerboppeft,  bamit  bie  Skmf  bie  9tegienm£sc: 
fdjafte  beffer  beforgen  fönnte." 

Xtordj  ba*  ©efefc  Dom  9.  Sunt  1857,  «rtifel  2,  tourbe  ba£  *erf  • 
lo^ital  auf  182  V,  SRiffionen  grS.  er^t  3>iefe  «rijöfjung  nrcs^e 
toieberum  burd>  gtnanjfdjimertgfetten  be$  Staates  herbeigeführt,  ber  kz 
auf  biefe  SBeife  ®elb  oerfdjaffen  »oute.  3>ic  Sauf  raupte  nadj  Snif r. 
5  aß  $rei3  für  bie  Verlängerung  be£  $rhrileg$  100  aWiflionai  ,rrf 
an  ba£  ©djafcamt  abliefern,  ba3  bafür  3°/0ige  Statte  jum  Surfe  r~ 
75  %  gab. 

Die  gefamten  eigenen  SRittel  ftnb  baljer  bem  &taatt  geliehen,  b.  t 
in  Staateobligationen  feftgetegt  3)ie  SBanf  fann  ftapüal  unb  fteferrcr 
für  üjre  gefdjaftlidjen  IranSaltionen  nid)t  benufeen,  ba  biefe  in  ftrnar 
angelegt  ftnb.  Sine  (Srljöfjung  il)re§  Sapitate  mar  ftete  oon  ber  Or- 
tung ber  Sicherheiten,  b.  I).  ber  Sdjulbtitel  beS  Staate*,  ablfärcu 

©benfo  naljm  ber  Staat  bie  Dienfte  ber  Stont  für  oorübcrgcbrrJe 
ftnangieHe  Sdjtoierigfetten  in  Änfprudj,  bie  burdj  bie  häufigen  trirgfn- 
feiert  SBertoidtungen  Deranla&t  tourben.  So  mußte  fie  in  ben  axn 
Sauren  il)re3  SefteljenS  bie  SBedjfel  ber  Steuer  er  Ijeber  biSfontieren,  fr.  L 
ber  Regierung  auf  bie  jur  (Erhebung  gelangenden  Steuern  Borfdri^ 
geben.  SBon  1800  -1805  waren  bem  Staate  722  SRüKonen  gr*  er- 
liefen, V8  °^er  tan  ^Kmbel  gut  Serfügung  geftellten  Summen. 

®odj  ftnb  biefe  ©efdjäfte  nidjt  burdj  ein  ©efefe  geregelt,  fonber- 
ber  Staat  tritt  mit  ber  Sani  tote  üjre  anberen  ©efd>äftöhmbtn  r 
Serbinbung. 

3n  ben  ftürmifdjen  lagen  be3  SaljreS  1848  toanbte  ftdj  ber  St^r 
um  #ülfe  an  bie  JBanf  unb  entlief)  unter  oerfdjiebenen  gönnen  h> 
beutenbe  ©ummen,  bie  bie  Jpötye  üon  403  SRiüionen  gr&  erwierr 
unb  ben  3u>ang3fur3  berurfad>ten.  35ie  Sauf  erflärte  bemt  aueb  r. 
ber  SBanlabredjnung  be3  Saures  1848:  „£a§  Sefret  (be3  3»«r.c=- 
hirfed)  enthob  bie  San!  i^rer  aSerpflic^tung,  SRoten  gegen  Silber  nr. 


2)  $cfet  oom  22.  «Dril  1806,  ftttifrl  2  unb  4. 
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julöfen,  um  üjr  bie  2Hittel  ju  öerfdjaffen,  bic  ©taatdfaffen  unb  bie 
Snbuftrie  fotoctt  a(S  möglich  in  bem  Umfange,  wie  fie  beburften,  mit 
6arem  ©elbe  ju  berf  orgen"  *). 

2>ie  bebeutenbften  SXenfte  leiftete  jebod)  bte  fflanl  bem  Staate 
in  bem  Ärtege  187G/71.  Sic  ftellte  für  ben  Staat  ungeheuere 
(Summen  bereit,  bte  er  jur  ftriegSfüljrung  brauste.  3m  ganjen  §at 
bie  SBanf  bem  SBaterlanbe  unter  #injured>nung  ber  im  3al)re  1857 
gemalten  SBorföüffe  1530  SMionen  grS.  jur  Verfügung  gefteUt,  üon 
benen  jebod)  nur  1485  2HiUionen  in  Slnfprudj  genommen  würben.2)  2)urcfy 
if)rc  Vermittlung  war  cS  erreicht  worben,  bafc  bie  ÄriegSentfdjäbigung, 
f  ogar  oor  bem  gefefclidj  feftgelegten  Termin  am  5.  September  1873  üoll- 
ftäubig  beglichen  worben  war.  5Die  ©teile  beS  in  baS  SluStanb  ab* 
fliefjenben  SKetafleS  übernahmen  jefct  bie  SRoten  ber  öant,  bie  am 
11.  Sluguft  1870  ^wangSfurS  erhielten.  35er  Staat  f)ätte  biefe  grofcen 
^Beiträge  ftfjroerltdj  oljne  Sdjaben  aufbringen  lönnen,  ba  ber  gu  f)of)t 
Sßajnergelbumlauf  baS  SJftfjtrauen  erregt  unb  ein  großes  SMSagio  fjerbor- 
gerufen  Ijätte.  SDieS  oerf)inberte  bie  JBanf,  inbem  fie  burd)  bk  Kraft 
tljrer  Stellung  als  SHittler  auftrat.  *  «HS  im  3af)re  1874  baS  2Ketatt 
wieber  ins  Sanb  ftrömte,  würbe  ber  SroangSturS  aufgehoben,  unb  bte 
((einen  Koten  eingegogen. 

63  war  borauSjufefien,  ba%  bei  ber  (Smeuerung  beS  SßrfoilegS 
ber  SBan!  im  3af>re  1897  fidj  SBorfd)täge  unb  Stimmen  ergeben  würben, 
bie  Verpflichtung  ber  Sauf,  in  äfjnlidjen  Sagen  iljren  SWetaltoorrat 
bem  (Staate  jur  Verfügung  ju  fteQen,  gefc^liä)  feftjulegcn.  2)od)  finb 
in  bem  ©cfefc  über  bie  Sßflidjten  ber  Sanf  in  biefer  £infid)t  feine 
SJeftimmungen  getroffen,  öielme^r  erflärten  ber  Sßräfibent  beS  Staate 
rateS,  ber  ftriegS-  unb  ber  ginanjminifter  in  ber  Stfcung  üom  10.  3uni 
1897  trofc  beS  ©rängenS  mehrerer  ©eputierter,  bafc  biefc  JBeftimmungen 
nic^t  ber  Dffentfidjfeit  befannt  gegeben  werben  follten,  ba  fie  öon 
ebenf 0  großer  JBebeutung  wie  bie  Vorbereitungen  jur  SWobümadjung  feien. 
(£s  beftänbe  aber  eine  ftonüention,  bie  bem  Staate  oöüige  ©arantie 
bitte,  unb  eS  fei  fetbftoreftänblidj,  ba%  bie  Stonf  in  jeber  aäejie^ung 
bic  Wolle,  bie  fie  1870  gefpielt  ijätte,  übernehmen  Würbe,  jumal  ü)re 
S3ejietjungen  jum  Staate  feitoem  enger  geworben  feien.  35er  Sarüorrat 
fowie  ber  Ärebit  ber  SBanI  Ratten  jur  SBerteibigung  beS  SBaterlanbeS 
ju  bieucn. 

So  ift  ber  franjöfifdje  Staat  0011  berSRotwenbigfeit  befreit,  einen&riegS* 
fcfjafe  galten  ju  muffen,  unb  f)at  bie  ©ewifcljeit,  bei  einer  jeben  friegerifdjen 
SBerwicflung  bie  nötigen  ©elbfummeu  fofort  jur  Verfügung  ju  f)aben. 

l)  SS.  3diarltnQ,  SBanfpolitif,  Seno  1900,  S.  176. 

f)  Pommicr,  La  Banque  de  France  et  l'Etat  au  XIX  siecle,  Paris  l!*Oi, 
6.  24>. 

florn,  ^^Ri^oimtcnbanten.  2 
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3n  ruhigen  QtxUxx  bidfontiert  bie  Sauf  bie  ©dfjafcfdjeine  ber  9tt* 
gierung  unb  fd&ie&t  bem  Staate  bie  jur  3)urdfjfül)rung  bed  93ubgtt£ 
nötigen  Summen  öor.  3)od>  treten  biefe  2)ienfte  immer  meljr  jutücf, 
ba  bie  gtnanjlage  bed  ©djafcamted  eine  glänjeube  ift  unb  bie  @d)a$ 
fdjeine  auf  offenem  Sßarft  fefyr  gefugt  finb.  ©o  fommt  ed,  bafj  int 
©dfjafcf  dfjeine,  bie  bie  Sani  im  Portefeuille  $at,  meift  burd)  bad  3$riDai< 
jmblifum  eingereicht  finb. 

3)ie  frangöfifd&e  Regierung  Ijat  ferner  bie  JBanf  ju  oerfötebenni 
®ienften  verpflichtet  unb  iljre  #ilfe  für  bie  Äaffengefdjäfte  bed  ©taate* 
in  Änfprudfj  genommen.  SRadf)  Ärtifel  10  *)  tonnen  bie  ftaffen  bes 
©dfjafcamteS  bei  ben  ©teilen  (succursales)  unb  SRebenfteflen  (bnreaai 
auxiliaires)  für  SRed&nung  bed  ©djafeamted  bte  vereinnahmten  @efr 
fiberfd)üffe  eingaben,  ©o  »erben  bie  (Sinnal>meüberfcljüffe,  bte  nicfct 
ju  3<*t)hingen  in  bemfelben  Departement  gebraucht  roerDen,  töglid?  an 
ben  Waffen  ber  99anf  auf  bad  ftonto  bed  ©taatdfdfjafced  eingeölt 
4?aben  bie  ^Beamten  biefer  Äaffen  anbrerfeitd  uidjt  bie  jur  $>urd>füIjrui;Q 
if)red  Setriebed  nötigen  Summen,  fo  erhalten  fte  bei  ber  SfanffteUt 
itped  8Bol)norted  ftrebtt  eingeräumt.  (Sine  mistige  Veftimmung  em« 
i)ält  femer  «bfafc  2  biefe*  «rtifeld.  Sieben  ben  ©teilen  unb  »eben* 
fteUen  befielt  nodj  eine  Änjal)!  oon  3nfaffoplafcen,  „villes  ratachees", 
<m  benen  früher  SBed^fel  nur  an  beftimmten  lagen,  am  5.,  10.,  15.,  20.,  25. 
unb  legten  eines  jeben  2Houatd  eingebogen  mürben.  3)ie  ©teuererljebtr 
biefer  Orte  maren  ge5ttmugen,  iljre  einnahmen  an  bie  Receveurs  des 
fluancee  unb  an  bie  ©eneralfteuereinneljmer  einjufenben.  (S$  joQtat 
aber  bie  Soften  unb  ©efafjren,  bie  mit  ben  tjäufigeu  ©etotranöporten 
Derbunben  toaren,  foroie  bie  3indöerlufte  oermieben  merben.  3U  biefnn 
^mecfe  mürbe  beftimmt,  bafj  bie  Sauf  jefct  foftenfrei  an  jebetn  %aqt 
bie  Tratten  einjujie^en  fyabt,  bie  öou  einer  $affe  bed  ©djafeamteS  air 
eine  anbere  gebogen  finb,  unb  ebenf o  bie  (Sin  jietjung  ber  a\\  bie  Orbre  biefer 
gefteDten  Tratten  ber  ©teuerjat)ler  oo^uneljmen  §abe.  (Sd  toirb  t>irr- 
burd>  eine  Sonjentration  bed  ftaatlidEpu  3<*f)fong3mefend  burdfjgefiiba 
f o  bafe  ber  Staat  fdfjueller  über  bie  eingeljenben  SBeträge  oerfügeu  fann 

Um  bie  ©taatdfaffen  mit  bem  nötigen  Vorrat  au  ©ilberfdjcibc 
münjen  ju  oerfeljen,  f)at  bie  Vauf  bie  Verpflichtung,  fie  nad)  SDRaBgabr 
minifterieQer  Verfügung  mit  ben  benötigten  Summen  ju  oerfefyen. 

Von  t>erfd)iebenen  ©eiten  mar  angeregt  morben,  ber  SBanf  nax 
weitere  Seiftungen  aufjulegen  unb  if)r  bie  gcfamte  Steuererhebung  r- 
übertragen.  2)ie  Regierung  moüte  bied  jebod)  nid)i,  meil  §icrbur£ 
eine  ju  enge  Verbinbung  bed  ©taated  mit  einem  Sßrfoatinftitut  tprttt* 
geführt  mürbe,  bie  bei  einem  eo.  Söfen  bed  Sßrioileghnnd  ju  fdjrom: 
Unjuiräglicfyleiten  führen  lönnte. 

l)  ©efefc  öom  17.  Eoöember  1897. 
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E3  mar  bei  allen  im  3ntereffe  beä  Staates  ausgeführten  £)ienfteu 
von  beionberer  SBidjtigieit,  baß  bie  fflanf  genügeub  3roetganftaUcti  fd)uf. 
Sie  mar  jeboet)  mit  ber  (£rric£)timg  ber  Sanfanftalten  nidjt  euergifdj 
genug  uorgegangen.  ©S  mürben  batjer  im  Saljre  1897  burä)  3lrtite!  11 
ber  ©auf  befummle  Serpflidjtungen  auferlegt.  3>te  2fnjat)l  ber  Stellen 
tollte  bitrt^  Umwanblung  ucni  18  StebenfteHen  auf  112  gebradjt 
werben.  Stu&erbem  muß  tu  jebem  DepartementSort  fiel)  eine  SteQe 
bcfiubeu.  genier  mußten  30  neue  ScebenfteUen  erridjtet  werben  unb 
nun  1900  an  jebeS  3at)r  nodj  eine  Scebeufielle,  bis  bie  Qaty  15  er- 
reicht ift.  3)ie  Crtc  Wetten  gemrinfam  mit  bem  giuauämiuifterium 
t'eftgcfc&t.  Silbe  1905  fjatte  bie  San!  127  Stellen  unb  53  Sieben« 
ftelku,  anjjecbem  242  SBedjfetylä&e. 


5.  Belgien. 

3ti  Belgien  (jatten  biß  311m  3at)re  1850  bie  Societe  generale 
pour  favorisor  l'industrie  nationale,  bie  Banque  de  Belgique,  bie 
Banque  liegeoise  unb  bie  Banque  de  Flandre  bas  SHedjt  ber  SRoten- 
OUflgabc  gehabt.  SDurdj  geftlegnng  ifjrer  SDiittel  in  großen  SDarletfen 
auf  ©ruubbefib,,  foroie  ^Beteiligung  an  jafjlreidjeu  inbuftriellen  Unter« 
uelniiungcu  Dcrmorfjten  bie  Saufen  jebod)  im  3atjre  1848  itjre  Koten 
nidjt  eiiijulüfeu  unb  tonnten  nur  burd)  Ectlätimg  beS  3roaug»iurfeS 
bind)  ben  Staat  »or  bem  ßufammciibrud)  gerettet  werben. 

Um  biefe  gefährlichen  unb  unfidjeren  guftäube  3"  befeitigen, 
raiirbcii  bie  Stanlen  burd)  ben  Staat  oeraiilafet,  auf  il)r  Slotenrectjt  ju 
Lif^irfjtcii.  ?Us  3eiltca'nDle,IÜQnf  würbe  bann  im  6at)re  1850  bie 
Banque  nationale  de  Belgique  erridjtet. 

£er  Staat  (jat  fid)  als  Entgelt  für  baö  ^rinitegiuni  einen  Anteil 
an  bem  SKeiugeroinue  gefiebert,  ber  bei  jeber  Verlängerung  ertjöljt 
worben  ift.  Xit  ©eminuucrteilnug  würbe  auf  @runb  beö  ©efeßeß 
Don  5.  ÜJtai  1850  in  folgenber  ©eile  »«genommen :  3llcrf*  «hielten 
bie  Sütiouäre  eine  SBorbiDibeubc  0011  6"/0;  ber  überfdiie&enbe  SSetrag 
fiel  nad)  Slnifel  6  ;n  */,  bem  9veferuefoub§  ju,  ber  beftimmt  mar, 
Viai'itnl«oerliifte  nuSjugleid)cu  unb  bie  SMmbcnbe  auf  5  %  j"  galten. 
SBotfJ3  bann  nodj  (Bewinne  ju  uerteileu,  fo  beftimmte  Slrtifel  7,  bafe 
Fit  Staat  hieroou  */•  erijielt,  wäipnib  bei  9ieff  als  Suneröiötbeube 
an  bie  Mftionäre  oerteilt  würbe. 

$utd)  ba«  ©efefc  Dom  20.  SDtai  1872  würbe  ba«  Kapital  »er- 
boppelt.  Xa  nun  anjuneEmwn  war,  bafj  baä  neue  Äapital  nid)t  ebenfo 
nufcbrtngenb  wie  baä  alte  würbe  angelegt  werben  fönnen,  fo  mußte 
befürchtet   werben,   bafe  bie  Gewinnbeteiligung  bee  Staates  fid)  im 
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8erf)ältniS  berfötedjtem  würbe.  Um  bieg  ju  bermetben,  erf)öf)tc  m& 
bie  ©ctoinnquotc  beS  Staates.  9fad)  Verteilung  ber  ©orbitnberfc 
tourben  bem  SteferOefonbS  15°/0  jugefül)rt,  toälpenb  ber  ©ciora 
anteil  beS  Staate«  auf  1/A  erfjöljt  tourbe.  3>er  Sfteft  tarn  afö  Super 
btoibenbe  an  bte  Äftionäre  jur  Verteilung. 

3)urdj  baS  ©efefe  oom  26.  ÜJtörj  1900  tourbe  ber  ®ctoinnan:^ 
ber  Sßtionäre  toeiter  Ijerabgefefct,  benen  f)ierburdfj  nur  eine  SSorbiöibc::* 
öon  4  °/0  garantiert  toirb.  2Benn  biefe  Oerteitt  tft,  fallen  10  %  a; 
ben  SReferoefonbS  unb  1/A  fließt  als  ©etoinn  in  bie  StaatSfaffe,  »äljrr;? 
ber  SReft  als  stoeitc  2)ioibenbe  an  bie  Stttionäre  »erteilt  tnirb. 

Sfafcer  biefem  Anteil  am  Reingewinn  §at  bie  SBant   nod)  Sb 
gaben  ju  entrichten,  bie  fie  jaulen  mu|,  fel6ft  toenn  fic  feinen  (fr 
toinn,  fonbern^fogar  SBerlufte  l)abeu  tourbe.   *8iS  jum  3at)re  1865   urftc 
bie  89anl  einen  beftimmten  3^nöfll6  nM}t  übeef freiten.     ©rfi  buri 
baS  ©efefc  Oom  5.  3Rai  1865  tourbe  fie  Ijiertoon  befreit;    bod)  isur* 
beftimmt,   ba%  bie  Qxnfyemxnnt  aus  ber  2)arlef)nSgetoaf)rung  nur  fe 
jur  #öl)e'  üon  6  °/0  Ju*  Verteilung  an  bie  Äftionäre  gelangen.  & 
überfd&ie&enben  3inSbeträge  aber  an  ben  Staat  fallen  f  Otiten     >. 
Sa^re  1872  tourbe  bie  ©renje  nodj)  toeiter  fjerabgefefct.    3efct  trat  De: 
Staat  fd&on  in  ben  ©etoinngenufc,  ber  fid)  aus  einem   5  °;0  übe 
fteigenben  3inSfu|  ergab.    S)a  ber  3ntöfu6  ber  San!  aber   iranu-r 
meljr  fanf  unb  toäfjrenb  ber  legten  SßrürilegiumSbaner  nur  3,29' 
betrug,  fo  ging  man  nod^  toeiter  unb  fefcte  beu  3"löfu6r    über   N: 
fjtnauS  bie  ©etohtne  aufhören,  ben  Stttionaren  als  ©etoinn  ju jufltc^r. 
imf  31/«  °/o  ^crab.     2)od(j  toar  bei  biefer  Abgabe  nidjjt  allein  fre 
fiSfalifdje  ©runb  mafjgebenb.    2Ran  toollte,  toenn  ein  työljerer  3"**^ 
nötig  tourbe,   ben  ©etohtn  hieraus  nid^t  ber  93auf,  fonbern   ber  SUi« 
gemeinljeit,   b.  t).  bem  Staate,   jufommen  laffen,   um  bie  SBauf  t>« 
bem   SBerbadfjt,    ans  ©etomnrütfftcfjten  ben  3*n^fu6  8U  *tf)öf>en, 
betoafjren.1) 

(Stint  weitere  Abgabe  tourbe  im  3af)re  1872  eingeführt.  I 
Sant  toar  baS  Siecht  eingeräumt  toorben,  bis  jum  ^Betrage  rc: 
275  SRillionen  grancS  Sßoten  (gebeeft  unb  ungebeeft)  auäjugebcn.  C? 
toar  jeboclj  oorauSjufeljen,  baß  biefe  Summe  nid)t  ausreißen  roür^ 
um  allen  jufünftigen  HnfarüdEjen  beS  SBerfetjrS  ju  genügen.  @S  touü. 
baljer  beftimmt,  baß  bie  fflanf  ifjr  Kontingent  gegen  3a^Iun9  n*1*1  ^ 
ftimmten  abgäbe  überf freiten  bürfe.  92ad^  Strtifet  7  beS  ©efefccS  \>cr 
20.  SRai  1872  ift  §albiä^rlic§  ber  mittlere  ®ur$fönitt  beS  Koxr 

*)  II  ne  ß'agit  du  reste  que  d'une  niesure  prise  avant  tont  dans  I'iou- 
de  la  Banque  meme,  qu'il  importe  de  döcharger  de  tout  soup^on  d'int-- 
personnel  dans  le  cas  oü  eile  serait  oblig^e  de  hausser  le  taux  de  Te^cotup 
pour  däfendre  Bon  enoaisse.  Documents  Parlementaires.  Bruxelles  1901,  3.  l~ 


\- 


t » 


—    21    — 

umlaufe«  fcftjufteHen  unbf  fofem  bicfer  gefunbene  83etrag  bie  geftattetc 
^)ötjc  oon  275  SMionen  ftxancä  überfteigt,  1/4  %  öon  bcr  Über- 
fc^rritung  an  bie  ©taatöfaffe  jn  entrichten. 

Stufjer  biefen  ©onberabgaben  tyat  bie  SBanf  aud)  bie  allgemeinen 
Steuern  ju  jagten,  bie  bie  onberen  StfttengcfcHfc^aftcn  nad)  gemeinem 
9ted)t  ju  entrichten  Ijaben.  ©ie  muß  außer  ber  ©etoerbefteuer  eine 
Stempel  ftener  öon  bem  Setrage  itjrer  umlaufenben  Koten  entrichten. 

£ati  bie  SBanf  e«  für  nötig,  einen  93aufnotentijj>  fraftto«  er- 
flarcii  ju  raffen,  fo  §at  fic  bie  JBerpflidjtung,  nad)  Ablauf  ber  jur 
©inlöfung  beftimmten  grift  ben  SBert  ber  nidjt  eingelöften  Koten  auf 
®runb  einer  befonberen  Abmachung  an  bie  ©taatöfaffe  abjufüfjren. 
£er  betrag  biefer  Sillet«  mirb  öon  ber  $öf)c  ber  umlaufenben  Koten 
abgefefct.  3>od)  (oft  bie  Sani  bie  eüentueQ  nodj  borfommenben  Koten 
für  Siedlung  bec  ©taatöfaffe  ein,  oon  ber  biefer  Setrag  am  ©nbe 
eines  jeben  falben  3al)re«  eingegogen  toirb.  SHefe  Seftimmung  fanb 
auf  bie  bi«  jum  3af)re  1869  ausgegebenen  Koten  Änmenbung.  3Son 
biefen  war  ber  SBetrag,  ber  noc^nic^tjur  Umwertung  bei  ben  Sanffaffen 
oorgetegt  fear,  im  SCpril  1900  an  bie  ©taatöfaffe  abjuliefern.1)  Am 
31.  3>ejember  1899  tiefen  oon  biefen  Koten  noc$  ffr«.  984680  um.*) 
2Ba«  Ijier&on  nidjt  jur  Sintöfung  fommt,  genrinnt  ber  ©taat. 

35er  belgifdje  ©taat  tyat  fd&on  frül)  bie  SHenftc  einer  Sanf  für 
bie  äbttridlung  feiner  ©elbgefääfte  benufet.  Sr  Ijat  fidj  batyer  bie 
Unterftüftung  ber  S3anf  in  befonberem  2Ra&e  für  bie  2)urd)füljnmg 
feiner  fiaffen  gefd^äfte  gefiebert  unb  bie  Seiftungen  ber  99anf  genau 
feftgelegt.  99i«  jum  Safere  1850  Ijatte  bie  Soctete  Generale  pour 
favoriser  rindustrie  nationale  bie  Saffengefdjäfte  geführt.  3)er  Staat 
f)atte  fie  für  biefe  SXenfte  entfd&äbigt  unb  ü)r  beftimmte  Sßrojentfäfce 
doii  ben  umgefefcten  ©ummen  zugebilligt.  6«  maren  auf  gewöhnliche 
Gin^lungen  V»  %  auf  ©$afeföeine  V.  %  «uf  «nkifcn  7M  7# 
gewährt  roorben,  fobafe  ber  jä£)riic^e  Hufroanb  für  bie  Äaffenfütyrung 
be*  Staate«  ungefähr  270000  gr«.  betrug.  SDurd)  «rtilel  10  be* 
©efefcc«  oom  10.  SRai  1850  mürben  ber  Setgifdjen  Kationatbanf  bie 
&affengefd)äfte  be«  Staate«  übertragen.  Sine  ffintfdjäbigung,  bie  tfjr 
beurifltgt  roorben  war,  mürbe  bereit«  1861  wieber  aufgehoben.  Qwc 
2)urdjfüf)rung  biefer  Äaffengefd)äfte  mußte  bie  Sanf  an  jebem  #aupt- 
orte  eine«  ©erid^töbejirleö  eine  Agentur  errieten.  Süperbem  §at  bie 
Regierung  betö  SRedjt,  ju  beftimmen,  an  melden  Orten  nodj  Agenturen 
im  3ntereffe  be«  ginangminifteriuntö  errietet  werben  foöen.  ©«  fonaen 
bei  jeber  KebenfteUe   ber  89anf  für  Kedjnung   ber  Regierung  Sin- 


>)  «rtitel  13  be*  0efcfee*  Dom  26.  SRarj  1900. 

f)  Documenta  Parlementaires,  BruxeUes  1901,  S.  895. 
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jaljluugeii  gemalt  »erben.    ffibenfo  nimmt  bie  SBanf  bie  JhiSgaljlungcf: 
auf  SSeranlaffung  be8  ginanjmtnifter«  öor.    3)iefer  benachrichtigt  bte 
SBanf  Don  ben  Srebiteröffnungen  unb  ben  Verfügungen  über  bie  ftaat 
liefen  ©eiber.    ®r  orbnet  gleichzeitig  an,  an  meldten  Sßläfcen  bie  2hi? 
jatylungen  öor  fid&  getjen  foDen.    gut  it)re  latigfeit  als  Äaffterer  b« 
©taateS  unb  bie  S3ewaljrung  ber  SBeftänbe  tft  bte  33anf  haftbar  aufrr 
im  gaUe   tton  force  majeure,   bie  fie   nadjweifen    mufc.      3nfoIj}< 
ber  SBerbmbung  mit  ber  Sauf  ift  eine  große  ßeniratifation  be£  Äaffe:: 
wefen*  erreicht.    3)te  $älftc  aöer  3^1ungen  ttrirb  in  JBrüffel   ab$d 
toicfelt,  wäljrenb  fonft  nur  nod&  2  ober  4  3at){ung$ftellcn  üon  SEBic^tia 
feit  finb.    S3  ift  bem  ©taate  ^ierburd^  ermöglicht,  ben  Seirag,   bei 
ec  jur  3)urd(jfüt)rung  feiner  Äaffengefd)äfte  benötigt,  auf  ein  SWinimurr 
ju  rebujieren.    Um  nun  bie  augenblicflidj  freien  (Selber  nufcbringcitf 
anjulegen,  oljne  fie  bem  33erfef)r  ju  entjietyen,  Ijat  ber  belgifd>e  etam 
einen  befonberen  SBeg  befdjritten   unb  hierbei  eine  glücfltdje   £öfu;ii{ 
gefunben.  SKrtifet  7  beftimmt:1)  „2)ie  üerfügbaren  Seftaube  be$  ©taat* 
ft§afce3,  bie  bie  bienftlidfjen  SBebürfniffe  überf freiten,  werben  burdj  bt; 
83anf  in  #anbel$werten  angelegt;  fie  tyaftet  für  bie  Sßerte,  bie  fie  für 
©iaatSredfjnung   erworben   ober   angelegt  f)at."     S)ie3   ift   befonfcr* 
toid&tig,  wenn  burd|  Anleihen  bem  Staate  bebeutenbe  Setrage   juge 
ffiljrt  werben,   bie  er  toon  Anfang  an  üerjinfen  mufj,   ofjne  felbft  t»cr 
ber  beftimmungSmäfcigen  SSerwenbung  einen  Vorteil  barauS  sieben  ju 
tonnen.    Um  nun  ben  verfügbaren  Seftanb  barjutun,   überfenbet  fre 
85an!  alle   jwei  Sage    bem  ginanjminifter    eine  Äujeige   über  fco 
(Einnahmen   unb  ausgaben,    au8  ber  fowoljl  bie  fttyt  be$   Satin; 
beftanbeä  als  audEj  bie  laufenben  ®i$pofitionen  Verborgenen.    S^ie  31:* 
Anlage  freien  ©ummen  ergeben  fidfj,  wenn  oon  bem  au$  ber  Na<h 
Weifung  fid)  ergebenben  SBeftanbe  ber  nötige  Äaf jenbeftanb  toon  5  äRiDiomn 
graues  abgezogen  wirb. 

2)er  ginanjtninifter  tyat  311  beftimmeu,  in  weldfjen  papieren  bwic 
Veträgc  angelegt  werben  foUen.  §ier  ift  bie  Vermittlung  ber  3?a.J 
toon  befonberer  SBidftigfeit.  ®a  gefefemäfcig  f)aupt)äd)lic^  SBedrfel  au; 
baS  ÄuSlanb  alä  Slnlage  benufct  werben  foQeu,  faiui  fie  bem  Staate 
mit  tyrer  ÄenntniS  ber  @elbberf)ä(tniffe  unb  ber  ©üte  unb  3af)lung~ 
fä^igfeit  ber  28ed)fefoerbunbenen  ratenb  unb  Ijelfenb  jur  ©eite  ftetn:: 
KadEj  änf)ören  beS  VerwaltungSrateS  werben  audj  belgiföe  Rapiere, 
fowie  burd)  bie  SBanfagentureu  angefaufte  3nlanb3wecl)fel  al£  Anlage 
benufct.  Seftimmte  gefe^lic^e  Siegeln  fönnen  unb  finb  ^ier  als  SRoruu' 
nid^t  aufjuftellen,  ba  bie  „faufmännifclje  ©pelulation"  entfe^eibet.     fe 


')  Loi  reglant  le  ?ervico  du  Caissier  de  PEtat,  26.  III.  1900. 
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tft  ba^er  für  ben  Staat  wtdjtig  uub  entfdjeibeub,  bafi  bie  Stonf  beut 
Staate  für  biefe  Rapiere  ^aftet.1)  $terburd)  tft  ber  Stegierung  bie 
Sidfjerljeit  geboten,  ba|  nur  gute  unb  fixere  Äapitat«anlagen  ge- 
malt »erben,  gür  ba«  föififo,  ba«  bte  S5anl  im  3ntereffe  be« 
Staate«  eingebt,  tyatte  bicfer  fie  burd)  eine  Vergütung  entfdf)äbigen 
wollen.  2)od)  würbe  bieg  Anerbieten  Don  ber  93anl  abgelehnt,  bte 
e«  a(«  eine  moralifdfje  ^fCid^t  anfal),  bte«  o^ne  ©ntfd&äbigung  511  tun. 
Srgibt  ftd>  au«  ben  zweitägigen  Slacljweifungen,  bafe  ba«  ©utljaben 
ber  Regierung  6  läge  lang  unter  btn  feftgefefeten  JBetrag  toon  5  SRillionen 
granc«  gefunfen  iftf  fo  trifft  ber  ginanjmtnifter  bie  nötigen  SKafj- 
nahmen,  um  biefe  £>öl)e  wieber  ju  erreichen. 

Auf  btefe  SBetfc  ift  e«  Belgien  gelungen,  feinen  3al)lung«öerfel)r 
ooflftäntrig  bei  ber  3*ntralnotenbanf  ju  fonjentrieren.  Sbenfo  fjat  ber 
Staat  and)  weitge^enbe  99eftimmungeu  getroffen,  bafc  bie  93udf)fü£)rung, 
einheitlich  burdjjgefüljrt  wirb.  S)ie  Sauf  ift  bie  9?edEjuung«füf|rerin  be« 
Staate«  geworben  unb  ift  allen  Verpflichtungen  unterworfen,  bte  ba« 
©efefc  über  bie  3ted)nung«tegung  borfdjreibt.  (Sbenfo  unterftef)t  fie  im 
©runbgcfejjen  be«  SRed&nung«f|ofe«,  foweit  fie  mit  bem  Sßrinjip  einer 
Sfftiengefettfd&aft  vereinbar  finb.  2)ie  ganje  9tedEjnung«legung  wirb 
burd)  ba«  (Jinaujminifterium  geleitet  unb  burd)  ben  9tedf}uung«f)of  auf 
bie  SRid)tigfeit  geprüft.  Sit  iebem  SBanfplafce  befinbet  fid&  ein  Sgent 
be«  Sdjafcamtc«,  um  bie  (Sinjafyfmigen  unb  Abhebungen,  bie  für 
JRedjnung  be«  BtaaM  erfolgen,  auf  ifyre  9iid)iigfeit  ju  prüfen.  S)er 
ginaujminifter  lann  femer  befonbere  SSeamte  ernennen,  bie  bie  93üd)er 
uui  Raffen  einer  SReoifion  unterbieten. 

Um  bem  ginanjminifter  bte  Überfielt  über  bie  ausgeführten  @e* 
fcfjäfte  ju  erleichtern,  überfenbet  bie  85an!  am  Sdfjluffe  eine«  jeben 
läge«  unb  einer  jeben  SBod&e  einen  2fa«5ug,  au«  bem  fid)  bie  Umfäfce 
ergeben,  gerner  legt  bie  SBanf  monatlich  jweimal  9tedjnuug  ab  unb 
gibt  in  biefen  9tad)roeifungen  auf  1.  ben  JBeftanb  be«  ©ut^aben«  am 
3a()re«anfange  2.  bie  einnahmen  unb  3a^un9en  be«  3al)re«  nad)  ben 
»ergebenen  ,3weigauftalten  georbnet  unter  befonberer  SBerüdffidjtigung 
ber  in  ben  legten  14  Jagen  umgefefcten  SBetröge,  3.  ben  augenblicf* 
liefen  JBeftanb  be«  ftaatlid^cn  ©utfjaben«.  Sd&liefclid)  Ijat  bit  93anf 
bie  aufgäbe,  ber  £)berred)uung«fammer  burdfj  Vermittlung  be«  ginaitj- 
mintfter«  ü>re  9Iec^nuug«legung  al«  Äaffierer  be«  Staate«  bretfadj  ein* 
jnreic^eti.    Unb  jroar  befdfjränft  fie  \id)  r\\d)t  auf  bie  9ted)nung«legung, 


')  La  Banque  nationale  teste  garante,  conformement  au  droit  commercial 
com  man  du  remboursement  en  ecua  k  l'gcheance  de  toutes  lea  valeurs 
acquisea  ou  appliquees  pour  le  compte  du  Tresor. 

drittel  16  ber  ftonüention  bom  17.  3uli  1872  jtoifc^en  bem  gtnana* 
minifter  unb  ber  Belflifdjen  Stotionalbant  betr.  Cmridjtung  be*  Äaffenbtenfie*. 
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fonbern  bef)nt  fie  audfj  auf  bie  SBcrwattuttg  ber  in  tfjrem  SBeftfc  befind 
liefen  SDSertpaptere  au$. 

S)ie  Sani  fyxt  alle  SerwaltungSf  often ,  fowie  btc  Auslagen,  btc 
aus  ber  Vermittlung  unb  33erfenbung  ber  im  3ntereffe  be3  Staate 
gefdfjetjenben  3af)fangen  entftefjen,  allein  ju  tragen.  gerner  Ijat  jk 
einen  3ufd()u&  ju  &en  Soften  be$  ©d&afeamteS  ju  leiften,  bei  juerit 
175000  §rS.  betrug.  2)a  bie  Aufgaben  fid)  iebodj)  oergröfjerten  unD 
im  Qfinanjbubget  1899  bie  Soften  für  bit  Administration  de  la 
Tresorerie  et  de  la  Dette  publique  dans  les  provinces  mit 
227000  gr8.  angefefct  worben  waren,  würbe  ber  ©etrag  erf)ö()t  un* 
bie  SBanf  jur  gaumig  eine«  SufdjuffeS  Don  230000  gr$.  üerpflidjtet.1 . 

Um  ben  «Staat  in  ben  ©tanb  ju  fegen,  ben  ueränberteu  Umftänbcn 
entfpredEjenb  bie  3)ienfte  ber  Sauf  ju  erl)öt)en,  fann  nadf)  Srtifel  9  eine 
Stemfion  biefer  SJeftimmungen  alle  10  3al)re  vorgenommen  werben. 

2)ie  Verwaltung  ber  ©taat$fd)ulben  ift  ber  93an!  gleichfalls  über- 
tragen, ©ie  jafjlt  bie  SouponS  ber  ftaatlidjjen  Anleihen  an  allen  San!« 
plagen  ot)ne  befonbere  ©enetymigung  be8  ginanjminifteriumS  aus. 
Sbenfo  laun  bie  Sugja^lung  Don  Kapital  unb  3infen  anberer  SBcrt* 
papiere  nad)  anhören  be3  SSerwaltungärateS  burdf)  ben  äRtnifter  t>cr- 
fügt  werben.  3)ie3  gefd&icljt  bei  ben  EouponS  ber  Caisse  d'annuites, 
du  credit  communal  3°/0,  de  la  Societe  Nationale  des  chemins 
de  fer  vicinaux  2i/2  %  unb  3  °/0  fowie  de  V  Etat  Ind£pendent  du 
Congo  4  % 

®ic  99an!  oermittelt  bie  Äonöerfionen  ber  ©taatöpapiere ,  nimmt 
©djulbüerfdfjreibungen  entgegen,  bie  jur  Ummanblung  in  83udjfd>ulben 
beftimmt  finb,  unb  üeranlafjt  tyre  ©ntragung  in  baä  ©c^ulbbuci?. 
«nbrerfeitS  löfd)t  fie  auf  äBunfd)  bie  »ud&fd&ulben  unb  gibt  bafür  bie 
entfpredEjenben  ©dfjulbtitet  tyerauS. 

©d&on  bei  ©rünbung  ber  99anf  war  beftimmt  worben,*)  bafe  fie 
bei  @rrid)tung  einer  ©parfaffe  biefer  tyre  ®ienfte  jur  Verfügung  ftellen 
follte.  $>ie  Caisse  g6n6rale  d'epargne  et  de  retraite  würbe  am  6. 
9Kärj  1865  errietet  S)ie  JBanf  f)at  bie  Verpflichtung,  baä  Vermögen 
biefer  Äaffe  gu  oerwalten.  ©ie  fjat  bie  jeweiligen  üerfügbaren  ©elb* 
betrage  ginSbringcnb  anzulegen  unb  anbrerfeits  bei  ©elbbebarf  nötig  roer- 
benbe  Verläufe  oorjune^men.  ferner  fyat  fie  ben  Äaffenberfeljr  über- 
nommen, ©ie  muß  an  jeber  üjrer  3tott9<roftalten  (Entgasungen  an> 
nehmen  unb  »uäjaljlungen  bomeljmen.  ®ie  Veftänbe  unb  Vüdjcr,  t>it 
bie  Sauf  für  bie  ©parlaffe  ju  führen  Ijat,  muffen  oon  benen  ber 
San!  getrennt  gehalten  werben. 


')  ©efej  t)om  26.  SRör*  1900,  Stattet  7. 
*)  Oefefr  t>om  6.  3«ai  1850,  Strtifcl  lt. 
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35er  ^Regierung  ift  ba$  Siedet  eingeräumt,  bie  finangieHe  £ilfe  ber 
SBanf  in  Änfprudfj  gu  nehmen.  SRad)  Strtifet  16  be3  @efe^ed  üom  5. 
SRai  18BO  fonnte  bte  SRegierung  bte  93anf  toeranlaffen,  ©taatöpajriere 
unb  ©dfjafcfcfieine  6id  gur  $öt)e  beS  ©runbfapitatö  im  Seft|  gu  fjaben. 
3für  ben  SReferbefonbS  mürbe  bie  Anlage  in  ©taatäpapieren  geforbert. 
$er  JBetrag  ber  ©djafcfdfjeine,  ber  guerft  10  SßiUionen  gfrS.  nid|t  über« 
f greifen  burfte,  ift  burdfj  ärtifel  23  ber  neuen  Statuten  auf  20 
SRiflionen  gr$.  erl)öl)t  worben.  SDie  £öl)e  be«  Zinsfußes  unterliegt 
einer  SBerabrebung  mit  bem  ginanjminifter.  25ie  Summe  ber  gu  leiljenben 
JBeträge  wirb  wöchentlich  feftgefefet.  63  ift  toon  Anfang  an  baS  33e» 
ftrebeu  be3  Staates  gewefen,  bte  SRittel  ber  Sauf  nidfjt  in  Staats* 
anleiten  bauernb  feftgutegen,  bamit  bte  San!  jebergeit  unb  befonberS 
in  Slrifen  bem  Staate  §ilfe  teifteu  fann.  3)al)er  würbe  audfj  im  3aljre 
1872  bie  frühere  SBeftimmung  aufgehoben,  bafs  ber  SReferbefonbS  in 
Staatspapiereu  angelegt  fein  muffe. 

<$.  Sic  nie&erlanfce* 

3Me  SRteberlänbifcfye  SBanf  würbe  burd)  fgl.  2)efret  Dom  25.  SRarg 
1814  erridjtet.  gür  baS  ber  99anf  tatfädjtid)  eingeräumte  SRonopol 
ber  SBaufnotenauSgabe  fyat  fidfj  ber  ©taat  üerfcf)iebene  Vorteile  gefiebert 
2)od)  erlangte  er  erft  bei  ber  SßrimtegSerneuerung  im  3a^re  1888 
einen  beftimmten  Anteil  am  ^Reingewinn. 

35ie  ©ewinnberteilung  würbe  in  f olgenber  SBeife  öorgenommen  *) : 
$ie  «ftionäre  erhielten  5%,  fobann  floffen  10°/0  in  ben  SRefertoefonbS, 
bis  biefer  25°/0  beS  ©runbfapitalS  erreicht  f)at.  S)er  überfd&iefeenbe 
betrag  würbe  aisbann  gwifdjen  ©taat  unb  Slftionären  geteilt,  big  biefe 
7°/0  erhalten  Ratten.  ÄtSbann  änberte  fidj  bie  ©ewinnquote,  ba  ber 
©taat  jefct  ■/$  unb  bte  Äftiouäre  nur  V8  erhielten.  35od(j  würbe  bie 
®infd)ränfung  getroffen,  bafc  bie  ^Beteiligung  beS  Staate«  aufguf)ören 
fyotoe,  wenn  ein  anbereS  3nftitut  baS  5Red)t  erhallen  fottte,  SBanfnoten 
ausgeben  unb  in  JBerfe^r  gu  bringen,  unb  wenn  ber  ©taat  fein 
$apiergelb  über  ben  ffletrag  öon  15  2Htflioneu  g(.  erl)öt)en  würbe. 

3>urd)  baS  neue  SBanfgefeft  Dom  31.  ©egember  1903  würbe  bann 
bie  ©ewinnbeteitigung  geänbert.  S)ie  SttMonärc  erhalten  gunäd&ft  3Vf#/o- 
Äeidjen  bie  ©rträgniffe  tjiergu  nidjt  aus,  fo  wirb  ber  fef)lenbe  SBetrag 
aus  bem  SRefer&efonbS  genommen,  folange  biefer  nid>t  unter  15°  /0  beS 
ÄftienfajritalS  gefunden  ift.  SRadfj  Dotierung  beS  SteferoefonbS  mit 
10°/0  unb  Verteilung  öon  2°/0  als  Tantieme  an  bie  ©ireftion  unb 
We  SRegierungSfommiffäre  fallt  */$  *>**  überfdjiefcenben  ©ewinneS  an 

Ökfefr  Dom  7.  ttuguft  1888,  Hrt.  22. 
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bie  Äftionäre  unb  2/a  ön  &en  Staat  3)ie  (Gewinnbeteiligung  be* 
©taateS  fyövt  auf,  wenn  eine  anbete  SWotenbanf  bie  Äonjeffion  erhält 
ober  ber  ©taat  nacf)  bem  1.  Df tober  1904  ^ßapiergefb  ausgibt 

Äu|erbem  f)at  fidj  ber  ©taat  bei  fiapital$erl)ö()ungen  borübtt- 
gtfjenbe  finanzielle  Vorteile  toerfdfjafft.  3n  bem  ©efefc  oom  22.  ^egember 
1863  behält  ftdf)  bte  Stegierung  baS  Stecht  oor,  bei  ber  ®rfjöljung  be* 
Sßtienfapitatö  um  1  äRillion  %l  ben  Nominalbetrag  felbft  etnjujatjlm 
unb  bie  Stttten  bann  freifjänbig  ju  tfjren  ®unften  ju  berfaufen.  (S(t* 
tifel  22). 

Sei  ber  näd&ften  Sr^ö^ung  be8  StftienfapitalS  im  Satire  18*S 
würbe  burd)  9lrttfel  26  beftimmt,  bafi  bie  Stttionäre  auf  bie  neu  aus- 
jugebenben  4  üKiDionen  gl.  junger  Stftien  nadfj  ityrem  Sfttienbeftfc  ba£ 
SBezugSred&t  ausüben  foßten.  2)od)  mußten  fie  ein  SKnfgelb  öon  25° , 
entrichten  ,  ba%  in  bie  Äaffe  ber  Stegierung  floß. 

Sßenn  btö  33ejug3redfjt  nidEjt  bei  allen  Slftien  ausgeübt  nmrbe, 
fottten  fie  an  ber  99örfe  oerfauft  werben.  93on  bem  erjielteit  Agio 
erhielt  ber  ©taat  Wieberum  25°/0  be8  SWominalfajritalS,  wälpenb  ber 
SReft  bem  JRcfcrücfonbö  jugefdEjfogen  würbe. 

35urdEj  Ärtifel  24  beä  jejjigen  ®efefce8  unb  §  44  ber  Statuten  nmrbe 
beftimmt,  baß,  wenn  btö  Sßrimtegium  am  31.  3Kärj  1919  nid)t  öer« 
längert  würbe,  ber  SReferoefonbS  ben  Slftiouären  nur  bis  ju  ber  in 
ber  SMlaitj  oom  31.  üKärj  1889  aufgeführten  $öf)e  jufatten  foüte. 
(£in  Überfdjufc  muß  jmifdEjen  ber  S5anf  unb  bem  Staate  geteilt  werben. 

Die  Übernahme  ber  SaffengefdEjäfte  beS  ©taateS  mar  fdjon  in 
bem  ©efefc  beS  3af)re8  1863  oorgefefjen;  bod)  foüte  bie  (Erfüllung 
biefer  Sßflidjten  nadf)  üorl)ergef)enber  Anhörung  ber  93anf  burdj  ben 
Sönig  beftimmt  werben.  35ie  S3anf  fudEjte  nun  biefe  im  ©taaiSinterefk 
iljr  auferlegten  Seiftungen  üon  fidE)  abjumäljen,  ba  ü)r  biefe  Arbeit 
öief  2Küt)e,  .ßeitoerluft  unb  Soften  oerurfadjte.  (£$  fanb  bafjer  eine 
(Einigung  jWifdEjen  ©taat  unb  93anf  bafjingetjenb  ftatt,  bafc  bie  ©auf 
fief)  öerpflidjtete,  a(3  @rfa$  für  bie  bem  <&taatt  fjierburdj  entftefjenben 
Soften  eine  Statte  üon  100000  gl.  ju  jafjlen.  SDer  SBetrag  mufete 
in  2  gleichen  Serminen  Dor  ober  bis  3um  testen  3uni  unb  25ejember 
gejagt  fein.  3)iefer  SBertrag  würbe  burd&  Ärtifel  1  be$  ©efefceS  Dom 
24.  3uli  1871  beftäHgt. 

2)urd)  «rtifel  10  be3  ©efefceS  üom  7.  »uguft  1888  würbe  bit 
JBanf  jeboc^  öerpflic^tetf  biefe  Saffengefdjäfte  wieber  ju  übente^men.  Sie 
ift  für  i§re  Slmtöfü^rung  bem  ginausminifter  Derantwortlic^  unb  ^at  best 
SRedptungSfjofe  9te^enfd^aft  abzulegen,  ©ie  nimmt  in  Slmfterbaut  uni> 
Stotterbam  alle  für  9ied^nung  beä  SRetd^ed  getrifteten  3a^)(nngen 
entgegen     unb     zafyt     bie    (SoupouS     ber     Ijoüänbtfc^en     Staate 
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fdjnlb   lmb  ctfle  Zahlungsaufträge,   bie  öon  ber  Regierung  bei  if)r 
jafylbar  gefteHt  werben,  auf  Sfoorbnung  beS  ginanjminifterS  auS. 

(Sbenfo  fann  ber  ginanjtninifter  in  Ämfterbam  unb  SRotterbam 
ben  bortigen  Äaffen  unb  ben  Agenten  beS  ginanjminifteriumS  täglich 
laufenbe  ftrebite  eröffnen  laffen.  Über  biefe  ©utfjaben  wirb  burd)  bie 
betreffenben  ^Beamten  mittelft  Quittungen,  bie  auf  ben  3nf)aber  tauten, 
üerfügt,  5Biefe  Quittungen  »erben  am  Ausgabeplan  täglidf)  jnrifdjen 
10  unb  2  Uljr  naclj  öorljergetyenber  SWitteilung  ber  betreffenben  Se- 
il örbe  an  ben  SBanff äffen  auSgejatylt.  SBerben  an  anberen  Sßläfeen 
©elbbeträge  gebraucht,  fo  mufj  bie  33anf  bie  nötigen  ©ummen  an  bie 
betreffenben  SBe^örben  fenben. 

25ie  93anf  Ijat  femer  bie  ©efdjäfte  ber  Sßoftfparfaffe,  fowie  Don 
anberen  3nftituten,  bie  burdj  ©efefc  ober  königliches  S)efret  gefd)affen 
finb,  5U  erleichtern,  inbem  fie  Ein-  unb  SluSjafjlungen  öornimmt  unb 
bie  Seftänbe  üerwaltet. 

giir  bie  SlufredEjtertialtung  ber  SBctyrtmg  ju  forgen  unb  baS  Sanb 
mit  ©betmetatl  ju  öerfe^en,  ift  ber  Söauf  uic^t  gefefclidEj  jttr  *ßflid)t 
gemalt.  ©od)  f)at  fic§  ber  ©taat  feit  1888  im  Jirtifel  7  baS  9ted)t 
üorbefjalten,  bie  89anf  in  ben  2)ienft  ber  SBäfjruug  ju  ftellen,  wenn 
eS  befonbere  llmftänbe  erforberteu.  £ritt  ber  ©taat  einer  auf  ber 
Doppelwährung  beruljenben  2Hün}union  bei,  beren  ßentrafnotenbaufen 
alles  itynen  angebotene  2Ke<afl  laufen  muffen,  fo  fann  eine  gleiche  SSer- 
pfli3)tuug  burd;  ein  ©efefc  ber  Sauf  übertragen  werben. 

Der  9£ieberlänbifd)e  ©taat  Ijatte  im  3a£)re  1849  juerft  oorüber- 
ge^enb  ©taatSpapiergelb ,  bie  fogenannten  9Künjfdf)eine,  ausgegeben, 
um  burd)  biefe  SKafjreget  bie  Umprägung  ber  ©ilbermünjen  ju  er* 
leichtern.  @ie  blieben  jebod^*  and)  nad)  bofljogener  Umprägung 
im  Umlauf.  Die  »auf  l)otte  nad)  «rtifel  11  beS  ©efefceS 
oom  3öf)re  1863  oljne  ©ntgelt  biefeS  ©taatSpapiergelb  ^erjuftellen, 
auSjugcben  unb  miebereinjugief)en,  unb  bie  weitere  SSerpflidjtung,  eS 
gegen  SWetall  umjuwedjfelu.  Als  ©idf)erf)eiten  bienten  ganj  ober  teil- 
weife  Kapitalien,  bie  in  baS  große  JBudj  ber  9ZationalfdE|ulb  eingetragen 
finb.  £od(}  mußten  biefe  ginanjgefdjäfte  mit  ber  Regierung  aufhören, 
wenn  ber  »arbeftanb  ber  83anf  unter  10  ÜWiKionen  gl.  fanf,  unb  baS  j 

ftaatlidje  ^apiergelb  beu  SJetrag  üon  15  9Kiflionen  gl.  übertritt. 

Um  bortibcrgefyenbe  Defizite  ber  Regierung  beefen  gu  fönnen,  mar 
bie  »auf  nodjj  oerpflid)tet,  auf  «norbnung  beS  ginanaminifterS  ben 
©iaatsfdjafe  ju  öerftärfen,  inbem  fie  bem  ©taate  ju  if)rem  gewöhn- 
lichen SinSfufc  gegen  Eingabe  öon.©d)afcfd)einen  SJorfd)üffe  in  laufenber 
Meinung  machte.  Die  Ausgabe  biefer  ©d&afcfd&eine  war  auf  ben  Se- 
trag üon  5  äMionen  gl.  befdpäntt 

Die  ©efdjäfte  mit  ber  ginanst>erwa(tung  würben  im  3ai)re  1903 
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neu  geregelt.  3)aS  ftaatlid&e  Sßapiergelb  tourbe  eingesogen  unb 
in  Ärttfel  8  befttmmt,  ba|  bie  Sani  bem  ©taate  feinen  un- 
gebecfteu  Ätebit  bewilligen  bürfe.  Sine  Ausnahme  tottb  nur  in 
*8CrtifeI  11  gemacht,  nadf)  bem  ©d&afefdfjeine,  beten  ÄuSgabe  burcfj  bad 
<3efefc  angeorbnet  ttritb,  öetpfänbet  werben  bfitfen.  S)iefe  SBorföüne 
ftnb  bis  jur  §ölje  tum  lö  SMionen  gfL  bem  Staate  gmöta*  3u 
machen1).  3)ie  2)attef)n8gett)ätytung  ^ört  auf,  tocnn  eine  anbete  San! 
bie  Sonjeffion  erhält,  ber  Satfonb«  bet  Sani  untet  10  SRiQionen  %l 
finft,  ober  bet  ©taat  nad)  bem  1.  Oft  ober  1904  $apietgetb  ausgibt 
©o  i)at  fidfj  bie  Regierung  bie  finanzielle  Untetftüfcung  ber  SJanf  ge> 
fidEjett,  jugleidfj  abet  auc§  bafät  gefotgtf  bafi  bie  ©idjettyeit  ber  Sflanf 
Ijietbutdf)  nidfjt  gefätytbet  ttutb. 


5.  Z)eutfct?Ianb* 

35ie  ©tünbung  beS  beutfd)en  SteidfjS  tief  ben  Sßunfd)  uadj  einer 
3entra(notenbanf  berbor,  bie  biefeS  grofje  2Birtfdfjaft3gebict  umfallen 
unb  bet)errfd)en  foflte.  3U  biefem  3^cfe  tomtbe  bie  ?ßreu§ifd^e  JBanf 
in  bie  SReid)3banf  umgetnanbelt,  bie  am  1.  Sanuat  1876  untet  bie 
Seituug  beö  SReid^e^  fam. 

3)aS  9teid(j  jaulte  bem  sßteufeifd&en  ©taate  füt  ben  33ftjid)t  feiner 
aus  bet  Sauf  gezogenen  Vorteile  eine  Sntfdjäbigung  Don  1 5  SDRiQtoneu 
SRatf.  3)od)  (eiftete  ba$  Steidf)  biefe  ©umme  nidjt  felbft,  fonbern 
roötjte  bie  3a^un9  auf  bie  9teid)$banf  ab.  @8  toaren  biefe  15  9Hü» 
lionen  SWarf  in  SBa^t^eit  eine  8trt  „ÄonjeffionSgebüfjt'1,  bie  bie  SReicfyä» 
banf  an  bie  9teid()8faffe  entrichtet  unb  toeld^e  btö  SReidj  fofort  an 
$reufjen  als  Äbfinbung  übetroeift.2) 


')  3m  EurdpnUt  betrugen  biefe  $arle$en  in  bem  QfeföäftSjafjr  1904  ISTO 
11781021  gl.  unb  1905/1906  9552186  gfL 

9)  9B.  Sofc,  ©efdjidjte  unb  ffritif  be*  beulen  »anfgefefre*,  Seip).  1866. 
€>.  287.  ®te  neben  ber  9teid)3banl  nodj  befteljenben  4  $rit>atnotenbanfen  Hefen: 
äuget  ber  5%igen  9fotenfteuer  feine  (Deroinne  an  ba8  föetd)  ab,  aber  an  bie  £tit,;cl- 
ftaaten  Ijaben  fie  berfdjiebene  Hbgaben  ju  entrichten. 

1.  Die  6äd)Hf4e  ©anl  unterliegt  lebigliä)  ber  regulären  ^efteuerun^. 

2.  JBei  ber  SBürttembergifä)en  föotenbanl  ift  bie  (Sfetuinnoerteitung  in  foi- 
genber  SBeife  geregelt.  9tod)  3u£fä)üttung  einer  fctoibenbe  öon  4%%  tuerbei 
bem  töeferöefonb*  20%  folange  ftugefüfct,  al*  ber  lefrtere  nic^t  %  be*  (Brunbtapital* 
Beträgt.  ÄuS  bem  »eiteren  Überfdmffe  erbalten  bie  Sanibeamten  työ^ften*  2C*« 
für  bie  bertragSmäfeig  augefidjerten  Tantiemen,  hierauf  fliegt  ben  Äftionäai 
noa)  Vi°/o  hü<  b\8  tyr  Anteil  5%  beträgt.  $on  bem  ffleft  er^äU  ber  Staat  * ,. 
S)a«  betrug  1905  18  782  2JH. ;  im  $>ur<$fdmitt  ber  ga^re  1875—1905  enifuin 
auf  ben  ©taat  26  474  9Rf.  -=  0,29%  be«  Kftienfapital*.  SBenn  bie  9anT  liqai- 
Wert  ober  tyre  Sefugnid  jur  Notenausgabe  bur^  Ver^i^tteiftung  ober  «u^  riaez 


—    29    — 


8ou  ben  jätjrlidjen  ©rträgniffen  ber  9teid>$banf  Ijat  fid)  ba3  SRetc^ 
einen  großen  ftetig  fteigeuben  Anteil  gefiebert.  9iad)  Slrtifel  24  be8 
»anfgefefce«  Dom  14.  2Rärg  1875  erhielten  bie  Anteilseigner  4»^%, 
toeld^cö  ber  bamalige  3tn8fu&  fiir  dule  Spiere  war.  SBenn  biefe 
Serjinfung  nid>t  erreicht  würbe,  foQte  ber  fefylenbe  Setrag  aus  bem 
SReferoefonbS  entnommen  werben.  öon  bem  Steinertrage  über  41 1°/0 
fielen  mm  20°/0  an  ben  9tef erbef onb8 ,  big  biefer  auf  bie  #öl)e  öon 
30  SRißionen  SRarf  geöradjt  worben  war.  S)arauf  fanb  eine  Teilung 
be$  (SewinneS  jwifd)en  bem  Steidje  unb  ben  Anteilseignern  ftatt,  btö 
biefe  8  °/0  erhalten  Ratten.  Sitebann  ftieg  ber  ©ewinnanteil  be3  SReidjeS 
auf  *jv  wötjrenb  bie  Äftionäre  nur  nodfj  V«  erhielten. 

3m  Safjre  1889  bot  baS  SRedjt  ber  Äünbigung  bem  Steige  bie 
willkommene  Gelegenheit,  feine  Gewinnbeteiligung  ju  bergröfeera.  @nt* 
foredjenb  bem  gefunlenen  3in8fufee  tourbe  in  ber  SanfnoüeHe  öom  18. 
SJejember  1889  bie  Sorbtoibenbe  auf  31/,  °/0  feftgefefet,  wä^renb  bie 
Quote  öon  20°/0  fto  ben  SReferbefonbS  beibehalten  würbe.  Sßun  fanb 
eine  Verteilung  beS  Gewinnet  gwifdjen  Äftionären  unb  ®taat  ju  gleiten 
teilen  ftatt.  $od>  würbe,  wenn  bie  2)itribenbe  ber  Anteilseigner  bereits 
6%  erreichte,  ber  Steft  ju  8/i  &*m  Steige,  ben  Anteilseignern  ju  Vi 
jugewiefen. 

Sei  bem  nädtften  ftünbigungStermin  im  Sa^re  1899  machte  baS 


anbeten  (Brunbe  aufhört,  fo  muji  fte  Vö  *>**  bilanzmäßigen  SReferöefonbS,  fomett 
biefer  ntdjt  zur  $edung  öon  Serluften  herangezogen  totrb,  an  ben  Staat  auSja^en 
unter  amtlicher  ©<$&|ung  be*  in  bie  Silattft  eiuzufefceubeu  fBerte*  be*  ©runb- 
etgentum*. 

8.  Xie  ttatprifdje  ftotenbant  unterliegt  ber  allgemeinen  Steuerpflidjt  unb  tyat 
au&erbem  naa)  Verteilung  öon  4Vt%  3)tbibenbe  unb  bei  gefefclid)  öorgejdjrlebenen 
Dotierung  be*  SReferöefonb*  au*  bem  Überfdjuffe  ben  feften  ©etrag  öon  9JW. 
53150.  —  0,7 i%  be*  eingezahlten  Hftienlajjttal*  an  bie  Äöntgttaje  8entraU 
ftaatöfaffe  abzuführen.  Sollte  in  einem  3a^re  ber  ttberfdjufs  nta)t  zu  ber  öer- 
langten  Stiftung  aufteilen,  fo  ift  er  au*  bem  Überföuffe  eine«  ber  foäteren  3a^re 
ju  ergänzen  unb  eö.  bet  ßtqutbation  au*  bem  ffiefertoefonb*  zu  entrichten. 

4.  Sie  ©abifdje  ©anf  unterliegt  ber  gefefrltdjen  öefteuerung,  bod)  totrb  ha» 
eingezahlte  OTttentaj>ital  nur  zur  fcälfte  al*  getoerbefteuerj)fHd)tfge*  Setrtebflajrttal 
herangezogen.  JBonbem  ^Reingewinn  fliegen  5%  in  ben  SReferöefonb*  bi*  zum  10.  Seil 
be*  Grunbfapital*.  9ll*bann  ftnbet  bie  Serteilung  von  4%  an  bie  itttionäre  ftatt. 
fßom  9tefte  totrb  ber  SReferöefonb*  mit  20%  (unter  <£inre$nuug  ber  erften  3u- 
teilnng  öon  5%)  bis  $ur  §ötje  öon  Vi  be*  @runbfaj>ital*  öerftärtt;  öom  Übrigen 
faden  10%  Tantieme  an  ben  «uffid)t*rat,  bi*  15%  an  ba*  S)ire!torium;  öom 
9tcft  airb  bie  fcfoibenbe  auf  5%  er^ö^t  unb  ber  bann  noa)  öor^anbene  Überfdjufs 
SU  1/6  ber  ©taatdfaffe  unb  zu  %  ben  Kftionären  fibertttefen.  (1905  betrug  ba5 
i;o,  bad  ber  Staat  erhielt,  1 196  923  Vit.  =  0,18%  be*  »runb! apital*.  «gl.  au$ 
ftinanzara^to  7  (1890)  6.  477  f.  unb  ffiofentyal,  gur  »anffrage,  JSien  1896# 
S.  XLI1L 


J 
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3tetd)  oon  feinem  Äüubigungöredjt  lieber  feinen  ©ebraudf),  fonbem 
fejjte  nur  bttt  ©enrinnanteit  ber  Äftienbefifcer  gu  feinen  ©unften  fjerat. 
Stuf  ©runb  be3  SRegierungSentwurfeS  be3  3a!jre3  1899  foHte  bie  Sei* 
teilinig  fünfttg  fo  ftattfmben,  bafe  nadjj  Verteilung  ber  S3orbimbenfc 
öon  31/«  °/0  unb  Dotierung  be$  SReferoefonbS  mit  20  °/0  &i*  8«*  §öbe 
t)on  60  2Wiflionen_3Rf.  bie  Anteilseigner  mit  bem  9teidf>e  teilen  foOtai, 
bis  i^re  35er ginfung  5  %  erreichte;  *>on  bem  alSbann  nodj  üerbleibenbec 
SRefte  feilten  bie  Anteilseigner  V4/  &ie  SRridjöfaffe  */4  erhalten.  $*dj 
ging  ber  SReid£)8tag  nod£)  über  ben  (Sntourf  fjinauö1)  unb  lieg  lebighct 
ba%  SSerfjättniS  1 : 3  eintreten  nadfj  ber  SSorbtoibenbe  unb  S5ottennu[ 
be3  SReferüefonbS.  S)ie  SSorbioibenbe  öon  31/,  °/0  ift  eoentueH  aus  bem 
SteferoefonbS  gu  ergangen.  S)te  ©ewinne,  bie  ba$  SRcid)  burd)  Dv 
SReidfjSbanl  ergielt  tjat,  finb  infolge  ber  @rt)öt|ung  be3  Anteils  unb  &er 
glängenben  @ntoicfhmg  beä  3uftitute3  ftetig  gewadrfen.  25er  Anteil 
beS  SReidfje«  erf|öf)t  fid)  nodj  baburdfj,  bafi  bie  Dotierung  be3  9tefcn>* 
f  onbS  mit  20  °/0  feit  1903  f ortf ällt*),  ba  biefer  bie  borgefdjrtebene  fcök 
bon  60  ÜÄitlionen  3Rarf  erreicht  tjat. 

SBenn  baS  SReid)  jebodf)  öon  feinem  in  §  41  be3  SBanfgefefceS  cor» 
behaltenem  SRec^te:  „oon  get)n  gu  geljn  3al)ren  nad)  Daraufgegangener 
einjähriger  Äufünbigung 

a)  bie  auf  ©runb  biefeä  @efe|e8  errichtete  SReidfjSbanf  aufgufpbest 
unb  bie  ©runbftücfe  berfelben  gegen  ©rftattung  be$  Sudfjföerted  jb 
erwerben  ober 

b)  bie  fämtlidEjen  Anteile  ber  SReid£)3banf  gum  Slennwerie  ju  er* 
werben, " 

©ebraudf)  mad£)t,  fo  mürbe  ifjtn  bie  ©umme  t>on  30  SDKflionen  SÄarf 
gufatlen,  ba  ber  bilangmäfeige  SRefemfonbS  auf  ©runb  biefeä  ^Sara- 
graben,  fomeit  er  nid)t  gur  2)ecfung  0011  SBertuften  in  Slnfprudj  ge- 
nommen tuerben  mufs,  gur  einen  Jpälfte  an  ba8  SReidj,  gur  anbeten  an 
bie  Anteilseigner  übergebt. 

2)od(j  hiermit  finb  bie  finaugieQen  Vorteile,  bie  ba$  SReicfj  au* 
feiner  3^tralnotenbanf  gieljt,  nid)t  erfd^öpft.  9lad)  §  9  be3  @rimbung#* 
gefejjeS  mufe  bie  SReidfjSbanf  üom  1.  Sanuar  1876,  wenn  if)r  SRoten 
Umlauf  it)ren  SBartoorrat  unb  ben  ü)r  gugewiefenen  33etrag  ungebetftc: 
SWoten  überfteigt,  eine  ©teuer  oon  jctyrlidf)  5°/0  an  bie  ?Rei(§*tart 
entrichten.  äJian  wollte  ber  SReidjabanf  infolge  ber  fdjjted&ten  Gr 
fafjrungen  bei  ber  85anf  öou  ©nglanb  nidE)t  bie  SRöglidjfett  nehmen. 
fid)  allen  9?erfef)r3bebürfmfjen  angupaffen,  unb  bie  ©efafjr  beteiligen, 
bafe  bie  S8a\\t  burd^  eine  Segrengung  il)rer  SRoten^ö^e  t^re  £>Üfe  oer- 

J)  ©efc^  öom  7.  3mu  1899. 

2)     Dr.    SR.     $od),    SRfidj§0cfc^Qcbun0    über    3W«ns-    unb   9h>tenbautofi;r 
©erlin  1905,  3.  170. 
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weigern  muffe.  So  würbe  31001  eine  befummle  JgjöJje  ber  ju  emittieretiben 
IWoten  feftgefefct1),  bodj  foQte  autf)  bie  Stent  gegen  Batjluug  einer 
Steuer  oon  ö  •/,  barüber  l)inau3  Molen  ausgeben  fönneii.  3)er  fition« 
jictte  SBerbtenft  foHte  Ejierbei  jebod)  erfi  in  ^weiter  Sinie  fommen.  Diel* 
jnctjr  füllte  bie  Stent  abgehalten  werben,  (eidjtfinuig  bie  ttjr  gefegte 
Otrenje  ju  iiberfdjreifeu.  Sie  Stent  tjat  firfj  aber  tu  tf)rer  ÜStoiit- 
uotitif  nidjt  burd)  bie  Kotenfteuer  beeiitfluffen  (offen,  olfo  audj  nid)t  beijebem 
Überfrfjreiteti  beS  JtontiugentS  ben  2)iöfont  auf  5  °/0  unb  baeüber  gefegt, 
fonbern  bei  tiberfdjreitungen  ber  Steuergrenje  fogar  geitweilig  einen 
ßinSfuS  uon  3°/„  gehalten  uub  bie  ju  ben  5  Sßrojent  feljleiibni  5k* 
träge  jelbft  getragen,  wenn  es"  nur  galt,  bie  gu  oeftimmteii  Reiten  fidj 
fteigernben  ©etbaufprüdje  beS  SnlanbeS  ju  befriebigen,  unb  feine  ®efat)t 
beftanb,  bog  ttjr  @oIb  iuS  SfuSlanb  abflog.  Um  biefc  Steuer  feftjii* 
(teilen,  rmife  bie  SSenoaltung  ber  Stent  oiermal  mDiiatU.ii,  am  7.,  15., 
23.  unb  leftteu  eines  jeben  SWonatS  ben  SJerrag  beS  SteroorratcS  uub 
ber  umtaufenben  Koten  berechnen  unb  biefe  Shifftettiing  au  bie  SluffidjtS« 
betjörbe  eiureidjen.  Am  Sdjluffe  einefi  jeben  SaljreS  wirb  bie  Steuer  fo 
berechnet,  bajj  oon  bem  überfct)ie§enben  SJetrage  jeber  SBodje  */,s% 
als  Steuerfofl  berechnet  wirb.  3>iefe  Summe  muj;  im  Januar 
beö  iiädjffen  SafjreS  an  bie  SReidjStaffe  abgeliefert  werben. 
SBafjteub  bie  Überfdjreitungen  bis  jum  3ab,re  1881  überhaupt  uidjt 
ftattfaitben  «nb  bis  jum  3aÖK  1894  mit  ÄuSnaljme  ber  3ab,re 
1889  unb  1890  nur  mit  fleinen  Beträgen  auftraten,  (iub  fie  feit 
1895  eine  tjauftge  Sefdjetnung,  uub  bebeutenbe  Beträge  finb  oon  ber 
Stent  bem  Staate  gejatjlt  morben.  SSenu  biefe«  ©efefc  audj  ebeufo 
für  bie  übrigen  Scotenbanten  ertaffeu  ifi,  fo  tonnen  fidj  biefc  bod)  ber 
brüctenben  Steuer  baburd)  entjieijeu,  bafj  fie  bei  brofjeubeu  Äontiit genta« 
überfdjreitimgeu  äücdjjel  bei  ber  jHeidjsbanf  rebiSfontieren  uub  baburd) 
bie  Soge  ber  3entralnotenb«nt  nod)  erfefjweren.  Sie  mu§  baljer,  wenn 
fie  in  foldjeu  fallen  einen  ©iSfont  oon  weniger  als  5"/0  ju  Ratten 
oetmag,  bie  Steuer  für  bie  anberen  Snftitute  mittragen. 

$urdj  bas  ©efeg  vom  7.  3unt  1899  würbe  bie  Stenl  oeraulafjt, 
au  bie  MeidjStaffe  ben  SJerrag  für  bie  nodj  im  Umlauf  befinbiidjen 
Moteu  ber  frütferen  Sßreu&ifdjen  Stent  am  1.  Sanuar  1901  ciujujaljlen 
unter  8lbfe(jimg  0011  ben  umlaufenben  SKoteu.  £a8  SReid)  erftattet  jebod) 
ben  (Segenwert  0011  Molen,  bie  ber  Stent  nadj  biefem  Xermifl  nodj  oorgclegt 
werben.  8uf  ©rutib  beS  §  1  befl  Strt  9  finb  2559040  SWarf  eingejagt 
worbeu,  wä&renb  138860  9Kart  bis  1905  erftattet  loorben  finb.  ■) 

li  S«it  1.  Sanuor  1!W6  472829000  fflJort  jiir  bie  »einbaut;  für  bit  4 
Vril>olirtftbontenb>tragtkoifltuerfKUÄDnring«ntunaebtdi««ot«ii^av7100raRort. 

*}  Di.  Dt.  »od),  lit  MeidjegtjeBijrtiiitß  üb«  SNunf  unb  yiuttubmititTttn, 
•Btrlin   1005,  €.  15». 
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3ur  Äbwicflung  feiner  ^itianjgefd^äfte  ttitnmt  ba8  Steid)  audj  bi* 
SReidjjSbanf  in  Änfprud),  bodfj  ift  bie  ©ewäf)rung  üon  föebiten  an  ta 
©taot  begrenjt.  9iacf)  §  13  Slbfafc  4  fann  bie  Sfteidjsbanf  jin* 
tragcnbe  auf  [ben  Snljaber  lautenbe  ©d)ulbt>erfdjrribuitgen  fr* 
SReidjeS  laufen.  @3  ift  aber  bie  etnfd&ränfenbe  ©eftimmung  getroffe?. 
bafc  ber  #ödf)ftbetrag  Dörfer  unter  3uf^mmun9  be£  3entralau£fd)ujtfc 
feftgefefet  fein  mufe.  gür  »eitere  fernerer  löSüdjje  ©efdfjöftc  mit  bc? 
Staat  ift  §  35  mafegebenb.  #iernadfj  bürfen  @efd)äfte  mit  ben  %\nani 
Verwaltungen  ffnur  innerhalb  ber  SBeftimmungen  biefed  ©efefeeä  (§  13* 
unb  be3  33anfftatut8  (§  10  unb  §  11)  gemalt  unb  muffen,  wen: 
anbete  als  bie  allgemein  geltenben  öebingungen  beä  SSantoerte^rd  ui 
Änwenbung  fommen  fofleu,  ju&or  jur  Kenntnis  ber  deputierten  gebradn 
unb,  wenn  audf)  nur  einer  berfe!6en  barauf  autragt,  bem  3entrcl 
au3fcf)u&  vorgelegt  werben,  ©ie  muffen  unterbleiben,  wenn  ber  lefctrre 
nidfjt  in  einer  befdfjlufcfäfiigen  SBerfammlung  mit  ©timmenmeljtljeit  für 
bie  3uläffigfett  fic§  ausformt."  S)urc§  biefe  SBeftimmung  ift  bie  «bfiit 
ber  ©efefegeber  erreicht  worben,  bie  33auf  mit  leinen  Slnletyen  bc? 
Staates  ju  belaften.  3n  grteben$jeiten  ift  bieg  audj  bei  einem  gc- 
orbneten  ©taatewefen  mflglid),  bem  hierfür  anbere  Hilfsmittel  jur  $cr* 
fügung  fielen.  3n  einem  Kriege  fyat  jebocl)  ber  ©taat  eine  ©tüfce  an  feinnr 
3entralnoteninftitut.  2)ie  deputierten  werben  iljre  in  ben  Ärtifeln  13 
unb  15  geforberte  3uftimmung  geben,  fo  bafi  bie  JBanf  gegec 
Übernahme  üon  biefen  ©dfjulbüerfdfjreibungeu  bem  Staate  bie  nötiger. 
Selber  borftrecfen  fann.1) 

5Die  $aupttätigfeit  ber  San!  beruht  in  ruhigen  Qnkn  bann,  Du 
für  bie  2tord£)füf|rung  beS  SubgetS  nötigen  ©eiber  burdfj  ©isfontierc. 
Don  ©djafcfdjeinen  gu  befd&affen.  SS  ift  bie«  für  bog  9teid)  ec. 
wichtiges  Hilfsmittel,  ba  e$  infolge  beffen  feine  33etrieb3f  onb*  feljr  ntcbrü 
galten  fann  unb  ftetS  bie  9Röglid)feit  \)at,  unabhängig  üom  ©elbmarft 
bie  nötigen  ©eiber  ju  erhalten.  ®ie  Ausgabe  ber  ©djafcfdjeme  fc 
bie  ^Betrage,  weldfje  in  bem  9leid(j$f)au3ljaltSpfon  jur  ©eftreitung  ein- 
maliger Äuggaben  für  bie  SReidljSöerwaltung  öorgefefjen  fmb,  erfolg 
auf  ©runb  einer  gefefclid&en^@rmädjtigung  beS  SReid&SfanjlerS.  Tiei/ 
beftimmt,  ju  weldjer  3eit  unb  in  welken  Beträgen  ©dfjafcanweifungc; 
ausgegeben  werben  bürfen.  Sbenfo  fefet  er  bie  UmlaufSjeit  unb  Nr 
ßinSfufe  feft.*)  Um  biefe  ©djulben  jebodlj  nid^t  311  bauemben  ; 
madjen  unb  eine  mögliift  balbige  Stücfjaljlung  fjerbei juf ü^ren ,  bar 
bie  UmlaufSjeit  ber  jur  öorübergefjeuben  SSerftärfung  ber  orbentiidv 


l)  %qI  au$  ßabanb,   $ie  rec&iiicfje  Stellung  ber  beutföen  9fct$*banl  r 
Ärieö$fafl,  »anlatd)to  5  (1905)  ©.  17. 

•)  ffield^föulbenorbnung  dorn  19.  mät^  1900,  5Irt.  7. 
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^Betriebsmittel  bct  9tetdj3f|auptfaffe  Beftimmten  ©djajjaiiroeifungen  ftdj~ 
nic^t  über  6  ÜRonate  auöbe^nen.  ?üg  batjec-  im  ©cptemOet  19CO' 
bcS  ffteic^  jut  ©edmtfl  einmaliger  öorüberge^enber  Stuögaben  6dja|« 
onweifuiigen  mit  längerer  Saufjeit  ftatt  ©djutböetfdjreiBimgen  ausgab, 
Würben  biefe  tton  bet  iRctdjgbanl  nidt)t  bisfontiert,  fonbetn  in  Ätnerito 
untergebracht.  Um  bie  83anl  triebt  ju  jwingen,  un»erjin8ttd|e  $ar» 
lefjen  §u  geben,  mufj  bie  Ausgabe  öon  ©djafcfdieinen  erfolgen,  wenn 
baS  atetdjSgutljaben  unter  10  Mißtönen  2Rarf  finft.  «iSbann  follen 
minbeftettS  3  2Riöionen  SRarf  ©djajjfdfjeine  bisfontiert  werben.1) 

2)er    ©tanb    ber  ©ffeften    einfd^Ciegltdt)    ber   ©djafcanroeifungen 
war  bwrdrfdjnittftd)*): 


1876/1880 
1881/1885 
1886/1890 
1891/1895 
1896/1900 
1901/1905 


SRarf  6499000. 
23452000. 
19918000. 
7946000. 
11669000. 
80754000. 


ff 


ff 


tt 


n 


3n  ber  Silanj  öom  30.  3)ejember  1905  ift  ber  Seftanb  an  ge» 
lauften  ©djafcantoeifungen  unb  anberen  Sßertpapieren  213470999.76 
SRarf. 

3n  ber  Sertoaltuug  ber  ©taat8fd)ulben  finb  ber  San!  burdj  baS 
©efefe  feine  binbenben  Verpflichtungen  auferlegt  morben.  2)odj  ftefft  fier  um 
bie  ftaatlidjen  Aufgaben  ju  erleichtern,  beut  SReidje  and)  ^ier  itjre  SHenfte  jur 
Serfügung,  ©o  wirft  fie  Bei  ber  Aufnahme  öon  neuen  Anleihen  mit,  inbem  fte 
bie  ganje3*icf)nuug  im  Auftrage  ber  Steidjgftnanjüettüaltung  leitet  unb  ab« 
ttrief eil  Äufcerbem  fielen  i§re  gef amten  3toetganftatten  ate  3^^nun9sftcÜcn 
jur  Serfügung.  Diefe  nehmen  bie  3^nun9cn  un&  M*  ^af^r  9* 
eifteten  3a^un9e"  entgegen  unb  liefern  fie  unter  {Rechnungslegung 
an  bie  ©taatö&erroaltung  ab.  3f)re  Vermittlung  nimmt  ber  ©taat 
audj  in  Änfprud),  wenn  bie  Anteilen  nid)t  bireft  öom  Sßublifum 
übernommen  toerben,  fonbem  wie  im  Sa^re  1899  ber  ©eutfdjen  San! 
ju  einem  feften  Surfe  übergeben  ttmrben.  (Sbenfo  wirft  bie  JReid)$- 
banf  bei  tfonöerfionen  ber  ©taatspapiere  mit.  Sei  ber  im  3al>re 
1897  burdjgefüfjrten  Uimoanblung  ber  4°/0igen  flfteidjs*  unb  Staatsan- 
leihen in  3l!t9l0\qin  xouvbt  bie  äbftemplung  ber  Sogen  unb  3utf* 
föeitte  burdjj  bie  SteidjSbanf  vorgenommen.8) 


3)  ü.  d.  $$üiwot>i4,  $te  bentfdje  Keic^banf  im  $ienfle  ber  Stnan^et* 
Ballung  be*  ffleieft*  unb  ber  »tmbe*ftaaten,  grinaitaardjto  1886,  Stuttgart,  ©.  ll&t 
•)  ftte  9tet**banf  1876-1900,  »erltn,  &  268  (erßfinai). 
•)  &U  ftetgttasl  1876-1900,  Berlin,  ©.  190. 
Com,  ^«tralnottntKmfcn.  8 
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2)ie  (EouponS  ber  beutfd&en  SReidjS*  unb  preufcifdfjen  ©taat&m* 
teilen  löft  bie  SBanf  an  allen  t^ren  ß^^fl^ftoß^  ^n,1)  ebenfo  uer» 
abfolgt  fie  gegen  (Sinreid&ung  frer  3^^ften  neue  ©ouponS&ogen  $u 
btefen  Stulet^en,  Äußer  ben  SouponS  »erben  and)  bie  ^Betrage  für 
bie  im  ©taatSfdjjutbbudj  eingetragenen  ©djjulbüerfdjreibungen  auf 
SBunfcl)  an  ben  ©anffaffen  auSbeja^li.  2)enn  audjj  in  5Deurfö- 
lanb  tft  ba$  83eftreben,  bie  83rieffd)utben  jtnetfS  ©tabiKfienmg 
ber  Statte  in  83ud£)fcljulben  ju  oertoanbeln,  Don  (Erfolg  geioefen.  §ier 
«rtteift  bai  ßentratinftitut  lieber  burclj  fein  au$gebe!)nte$  gilialn^ 
gro&e  Stfenfte  unb  forgt  burdfj  bie  einfache  unb  bequeme  Äu3ja!)lun<j 
ber  3^nfcn  für  SSerbreituug  unb  Ausbeulung.  35ie  SBeftfcer  erhalten 
bie  ^Beträge  an  bie  9teid£)$banianftalt  iljreS  2Bot)norte3  übertoiefeu,  bie 
tljnen  entoeber  auf  ©iro*Äonto  gutgeschrieben  ober  in  (Ermangelung 
eines  fotdjen  bar  gegen  Quittung  au3gejaf)lt  werben.  Sie  JReid^banf 
anftalten  finb  femer  im  SMenfte  be8  ©djulbbudjeS  tätig,  inbem  fte  fidj 
mit  ber  Auslieferung  öon  9Wc§8f($utboerfc§reibungen  befaffen,  bie  an 
bie  ©teile  gelöster  9teid)Sfd)utbbud)forberungen  treten.  (Ebenfo  bc 
toirlen  fie  anbrerfeitS  bie  (Eröffnung  eines  Äontoö  im  SReidfjäfdjulbbui 
auf  Antrag  unb  (Sintieferung  beS  entfpred&enbeu  ^Betrage*  öon  9fcd^* 
fdjulb&erfd&reibungen. 

3m  «uSIanbe  werben  feit  1892  bießiugfcfieine  ber3°/0igen  Stetd)* 
anleiten  burdfj  bie  Vermittlung  ber  9teid)3banf  eingelöft,  unb  ^roar 
befinben  fiefj  in  Sonbon  3,  in  Ämfterbam  2,  unb  in  Srüffel  unb  «nt> 
toerpen  je  eine  ©nföfungSfteHe.  83on  ber  ©efamtfumme  ber  im  3aljrc 
1900  fälligen  ©djulbainfen  in  §ö$e  öon  77407000  2Rf.  fpt  bie 
«eic§8banf  67810000  3JH.  =  87,6  %  eingelöft,  baüon  64410000  3ML 
=  83,2  °/0  im  3ntaube  unb  3400000  3Rf.  =  4,4  %  im  «uölanbe^ 

SMe  «u*aal)lung  ber  föridf)3fdjutbbud(J3infen  Ijat  bie  ©an!  in 
immer  toadjfenber  ÄuSbeljnung  beforgt 


1892 

751000 

1,3  •/. 

1893 

2577000 

4,  7, 

"  1894 

3864000 

5,6  % 

1895 

5661000 

7,9  •/, 

1896 

6573000 

9.1  7o 

1897 

7267000 

10,1  °/° 

1898 

7999000 

11,2  7. 

1899 

8033000 

10,7  •/. 

1900 

8450000 

10,9  •/, 

°/0  fämtlicfrr 
SReidjjSanleiljcjinfa: 


l)  $te  berprenfj.  Staatsanleihen  aber  nur  gegen  <Be&ü$r.  $ietRei$*bcz! 
1876—1900,  ©erlin,  ©.  185. 

■)  SHe  ffiridtfbanl  1876—1900,  ©erltn,  ©.  898. 
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$ie  ©ngieljung  fälliger  refo.  foäter  fällig  werbenber  ©c§a&an- 
weifungen  erfolgt  ebenfalls  burdf>  bie  9leid(j«baufanftalten.  S)iefe  fenben 
bie  eingelieferten  ©d&afcanweifungen  an  bie  Ägl.  Sßreufnfd)e  ©taat«- 
fd)ulbentitgung«faffe  ein  unb  jagten  bie  ^Beträge  am  gättigleitstage  au«, 
wenn  gegen  bie  Äu8ga!>tung  tum  ber  ©taat«fcljulbentilguug«Iaffe  nidjt« 
einjuweuben  ift. 

2)ie  wicljtigfte  unb  tormljmfte  Aufgabe  ber  SReidf)«ban!  ift  e«,  bie 
SBfitynnig  be«  Sanbe«  aufregt  gu  erhalten.  3f)r  geilen  madfjte  fic§ 
befonber«  bemerkbar,  al«  3>cutfdf)laub  fld)  entfd&lofc,  üon  ber  ©über- 
jur  ©olbwäfjrung  übergugeljen.  $ier  l)ätte  fie  grofee  fcienfte  leiften 
fönuen,  ba  nic^t  nur  ba«  übcrfd)üfftge  ©über  öerlauft,  fonbem  audjj 
au«  ber  Äriegfceutfdjäbigung  ba«  nötige  ®olb  befäafft  werben  mu&te. 
S)ie  3leiclj«t>erwaltung  tjatte  fid>  allein  an  ba%  fd&wierige  Sßerf  heran- 
gewagt, inbem  fie  mit  ben  ©überöerfäufen  unb  ©olbanfäufen  2  Sßrtoat- 
banfeu  beauftragte.  @o  waren  benu  fd&were  geiler  nid&t  gu  öermeiben, 
ba  ein  reiner  ©eamtenförper  bie  tjiergu  nötigen  faufmännifd)en  Äenntniffe 
unb  gäfjigfeiten  nid)t  beftfceu  tonnte.  2)ie  3leid)«regierung  lieg  fid)  burdj 
fi«falifdje  SRücffid^teii  auf  SSerlufte  bei  ben  ©ilberbertäufen  gurücöjalten, 
ba«  ©Über  rechtzeitig  abgufiofcen.  ffirft  bie  bebeutenben  ©olbabflfiffe 
in  ba«  SuSlanb  matten  auf  biefen  geiler  aufmerlfam,  ba  infolge  ber 
wod)  oortyanbenen  ©ilbermengen  bie  Umlaufmittel  gu  groft  für  ben 
Skbarf  waren  unb  ba«  ©olb  at«  wertvollere«  SKetatt  au«wauberte. 
$a  eine  S^trolnotenbauf  biefen  geiler  fofort  bemertt  fyattt,  würbe  bie 
'(Errichtung  einer  8teiclj«bant  al«  eine  SRotweubigteit  begeidjnet,  um  biefe 
fdjwierige  Aufgabe  be«  fibergange«  bürdeten  gu  fönnen.  (£«  war  ber 
9ieidf)«tag«abgeorbuete  SBamberger,  ber  immer  unb  immer  wieber  bagu 
beäugte,  eine  $eidt)«banf  gu  fdfjaffen.  „©ie  töuue  bie  Umwanblung  nac$ 
taufmänuifd^eu  ?ßringipien  tjanbfjaben  unb  burd)  if)re  2)i«fontpotitif  bie 
ÜRa&regel  unterftufcen  unb  bie  äRetallanfdjaffung  fowie  ben  SBertauf  am 
wofjlfeüften  unb  beften  beforgen." 

©er  ffirfolg  foüte  tym  redjt  geben.  «I«  ber  »an!  1876  biefe 
©ejcfjäfte  übertragen  würben,  war  bie  Reform  nod)  nidjt  burc^gefüljrt, 
ba  erft  geringe  SReugen  be«  überfdjfiffigen  ©über«  abgeftofcen  waren. 
Xie  S3anf  tjatte  bie  ©olbwäfjrung  gu  galten  uub  bie«  burd)  bie 
<£inlöfung  tyrer  Sioten  in  ®olb  gu  bewir!eu.  ©ie  ging  fogleid) 
energifdfj  baran,  ba^  ©Über  ba«  ifjre  Stellung  föwad)te,  gu  oertaufen. 
Sie  Umwanblung  be«  beutfäen  ©elbumlaufe«  ging  nun  fo  oor  ftdff 
ba%  bie  Wtifybant  ade«  überflüffige  ©über  au«  bem  SBerfeljr  naljm 
unb  bafflr  au«  Ujren  ffleftänbcn  ®olb  gab.  3n  welkem  SWafce  ber 
93ertel|r  f|ieröon  ©ebraud)  madfjte,  ergibt  fid[j  au«  ben  äRitteilungen 
oon  SRidjaeltö  in  ber  JReid)«tag«fi6ung  öom  28.  SKärg  1878,  wonadfj 
in  ben  beiben  Sauren  1876  unb  1877  bie  9leid^«banl  469  SKiDionen 

3* 
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äJtarfin  Xalern  erhielt  unb  bafflr  385  äMionen  SR.  ©otbmünjen  abgab.1) 
Die  Sanf  entnahm  bie  gu  oerfaufenben  Betrage  jefct  einfach  tyiai 
Seftänben  unb  lieft  biefelben  entweber  in  Sonbon  ocrfaufcn  ober 
fdjob  fte  für  eigene  Stedfjmmg  ab.  3)aS  bafür  angefd^afftc  ©olb  be- 
hielt fte  jebodj  felbft  unb  fcfjrteb  nur  ber  $ric$£$aupttaffe  ben  @egm 
wert  gut.  (Sbenfo  entnahm  ba£  JReidfj  bie  jur  Prägung  oon  Steid^* 
ftlbermünjen  nötigen  ©ilbermengen  ben  Seftänben  ber  Sant. 

Die  SReicfyJbanf  !jat  Ijier  burdfj  fluge  Senufcung  aller  günftigen 
ftonjuntturen  gegeigt,  wie  vorteilhaft  für  ben  Staat  bie  Serbiubunj 
mit  fetner  3*ntralnotenbanf  war.  ©ie  Ijat  burdj  genaue  Seta  nn  tföah 
unb  güfilung  mit  ben  Serljältmffen  be$  ©ilbermarfteg  aOe  günftigen 
(Gelegenheiten  beuufet,  um  bog  Silber  abjuftofcen.  ©ie  oerfaufte  bas 
©Über  bei  bringender  9iad)frage  uub  Ijielt  bei  ungünftigen  Serl^altniffen 
mit  Serf  äufen  jurücf,  um  einen  SßreiSbrud!  gu  oermetben.  @o  waren  jeitnxiic 
bie  ©enbungen  nadf)  Snbien  fo  bebeutenb,  ba%  bie  ljeimifdf>en  affinier* 
anftalteu  nidjjt  gur  #erfteHung  jodhaltiger  Sarren  genügten,  fonbcm 
frembe  ©djeibeanftatten  gur  Aushilfe  herangezogen  werben  mußten. 
Sm  Sa^re  1877  würben  faft  3  SKittionen  $funb  fein  ©über  Der* 
lauft,  bie  ber  ©umme  Don  250  äRilUonen  eingegogener  SanbeSfilber« 
mfingen  entfprad^en.8) 

35oclj  fonnten  bie  anfangs  gemachten  geiler  bec  Regierung  nibt 
öoHftänbig  wieber  gutgemacht  werben,  ba  bie  Serläufe  jefet  bei  ftarf 
ftnfenben  fturfen  ftattfinben  mußten.  SiS  gum  gfrüfiiatjr  1879  Ijatte  die 
Regierung  bei  bem  Serlauf  Don  31/,  SMionen  Kilogramm  ©ilber  einen 
Serluft  oon  72  STOiUionen  3Rarf  gehabt  S)a  fty  biefer  bei  bem 
Serfauf  ber  reftlidfjen  475  SRUUonen  2Rarf  in  Xalern  um  90  bi* 
100  SRiHionen  ÜÄarf  erljöfjen  mu&te,  oerffigte  ber  SReidjSfangler  im 
SRai  1879  bie  (KnfteDung  ber  ©itberberfäufe.8)  ©urdf)  bie  wac^fenbt 
Skalierung  unb  bie  äRajimalauSprägung  Don  SRf.  15  pro  Äopf  ber 
SeDölferung  (©efefc  Dom  1.  3uni  1900)  werben  bie  Xaler  nadj  unb 
nadj)  in  SReidjSfilbermüngen  umgeprägt  unb  bie  (Gefahren  ber  fjmtenben 
XBS^rung  jefct  Derljinbert. 

Sbenfo  trat  bie  9teid^bant  für  bie  neu  gu  fdjjaffenbe  ®olbwätjruna 
cm.  2)urdfj  §  14  be3  SanfgefefceS  würbe  fic  DerpfUd&tet,  Sarrengoß 
gum  feften  greife  oon  SM.  1392  für  ba3  $fuub  fein  gegen  tbre 
Sloten  umgutaufdjen.  3)a  nun  biefe  gegen  ®otbmttngen  auf  SBunfA 
umgewedfjfelt  werben,  fo  erhielt  baburdjj  ba«  freie  $iägered)t  erft  feine 
richtige  Sebeutung.    ©o  widjjtig  erfaßten  biefe  Seftimmung  bem  *u* 

*)  Äorl  fcelfferi*,  Gefönte  b«r  beutföen  flfclbrtform,  Setygiß  1898,  S.  3* 

■)  (Ebenba.    3.  395. 

*)  Äarl  fcelfferi*,  $a*  (Selb,  ßeipjig  1908,  S.  171. 
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limbe,  bafj  euglifdje  gdjrifteu  erflärien,  SJeutfcfjtaub  maef)e  jefct  mit 
feiner  fflolbiuitynittg  ©ruft.1)  ©S  roar  jejjt  mdjt  metjr  ein  im  fis- 
Iali|cf)fii  Sntereffe  möglidjft  ttiebrig  gehaltener  9ßreis,  fonberu  ein 
günftiger.  $ab/r  Ijat  bic  Sreidjsöanf  jettmeife  in  golbfnaw  eu  £eiten 
riiicu  fjob/reu  ?Tiifanfö^retS  feftgefefct,  um  ia%  SDcetaH  an  fid)  ju  jieben, 
traft  für  iß§  ^Jfunb  fein  SKt  1393,50  gejatjlt.*) 

Jer  33aitf  fliegt  je&t  afleä  ®olb  ju,  unb  fit  roicb  fo  jum  Set- 
mittler  äioifdjeii  ber  SJtiinjBräguug  beS  Sanbeä  unb  bein  SInfauf  Don 
©olb.  Sie  ift  feit  1878  baä  einjige  Snftitut,  Don  bem  bat  SReidj 
mit  iJJragcniQterifll  uerfefjen  wirb.  2>ie  SieirfjiSbanl  fjinterlegt  bie  ®olb* 
batren  als  Xetfung  für  iljre  Siotett.  Sbenfo  läfet  fie  audj  nicht  bie 
in  ifjreit  SSefife  gelangenben  frembeu  ©otbmüiijctt  einfdjmeljen, 
imibern  bcroaljrt  fie  auf.  9Eatjt  ein  größerer  Export,  fo  ift  e$  niajt 
mctjr  nötig,  bie  mit  Soften  geprägten  ©olbmütijen  einjufdjmeljen, 
fonberu  bic  SHeidjebcnf  gibt  ©arren  unb  ©orten  j«  biefent  3tt>ertie  I>tn. 

©teilt  fict)  bagegen  ein  S3eburftii3  nodj  betttfdjeu  ©olbmüitjtn 
Ijeraiiä,  fo  übergibt  bie  SReidjöbant  ber  SDiünjonflalt  bie  Starren  jur 
Slusprägung. 

£ie  Sauf  mufj  jebod]  aud)  bafiir  forgen,  baß  bie  für  ben  3ot)(ung3- 
uerlefjr  unb  bie  äufredjierfjaltmtg  ber  Sialuta  nötige  ©olbmengc  in 
bem  Üanbe  bleibt.  §icrjit  ift  fie  burd)  itjre  bominicrettbe  Stellung 
auf  bem  beutfdjen  ©elbmartte  befäfjigt. 

Hott  jeljer  £|at  bie  Stoitfdje  SRetd)8batt[  au  irjrem  ©ruubfatj 
feftgcljalteu ,  bie  eiumol  übernommene  Wuöjatjlnng  ihrer  SJant- 
uotett  in  ©olb  burdjäiifüb,ren.  9cur  f)at  fie  hin  unb  roieber  in  golb« 
tnnppen  äeitett  um  ihrem  SRetbt  ©ebrcuch  gemalt,  bie  9coteit  bei 
(^olbrrporlcu  on  ber  ^auptanftatt  aUein  einjutöfen,  um  nidjt  für  ben 
tSrporleur  nod)  bie  Üransporttoften  bis  jiir  ©renje  ju  tragen,  ober 
gibt  abgetaute  ©rüde  t)er. 

Tai  SWittel  nun,  baS  ihr  bie  SWÖglidjfeit  oerfdjafft,  ben  ®o(b- 
import  ju  erhöhen  nub  anbrerfeits  bie  Shtßftthr  ciitjiifdjränfett,  ift 
itjre  SMätoutpolirif.  £iefe  bat  fie  ftelS  im  3ntereffe  ber  b,eimifd)en 
®olbroab,nitig  gebonbbabt.  drohen  baber  bebentenbe  ©olbabflüffe,  fo 
fiidjt  fie  biefe  oitct)  auf  Soften  ibreö  ÖJeroinnefi  burrh  ©rhöl)Uttg  beS 
XisfonteS  ju  Dcrhinbeni.  $enn  bie  aitbereu  bcutfd)eu  TepofttemiBanfen. 
bie  nidjt  bie  roiajtige  Sliifgabe  be«  ©djn^eä  ber  f|eimifd)en  SBäbrung 
tiabm,  tonnen  jebt  unter  ben  3'n^fQ6  Dft  BWd^dlfl  fjcni h tcr gelje n . *) 

'    i:«,i[!l»,-i-    Saß,      (.kifiiiiirtitc    unb    Jiritil    iti    teutfcbcn    «aiitgefr^    oom 

n.  Bttq  1976,  ßtifliia  l88e,  ©■  z*7- 

«I  Sbsnba.     ©.  281. 

*l  Itt  Urioolnotenbanttn  bürfen  H  feit  b«  tKootlle  1899  nidji,  fobatb  *  % 
mtidjt  (in  6- 


I 
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gür  bie  SRetcf)£b<mt  fommt  jebodf)  ber  ouS  ber  Ärebtigerodljrung  ju 
erjielenbe  ©etoiun  erft  in  jtoeiter  Sinte.  $)ie  §auj>tfadje  ift  tytt  ©otge 
für  8ufred£)terf)altung  ber  @olbtt>äf)rung. 

gfir  bcn  inneren  ©elboerfetyr  ift  bie  ber  SReidfjäbanf  in  §  12 
auferlegte  Setpftidfjtnng,  bie  3ttf)fan9*mtö8fridjun9en  ju  ermöglichen, 
in  oollftem  SRaße  erfüllt  luorben.  ©ie  Ijat  ju  biefem  3n>ecfe  ben 
©irooerfeljr  gefdjaffen  unb  anSgebilbet,  fobaß  er  in  biefer  SBebeutung 
fcon  feinem  anberen  Sanbe  ber  SBelt  erreidjt  ift.  3)eutfd)lanb  ift  ein 
©iroplafc  geworben,  ouf  welkem  jtoifdfjen  ben  ©irotunben  ber  9tetdj#- 
banf  bie  3fll)fangen  burdfj  6(oge  Uberfdfjreibungen  ouf  bem  Sonto  an** 
geglid^eit  toerben  tonnen.  3)ie$  Ijat  bie  9ieid£)$banf  burdj  Äudbeljming 
iljreS  gilialfoftemä  ermöglid&t,  baS  SDeutfdfjlanb  mit  einem  9tefe  toon 
9teid()3banfanfialten  überwogen  t)at. 

Sinen  9töfd)luß  finbet  biefe  (Sntnncflung  in  ben  9lbred)nung3ftcflen 
ber  großen  ©täbte,  bon  benen  bie  9teid&8bani  jefct  13  fyaV)  £icr 
toerben  bie  großen  ß^fangen  gegeneinanber  üerredjnet,  unb  ein  ©er* 
bleibenber  ©albo  burclj  bie  3teid)3banf  ausgeglichen. 

JBefonbere  Äufmerffamfeit  fjatte  bie  9£eid(j3regierung  bem  ©djeibc- 
münjenumfauf  gettribmet,  ba  befürchtet  tt)urber  baß  burclj  feine  511 
große  9luSbet)nung  bie  ©olbtoä^rung  gefä^rbet  toerben  fönnte.  Staber 
fudfjte  man  bem  SBerfeJjr  bie  SKögKd^feit  ju  geben,  bie  entbehrlichen 
SSeträge  an  ©d&etbemünjen  abjuftoßen.  ®iefe  Aufgabe  burdjjufüljren, 
toar  bie  ^ntafttotenbanf  am  meiften  geeignet.  2)urd)  bie  SWamit 
mad&ung  be$  9ieid(j3fanjlerg  öom  19.  ©ejember  1875  fiub  bie  9lrid>* 
bantyauptfaffe,  fotoie  bie  Waffen  ber  brei  SReidjSbantyauptftellfn 
Sfranffurt  a.  ÜÄ.,  Königsberg  unb  ÜRünd^en  3U  Umtoed&SlungSfaJHTi 
beftimmt  toorben.  ©ie  §aben  bie  Aufgabe,  gegen  ©injaljliing  t>on 
JReid)gfi(bermünjen  in  betragen  oon  nid£)t  unter  9Äf.  200  unb  geaen 
©nja^lung  tum  dlidtU  unb  Supfermünjen  in  Beträgen  t>on  iridis 
unter  üßf.  50  auf  Serfangen  ©olbgelb  ^erauöjugeben. 

3n  richtiger  ffirfenntnte  ber  SBebeutung  eines  gut  geregelten  ©djeib* 
münjenumlaufeS  fjat  fief)  bie  3teid)$banf  nid)t  auf  bie  toörtßdjc  SV* 
folgung  biefer  Verfügung  befdjtänft,  fonbern  ift  barüber  fiinauSgegangeT; 
unb  tt>ed()felt  bei  allen  ifjren  felbftänbigen  3TOe^9a^fta^en  ©djetto 
münjen  bt8  ju  jebem  Betrage  in  ©olbgelb  um.  SlnbrerfeitS  gibt  w 
aud)  auf  Sertangen  ©djeibemünjen  aus  iljreu  Seftänben,  um  ben  Str. 
fprüd&en  beS  35erfef)r3  ju  genügen. 

Auf  ©runb  be3  §  12  be«  SBanfgefefceS,  ben  ©elbumlauf  im  je- 
famten  9ieid)8gebiet  ju  regeln,  unterftüfct  bie  Sauf  bie  ginanjüerroaltinu; 
inbem  fie  bafür  forgt,  baß  ber  ©elbumlauf  fief)  im  guten  3ufanfc 

(Berlin,  Bremen,  ©reSlau,  £$emnlfc,  <£öln,  Stortmunb,  $re*ben,  ^iberftd 
gfranlfuct  a.  SR.,  Hamburg,  ßeipjtg,  %Mnd)tn,  Stuttgart. 
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befinbet.  @o  werben  bie  an  üpen  Waffen  öorfommenben  gewattfam 
ober  in  gefefcwibrtger  Sßeife  befdjabiflten  2ßünjeu  angehalten  unb, 
Halbem  fie  bnrd)  ßerfdjjneiben  ober  ßerfd&lagen  für  ben  Serfe^r  nn- 
brauchbar  gemacht  ftnb,  an  ben  ©inlieferer  jurüdtgegeben.  dagegen 
werben  alle  ®olb-  unb  ©djjeibemünjen,  beren  ©ewid&t  unb  (Srfennbar* 
feit  burdj  ben  Umlauf  über  btö  Sßaffiergewtdijt  abgenujjt  finb,  ju  üjrem 
tootten  Kennwerte  angenommen.  SHefe  ©elbftücfe  werben  angefammelt 
unb  am  ©d)luffe  eines  jeben  83ierteljal)re3  an  bie  SReicf^auptfaffe  ge* 
fanbt  unb  barauffpn  beren  Äonto  abgefdjjrieben. 

Um  feftjuftellen,  ob  bai  Sßafftergewidfjt  Übertritten  ift,  muffen 
bie  ©olbmüujen  einjeln  gewogen  werben.  S3ei  ber  9teid)3t)auptbaut 
in  Berlin  befinbet  fidfj  eine  SReilje  automatifd^er  SBagen,  bie  jufammen 
in  ber  ©tunbe  7000-7500  ©olbmünjen  felbftänbig  wiegen  unb  bie 
Stücfe,  weld&e  bai  Sßaffiergewic^t  Übertritten  l)aben,  abfonbern.1) 

©aS  ©efefc  üom  30.  «prit  1874  beftimmt,  bafe  bie  ©nlöfung 
beä  ftaatlidjen  SßajnergelbeS,  ber  SReiddSfaffenfdjeine,  burclj  bie  9ieid)** 
fyauptfaffe  ju  erfolgen  l)abe.  3)tefe  ift  jebodj  nur  eine  befonbere  Slb- 
teilung  ber  SReid&Sbant,  fobafe  biefe  in  3Birfltd)feit  für  bie  ©nlöfung 
bc$  ^JapiergelbeS  Sorge  ju  tragen  $at. 

S)ie  Äaffengefc^äftc  ftnb  ber  SReidjSbanf  burdfj  §  22  be3  Koten* 
banfgefefceS  unb  §  11  tfjrer  Statuten  übertragen.  2)od)  finb  bie  SBer- 
yflic^tungen  ber  JReidfjäbauf  nicfyt  feftgelegt,  fonbem  gan  j  allgemein  ge- 
halten; §  22  beftimmt,  ba$  bie  SteidjSban!  „olpte  Entgelt  für  SRedjj* 
ttuug  be3  9teid)e8  3a^un9en  aiijuue^men  unb  btö  auf  §öl)e  be$  SReid&S* 
guthabend  ju  triften  f^abe."  %üx  bie  93unbe«ftaaten  ift  fie  biefe  ©e- 
fdjäfte  ju  übernehmen  berechtigt.  35er  §  11  beS  Statut»  erweitert 
bann  biefe  33eftimmungen  bal)iu,  bog  bie  93an!  bie  Sßflic^t  l)abe:  „$a8 
dieidjSguityabeu  unentgeltlid)  ju  verwalten  unb  über  bie  für  Stedjnung 
beä  3ieid)e$  angenommenen  unb  geleifteteu  ßatytungcu  33ud)  ju  führen 
unb  SRedjnnng  ju  legen." 

Um  bie  Äaffengefdjäfte  burcf)füt)ren  ju  fönnen,  würbe  juerft  ber 
sJietd)öt)auptfa|je  unb  ber  Sßreufeifd&en  ®eneralftaat$faffe  bei  ber  ^auptbanf 
unb  ber  SBabifd)en  ©eneralftaatöfaffe  bei  ber  SReidEßbanffteHe  Sarl8rul)e  je 
ein  befonbere»  Äonto  eröffnet.  Qoi)  waren  bie  Sorteile,  bie  ber  Staat 
au*  biefer  (Einrichtung  jog,  gering.  GS  lonnten  nur  bei  ben  fettftan- 
bigen  Änftalteu  auf  ba$  JJonto  biefer  Waffen  (Sinjatjtungen  unentgelt- 
lich gemalt  werben.  ©3  mufften  biefe  Sinsaljlungen  anbrerfeit*  auf 
fjofje  SBeträge  lauten,  bie  mtnbeftenS  10000.—  3DM.  betrugen.  «6* 
Hebungen,  bie  biefelbe  $öty  fyabtn  mufften,  lonnten  bagegen  nur  bei  ber 
tontofüfjrenben  SBanfanftalt  felbft  gegen  befonbere  Quittung    erfolgen, 

')  $te  mdiSßbanl  1876-1900,  »crlin,  ©.  192. 
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tt&fpenb  fie  bei  ben  anbeten  Änftaften  nur  auf  (Ermächtigung  be3  SReid^ 
banfbiref toriumS  erfolgen  buiften.  3)ie  größeren  SanbeSfaffen  Wtebenun  be» 
bienten  fid^  für  tfjten  SSerteljr  mit  üjren  untergeorbneten  Hnftalten  nur  beä 
allgemeinen  (Sin-  unb  8u8jal)lung$t)erfeljreS.  S)ie  ©eneratyoftfaffe  fdjtie& 
lidfj  f)atte  i^ren  einzelnen  Sfaftalten  Ärebite  bei  ben  am  Sßlafce  gelegenen 
öanf  anftalten  eröffnet,  bie  bief e  bei  Sebarf  benufcten  unb  bann  bem  Äonto 
ber  ©eneralpoftfaffe  abfdfjreiben  liefen.  3f)re  überfcijüfftgen  Setrage 
lieferten  fie  bann  wieber  an  bie  öanfanftalt  ab,  um  fie  bem  Äonto 
ber  ©enerafyoftfaffe  gutfd&reiben  ju  laffen.  SMefe  unterhielt  felbft  fein 
eigenes  ©onto,  fonbern  it)r  fid)  ergebenber  ©albo  mürbe  bem  ©utyaben 
ber  9ieid(j3f|auptfaffe  gu*  ober  abgetrieben. 

2)a  biefe  gange  (Sinridfjtung  gu  umftänblid)  war  unb  nidfft  bie  ge» 
wünfd£)ten  Vorteile  bot,  fo  würbe  ein  anberer  SBeg  etngefdjlagen  unb 
ben  eingelneu  SBetjörben  tt>ie  Sßrtoaten  ©irof  onten  eröffnet.  S)od)  fpxben 
nur  bie  SReid^auptfaffe,  bie  Sßreu&ifclje*  fowie  bie  Sabiföe  ©eneral* 
ftaatSfaffe  jefct  ein  größeres  ®utt)aben  gu  unterhalten,  wä§renb  bie 
anberen  Waffen  feinen  beftimmten  SKinbeftfalbo  gu  galten  brauchen. 
S)ie  ©eneralpoftfaffe  füljrt  bagegen  aud)  jefct  fein  eigenes  Äonto. 

3)er  3&f)fangSüerfel)r  wirb  nunmehr  in  ber  SSeife  abgewicfelt,  baB 
bie  Äaffen  i^re  Überfd^üffe  an  bie  SBanfanftalt  i$re3  DrteS  abliefern 
unb  an  ityre  übergeorbneten  Äaften  überweifen.  Änbrerfeitä  erhalten 
fie  bie  gur  3)urd^fü^rung  if>reS  {Betriebet  nötigen  ©eiber  burd>  bie 
©anf. 

Sine  befonbere  Sinrid^tung  ift  getroffen,  um  bie  Äaffen  ber  ©ifen- 
baljn,  Sßoft  unb  ©teuer&erwaltung  in  ben  ©tanb  gu  fefcen,  aud^  unvcv 
l>ergefef)ene  grofee  ausgaben  fogleiclj  of)ne  eigentliches  @utl>aben  matten 
gu  fönnen.  ©ie  reichen  gu  biefem  Qtoed  befonberS  angefertigte  ©dpcfc 
auf  iljre  übergeorbneten  Äaffen  ein  unb  fönnen  über  bie  fo  ausge- 
triebenen Setrage  fogteidfj  Verfügen.  S)iefe  ©dfjedte  werben  an  bem* 
felben  Sage  an  bie  SReid^auptbauf  in  JBerlin  gefanbt,  wo  fie  üon 
bem  Äonto  ber  betreffenben  ©taatSlaffe  abgetrieben  werben.  Um  ju 
bereuten,  ba$  burdE)  biefe  3^ungen  baS  Äonto  ber  betreffenbe  Äajie 
übergogen  wirb,  finb  mit  ben  ginang&erwaltungen  ber  eingelnen  ©taaten 
SSerabrebungen  getroffen. 

SHe  SBerbtnbung  mit  ber  83anf  muffte  für  ba£  9?eicf)  umfo  größeren 
SBert  Ijaben,  je  me!jr  bie  Sauf  it)r  gtlialfoftem  ausbeute.  3)urc§  §  12 
war  beftimmt  worben,  ba|  ber  SJunbeSrat  bie  6rridf)tung  mm  Qtvci% 
anftalten  an  beftimmten  Sßläfcen  anorbnen  fann.  5)ie  9teid&*banf  tat 
lebodjj  einer  folgen  Anregung  nie  beburft,  fonbern  fidfj  au%  eigenem 
antrieb  ein  grofeeS  gilialnefc  gefdjaffen.  $ierburd(j  ift  eS  ermöglicht, 
bafc  eine  qrofce  $lngaf)l  Don  Keinen  Äaffen,  bie  in  einem  ftaatlidEjen  Sc- 
triebe  nötig  finb,  wie  bie  ber  Sanbgeridjte,  SRentämter,  Scjirtefomman- 
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boe,  9tegimeutß=  mtb  5BataiHon§taffen  ufro.  bem  ©irotietbanb  ber 
9!etd)ßbauf  angefdjloffcn  roerben  tonnten. 

£em  JReirfje  ift  eä  burd)  biefe  GSinridjtuug  ermöglicht,  bie  ©röfj' 
ber  äetrieböfoub«  ju  oerminbern,  ba  jetlt  bie  einzelnen  Saften  nid) 
meljr  einen  grofjett  Äafjenbeftanb  ju  galten  brauchen,  um  allen  8b» 
Iptürfjeu  gereetjt  ju  roerben.  Siefer  fatm  auf  ein  äWinimum  rebujiett 
»»erben,  nnb  bie  grofjeii  Schräge,  bie  fünft  müßig  in  ber  Mafie  liegen  mürben, 
werben  jefct  frei,  ba  bie  eittjelueu  Setjbrben  bie  benötigten  Summe» 
jebetjeit  bei  bec  9tetd)2bauf  erhalten  Eönnen.  ®leid)jeitig  roerben  ben 
ftnatlid)en  Snftituten  bie  SBcträge  in  beu  benötigten  ©elbftütfeu  auSge= 
ja()lt,  roaä  für  biefe  Don  großer  SBttfjtigfcit  ift;  ber  Staat  r)at  bie 
iidjerheit,  bafj  bie  Summen  jettlid)  uub  örtlid)  ridjtig  uerteilt  finb. 
Ör  foiin  nie  in  33erlegenl)eit  geraten  nnb  geänniugeu  fein,  mit  großen 
Sofien  eilige  Seubuugeu  ausführen  ju  muffen,  roäljceub  anbreuorts" 
Ul'erflufj  an  33eftäubeii  ift.  "Sie  ©utbabeu  ber  eiiijclucu  Haffen  Ijabeu 
leine  befoubere  Trennung  nötig,  fonbeni  liegen  in  beu  Stoffen  ber  93au, 
ba  bie  ©iugmige  uub  9tu3gäuge  burd)  bie  IBiidjtjaltuiig  feftgeftellt 
werben, 

Jlufserbcm  tjat  ber  Staat  nod)  baburd)  einen  SBorteil,  fcafj  er  tetne 
Öelbtrausyorte  weljr  auf  feine  eigenen  Soften  uoräiiuefjmen  braudjt, 
ba  bie  Beträge  burd)  rote  Sdjecfs  überroiefcu  roerben.  genier 
fallen  bie  Slusgaben  fort,  bie  er  für  bie  Slulagen  3U  madjen 
Ijatte,  bie  jur  Slufberoahrung  ber  Summen  nötig  roäreu,  foioie  für  bie 
fiourrole,  um  fidj  »on  ber  iHidjtigreit  ber  oorljaubenen  Haffeubeftaube 
ju  iibcrjeugeti. 

3>as"  ftonio  bce  SHeidjeä  roirb  in  ber  9ieid)ät)auuttaffc  geführt,  bie 
eine  Abteilung  ber  JHeidjsbaufbauvttaffe  ift,  um  bie  burd)  bas  Ötefeft 
auferlegte  ^flidjt  ber  SRedjninigflleguitg  jn  erfüllen.  Sie  ift  als  ftaat- 
lidje  Hcntralfaffc  gegenüber  beu  anbeten  ftaatlidjeu  Mafien  errid)tet 
roorben,  11111  bie  uadj  bem  Skbgct  feftgefeljten  Einzahlungen  uub  Wh 
hebuugeu  ju  ncrrecimeu.  Sie  9Jitd)nugen  über  bie  großen  Summen, 
bie  hier  ein*  uub  auögetjen,  erfolgen  nad)  9)tofegabc  Des  §auntetctä, 
Per  uom  $Heid)$fdm{iami  auf  (jJrnub  bes  TU  cuiivli  0 1 1  vf  1  <i  1 1  ^ctald  feft« 
gefegt  wirb. 

Tit  Siurid)tu!ig  ift  berart,  bafi  in  Einnahme  uub  Ausgabe  bie 
Haffen  feftgeftellt  roerben,  roeldjc  ihre  Überfdjüfje  abzuliefern  Ijabeu, 
uub  roeidje  aubrerfeitä  mit  3"ft(?"ffe"  j"  ucrfeb/u  finb.  £as  9teid)£* 
idjafcamt  ober  bie  3kf)örben,  bie  mit  ber  Xurcbführung  uon  (Statö  uou 
ber  SReidjöiirrioaltuug  beauftragt  finb,  geben  bie  Sluroeifuügen  über  bie 
iÖeträge.  $od)  b,at  bie  3tad)3f>,auyt(affe  bie  cigi'utlidjc  Slaffeiifiu)ruug 
uii)t,  ba  fie  felbft  roeber  ^aljluitgeu  leiftet  nod)  empfängt.  Siefe  Slnf- 
gaben  übemcfjineu  bie   fämtlidjen  ä'wigaitftalteu  »»b  bie  £>auutbaul. 
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2>te  gebuchten  betrage  ru(jen  bat»er  nid^t  getrennt  in  einer  befonberen 
ftaffe,  fonbern  ber  buc^mäfeige  SBeftanb  befinbet  fidj  als  SReidjSguiljabeit 
in  ben  Äaffen  ber  9fcid£)3banf. 

Um  bie  Überfielt  über  baS  (guthaben  ju  ermöglichen,  toirb  ber 
#auptbud()f)afterei  ber  SReidjSbanf  öon  ber  $auptfaffe  ber  9feid&3banl 
täglid)  ein  8bfcl)fo&  ber  @iu5a!)fongen  unb  Abhebungen  unter  JBeiffigung 
ber  9led(jnung$beläge  überfanbt,  auf  ©runb  beren  biefe  ba3  Sfcid) 
entmeber  belaftet  ober  erfennt  unb  bie  SBeläge  mit  einem  ÄuSjuge 
an  bie  SReid&Sfjauptfaffe  toeitergibt  2)iefe  madfjt  Ijierbon  fonrie  oon 
btn  monatlichen  unb  jä()rlidfjen  »bfepffen  bem  förid^fdfjafcaint 
äßitteilung,  fo  bafe  biefe  SBeljörbe  fiets  über  ben  Stanb  be3  @utf»aben$ 
unb  ber  (Selber,  über  bie  fie  jeberjeit  verfügen  fann,  unterrichtet  ift. 
gür  ben  SReidjSfaffenbieuft  finb  in  ber  fcauptbanf  allein  19  »eamte 
au3fd(jfie6lid()  tätig. 

6t   Afterreidf  -Ungarn. 

2>ie  im  Sa^re  1816  gegrüubete  öfterreicljifdje  priöilegierie  National 
bauf  mar  fjauptfäd&lid)  mit  ber  Äbfid)t  ins  Seben  gerufen  morben,  bie 
33efeitigung  unb  (Sinjieljung  beS  StaatSpapiergelbe«  ju  beforgen   un> 
baburef)  ber  StaatSoewaftung  bei  ber  Drbmtug  ifjreS  burdj  bie  JBöller 
friege  erfd^ütterten  ÄrebiteS  ju  Reifen.    $er  Staat  motte  ben  Rapier« 
Umlauf  liiert  öermef)ren  unb  fein  ^ßapiergelb  ausgeben.    Stadj  §  7  bes 
Statut«  oom  1.  3uni  1816  mar  es  bie  erfte  Aufgabe  ber  83anf:  „na* 
SerfjältniS  ber  if)r  öon  ber  ginaujöerroaltung  ju  Übergebenben  ober  au? 
anberen  SBegen  jufliefeenben  SKüngöorrate  3al)lung$anmeifungen  unier 
bem  9lamtn  öon  SBaufnoteu  auszugeben,  meldte  auf  Verlangen  ber  3n 
f)aber  bei  ben  baju  botierten  $uSwed£)SlungSfaffen  jeberjeit  ju  if>rem 
öoDeu  Setrage  in  SWetaDmünge  umgemedjfelt  merben  fönnen,  unb  txx 
mittelft  biefer  SSanfnoten  baS  jirjulierenbe  Sßapiergelb  nadfj  unb  nad> 
eiujulöfen." 

2)ie  33anf  mar  tyierburcfy  feine  gewöhnliche  ßettelbanf,  fonben 
burd)  biefe  enge  Serbinbuug  ein  üom  Staate  abhängiges  Snftiiut.  Ter 
Staat  bemifete  biefe  3Rad)t,  um  öou  ber  93anf  grofce  Starletyen  ju  er 
galten,  unb  unterließ  es  mit  SHicffidfjt  auf  bie  Soften  unb  Sdjjttrierigfeitrr. 
bie  nötigen  Summen  burdf)  ®rf)öfyen  öou  Steuern  ober  Aufnehmen  ©c- 
Anleihen  aufzubringen,  unb  bebiente  fiety  lieber  ber  SRotenprefie  i*r 
Sauf.  „9Ran  manbelte  auf  bem  bequemen,  aber  fdfjlüptrtgen  unb  311m 
äbgrunbe  füfyrenben  ^ßfabc  ber  SßapiergelbroirtfdjaftV) 


*)  H.  ©agner,  $ie  §erfteflung  ber  ftationatbanf  mit  befonberer  «ÄrfncU 
auf  b?rt  »antyTai  be$  ginanamtnifterS  tum  Reiter,  ©ien  1862,  6.  6. 
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Tiefe  ju  engen  93ejier)ungen  jum  Staate  unb  bie  baburdj  bewirfte 
11  l>l)ä  ii  gigftit  braute  bie  iöanl  in  grofje  ©efafjren  unb  SatjiungS« 
ftfuoierigfciteu.  Sbenfo  litt  bie  ganje  S3oI[äwirtfcr)aft  unter  bem  über* 
müßigen  s}Japierum(auf. 

S£  ging  baEjcr  baä  ißeftreben,  biefe  311  engen  Steiiefjuugen  ju 
[Öfen,  bnmit  bie  Koten  nict}t  mefjr  burdj  gorberungen  an  ben  Staat 
gebeert  feien.  Um  bieg  ju  erteilen,  uerfaufte  beu  Staat  feilten  93efi|} 
an  (Stunb  unb  Söoben  fomie  an  Seitpayteren  unb  trug  baniit  feine 
Sdjttlb  an  bie  San!  ab.  Tiefe  würbe  fjierbttrcr)  auf  80  Sttillionen 
31,  (jerabgeminbert,  unb  biefer  SSeirag  bem  Staate  1863  für  bie  Tauer 
oeS  SßritiilegS  alö  unfünbbareS  Tarleljeu  gewährt,  für  baß  er  [eine 
Vergütung  ju  jotjfen  braudjte.  9ittr  foule  ber  Staat  uerpftidjiet  fein, 
einen  3"töj!&  bis  jur  §örjc  0011  1  SßÜKon  gt  $ü  teifteu,  wenn  bie 
Sanfbtutbciibr  itidjt  7"/u  erceicrjtc. 

SU  burd)  bas  ®efe&  uum  27.  Sunt  1878  bie  SBant  in  bie 
„Ofterreiifjifrf)4lugarifd)e  Sauf"  umgeioaitbelt  iimtbe,  übernahm  Öfter» 
reid)  bie  gefantte  Sdjulb  gegen  bie  Sierrijlidjtuug  Ungarns,  uad)  2lb* 
lauf  bcS  iJJriDilegö  jur  ?Iblüiuitg  ber  ftn  biefem  Termine  uoct)  beftetjeu* 
ben  Sdjulb  3J'7U  beitragen.  Tac-  •primlegiuiu  Würbe  im  3ab,re 
1899wieber  oerlängert  unb  hierbei  ein  neues  2lbfomiueu  über  bie  Sdjuib 
brt  Staates  getroffen. 

Ter  Slnteil,  ben  ber  Staat  am  Reingewinn  Ijalte,  unb  bie  Sr< 
träge  ber  Sroleufteuer  waren  in  beu  Saijreu  1878  —  1899  nitfjt  bem 
Staate  aiiSae-joIilt,  fonbnn  jur  Tilgung  ber  Sdjulb  oerwaiibt  morbeit, 
fo  \sa$  fit  im  3ar)re  1899  nur  uodj  74145555,02  gt  betrug.  Turefj 
bie  Mnll'erlidje  SBcrorbuuug  WM  21.  September  1899  mürbe  nun  be= 
ftintmt,  bafi  bie  Öiteurcidjiftb/  Regierung  30  ÜKillioueu  gl.  in  ©olb» 
münden  jur  SJerftärliiug  beä  (SolbfdjageS  an  bie  Sauf  jaljlen  fottte, 
bie  jcborfj  gegen  Siustjänbiguug  bes  'gleidjctt  Betrages  in  Silbci'gelb 
unb  Koten  jurürfge^aljlt  werben  muffen,  wenn  bie  Saut  uirijt  jur  Um« 
lofuug  itjrcr  iftoten  tu  Öolb  fommt. 

Tie  Sauf  erflärte  fief)  |U  einer  einmaligen  befoubereu  Abgabe  be< 
reit  unb  tilgte  bie  Scfjulb  beö  Staates  big  auf  30  äJiiflioucu  gl.,  inbetii 
fie  ben  ©etrag  uoit  14145  555  gl.  ifjrcin  iJteferoefonbä  abjrtjrieb. 
Wleidjjeittg  willigte  fie  ein ,  beu  nerbleibeuben  SReftbetrag  uon 
30  ^Mißtönen  gl.  märjrenb  ber  Tauer  bes  ^ritnieginmS  beut  Staate 
iintferjiiislid)  ju  teifjeit. 

Tie  Jlbfdireibnug  be$  Betrages  uon  14145555  gl.  war  jebod; 
nirfjl  allein  ein  Sutgelt  für  bie  ^ruulegiumeemeuerung,  fonbern  er* 
folgte  glcicfjjeiiig  auf  ©ruub  cineö  Rerfjtsanfprudjeä  be$  Staate«.  Tie 
©nu(  hatte  nämlid)  big  nun  II.  Slugitft  1892  ib,reu  Tcüifai'  unb 
©olboorrat  im  3Jeri)äItuiö  doii  1:15'/,  bewertet,  fo  bafi   er  am  10. 


i 
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Auguft  79392613,47  gl.  betrug.  9todj  ber  neuen  SBertrefation  dou 
l:18f/9  (3276  ftronen  für  1  kg  fein  ©olb)  betrug  ber  ©olbfdjc* 
92.917.780r02  gl.  35er  Staat  erf)ob  auf  bie  $älfte  biefe*  ÄUTsge* 
winneS  Aufprucl),  unb  bie  89anf  verpflichtete  fidjj  burdf>  ©rftärung  Dom 
3.  2Rai  1892,  bie  $tffereng  t>on  13525.166,55  gl.  nidjt  in  ben  Sei- 
Dorrat  gur  (Srt)öl)ung  teS  Notenumlaufes  einguredjjneu,  fonbem  bem 
9teferbefonb3  gutgufdjjreiben. 

33om  3af>re  1878  a6  Ijatte  ber  ©taat  an  ben  ©ewinnerträgnif Jen  ber 
S3anf  einen  Anteil,  wenn  bie  Aftionäre  7  e/0  erhalten  Ratten  unb  ber 
SReferüefonbS  mit  10  °/0  berftärft  morben  war.  SBiieb  bann  nodj  ein 
Uberfd)ufi,  fo  ttmrbe  er  gwifcf)eu  ©taat  unb  Aftionären  geteilt.1)  SM* 
gum  3al)re  1899  mürbe  biefer  Anteil  gur  Äbfdjreibuug  ber  ©Bulben 
an  bie  33anf  benufct. 

Sefet    wirb    bie    ©ewinnoerteilung   in   folgenber   Seife    porge» 

nommen.1) 

9tad&  Verteilung  toon  4  °/0  an  bit  Altionare  fließen  10  °/0  be* 
Übcrfd^uffcö  in  ben  SReferoefonbS  bi8  gur  £öf)e  oon  20  °/0  &c*  Altien* 
fapitolS.  3lad)  Dotierung  be3  *ßenfiou3fonbS  mit  2  %  unter  eö.  Cr« 
l)öf(ung  auf  4  °/0,  wenn  ber  SteferoefonbS  nid)t  oetftarft  wirb,  finDet 
groifdjen  ©taat  unb  Attionären  bann  eine  Teilung  ber  ©ewinne  ftatt, 
btö  biefe  6  °/0  erhalten  Ijaben.  SBenn  biefe  SDfoibenbe  erreicht  ift,  et» 
f)öf|t  fidj  bie  ©ewinnbeteiligung  auf  f/8  be$  überfdfjiefcenben  Betrage*, 
Wäf)renb  ben  Attionären  1js  gufällt. 

Sine  weitere  @innat)tnequefle  ift  bem  ©taate  burdjj  Arttfel  84  er- 
öffnet. 3)ie  beiben  erften  Sßrtoilegien  ber  33anfoon  1817  unb  1841  Ratten 
feine  metallifdje  2)ecfung   für  bie  SBanfnoten  ooegefd^rieben,   erft  im 
3af)re  1858  würbe  bie  3)rittelbedEung  in  3RetaH  eingeführt.  3m  oaljrt 
1862  würbe  btö  9ied)t,  ungebedte  Koten  auSgugeben,  auf  200  HRifli* 
onen  gl.  befdfjränft.     2)ie  pdf}  f)ierau8  ergebenbeu  Unguträgltd)fetten 
würben  burc^  ba£  ©efefc  Dom  21.  3Rai  1887  befeitigt  unb  ber  8ant 
geftattet,  über  biefen  ^Betrag  hinaus  Sfcoten  auSgugeben.    SBirb  jefct  bie 
©renge  öon  400  ÜÄiQionen  Äronen  überfdjjritten,  fo  fyat  bie  ©an!  au* 
bem  Ü6erfdf)uJ3  eine  ©teuer  t>on  5  °/0  ju  entrichten.    3U  biefem  Smcdt 
tyit  bie  San!  am  7.,  15.,  23.  unb  legten  eine*  jeben  ÜKouatS  ben  93e> 
trag  be*  SBaroorrat*  unb  ifjrer  umlaufenben  SRoteu  feftguftelleu  uub  die 
SBeredfjnung  am  ©djluffe  be*  3al)re*  ben  beiberfeitigen  ginaugüeroai* 
tungen  eingureidjjen.    2)ie  Kotenfteuer  wirb  nun  in  ber  SBeife  feftge« 
ftedt,  ba%  üon  jebem  für  einen  biefer  Sage  fM)  ergebenbeu  ÜberföuB 
be*  Siotenumfaufe*  */iS  al*  ©teuerfofl  beredetet  wirb.    SHe  Summe 


*)  «efefc  Dom  27.  3unt  1878,  Hrtifcl  102. 
9)  ©efefc  »om  21.  September  1899,  Stattet  102. 
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biefer  eitijelnen  Serräge  ergibt  bann  bte  hon  ber  Saut  ju  entridjteube 
©teuer. 

Snrfpredjentt  ber  buatiftifdjen  Eiiiritf)timg  be«  Öftecreidjifdj  1  i  ugn 
rifdjen  ©taate«  ttrirb  ber  ©enrinn  au«  ben  Sanferträgniffen  nad)  einem 
bestimmten  ^kojentfafc  unter  bte  beiben  Staaten  »erteilt,  ber  ficfj  und) 
ifjrer  ©röfee  ridjtet.  $ie  Quote  be«  öfterreidnfdjeu  Staates  beträgt 
70  »/o.  bi«  be«  ungariftfjen  Staate«  30  °/0. 

Sonfttge  Abgaben  fjat  bie  Sant  nad)  Slrtifd  92  ber  Statuten 
nidjt  311  entridjteu.  9tur  muffen  bie  ^Realitäten,  bie  (Effetten  bes  fliejeruc. 
foub«  unb  bie  $imbenbe  an  bie  Hftionäre  »erfteuert  raerben. 

©inen  finanziellen  SBorteil  (jat  ficfj  ber  Staat  noct)  baburdj  ge- 
ftdjert,  bafj  er  ben  Oegemuert  von  ErafttoS  erflärten  Koten,  bie  nidjt 
jur  Etnlßfmtg  gelangen,  für  fidj  in  Hnfprudj  nimmt.  $urdj  Strtitct 
89  roirb  feftgefcfct,  bafj,  tnenn  Koten  fraftlo«  erftärt  roerben  ober  ba« 
SanEprtDtleg  nidjt  erneuert  roirb,  bie  beiben  ^Regierungen  unter  3u= 
ftimmung  be«  ©eneralrate«  ben  3ett»unft  feftfefcen  fönnen,  bis  ju 
melrfjem  bie  einberufenen  Koten  jitr  Sinlofung  gebracht  werben  muffen. 
Kaaj  Hblauf  biefer  grift  töft  bie  «an!  bie  Koten  nod)  6  Sab,«  ein. 
3>ie  bis  m  biefem  3«tpunft  nicfjt  vorgelegten  Koten  gelten  als  nidjt 
metjr  im  Umlauf  beftnblidj  unb  »erfaHen  ju  ©unften  ber  beiben  Staat«' 
regierungen,  inbem  irjr  Setrag  Dom  Notenumlauf  abgefegt  roirb. 

Kad)  Stufet  107  (jaben  fidj  bie  beiberfeitigen  Regierungen  ba« 
Ktdjt  »orberjaltcn,  im  gafle  be«  ablaufe«  be«  $ritiitegiumS  ober  ber 
Äiiftöfimg  ba«  gefamte  Sanlgefdjäft  —  ofjne  ba«  §9J>otfjefarfrebit" 
gefctjäft  —  m  bilanjmäfjigem  ©taube  unb  ttadj  bem  bttaiijmäBigen 
SBert  ju  übernehmen-  £er  Staat  t>at  tjierbei  nodj  ben  Vorteil,  bog 
ber  2Bert  ber  ©runbftücfe  ntdjt  er^Ötjt  roerben  fdnn,  fottbeni  gleich  bem 
in  ber  Silanj  be«  3atjre«  1899  bleiben  mujj,  unb  ba&  Keuanfdjaffungen 
nur  jum  Sntaufspreie  etngefefct  roerben  bürfen.  $ie  San!  fann  ben 
et>.  SReljrwert  nidjt  für  fidj  in  Snfprudj  nefjmen,  fonbem  muß  it)n 
bem  Staate  überladen. 

3)ie  ginanjgejdjäfti!  mit  ber  ^Regierung  finb  infolge  ber  trüben 
©rfafjnmgen  eingefdjränft  roorben.  £>ie  San!  fann  bie  Bon  ben  ginartj- 
Derroaltungen  beiber  Staaten  eingereihten  SBedjfef  ftatutenmägig  auf 
©runb  eine«  SitjuugSbefdjluffe«  be«  ©eneralrate«  bistontieren.5)  gerner 
fann  bie  Sani  fommiffion«toeife  ©efdjäfte  für  Kedjnung  Der  beiben 
StaatSoerroaltungen  beforgen.  $odj  ftnb  beftimmte  Sfaorbmtngen  ge- 
troffen,  um  eine  bnuernbe  Sdjulb  be«  Staate«  bei  ber  Sani  ju  oer- 
rjinbent.  So  muß  ba«  fidj  au«  foldjen  ©efdr)äfien  ergebenbe  ©utljaben 
bn  Sant  nad)  Vereinbarung  ntätjrenb  be«  äRortat«  abgejalCi  roerben. 


')  ®ff(B  Dom  31    HRal  1897  .     «ttlM  56. 
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(Sine  ©d)ulb  beS  (Staates  am  @nbe  eiued  jeben  ÜRonatS  ift  fpätefien? 
bis  jum  7.  Sage  be3  nad^ften  SRonatS  bar  ju  begleichen. 

SBefonbere  2)ienfte  mu&te  bic  83anf  im  3ntereffe  ber  öfterretdpfdp: 
SBä^rutig  leiften.  2)urd)  Ärtifel  87  ber  Statuten  Dom  3af>re  187* 
war  fie  Derpflidjtet,  gefe|lid)e  ©tlbermunjen  unb  Silberbarren  ir.it 
45  gl.  in  93anfnoteu  für  ba3  ÜRfinjpfunb  fein  ©über  eiiijulofrn 
Öfterreid)  Ungarn  entfdjloft  fid^  bann,  oon  ber  ©Überwälzung  jut 
©olbroäl)rung  überjugetyen,  unb  orbnete  biefen  Übergang  burdj  b& 
®efefc  Dom  2.  Sluguft  1892  an.  S)er  JBanf  fiel  nun  bie  Aufgabe  ju. 
biefen  Sntfdjlufj  gur  35urd)ffil)rung  ju  bringen.  „$enn  bie  ©efdpdm 
bc$  3Bäf)rung$wefen$  unb  ber  äSctyrungSreform  mar  unb  ift  natur- 
gemäß in  allen  mobemen  Staaten  mit  ber  ©ntwieflung  ber  9fotenbanl 
auf«  innigfte  Derfnityft.  ftaum  irgeubwo  ift  aber  biefer  3ufammenl)ang 
ein  fo  inniger  unb  bie  SWitwirfung  beS  RoteninftitutS  bei  ber  Reform 
unb  SKobernifierung  beS  ©elbwefenS  eine  fo  intenfiüe  gewefen,  wie 
in  Öfterrreidj  *  Ungarn11 . x)  @3  mu&te  nidfjt  nur  ba3  $apiergelb 
aud  bem  SSerfe^r  gesogen  werben,  fonbem  and)  ber  ©olbfdjflfc  ber 
Sauf  fo  gestaltet  werben,  baft  bie  Aufnahme  ber  33arjat)lungen  mit 
(Srfolg  Durchgeführt  werben  fonnte.  (5$  lief  im  Sanbe  ein  bebeuteubei 
SBetrag  dou  ©taatSpapiergelb  in  $öf)e  Don  312  SRiOionen  gl.  um. 
@S  war  batjer  unmöglich,  bie  ©olbwäljrung  burd)jufüf)renf  folange  biete 
©taatSnoten  md)t  eingegogen  waren. 

3>urd)  bie  äRinifterialoerfügung  Dom  24.  3uli  1894  würbe  ju* 
näd^ft  bie  @iiijief)ung  Don  200  äRißiouen  gl.  angeorbnet.  Qux  (Sin* 
löfung  würben  in  ben  Saferen  1894  unb  1895  je  20  SMiflionen  gL  in 
Äronenftücfen  beftimmt,  bie  Don  beiben  Regierungen  ausgeprägt  würben. 
%üx  ben  weiteren  S3etrag  Don  160  äMionen  %l  hinterlegten  bie  beiben  Re- 
gierungen  *)  SwaniiQtton^tMt  bei  ber  SBanf,  bie  bafär  auf  SBintfdj 
be$  einlöfenbeu  ginanjmimfteriumS  SBanfnoien  ober  ©über  IjermiSgibt 
5Die  gänjlidje  (Sinlöfung  ber  refilidjen  ©taatSnoten  in  §ö&e  Don  224 
ÜRiflionen  ftronen  erfolgte  buref)  bie  Äaiferfidje  SSerorbnung  Dom  21. 
©eptember  1899.  3u  biefem  gweefe  würben  ber  »an!  1568000a^ 
fronen  burd)  bie  öfterreid)ifd)e  unb  67200000  ftronen  burd)  bie 
ungarifdje  Regierung  in  ©olb  übergeben.  2>aS  ®olb  blieb  jebodj  als 
Spejialbecfung  in  ben  £reforS  ber  93anf.  SHe  83anf  gab  bafür  bis 
jur  Jpö^e  Don  160  Millionen  SBanfnoten  unb  au&  iljrem  ©ilberoorwt 
64  9RiQionen  Äronen   in  ©ulbenftfiden,    bie  Don   ben  beiben  Regier' 


')    91.    Spt&müller,    3)te  ßfterreid)if<£*Ungarijd)e  SBä$rung$re?orm, 
unb  Seidig  1902.  ©.  49. 

')  112   SKUHonen  gl.  bie  öfterretdjtföe,   48  ttUttonen  gl.  bie  mtgantäx 
^Regierung. 
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uugen  in  günffcoiienftücfe  umgeprägt  wntben.  5)utd)  bo3  ©efefe  würbe 
bie  Sauf  weitet  verpflichtet,  bei  einem  größeren  Serlangen  und)  ,',w.r 
rroneiifdjeinen  tiefe  bis  jur  §ötje  »on  180  9KiUionen  Ätoneu  gegen 
HurficTtjaliung  beS  eutfpredjenbcn  Setrageä  in  Silber  auSjugebeu.  £ie 
Sau!  b/it  jebod)  biefe  mit  Soften  uerbmtbene  Serpftidjtuitg  nidjt  311 
iiberiietjmen  brauchen. 

£ie  San!  fjatte  bie  Aufgabe,  tunttdjft  nur  einen  ben  eingebogenen 
9!oten  enrfpredjenben  Setrag  ©ttbermünjen  unb  SBanfitotcu  nuSjugebcii. 

2>ie  ©taartnoten  finbbiS  jiim  31.  Muguftl'JOT  nodj  »on  ber  Öfter* 
reidjifdj'llngarifdien  Sunt  unb  bem  fianbeSjafglamt  in  Qa\*  in  Ser* 
wedjSIung  anjunefjmen.  9Iad)  bem  31.  Stuguft  1907  ift  jebe  93er« 
pilidjtimg  gur  Einlöfuug  btefer  Staatöuoten  burd)  ben  Staat  erlofdjen'). 

2)amii  bie  beiben  ginanjminifterien  über  ben  @ang  ber  Einlüfuug 
unterrichtet  waren,  tjatte  bie  San!  aQmonatltd)  an  biefe  eine  Stedjuuitg 
über  bie  bisher  Dorgenommeuen  CHnlöfungen  einjitfenben.  Siattj  bem 
Sibjdjtuffe  ber  ganzen  Unternehmung  ift  eine  befonbere  ©djlu&abredjnung 
abzulegen, 

23irb  ber  3™ongäfurS  ber  Koten  aufgehoben,  fo  geht  nott  ben 
i]tntertegten  ©olbmüitjen  ein  Setrag  in  ben  beftnitiuen  Sefilf  ber  San! 
über,  ber  gteidj  ber  $öb,e  ber  in  biefem  3eitpiiiift  umlaufenben 
9ioten  ift. 

Daä  Seftreben  ort  Sauf  mufjte  eS  nun  fein,  bie  materielle  ©runb* 
tage  für  bie  neue  SBäljniiuj  ju  fdjaffen  unb  baS  @olb  {teraitjujictien. 
3)ie  San!  ging  gleidj  im  3a^re  1892  energifct)  oor,  fiä)  einen  grüneren 
Owfbbeftanb  ju  fdjaffen.  So  würbe  Dom  11.  Stuguft  bis  17.  9cd* 
oember  1892  an  ©olbbarreu  gi.  17020000  unb  an  ©olbmünjeu 
5L  23319000  angerauft,  von  benen  gl.  5580510  bi«  aum  31 .  ^embcr 
1892  in  20  Srouenfrüden  umgeprägt  waren.*)  3)urdj  Stauet  87  ift 
fie  oerpflidjtet,  ®oIbbarren  gemäfj  bem  gefefclirfjen  SMunjfufj  ber  Kronen* 
Wahrung  gegen  SBanfnoten  bei  ifrcen  $auptauftatten  in  Wim  unb 
Subapeft  jeberjeit  auf  Verlangen  anjufaufen.  3f)r  SlnfaufSpreiS  ift 
günfttg,  ba  pe  für  b<ß  kg  fein  @ofb  3280  Kronen  unter  Slbjug 
Don  i  Kronen  fßrägegebütjr  oergütet.  35ie  Sanf  ift  bercrfjtigt,  bie 
©olbbarren  auf  Soften  be$  SbgeberS  burdj  bie  uon  ifjr  bejeidjneten 
Xedjnttet  prüfen  unb  fdjeiben  ju  [äffen.  3)ie  ©olbbarren  muffen  ein 
®ewid)t  »on  2'/i  kg  mit  einem  geingeb,alt  oon  8M/iow  M>eit-  Sei 
Sarren  mit  geringerem  ©efjatt  wirb  eine  ©djeibegebüijr  »on  4  Kronen 
Dom  9tauf|gewid)t  beredjuet.  Sud)  ©olbfanb,  GSolbftaitb  unb  @olb> 
münjen  lauft  bie  San!  mit  3276  fironen  für  baS  kg  fein  fflotb,  nad}- 


! 


■)  anialfttrlolDfiortnunfl  twin  10.  Muflufl  1901. 
*)  3aljre*b(rltr;i  für  tu*  3a&r  1602.    ®.  12. 
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bem  ba$  ©ettndjt  unb  ber  geingeljalt  burcfj  ®tnfcf)mcljcn  in  entern 
ber  beiben  aRünjämter  feftgefteQt  ift. 

33ic  SBanf  befdfjränft  fidf)  jebod)  nidf)t  nur  auf  ben  Stnfauf  von 
©olbf  fonbern  fud^t  audfj  jebe  ftarfere  äbroeidfjung  ber  äBedtfelfurfr 
toon  ber  burdf)  ba$  ®efefc  Dom  2.  «uguft  1892  feftgefe^ten  ^Relation 
ju  t>erf)inbern,  inbem  fie  burdf)  Abgabe  tum  ®olb  unb  2)emfen  <m* 
iljren  SBeftänben  unb  eine  finngemftfte  2)töfontpotittf  auSgletd^enb  wirft 

3)ie  SBanf  tft  nod)  tociter  im  Sntereffe  eines  geregelten  SDtimjian« 
laufet  tatig.  2)urd)  «rtif  el  58  tft  fte  verpflichtet,  f ür  bie  »ollurid>tigf eit  ber 
äBäfjrung  ju  forgen.  $u  biefem  Qtoede  finb  ityren  Soffen  biefelben 
?ßflidf)ten  tüte  btw  ftaatlidfjen  Waffen  auferlegt.  ®ie  SBanttaffen  jjabcn 
baljer  ©olbmünjen,  bereu  ©eroid^t  infolge  ber  ßtrfulation  abgenufct  ift, 
unb  bie  ba«  $ßaffiergenridE)t  fiberfdjjritten  (jaben,  ju  iljrem  üoQen  9Zenn* 
wert  anjune()men.  2)iefe  mitibergettric^tigen  ©tücfe  »erben  eingebogen 
unb  eingefdjmoljen.  $aben  ©olbmünjen  burdf)  anbere  ®rünbc  als  ben 
Umlauf  an  ©eroidfjt  verloren,  fo  finb  fie  gleichfalls  anjuneljmciL  5>od) 
tüirb  bem  (Einlieferer  nur  ber  äRetafltoert  vergütet.  Sftutoilltg  be* 
fcf)äbigte  SRünjen,  inäbefonbere  burdfjlödjjerte,  befcljnittene,  ge&$te  unb 
gebrochene,  finb  an  ben  Äaffen  angufjalten  unb,  nadfjbem  fte  für  ben 
33erfef)r  unbrauchbar  gemalt  finb,  jurücfjugeben.  SÄfiujen,  bie  burt§ 
3ufaQ  (SBranb)  befdfjäbigt  finb,  fönnen  mit  Genehmigung  beä  §inan§* 
minifteriumS  gegen  anbere  ÜRünjen  berfelben  Art  umgetoedfjfctt  »erben. 

SSont  1.  Ottober  1901  Ijat  cd  bie  Sauf  übernommen,  ben  ©elb- 
umtt>ed)$lung$bienft  ju  oerfetyen  unb  bie  ftaatlidfjen  Waffen  öon  biefer 
Aufgabe  ju  entlaften.  3)iefer  SMenft  wirb  burdf)  bie  $auptanftalten 
unb  bie  Filialen  vorgenommen.  S)ie  ftaatlidfjen  Äaffen  unterbieten  fab 
biefer  Aufgabe  jefet  nur,  toenn  an  bem  betreffenben  Ort  feine  gtiiak 
ber  33anf  fidfj  befinbet.  S)ie  SBant  nimmt  öon  jebermann  unb  in  jebem 
Setrage  Silber-,  fotoie  Stiefel*  unb  SBronjemünjen  ju  iljrem  Stenmoerte 
an  unb  toedjfelt  fie  in  anbere  gefeftlid)e  Zahlungsmittel  um. 

5)er  ©taat  Ijat  \\d)  bie  Sienfte  ber  SBanf  gefiebert,  um  feint 
Äaffengefdjjäfte  ju  erleichtern  unb  ju  oereinfac^en.  Sie  SBant 
tft  nadfj  Ärtifet  55  oerpflidfjtet,  für  jebe  ber  betben  ginanjüerwaliungen 
nadf)  ju  aereinbarenben  SBeftimmungen  ®elber  gu  übernehmen  unb  bi* 
jur  #öl)e  be$  ©utljabenS  3al)lung  5U  leiften.  gerner  ijat  bie  San! 
bie  Aufgabe,  auf  ©erlangen  unb  für  SRedfjnung  jeber  ber  betben  Srinanj- 
toertoaltungen  an  ben  ju  toereinbareuben  Orten  UmroedfjSlungen  buirib 
bie  SBanffaffe  öorjuneljmen.  ©ie  Ijat  fi<§  biefer  Hufgabe  ofjne  (Srjat 
et),  entfteljenber  Auslagen,  fotoie  oljne  Sßrooifton  ju  unterstehen. 

ßbeufo  nehmen  bie  beiberfeitigen  {Regierungen  bie  ©auf  jur  fß» 
ttrieflung  i^rer  Solbja^lungen,  bie  fie  an  baS  Sudlanb  für  Änletbet 
u.  f.  ro.  in  leiften  traben,  in  Änfprud^.    Z)ie  93anf  übernimmt  he 
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Ausführung  biefer  Operationen,  bie  bisher  Von  ben  SßrtDatbonfcn  w 
lebigt  mutbtn.  £><tfiir  werben  jebocfj  alle  ©olbeingcnge  ber  Staaten 
auS  ber  <poft,  ffitfcnba^n  unb  ben  3öQai  an  bie  ©ant  abgeliefert.  S(r 
15.  September  1902  gingen  bie  ffleic^fteOeu  (baS  SRimftmum  be* 
Äußeren,  be8  §eer«  unb  bie  SRarineDertoaltung)  bie  5BerpfKd)tung  ein 
ifjren  gefamten  ©olbbebarf  burcb.  SJerrntttlung  ber  3entralnotentian(  jn 
bcdfcn. 

$ie  latigleit  btr  San!  aB  Saffierer  beS  Staate»  ift  in  Öftemid) 
iwdj  fefjr  rttenig  auöge&ilbct.  £>ier  befdjränrt  fidj  bte  fflenufoung  ber 
©an!  nur  barauf,  bie  ©elbbetoegungen  jttifdjen  ben  Staatäfaffen  unb 
itjre  Dotierung  ju  Dermittein.  ffitnjaljlungen  Don  privaten  auf  bief 
Staatätonten,  foroie  9u£gat|tungen  für  töedjming  bet  ftaallidjen  flafjn 
bütfen  nidjt  gemarfjt  roerben.  3n  Ungarn  ift  bie  Sinrtdjtung  weiter 
auSgetilbet  toorben.  §tet  tjaben  bte  metfien  ©taatsfaffen  ein  flonto 
auf  baS  Stnga^Iungen  Don  Sßuoatperfonen  gemadji,  refpettioe  Über- 
meifungen  oorgenommen  toerben  tonnen,  roäfjrenb  onbrerfeits  autfj  bie 
Ämter  ermächtigt  ft'nb,  an  bte  $rt0atf>erfonen  burcb  Vermittlung  ber 
San!  3«^u'>9cn  ju  leiften. 


7.  Zlorwt&m. 

tAe  9corn>egifdje  SBanf  würbe  am  14.  3uni  1816  errietet.  SDuvJ 
bog  (Sefeft  nom  23.  April  1892  mürben  311m  erften  SWale  bie  ffltyei 
fefigelegt,   bie  fie  gegen  ben  Staat  ju  erfüllen  fwt 

$te  «ftionfae  ermatten  nadj  «rtitel  40  juerft  6°/0.  ©irb  biefer 
Betrag  nidjt  erreicht,  fo  erfolgt  bte  Ergänjuug  au$  bem  SReferoefonte 
Diefetn  fließen  oon  bem  fRefte  10°/o  ju,  bi«  er  bie  £ötK  Don  */•  b*© 
Slltientaöitalfi  erretdjt  &at.  Sei  bann  nodj  Derbleibenbe  ©ettinn  wirb 
jntfd)en  Staat  unb  Stttionären  bis  jur  Husfdjüttung  einer  2)iDibenbe 
Don  10°/0  geteilt.  «ISbann  erbalt  ber  Staat  *}v  unb  bte  ©efanit 
beit  ber  Hftionäre  '/«  beS  uocb,  oorbanbenen  ÜberfdbuffeS. 

«ort)  Hrttfel  9  bitrfte  bie  fflant  ungebetfle  SHoten  bi«  3ur  $&be 
non  24  SNiOioncn  Sfroiteu  ausgeben,  weldjer  betrag  burdj  baö  ©efej 
Dom  19.  SRai  1900  auf  35  SHtHionen  erfjöbt  mürbe.  Xodj  bat  fie 
ba«  Meajt,  barüber  bbiauS  gegen  Sabjung  einer  beftimmten  Steuer 
SRoten  anzugeben,  ergibt  fidt)  nämlid}  bei  ber  gefe&liä)  befohlenen, 
jmeimal  im  SHonat  ftaltftnbenben  Stbredmung,  bafj  ber  ungeberfte  Molen 
betrag  bie  erlaubte  $ölje  überfefiritten  ()at,  fo  muß  bie  Sunt  oon  beut 
fiberfd)ießenbeti  Setrag  auf  ©runb  befi  Strtitel  11  6°/0  an  bie  Staat» 
fafje  abliefern.  SieiBant,  bte  früher  dot  Ablauf  be!  folgenbenaHoiiatf 
ben  «ero««  liefern  mußte,  bafj  ben  »efthnmungen  beS  ©efefteö  ©enflge 

lim,  ^fnlraliiolfnbanlrn.  4 
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getriftet  fei,  tonn  jefct  btefen  Sennin  überfd&reiten.  5)ie  ©teuer  cdfitfL 
\xd)  aber  in  biefem  gaQe  nod&  um  V/o  für  jeben  SRonai,  toeira 
bie  Überfdjreitung  aud>  über  ben  Ausgang  bed  Kauften  ffltonatt  fu$ 

auSbetpit 

S)ie  «Jan!  ijat  bte  gefamten  ©etbgtfd^äfte  be8  Staats  ju  über« 
nehmen,  ©ie  fjat  nad>  «rt  19  oljne  Vergütung  bte  bem  Staate  unb 
ben  öffentlichen  Seljötben  gel)öreuben  (Eingänge  t)on  einnahmen  anju 
nennen  unb  anbrerfeits  bte  «uSjatyungen  auSjufü^ren.  ©n* 
fernere  SerpfRdjtung  unb  (Erweiterung  legt  tyr  Ärtifet  89  auf.  ©ir 
tft  Derpffidjtet,  an  üjrer  $auptbanf  unb  tljren  3»eiganftatten  für  tot 
©taatSfaffe  bte  UmtoedjStungSgefdjüfte  au  beforgen  unb  an  üjrcnftafien 
bte  ©djeibemfinjen  ein-  unb  auSjumeäjfeln. 

3m  Sntereffe  ber  ©olbmäljrung  beS  SanbeS  Ijat  bie  ®an!  bur$ 
«rt.  14  bie  93erpflid)tung  ermatten,  alles  üjr  angebotene  ®olb  jum 
greife  t>on  2480  Äronen  für  1  Ägr.  fein  ®oib  unter  «bjug  oon  */*•/• 
ijjrägungsfoften  ankaufen. 


8»  Stallen. 

S)urd}  bie  politifc^e  3^ptttteruug  bebingt,  beftanben  in  Stalten 
Derfdjiebene  gettelfattfen.  25od)  ging  infolge  ber  pottttfdpn  (Einigung 
audj  eine  B^tralifation  ber  Siotenbanfen  Dor  ftdj,  uub  bte  im  Saljrt 
1844  burd)  bie  ©arbtntfdje  ^Regierung  gegrftnbete  Baoca  nazion&le 
toor  berufen,  baS  ßentratnotentnftitut  ju  »erben,  neben  ber  bte  beibec 
anbeten  SRotenbanfen,  ber  Banco  di  Napoli  unb  Banco  di  Sicüia, 
nur  untergeorbnete  ©ebeutung  befifcen.  %tix  bie  Siotenbonfcn  mar  eine 
iReifp  Don  ©efefeen  erlaffen  »orben,  bie  iljren  Äbf  djtufi  unb  üjre  ßufammen^ 
faffung  in  bem  8anfgefe|  Dom  9.  Oftober  1900  gefunben  fjaben. 

2He  San!  t)at  nad)  «rtifel  22  eine  UmfoufSfteuer  Don  1%  jn 
^lenr  bie  Don  bem  ®urc$fd>ntttSumfouf  üjrer  Koten  erhoben  loirb. 
Xod)  foQ  nur  ber  Notenumlauf  getroffen  werben,  ber  für  bie  Oebürf 
ntffe  beS  $anbetS  ausgegeben  wirb.  Um  btefen  Setrag  ju  ermatten, 
»trb  in  Srttfel  8  beftimmt,  bog  Don  bem  gefamten  Stotenunttauf  btr 
burd)  SRetaH  gebeeften  Koten  abgezogen  werben.  ©benfo  »erben  bie 
Sioten  ntdjt  berücfftdjtigt,  bie  bie  93anf  auf  ®runb  eines  bem  ®toak 
gewährten  StarleljnS  ausgibt. 

Sie  $ö!>e  ber  auSjugebenben  Koten  mar  im  Saljte  1893  auf  80U 
SRiflionen  Sire  feftgefefct  »orben  unb  foDte  aUmaf)(i$  Derntigcxt 
»erben.  3n  bem  neuen  ©efefc  mürbe  beftimmt,  bafj  ber  Sanfnotm 
timlauf,  ber  am  1.  Sanuar  1900  732  SMionen  Stre  betrug,  id^rltri? 
um   17  äRiOionen  Stre  Qerafigefefct  »erben  foltte,  um  na$  6  Sfctyas 


auf  ben  gewflnfdjten  SBetrag  Don  630  SWiflionen  Site  (jerabgeminbert 
ju  fein.1) 

£tt  SSon!  würbe  burch"  boS  ®efe|}  nidjt  bie  SKBglidjtcit  genommen, 
biefe  94ottnf)öI)e  ju  überfrfjretten.  @3  würbe  if)x  jebod)  nur  unter  ber 
JBebingung  geftattet,  baß  »on  bera  JBeträge  ber  überfdjiefienben  Koten 
eine  erbäte  ©teuer  gejohlt  wirb,  bie  fiä)  mit  ber  $5fje  ber  Über* 
fdjtettung  fteigeri  Übrrfcrjreiten  bie  Koten  bie  »orgefdfiriebene  §öt)e 
um  45  SRiOionen  ßire,  fo  wirb  bie  ©teuer  für  biefe  »eroieljrte  Noten- 
ausgabe auf  Vi  k*  8i«1<*  "ntw  (Stnfdjluft  ber  Kormalfteucr  feft« 
fleftfit«) 

Somit  bie  SBan!  biefe  erljöb,te  Kotengrenje  nutjt  leidjtferttg,  foubern 
nur  in  gätten  großer  ffrebitanfprüdje  überfä)reitet,  wirb  ihr  jefacr  ©e- 
winn  ans  einer  »ermefjrten  Koienaufigabe  genommen,  ba  bei  einer 
»eiteren  SJermeljrung  ba  Koten  bis  ju  90  SÄiflionen  ßire  ber  ganje 
äinäfajj  «18  Abgabe  erhoben  Wirb. 

gär  ben  galt,  bafi  bie  SBanf  nocrj  über  biefe  @ren^e  f)inau3get)t 
ober  bie  SRetoKbeifung  ber  Koten  unter  ben  öorgeftrjrteoenen  Setrag 
finft,  jinb  befonberB  fdjwere  abgaben  feftgefefct  3n  biefen  beiben  gälten 
wirb  aufjer  ber  orbtntltdjen  Umtaufpeuer  »on  l°/0  «w  «ufjerorbentlidje 
©teuer  erhoben,  bie  ba6  doppelte  beä  betreffenden  SinSfa^e«  beträgt. 

Um  ber  fflanf  ben  Hnreij  ju  netjmen,  öerbotene  ®efd)äfte  etngii- 
■geljen,  wirb  burä)  StrriM  47  eine  befonbere  ©teuer  für  flrebit- 
fl,ewiü)rungen  erhoben,  bie  burdj  ba£  ©efefc  wrboten  ftnb.  Tiefe  ;'(!>- 
flabe  betragt  baS  Sretfadje  be«  3tn8falje3,  Dra  bie  ©an!  für  bie  Sauer 
befi  Sarletjenö  beredjnet  t)at. 

S)a  bie  SJant  einen  grojjen  leit  ifjrer  SÄittH  in  Smmobilien  feft« 
gelegt  tjatte,  mufjte  es  ba$  ffleftreben  fein,  biefen  3mmo&i[ienbe[i(j  ab 
juftofeen.  Um  bie  Sknf  nun  anguregen,  bie  beßwegen  erlafjeiieu  ge> 
fe&ti(frnt  SBeftimmungen  möglidjjft  energifd)  bura)jufüf)«n,  würben  tin 
«rtilel  66  befonbere  Srmäfjigungen  ber  Umlauffteutr  bei  einem  gort« 
fdjreiten  beS  3mmobiltenucrtaufe8  feftgefefjt.  SBenn  bec  Ommobitten« 
befij}  auf  90  SRiHionen  Sire  ^erabgemhtbert  ift,  Wirb  bie  Umlauffteuer 
Dom  1.  Sanuar  beS  nää)ften  Saljres  auf  ]/»  b^erabgefe^t,  dou  welkem 
Vorteile  bie  Koten,  bie  auf  Orunb  bes  Smmobilienbefifcr^  ttodj  aufr 
gegeben  pnb,  au*gefa)loffen  bleiben.') 

')  $ementfiHtd}enb  mnfjte  ber  Bisco  di  Ntpoli  feinen  Seien  um  lauf  oon 
226400000  Sin  um  itytltd)  6200000  8ir*  auf  190  fflHfltonen  Üirt  nnb  ber 
Btneo  ü  Sioilia  feinen  Kotenunilauf  Von  51700000  filrt  um  iifcrtttb,  1100000 
Sne  traf  44  SRttffonm  2fw  fetrabfe|en. 

-)  Ott  ben  Buco  di  Napoli  14  Stiaionen  Site,  bei  bein  Baneo  di  Sicilia 
8  500000  Site. 

■)  Btt  bttn  Buco  di  N'apoli  S4  «Mfüfontti  Site,  bei  bei»  Bftnco  di 
Sicili*  4  Vhafcnni  Mit- 





—    52    — 

©inft  nadfr  «rtifel  67  ber  3mmobüienbefifc  weiter  auf  45  TOinionen1) 
Sire,  fo  wirb  bic  ©teuer  auf  Vio°/o  $erabgefefrt  SMefe  Umlauf** 
fteuer  mufj  alle  tptbe  Saljre  bis  jum  20.  Sanuar  unb  20.  3uK  nadj 
bem  burd^fd^nittltd|en  Umlauf  beS  betroffenen  falben  3a$re3  gejault  werben. 

SEBenn  ber  SmmobiKenbefife  ber  JBant  nur  45  STOiHionm  Sire  be- 
trägt, nimmt  ber  ©taat  nadjj  ärtifel  67  am  ^Reingewinn  teiL  @em 
Änteit  beginnt,  wenn  bie  Stttionäre  5°/0  erhalten  Ipben.  3unädrft  e* 
tjält  baun  ber  ©taat  ys  be8  Überföuffe«  unb  bie  «Itionare  */«.  bt* 
bie  3)toibenbe  6°/0  beträgt,  «töbann  er^t  jtd)  ber  ®ewinnantriC  bc* 
©taate*,  ba  an  weiterer  Überfdjuji  jwifdjen  üjm  unb  ben  Äftionärm 
geteilt  wirb. 

Die  San!  fyat  nadj  Ärüel  274  ber  Statuten  alle  gewöljnlid&eit  Steuern 
ju  tragen.  Süperbem  beftimmt  «rtifel  106,  bafj  bie  öanf  bem  Staate 
bie  Soften,  bie  aus  ber  Überwachung  ber  Regierung  burd>  ben  ©djaft* 
meifter  entfteljen,  ju  erfefcen  Ijat. 

3)ie  italienifdjc  ^Regierung  (jaite  bie  #ilfe  ber  San!  in  finanjieUru 
33er(egenl)eiten  in  Jtnfprud)  genommen,  $urd)  Ärtifel  27  be*  neuen 
SBanfgefefce«  mürbe  beftimmt,  baf*  bie  San!  bem  ©taate  furjfriftige 
Darlehen  bis  jur  $>ö^c  oon  115  äRiflionen  Sire  machen  barf.  *)  Sinnt 
befonberen  finanjieQen  Vorteil  §at  fid)  ber  ©taat  baburdj  üerfdjafn, 
bafj  bie  ffierginfung  ber  ©djulb  eine  feljr  geringe  ift.  Sie  San!  ift 
üerpflidjtet,  biefe  ©ummen  ju  einem  3™3M>  öon  lV«°/o  ju  leiten.  SXefe 
©djaftfd&eine  fönneu  mit  ben  au&  ber  Stquibation  ber  Immobilien  ge* 
wonnenen  ©ummen  in  eine  fefte  ©d)ulb  umgemanbeft  werben,  bic 
Ijöd)ften3  mit  3y,°/o  öerjinft  werben  barf  («rtifel  36). 

2)ie  San!  famt' nadj  «rtifel  34   75  aJKOionen  Sire  italienifdKr 
SReute  ober  fonftiger  oom  ©taate  garantierter  Söertpaptere  beftfcen  ") 
$ierburd&  ift  e3  bem  ©taate  ermöglicht,  bei  (Setbbebarf  gegen  hinter 
legung  Don  SRententitefa  Darlehen  oon  ber  San!  ju  ermatten. 

35er  ©taat  Ijat  fid)  femer  bie  ©idjerljeit  oerfdjafft,  bei  friegerifc^cn 
SBerwirftungen  fogleid)  einen  größeren  S9arfdja|  jur  Verfügung  y- 
tpbeu.  2)te  SBanf  ift  gejwungen,  eine  äRinimatmetaflreferse  oon  30<> 
SRillionen  Sire  ju  galten,  bie  nadj  Httifet  17  oon  ben  fonftigen  ©e* 
ftänben  ber  Sauf  getrennt  gehalten  werben  muji  unb  unter  Äuffidu 
be«  Staate*  fteljt. 4)    3)ief e  ^Refertpc  bient  jwar  jur  Siotenberfung,  barf 


*)  «et  bem  Banco  di  Napoli  17  SDMflionen  Stre. 

„,,**   Sicilia    2         „  „ 

s)  Banco  di  Sicilia  10  SJltfltonen  Stre,  wäljrenb  bei  Banco  di  Napoli  Co- 
üon  befreit  ift. 

')  Banco  di  Napoli  80  Millionen  Sire. 
Banco  di  Sicilia     8        „  „ 

Banco  di  Napoli  90500000  fitre.    Banco  di  Sicilia  21000000  $Hre. 
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aber  buitfj  bte  San!  ni(t)t  angrgrtffen  werben,  ba  juerft   bie  auberen 
SBeftänbe  ber  Somit  bat  Woteniiujabern  Soften,  unb  es  titelt  attjitnetjnien 

ift,  ba|  ber  Notenumlauf  unter  bieten  SBetrag  finft. 

Sie  Söanf  fjai  bie  Äafjengejcf)äfte  b<3  Staates  ju  feiten,  nnb  nuav 
ift  tfjr  ber  finffenbieuft  feit  bem  l.Sejember  1895  übertragen  inorbcn. 
3ur  Surctjfüljruug  biefeg  Sienfteä  mujj  bte  Sßant  nadi  Slrtifet  2  eine 
3meigfteÜ*e  in  jeber  $au|>tftabt  bei  69  Ißrotänjen  babeu,  bie  bie  ®e» 
fdjäfte  ber  @d)Q^abieiluiig  auSjufütjren  fjat.  Ser  ftaffterer  ber  Somit 
ift  ängleidj  Saffterer  ber  ©dja&abteitung.  £ur  SÖeauffidjttguug  ber 
Cperationen  befinbet  ftdj  an  jebem  biefer  $(tt|}e  ein  delegierter  be$ 
©taatsfdjatjes.  Sie  ©djafeabteituugeii  erhalten  jur  Jlbroicflung  ber 
©efdjäfte  einen  ©arföafc,  bei  fidj  nadj  ber  §öf|e  ber  Umfäße  rietet 
unb  mit  ben  SBcftÖnben  ber  ©an!  jufammen  aufbetDüfjrt  wirb.  9iur 
wo  ti  bte  ®röfje  be«  ©efdjäfte*  erforbert,  ift  ein  befonberer  ftoffierer 
beftitnmt,  ber  feine  ftafle  getrennt  Don  ber  ber  SBant  tjalteu  11111&. 

Saö  ©djafcami  tattn  uaetj  Srrttet  41  Seträge  für  Meinung 
öee  ©taatefctjakeS  bei  einer  Abteilung  bet  SBanf  unterlegen,  bie  biefe 
nacf)  Stiimeifimg  befi  ©djagamies  an  jebem  SBaufptnj}  an  bie  beftinimteu 
fßicfouen  aufcjaljlt.  Sie  San!  Ejat  biefe  Sienfte  umfonft  ju  teiften, 
bodj  ftitb  ifjr  für  bie  Surdjfüfjruug  biefer  Stufgabe  befoubere  9Jer= 
günftigungen  gewährt,  ©ie  geniest  *ßortofrei£)ett  unb  ffiifeitbafmer* 
maßigung  für  Sßertfenbungen  unb  Srudfatfjen. 

Stufjertjalb  ber  SßroDinjtatfjauptftäbte  fjaben  bie  SBanfanftalteii  für 
ffiedjuuug  unb  in  Sßeriretung  ber  §cuptfteUert  biefe  ®efct)äfte  im  3b« 
lereffe  beS  ©dja§amte§  ju  übernehmen. 

Sie  Sfl'frote  ber  San!  in  9tom  b,at  bte  ©efamtabrecrjiiung  be£ 
im  3utereffe  beö  ©iaate«  getrifteten  SienfteS.  Stjr  werben  batger 
alte  SÄedMimgS6e(äge,  bte  fidj  auf  biefen  $Bm$  ibrer  lätigteit 
erftreden,  eingefanbt.  ©ie  prüft  bie  ausgeführten  ^ablutigsaufträge 
auf  itjre  SÄidjtigfett  unb  übertoetfi  ben  Hnftalten  bte  »eraitSgobteu  v'v 
träge,  bie  fie  jimädjft  für  ben  ©taatSfdjafc  auslegt,  ©ie  feitbet  fobauii 
f)atbjät)rlidj  eine  Quittung  über  bte  ausgelegten  ©uminen  unter  33ei= 
Üigung  einer  befonberen  SRedmungSablegmig  an  bie  ;',<•. "vai'.lu-i:. 
tammer  ab. 

Sie  ©arge  unb  SBeroaltung  ber  im  Seftfce  be!  Staates  befinb- 
lirfjen  SBerte  ift  ber  Saut  gteidjfaUS  übertragen,  ©ie  muf)  batjer  bie 
Öarbeftänbe  unb  bie  SBertpapiere,  bie  ber  ^Regierung  gehören,  ferner 
bie  Xitel  unb  SfiJertpapiere,  bie  bei  bem  ©djafcamt  »orübergetjeub  ober 
ftanbig  niebergeltgt  fein  muffen,  in  tljre  SJerWa^rung  nehmen. 

Um  bie  ISiitjieijung  ber  (SinfuljrjÖu'e  ju  erleichtern  unb  juDerehifadjeii, 
ift  bie  fflonf  ncdj  Srttfel  40  «rpfltdjtet,  ben  Smporteiiren  auf  iljr  Kn< 
fuctjeii  SRamenSjertifitate  gegen  Staats«  ober  SBantnoten  auSjuljänbigen, 
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bie  bei  ben  ßaljlungen  &on  b*n  3oDbel)örben  als  äRetafljaljfungen  an* 
genommen  werben. 

$urd&  Ärtifel  14  beS  ©efefces  t>om  7.  «pril  1881  toar  oerfiigt 
worben,  ba$  bte  (Sinfu^rjöIIe  in  ©olb  gejafjlt  werben  joden.  Solange 
jebod^  baS  ©olbagio  niebrig  war,  würbe  and)  ßaljlung  in  $apiecgetb 
geftattet.  Sei  bem  Steigen  beS  ©olbagioS  würbe  aber  burcf>  ftönig* 
lidfjeS  Sefret  Dom  8.  Sfawember  1893  bie  ©olbjaljlung  erneut  geforbeit 
3)amit  inbeffen  biefe  bermeljrte  ©olbnaddfrage  im  Snlanbe  baS  Ägte 
nidfjt  nodfj  meljr  fteigere,  mürbe  angeorbnet,  baft  Beträge  über  2L0 
Site  auclj  in  ©otbjertififaten  gejagt  werben  lönnten,  bie  bie  ©imfftou* 
banfen  im  Huftrage  beS  Staates  gegen  (Entrichtung  eines  entfprec^enben 
ÄufgelbeS  ausstellen.  SKefer  3)ienft  ift  regelmäßig  füc  bie  ©anf  mit 
Serluften  berfnityft. 

9«  Portugal« 

33on  Anfang  tyreS  83eftef)enS  an  fyrtte  firf)  bie  portugiefifdje  3entrai< 
notenbanf  in  ju  weit  geljenbe  ©efd^dfte  mit  ber  ginanjoerwaltung  be* 
Staate«  eingelaffen.  ©ie  liel)  im  erften  Saljre  iljreS  83eftel>en3  infolge 
beS  S)efretS  oom  31.  fcejember  1821  biefem  20000  contos  de  reis1) 
ju  einem  B^faB  &on  4%r  um  baS  ftaatlid^e  Sßapiergelb  ju  tilgen. 
SMefe  ju  engen  Sejte^ungen  ber  San!  Don  Siffabon  blieben  aud)  be 
fteljen,  als  fie  burd)  3)efret  üom  19.  Sfowember  1846  unter  SJcr 
fdjmeljung  mit  ber  Companhia  Confianca  Nacional  in  bie  ©anf  oon 
Portugal  umgemanbelt  würbe.  9?ad)  bem  SaljreSberidfjt  oon  1905  ber 
»an!  betrugen  bie  ©Bulben  53  091 893  $  894,  bie  fty  aus  folgenben 
Soften  jufammenfejjen : 

auf  ©runb  beS  ©efefceS  üom  18.  Sept.  1897     .  3  585  729$  3>4 

„        „        „         „          „    29.       „     1887     .  5  580  873  n  4*5 

©Bulben  beS  ©taaiSfdfjafceS  in  lauf.  Sfted^.     .    \  25  914  834  „  946 

2)arlel)en  Dorn  14.  3anuar  1893 800000.  „ 

„          „     4.  Skjember  1891 5  500000,, 

auf  ©runb  üerfdfjiebener  »ertrage 192  456  „  099 

SBiUetS 3618000  fl 

©eteiftete  3ufd)üffc 700  000  » 

53  091 893  $  894 

2ln  ben  ©ewinneu  ber  S3anf  f)at  ber  ©taat  Anteil.  Ter 
Hrtifel  62  regelt  bie  ©ewinnberteilung  in  folgenber  SBeife.  $t&b 
Dotierung  beS  feften  föeferöefonbS  mit  5°/0  bis  ju  20°/0  beS  ftapital* 
unb  Suweifung  oon  weiteren  15°/0  an  ben  beweglichen  Stefer&efonbs 

l)  (Ein  Conto  =  1  SJKHion  reis. 


WS  gu  10%  beS  SurientopnalS,  «galten  bie  «ftionäre  eine  SDitribeiibe 
WS  7%-  SBenn  bann  nocb  Überfäjüffe  »ortjanben  finb,  werben  fie 
jWifcb,en  Staat  unb  Ättionaren  geteilt. 

5)en  Äfttonuren  fliefien  jebodj  nidjtjiUe  ©ewinne  ju,  fonbern  mir 
bie,  rotla)e  ftct}  aus  einem  ginSfufj  6iS  ö°/0  ergeben,  §al  ber  ^aui- 
generalrat  ftdj  genötigt  gefetjen,  einen  fjöfjeren  3^Sfu§  feftjufe^en,  fo 
Werben  6t«  ju  6°/0  bie  Überfdjiiffe  jmifdjen  Staat  unb  Slttionären  ge- 
teilt, ftberfteigt  ber  3inSfufi  nodj  btefe  §öf)e,  fo  fdUt  bet  weitere  ®c= 
totnn  gtnj  bem  Staate  jn. 

Tue  fflant  ift  bet  Staatefmntiet  unb  »maltet  baS  Staatsgut* 
f>awn.  3UI  ®iitc^fü^tung  biefet  Aufgabe  Imt  bie  San!  in  atteit 
§ai£ptftäbten  bet  SBerwaltungSbiftrifte  Agenturen  ju  errichten.  Jiii  bie 
ttmgänge  unb  Ausgänge  ber  Sämigen  für  Wedjmmg  be«  Staate* 
fdjafce«  an  itjven  gilialen  unb  Agenturen  haftet  bie  -Banf  und)  ben 
attgemeiuen  Sorfdjriften  ber  öffentitdjen  ffiedjnungSIegung.  .Die  ®e< 
IrfjäUe  ber  Sant  im  Snterefle  beS  Staate«  in  bet  Sßrooinj  werben 
bnrcf)  bie  $treftoren  be«  StaatSfdjatjbepartementö  in  ben  §aiirirftäbteu 
ber  üDiftrtfte  beauffta)rigt  unb  bunt)  ben  Ätdjnungäljof  gestuft. 

10.  Spanien. 

3n  Spanien  Ratten  bis  jum  3af)re  1874  neben  ber  am  25.  gebrnat 
1847  etridjleten  San!  uon  San  gernanbo  ^JrDBinjtalbanfeii  mit  bem 
Stedjt  ber  Kotenausgabe  beftanben.  5Eurcr)  baS  Infret  com  19.  War, 
1874  «urben  btefe  ^prottinjialbanten  mit  ber  Spanifcf)en  Sauf  ju  einer 
mit  einem  Slftienlapital  Don  150  äRiuumtn  Sßefetnä  ausgestatteten 
üJioitopoIbanf  Dereinigt. 

®er  auSgefptijdjene  ftaxd  *"<rc,  <*n  biefet  SJanf  eine  kfonbere 
£ilfe  für  bie  finanjietten  Notlagen  be«  Staate«  j»  rjaben.  3)er  ?lrtilcl 
17  beftimmte,  ba&  bem  Staate  al«  HuSgleia)  für  bie  ber  S8auf  bewilligte 
Kapitals-  unb  gmtfftonSerfjüEjung  ein  SDatle^eit  uoi  125  SKiDiotieu 
Sßefeta«  gewährt  iwtben  foDe.  $>er  3«'*f"fl  würbe  auf  6°/0  frft- 
gefe^t. 

Ilurdj  bie  ©efefcgebung  Dom  14.  3uli  1891  mürbe  baS  Emiffiimc- 
reajt  ber  »an!  auf  1500  SWiMonen  SßefetaS  crtytyt  Xurdj  Slrtifel  4 
würbe  bie  San!  »eranlajjt,  als  Entgelt  hierfür  bem  Staate  für  bie 
Malier  be«  SpriotlegS,  b.  t>.  bis  31.  Stjember  1921,  einen  iiiiwrjHi** 
lia)en  Sorfajufe  oon  150  Millionen  SßefetaS  jur  Verfügung  ju  ftctlen. 
SCaumi  roneben  beanlpradjt 

50  ätttffionett  am  1.  3uli  1891 
50  .  „    „      „     1892 

50  „  ..    „       „     1893 


! 


r 
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23utd)  baS  ©efefc  öom  9.  Äuguft  1898  würbe  bie  9totcnai£gabt 
roleber  wnnetpt.1)  Süe  S)ienfie  ber  ©ant  bafflr  beftanben  in  einer 
#erabfefcung  ber  ßinSrate  für  50  SRiDümen  $efeta*  überfeeifdjc  ®dpilb> 
titel  auf  21/«  °/0  unb  ®en>ä!)rung  eine«  neuen  ftrebiteS  üon  100  9KiUiiv 
neu  SßefetaS.  (Sin  JBerfudj,  biefe  gefährlichen  ftrebitgefd^&fte  ein}u* 
fdjränfen  ober  ttenigftend  einen  SKajimalbetrag  feftjufefcen,  tft  nidjt  ge« 
madjt.  SSieteieljr  beftimmi  Ärtifcl  26  ber  Statuten,  bog  bie  95anf  ber 
{Regierung  auf  ®runb  üon  ©pejiafoerträgen  SSorfdjfiffe  auf  leidjt  reali« 
fierbare  ©arantieen  unb  auf  {Renten  machen  fann.*) 

Quid)  biefe  SBeftimmung  Ijat  bie  33anf  bie  SRöglidjtett  erhalten, 
bem  ©taate  grofte  ^Beträge  ju  leiten,  fo  ba$  jefct  ein  großer  Zeil 
ifper  Notenausgabe  auf  ©Bulben  be«  ©taateö  beruht 

©inen  Anteil  an  ben  (Erträgniffen  ber  JBanf  nimmt  ber  Slam 
nid)t  für  fid)  in  Änforud),  bodj  ergebt  er  üon  ber  JBanf  Steuern,  bie 
jiemlid)  bebeutenb  finb.  So  würben  für  ba*  Saljr  1905  na$  bem 
@efd)äftöberidjt  gejagt: 

6092497,31  $efeta*  für  abgaben  aus  bem  äRobüiaröermögen, 
1575000  $efeta*  für  ©teuer  auf  bie  JBanfbiüibenbe  unb  714  585 
Sßefeta«  für  ©teuer  auf  ben  ©ffeftfotoert  ber  Äftien. 

\\.    <B riechen tanb* 

35ie  ©riedjjifdjje  SRationalbanf  würbe  burc$  bie  ©efefee  Dom  30. 
SMärj  unb  19.  «uguft  1841  errietet. 

©ie  ift  jebod)  feine  reine  ffimiffionäbanf,  fonbem  fte  treibt  alle 
Arten  beS  SBanrgefdjäfteS.    ©ie  gemährt  Sterleten  auf  #wotfjefrn,  gibt 

0  Dtx  bur#fd)ntttlid)c  Notenumlauf  betrug: 

1890  $efeta«     941765  875.—    . 

1891  „  752  582  248.- 

1892  „  847  172  962.— 
18H8  „  912  879  488.— 
1891  „  980  748  885.— 

1895  „  949  449  313.— 

1896  „  1 044  298  609.— 

1897  „  1 118  602 181.— 

1898  „  1 848  868  989.— 

1899  „  1 491 815  228.— 

1900  „  1564  445  861.— 

1901  „  1628112  819.— 

1902  „  1637  179  167.— 
1908  ,  1 682  592  888.— 
1901  „  1  628  027  844.— 
1905  „  J  585  468  458.— 

- )  $on  Titeln  ber  4  %  StaatSfcöulb  befi^t  bie  ftant  844  468  953,25  &jtta* 


I 
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ber  Soribtttrtfdjtft  kmgfriftige  ftrebite  unb  leifjt  tat  ©etneinben  gegen 
SSerpfänbung  ber  ffimfünfte. 

Snfolge  ber  fcfc>ierigen  ginanjlage  beß  Staates  fall  fict)  bie  9ie 
gierung  gejwungen,  bie  $ilfe  ber  San!  in  SnfBrudj  )u  nennen  unb 
gröjjere  Setrage  »on  tfjr  ju  teilen,  bie  1885  gur  (Knftefiuiig  bet  Sar 
äafjlungen  unb  ffirlötung  be*  ümangStutfrö  führten.  Sie  Sani  ijot,  um 
biefe  Sorleljen  gematjren  ju  Rinnen,  füt  Segnung  be*  Staate«  SRoteu 
ausgegeben,  bie  jebocfj  aÜe  3at)re  um  2  SDeiHtonen  Sradimcu  Ejerabge- 
minbert  »erben  muffen.  8m  Snbe  beä  3ab,re«  1906  mar  bet  betrag 
btefet  «Roten  76278575  Sracfjmen,  oon  benen  10500000  Sradjmeti 
au«  Hbfdjnttten  Don  1  unb  2  Stammen  befielen. 

%Qi  Ujre  eigene  SReclmung  barf  bie  ©anf  60  SJKfliontu  Sractjmen 
in  SRoten  ausgeben,  fowie  5096380.  für  bie  Bon  ifjr  übernommen' 
eBiro>Xfjeffafifd>  San! 

3m  3a|rc  1880  blatte  fta)  ber  Staat  für  bie  SJerlängerung  be« 
^riBiiegium»  bis  jum  31.  Sejember  1930  einen  Anteil  am  SReinge* 
roinn  uor&eljalten.  Sod)  würbe  im  3atjre  1892  biefer  Anteil  burd) 
bie  Sauf  jurütfgefauft,  inbem  fit  ba«  Snredjt  be«  Staate«  bi«  jum 
3at.re  1917  toBitalifierte.  Sie  Sani  t)at  biefen  Setrag  jebod)  nid)t 
ifjren  ©eroinnen  ober  bem  SReferbefonbS  entnommen,  fonbern  [ülitt  itm 
ofö  befonberen  Soften  unter  it>ren  SOttDen  auf,  Bon  bem  fie  bei  jeber 
b,albjät)rlta)en  Silanj  71680  Staajmen  abtreibt  Som  1.  Sanuar 
1917  t)ot  bei  Staat  loieber  Anteil  an  bem  SRehtgerchtn  ber 
»an!. 

Si«  ju  biefem  Sennin  befielen  bie  jafjrlidjen  Abgaben  ber  »auf 
in  ©teuern,  bie  aus  einer  3%  Sintbenbenfteuer,  ber  ©croerbeftener 
unb  bem  SiDtbenbenftempel  fiel)  jufammenfefecn. 


12.    Rumänien. 

Sie  Banquc  Nationale  de  Röomauie  mürbe  bunt)  baä  ©ffefc  üom 
11.  Haril  1880  mit  einem  StttientoBital  Bon  12  SRiflionen  Sei  ge< 
grünbet  3t)r  ^rinileg,  ba«  junfidjft  auf  20  Saljre  lautete,  mürbe  am 
7.  9Rätj  1886  bis  gum  3at)re  1912  gemätjrt 

Sie  Sani  erhielt  im  3afjre  1886  bie  aufgäbe,  ba*  umlaufeube 
ftaatlidje  fßaBiergetb  —  blllet»  iypothecairea  — ,  bie  ber 
■Staat  auf  ©runb  feine«  ©runbbefifce«  ausgegeben  tjatte,  eiiijuaietjen. 
<&i  mar  biefe  Aufgabe  für  ben  Staat  felbft  feb>  mäfrfelig  unb  (oft' 
fpielig,  ba  er  feinen  ©runbbefifc  erft  Bertaufen  rruijjte,  um  bamtt  bie 
Scheine  einjulöfen.  Sie  San!  natjm  bie  SUletfl  an  itjrer  ^aliinunv 
fteQe  entgegen  unb  töfte  fie  gegen  Sanfnoten  ein.  3n  bem  Wlakt,  mit 
ber  Staat  feinen  Sefifc  abftiejj,  mürben  fie  Bon  ber  Sant  Der  Staat«' 
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faffe  jut  ttmmedjSlung  vorgelegt.  ©er  Staat  fyrite  tat  Sottet!,  im 
er  ftd)  mit  bem  JBerfaufe  feines  ©runbbeftfce«  nidfjt  ju  fiberftfltjen  brarofor 
unb  mflglidjft  §o§e  greife  erjielen  fonnte.  S)en  Su^abem  btefer  Biüetf 
toar  bei  ber  Sudgabe  eine  Sßräutie  Don  10  °/0  jugefldjert  toorben.  ft 
bie  San!  fte  jebod>  ofyte  SBergfitung  einjulöfen  ljatte  unb  oon  bn 
ausgegebenen  26260000  Sei  25749  710  Set  burdj  |te  etngegoga 
mürben,  §atte  ber  ©taat  nodj  bie  vettere  (SrfpamiS  oon  2574971 
Sei. 

33on  bem  Stttienfapital  oon  12  SRiOionen  Sei  übernahm  ber 
©taat  4  äMionen,  ntöljrenb  ber  fReft  jur  öffentlichen  3et$mmg  mi; 
gelegt  nmrbe.  5)odj  fa§  ftdj  bie  Regierung  infolge  finanzieller  ©dmrierij' 
feiten  gejnmngen,  i^ren  «nteil  im  Saljre  1901  fftr  14800000  &i 
511  üerlaufen.  5)er  SSerbienft  be8  ©taateS  bei  biefem  ©erlaufe  betrug 
ba^er  10800000  Sei. 

3)ie  ©enrinnbeteiligung  regelt  ftd^  nad)  Strtifel  7  in  folgender 
Sßeife :  6  °/0  oom  SReingenrinn  »erben  als  ffiorbiüibenbe  an  bie  SM* 
häre  berteilt.  SSon  bem  ttberfd>ufe  fliegen  20  °/0  in  ben  9tefert*fonb*. 
ber  ettoaige  ÄaphalSoertufte  erfefeen  unb  bie  SKbibenbe  ber  flttionatt 
auf  5  °/0  ermatten  fofl.  SSon  bem  nod>  oerbleibenben  (Stamm  erholt 
ber  ©taat  nad)  «rtifel  8  V»  unb  bie  Mtion5re  4/ft. 

3n  biefen  gsftfefcungen  trat  im  Scrfjre  1901  eine  Änberung  eis, 
als  bie  Regierung  infolge  ber  fdjledjten  ginanjlage  fief)  gejnmngen  )ck 
bie  #ilfe  ber  SBanf  in  Änforud)  ju  nehmen,  gunäd^ft  mürbe  buri 
baS  ©efe|  00m  26.  Sanuar  1901  baS  $rioi(egium  bis  jum  31.  3* 
jember  1920  Verlängert  mit  ber  Seftimmung,  bog  Oom  1.  Sanum 
1913  ber  ©ettrinnanteil  beS  Staate«  öon  V»  = 20  °/o  ÖUf  3°  rt/o  r 
työfy  mürbe.  $urdj  baS  weitere  ©efefe  00m  23.  3uni  1901  tuurfc 
baS  Privilegium  bis  §um  3a§re  1930  verlängert.  ÄlS  Entgelt  ae 
mährte  bie  JBanf  bem  Staate  ein  jinSlofeS  Storteljen  Don  15  äftiflioncr 
Sei  burdj  bie  Sonoention  00m  11.  SRai  1901.  SBenn  bie  Äbgabn 
.tuS  bem  {Reingewinn  an  ben  ©taat  622000  Sei  überf d)  reiten,  fol 
ber  Überföufc  jebod)  jur  Äbjaljlung  ber  ©djulb  Dertoenbet  toerber 
dagegen  fam  eine  Abgabe  an  ben  ©taat  in  gortfafl.  fftadf  fli 
tifel  8  fielen  alle  ©enrinne,  bie  auS  einem  BinSfufj  über  7  0/o  ftd)  a 
gaben,  als  ©enrinn  an  ben  ©taat.  3)urdj  baS  ©efefe  00m  15.  3n* 
1890  mürbe  biefer  Ärtifel  aufgehoben. 

3)er  ©taat  Ijat  ftd)  bie  $tlfe  ber  öanf  gefiebert,  wenn    er   ott 
übergeljenb  Ärebit  beanfprudjen  mufj.    35ie  JBant  fjat  bie  2krpflt<$tn;  * 
bie  ©c§afcfd)eine  beS  Staates  ju  bisfontieren.    3>r  Setrag  ber  ju  &?:- 
fontierenben  ©d)aftfd)eine  mirb  in  jeber  SBodje  feftgefefct  unb   ift   a 
20  °/0  beg  «ftienfapitats  befc^ränft  («rtifel  9). 

genier  faun  bie  "Sanf  uad^  SJrtifel  16  rumänifdje  ©taatSpainrr 


unb  anbete  burdj  bie  Regierung  garantierte  Rapiere  6tss  jitr  §öb>  be$ 
SninbfapttalS  erwerben. 

Die  aScrpfttrfjtung  ber  SSanf,  ben  Sienft  ber  StaatSfaffe  unent- 
geltlich ju  oerfetjen,  würbe,  ba  bie  SJertjaublungen  jwifcfjen  Regierung 
unb  Sßanf  über  bie  Siegelung  beS  ÄaffenbienfteS  ju  feiner  Einigung 
führten,  burdj  bie  flonwntion  tom  9.  Sprit  1905  roteber  aufgehoben. 
Die  S9tmf  jar)It  bafür  an  ben  ginanjmintfter  eine  täftrlidje  ffiut* 
fcbäbigung  non  140000  Sei. 


13.    Serbien. 

£urdj  ba£  ©e(c$  Dom  6.  Januar  1883  würbe  bie  Banqae  Na- 
tionale Privitegiee  da  Royanme  de  Serbie  mit  einem  Äftienfapital 
Bon  20  äMionrn  3r».  gegrfinbet.  SMe  S)auer  be«  HJri»ilegS  würbe 
auf  25  3at)re  feftgefefct. 

35er  Staat  tjat  einen,  Wenn  aurij  nidjt  bebeutenbeu  Anteil 
an  ben  ffirtragniffen  ber  SSanf.  SSad)  Ärtilel  25  erfolgt  bie 
©eiöüinwrteilungfolgenbetmaSen:  3unacb,ft  erhalten  bie  Hftionäre  6  %, 
cd.  burd)  ®nrnab,nie  au«  bem  fReferOefonbS.  Uberfteigen  bie  ©etoimt* 
erge&niffe  bie  jut  Austeilung  biefer  JJtütbmbe  nötige  Summe,  bann 
fliegen  15  %  in  ben  SRefertjefonb*,  bt&  er  20  %  oe*  eingejagten 
attienfalrital*  erreidjt  rjat.  SBehere  10  °/0  erteilten  bie  beeren  Be- 
amten ber  Scmf.  ffion  bem  nod)  oerbletbenben  SBetrage  empfängt  bie  9ie= 
gierung  20  %,  roäcjrettb  ber  Weft  unter  bie  Äftionäre  »erteilt  wirb. 

ffiinen  Wetteren  @ewinn  fjat  ftcb,  ber  Staat  baburdj 
gefidjert  (Sfrtifel  26),  bafj  bie  tridjl  jur  (Einlöfung  gelangenDeu  SRoten 
ju  feinen  (Bunften  oerfaflen.  SBirb  baS  ^rioileg  uirtjt  verlängert, 
fo  tjat  bie  fflanf  tljre  umtoufenbeu  Koten  ehtjugiefjen.  Söeftn&en 
firfj  bei  Ablauf  beö  ^riuitegS  nod;  SHoten  im  Umlauf,  fo  inujj 
fie  ben  (Segenwert  in  barem  (Selbe  bei  bem  ©taatsfd;a& 
[ji  ii  ter  legen,  ber  jefct  bie  Einlijfiiug  fiiö  jum  10.  3a(jrc 
iiacfj  ber  JiraftloSerfläntng  »ornimmt.  9cad)  btefem  .ßeitmiiift  findet 
feilte  ©inlöfung  met}r  ftatt,  unb  ber  Staat  nimmt  ben  Don  ber  (Sin* 
lofuugsfumme  nod;  ootcjanbenen  SSetrag  für  fidj  in  Änfprud). 

Sie  SJibtbeiiben  ber  SBanf  werben  5  3aljre  gut  Verfügung 
Der  aitionftre  geraden.  Kad)  öiefer  Qtit  »erjfttjren  fie,  unb  bie  uid)t 
erhobenen  ©ewhtne  werben  iiadj  Srtifel  75  ber  Statuten  sroifdjen 
«Staat  uub  SBanf  geteilt 

Um  bem  Staate  bie  Hbwidlung  unb  £urd)ftiljnuig  feiner  ginany 
gefrfjäfte  3U  erleictjtem,  Ijnt  bie  SBanf  bie  5Berpftid)tung,  Sdjatjfdjetne 
jii  biflfontieren.  2)ie  $>öl)e  biefeS  Scltagee  ift  auf  30  %  *>e®  einge- 
3at)ltcn  fiapital«  ieftgefefct  (Mrlifel  28). 
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$te  Sauf  f  oH  ifpe  3Rütet  ntd^t  in  Staatsanleihen  feftiegen,  kz 
tnu§  (Ärttfel  17)  '/*  &**  Sfcferöefonb*  in  ©taattobtigationen  aitgto 
fein.  dagegen  finb  ifjre  3)ienfte  bei  Aufnahme  Don  ©taatSarJnäc 
tmrgefetyen,  mo  fte  als  Unterljänbler  bient  unb  bte  Äbttrictürag  fc 
ganjen  Änleilje  leitet. 

gerner  fyrt  bie  Sanf  als  Staffieret  beS  Staate«  ju  bienen  ig* 
bie  ©taatScentralfaffe  ju  enttaften,  inbem  fte  für  ©taai$rec§nimg  fc 
flaljluugen  entgegennimmt  unb  3af}lungen  auf  Änorbnung  beS  24$ 
amteS  reiftet. 

H*  Schweif. 

Unter  allen  europaifcfyen  ©taaten  tyat  bie  ©d>mei)  julefrt  nr: 
ßeutratnotenbanf  errietet.  SBoljt  mar  ber  SBunfd)  ju  einer  ©rünfci -: 
fdjon  fange  toorfymben,  unb  Diel  mar  aber  biefe  §rage  geftrütm  r: 
gefdjrieben  korben.  3)od>  bie  politifdjen  ßuftfinbe  maren  bis  bat: 
immer  ein  #inberniS  geroefen.  (ES  beftanben  in  ber  ©cfcmeij  1^. 
36  SRotenbanfen  mit  einem  ©efamtfapitat  tum  197  775000  ?te 
unb  einer  Notenausgabe  tum  241500000  grS.  Ston  biefen  > 
SBanfen  waren  14  HftiengefeHfdjaften  unb  22  fantonale  Snftitute,  r. 
mit  ÄantonSgelbern  unb  auf  ÄantonSred>nung  betrieben  mürben.1)  h 
Äantone  maren  batyer  bei  biefer  grage  fetyr  interefftert,  ba  bte  Star 
fteuer  unb  bie  Sfeinerträgniffe  ber  Tanten  mistige  (Einnahmequellen  fur> 
maren.8)  ©o  betrugen  bie  (Einnahmen  ber  Äantone  auft  ben  Santa:; 
banfen  unb  ber  JBanfnotenbefteuerung  1902  jufammen  3851837," 
grS.,  batmn  allein  1 240  545r68  grS.  au«  ber  JBanfnotenfteuer.  £ 
mugte  batyer  ein  8Beg  gefunben  merben,  um  aus  ben  Srtrfigniffen  te 
SBunbeSbanf  bte  (Sinbu&en  ber  Äantone  ju  beefen.  3)urdj  bad  SBunft* 
gefefc  turnt  6.  Dftober  1905  mürbe  baS  giel  unter  üoüer  9c 
rürffidjtigung  ber  fantonalen  3ntereffen  erreicht. 

3n  Prüfet  6  mirb  junfidjft  bie  ^Beteiligung  an  ber  3^nung  te 
HftienfalritalS  tum  50  SWiHionen  %&.  geregelt.  2)en  ftantonen  rir 
an  ityrer  ©teile  ben  Äantonalbanfen  ift  ■/*  ber  3^uunfl  forbebair 
morben.  Jtte  {Beteiligung  ber  einzelnen  Staniont  richtet  ftd)  naefc  r 
3Bol>nbet>ölferung. 

Sin  meitereS  fünftel  tonnen  bie  (EmiffionSbanfen  nac$  bem  & 
f)ältniS  iljrer  Stotenemiffion  am  31.  Stejember  1904  getanen.  Sr 
eine  t>on  biefen  SBanfen  an  bie  SRationalbanf  übergebt,  fo  bat  :' 
Äanton  baS  Stecht,  bie  im  SBeftfee  ber  (EmifftonSbanf  befinDlu 
Äftien  jum  lageSfurfe  übernehmen  ju  bürfen.  3)er  Steft  ber  Ä!r- 
mirb  bann  jur  öffentlichen  3eid)nung  jugetaffen. 

*)  (5.  Angelaufen,  $te  Sentralnotenbanf frage  in  ber  @<$»eia  (heitre. 
iljrer  ßöfung),  Srefelb  1904,  6.  42. 
*)  Cbenba  ©.  120. 
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3ft  tat  ftontonen  bei  bcr  ßetdjnung  ein  Sorredfjt  eingeräumt 
roorben,  fo  ftnb  bie  Sorteile  bei  ber  Gewinnverteilung  nodf)  wichtiger, 
bie  burc$  Hrtilel  27  geregelt  wirb. 

Son  bem  SafpeSertrage  werben  10%  bem  KeferöefonbS  über' 
wiefen,  bt*  er  bie  ftatutenmft&ige  #ölje  t>on  30°/0  erreicht  l)at.  fcodjj 
barf  bie  Summe,  bie  ifjm  jä§rltc§  gutgefd&rieben  wirb,  500000  grS. 
nid)t  überfdjpeiten.  ©obann  erfolgt  eine  Serteilung  öon  4°/0  auf  ba* 
HftienfapitaL  S)ie  weitere  Serteilung  ift  für  bie  nädjften  3aljre  {eine 
befmitioe,  fonbern  e8  finben  ÜbergangSbeftimmungen  ftatt 

2)ie  Äantone  erhalten  nad)  Hrttfel  28  beftimmte  ffintfdfjftbigungen 
unb  jwar:  a)  für  100  %t&.  ber  am  31.  SJejember  1904  auf  bem 
©ebiet  eine«  jeben  ftantonS  bewilligten  Koteuemiffion  50  Kappen. 
1a  bie  bisherigen  ©miffionSbanlen  erft  liquibieren  muffen,  bamit  bie 
Kationalbanf  bie  gange  ifyc  gugewiefene  Kotenmenge  frudfjtbringenb  an- 
legen  faun,  fo  ift  im  Ärtifel  86  bie  Seftimmung  getroffen,  bafc  biefe 
Sanfen  merteljäljrltdfj  Vu  ty?**  am  (Eröffnungstage  ber  Kotenbanf 
ttorfjanbeuen  Kotenumlaufes  jur  Sernid&tung  an  bie  ftontroQbefjörbe 
einliefern  muffen.  SBirb  biefer  Setrag  nid^t  erreicht,  fo  mufc  ber  et« 
toaige  gefylbetrag  bar  bei  ber  San!  etngejafjtt  werben,  infolge  biefer 
Seftimmung  ja^lt  alfo  bie  Kationalbanf  bie  tyr  auferlegte  (foitfdjabigung 
nur  oon  bem  Setrage  ber  toernidf)tet  eingelieferten  ©tücfe  unb  Dom 
Zage  ber  (Anlieferung  an.  SBenn  nadfj  3  Sauren  ber  Kotenumlauf 
Doli  eingeliefert  ift,  fommt  ber  ganje  Setrag  jur  Äu$jal>lung. 

b)  pro  Stopf  ber  bei  ber  legten  Solföjäl)lung  ermittelten  Seoöt* 
ferung  eine  weitere  ©ntfd&äbigung  Don  30  Kappen. 

Sine  Änberung  tritt  in  biefen  Seftimmungen  mit  bem  fcoflenbeten  6. 
©efdf)äft3jaf>re  ein.  3)ann  wirb  bie  aus  ber  Kotenemiffton  berechnete 
Gntfdjäbigung  um  5  Kappen  verringert,  unb  bementfpredf)enb  bie  für 
hie  SBofytbeodlfcrung  um  benfelben  Setrag  erf>öl(}t. 

Son  bem  15.  ooHenbeten  @efdj)äftsjal>r  tritt  bie  enbgültige  Ke« 
gelang  ein.  $te  Sanf  jatylt  bann  an  bie  einjelnen  Äantone  eine  Abgabe 
Don  80  Kappen  pro  ftopf  ber  in  jebem  ftanton  (ebenben  Seöölferung. 

Bleibt  nadf>  biefer  Serteilung  nodj  ein  Überfdfpif},  fo  wirb  er 
jWifäen  Sunb  unb  Äantonen  verteilt,  inbem  biefer  */*»  l*™  *U  ^er 
Summe  erhalten.  Z)ie  Serteilung  beS  auf  bie  Äantone  entfaüenben 
Setragefi  finbet  nad)  ber  SeoößerungSja^l  ftatt. 

Um  bie  Äantone  fidler  ju  fteOen,  bafc  biefe  Srträgniffe  audf>  jd^r* 
lief)  eingeben  unb  ©d&wanfungen  beS  SubgetS  oermieben  werben,  wirb 
burd)  Ärtifel  29  ber  Sunb  oeranfafet,  bie  Summen  an  bie  Äantone 
ju  galten,  wenn  baS  (Erträgnis  nidf>t  jur  ttuSjaljluug  ber  Sntfd^&bigung 
reicht,  $ie  Sorfäüffe  finb  nebft  3V/o  Sinfeti  an  ben  Sunb  jurfief* 
jujaf)len,  wenn  bie  (Einnahmen  ber  Sanf  es  geftotten. 
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©oute  bctS  Sßrtoüegtum  ber  San!  ni$t  verlängert  »erben,  |c  s 
galten  bie  Äftionäre  nadj  drittel  77  bat  Sienntoert  i^rer  Sttten  & 
jüglid)  4%  für  bte  Steuer  ber  Siquibation.  2>er  ftd)  ergeben!*  Üfe 
fdjufc  ber  Äftfoa  geljt  in  baS  (Eigentum  ber  neuen  Sfortentetf  te 
Sunbefi  über. 

8tud>  an  bem  3teferüefonb8  Ijaben  bie  Hfttonäre  nur  einen  bcf6» 
benen  Anteil,  ©ie  erhalten  1/9,  »älprenb  ber  9tcft  ju  jtefc 
Zeilen  an  bie  Äantone  nadj  SRa&gabe  ber  ®et>ößerung  unb  an  te 
S5unb  für  bie  neu  ju  erridjtenbe  Stotenbanf  fällt. 

Äufcerbem  l>at  ftdj  bie  ©djtoeij  bie  SHenfte  ber  ®anf  für  te 
Äaffem>erfel)r  nufcbar  gemalt,  benn  bie  IBanf  l)at  nadj  Hrtäd  2 fc 
SBerpfKdjtung,  tijn  unentgeltlich  gn  übernehmen. 

Diefe  Aufgabe  nnrb  burd)  Ärtifel  16  erweitert  ©ie  fyA  fpm* 
an  allen  iljren  gtueiganftalten  für  SRedjmmg  be3  Sunbe*  uni  feirir 
Sertoaltung  foftenfrei  ßaJjlungen  anjuneljmen  unb  bis  jur  $B$c  W 
83unbe$gutijaben3  ßafjtungen  ju  leiften.  3)ie  SBanf  $at  bie  Smfefto 
beS  83unbe3  unb  bit  ber  unter  feiner  Äuffidjt  fteljenben  Sjertpoltuaf 
ju  toerjiufen. 

®6enfo  ftnbet  bie  9fofbett>al|rung  unb  SBermaltung  ber  SBertpflritn 
unb  SBertgegenftänbe  ber  SBefjörben  burdj  bie  JBanf  ftatt 

Sei  Ausgabe  üon  Anleihen  be3  ©unbefi  mtrft  bte  Stonf  mit,  fc 
an  tyren  Äaffen  Betonungen  entgegennimmt,  aber  bie  Anleihen  m£ 
felbft  übernehmen  barf.    (Strtilet  15). 
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Die  Worte:  Depot-  und  Depositen-Gläubiger  sind 
sprachlich  von  dem  lateinischen  Worte  depositum,  das 
Niedergelegte,  abzuleiten.  Im  besonderen  versteht  man 
unter  depositum  ein,  auch  schon  bei  den  Römern  wohl  aus- 
gebildetes, Rechtsinstitut:  die  Hingabe  einer  —  regel- 
mäßig wertvollen  —  Sache  zur  Verwahrung.1 )  Mit  Beendi- 
gung des  Vertragsverhältnisses  wird  die  ursprünglich  de- 
ponierte Sache  zurückgegeben. 

Bald  wurde  von  dieser  Regel  aber  eine  Ausnahme  ge- 
macht, bezüglich  der  vertretbaren  Sachen,  d.  h.  solcher, 
die  nach  Zahl,  Maß  oder  Gewicht  bestimmt  zu  werden 
pflegen. ')  Also  besonders  häufig  bei  Geld,  der  Fungiblen 
x«r'  ttoxnr,   denn    diese    Sachen    weisen    keine    besonderen 

nur  ihnen  eigentümlichen  Eigenschaften  auf,  die  sie  von 
jeder  anderen  unterscheiden  und  deshalb  gerade  der  spe- 
ziellen Sache  auch  einen  speziellen  Wert  geben,  sondern 
teilen  die  gleichen  Eigenschaften  mit  vielen  Sachen,  so  daß 
es  völlig  gleich  bleibt,  ob  man  die  eine  Sache  dieser  Art 
besitzt  oder  eine  andere  der  gleichen  Art.  Werden  der- 
artig fungible  Sachen  hinterlegt,  so  kommt  es  also  dem 
Deponenten  in  der  Regel  gar  nicht  darauf  an,  die  gleichen 
Sachen,  als  vielmehr  nur  Sachen  vom  gleichen  Werte  zu- 
rückzuerhalten, und  so  wurde  dem  Depositar  entweder 
kraft  besonderer  Vereinbarung  oder  auch  kraft  einer 
praesumptio  juris  :I)    gestattet,  die  hinterlegten  fungiblen 


*)  1.  1.  D.  16.  3.  depositi  vel  contra;  Ulpian:  Depositum  est 
quod  custodicmlum  alicui  dntuin  est,  dictum  ox  eo,  quod  ponitur. 

*)  So  noch  jetzt  B.  G-.B.  %  91. 

3)  1.  31.  D.  19.  2.  locati  conducti;  Alfenus:  In  navem  Saufei . . .; 
si  quis  peeuniam  mimerataiu  ita  deposuisset,  ut  neque  clausain 
neque  ohsignatam  traderet.  sed  adnumeraret.  nihil  aliud  eum  de- 
bore, apud  quem  deposita  e>set,  nisi  tantundem  peeuniae  solvere. 
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Sachen  untereinander  oder  mit  eigenen  Fungiblen  zu  ver- 
mischen, und  nur  gefordert,  daß  mit  Beendigung  des  Ver- 
tragsverhältnisses an  Stelle  der  ursprünglich  übersehenen 
Sache  tantundem  eiusdem  generis  zurückgewährt   würde. 

Im  Gegensatze  zur  ersteren  Verwahrungsart  prägte 
die  italienische  Wissenschaft  zur  Zeit  der  Postglossatoren 
für  das  depositum  mit  Rückgabepflicht  von  tantundem 
eiusdem  generis  den  terminus  technicns:  depositum  irregu- 
läre1) und  nannte  das  ältere  depositum  das  depositum  re- 
guläre. 

Der  Hauptunterschied  zwischen  diesen  beiden  Arten 
des  depositum  ist  aber  nicht  gemäß  der  historischen  Ent- 
wicklung aus  der  Vertretbarkeit  der  hinterlegten  Sache  zu 
entnehmen  und  etwa  dahin  zu  formulieren,  daß  ein  depo- 
situm reguläre  nur  durch  Spezies-Saeheti  gebildet  werden 
könne,  ein  depositum  irreguläre  dagegen  nur  aus  Genus- 
Sachen  —  sondern  es  blieb  nach  wie  vor  möglich,  auch  Ge- 
nussachen ztim  Gegenstande  eines  depositum  reguläre  zu 
machen ;  der  charakterisierende  Unterschied  zwischen 
beiden  ist  vielmehr  in  der  Verschiebung  des  Eigentums 
Verhältnisses  zu  erblicken.  Beim  depositum  regulär*1 
bleibt  der  Deponent  Eigentümer  der  zu  verwahrenden 
Sache,  beim  depositum  irreguläre  geht  dagegen  mit  der 
Uebertragung  des  Verfügungsrechtes  auch  das  Eigentum 
auf  den  Depositar  über,  und  der  Deponent  muß  sich  von 
da  ab  an  Stelle  des  dinglichen  Eigentums  mit  den. 
schwächeren  obligatorischen  Rückforderungsrechte  be- 
gnügen. Der  Depositar  stellt  sich  also  beim  depositum 
irreguläre  als  beauftragter  Verwahrer  einer  fremden  Sacht1 
dar;  beim  depositum  irreguläre  erwirbt  er  dagegen  selbst 
die  Sache  zu  Eigentum  und  ist  nur  zur  Rückgabe  von  tan- 
tundem eiusdem  generis  verpflichtet. 

Die  praktischen  Folgen  treten  schon  im  allgemeinen 
in  der  Verschiedenheit  der,  dem  Deponenten  gegebener 
Klagen  in  Erscheinung:  dort  gebührt  ihm  die  dinglich. 


,  *)  Zuerst  nachweisbar  bei  Jason  de  Maino  im  15.  Jahrhundert 

i  cfr.  Schwerer:  ßnnkdepotgreschäfte.  S.  33  ff. 
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Klage  des  Eigentümers,  hier  dagegen  muß  er  sieh  mit  dir 
obligatorischen  Klage  begnügen  —  im  besonderen  aber, 
wenn  der  Depositar  in  Konkurs  fällt;  beim  depositum  re- 
guläre ist  er  Eigentümer  geblieben  und  erhält  seine  Sache 
zurück,  beim  depositum  irreguläre  bleibt  ihm  aber  nur  ein 
obligatorischer  Anspruch  auf  anteilige  Befriedigung  neben 
den  übrigen  Gläubigern. 

Diese  beiden  Arten  des  depositum  wurden  mit  der  Re- 
zeption des  römischen  Rechtes  auch  nach  Deutschland 
übernommen  und  noch  in  neuester  Zeit  durch  das  B.  G.-B. 
als  für  das  geltende  Recht  maßgeblich  anerkannt. 

Das  Verwahrungsgeschäft  ist  besonders  durch  die 
Banken  fleißig  geübt  und  gewerbsmäßig  betrieben  worden, 
und  fand  dabei  manche  Erweiterung.  Dabei  wurde  erst 
in  jüngster  Z:»it  die  Bemerkung  gemacht,  daß  eine  große 
Gruppe  von  Geschäften,  die  bisher  den  bankmäßigen  Ge- 
schäften zugerechnet  wurden,  eigentlich  nicht  ihnen,  son- 
dern rechtlich  und  praktisch  einer  anderen  Gruppe  von 
Rechtsgeschäften,  dem  Darlehen,  nah?  verwandt  sei.  An- 
dererseits wollte  oder  konnte  man  nicht  ganz  von  der  histo- 
rischen Entwicklung  des  Bankdarlehns  aus  dem  Bank- 
verwahrungsgeschäfte absehen,  und  so  wurde  der  Anklang 
an  das  depositum  belassen.  Diese  beiden  Gruppen  von 
Bankgeschäften,  die  sich  in  dieser  Weise  historisch  aus 
drm  alten  depositum  herausgebildet  haben,  sind  das  Depot- 
Geschäft  und  das  Depositen-Geschäft. 

Kapitel  I. 

Das  Depotgeschäft* 

A.  Allgemeine  Charakteristik. 

1.  Das  Depotgeschäft  ist  im  Prinzip  dem  alten  depositum 
identisch  geblieben,  es  bedeutet  die  Febergabe  einer 
eigenen  oder  fremden  Sache  zur  .Verwahrung  durch  einen 
Bankier  oder  eine  Bank.  Es  unterscheidet  sich  aber  von 
ei  nein  einfachen  Verwahrungsgeschäft  durch  zweierlei : 
einmal  wird  es  nur  von  Banken  und  ähnlichen  Instituten, 
und  zweitens  wird  es  gewerbsmäßig,  d.  h.  zwecks  Erzielung 
eines  Gewinnes,  betrieben. 
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Ob  es  schon  den  Kulturvölkern  des  Orients  bekannt 
gewesen  ist,  muß  dahingestellt  bleiben,  ebenso  wie  das 
Vorhandensein  von  Banken;  jedenfalls  kann  kein  einwand- 
freier Beleg  dafür  erbracht  werden;  vielmehr  spricht  so- 
gar dagegen,  daß  in  der  Gesetzgebung  Hammu  Rabis 
(§§  120 — 125)  von  dem  geschäftsmäßigen  Betriebe  der 
Verwahrung  nicht  die  Rede  ist;  so  wird  auch  in  den  Mär- 
ehen aus  Tausend  und  einer  Nacht  der  sicherlich  typische 
Fall  erzählt,  daß  ein  Moslem  vor  einer  langen  Reise  sein 
Geld  nicht  zu  einem  gewerbsmäßigen  Verwahrer  bringt 
sondern  in  einem  Kruge,  den  obenauf  Oliven  füllen,  seinen 
Nachbar  anvertraut.  Auch  von  den  Griechen  und  Römern 
wird  in  der  ältesten  Zeit  überliefert,  daß  sie  ihre  Kostbar- 
keiten nicht  zur  Bank,  sondern  in  den  Teuipel  brachten. 
Erst  allmählich,  vielleicht  wegen  Raummangels  oder  iud 
weite  Wege  zu  sparen,  brachte  man  wertvolle  Gegenstände 
auch  zu  den  Geldwechslern,  die  sie  gegen  Entgelt  in  ihren 
sicheren  Geschäftslokalen  verwahrten.  Das  Verwahrungs- 
geschäft wird  seitdem  fast  ausschließlich  nur  von  den  Ban- 
ken neben  ihren  Geldgeschäften  wirtschaftlich  betrieben. 

Neben  dem  Depotgeschäft  haben  die  Banken  in  neuerer 
Zeit  ein  anderes  Geschäft  ausgebildet,  das  dem  gleichen 
Zwecke  dient  wie  jenes:  das  sogenannte  Safesgeschaft.  Da? 
Mittel  zur  Erreichung  einer  guten  Verwahrung  ist  hi«r 
nicht  die  Uebergabe  der  Sache  an  die  Bank,  sondern  die 
Abmietung  eines  sicheren  Raumes.  Hier  wird  also  gar 
kein  Verwahrungsvertrag,  sondern  ein  Mietvertrag  ab 
geschlossen. 

2.  Das  Depot  ist  in  neuester  Zeit  durch  zwei  Gesetz 
geregelt;  im  allgemeinen  als  Unterart  des  bürgerliehen 
Verwahrungsgeschäftes  durch  die  $$  680 — 700  des  B.  G.-B. 
und  im  besonderen  durch  das  Gesetz  betreffend  die 
Pflichten  der  Kaufleute  bei  Verwahrung  fremder  Wert 
papiere  vom  8.  Juli  1896.  Letzteres,  das  sogenannte  Depot- 
gesetz, ist  ein  Gesetz  ad  hoc  und  für  einen  Spezial-Tal 
bestand  erlassen.  Unsere  folgenden  Erörterungen  wenteu 
diese  Gesetze  zum  Ausgangspunkte  nehmen.  Als  Gepu 
stand  des  Verwahrungsgeschäftes  nach  Depotgesetz  kotu 
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men  in  Betracht:  Wertpapiere,  wie  Aktien,  Kuxe,  In- 
teriinsscheine,  Erneuerungsscheine,  auf  den  Inhaber. 
lautende  oder  durch  Indossament  übertragbare  Schuldver- 
schreibungen oder  vertretbare  Wertpapiere  (§  1).  Die 
Verwahrung  solcher  Wertpapiere  durch  die  Banken  bildet 
d*n  Hauptgegenstand  des  Depotgeschäftes.  Daneben  wer- 
den von  den  Banken  auch  andere  Wertobjekte  geringen 
Uwfangs,  wie  Urkunden,  Juwelen,  kleine  Behältnisse  oder 
auch  loses  Geld,  wenn  die  Verwahrung  bestimmter  Stücke 
von  Belang  ist,  in  Depot  genommen. 

Ueber  die  Persönlichkeit  der  Depotgläubiger  lassen 
sich  allgemeine  Regeln  nicht  finden.  Wer  eine  Sache  oder 
Wertpapiere  nicht  selbst  aufbewahren  will,  gibt  sie  einer 
Bank  in  Depot.  Handelt  es  sich  dagegen  um  die  Verwah- 
rung in  Streit  befindlicher  Sachen,  so  sind  gewöhnlich  ge- 
wisse Regierungsstellen  kraft  Gesetzes  zuständig. 

3.  Das  Depotgeschäft  läßt  sich  in  verschiedener  Weise 
einteilen,  je  nachdem  man  als  Ausgangspunkt  die  tech- 
nische oder  rechtliche  Behandlung  wählt. 

a)  In  technischer  Hinsicht  gibt  es  ein  verschlossenes 
und  ein  offenes  Depot1) 

Das  erstere  wird  in  einer  Umhüllung  übergeben,  die 
von  dem  Depositar  nicht  unbefugt  geöffnet  werden  darf. 
Der  Inhalt  ist  ein  beliebiger.  Als  offenes  Depot  werden 
gewöhnlich  nur  Wertpapiere  angenommen,  und  zwar 
zwecks  ordnungsmäßiger  Verwaltung,  Einlösung  fälliger 
Coupons,  Anzeige  von  Konvertierungen,  Verlosungen  usw. 
Durch  das  Dej>otgesetz  ist  für  den  Bankier,  der  offene  De- 
ines annimmt,  die  Verpflichtung  begründet,  dem  Hinter- 
leger ein  Nummernverzeichnis  der  übernommenen  Wert- 
papiere zu  überreichen  (offenes  Depot  mit  Nuinmernver- 
zeicbnis).  Damit  wird  einmal  eine  genauere  Kontrole  des 
Bankiers  ermöglicht,  und  andererseits  das  Eigentum  des 
Deponenten,  sein  dingliches  Recht  an  den  Wertpapieren, 
gewahrt  und  anerkannt,  wie  beim  depositum  reguläre. 


*)    Ho    disponiert    besonders  Koni:    Technik    der   ßankdepot- 
ffeschäfte.  S.  492. 
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Letzterem  Zwecke  ist  überhaupt  das  Depotges3tz  zu 
dienen  bestimmt.  Es  sucht  deshalb  auöh  vor  allem  eine 
genaue  Fixierung  des  Augenblicks  herbeizuführen,  von 
dem  an  das  von  einem  Bankier  kommissionsweise  gekaufte 
'Wertpapier  in  das  Eigentum  des  Kommittenten  resp. 
Hinterlegers  übergeht.  Dies  Ziel,  die  Eigeutuinsverhält- 
niss?  an  den  Wertpapieren  zwischen  Bankier  und  Depo- 
nenten zweifelsfrei  festzustellen,  hat  der  Gesetzgeber  offen- 
bar auch  erreicht,1)  zumindest  ist  eine  große  Reihe  von 
Angriffspunkten  für  ein  unreelles,  wenn  auch  bisher  ge- 
setzlich nicht  verbotenes  Verhalten  des  Bankiers  beseitigt. 
Das  konnte  man  deutlich  gelegentlich  des  großen  Bank- 
krachs im  letzten  Jahrzehnt  ersehen,  wo  z.  B.  für  die  Leit>- 
ziger  Bank  ausdrücklich  erwiesen  wurde,  daß  die  Depot*, 
in  keiner  Weise  unklar  gewesen  seien,  ungerechnet  einige 
kleine  Unregelmäßigkeiten,  die  sich  in  einer  kleinere» 
Filiale  zeigten.") 

Immerhin  ist  auch  dieses  Gesetz  nicht  imstande,  den 
verbrecherischen  Sinn  selbst  auszurotten. 

Neben  diesen  gesetzlichen  Maßregeln  gibt  es  auch  rein 
praktische  Mittel,  um  einen  fraudulosen  Mißbrauch  der 
in  offenes  Depot  gegebenen  Wertpapiere  zu  vermeiden. 
Man  gellt  dabei  von  dem  Grundsatze  aus,  daß  die  Verwer- 
üing  eines  Effekts  unmöglich  ist,  wenn  nicht  über  die  Män- 
tel, d.  h.  die  Schuldverschreibungen  und  über  die  Coupons 
oder  die  Dividendenscheine  gleichzeitig  verfügt  wird.  Des- 
halb ist  es  vielfach  üblich  geworden,  bei  der  einen  Bank 
die  Mäntel  tind  bei  der  anderen  die  Coupons  zu  hinterlegen. 
Größere  Banken  übertragen  aus  dem  gleichen  Grunde  die 
Verwaltung  der  offenen  Depots  auch  nicht  einem  einzelnen 
Beamten,  sondern  teilen  sie  in  gleicher  Weise  unter 
mehrere. 

Ferner  resultiert  aus  rein  technischen  Vorgängen  die 
Benennung  des  Sonderdepots;  beim  Sonderdepot  werden 
die  hinterlegten  Stücke  getrennt  von  anderen  aufgeholten, 

*)  Riesser:    Entwicklungsgeschichte,  S.   126,  ist  gegen   diese> 
Gesetz  eingenommen. 

2)  Yergl.  Leipz.  Neuest.  Nachr.  v.  8.  April  1903. 


—  13  — 

so  daß  eine  Verwechslung  oder  Vermischung  unmöglich 
wird. 

Dem  Sonderdepot  stehen  das  Summen-  und  das  Sani- 
meldepot  gegenüber.  Das  Simunendepot  ist  eine  Art  des 
offenen  Depots;  es  unterscheidet  sieh  aber  dadurch  von 
dem  vorher  behandelten  offenen  Depot,  daß  hier  kein  Num- 
mern Verzeichnis  gegeben  wird;  man  könnte  es  also  sehr 
wohl  im  Gegensatz  zum  offenen  Depot  mit  Nummernver- 
zeichnis,  das  .offene  Depot  ohne  Nummernverzeichnis 
nennen. 

Ein  Sammeldepot  wird  durch  Vermischung  der  Wert- 
papiere verschiedener  Eigentümer  begründet,  die  von  den 
Beständen  des  Bankiers  getrennt  bleiben. 

Das  Institut  des*  Samineldepots  ist  dem  Lagerhaus- 
recli  t  entlehnt.  Nimmt  "dort  der  Lagerhalter  vertretbare 
Sachen  an,  und  vermischt  er  sie  auf  Grund  ausdrücklicher 
Erlaubnis  mit  solchen  von  gleicher  Art  und  Güte,  so  wird 
nicht  er,  wie  es  beim  depositum  irreguläre  geschehen 
wäre,  Eigentümer  des  Gemenges,  sondern  die  verschiedenen 

• 

Einlagercr  werden  Miteigentümer  desselben.  Die  ratio 
legis  ist  leicht  zu  erkennen:  der  Lagerhalter  ist  nur  berech- 
tigt, die  eingebrachten  Sachen  zu  verwalten  und  jedem 
den  zukommenden  Anteil  zu  verabfolgen.  Er  vermischt 
auch  nicht  fremde  Sachen  mit  eigenen,  sondern  fremde 
mit  fremden,  so  liegt  auch  kein  Grund  vor,  gerade  ihn 
zum  Eigentümer  des  Gemenges  zu  erheben  und  nicht  viel- 
mehr die  wahren  Eigentümer  darin  zu  belassen.  Adler1) 
hat  diese  Art  der  Verwaltung  sehr  treffend  „Vermengungs- 
depot"  benannt. 

Im  modernen  Bankverkehr  ist  dieses  Vermengungs- 
depot  nur  ein  einziges  Mal  statutarisch  und  zwar  im  §  7 
der  Geschäftsordnung  des  Berliner  Kassenvereins  für  den 
Giro- Effekten  verkehr  geregelt:  „Die  eingelieferten  Effek- 
ten werden  nicht  speziell  aufbewahrt,  sondern  den  gleich- 
namigen Gesamtbeständen  dieser  Effekten  hinzugefügt. 
Der  Einlieferer  begibt  sich  von  vornherein  des  Rechts,  be- 

l)  Adler:    Oesterreich.  Lagerhausrecht,  S.  147  ff. 
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stimmte  Nummern  oder  Abschnitte  zurückzuverlangen.  — 
Die  Bank  des  Berliner  Kassenvereins  ist  als  Verwalterin 
des  Giro-Effekten-Depots  nicht  befugt,  über  die  in  das  De- 
pot eingelieferten  Stücke  anders  zu  verfügen,  als  auf  Order 
derjenigen,  zu  deren  Gunsten  die  betreffenden  Effekten 
aufbewahrt  werden;  sie  ist  insbesondere  nicht  ermächtigt, 
sich  zur  Eigentümerin  der  übernommenen  Stücke  zu 
machen,  sofern   nicht   zu   ihren   Gunsten   verfügt    ist"1) 

Man  hat  dieses  Depot  auch  modifiziertes  depositum 
reguläre  genannt,  und  diese  Bezeichnung  scheint  insofern 
ganz  berechtigt,  als  der  Depositar  nicht  Eigentümer  der 
hinterlegten  Sachen  wird,  andererseits  aber  weitere  Macht- 
befugnisse eingeräumt  erhalten  hat,  als  der  Verwahrer  des 
depositum  reguläre. 

b)  In  rechtlicher  Beziehung  ist  die  Unterscheidung 
in  das  reguläre  und  irreguläre  Depot  beibehalten.  Di* 
Parteien  dürfen  darüber  eine  Vereinbarung  treffen,  ob 
dieselbe  Sache  oder  tantundem  eiusdem  generis  zurück- 
zugeben ist  —  eine  praesumptio  für  die  eine  oder  andere 
Art,  wie  im  römischen  Rechte  ist  dagegen  nicht  wieder 
aufgestellt.  Beim  irregulären  Depot  ist,  soweit  B.  G.-B. 
zur  Anwendung  kommt,  eine  ausdrückliche  Vereinbarung 
zu  treffen,  also  etwa  dahin,  daß  an  Stelle  der  preußischen 
Konsols  Nr.  100 — 200  andere  Nummern  zurückgeliefert 
werden  dürften,  natürlich  nicht  etwa  irgend  welche  an- 
deren Wertpapiere,  z.  B.  Industrie-Aktien  oder  Obligati- 
onen oder  Banknoten  oder  Kassenscheine;  sonst  könnte  fug- 
lich das  idem  genus  bezweifelt  werden.  Soweit  aber  ih* 
Dei>otgesetz  zur  Anwendung  kommt,  ist  die  ausdrückliche 
Vereinbarung  dahin  verschärft,  daß  „die  Erklärung  des 
Hinterlegers  oder  Verpfänders,  durch  welche  der  Ver- 
wahrer oder  Pfandgläubiger  ermächtigt  wird,  an  Stelle 
h  int  erlegter  oder  verpfändeter  Papiere  der  in  §  1  bezeich- 
neten Art  gleichartige  Wertpapiere  zurückzugewähren, 
über  die  Papiere  zu  seinem  Nutzen  zu  verfügen,  nur  gültig 


*)  Saling:     Börsenpapiere,    I.  Teil,     10.    Aufl.,    Leipzig    19(6. 
S.  548,  in  der  Hedaktion  von  1903. 
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sei,  soweit  sie  für  das  einzelne  Geschäft  ausdrücklich  und 
schriftlich  abgegeben  ist."  (§  2).  Die  Erschwerungen 
gegenüber  dem  B.  G.-B.  sind  offensichtlich.  Einmal  soll 
neben  dem  Verwahrer  aucli  der  Pfaadgläubiger,  bei  Depots 
also  der  Lombardgläubiger,  getroffen  werden ;  ferner  muß 
neben  der  ausdrücklichen  Vereinbarung  noch  eine  schrift- 
liche Erklärung  seitens  des  Hinterlegers  oder  Verpfänders 
Abgegeben  werden,  daß  er  auf  Rückgewähr  der  ursprüng- 
lich zur  Verwahrung  übergebenen  Stücke  verzichtet;  und 
endlich  wird  auf  die  Verschiedenheit  von  „verfügen"  und 
„für  sich  nutzen"  hingewiesen  und  dem  Depositar  beides 
gestattet. 

4.  Wollen   wir   das  Depotgeschäft    auf   .seinen    wirt- 
schaftlichen Wert  hin  untersuchen,    so  müssen    wir    zu- 
sehen, welchem  Bedürfnis  es  abhilft.     Das  Depotgeschäft 
wird  zwecks  Erlangung  einer  besseren  Verwahrung  abge- 
schlossen, d.  h.  der  Hinterleger  will  eine  Sache  möglichst 
gut  verwahrt  haben.    Darum  räumt  er  den  Besitz,  die  tat- 
sächliohe  Gewalt  an  ihr,  einer  Bank  ein,  die  die  Verwah- 
rung vermöge  ihrer  besonderen  Einrichtungen  überneh- 
men kann.     Eigentümer  der  Sache  bleibt  er  selbst  aber 
nach  wie  vor.   Aus  dem  Verwahrungsvertrage  ergibt  sich 
für  den  Hinterleger  das  Recht,  seine  Sachen  gut  verwahreil 
zu  lassen,  und  für  den  Verwahrer  die  Pflicht,  die  Ver- 
wahrung zu  übernehmen.    Für  diese  Bemühung  erhält  der 
Verwahrer  ein  Entgelt.     Das  überwiegende  Interesse  am 
Abschlüsse   des  Depotgeschäfts    mag    ursprünglich    wohl 
auf  seiten  des  Hinterlegers  tu  finden  gewesen  sein,  hat  eine 
Bank  aber  umfangreiche  Anlagen  für  den  gewerbsmäßigen 
Betrieb  und  eine  zweckmäßige  und  sichere  Verwahrungs- 
möglichkeit  fremder  Wertgegenstände  geschaffen,  so  ist 
deren  Interesse  an  dem  Abschlüsse  möglichst  zahlreicher 
Depoeitengeschäfte  nicht  minder  hoch  anzuschlagen. 

Bin  reines  Verwahrungsgeschäft  liegt  danach  beim 
regulären  Depot  vor.  Hier  kommt  nichts  anderes  in  Frage, 
als  die  Verwahrung  des  Depots,  wofür  dem  Depositar  ein 
nicht  zu  hoch  bemessenes  Entgelt  zugebilligt  wird;  ebenso 
ist  es,  wenn  ein  Sonderdepot  oder  ein  verschlossenes  Depot 


I 
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vereinbart  wird;  ebenso  auch,  wenn  zwar  nur  ein  offwies 
Depot  vorliegt,  aber  ein  Xummernverzeichnis  ausgehän- 
digt wurde. 

Nun  kann  aber,  wie  bekannt,  ein  Depotgeschäft  «m-1. 
in  der  Weise  abgeschlossen  werden,  daß  das  Eigentum  in 
der  zu  verwahrenden  Sache  auf  den -Verwahrer  übergeht 
der  mit  Beendigung  des  Vertragsverhältnisses  nur  tantm. 
dem  eiusdem  generis  zurückzugeben  hat.    Dies  ist  der  F«*' 
beim  irregulären  Depot  oder  offenen  D.*pot  ohne  Nummern- 
aufgäbe.     Durch  diese  Abrede  der  Uebereignung'  wird  *nu 
Moment  in  den  Vertrag  hineingetragen,  das  mit  der  Wr 
Wahrungstätigkeit  gar  nichts  zu  tun  hat,  denn   der  V*r- 
wahrungstätigkeit   ist   es   keineswegs   inhärent,     daß  ila> 
Eigentum  an  der  zu   verwahrenden   Sache  auf   den  Ver- 
wahrer übergeht.     Dieses  Moment  der  Uebereignung  >*■ 
auch  im  Gesetz  zum  Ausdruck  gekommen  und  zwar  im  fol- 
genden Passus,  des  £700B.  G.-B.,  der  hierfür  zurAnvtT. 
düng  kommt:    „Die  Vorschriften  über  das  Darlehen  fiinV" 
Anwendung."    Es  erhebt  sich  hier  also  die  Frage,  ob  jet/: 
nach   neuem   Rechte   unter   Berücksichtigung   dieser   H- 
Stimmung  das  irreguläre  Dei)otgeschäft  wirklieh  mx*h  u\- 
eine  Art  des  Verwahrungsgesehäftes  oder  nicht   vielni*!  * 
als  eine  Abart  des  Darlheens  aufzufassen  wTäre. 

Was  wird  denn  eigentlich  mit  der  Uebereigiiung  !•■ 
zweckt  f  Auch  hier  will  der  Hinterleger  au  erster  Stelle  seh.- 
Wertpapiere  gut  verwahrt  zu  wissen,  nur  liegt  ihm  nici.** 
daran,  daß  er  genau  die  gleichen  Stücke  wiedererhält,  *« : 
dem  die  Rückgabe  gleichwertiger  und  gleichartiger  jreuüc 
ihm.     Andererseits  ist  der  Bank  die  Befreiung  vom  Xu. 
mern Verzeichnis  zugestanden;  damit  erreicht  die  Bank  e'i 
Verringerung  ihrer  Mühe.     Sie  braucht  für  den  Verleg»" 
nicht  bestimmte  Nummern  zu  reservieren,  sondern   ka* 
alle  gleichartigen  Papiere,  z.  B.  alle  Konsols,  zusamment •:■ 
und  braucht  bei  Auflösung  des  Vertrages  nur  den   seltu 
digen  Nominalbetrag  zurückzuvergüten.    Das  bedeutet  t* 
sie  eine  Ersparnis  an  Aufbewahrungsräumlichkeiten  in 
Beamten.        Im   übrigen   kann   sie  sich   aber  auf    (tri;: 
dieser  Wertpapiere  nicht  in  Spekulationen  einlasen.    ;- 
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sie  ja  jederzeit  tantundein  eiusdem  generis  auf  Lager 
halten  muß,  um  stets  für  die  Auflösung  des  Geschäftes 
gerüstet  zu  sein.  Ihr  Vorteil  liegt  also  nicht  so  sehr  in 
einem  positiven  Erfolge,  als  rein  negativ  in  einer  Vermin- 
derung ihrer  Lasten  und  Haftung.  Der  Hauptzweck  des 
Geschäftes  bleibt  also  die  Verwahrung,  und  damit  ist  die 
Zugehörigkeit  auch  des  irregulären  Depots  zu  den  Ver- 
wahrungsgeschäften erwiesen.  Wenn  auf  die  Sätze  über 
das  Darlehen  verwiesen  wird,  so  geschieht  das  lediglich 
aus  Zweckmäßigkeitsrücksichten  und  wegen  des  tertium 
comparationis  der  Rückgabe  von  tantundem  eiusdem  ge- 
neris: nur  insofern  ist  dieses  Depotgeschäft  den  Darlehens- 
sätzen unterstellt. 

Das  mittelbare  Ziel,  dessen  Verwirklichung  durch  Ab- 
schluß des  Depotgeschäftes  erstrebt  wird,  sei  es  nun  ein 
reguläres  oder  irreguläres,  kann  ein  verschiedenes  sein. 
1.  Entweder  Selbstzweck,  so  daß  dem  Hinterleger  aus- 
schließlich an  einer  ordentlichen  und  sicheren  Verwahrung 
seiner  Wertobjekte  liegt  —  oder  2.  Voraussetzung  für  eine 
ordnungsmäßige  Verwaltung  durch  die  Bank  —  oder 
3.  Grundlage  der  Kreditgewinnung  in  Form  der  Verpfän- 
dung oder  Lombardierung,  auf  Grund  deren  entweder  eine 
einmalige  Summe  erhoben  wird,  oder  sonstige  Auszahlun- 
gen an  Dritte  bewirkt  werden,  oder  endlich  ein  regel- 
rechter Kontokorrentverkehr  eingerichtet  wird.  Die  drei 
Hauptgruppen  nennt  man:  Das  Verwahrungs-,  das  Ver- 
wtiltungs-  und  das  Verpfändungs-Depot. 

B.   Der  Schutz  der  Depotgläubiger  im  Konkurse. 

Wie  ist  es  nun  mit  dem  Schutze  des  Gläubigers  be- 
stellt f  Für  den  Fall  des  Sonder-Depots,  des  verschlossenen 
und  des  offenen  Depots  mit  Nummernaufgabe  wird  die 
Hank  nur  beauftragter  Verwahrer  einer  fremden  Sache 
und  bleibt  zur  Rückgabe  der  ursprünglich  hinterlegten 
Sache  verpflichtet,  falls  sie  sich  nicht  strafrechtlich  ver- 
gehen will;  fällt  sie  in  Konkurs,  so  hat  der  Deponent  An- 
spruch  auf  Aussonderung  seiner  Sachen  aus  der  Masse 

2 
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(K.-O.  §  43).     Er  ist  also  zivilrechtlich  vollkommen  ge- 
schützt. 

Hat  der  Hinterleger  eines  offenen  Depots  aber  auf 
das  Nummernverzeichnis  verzichtet,  so  hat  er  damit  auch 
sein  Eigentum  an  den  hinterlegten  einzelnen  Stücken  an 
die  Bank  verloren  und  muß  sich  für  den  Fall  des  Kon- 
kurses  als  nichtberechtigter  Konkursgläubiger  mit  seiner 
Quote  begnügen  (K.-O.  §  61,  Nr.  6) .  Sollte  man  ihn  nicht 
schützen?  Warum!  Aus  freier  Entschließung  verzichtete 
er  auf  das  Nummern  Verzeichnis;  daraus  allein  resultiert 
sein  Verlust;  hätte  er  nicht  verzichtet,  so  würde  er  auch 
nichts  verloren  haben.  Ergo:  Niemand  verzichte  auf  da^ 
Nummernverzeichnis  seiner  eingelieferten  Effekten,  und 
er  wird  nicht  Anlaß  haben,  wegen  einer  Einbuße  an  seinem 
in  Depot  gegebenen  Vermögen  einen  erhöhten  bürgerlieh 
rechtlichen  Schutz  zu  beanspruchen.  Läßt  sich  aber  eine 
Bank  grundsätzlich  nicht  auf  die  Aushändigung  eines 
Nummernverzeichnisses  ein,  so  mag  sich  der  Hinterleger 
an  eine  kulantere  Bank  wenden. 

Kapitel  II. 

Das  Depositengeschäft* 

A.  Allgemeine  Charakteristik. 

1.  Das  Depositengeschäft  hat  sich  aus  dem  Depotgeschäft 
entwickelt,  sobald  die  Geldwirtschaft  aligemein  in  Auf- 
nahme gekommen  war,  und  vermittels  des  Geldes  alle  Ge- 
genstände miteinander  verglichen  werden  konnten.  Schon 
im  vierten  Jahrhundert  vor  Christi  Geburt  war  das  Geld- 
wesen soweit  ausgebildet,  daß  die  Gruppe  der  Geldwechsler, 
die  daneben  auch  Zahlungen  vermittelten,  als  besonderer 
Stand,  als  r^«7r«c*^«*  bezeichnet  wird.1)  Neben  ihnen  gab 
es  die  daveunai,  deren  Tätigkeit  darin  bestand,  mögliche 
viel  Gelder  an  sich  zu  ziehen  und  dann  mit  ihrer  Hilfe 
Darlehen  gegen  Faustpfand  zu  gewähren;  da  sie  gewöhn 

*)  Hierzu  und  zum  folgenden:  Handwörterbuch  der  Staut ~ 
Wissenschaften,  Band  II,  S.  162  ff.,  und  Schwerer:  Bankdepot- 
Geschäfte,  S.  7  ff. 
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lieh  sehr  hohe  Zinsen  forderten,  waren  sie  wenig  beliebt. 
Die    &<*v***™i   sind  als  die  ältesten  Vorläufer  der  modernen 
Depositenbanken     anzusehen,    verschwanden     aber     bald 
wieder.     Wahrscheinlich    infolge    der    kolonisatorischen 
Tätigkeit  der  Griechen  macht  sich  dann  auch  in  Italien 
eine  ähnliche  Ausbildung  des  Bankwesens  bemerkbar,  und 
schon  ca.  150  n.  Chr.   gab  es  dort  den  analogen  Stand  der 
argentarii,  die   vor  allem   Zahlungen   vermittelten,   Dar- 
lehen gewährten  und  die  Aufbewahrung  fremder  Gelder 
als  depositum  reguläre  oder  irreguläre  übernahmen.     Im 
Gegensatz  zu  den  Trapeziten  standen  aber  die  Argentarii 
unter  der  Aufsicht  einer  staatlichen  Behörde,  des  praefec- 
tus  urbi;  eine  Maßnahme,  die  dadurch  ihr  Ende  fand,  daß 
diese  Bankiers  als  besonderer  Stand  aufhörten,  und  wie 
ursprünglich  wieder  alle  Arten  von  Bankgeschäften  von 
jedem  Bankier  betrieben  wurden.  Seit  ca.  400  v.  Chr.  heißen 
die  Bankiers  darum  auch  collectarii.  Von  der  Völkerwande- 
rung an  trat  ein  allgemeiner  Rückgang  des  Bankiergewerbes 
ein,  und  erst  mit  Beginn  der  Kreuzzüge   brach  eine  neue 
Blütezeit  an.    Neue  Banken  wurden  begründet  und  machten 
es  sich  zur  Hauptaufgab?,  fremde  Gelder  aufzubewahren, 
die  sie  als  depositum  irreguläre  übernahmen.     Die  bedeu- 
tendste  derartige  „Depositen"-,    also  Geldaufbewahrungs- 
bank, entstand  um  1350  in  Venedig.    Der  Staat  übte  kein 
Aufsichtsrecht  aus. 

Diese  Banken  schufen  dem  Geldverkehr  ganz  neue 
Wege,  indem  sie  nämlich  an  Stelle  der  bloßen  Zahlungs- 
verniittlung  und  Ueberweisung  auf  Grund  der  bei  ihnen 
verwahrten  Gelder  den  Kontokorrent- Verkehr  einführen, 
di#»  laufende  Rechnung,  auf  Grund  deren  nicht  nur  aus  den 
Guthaben  gezahlt,  sondern  event.  auch  darüber  hinaus 
Kredit  gewährt  wird,  —  und  einen  ausgedehnten  Giro-  oder 
Claering- Verkehr  anbahnten.  Der  Giroverkehr  be- 
zweckt den  Ausgleich  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner 
unter  möglichster  Vermeidung  von  Barzahlungen.  Zwei 
Kunden  derselben  Bank,  seien  sie  nun  Private  oder  selbst 
Banken,  stehen  auch  miteinander  in  geschäftlicher  Be- 
ziehung; anstatt  nun  die  von  dem  einen  zu  leistende  Summe 
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von  dem  Guthaben  zu  erheben,  dem  anderen  auszuzahlen 
und  von  diesem  wieder  bei  der  gleichen  Bank  einlegen  zu 
lassen,  blieb  die  betreffende  Summe  der  Einfachheit  halber 
gleich  in  der  Bank  und    wurde  nur    in    den  Rechnungs- 
büchern dem  einen  ab-  und  dem  anderen  zugesch  rieben. 
Die  Folge  davon  war,  daß  nicht  sämtliche  Gelder  zur  glei- 
chen Zeit  in  natura  gebraucht  wurden;  das  hatten  die  Ban- 
kiers bald  erfaßt  und  schlugen  daraus  Gewinn,  indem  sie 
die  voraussichtlich  längere  Zeit  bei  ihnen  verbleibendeu 
Gelder  zu  eigenen  Spekulationen  verwendeten,  d.   h.   sie 
gingen  auch  hier  von  der  bloßen  Zahllingsvermittlung  zur 
Kreditvermittlung  über;1)    ihr  eigenes  Interesse  begann 
dem  Interesse  der  Geldeinzahler  gegenüberzutreten;    das 
Verwahrungsgeschäft  fängt  an,  sich  zu  einem  anderen, 
dem  Depositengeschäft  im  modernen  Sinne  zu  erweitern. 
Diese  Spekulationen  betrieben  die  Bankiers  ursprüng- 
lich ohne  die  Erlaubnis    ihrer  Kunden,    die    eingezahlten 
Gelder  dazu  benutzen  zu  dürfen;  diese  mußten  sie  aber, 
um  sich  nicht  straffällig    zu    machen,    nachholen.     Wer 
mochte  nun  aber  umsonst  der  Bank  seine  Gelder  zu  deren 
ausschließlichem  Vorteil  überantworten?     Es  mußte  alMi 
ein  Entgelt  versprochen  werden.     Noch  war  aber  unter 
der  Herrschaft  des  kanonischen  Rechtes  das  Zinsgeschäfi 
verpönt,  und  doch  drängte  die  Entwicklung  nach  ihm  hin. 
Schlaue  Umgehungen  hatten  ihm  den  Weg  gebahnt,  und 
bald  kamen  denn  auch  Wissenschaft  und  Praxis  zu   d**r 
Ueberzeugung,  daß  der  Zins  die  natürliche  Frucht  des  Ka- 
pitals und  damit  erlaubt  sei.     Damit  war  auch  die   letzt:1 
Voraussetzung     für     die    Entwicklung     des    Deposit  ^nge- 
schäftes  gegeben.    Ohne  Erfahrung  auf  dem  neuen  Gebiet t- 
der    Spekulationstätigkeit     und     durch     keine     heilsam- 
Staatsaufsicht    gehemmt,     ließen    sich    aber   zuerst     tlies*» 
italienischen  Bankiers  in  die  gewagtesten  Unternehmun- 
gen ein  und  fielen  bald  in  Mengen  in  Bankrott.    So  sollt .. 
nach  Contarini  -)  um  1584  von  103  Banken  96  fast  gleich 
zeitig  falliert  haben.     Das  sind  93,2  Prozent. 

*)   efr.  Neumann-Hofer:    Depositemreschäfte,  JS.  7. 

2)  cfr.  Korn:    Technik  der  Bankdepotsreschäfte,  8.  4K7. 
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Als  Abwehniiittel  gegen  spätere  Krisen  schlug  man 
wiederum  eine  rationelle  Staatsaufsicht  vor  und  setzte 
auch  ini  Jahre  15S7  die  Gründung  des  Banco  di  Rialto  als 
Stnats-Girobank  durch,  der  neben  dem  Girogeschäft  nur 
die  Verwahrung  von  Geldern  und  sonstigen  Sachen  ge- 
stattet, aber  das  Spekulieren  verboten  wurde.  Diese  ein- 
gezahlten Gelder  waren  damit  ganz  sichergestellt,  und 
jedem  Risiko  entzogen;  zugleich  waren  sie  damit  aber  auch 
d?r  Volkswirtschaft  entfremdet.  Um  diesem  Mangel  ab- 
zuhelfen und  sie  doch  wieder  wirtschaftlich  nutzbar  zu 
machen,  tauschte  der  1619  begründete  Banco  Giro  die 
seinigen  gegen  Staatsschuldverschreibungen  ein;  doch 
hatte  dies  fein  erdachte  Manöver  böse  Folgen,  weil  nämlich 
die  Staatskassen  in  jenen  Zeiten  recht  oft  leer  und  nur 
selten  in  der  Lage  waren,  die  späterhin  präsentierten 
Schuldverschreibungen  gegen  bares  Geld  einzulösen.  Die 
Einzahler  hatten  also  in  Wahrheit  nichts  weniger,  als  eine 
gute  Verwahrung  ihrer  Gelder  gefunden.  Derartige  Ma- 
nipulationen mußten  also  in  Zukunft  unterbleiben,  doch 
wandte  man  sich  sehr  bald  wieder  der  Kreditvermittlung  zu. 

Zur  gleichen  Zeit  entstanden  auch  im  Auslande  Depo- 
sitenbanken, so  in  Amsterdam  1609  und  in  Hamburg  1619. 
Auch  die  Amsterdamer  Bank  sah  nicht  so  sehr  auf  die 
Sicherheit  ihrer  Geschäfte,  als  auf  den  eventuell  zu  erwar- 
tenden Gewinn  und  verlor  dabei  bedeutende  Gelder.  An- 
statt nun  gewagten  Unternehmungen  fernzubleiben, 
wandte  sie  sich  ihnen  sogar  in  erhöhtem  Maße  zu  und 
finanzierte  selbständig  neue  Unternehmungen,  so  vor  allem 
die  Ostindische  Kompagnie,  und  verlor  auch  dabei  kolos- 
sale Summen;  1730  besaß  sie  von  den  30  Millionen  ein- 
gezahlter Gelder  nur  noch  den  dritten  Teil ;  1830  mußte  sie 
gänzlich  aufgehoben  werden.  Die  Hamburger  Bank  hielt 
sich  dagegen  stets  von  gewagten  Geschäften,  auch  mit  dem 
Staate*,  fern  und  gab  Darlehen  nur  gegen  die  stets  fälligen 
Metallbarren;  sie  bestand  denn  auch  bis  zur  Gründung  der 
Keiehsbank  im  Jahre  1875.  Neben  den  Gesellschaftsbanken 
gab    es    besonders    in    Deutschland    viele    reiche    Einzel- 
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bankiers,  die  Depositengeschäfte  betrieben,  so  die  Fu^ger, 
Welser  u.  a. 

Mit  dem  stetig  anwachsenden  Handel  in  Deutschland 
wurden  bald  zahlreiche  Banken  gegründet,  die  vor  allein 
das  Depositengeschäft  betrieben;  doch  war  es  üblich,  sich 
daneben  auch  mit  anderen  Geschäftszweigen  zu  befassen, 
wie  es  noch  jetzt  der  Fall  ist.  Als  Beleg  für  die  ältere  Zeit 
kann  der  Entwurf  einer  Leih-  und  Commercial-Bank  für 
Bayern  dienen,  in  dem  sich  u.  a.  folgender  Vorschlag 
findet:1)  „Mit  dieser  Leihbanko  wäre  zu  vereinigen  eine 
Depositen-,  Wechsel-  und  Giro-Banque,  erstere  als  ein 
Mittel  der  Landesherrschaft  auf  sichere,  der  Bank  an- 
gewiesene Revenuen,  Gelder  zu  leidentlichen  Zinsen  dar- 
zuleihen und  in  Notfällen  die  öffentlichen  Kassen  zu  unter- 
stützen." Der  Zweck,  dem  Staat  zu  subvenieren,  ist  jetzt 
allerdings  gänzlich  in  Fortfall  geraten.  Größere  Banken 
entstanden  in  neuerer  Zeit  vor  allem  nach  dem  Vorbilde 
des  von  den  Gebr.  Pereire  in  Paris  begründeten  Credit 
mobilier,  der  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht  hatte,  mit  Hilfe 
der  Depositen  neue  Unternehmungen  zu  begründen. 
zwischen  1869  und  1875;  auch  diese  befaßten  sich  ursprüng- 
lich nur  mit  derartig  gewagten  Spekulationen,  wandten 
sich  aber  bald  solideren  Kundengeschäften  zu.  Zurzeit 
bildet  das  Depositengeschäft  eine  der  wichtigsten  Grund- 
lagen des  gesamten  Bank-  und  Geldwesens. 

2.  Das  Depositenrecht  beruht  auf  keiner  einheitlichen 
Bech tsquelle.  Die  einzige  gesetzliche  Basis  liefert  dir 
Abs.  1  des  §  700  B.  G.-B.  Gleichwohl  erfreut  sich  das 
moderne  Depositenwesen  einer  weitgehenden  Ueberein- 
stimmung;  diese  ist  eine  Folge  der  Anpassung  der  ver- 
schiedenen Banken  aneinander,  und  diese  wiederum  eine 
Folge  einerseits  der  Interessengemeinschaft  der  Banken, 
andererseits  der  gegenseitigen  starken  Konkurrenztätig- 
keit; Soweit  sich  infolgedessen  Bestimmungen  des  gleichen 
Inhaltes  in  allen  Banken  finden,  kann  man  wohl  von  einem 

')  efr.  v.  Poschinger:    Bankgeschichte  des  Königreichs  Bayern. 
Erlangren   1874,  S.   191;  —   bei   8chweyer   am   angeg.  Ort,  S.    1H 
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Gewohnheitsrechte  sprechen.  Natürlich  werden  sich 
überall  kleinere  Abweichungan  nachweisen  lassen,  da  es 
sich  hier  nicht  nm    ein  ganz    scharf    erfaßbares    Recht 

handelt. 

Den  Gegenstand  des  Depositengeschäftes  bilden  aus- 
schließlich Geld  und  Geldsurrogate,  wie  Banknoten, 
Checks,  Reichskassenscheine;  andere  Objekte  des  Depo- 
sitenverkehrs gibt  es  nicht.1)  Diese  Gelder  werden  bei  einer 
Bank  entweder  bar  eingezahlt  oder  ihr  sonstwie  durch 
brevi  manu  traditio  überlassen;  so  z.  B.  werden  die  Ein- 
nahmen des  Depositengläubigers  aus  den  Coupons  und 
Dividendenscheinen  seiner  offenen  Depots  dem  Depositen- 
konto gutgeschrieben;  ebenso  die  Ueberschüsse  aus  Trans- 
aktionen mit  Wertpapieren,  wenn  z.  B.  Wertpapiere  ver- 
kauft, aber  nur  über  einen  Teil  des  Erlöses  schon  weiter 
verfügt  ist,  ferner  Ueberweisungen  an  ssin  Konto  u.  a. 

Die  Depositengelder  werden  der  Bank  zur  freien  Ver- 
fügung überlassen;  die  Bank  darf  sie  wirtschaftlich  nutzen, 
ebenso  wirtschaftlich  nutzen  wie  ihr  eigenes  Grund-  und 
Anlagekapital  und  damit  die  gleichen  Geschäfte  ausführen 
wie  mit  ihrem  Grundkapital.  Als  Entgelt  für  diese 
Nutzungsbefugnis  zahlt  sie  in  der  Regel  einen  Zins.  Mit 
Beendigung  des  Vertragsverhältnisses  hat  sie  eine  gleich 
hohe  Summe  zurückzuzahlen,  wie  eingezahlt  worden  ist, 
und  den  Zins  daraufzuschlagen.  Vergleicht  man  das  Depo- 
sitengeschäft mit  dem  Depotgeschäft,  so  dürfte  wegen  der 
Rückgabe  von  tantundem  eiusdem  generis  in  dem  Depo- 
sitengaschäft  am  ehesten  ein  irreguläres  Depot  als  vor- 
liegend zu  erachten  sein.  Dem  irregulären  Depot  war 
aber,  wir  wir  oben  sahen,  wesentlich,  daß  es  in  erster 
Linie  auf  die  gute  Verwahrung  der  übergebenen  Sache  ab- 
zielt. Im  Gegensatz  dazu  tritt  dieses  Moment  beim  Depo- 
Mtengeschäft  in  den  Hintergrund.  Gewiß,  auch  hier  wird 
den  Interessen  des  Depositeneinzahlers  gedient,  wenn  ihm 
die  Sorge  für  seine  Gelder  abgenommen  wird;  das  ist  aber 
schon  dem  Depositengeschäft  an  sich  inhärent  und  schon 


*)  cfr.  dazu:  Der  Deutsche  Ökonomist,  v.  11.  Juni  1906,  S.  359. 


*  * 
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Voraussetzung  für  seine  Ausführung.  Das  Motiv  des 
Depositöngeschäftes  bildet  vielmehr  seitens  der  Bank  die 
Erlangung  der  Gelder  zur  freien  Verfügung  und  auf  sehen 
des  Einzahlers  der  Gewinn  eines  Zinses,  der  sonst  voraus- 
sichtlich nicht  hätte  erzielt  werden  können.  Diese  Motive 
sind  derart  charakterisierend  für  das  Depositengeschäft  im 
Gegensatz  zum  Verwahrungsmotiv  beim  Depotgeschäft, 
daß  sie  die  Haftungsübernahme  für  den  Verlust  durch  die 
Bank  gänzlich  in  Schatten  treten  lassen.  Es  liegen  hier 
also  die  gleichen  Beziehungen  vor,  wie  beim  Darlehen,  wo 
der  Darlehensnehmer  durch  die  Annahme  der  Darlehns- 
summe  zur  Bückgabe  der  Summe  und  damit  auch  ganz 
selbstverständlich  zur  Uebernahme  der  Haftung  für  ihr 
Abhandenkommen,  und  weiter  zur  Entrichtung  des  fälligen 
Zinses  verpflichtet  wird. 

Damit  stellen  sich  die  Depositen,  als  dem  Darlehen 
nahe  verwandt  dar,  als  eine  Art  Darlehen.    Diese  Behaup- 
tung   läßt    sich    durch    die    Prüfung    der    Beziehungen 
zwischen    den    Depositengeldern    und    dem    Grundkapital 
kontrolieren.      Der    wesentlichste    Unterschied    zwischen 
beiden  liegt  in  der  Zeit.     Das  Grundkapital  ist  der  Bank 
für  die  ganze  Zeit  ihres  Bestehens  zugewiesen,  die  Depo- 
siten dagegen,  wie  es  auch  den  Darlehen  eigentümlich  ist, 
nur  für  die  beschränkte  Zeit,  während  der  sie  von  d.»m 
Einzahler  selbst  nicht  gebraucht  werden.     Für  diese  Zeit 
bilden  sie  aber  ebensogut  einen  Teil  des  Aktionskapitals, 
wie  das  Grundkapital  selbst,  und  der  Depositeneinzahler 
beteiligt  sich  insofern  für  einige  Zeit  indirekt  mit  an  ci?n 
Geschäften  der  Bank.    Daraus  müßte  man  weiter  folgern: 
also  ist  er  auch  berechtigt,  für  diese  Zeit  den  gleich?n  Ge- 
winnst zu  ziehen,  wie  die  Inhaber  des  Grundkapitals.  Nach 
außen  tritt  aber  nur  die  Bank  auf;  sie  operiert  zwar  nicht 
ausschließlich  mit  dem  eigenen  Kapital,  sondern  auch  mit 
dem  ihr  anvertrauten,  insofern  besteht  zwar  eine  gewisse 
Aehnlichkeit,  z.  B.  zwischen  der  Stillen  Gesellschaft   uuil 
dem  durch  Verwendung  der  Depositen  geschaffenen  Ver- 
hältnis.    Der  unüberbrückbare  Unterschied  ist  aber  darin 
zu  finden,  daß  dort  eine  gleiche  Gewinnbeteiligung  gewollt 
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und  vereinbart  wurde,  liier  dagegen  nicht.  Die  Bank 
nimmt  ausschließlich  im  eigenen  Namen  die  Depositen- 
gelder auf  und  gibt  sie  auch  ausschließlich  im  eigenen 
Namen  weiter;  sie  ist  der  spiritus  rector  der  Geldbesorgung 
und  Anlage,  der  für  seine  besondere  Tätigkeit  auch  den 
besonderen  Unternehmer-  resp.  Vermittlergewinn  bezieht. 
Auch  diese  Umstände  sprechen  klar  für  die  Darlehens- 
eigenschaft der  Depositen. 

Es  interessiert  weiter,  welcher  Art  denn  der  Kredit 
ist,  den  die  Bank  durch  Annahme  der  Depositen  aufnimmt, 
ob  konsumtiv  oder  produktiv.  Die  Entscheidung  ist  leicht 
zu  treffen.  Das  Interesse  der  Bank  am  Abschluß  des  Ge- 
schäftes geht  dahin,  möglichst  hohe  Summen  anzusam- 
meln, um  damit  auch  einen  desto  höheren  Gewinn  enverben 
zu  können.  Von  diesem  Gewinn  verwendet  sie  den  kleine- 
ren Teil  zur  Bezahlung  der  schuldigen  Zinsen;  die  regel- 
mäßig höheren  Ueberschüsse  behält  sie  aber  für  sich.  Sie 
benutzt  die  Depositengelder  also  nicht  zur  Kosumption, 
sondern  in  äußerst  intensiver  Weise  zur  Produktion.  Das 
Depositengeschäft  ist  also  den  Produktions-Darlehen  ein- 
zuordnen. 

Mit  dieser  Konstruktion  der  Depositen  als  Darlehen 
soll  keineswegs  die  Identität  beider  in  jeder  Beziehung  be- 
hauptet werden;  sie  weichen  vielmehr  offensichtlich  in 
einigem  voneinander  ab.  So  vor  allem  in  der  Regelung 
des  Erfüllungsortes.  Wird  sonst  ein  Gelddarlehen  zurück- 
gezahlt, so  hat  es  der  Schuldner  im  Zweifel  auf  seine  Ge- 
fahr  und  Kosten  dem  Gläubiger  an  dessen  Wohnsitz  zu 
übermitteln.  (B.  G.-B.  §  270,  Abs.  1.)  Das  Geld  gilt  hier 
also  als  Bringschuld.  Werden  dagegen  Depositengelder 
zurückgezahlt,  so  muß  sie  sich  der  Gläubiger  von  der  Bank 
selbst  abholen  oder  die  Kosten  der  Uebermittlung  tragen. 
Diese  Abweichung  ist  vielleicht  als  ein  Ueberrest  der  histo- 
rischen Entwicklung  des  Depositengeschäftes  aus  dem  Ver- 
wahrungsgeschäft  aufzufassen;  jedenfalls  ist  sie  nicht  zum 
mindesten  dafür  Anlaß  gewesen,  die  nahen  Beziehungen 
zwischen  dem  Depositengeschäft  und  dem  Darlehen  dar- 
über zu  übersehen.    Diese  Abweichung  des  Erfüllungsortes 
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beim  Depositengeschäft  von  den  Darlehenssätzen  hat  an- 
dererseits ihre  unverkennbaren  Vorzüge,  und  bestünde  Me 
nicht  schon,  so  wäre  sie  jedenfalls  aus  Zweckmäßigkeita- 
gründen  für  die  Zukunft  zu  fordern,  denn  beim  Depositen- 
verkehr  stehen  auf  der  einen  Seite  viele  Tausende  vou 
Kontrahenten,  auf  der  anderen  dagegen  ein  und  dieselbe 
Persönlichkeit,  die  Bank.     Die  Abwicklung  dieser  vielen 
gleichartigen,  nach    derselben  Richtung    strebenden  Ge- 
schäfte dürfte  also  am  leichtesten  bei  der  Bank    und  in 
ihren  Lokalitäten  stattfinden  und  ist  deshalb  notwendig. 
3.  Die  Bank  nimmt  diese  verschiedenen  Gelder  an,  dif 
ihr  das  Publikum  bringt,  und  verwendet  sie  zur  weiteren 
Ausdehnung  ihrer  Geschäfte  mit  der  Industrie  und  den» 
Handel;  sie  löst  deren  Schecks  ein,  diskontiert  Wechsel, 
eröffnet  Lombard-  und  Girokonten  und  beteiligt  sich  auei» 
aktiv  mit  ihrem  Kapital  an  den  Geschäften  eines  Unter- 
nehmens,   indem  sie   dessen  Begründung   überhaupt    erst 
möglich  macht  oder  das  schon  Bestehende  erweitern  und 
vergrößern  hilft.     Diese  Tätigkeit  nennt  man  das  Finan 
zieren.     Die  Bank  übernimmt  mit  diesen  Geschäften  die 
Vermittler-Kolle  auf  dem  Geldmärkte;  sie  zieht  das  Geld  an 
sich,  von  den  Plätzen,  wo  es  überflüssig  ist,  und  befördert 
es  an  die  Stellen,  wo  es  mangelt.  Damit  bildet  sie  das  Binde 
glied  zwischen  den  zwei  Extremen,  den  jeweils  geldreichen 
und  geldarmen  Teilen  der  Bevölkerung,  und  regelt  damit 
die  ganze  Lage  des  Geldmarktes;  sie  verhindert  die  unge- 
sunde und  unwirtschaftliche  Anhäufung  größerer   Geld- 
mengen und  führt  diese,  sonst  brach  und  nutzlos  daliege» 
den  Gelder  einer  wirtschaftlichen  Bestimmung  zu.     Ist  *► 
das  überschüssige  Geld  den  Industriellen  und  KaufleuUn 
übermittelt,  so  bleibt  es  nicht    bei    diesen,    sondern   wir*» 
wieder  verausgabt  für   die  Anschaffung    dar  Materialien 
Begleichung  von  Schulden,  Bezahlung  der  Gehälter  us*.. 
und  so  gelangt  das  Geld  vielleicht  auf  mannigfachen  Um 
wegen  wieder  in  die  Hände  von  Leuten,  die  es  selbst  nirh* 
wirtschaftlich  nutzen  können,  weil  ihnen  der  Geschäft.- 
geist  oder  eine  andere  Geschäftsgelegenheit  inangelt,  im« 
so  wandert  es  dann  wieder  zur  Bank  zurück,  und  von  tlor 
weiter  den  eben  beschriebenen  Weg. 
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Die  Depositen  dienen  also  zur  Ausgleichung  des  Geld- 
marktes.   Dorthin,  wo  man  ihrer  bedarf,  sollen  sie  jeder- 
zeit gebracht  werden  können.    Sie  müssen  also  auch  jeder- 
zeit zur  Verfügung  stehen  und  dürfen  nicht  für  derart 
laugf ristige  Geschäfte  verwendet  werden,  daß  sie  ihre  Be- 
weglichkeit einbüßen  und  auch  nicht  sobald  flüssig  ge- 
macht werden  können.  Daß  die  Depositen  möglichst  flüssig 
bleiben,  ist  auch'  schon  aus  dem  Grunde  wünschenswert, 
weil   die  Depositen  vielfach   auf  eine  unbestimmte   Zeit 
überlassen  werden.  Diese  unbestimmte  Befristung  bedeutet 
aber  für  die  Banken  eine  große  Gefahr,  denn  während  die 
Geschäfte,  die  durch  die  Höhe  des  Grundkapitals  gedeckt 
sind,  jeden  Risikos  entbehren,  kann  der  Bank  eine  große 
Gefahr  daraus  erwachsen,  daß    sie    ihre  Depositengelder 
festlegt  oder  sonst  aufbraucht  in  der  Hoffnung,  daß  sie 
sobald     nicht    zurückgefordert    werden:     plötzlich     aber 
dennoch  alle  Depositen  von  den  Einzahlern  abgefordert 
werden.    Damit  ist  die  Bank  in  eine  äußerst  prekäre  Lage 
geraten,  einerseits  kann  sie  die  Gelder  nicht  zurückzahlen, 
andererseits  ist  sie  aber  dazu  verpflichtet.    Um  einer  der- 
artig  kritischen  Situation  möglichst  aus  dem   Wege   zu 
gehen,  muß  die  Bank  bemüht  sein,  sich  Bedingungen  zu 
schaffen,  die  es  verhindern,  daß  die  Depositen  zu  bald  und 
vorzeitig  wieder  fortgenommen  werden.     Das  erreicht  sie 
dadurch,  daß  sie  eine  Kündigungsfrist  mit  vereinbart.  Bei 
den  großen  Banken  treten  deshalb  neben  die  Gelder  mit 
täglicher  Kündigung  nicht  geringe  Posten  ein-  und  drei- 
monatlicher Gelder.     Kleinere  Banken  vereinbaren  statt 
dieser  ihnen  zu  kurzen,  gern  auch  längere  Fristen  und  son- 
dern ihre  Depositen  in  solche  mit  sechs-  oder  zwölf  monat- 
licher, oder  gar   längere  Kündigungsfrist    und   gewähren 
erst     von    diesen  Kündigungsterminen    an    den    höheren 
Zinsfuß. 

4.  Die  Depositen  kann  man  inhaltlich  scheiden  in 
solche,  die  ihrer  wesentlichen  Bestimmung  gerade  dadurch 
(iienen,  daß  sie  bei  einer  Bank  eingezahlt  werden  und 
Milche,  die  mangels  anderweitiger  wirtschaftlicher  Ver- 
wendung den  bankmäßigen  Zins  tragen  sollen. 
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Die  ersten  Depositen  stellen  Zahlungsmittel  dar:  si.» 
werden  eingezahlt,  um  die  Bank   als  Zahlungsstelle,  als 
Kasse  für  sich  zu  gewinnen;  man  nennt  sie  deshalb  zweck- 
mäßig wohl  auch  Kassen-Depositen.1)      Diese   Depositen 
wechseln  ständig  in  ihrem  Bestände,  teils  dadurch,  daü 
meist  täglich  neue  Gelder  eingehen,  z.  B.  aus  Forderungen 
gegen  dritte,  die  Tageskasse  usw.,  teils  dadurch,  daß  die 
alten  Bestände  für  präsentierte  Wechsel,  Schecks,  Rech- 
nungen   und    eigene    bare    Rückforderungen     ausgezahlt 
werden.    Die  Bank  berechnet  für  die  vielen  Bemühungen, 
die  ihr  dadurch  erwachsen,  eine  ganz  geringe  Provision: 
andererseits  verzinst  sie  die  vorhandenen  Bestände  wie  alle 
Depositeneinlagen.     Diese  Gelder  sind  für  den  Einzahler 
nichts  anderes,  als  Kassengelder  zur  Erledigung  der  tät- 
lichen Geschäfte.  Aus  solchen  Kassenbeständen  noch  einen 
besonderen  Vorteil  zu  ziehen,  wie  aus  dem  Anlagekapital, 
wird  sonst  keinem  Geschäftsmann  möglich  sein.    Werden 
diese  Kassengelder  dagegen  einer  Bank  eingezahlt,  so  ver- 
dient der  Einzahler  damit  einen  Zins.  Dieses  ganz  erstaun- 
liche Ereignis  ist  daraus    zu    erklären,    daß    die  Banken 
zahlreiche   derartige   Konten   führen.     Erfahrungsgemäß 
werden  nicht  alle  diese  Kassengelder  zur  gleichen  Zeit  v  »r- 
braucht,  so  daß  man  bei  genauer  Beobachtung  eine  Suinn;»' 
findet,  die  als  Grundstock  dieser  gesamten  Kassengeltier 
niemals  oder  höchst  selten  angegriffen  wird:  eine  Art  Re- 
servekasse.   Diese  Gelder  kann  die  Bank  für  sich  nutzer. 
teils  als  ergänzende  Entschädigung  für  ihre  Bemühunevi. 
teils  um  einen  über  die  bloße  Unkostendeckung  hinan- 
gellenden  Verdienst  daraus  zu  ziehen. 

Die  Kassendepositen  stammen  naturgemäß  aus  Krv 
sen,  die  eine  rege  wirtschaftliche  Tätigkeit  entfalten,  al- 
vor  allem  von  Geschäftsleuten,  Industriellen  und  Han«i  •' 
treibenden. 

Den  Kassendepositen  gegenüber  stehen  die  Deposit«*'. 
die  nicht  sofort  verwendet  werden  sollen,  also  aus  IVK-r 


*)   Warschauer:    Das  Depositen-Bankwesen,  S.  439,  nennt 
Geschäfts-Depositen. 
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Schüssen,  im  besonderen  aus  Einkoinniensüberschüssen 
stammen;  man  kann  sie  deshalb  Ueberschuß-Depositen 
nennen.1)  Die  Bestimmung  dieser  Depositen  kann  nun 
entweder  auch  schon  festgesetzt  sein,  nur  sollen  sie  bis 
zu  diesem  Termine  noch  einen  Ertrag  abwerfen,  wie  z.  B. 
Gelder  zur  Zeichnung  eines  demnächst  zu  emittierenden 
Wertpapiers,  für  erwartete  Rechnungen,  der  Mietzins,  das 
Gehalt  des  Beamten  oder  das  Wirtschaftsgeld  der  Haus- 
frau für  spätere  Monate  —  oder  sie  sind  Ueberschüsse,  die 
kein. »m  Zwecke  dienen  und  nur  ihre  Integrität  als  Ueber- 
schüsse bewahren  sollen,  um  dadurch  allmähliche  An- 
häufung zur  Schaffung  oder  Vermehrung  eines  Kapitals 
zu  dienen.  Erstere  kann  man  Verbrauchsdepositen  nennen 
im  Gegensatz  zu  letzteren,  den  Spardepositen.  Natürlich 
können  sich  die  Spardepositen  auch  leicht  in  Verbrauchs- 
depositen verwandeln  und  umgekehrt.  Ein  groß?r  Teil 
der  Verbrauchs-  und  Spardepositen  wird  den  Sparkassen 
zugeführt,  die  Spargelder  vor  allem. 

Als  Einzahler  dieser  Depositen  kommt  die  ganze  Be- 
völkerung in  Betracht.  Jeder,  der  Ueberschüsse  besitzt 
und  sie  sonst  nicht  in  anderer  Weise  nutzbringend  ver- 
wenden kann,  pflegt  sie  bei  der  Bank  oder  Sparkasse  ein- 
zuzahlen. Inhaber  von  Kassenkonten  pflegen  sich  für  die 
Anlage  von  Ueberschüssen  Separat-Konten  eröffnen  zu 
lassen.  Vielfach  ist  es  in  neuerer  Zeit  auch  üblich  gewor- 
den, daß  infolge  der  vielfachen  Kursstürze  Personen,  die 
ihr  Geld  in  Wertpapieren  angelegt  hätten,  aus  Furcht  vor 
großen  Verlusten  ihr  Geld  lieber  einer  Bank  als  Depositen- 
geld gaben,  um  jederzeit  die  ursprünglich  eingezahlte 
Summe  ohne  Kursverlust  zurückerhalten  zu  können. 

Im  übrigen  läßt  sich  nicht  erkennen,  ob  die  Depositen 
der  einen  oder  der  anderen  Art  zugehören.  Wohl  können 
aber  zwischen  der  Bank  und  dem  Kunden  Bedingungen 
vereinbart  werden,  die  das  Fehlende  ergänzen,  so  wird 
regel müßig  für  sehr  lebhafte  Konten  eine  Extraprovision 
eingefordert  und  für  langfristige  ein  höherer  Zins  be- 
willigt. 

1 )    Warschauer:    A.  a.  ().   nennt   sie  Spardepositen. 
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5.  Der  Zweck  der  Einzahlung  der  Depositen  ist  für  den 
Einzahler  der  Gewinn  des  Zinses.  Bezüglich  dieses  Zinses 
muß  man  scheiden  einerseits  die  Sparkassen  und  anderer- 
seits die  Banken. 

Die  Sparkassen  geben  gewöhnlich  einen  festen  Zins 
von  2  V2  oder  3  % ;  die  Banken  zahlen  dagegen  keinen  f  ^st 
normierten  Zins,    ihr  Zins    wird  vielmehr  von  zwei  Mo- 
menten abhängig,1)  einem  innerhalb  der  Parteien  erschei- 
nenden und  einem,    das  von  dritter  Seite    einwirkt.     Der 
Faktor  von  außen  her  wird  durch  die  Höhe  des  Diskonte* 
gebildet.    Der  Bankzins  bleibt  gewöhnlich  2  %  hinter  dem- 
selben zurück,  geht  aber  auch  in  teueren  Zeiten  für  lang 
fristige  Gelder  nicht  über  4%  hinaus.    Das  innervertrag- 
liche Moment  bilden  die  Kündigungsfristen;  in  den  größe- 
ren Banken  sind  tägliche,  einmonatliche  und  dreimonat- 
liche  Kündigungsfristen   üblich,   doch   werden   besonders 
von  kleineren  Banken  auch  längere  vereinbart,   dann  j* 
länger  eine  Bank  das  eingezahlte  Geld  behalten  kann,  de>to 
größeren  Gewinn  kann  sie  damit  auch  erwerben.    Der  Ziu*> 
für  tägliche  Gelder  beträgt  in  teurer  Zeit  zuweilen   3'.. 
gewöhnlich  weniger;     er  wächst    regelmäßig    mit    jeder 
höheren  Kündigungsfrist  um  1/4 — 1/2  %  bis  zu  4%.  Ein 
derartiger  Zins  von  2 — 4  %  verträgt  keinen  Vergleich  m\\ 
dem  gesetzlichen  Zins;  dieser  beträgt  bei  bürgerlich  recht 
liehen  Geschäften   im  Zweifel  4  %    (B.  G.-B.  §  446) ,    l*i 
Handelsgeschäften  5%    (H.-G.-B.  §  352)  und  bei  Wechsel 
schulden  sogar  6  %   (W.-O.  Art.  50) ;  im  Lombard  verkehr 
finden  sich  in  teueren  Zeiten  Zinsen  von  7  c/o  und   mehr 
Immerhin  bedeutet  aber  der  Zins  für  Depositengelder  einei. 
Vorteil,  den  man  sonst  wahrscheinlich  nicht  hätte  ziehci 
können,  denn  wer  findet  so  schnell  für  seine  Gelder  eino' 
Darlehenssucher  oder  eine  passende  kurzfristige  Anlap- 
Deshalb  ist  gleichwohl  an  der  Höhe  des  Zinses  nicht«  an- 
zusetzen. 

Bei  Berechnung  der  Zinsen  findet  sich  noch  ein  weit* 
rer  Unterschied  zwischen  den  Sparkassen  und  den  sonstig 

*)  Warschauer:  A.  a.  O.  S.  431,  nimmt  dafür  den  Geldpreis  »n 
die  Kündigungsfrist  an. 
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Banken.     Die  Sparkassen  rechnen  nämlich  vielfach  nur 
die  vollen  Kalendermonate  und  vergüten  darum  keinen 
Zins  für  den  Monat  der  Einzahlung  und  den  der  Auszah- 
lung, d.  h.  f  rü  je  1 — 29  Tage,1 )  doch  finden  sich  auch  Spar- 
kassen, die  schon  vom  nächsten  1.  resp.  15.  des  Monats  oder 
sogar  auch  vom  nächsten  Werktage  an  verzinsen.     Die 
Banken  verzinsen  dagegen  stets  vom  1.  Tage  nach  der  Ein- 
zahlung  an    und    bis    zum    Tage    der    Auszahlung.     Bei 
gleichem  Zinssatz  trägt  deshalb  ein  großer  Teil  der  Sparer 
sein  Geld  lieber  zur  Bank,  als  zur  Sparkasse.    Wäre  dieser 
Zustand  ein  dauernder,  so  müßte  allerdings  nach  einem 
Abwehrmittel  gesucht  werden.       Dazu  wäre  nicht  gleich 
nötig,  daß   die  Sparkasse  in  genau   gleicher   Höhe   und 
Dauer  verzinste,  wie  die  Bank,  denn  die  Sparkasse  ge- 
währt in  der  Kegel  dem  Publikum  Sicherheiten,  wie  es  eine 
Bank  nicht  tut,  und  dieser  Umstand  wiegt  einen  großen 
Teil  dieser  Differenz  auf.    Vielleicht  wäre  aber  doch  vor- 
zuschlagen, daß  die  Sparkassen,  da  ja  doch  ein  großer 
Teil  ihrer  Kunden  Wochenlohn  bezieht,  und  wöchentlich 
einzahlt,  zumindest  auch  wöchentlich  verzinsen  und  darin 
nach  Einheitlichkeit  streben. 

Endlich  ist  noch  zu  bemerken,  daß  die  Banken  keinen 
Zins  gewähren,  wenn  das  Konto  vor  Ablauf  von  zwTei  Wo- 
chen wieder  gelöscht  wird  —  daß  die  Sparkassen  diese 
SjMJrrfrist  aber  häufig  auf  drei  Monate  angesetzt  haben. 
Auch  das  hat  seine  volle  Berechtigung,  denn  die  Spar- 
kassen wollen  wirklich  das  sein,  was  ihr  Name  bedeutet, 
und  darum  gewähren  sie  mit  gutem  Grunde  für  so  kurz- 
1  hu f ende  Konten  keinen  Zins;  gleichzeitig  spornen  sie  mit 
dieser  Maßregel  aber  auch  den  Spartrieb  gerade  in  s?inem 
Anfangsstadium  an. 

B.  Der  Schutz  der  Depositengläubiger  im  Konkurse. 

Soll  ein  Depositenkonto  aufgelöst  werden,  so  hat  j? 
i»?tch  Lage  des  Falles  eine  Kündigung    zu  erfolgen    oder 

l)    M.   Seidel:    Im    Handwörterbuch    der   Staatswissonschaften, 
Hund  6,  S.  853. 
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nicht,  sei  es  nun,  wie  regelmäßig  von  Seiten  des  Gläubigers 
oder  auch  von  Seiten  der  Bank.  Mit  der  Fälligkeit  ist  dann 
der  Saldo  des  Depositenkontos  zurückzuzahlen  und  der  sie! 
ergebende  Zins  daraufzuschlagen.  Abzüge,  mit  Ab- 
nahme für  event.  gelieferte  Rechnungs-  oder  Scheckbücher 
und  Porti,  werden  nur  in  den  seltensten  Fällen  erhoben. 

Nicht  so  leicht  und  einfach  lösen  sich  die  Beziehungen 
wenn  die  Beendigung  unfreiwillig,  durch  Konkurs  £♦*- 
schiebt.  Im  Gegensatz  zum  Depotgläubiger,  der  über  sei«- 
eingelieferten  Stücke  ein  Nummernverzeichnis  erhalte, 
hat,  und  deshalb  aussonderungsberechtigt  ist,  steht  danr 
dem  Depositengläubiger  kein  anderes  Recht  zu,  wie  allen 
übrigen  Gläubigern  der  Bank;  er  hat  nur  einen  Anspnicv 
auf  anteilige  Befriedigung  seiner  Forderung.  Eine  ■ 
weiteren  Schutz  hat  ihm  die  Gesetzgebung  bisher  vorsagt 

1.  Da  das  Gesetz  den  Depositengläubiger  also   nirlu 
schützt,     so     muß     sich     der    Depositengläubiger      selb-* 
schützen;  das  kann  er  nur  in  der  Weise  tun,  daß  er  sein» 
Gelder  einer  Bank  anvertraut,  bei  deren  tüchtiger  und  *••• 
lider  Geschäftsführung  er  keinen  Verlust  glaubt  befün 
ten  zu  brauchen.    Um  eine  derart  vertrauenswürdige  Bai. 
zu  finden,  muß  er  zu  ergründen  suchen:  einmal  welcher 
Einflüssen  das  Depositengeschäft  an  sich  seitens  der  Bau* 
institute  und  ihrer  sonstigen  Tätigkeit  unterworfen   **-.' 
kann,  und  zweitens,  in  welcher  Weise  bei  den  einzeln- 
Banken  die  Depositenforderungen  für  den  Fall  einer  pb;. 
liehen  Rückforderung  gedeckt  sind.    Erstere  Momente  i 
Erkenntnis  des  Depositengläubigerschutzes  könnte  man  • 
objektiven  nennen,  letzteres  das  subjektive.  Die  objektiv 
Momente  äußern  sich  einmal  in  der  Höhe  der  Haftm  - 
d.  h.  darin,  welches  die  Rechtspersönlichkeit  der  Bank  -- 
und  zweitens  in  der  Art  der  Depositengelder-Verwerulir  . 
Das  subjektive  Moment   des   Depositengläubiger-Schut, 
bei  der  einzelnen  Bank  kommt  in  der  Liquidität  zum   A   - 
druck,  in  der  Fähigkeit  der  Bank,  jederzeit   allen    il  : 
Verbindlichkeiten  nachzukommen. 

a)   Die  Institute,  die  Depositengelder  annehnum* 
fallen  in  zwei  Gruppen,  in  solche,  privatrechtlichen    . 
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solche  öffentlich-rechtlichen  Charakters.1)  Die  privat- 
rechtlichen  Bankinstitute  werden  entweder  durch  einen 
Einzelnen  geleitet  oder  sind  Gesellschaftsunternehinungen. 
Im  ersteren  Falle  spricht  man  von  Bankiers,  im  letzteren 
von  Banken.  Beide  sind,  da  nichts  Gegenteiliges  angeord- 
net ist,  befugt,  Depositengelder  in  unbeschränkter  Höhe 
aufzunehmen.  Das  Einzel  unternehmen  ist  jedoch  darum 
nicht  sehr  empfehlenswert  für  den  Depositenverkehr,  weil 
ihm  selten  ein  ausreichendes  Garantiekapital  zur  Seite 
stehen  dürfte.  Dieses  Urteil  wird  besonders  noch  dadurch 
gestützt,  daß  eine  Kontrolle  der  Geschäftsführung  gänz- 
lich ausgeschlossen  ist,  d.  h.  nicht  de  facto,  aber  mangels 
einen  dahingehenden  Rechtssatzes  ist  der  Bankier  nicht 
verpflichtet,  eine  Bilanz  zu  veröffentlichen.  Ausschließ- 
lich seine  persönliche  Vertrauenswürdigkeit  ist  für  die  ein- 
gezahlten Gelder  Bürge. 

Ebenso  ist  über  die  Stille  Gesellschaft  und  über  die 
Offene  Handelsgesellschaft  zu  urteilen;  auch  die  Komma n- 
dit-Gesellschaft  gehört    hierher.     Gesetzt    ein    reichliches 
Garantiekapital  stände  zur  Verfügung,  und  auch  die  Ge- 
schäftsführung ließe  nichts  zu  wünschen  übrig,  so  würde 
sich  der  Depositeneinzahler  doch  immer  nicht  der  Gewiß- 
heit hingeben  können,  daß  dem  wirklich  so  ist.  Und  weiter, 
ist    das  Garantiekapital   wirklich   durch   Hinzutritt   eines 
neuen   Gesellschafters   erhöht,   so   wachsen   damit    gleich- 
zeitig1 die  Unkosten  der  Gesellschaft,  denn  naturgemäß  will 
jeder  Gesellschafter  zumindest  standesgemäß  leben,    und 
dadurch  wird  vielleicht  der  Vorteil,  der  aus  der  Vermeh- 
rung des  Grundkapitals  erwächst,  wieder  aufgezehrt.    Ein- 
sieht in  die  Bilanz  wird  Dritten,  wie  den  Depositengläubi- 
gern nicht  gewährt,  ja  sogar  für  den  Stillen  Gesellschafter 
und  den  Kommanditisten  mußte  im  Gesetze  noch  ausdrück- 
lich  bestimmt  werden,    daß  er  berechtigt  wäre,    die    ab- 
schriftliche Mitteilung  der  Bilanz  zu   fordern    und    ihre 
Richtigkeit    unter  Einsicht    der  Bücher    und  Papiere    zu 

*)  ffr.  dazu  lies.  Xetuiiann-Hofcr:    DeuositeiiKOschäfto,  S.  168  ff. 
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prüfen.1 )    Für  den  Offenen  Handelsgesellschafter  erübrigte 
eine  derartige  Bestimmung,  weil  er  selbst  Mitunternehmer 

ist. 

Gegenüber  dem  Vorigen  weist  die  Genossenschaft  den 
Vorteil  der  Prüfungsmöglichkeit  für  den  Dritton  auf,  dies 
aber  auch  nur,  wenn  sich  ihr  Kundenkreis  ausschließlich 
auf  ihre  Mitglieder  beschränkt;  jeder  Genosse  ist  berech- 
tigt, eine  Absbhrift  der  Bilanz,  sowie  der  Jahresrechnunfr 
zu  verlangen,  allerdings  auf  seine  eigenen  Kosten.*)  Diese 
Gesellschaftsform  ist  jedoch  nicht  allgemein  üblich,  son- 
dern nur  für  den  Kreis  der  kleinen  und  mittleren  Unter- 
(!'  nehmer  und  besonders  der  Landwirte  beschränkt. 

Weiterhin  ist  die  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haf 
tung  zu  nennen.    Sie  zeichnet  sich  gegenüber  den  vorigen 
durch  zweierlei  aus:  einmal  durch  die  Bekanntgabe  ihres 
Grundkapitals  und  zweitens   durch   die   Veröffentlichung 
ihrer  Bilanzen.    Ihre  Bilanzen  werden  sogar  öffentlich  und 
in  bestimmten  Blättern  bekanntgegeben,  zumindest  in  den 
stimmten  Blätter.8)     Die  Frage  wäre  hier  nur,  ob  diese 
für  die  Bekanntmachungen  aus  dem  Handelsregister  be~ 
Gesellschaft  das  nötige  Kapital  aufbrächte,  um  sich  mit 
Erfolg  an  das  Depositengeschäft  wagen  zu  können  und  an- 
dererseits den  Depositen-Einzahlern  eine  genügende  Sicher- 
heit zu  gewähren,  denn  als  Mindestbetrag  für  ihre    Be- 
gründung genügen  schon  20  000  Mk.  (§  5  eod.) ;  die  weitere 
Bestimmung,  daß  die  Gesellschafter  auch  über  den  Bstrag 
der  Stammeinlage  hinaus  die  Einforderung  von  weiteren 
Einzahlungen   (Nachschüssen)   beschließen  können    (§  26, 
27  eod.),  dürfte  dabei  nur  von  nebensächlichem   Belang 
sein. 

Auch  die  Aktiengesellschaft  hat  ihr  Grundkapital  be- 
kannt fcu  geben  und  ihre  Bilanzen  zu  veröffentlichen  4  )  uiui 


l)  H.-G.-B.  §  338,  Abs.  1,  resp.  §  löO,  Abs.  1.  für  die    Offene 
Handelsgesellschaft,  §  105  ff. 

')   Ges.   v.  20.   April    1892.   §  41,   Abs.  4,   dazu   §  30,    Ah«..    I 

8)  Gos.  v.  1.  Mai  1889,  §  48,  Abs.  2. 
Neunianu-Hofer  hat  die  G.  m.  b.  H.  überhaupt  nicht  berücksichtigt 

4)   ll.-G.-ß.  §   182,  Satz   1,  §   180,  Abs.   1,  und   §  184,    Ab*.    1 
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gewährt  dadurch  jedem  Interessenten  Einblick  in  den 
Stand  ihrer  Geschäfte.  Vor  der  6.  m.  b.  H.  zeichnet  sie 
das  Vorhandensein  eines  Aufsichtsrates  als  besonderen 
Kontrollorgans  aus,  und  insofern  vereinigt  sie  in  sich  die 
weitestgehenden  Sicherheitsgarantien,  die  den  Drittgläubi- 
gern, wie  es  die  Depositeneinzahler  sind,  gewährt  werden, 
Neben  der  Genossenschaft,  die  hier  allerdings  wegen  ihrer 
natürlichen  Beschränkung  kaum  in  Frage  kommt,  kann 
die  Aktiengesellschaft  also  vor  allem  als  für  den  Betrieb 
von  Depositengeschäften  geeignet  gelten.  Zu  ihrer  Be- 
gründung bedarf  sie  allerdings  nur  eines  Kapitals  von 
5000  Mk.1),  also  noch  weniger  als  die  G.  m.  b.  H.,  doch 
pflegt  sie  wegen  ihrer  günstigen  Beteiligungsmöglichkeit 
(Aktien  ä  1000  Mk.  und  200  Mk.)  für  einen  großen  Kreis 
gerade  im  Bankverkehr  oft  ganz  enorme  Kapitalien  auf- 
zuweisen, so  daß  hier  die  bei  weitem  kräftigsten  Grund- 
kapital- und  Reservefonds  gefunden  werden.  Neumann- 
Hof  er  setzt  an  der  A.-G.  aus,  daß  die  Zerlegung  ihres 
großen  Kapitals  in  viele  kleine  Teile  leicht  dazu  führt,  daß 
die  Aktien  S]>ekulationsobjekte  werden  und  damit  der 
Eigentümer  einer  solchen  Aktie  sich  freier  von  der  Ver-r 
antwortlichkeit  für  die  Gesellschaft  fühlt  als  er  dürfte. 
Gewiß,  die  Gefahr  liegt  sehr  nahe;  darum  hat  das  Gesetz 
aber  auch  Vorsorge  getroffen,  so  daß  nicht  die  Eigentümer 
der  Aktien  die  Geschäfte  führen,  sondern  der  Vorstand 
unter  der  Kontrolle  des  Aufsichtsrats. 

Die  letzte  Form  d?r  Gesellschaften,  die  Kommandit- 
GeselUchaft  auf  Aktien,  ist  dagegen  nicht  so  geeignet  für 
den  !V?|>o8itenverkebr,  weil  sie  zur  Veröffentlichung  ihrer 
1  Bilanzen  nicht  verpflichtet  ist. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  erwähnt,  daß  seit  kur- 
zer Zeit  auch  eiu  Warenhaus  in  Berlin  nach  dem  Vorbilde 
Amerikas  Depositen  annimmt,  es  wäreu  hier  zwei  Fälle 
denkbar:  einmal  das  Warenhaus  nimmt  die  Depositen  für 
sieh  selbst  auf,  um  sein  eigenes  Kapital  zu  erhöhen,  so 
wäre  das  soeben  über  die  Bankiers  und  Banken  Gesagte 


*)  H.-U.-B.  §  2Ö5. 
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zu  wiederholen;  oder  aber,  es  wirbt  für  eine  andere  Bank, 
dann  wäre  es  nur  als  ein  Appendix  jener  aufzufassen. 

Neben  den  privatrechtlichen  Depositeninstituten  sind 
auch  öffentlich-rechtliche  zu  nennen,  und  zwar  kann  man 
hier  unterscheiden:  Geldinstitute,  die  für  Rechnung:  des 
Staats  arbeiten,  ferner  solche,  die  mit  einem  besonderen 
staatlichen  Privileg  ausgerüstet  sind  und  endlich  gleiche 
Anstalten,  die  von  den  Kommunen  errichtet  sind.  Deutsch- 
land weist  Vertreter  jeder  dieser  Arten  auf.  Als  staat- 
liches Unternehmen  funktioniert  z.  B.  in  Preußen  die  See- 
handlung; dies  Institut  erfreut  sich  natürlich  der  gleichen 
Sicherheit  wie  der  Staat  selbst  und  kann,  gestützt  auf  das 
Vermögen  des  Staates,  auch  allen  Depositengläubigern 
Genüge  leisten,  solange  der  Staat  selbst  nicht  den  Ban- 
krott ansagt.  Weiter  gibt  es  Banken,  die  sich  besonderer 
staatlichen  Privilegien  erfreuen;  es  sei  hier  vor  allem  auf 
die  Reichsbank  hingewiesen,  daneben  kommen  auch  ver- 
schiedene  sogen.  Landesbanken  in  Betracht. 

An  kommunalen  Geldinstituten  kommen  besonders 
die  Sparkassen  in  Frage;  sie  unterscheiden  sich  in  wesent- 
lichen Punkten  von  allen  anderen  Bankinstituten.  Ein- 
mal sind  sie  nicht  in  erster  Linie  zum  Gelderwerb  errichtet, 
sondern  als  Wohlfahrtsanstalten  gedacht,  als  Ansporn  zum 
Sparen  für  die  minderbegüterten  Schichten  der  Bevöl- 
kerung. Ferner  haben  Banken  regelmäßig  ein  größeres 
Grundkapital,  die  Sparkassen  dagegen  gewöhnlich  *  jcar 
keiyis;  sie  suchen  vielmehr  lediglich  aus  dem  Ertrage  der 
eingezahlten  Gelder  ihren  Verpflichtungen  nachzukom- 
men; im  Falle  der  Insolvenz  springt  die  garantierende 
Kommune  als  Bürge  ein.  Auf  diese  Beziehung  zwischen 
Kommune  und  Sparkasse  ist  weiter  zurückzuführen,  daß 
ihre  Leiter  und  Beamten  regelmäßig  Beamte  der  Koni- 
jnune  sind  und  von  dem  Gedeihen  keinen  unmittelbaren 
Vorteil  ziehen;  anders  ist  es  aber  bei  den  Banken;  die 
Leiter  der  Banken  sind  regelmäßig  auch  an  dem  Gewiun 
ihrer  Institute  in  Form  von  Tantiemen  beteiligt  und  Wirt- 
schaften darum  gleichzeitig  auch  in  ihre  eigene  Tascht* ; 
je  günstigere  Abschlüsse  sie  für  die  Bank  erreichen,  desto 
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mehr  verdienen  sie  selbst.  Weiter  ist  einer  Bank  —  sie  sei 
denn  Noten-  oder  Hypothekenbank  —  alle  nur  möglichen 
Geschäfte  zu  treiben  gestattet,  während  die  Sparkassen 
regelmäßig  durch  Statut  auf  einzelne  Geschäfte  beschränkt 
werden,  um  sie  möglichst  vor  zu  großem  Risiko  und  da- 
durch drohenden  Verlusten  zu  schützen,  und  ihnen  die 
übrigen  versagt  bleiben.  Das  sind  alles  Momente,  die  zu- 
gunsten der  Sparkassen  gegenüber  den  Banken  sprechen, 
weil  sie  den  Depositeneinzahlern  jene  als  weniger  der  Spe- 
kulation ausgesetzt  erscheinen  lassen« 

Gegen  die  Sparkassen  wäre  aber  geltend  zu  machen, 
daß  sie  in  der  Regel  einen  Zins  gewähren,  der  hinter  dem 
der  Banken  zurückbleibt,  daß  sie  eine  kürzere  Frist  ver- 
zinaen  und  endlich  gewöhnlich  nur  Gelder  bis  zu  einer 
Höhe  von  3-  bis  5000  Mk.  von  der  gleichen  Person  anneh- 
men.1) Oft  int  auch  für  Einzahlungen  an  demselben  Tage 
eine  bestimmte  Grenze  festgesetzt,  so  z.  B.  in  Leipzig  von 
150  Mk.  Der  Sinn  dieser  Vorschrift  ist  leicht  zu  erfassen. 
Einmal  will  die  Sparkasse  nur  den  kleinen  Leuten  dienen, 
und  ferner  erstrebt  sie  den  Abschluß  möglichst  sicherer 
Geschäfte,  und  eine  Gelegenheit  zu  solchen  Geschäften  ist 
nicht  immer  so  leicht  gegeben,  wie  zu  den  sonstigen  Bank- 
geschäften, und  so  muß  sie,  um  auch  wirklich  alle  bei  ihr 
eingezahlten  Gelder  sicher  anlegen  zu  können,  die  Annahme 
weiterer  Gelder  beschränken.  Alle  Sparkassen  veröffent- 
lichen auch,  wie  die  Banken,  Jahresabschlüsse. 

In  der  Behandlung  der  Institute,  die  verzinsliche  Gel- 
der aufnehmen,  wurde  ein  Hauptgewicht  auf  die  Jahres- 
abschlüsse oder  Bilanzen  gelegt.  Sie  seien  darum  ge- 
nauer betrachtet.  Zuerst  fragt  sich,  ob  sich  denn  über- 
haupt die  Forderung  nach   einer  Kontrolle   der   Banken 

*)   Vend.  Everth:    Die   preuü.  Sparkassen  im   Rechnungsjahr 

1901    in  der  Zeitschr.  des  Kgl.  Statist.  Bureaus  1903.  8.  207. 

1901  1900  1899 

%               %  % 

Einlasen  über     K00—  3  000            24,08  23,46  23.17 

.,     3  000—10  000             3,72  3,50  3,49 

„    10  000                         0.45  0.42  0,42 
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Rechtfertigen  läßt.  Dagegen  scheint  wenigstens  zu 
Sprechen,  daß  in  dem  Depositengeschäft  ein  dem  Darlehen 
verwandtes  Geschäft  zu  sehen  ist.  Vor  Fälligkeit  der 
Schuld  und  für  den  Fall  der  prompten  Zahlung  ist  der 
Schuldner  aher  nach  den  Grundsätzen  des  bürgerliehen 
Rechtes  keineswegs  verpflichtet,  über  sein  Vermögen  und 
Geschäftsgebaren  den  Gläubigern  genaue  Auskunft  zu 
geben.  Also  dürfte  man  hier  die  Bank  auch  erst  für  den 
Fall  der  nichterfolgten  Rückzahlung  der  Depositen  zu  ein- 
gehenden Angaben  über  ihre  Geschäftsführung  zwingen. 
Dagegen  möchten  wir  aber  replizieren,  daß  beim  Ab- 
schluße  eines  gewöhnlichen  Darlehens  das  öffentliche  In- 
teresse fortfällt,  während  es  hier  beim  Depositengeschäft 
in  den  Vordergrund  tritt. 

Die  Bilanz  ist  also  voll  berechtigt.    Die  Bilanzen  er- 
scheinen gewöhnlich  mit  dem  Abschluß  einer  einjährigen 
Wirtschaftsperiode;     sie    enthalten  einen    kurz    gefaßten 
Ueberblick  über    die  Geschäftstätigkeit    der    Bank     und 
gipfeln  in  einer  zahlenmäßigen  Gegenüberstellung  der  Ak- 
tiven und  Passiven;  beide  müssen  einander  vermittels  des 
einzusetzenden  Gewinn-  oder  Verlustpostens  ausgleichen; 
der  Gewinn  wird  auf  der  Passivseite  eingesetzt,  der  Verlust 
auf  der  Aktivseite.    Auf  jeder  Seite  werden  die  einzelnen 
Posten  aneinander  gereiht:    Das  Grundkapital,    der  Re- 
servefonds, der  Bestand  an  Wechseln,  die*  auf  andere  Per- 
sonen gezogen  sind;  dem  gegenüber  die  Wechsel,  durch 
welche  die  Bank  selbst  verpflichtet  wird.     Einen  der  be- 
deutendsten Posten  nehmen  gewöhnlich  die  Depositen  auf 
der  Passivseite  ein.     Wie  sie  angelegt  sind,  geht  aus  den 
Aktiven  hervor.     Einmal   gehören   hierher  die  Wechsel, 
weiter  Lombardierungen,   Effektenbestände   und   Schuld- 
verschreibungen anderer  Unternehmungen  oder  ihnen  vor- 
gestreckte bare  Gelder  usw.    Vergleicht  man  mehrere  Bi- 
lanzen miteinander,  so  fällt  sofort  die  große  Mannigfaltig- 
keit auf;  einige  Bilanzen  sind  recht  ausführlich  und  klar 
gehalten,  andere  bringen  nur  ein  paar  Posten,  um  durch 
Veröffentlichung  dieser  Bilanz  zwar  dem  Gesetze  zn  ge- 
nügen, aber  gleichzeitig  nicht  auch  dem  Uneingeweihten 
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einen  zu  tiefen  Einblick  in  die  Geschäftsführung  zu  er- 
möglichen. Derartig  verschwommene  Bilanzen  erwecken 
natürlich  die  Vermutung,  daß  in  dem  betreffenden  Be- 
triebe nicht  alles  in  Ordnung  und  manches  zu  verschweigen 
sei.  — 

Eine  derartige  Zusammenfassung  großer   Posten   in 
einem  einzigen  muß  aber  nicht  stets  ans  einer  betrügeri- 
schen Manipulation  entstanden  sein;  oft  ist  vielleicht  nur 
die  Unkenntnis  einer  besseren  Einteilung  oder  Gruppierung 
daran  schuld  oder  die  Unlust,  eine  bessere  Einteilung  für- 
derhin  einzuführen.     Hierher  gehört  die  Äußerst  mannig- 
fache Behandlung,  die  der  Posten  der  Depositen  erfahren 
hat.    Einzelne  Banken  führen  die  Depositen  gar  nicht  ein- 
mal als  Sonderposten  auf,  sondern  rechnen  sie  den  Kredi- 
toren im  allgemeinen  zu,  )    andere  nennen  die  Kreditoren 
der     D?positenka8sen    Depositengläubiger,     die     übrigen 
Gläubiger  dagegen  Kreditoren;  andere  kennen  wieder  nur 
Kontokorrentkreditoren  ' ) ,  wieder  andere  bringen  sie  unter 
demselben  Titel,  trennen  aber  von  ihnen  als  den  Kreditoren 
in  laufender  Rechnung  die  durchlaufenden  Posten.8)    Die 
meisten  Banken  scheiden  aber  die  Kontokorrent-Kredito- 
ren   von  den   Depositen-Kreditoren;1)    einige  von   diesen 
subsummieren  den  Depositen  auch  die  Spargelder  * )   und 
Schecks/1)    gewöhnlich  teilen  sie  die  Depositen  nach  der 
Kündigungsfrist  ein;  einige  Beispiele  seien  angeführt:  die 
Dresdner  Bank  kennt  nur  tägliche  und  1-  bis  12  monatliche 

*)  So  die  Magdeburger  Privatbank,  Württemberger  Vereins- 
hank,  die  Kommerz-  und  Diskonto-Bank  mit  den  Unterabteilungen: 
Feste  Termine  •-  Laufende  Rechnung. 

2)  So  z.  B.  die  Nationalbank  für  Deutschland,  die  Darmstädter 
Bank,  die  Nürnberger  Bank  u.  a.  ffr.  dazu  Riesser:  a.  a.  ()., 
S.   llfi,  A n m.  -,  aber  ungenau. 

*)  So  die  Mitteldeutsche  Kreditbank,  die  Vereinsbank  in  Nürn- 
berg"   u.   a. 

4)  So  z.  B.  die  Diskonto-Gesellschaft,  die  Deutsche  Bank,  die 
Löbnuer  Bank   u.  u. 

5)  So  z.  B.  die  Breslauer  Wcchslerbauk. 

•)  So  z.  B.  die  AVürttemhergische  Bankanstalt,  vorm.  Pflaum 
&     Co. 
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Konten;  die  Banner  Kreditbank  Depositen  mit  6-  und 
12  monatlicher  Kündgiung  einerseits  und  mit  kürzerer 
Kündigungsfrist  andererseits;  die  deutsche  Nationalbank 
scheidet  von  den  halbjährlichen  und  längeren  die  viertel- 
jährlichen und  kürzeren  Depositen;  der  Banner  Bank- 
Verein  führt  drei  Gruppen  von  Depositen  auf,  solche 
auf  6  Monate  Kündigung  und  länger,  solche  auf 
3  Monate  und  endlich  sochle  auf  kürzere  Frist.  Aelin- 
lich  gruppiert  z.  B.  auch  die  Solinger  Bank:  Depo- 
siten mit  kurzer  bis  3  monatlicher  Kündigung,  ferner 
bis  6  monatlicher  und  drittens  bis  12  monatlicher  Kün- 
digung. Eine  andere  Reihe  von  Banken  stellt  nach  ihrem 
Geschäftskreis  den  Kontokorrentgläubigern  nicht  die  De- 
positengläubiger gegenüber,  sondern  die  Gläubiger  au> 
Rechnungs-  resp.  Sparbüchern.1) 

Weiter  gibt  es  auch  Bilanzen,  in  denen  die  einzelnen 
Posten  noch  mehr  verselbständigt  sind:  so  führen  der 
A.  Schaff hausensche  Bankverein  und  der  Elberf eider 
Bank- Verein  gesondert  auf:  1.  Kreditoren  in  laufender 
Rechnung,  2.  Scheckrechnungen  und  3.  Depositen;  die 
letzteren  zerlegt  der  Elberfelder  Bank- Verein  noch  durch 
den  Termin  der  sechsmonatlichen  Kündigung.  Die  meisten 
Bilanzrubriken  weist,  soweit  festgestellt  werden  konnte, 
die  Louisenstäcttische  Bank  auf:  1.  Depositen,  2.  Sparkasse, 
3.  Schecks,  4.  Kontokorrent.  Sie  nimmt  damit  eine  vor- 
bildliche Stellung  ein,  doch  fehlt  ihr  andererseits  manches, 
das  andere  Bilanzen  auszeichnet,  so  die  genauere  Ver- 
teilung nach  den  Kündigungsfristen  der  Depositen  und 
die  Ablösung  der  durchlaufenden  Posten,  die  unter  Di- 
verse geführt  werden. 

Will  man'  demgegenüber  erkennen,  in  welchen  Werten 
die  Depositen  angelegt  sind,  so  kann  hier  allerdings  nicht 
so  genau  festgestellt  werden,  was  mit  Depositen-  und  was 
mit  anderen  Geldern  und  Mitteln  erworben  ist;  denn  <li.« 
Banken  werden  naturgemäß  ihre  gesamten  Mittel  vereini- 


')  So  z.  B.  die  Anhalt-Dessauische  Landesbank.  resp.  die  Kro- 
dit-  und  Sparhank  in  Leipzig    und  ähnliche  Sparbanken. 
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gen  find  ihre  Geschäfte  auf  der  Grundlage  dieser  Gesamt- 
summen führen.1)  Es  ist  also  festzustellen,  welche  Ge- 
schäfte überhaupt  die  Banken  treiben.  Nach  ihren  Haupt- 
geschäftszweigen kann  man  die  Banken  einteilen  in  Noten-, 
Hypotheken-,  Effekten-  und  Depositenbanken;  daneben  die 

Sparkassen. 

Das  Notengeschäft  ist  ein  Privileg  der  Notenbanken. 

Die  Notenbanken  erfreuen  sich  damit  bestimmter  Vor- 
rechte, sind  aber  andererseits  auch  gewissen  Beschränkun- 
gen unterworfen.  So  ist  ihnen  gewöhnlich  nur  bis  zu  einer 
bestimmten  Höhe  gestattet,  Depositengelder  gegen  Zins- 
zahlung anzunehmen:-)  ganz  mit  Recht,  denn  wie  <\ie  Bei- 
spiele in  Frankreich  und  in  England  gelehrt  haben,  wur- 
den die  Noten  vielfach  zum  großen  Teile  nur  durch  der- 
artige kurzfristige  Gelder  gedeckt,  so  daß  nacli  deren  Rück- 
forderung ungedeckte  Noten  kursierten  und  der  Zusammen- 
bruch nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  sein  konnte. 

Ein  ähnliches  Verbot  ist  für  die  Hypothekenbanken 
erlassen.  Zwar  ist  es  kein  so  absolutes,  wie  event.  bei  den 
Notenbanken,  sondern  es  ordnet  nur  an,  daß  die  Hy- 
pothekenbanken nicht  über  die  Hälfte  ihres  Grundkapitals 
hinaus  Depositen  annehmen  dürfen.)  Auch  diese  Be- 
schränkung entbehrt  nicht  der  Begründung:  Hypotheken- 
geschäfte sind  stets  langfristige  Geschäfte,  Depositen- 
geschäfte dagegen  kurzfristig.  Schuld  und  Forderung 
entsprechen  einander  also  nicht,  und  bei  unerwartetem 
Kinfordern  aller  Depositengelder  folgt  zweifelsohne  die 
Insolvenz. 

Den  übrigen  Rauken  sind  dagegen,  mit  Ausnahme 
natürlich  der  Notenbanken,  alle  Arten  Bankgeschäfte  und 
in  beliebiger  Höhe  freigegeben.  Betreibt  eine  Bank  nun 
hauptsächlich  die  Emission  von  Wertpapieren,  so  spricht 

*)  In  einigen  Banken  soll  aber  schon  im  internen  Verkehr  die 
Abteilung  der  Depositengelder  gegenüber  den  übrigen  Abteilungen 
Terselbständigt  »ein,  um  jederzeit  auf  deren  event.  vom  Gesetz 
geforderte  Isolierung  gefaßt  zu  sein. 

2)  Reichsbank-Gesetz  v.  14.  März  1875,  §  13,  Nr.  7:  Bis  zur 
Ilölie    des   Grundkapitals   und   des   Reservefonds. 

•>    R.-Ges.  v.  30.  Juli  1890,  §  5. 
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man  von  Effektenbanken;  nimmt  sie  dagegen  vor  allem 
Gald  auf,  um  damit  Wechsel  zu  diskontieren,  Lombard- 
darlehen zu  gewähren,  Kontokorrente  zu  ermöglichen  und 
ähnliche  kurzfristige  Geschäfte  abzuschließen,  so  heißt 
man  sie  entweder  Depositenbanken,  weil  sie  vorzüglich  mit 
diesen  operieren,  oder  auch  Handels-  oder  Gewerbebanken, 
weil  sie  vor  allem  für  diese  Kreise  tätig  sind.  Untersuchen 
wir  diese  Geschäfte  auf  ihre  Rentabilität  und  auf  die 
Sicherheit,  welche  die  Depositengelder  neben  ihnen  ge- 
nießen. 

Zahlreiche  Banken  betreiben  das  Sortengesehäft.  Da« 
Sortengeschäft  befaßt  sich  mit  dem  Austausch  fremdlän- 
dischen Papier*  oder  Metallgeldes  gegen  einheimisches 
und  umgekehrt;  die  Bank  verdient  daran  beim  Verkauf 
fremder  Sorten  einen  kleinen  Aufschlag  vom  offiziellen 
Börsenkurs.  Sie  rechnet  denselben  einmal  als  Vermittler- 
gebühr und  zweitens  als  Zinsverlust  für  die  in  fremden 
Sorten  angelegten  Gelder.  Gewöhnlich  wirft  das  Sorten- 
geschäft also  einen  kleinen  Nutzen  ab,  doch  bietet  sich  oft 
keine  ausreichende  Geschäftsgelegenheit,  so  daß  der  Zins- 
verlust der  für  das  Sortengeschäft  reservierten  Gelder  den 
Gewinn  übersteigen  würde;  dann  wäre  dieses  Geschäft 
sicherlich  nicht  empfehlenswert.  Die  Lage  und  die  Ge- 
schäftsgeleganheit  des  einzelnen  Ortes  müssen  also  dar- 
über entscheiden,  ob  das  Sortengeschäft  zu  empfehlen  ist 
oder  nicht. 

Weiter  betreiben  die  Banken  im  großen  Umfange  das 
Diskontieren  von  Wechseln.  Hierbei  lassen  sich  verschie- 
dene Modi  erkennen.  Entweder  die  Banken  diskontieren 
nur  auf  Grund  eines  Guthabens,  das  d^r  Antragsteller  oder 
eine  auf  dem  Wechsel  genannte  Persönlichkeit  bei  ihr 
unterhält,  oder  sie  tun  es  auch  ohne  ein  solches.  Letztere 
I'ebung  schließt  natürlich  das  größere  Risiko  in  sich.  Sit 
ist  deshalb  für  die  Itegel  nicht  zu  empfehlen.  Anderer- 
seits ist  aber  zu  berücksichtigen,  daß  gerade  ungedeckte 
Diskontkredite  nur  den  größten  und  feinsten  Firmen  und 
Unternehmungen  gewährt  werden,  bei  denen  man  auf  eint* 
derartige  Sicherheitsmaßregel  ganz  ruhig  glaubt  verzichten 
zu  dürfen,  und  wo  offenbar  ein  Risiko  nicht  vorhanden  ist. 
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In  der  Regel   ist  aber  daran  festzuhalten,   daß   den 
Diskonten  ein  entsprechendes  Guthaben  gegenüberstehen 
muß.    Aber  auch  hierbei  muß  man  noch  scheiden,  ob  das 
Guthaben   in   gleichwertigen   Sachen   besteht,   wie   bares 
Geld,  oder  in  Gegenständen,  die  starken  Preisschwankun- 
gen unterworfen  sind,  wie  Wertpapiere  und  Waren.  Unter 
den  Wertpapieren   bleiben  auch  die  festfundierten  Staats- 
papiere nicht   von  Kursschwankungen  bewahrt,  und  da- 
durch wird  leicht  einerseits  das  Risiko  der  Bank  erhöht, 
ohne  daß  auf  der  anderen  Seite  eine  Auffüllung  des  Gut- 
habens erzielt  werden  kann.    Man  könnte  ja,  um  jedes  Ri- 
siko auszuschalten,  vorschlagen,  daß  nur  bis  zur  Höhe  eines 
Bargruthabens  diskontiert  werden  dürfte;  das  wäre  aber 
höchst   unwirtschaftlich,   denn   der  Wechsel   fungiert   ja 
gerade  als  Kreditpapier;     wollten  ihn  die  Banken  stets 
durch   die  entsprechende  Geldsumme   gedeckt   haben,   so 
würde  diese  Eigenschaft  des  Wechsels  damit  gänzlich  auf- 
gehoben, und  der  Wechsel   würde  an   Verkehrsfähigkeit 
verlieren. 

Eine  feste  Norm  für  das  Diskontieren  läßt  sich  also 
nicht  gut  aufstellen;  dem  Gutdünken  der  Bank  muß  ein 
weiter  Spielraum  gelassen  werden;  jedenfalls  muß  es  ihr 
Hauptstreben  sein,  nicht  über  eine  unzweifelhaft  sichere 
Deckung  hinauszugehen. 

Weiter  ist  das  Lombardgeschäft  zu  nennen:  die  Ge- 
währung eines  Kredits  gegen  Verpfändung  von  Wert- 
japieren  oder  Waren.  Audi  hier  ist  die  Sicherheit  der 
fonkforderung  von  den  Kursschwankungen  der  lombar- 
lierten  Wertpapiere  oder  dem  jeweiligen  Werte  der  Waren 
bhüngig.  Bestimmte  Maximal-Beleihungssätze,  die  man 
iir  Jiiiindelsichere  und  Industriepapiere  festsetzte,  haben 
reiiigrstens  für  die  letzteren  keine  dauernde  Geltung  be- 
alten  können,  denn  entweder  die  Papiere  sinken  so  stark, 
aß  die  Bank  eine  weitere  Deckung  fordern  müßte,  oder 
Ie  Papiere  halten  sich  auf  der  Höhe  oder  steigen  sogar. 
mm  erscheint  gewöhnlich  eine  Verwendung  der  Papiere 
i   anderer  Weise    als  zur  Lombardierung    zweckdienlich. 
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Auch  für  das  Lombardgeschäft  lassen  sich  also  keine  festen 
Normen  schaffen. 

Das  Diskontieren  von  Wechseln  und  das  Lombardiere!] 
bergen  natürlich  erst  recht  dann  ein  Risiko  in  sich,  wenn 
falsche  Auskünfte  erteilt  worden  sind,  oder  wenn  sich  die 
Geschäftsgelegenheit  und  der  Kundenkreis  in  so  engem 
Rahmen  bewegen,  daß  nicht  einmal  die  Unkosten  durch 
die  Einnahmeil  gedeckt  werden,  ein  Zustand,  der  aber  l*i 
einem  gut  geleiteten  Bankhaus  kaum  zu  erwarten  sein 
dürfte. 

Weiter  kommt  das  Kontokorren tgeschät  in  Betracht: 
es  kann  als  gewinnbringend  gelten,  wenn  die  Bank  auch 
hier  keinen  Kredit  über  die  Deckung  hinaus  gewährt;  als 
Deckung  wird  hier  vielfach  neben  dem  Depot  von  Wert- 
papieren eine  Sicherungshypothek  zu  Gunsten  der  Bank 
begründet.  Das  Risiko  ist  das  gleiche,  wie  bei  den  übrigen 
Geschäften;  ein  Gewinn  erwächst  der  Bank  beim  Konto- 
korrentverkehr einmal  aus  der  Verwendung  der  nicht 
herauszuzahlenden  Gelder  für  eigene  Rechnung  und  zwei- 
tens aus  der  Provision,  die  sie  nach  der  Höhe  der  Umsatz** 
oder  nach  der  Zahl  der  Geschäfte  berechnet. 

Vielfach  lassen  sich  die  Banken  auch  auf  Hypotheken- 
geschäfte  ein.  Gewiß  bedeuten  erst  st  eil  ige  Hypotheken 
eine  äußerst  sichere  Geldanlage,  denn  Grund  und  Boden 
verlieren  selten  an  Wert,  gewinnen  vielmehr  eher.  Al>er 
ganz  abgesehen  davon,  daß  die  Bank  auch  in  Ermangelung 
anderer  guter  faule  Hypotheken  erwerben  kann,  erfor- 
dert das  Hypothekengeschäft  eine  Festlegung  der  Gelder 
auf  zu  lange  Zeit;  wenn  es  möglich  wäre,  Hypotheken  au? 
kurze  Fristen  zu  vergeben  und  etwa  eine  dreimonatlich«* 
Kündigungsfrist  a  dato  einzuführen,  dann  wäre  es  aur! 
diesen  Banken  zu  empfehlen.  Das  Hypothekengeschäf' 
schließt  aber  eine  derartige  Neuregelung  aus.  Folglii-! 
müssen  sich  die  Depositen-  und  Emissionsbanken  auc! 
nach  Kräften  davon  fernhalten.  Vor  allem  betreib«*i 
kleinere  Banken  dieses  Geschäft  öfter,  als  für  ihre  Sol 
venz  gut  ist. 

Ferner  wird  von  diesen  Banken  auch  regelmäßig  tü« 
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Finanzierung   gewerblicher  oder   industrieller   Unterneh- 
mungen betrieben.     Während  aber  bei  den  vorigen  Ge- 
schäften in  abstracto  auf  einen  Gewinn  zu  rechnen  war, 
ist  dagegen  hier  nichts  über  den  Erfolg  des  Geschäfte» 
vorauszusagen,   nur  eine   genaue   Untersuchung   des.  ein- 
zelnen praktischen  Falles  könnte  hier  zu  einem  Urteil  be- 
rechtigen.   Jedenfalls  ist  das  Einwerfen  größerer  Kapita- 
lien in  eine  Neugründung  in  der  Regel  nicht  zu  empfahlen, 
sondern  ist  oft  als  dem  va  banque-Spiel   nahe  verwandt 
aufzufassen.     Beim  Gedeihen    der    Fabrik,    oder    was    es 
sonst  sein  mag,  zieht  dann  auch  die  Bank  hohen  Verdienst 
und  beim  Fallieren  entscheidet  die  Höhe  des  eingeworfenen 
Kapitals  auch  mit  über  die  größere  oder  geringere  Ge- 
fährdung der  Bank  selbst  und  der  bei  ihr  eingezahlten 
Depositen;    nur  ein   entsprechender   Gewinn   an   anderer 
Stelle  neben  einem  großen  Garantiekapital  kann  die  Bank 
retten. 

Man  könnte  meinen,  daß  vor  dem  Einwerfen  des  Ka- 
pitals  in  Neugründungen   die   Beteiligung  an  Unterneh- 
mungen, die  schon  auf  eine  längere  und  erfolgreiche  Tä- 
tigkeit zurückschauen  können,  mehr  Anspruch  auf  Sicher- 
heit hätten.    Gewiß,  hier  kann  eine  Beteiligung  seitens  der 
Bank  unter  Umständen  nicht  nur  empfehlenswert,  sondern 
sogar  geboten  sein,  z.  B.  das  Unternehmen  erfreut  sich 
einer  ruhmvollen  und  gewinnreichen  Vergangenheit;  das 
gleiche  läßt  sich  für  die  Zukunft  erwarten,  neues  Kapital 
wird  gesucht,   da  wäre   ein    zages  Fernbleiben    der  Bank, 
sogar  als  Fehler  anzusprechen.    Gleichwohl  könnte  auch 
ein  derartig  nach  außen  tadelloses  Unternehmen  innerlich 
faul  sein,  und  man  dürfte  der  Bank  deshalb  auch  unter 
den     günstigsten    Umständen     keinesfalls    gestatten,     ihr 
eigenes  Wohl  und  Wehe  vollkommen  von  dem  immerhin 
unberechenbarem  Schicksale  eines  einzelnen  derartigen  Un- 
ternehmens abhängig  zu  machen  und  ihre  gesamten,  verT 
fiigliaren   Mittel    dort   einzuwerfen,   denn   dadurch   würde 
das    wirtschaftliche   Schwergewicht    ohne   jeden    triftigen 
Grund  vertauscht;     das    schuldende  Unternehmen    bliebe 
nicht  mehr  abhängig  von  dem  Gläubiger,  der  Bank,  son- 
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dem  umgekehrt,  wäre  das  Ergehen  der  Bank  nur  mich 
eine  Folgeerscheinung  der  Existenz  des  Unternehmens. 
Die  Bank  würde  dadurch  zur  Kasse,  zum  Werkzeug  in  der 
Hand  des  Unternehmers  herabgedriickt ;  der  Bank  wäre 
also  nicht  die  Beteiligung  an  einem  einzelnen  Unternehmen 
mit  einem  großen  Kapital,  wohl  aber  an  verschiedenen 
gleichartigen  Unternehmungen  mit  relativ  geringerem 
Kapital  zu  empfehlen. 

Dann  betreibsu  die  Banken  regelmäßig  auch  Borsen- 
geschäfte. Dazu  gehören  vor  allem  das  Emissionsgeschäft, 
das  Report-,  das  Arbitrage-  und  das  Differenz-Geschäft. 

Eine  Emission  wird  besonders  in  guten  Zeiten  ver- 
anstaltet, weil  dann  bei  dem  allgemeinen  Steigen  der 
Kurse  auch  für  neue  Werte  ein  höherer  Preis  erzielt  wer- 
den kann.  Bei  einer  Emission  kann  man  nach  der  Person 
des  Geldsuchers  unterscheiden:  in-  und  ausländische. 
Staats-  und  Industrie-Papiere. 

Nach  dem  internen  Verhältnis  zwischen  dem  Bank- 
haus und  dem  Geldsucher  wird  das  Geld  entweder  von  der 
Emissionsbank  gewährt,  die  dann  auf  eigene  Rechuumz 
und  mit  einem  Aufgeld  die  Emission  vornimmt  oder  si** 
für  Rechnung  und  Gefahr  des  Auftraggebers  ausführt. 

Uebernimmt  die  Emissionsbank  selbst  die  zu  emittie- 
renden   Werte     auf    eigene    Rechnung,     so     kann      mai 
wiederum  scheiden,  ob  sie  es  auf  Grund  einer  angenieste 
ixen  Sicherheit  tut,  z.  B.  bei  Staatspapiereu  gegen    Ver- 
pfändung bestimmter  Staatseinnahmen,    wie    aus   Zollet, 
der  Post  usw.,  oder  ohne  eine  solche.    Ist  eine  Sicherheit 
gewährt,  so  möchte  man  meinen,  daß  ein  Risiko    ausge- 
schlossen wäre,  und  doch  ist  dem  nicht  so,  nämlich   wem- 
im  Publikum  keine  genügende  Kauflust    zu    finden     ist 
Dann  hat  die  Bank  ihr  flüssiges  Geld  gegen  die  nicht  *<■ 
schnell  wieder  realisierbaren  Werte  eingetauscht.  Forcier:. 
nun  zahlreiche  Depositengläubiger  ihre  Gelder  zurück,  ■* 
können  sich  leicht  Zahlungsschwierigkeiten  einstellen.   Di« 
Folge  der  geringen  Nachfrage  seitens  des  Publikums  kam 
sich  auch  in  einem  Sinken  des  Kurses  äußern,  so  daß  dl. 
Emissionsbanken  mit  Verlust  arbeitet!  würden. 
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Das  Emissionsgeschäft  auf  eigene  Rechnung  verspricht 
nur  dann  einigen  Erfolg,  wenn  es  systematisch  betriehen 
wird:  nur  die  Menge  der  Chancen,  die  Möglichkeit,  den 
event.  Verlust  an  der  einen  Stelle  durch  einen  entsprechen- 
den Gewinn  an  einer  anderen  wieder  wettzumachen,  kann 
dem  Emissionsgeschäft  eine  reellere  Grundlage  ver- 
schaffen. Aus  dem  Grunde  haben  sich  im  Laufe  der 
Zeiten  für  die  Emission  bestimmter  Gruppen  von  Wert- 
papieren Konsortien  gebildet,  die  auf  gemeinsame  Rech- 
nung Verlust  uud  Gewinn  übernehmen. 

Wird  eine  Sicherheit  nicht  gewährt,  so  erhöht  sich 
damit    selbstverständlich    die  Gefährlichkeit    des  Unter- 
nehmens.   Dieses  Geschäft  ist  al?o  den  kleineren  Banken, 
die  ja  sämtlich  Depositen  unnehmen,  nicht  zu  gestatten. 
Hier  nun  eine  Grenze  zu  ziehen,  welcher  Depositenbank 
es  zu  gestatten  wäre,  das  Risiko  des  Emissionsgeschäftes 
auf  sich  zu  nehmen,  und  welcher  nicht,  wäre  natürlich 
verfehlt.     Es  läge  vielmehr  nur   im  Interesse  des  mög- 
lichst sicheren  Betriebes  der  Depositenbanken,  wenn  ihnen 
dieses   risikante  Geschäft  gänzlich   verboten   würde.      In 
England  ist  die  Entwicklung  schon  zu  diesem  Ziele  ge- 
langt, und  zwar  weil  man  dort  eingesehen  hat,  daß  das 
Emissionsgeschäft  eigentlich  nicht  als  Bankgeschäft,  son- 
dern vielmehr  als  besonderes  Spekulationsgeschäft  zu  gel- 
ten habe,  und  darum  auch  besonderen  Gesellschaften  zu 
überlassen  sei. 

Das  Reportgeschäft  ist  als  die  Kombination  zweier 
auf  einem  einheitlichen  Entschluße  beruhender  Geschäfte 
aufzufassen:  eines  Kaufes  von  Wertpapieren  gegen  bar 
mit  der  Verpflichtung,  sie  nach  bestimmter  Frist  (gewöhn- 
lich !>er  ultimo)  wieder  zu  verkaufen.  Das  Reportgeschäft 
wird  häufig  zur  Beeinflußung  des  Kurses  gemißbraucht, 
z.  B.  eine  Bank  tritt  als  Reportkäufer  großer  Posten  auf, 
d«*8  ruft  den  Anschein  großer  Geldfülle  hervor:  die  Kurse 
steigen.  Oder  die  Bank  sucht  im  Gegenteil  viel  Effekten 
abzustoßen  oder  enthält  sich  überhaupt  dieses  Geschäftes; 
ho  kann  eine  Geldknappheit  vermutet  werden,  die  Kurse 
sinken.    Im  ersteren  Falle  wird  ä  la  hausse  spekuliert,  im 
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letzteren  ä  la  baisse;  vor  einem  corriger  la  fortune  wird 
nicht  zurückgeschreckt,  um  eine  günstige  Preisschwankung 
in  der  gewünschten1  Richtung  zu  erzielen:  all  speculation  is 
inauipulatioii.1) 

Das  Reportgeschäft  braucht  auch  nicht  offensichtlich 
als  solches  abgeschlossen  zu  werden,  vielfach  tritt  nach 
außen  ein  reiner  Kaufvertrag  in  Erscheinung,  während 
ihn  eine  interne  Abmachung  in  der  angegebenen  Richtung 
charakterisiert.   Das  erleichtert  unlautere  Manipulationen. 
Dieses  Geschäftsgebaren  wird  aber  im  besonderen   in   den 
Zeiten  der  Generalversammlungen  beliebt,  vrenn  man  näm- 
lich durch  den  Besitz  vieler  Aktien  einen  starken  Einfluß 
auf  das  betr.  Unternehmen  ausüben  will,  ohne  sich  jedoch 
zu  fest  mit  ihm  verknüpfen  zu  müssen.  Das  Reportgeschäft 
zeigt  sich  damit  oft  ganz  offenkundig  als  ein  Schädling  des 
Börsenwesens,  denn  es  ermöglicht  unlautere  Schiebungen, 
die  auf  ein  ganz  falsches  Bild  des  Geldmarktes  hindeuten 
können.     Im  Interesse  der  Depositengläubiger  ist  deshalb 
seinem    Betriebe   durch     die   Depositenbanken    entgegen- 
zutreten, wTenn  schon  event.  durch  den  Gewinn  aus  diesem 
Geschäfte  gerade  ein  höherer  Depositenzins  oft   gewährt 
werden  kann.     Weiter  ist  ftm  Reportgeschäft  auszusetzen« 
daß  es  regelmäßig  hohe  Summen  erfordert,  die   Einheit 
beträgt  oft  100  000  Mk.    Jeder  Verlust  kann  also  die  De- 
positengläubiger erheblich  gefährden. 

Weiter  ist  das  Arbitrage-Geschäft  zu  nennen.  Es 
basiert  auf  der  Kursdifferenz  zwischen  den  verschiedenen 
Börsenplätzen.  Es  kann  event.  auch  mit  unlauteren  Mitteln 
operieren,  doch  kommt  es  weniger  in  Betracht,  weil  die 
Kurse  infolge  der  ausgezeichneten  Fernsprechverbindun- 
gen kaum  noch  voneinander  divergieren  können. 

Endlich  sind  die  Differenzgeschäfte  zu  nennen.  Sie 
zielen  gewöhnlich  gar  nicht  auf  eine  Barlieferung  ab, 
sondern  bezwecken  regelmäßig  einen  Weiterverkauf  der 
erstandenen  Effekten  vor  ihrer  Lieferung.  Bei  diesem  iit- 
schäfte  kann  es  sich  leicht  ereignen,  daß  mehr   Papier* 


*)   Woher:    Depositenbanken,  S.   173. 
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gehandelt  werden,  als  es  von  der  betr.  Gattung  überhaupt 
gibt.1)  Diese  Geschäfte  können  der  Bank  also  sämtlich 
großen  Schaden  bringen,  und  es  liegt  deshalb  im  Interesse 
der  Depositengläubiger,  wenn  die  Banken,  bei  denen  sie 
ihre  Gelder  eingelegt  haben,  sich  von  ihnen  fernhalten. 

Endlich  übernehmen   die   Banken  vielfach   auch   die 
Vermittlung  von  Geschäften  für  fremde  Rechnung.     Das 
i.st  bei  jedem  der  genannten  Geschäfte  möglich.    Die  Ban- 
ken können  das  Sortengeschäft,  wie  es  oft  bei  seltneren 
Sorten  geschieht,  für  den  Auftraggeber  mit  einer  einschlä- 
gigeren Bank  abschließen.     Weiter  können  sie  an  Stelle 
des   Diskontieren«*  von   Wechseln   auch   den   Einzug  von 
Wechseln  nach  Fälligkeit  übernehmen,  ebenso  auch  den 
Einzug  von  Schecks  auf  andere  Bankplätze.  Ferner  kommt 
liier     die    Einrichtung     eines    Hypothekenvermittlungs- 
Bureaus  in  Frage,  wie  es  schon  jetzt  von  vielen  der  großen 
Banken  nebenher  gehalten  wird,  z.  B.  ein  Kunde  der  Bank 
möchte  seine  Gelder  nicht  in  Staats-  oder  Industrie-Pa- 
pieren anlegen,  andererseits  aber  einen  höheren,  als  den 
gewöhnlichen   Depositenzins  verdienen,   dann    wird    ihm 
ihre  Investierung  in  Hypotheken  empfohlen   event.  selbst 
durchgeführt.     Am  häufigsten    tritt    die  Bank    aber    bei 
KÜVktenankäufen-  und  Verkäufen  als  Vermittler  auf;  sie 
übernimmt  die  angebotenen  Werte  dann  nicht  für  eigene 
Rechnung    oder  liefert  nicht  aus  dem  eigenen  Bestände, 
sondern  sie  sucht  an  der  Börse  einen  Abnehmer  resp.  Ver- 
käufer.    Dafür  verdient  sie  eine  Maklergebühr  und  eine 
Provision,  die  an  sich  zwar  sehr  gering  bemessen,  aber  bei 
häufiger  Geschäftsgelegenheit  ganz  bedeutende  Posten  aus- 
machen können.     Endlich  kann  auch  eine  Emission  auf 
Rechnung  des  Emittenten  durch  die  Banken  durchgeführt 
werden,  an  der  die  Bank  die  Vermittlergebühr  verdient. 
Alle  diese  Vermittlergebühren,  unter  welchem  Namen 
sie    auch  auftreten   mögen;  bringen   der  Bank  einen   be- 
stimmten Verdienst  ein.     Dieser  Gewinn  muß  aber  stets 


*)  Woher:   a.  a.  O.»  S.  174  75,  exemplifiziert  dieses  Vorkommnis 
an   der  Northern  Pacific  Bahn  und  ihren  Werten. 
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hoch  genug  sein,  um  die  Kosten  des  Geschäftes  usw.  zu 
decken.  Erreichen  sie  keine  entsprechende  Höhe,  so  er- 
öffnet sich  auch  in  diesen,  sonst  so  vollkommen  sicheren  Ge- 
schäften ein  Risiko  für  das  Bankunternehmen  selbst  und 
damit  auch  für  seine  Depositengläubiger. 

Man  kann  diese  Geschäfte  auch  nach  dem  Grade  ihre* 
Eisikos  voneinander  unterscheiden.     Absolut  sichere  Ge- 
schäfte gibt  es  nicht,  aber  relativ  sichere,  bei  denen  da> 
Risiko  auf  ein  Minimum  herabgemindert  wird.    Alle  diev 
Geschäfte  werden  von  den  meisten  Banken  nebeneinander 
betrieben:  die  relativ  sicheren  Geschäfte,  die,  wenn  sieh 
kein  unerwartetes  Moment,  z.  B.  ein  Kurssturz  ereignet. 
einen  Gewinn  versprechen,  und  die  rein  spekulativen  Ge- 
schäfte, über  deren  Ausgang  keine  Voraussage  zu  treffen 
ist.     Das  Finanzieren  und  der  Handel  mit  Effekten  auf 
eigene  Rechnung  werden  im  Gegensatz  zu  England,   wo 
diese    beiden    Gruppen    von    Geschäften    von    ganz    ver- 
schiedenartigen Unternehmungen   betrieben   werden,    von 
den  gleichen  Banktypen  gepflegt;  man  kann  deshalb  die 
deutsche   Praxis    die   Praxis    der    gemischten   Geschäft» 
nennen.    Außerdem  sind  die  deutschen  Banken  im  große!: 
und  ganzen  voneinander  völlig  unabhängig;  wohl  bildei« 
sich  unter  der  Führung  der  Großbanken  Iuteressengemein 
Schäften,  doch  stehen  diese  zueinander  nicht  in  Beziehuug. 
so  daß  man  das  in  Deutschland  herrschende  System   de- 
Bankwesens  das  System  des  nichtzentralisierten  und    ge 
mischtgeschäftlichen  Bankwesens  nennen  kann. 

Im  Gegensatz  zu  den  Banken  befassen  sich  die  Spar 
kassen  nur  mit  einzelnen  der  vorgenannten  Geschäfte,  uml 
zwar  ist  für  ihre  Auswahl  der  Gesichtspunkt  der  gering*- 
ren  Gefährlichkeit  maßgebend.     Das  Finanzieren  und  dt-r 
Effektenhandel  auf  eigene  Rechnung  werden  von    ihm?; 
vermieden.     Die  Sparkassen  gewähren  mit  den  bei    ihn*-: 
eingezahlten   Geldern   vielmehr«  vor   allem   Kredite,    teil- 
reale, in  der  Form  —  gewöhnlich  mündelsicherer  —  11> 
potheken,    teils   personale    durch   Diskontieren   gedeckter 
Wechsel  oder  gegen  Schuldscheine  und  Bürgen.     Ihr  Wir- 
kungskreis erstreckt  sich  gewöhnlich  nur  auf  die  ihnen  an. 
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nächsten  liegenden  Gebiete.   Einige  Sparkassen  haben  sich 
auch  anderen  Geschäften  zugewendet,  so  pflegen  die  Lippe- 
Detmoldischen  Sparkassen  einen  regen  Kontokorrentver- 
kelir.1)     Daneben  wird  ein  großer  Teil  der  Spargelder  in 
Staatspapieren  angelegt.     Das  scheint  eine  recht  sichere 
Anlage  zu  sein,  schafft  den  Sparern  aber  doch  keine  sich 
gleichbleibende,  hinreichende  Sicherheit;  denn  infolge  der 
letzten  Konvertierungen  der  Reichs-  und  Staatsanleihen 
sind  bedeutende  Kursrückgänge  vor  allem  in  diesen  Werten 
eingetreten,  die  aber  in  besseren  Zeiten  wieder  wettgemacht 
werden   konnten.     Die   Leipziger  Sparkasse0)    hatte   des- 
halb z.  B.  ein  besonderes  Konto  für  diese  Kursgewinne  und 
Verluste  eingeführt,  das  in  guten  Zeiten  über  eine  Million 
im  Kredit  und  in  schlechten  Zeiten  ebensoviel  im  Debet 
aufwies.    Danach  möchte  man  fast  meinen,  daß  die  Anlage 
in  Wertpapieren  das  unsicherere  Geschäft  gegenüber  der 
Kreditgewährung  wäre,  weil  bei  pünktlicher  Zahlung  dort 
keine  Verkürzung  der  ausgeliehenen  Summe  eintritt.     So 
schwarz  braucht  man  nun  aber  nicht  zu  sehen,  denn  die 
Sparkasse     ist    ebensowenig    angehalten,     in    schlechten 
Zeiten  ihre  Papiere  zu  verschleudern,  wie  sie  sich  ihrer  in 
guten  Zeiten  entledigen  wird,  und  die  Geschäfte  der  Spar- 
kasse sind  niemals  derart,  daß  jederzeit  die  gesamten  Gel- 
der zur  Abholung  bereit  liegen  müßten.    Ein  Gewinn  kann 
der  Sparkasse  z.  B.  auch  daraus  erwachsen,  daß  sie  ihre 
Pa?>iere  bis  zur  Verlosung  zu  einem  höheren  Kurse  auf- 
hebt  und  dann  mit  dem  Ueberschuß  Verluste  an  anderer 
Stelle  ausgleicht. 

b)  Hat  sich  der  Depositeneinzahler  in  dieser  Weise 
in  .das  Wesen  des  Depositengeschäftos  hineingefunden,  und 
danach  seinen  Blick  auf  bestimmte  Banken  gelenkt,  so 
muß  er  nur  noch  eine  spezielle  Bank  auswählen,  die  ihm 
am  sichersten  zu  sein  scheint.  Zu  dem  Zweck  muß  er  die 
Liquidität  der  Banken  prüfen,  d.  h.  ihre  Fähigkeit,  falls  es 


'  >   M.  8oidel:     Im   Handwörterbuch   der   Staatswissonschaften, 
B.md  7.  8.  SliH. 

21  cfr.  Loipz.  Tageblatt  v.  4.  Juni  1907.  Abendnummor. 

4' 


—  52  — 

gefordert  würde,  alle  fälligen  Depositengelder  und  sonsti- 
gen Forderungen  sofort  auszahlen  zu  können. 

Zu  dem  Zweck  muß  man  den  jederzeit  fälligen  Schul- 
den der  Banken  die  jederzeit  verfügbaren  Mittel  gegen- 
überstellen, das  sind  auf  der  Passivseite  die  Depositeu-, 
Kontokorrent-  und  Scheck-Kreditoren  und  die  Gläubiger 
aus  Akzepten  der  Bank;  auf  der  Aktivseite  die  Kassen-. 
Sorten-,  Coupons'-  und  Wechselbestände,  welche  die  Darm- 
städter  Bank  sehr  richtig  unter  dem  Namen  „disponible 
Fonds"  zusammenfaßt;  ferner  Forderungen  aus  noch  nicht 
voll    eingezahltem  Aktienkapital    und    aus    dem    Kouto- 
korrentverkehr,  ferner  täglich  fällige  Forderungen  gegen 
andere  Banken,  weiter  die  Unterlagen  aus  dem  Report-, 
dem  Effekten-  und  Waren-Lombard-Geschäft,  endlich  alle 
Forderungen  gegen  sonstige  Schuldner.    Die  Forderungen 
sind  zwrar  noch  nicht  in  barem  Gelde  gedeckt,  lassen  sieh 
aber  leicht  realisieren,  doch   muß  man  dabei   bedenken, 
daß    plötzliche  Zwangsverkäufe    großer  Effektenmengen 
leicht  Kursrückgänge  zur  Folge  haben  können,  so  daß  man 
diese  Effekten  nicht  mit  ihrem  vollen  Werte  als  Deckung 
ansetzen  darf.    Bei  den  Wechseln  und  Akzepten  muß  man 
weiter  aus  den  Jahresberichten  zu  erfahren  suchen  —  leider 
geben  die  meisten  Banken  darüber  keinen  Aufschluß   — 
wie  viele  von  ihnen  durchschnittlich  kurz-  und  wie  viel» 
langfristig  sind,    damit  nicht  event.    dadurch,     daß     di»- 
Akzepte  auf  kurze  Fristen  laufen,  die  Wechsel   dagegen 
auf  lange,  Zahllingschwierigkeiten   entstehen   können.    .]♦* 
nachdem  nun  die  Bestände  sofort  und  ohne  Verlust  oder  er>* 
in  einigen  Tagen  und  event.  mit  Verlust  realisiert  werden 
können,  spricht  Weber  *)  von  Deckungsmitteln  erster  mi«l 
zweiter  Klasse,  und  dieser  Sprachgebrauch  verdient   An- 
erkennung. 

Zur  Prüfung  der  hier  entwickelten  abstrakten  Begrel 
sei  an  einem  Beispiele  die  Liquiditätsberechnung  vordre 
führt,  wir  wählen  die  größte  deutsche  Depositenbank,   üi»- 
Deutsche  Bank;  die  Zahlen  sind  auf  Millionen  gekürzt. 


*)  Weber:    Depositenbanken,  S.  233. 
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Aktiva 
Kasse 74,7 


1905 
Aktiva     Passiva 


Sorten,  Coupons 


84,1 


841,0 
723,4 


Guthaben  b.  anderen 

Banken      .... 

Wechsel  u.  kurzfrist. 

Reichsschatzan  wei- 

sungen 460,6 

Keports  u.  Darlehen  221,0 
Lumbardrorachüsse .  17,7 
Debitoren  gedeckt  .  356,7 
Debitoren  ungedeckt      91,7 


1906 
Aktiva    Passiva  Passiva 

87,0    880,9    Depositen 
23,6    869>8  peditoreninlau- 
(f ender  Rechnung 


62,3        197,8        79,1    226,1     Akzepte 


540,4 
209,3 
18,0 
448,6 
132,0 


1318,8    1262,2     1533,0    1476,8 
1262,2  1476,8 


56,6  56,2  üeberschuß. 

2.  Wie  diese  Uebersiclit  über  die  Geschäftstätigkeit 
der  Banken  und  der  Sparkassen  gezeigt  hat,  läßt  sich  ein 
absolut  sicheres  Geschäft  überhaupt  nicht  finden.     Ueber- 
all  können  unerwartete  und  unerwünschte  Verluste  ein- 
treten, und  so  kann  es  trotz  größter  Vorsicht  seitens  des 
J)epositengläubigers  und  des  besten  Rufes  einer  Bank  oder 
Sparkasse  gleichwohl  geschehen,  daß  unerwartete  Momente 
von   Bedeutung  werden,  die  sich   der  allgemeinen  Beob- 
achtung entziehen  und  den  Ruin  des  Instituts  herbeiführen 
können.   Die  Großbanken  dürften  allerdings  de  facto  hier- 
von wohl  ausgeschlossen  sein,  denn  abgesehen  davon,  daß 
liier  der  Sturz  der  einen  auch  die  anderen  stark  angreifen 
würde,  also  die  eine  der  anderen  schon  um  ihrer  eigenen 
Erhaltung  willen  helfen  müßte,  wäre  auch  aus  Gründen 
der   Staatssicherheit  ein  Eingreifen    zugunsten    der    be- 
drohten Bank  geboten;  doch  könnte  es  auch  anders  kom- 
men, und  darum  ist  auf  die  Hilfe  anderer  nicht  zu  fest  zu 
vertrauen. 

Bankrotte  ereignen  sich  besonders  häufig  in  teueren 
Zeiten,  in  kritischen  Augenblicken  des  Welthandeis;  sie 
kehren  wie  Ebbe  und  Flut,  stetig  wieder.  Die  letzte  große 
Spannung  des  Weltmarktes  gelangte  glücklicherweise  nur 
zum   kleinsten  Teile  in  Deutschland  zum  Ausgleich.     Die 
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letzten  größeren  Verluste  in  Deutsehland  datieren  aus  d  >n 
Jahren  1901/02,  die  durch  den  Zusammenbruch  der  Leij>- 
ziger  Bank  eingeleitet  wurden.  Die  damals  erlittenen  Ver- 
luste an  Depositen  sind  von  Warschauer1)  in  einer  Statistik 
zusammengestellt : 

Aktien  Reserven    Depositen      Verlu-u* 

Leipziger  Bank2)  26.  6.  01    48  000000  14  073  200   21967  710     7  003  UM 

Dresdner  Credit- 

Anstalt8)    .     .  14.  6.  02    20  000  000  2  750  000            —                — 

Dresdner   Spar- 
bank4)   .     .     .     6.12.01     1000000  300  000     7  292  539     2  400  ÜUQ 

Hannoversche 

Handels-Bank    9.    9. 02          —  —          1313  377         330  000 

Heilbronner  Ge- 
werbe-Bank   .     1.10.01          —  —             831895         120  <XO 

Hannoversche 

Hyp.-Bank      .    29.9.02        72  935  Spargelder:  2  741  171      180ÜO/.» 

34  146  692      1 1  650  <».» 

Danach  handelt  es  sich  allerdings  um  relativ  geringe 
Verluste;  nur  12  000  000  von  etwa  34  000000  fielen  aus; 
was  will  das  gegenüber  einer  Gesamtheit  von  fast  5  Milli- 
arden Bank-Depositengeldern  bedeuten.  Gewiß,  das  i>t 
wohl  richtig,  dabei  wird  aber  der  moralische  Effekt  des 
Banksturzes  ganz  außer  Acht  gelassen  —  der  kann  aber 
gar  nicht  hoch  genug  angerechnet  werden  —  und  außer- 
dem wird  auch  der  Bedeutung  der  einzelnen  verkrachten 
Banken  und  ihrer  Verteilung  über  das  ganze  Reich  nicht 
Rechnung  getragen.  Lassen  wird  die  Banken  einzeln 
Revue  passieren,  so  läßt  sich  eher  ermessen,  welche  Wir- 
kungen dieser  Bankkrach  hinterließ.  Die  Leipziger  Dank 
verfügte  über  62  Millionen  Kapital  und  konnte  gleichwohl 
von  den  nur  22  Millionen  betragenden  Depositen  ein  Drittel 
nicht  zurückvergüten;  derartig  hohe  Verbindlichkeit  er 
liefen  noch  neben  den  Depositen,  in  diesem  Falle  die  starken 
Engagements  mit  der  Treber-Gesellschaft.  Prozentual  ihm-L 


*)  Warschauer:  Depositenbankwesen,  S.  468/70. 

')  Nach  A.  Schulze:  Bankkatastrophen  in  Sachsen,  S.  93. 

3)  Derselbe:  a.  a.  O.,  S.  59,  die  Reichsbank   intervenierte. 

4)  Diese  u.  d.    folgend.  Notizen    nach  Warschauer:    a.    a.    »• 
S.  468/70. 
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viel  sohl  immer  sind  die  Verluste  der  Depositengläubiger 
bei  der  Dresdener  Spar-  und  Vorschußbank  und  bei  der 
Hannoverschen  Hypothekenbank.  Vor  allem  bei  der 
ersteren  muß  man  die  Umsicht  des  Konkursverwalters  be- 
wundern, wenn  hier  trotz  der  Depositenschulden  von  fast 
7,3  Millionen  und  eines  Garantiekapitals  von  nur  1,3  Mil- 
lionen nur  2,4  Millionen  verloren  gingen. 

Ein  durchgreifender  Schutz  der  Depositengläubiger 
scheint  hiernach  also  geboten.  Gegen  diese  Ansicht  könnte 
aber  vielleicht  ein  Argument  verwendet  werden,  das  sich 
aus  dem  wirtschaftlichen  Zwecke  der  Depositen  ergibt. 
Die  Depositen  weisen  eine  bedeutende  Aehnlichkeit  mit 
dem  Darlehen  auf  und  werden  nach  dessen  Grundsätzen 
behandelt,  aber  niemand  wird  daran  denken,  den  Darlehns- 
gläubiger  gegen  die  Insolvenz  des  Schuldners  zu  schützen, 
bankwesen.  S.  46870. 

es  sei  denn,  daß  die  Insolvenz  aus  einer  verbrecherischen 
Handlung  des  Schuldners  resultierte.  Der  Staat  setzt  nur 
die  Normen  fest,  wie  Darlehen  zu  geben  und  zurückzugeben 
sind;  er  kann  sich  aber  keineswegs  auch  darum  kümmern 
und  dafür  sorgen,  daß  der  Schuldner  auch  wirklich  mit 
der  Fälligkeit  seiner  Verpflichtung  nachkommt,  und  nicht 
etwa  inzwischen  leistungsunfähig  geworden  ist,  sondern 
dafür  haben  lediglich  Gläubiger  und  Schuldner  selbst  zu 
sorgen.  Ein  solcher  Eingriff  in  die  Privatangelegenheiten 
dürfte  einmal  ganz  außerhalb  der  Interessensphäre  des 
Staates  liegen,  und  dann  wohl  auch  wegen  der  unendlichen 
Menge  der  Schuldverhältnisse  unausführbar  sein. 

Diese  Beweisführung  weist  aber  offenbar  einen  Mangel 
auf,  denn  hier  beim  Depositengeschäft  muß  im  Gegensatz 
zum  Darlehen  ganz  selbstverständlich  ein  Interesse  des 
Staates  obwalten,  einmal  daran,  daß  die  Unsummen  von 
Depositengeldern  nicht  verloren  gehen,  und  anderseits,  daß 
die  Banken,  die  Mittelpunkte  und  Regulatoren  des  Geld- 
es erkehrs,  nicht  zusammenbrechen  und  möglicherweise  auch 
andere  Banken  oder  große  industrielle  oder  kaufmännische 
Unternehmungen  mit  in  das  Verderben  reißen.  Der  Kon- 
kurs eines  einzelnen  pflegt  den  Staat  selten  irgendwie  zu 
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treffen  oder  die  Sicherheit  des  Staates  zu  beeinträchtigen: 
der  Zusammenbruch  einer  Bank,  wieviel  mehr  noch  der 
mehrerer  Banken  in  verschiedenen  Teilen  des  Reiches,  übt 
dagegen  stets  eine  lähmende  Wirkung  auf  den  ganzen  Ver- 
kehr und  das  Wirtschaftsleben  aus.  Das  sollte  Grund 
genug  sein,  einen  Eingriff  des  Staates  zu  rechtfertigen,  und 
soweit  es  noch  nicht  geschehen,  zu  veranlassen. 

3.  Man  gelangt  also  zu  dem  Resultat,  daß  hier  ein 
Wandel  not  tut.  Will  man  ändern,  so  darf  man  das  nicht 
schematisch  tun,  sondern  muß  dem  wirtschaftlichen  Zwecke 
Rechnung  tragen,  der  den  Depositen  innewohnt.  Die  De- 
positen ließen  sich  in  Ueberschußdepositen  einerseits  und 
Kassendepositen  andererseits  scheiden. 

a)  Die  Ueberschußdepositen  zerfallen  in  Spar-  und 
Verbrauchsdepositen.  Die  Spardepositen,  zwecks  Sparens 
angesammelt,  werden  bei  einer  Sparkasse  oder  einem  Spar- 
verein oder  einer  Bank  angelegt. 

Die  Sparkassen  betreiben,  wie  wir  sahen,  die  relativ 
sichersten  Geschäfte ;  sie  erwerben  mit  den  fremden  Geldern 
mündelsichere  Hypotheken,  lombardieren  Staatspapiere 
oder  erwerben  selbst  Staats-  und  andere  Papiere;  einige 
lassen  sich  auch  auf  das  Diskontieren  von  Wechseln  ein,  je- 
doch unter  möglichster  Vermeidung  eines  Risikos.  Fällt 
gleichwohl  infolge  irgend  eines  unerwarteten  Ereignisses 
eine  Sparkasse,  so  übernimmt  die  garantierende  Kommune 
die  Verpflichtungen  gegenüber  den  Sparern.  Die  Sparer 
sind  also  aufs  beste  geschützt. 

Gleichwohl  läßt  man  sich  an  dem  Erreichten  noch  nicht 
genügen,  sondern  strebt  in  der  Verbesserung  der  Lag-e  der 
Sparer  weiter  und  sucht  ihnen  auch  einen  höheren  Zins  zu 
verschaffen,  als  sie  bisher  im  Verhältnisse  zu  den  Banken 
erhalten,  und  zwar  ist  man  hier  zwei  Projekten  näher  ge- 
treten. Das  eine  bezweckt  die  Heranschaffung  möglich m 
vieler  Spargelder,  das  andere  die  Verwendung  derselben  in 
möglichst  intensiver  Weise. 

Zur  Heranziehung  möglichst  vieler  Spargelder  soll. 
wie  es  schon  in  den  meisten  europäischen  Ländern  üblich 
ist,  die  Post  benutzt  werden.    Jede  Postanstalt  soll  befujrt 
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sein,  Ein-  und  Auszahlungen  vorzunehmen.    Dadurch  wird 
mit  einem  Sehlage  das  Netz  der  Sparkassen- Anstalten  ganz 
erheblich  verdichtet,  und  während  man  bisher  oft  weite 
Wege  bis  zur  nächsten  Sparkasse  zurücklegen  mußte1), 
würden  dadurch  die  Entfernungen  bis  zu   den  nächsten 
Sparkassen  erheblich  verringert.    Der  Sparer  könnte  sich 
sogar  den  Weg  überhaupt  ganz  sparen,  da  ja  der  Postbote 
gelegentlich  einer  Postbestellung  auch  die  Aufträge  an  die 
Sparkassenstelle     mitnehmen     könnte.       Ganz     besonders 
wichtig  wäre  aber,  daß  mit  der  Einführung  der  Poet-Spar- 
kassen das  Rivalisieren  zwischen  den  verschiedenen  Spar- 
kassen fortfallen  würde.    Alle  Spargelder  würden  gemein- 
sam an  eine  Zentrale,  das  Institut  der  Postsparkasse,  ab- 
geführt. 

Dem  gleichen  Zwecke  wollte  das  zweite  Projekt  dienen, 
das  die  Einrichtung  einer  Zentralstelle  für  alle  Sparkassen 
bezweckte,  um  dadurch  größere  Summen  in  einer  Hand  ver- 
einigen und  damit  ertragreicher  arbeiten  zu  können.    Eine 
derartige  Sparkassenzentrale  dürfte  nach  der  Analogie  der 
österreichischen  Praxis  wohl  geeignet  sein,  kommunale  An- 
leihen oder  solche   des  Reiches   und  der  Einzelstaaten   zu 
übernehmen  und  unterbringen  zu  helfen.     Als  eine  der- 
artige Zentrale  brauchte  kein  ganz  neues  Institut  errichtet 
zu  werden,  es  könnte  vielmehr  ein  schon  bestehendes  dazu 
erweitert  werden;  als  dazu  geeignet  erscheint  für  Preußen 
besonders  die  Preußische  Seehandlung,  die  als  statio  fisci 
<lie  höchsten  Garantien  für  die  Sicherheit  ihrer  Geschäfts- 
führung und  Anlagen  zu  geben  vermag. 

Weiter  werden  Sparkassengelder  auch  bei  Spar- 
vereinen  angelegt.  Hier  muß  man  solche  Vereine  unter- 
scheiden, die  unter  einer  höheren  Aufsicht,  z.  B.  seitens 
eines  Verbandes  stehen,  und  andererseits  solche,  die  einer 
derartigen  Kontrolle  entbehren.  Zu  den  enteren  gehören 
z.  B.  die  Gründungen  von  Schultze-Delitzsch  und  Raiffeisen. 
Diese  können  den  Sparkassen  als  gleichwertig  an  die  Seite 


*>  Seidel:    Im  Handwörterbuch,  Band  7,  8.  178,  stellt  in  West- 
fireußen  Entfernungen  bis  zu  10  km  fest. 
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gestellt  werden.  Andere  Sparvereine  dagegen  lassen  >u-\\ 
vielfach  auf  jede  Art  von  Geschäften  ein,  die  irgendwie 
einen  Gewinn  erbringen  könnte.  Sie  geben  Hypotheken- 
gelder auf  Stellen,  die  nicht  mehr  als  sicher  gelten  können. 
beleihen  Gegenstände  der  verschiedensten  Art,  minder- 
wertige Warenlager,  Haustiere  usw.,  diskontieren  jeden 
Wechsel,  den  ein  Mitglied  vorlegt  u.  a.  Auf  der  einen 
Seite  erzielen  sie  dabei  einen  ziemlich  hohen  Gewinn, 
andererseits  erleiden  sie  aber  auch  eben  so  große  oder  mrli 
größere  Verluste.  Jedenfalls  kann  ihr  Geschäftsgebaren 
in  der  Regel  nicht  mit  der  Sicherheit  der  Spareinlagen  in 
Einklang  gebracht  werden.  Man  kann  jedem,  der  wirklirh 
sicher  gehen  will,  darum  nur  dringend  davon  abraten,  mii 
derartigen  Sparvereinen  in  geschäftliche  Beziehungen  zu 
treten. 

Drittens  werden  Spargelder  auch  bei  Banken  ein- 
gelegt; wir  unterscheiden  Hypotheken-,  Noten-,  Effekten- 
und  Depositen-Banken.  Die  Hypothekenbanken  clürfeu 
kraft  Gesetzes  nur  bis  zur  Hälfte  ihres  Grundkapital- 
fremde Gelder  annehmen.  Da  sie  im  übrigen  vor  alleai 
das  ziemlich  sichere  Hypothekengeschäft  betreiben.  ^» 
scheint  hier  eine  weitere  Maßregel  zugunsten  der  Ein- 
zahler nicht  von  nöten. 

Bei  den  Notenbanken  fallen  zwei  Gruppen  auf1): 
Solche,  die  verzinsliche  Depositen  annehmen,  und  solo  he. 
die  es  nicht  tuu.  Bei  letzteren  erübrigt  natürlich  ein- 
Sicherstellung  der  Einzahler.  Bei  ersteren  liegen  aber  di- 
gleichen  Verhältnisse  vor,  wie  bei  Effekten-  und  Depositen- 
banken. Bei  allen  drei  Bankgruppen  wird  in  gleich  freier 
Weise  über  die  eingezahlten  Gelder  verfügt,  ohne  daß  «ler 
Einzahler  irgendwie  für  die  Rückzahlung  seiner  Geld»»- 
auch  in  kritischen  Zeiten  gebürgt  würde. 

%  »)  1876        1890        1900        1902 

Sachs.  Bank  3.5  6.7         22,7         25.3  Millionen 

Braunseh w.  Bank      4,3  1,4  4,4  3,7  Millionen 

Warschauer,  S.  456.    Da  vorsichtige  Rückzahlungstermine  mit   \*  - 
einbart  werden,  so  wird  es  sich  hier  wohl  zum  größeren  T*m1*-    . 
Spardepositen   handeln. 
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Bei  allen  diesen  Banken  müßte  also  eine  ganz  neue- 
Politik  zugunsten  der  Sparer  eingeführt  werden;  jedoch 
seheint  ein  Eintreten  für  diese  Forderung  nur  dann  ge- 
boten, wenn  sich  die  Notwendigkeit  dazu  aus  dein  abso- 
luten   Mangel     einer     anderweitigen    Abhilfemöglichkeit 
ergibt.     Das  ist  aber  nicht  der  Fall,  denn  durch  die  Ein- 
richtung der  kommunalen   Sparkassen  sind  den  Sparern 
die  weitesten  Garantien  für  die  Erhaltung  ihrer  Gelder  ge- 
schaffen.    Gegen    die  Einzahlung    von  Spargeldern    wird 
aber  vielfach  dem  Umstände  zu  großes  Gewicht  beigelegt, 
daß  die  Sparkassen  einen  geringeren  Zins  zahlen,  als  die 
Banken;  doch  wiegt  die  größere  Sicherheit  der  Sparkassen 
den  Ausfall  der  paar  Pfennige  wieder  auf,  die  von  den 
Banken  mehr  gezahlt  werden.    Weber1)   sagt  deshalb  mit 
Recht:  wer  wirklich  sparen  will,  der  trägt  sein  Geld  auf 
die  Sparkasse  und  begnügt  sich  mit  dem  geringeren  Zins, 
weiß  aber  seine  Gelder  in  weitestgehender  Weise  sicher 
angelegt.     Ein  letztes  Risiko  ist  allerdings  auch  hierbei 
nicht  ausgeschlossen. 

Bezüglich  der  Spardepositen  könnte  also  von  einer 
Aemlerung  des  herrschenden  Zustandes  abgesehen  werden. 
Gleichwohl  verdient  ein  neuerer  Vorschlag  Warschauers  ") 
Beachtung,  wonach  er  den  bei  Banken  eingezahlten  Spar- 
depositen ein  Vorzugsrecht  im  Konkurse  vor  den  Kassen- 
Depositen  gewähren  will.  Hierfür  kämen  vor  allem  Kredi- 
toren in  Frage,  die  wegen  ihrer  Höhe  von  den  Sparkassen 
nicht  genommen  würden.  Der  Vorschlag  beruht  offenbar 
auf  der  Erwägung,  daß  ein  Kaufmann  bezüglich  seiner 
Kassenvorrüte  eher  auf  einen  Ausfall  in  seinen  For- 
derungen gefaßt  sein  muß,  als  ein  Sparer,  der  nur  seinen 
Verdienst  aufeinander  häufen  kann,  aber  sonst  nicht  frucht- 
bar zu  arbeiten  versteht.  Gegenüber  den  Sparkassen- 
Gläubigern  mit  ihren  völlig  gleich  starken  Rechten  würde 
der  Vorschlag  Warschauers  aber  nichts  verfangen. 

Das  Seitenstück   der   Spardepositen   bilden   die   Ver- 


*)  Wober:    Depositenbanken,  S.  251  52. 
2)  Warschauer:  Im  „Tas"  v.  6.  Juni  1907. 
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brauchsdepositen ;  diese  sollen  für  die  kurze  Frist,  während 
der  sie  noch  nicht  gebraucht  werden,  einen  Zins  tragen, 
der  sonst  nicht  erzielt  wäre.  Werden  sie  bei  einer  Spar- 
kasse eingezahlt^  so  liegt  allerdings  die  Gefahr  nahe,  daß, 
da  event.  ja  nach  den  Geschäftsbedingungen  der  Sparkasse 
vor  drei  Monaten  ein  Zins  überhaupt  nicht  verdient  wird, 
hei  der  Bank  dagegen  schon  nach  zwei  Wochen,  die  Ver- 
brauchsdepositen in  größerer  Menge  der  Bank  zufließen, 
die  sie  event.  schlecht  verwendet  Dieser  Ansporn,  sich 
der  Bank  zuzuwenden,  schwindet  aber,  sobald  schon  ein 
Sparkonto  besteht,  das  Zins  trägt;  dann  werden  die  Ver- 
brauchsdepositen für  die  Zeit  ihrer  Einzahlung  gleich  den 
Spargeldern  verzinst. 

Eine  unabweisliche  Forderung,  hier  Abhilfe  zu 
schaffen,  kann  auch  hier  nicht  entdeckt  werden. 

b)  Die  Kassendepositen  werden  im  Gegensatz  zu  d^n 
vorigen  nur  von  Banken  angenommen  und  zwar  kommet, 
dafür  alle  vier  Gruppen  in  Betracht:  die  Hypotheken-. 
Noten-,  Effekten-  und  Depositen-Banken.  Von  ersteren 
kann  nur  wiederholt  werden,  daß  sie  nur  bis  zur  Hälfte 
ihres  Grundkapitals  fremde  Gelder  annehmen  dürfen; 
einige  Notenbanken  halten  sich  die  Depositen  gänzlich 
ferne,  andere  dagegen,  ebenso  auch  die  Effekten-  und  De- 
positen-Banken, pflegen  die  Annahme  von  Depositen  vor 
allem  anderen.  —  Die  Verluste,  welche  die  Depositen- 
gläubiger erlitten  hahen,  resultieren  hauptsächlich  aus 
Konkursen  von  Depositenbanken,  doch  hätten  sie  sich 
ebensogut  auch  bei  den  übrigen  Bankarten  ereigneu 
können.  Man  darf  darum  diese  Bankarten  nicht  von  den 
übrigen  hier  genannten  trennen,  sondern  muß  vielmehr 
davon  ausgehen,  daß  alle  Banken,  soweit  sie  in  unbe- 
schränkter Höhe  Depositen  annehmen,  ihren  Depcsiteu- 
gläubigern  einen  gleich  problematischen  Schutz  gewähren. 

Wäre  es  auch  hier  möglich,  die  Kassen-Depositjen  au 
ein  anderes,  schon  bestehendes  und  den  Gläubiger  in  hohem 
Maße  schützendes  Institut  zu  verweisen,  so  erübrigte  sich 
auch  hier  eine  Abänderung  des  geltenden  Depositenrechtes- 
Nun  gibt  es  aber  außerhalb  der  Banken   kein  Institut,  das 
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verzinsliche  Depositen  annimmt  und  für  ihre  Rückgewähr 
garantiert.  Also  muß  man  bei  den  Banken  selbst  die 
bessernde  Hand  anzulegen  versuchen. 

a)  Das  ist  schon  vielfach  versucht  worden,  und  zwar 
lassen  sich  in  diesen  Bemühungen  scharf  zwei  Richtungen 
unterscheiden;  die  einen  betonen  die  großen  Verluste  ge- 
legentlich der  neuesten  Bankbrüche  und  schließen  daraus 
auf  die  Wertlosigkeit  unseres  ganzen  Depositensystems. 
Sie  vergleichen  mit  dem  unsrigen  die  Depositensysteme 
anderer  Länder  und  gelangen  zu  dem  Resultat,  daß  der 
Preis  England1)  gebühre,  weil  dort  die  reinen  Depositen- 
und  Spekulationsbanken  streng  voneinander  getrennt  sind. 
Diese  Arbeitsteilung  habe  sich  vorzüglich  bewährt  und 
verdiene  von  uns  rezipiert  zu  werden.  Hauptvertreter 
dieser  Ansicht  sind  C.  Strauß  und  O.  Warschauer. 

Gegen  eine  voreilige  Uebernahme  des  englischen 
Systems  spricht  vor  allem  schon  der  Umstand,  daß  auch 
England  gleichwohl  nicht  von  großen  Bankkrachen  ver- 
schont geblieben  ist.  Man  denke  nur  an  den  Fall  des 
Hauses  Baring  Brothers  im  Jahre  1891;  außerdem  stoßen 
aber  bei  Vergleichen  des  englischen  und  deutschen  Systems 
bald  Differenzen  auf,  die  es  geraten  scheinen  lassen,  zuerst 
scharf  zu  prüfen.  Die  Verschiedenheiten  sind  teils  rein 
äußerlicher,  teils  innerlicher  Art. 

Schon  der  Begriff  der  Depositen  ist  in  England  ein 
anderer,  denn  in  Deutschland;  während  man  bei  uns  nur 
die  bar  eingelegten  Gelder  darunter  verstellt  und  auch  hier 
vielfach  die  reinen  Kassendepositen  von  den  Ueberschuß- 
depositen  scheidet  und  nur  die  letzteren  dazu  rechnet,  ge- 
hören dazu  in  England  auch  die  eröffneten,  wenn  auch  noch 
nicht  beanspruchten  Kredite.  Die  Depositen  sind  dort  also 
viel  höher. 

Ferner  werden  in  England  Depositenkonten  nur  von 
einem    bestimmten  Minimalbetrage8)     an    eröffnet;    teils 

f)    Webor:     Depositenbanken,   S.   80  81. 

2)  z.  B.  10  £  bei  der  London  and  Westminster  Bank,  die  aller- 
dings die  vornehmsten  Kunden  Londons  aufweist.  —  Text  bei 
Weber:    a.  a.  O.,  S.  78. 
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setzt  man  einen  absoluten  Minimalbetrag'  fest,  teils  be- 
schränkt man  sich  darauf,  nur  lohnende  Konten  anzu 
nehmen;  ein  solches  wird  dann  für  vorliegend  erachtet, 
wenn  die  Zahl  der  in  einem  Jahre  gezogenen  Schecks,  mul- 
tipliziert mit  6d  *)  per  Stück  dem  Zinsbetrage  des  Mindest- 
guthabens gleichkommt. 

Weiter  werden  Auskünfte  über  den  Depositen  verkehr 
in  England  fast  von  allen  Instituten,  die  Depositen  an- 
nehmen, veröffentlicht;  in  Deutschland  dagegen  nur  von 
den  Aktien-Gesellschaften  und  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung.  Die  bedeutenden  Summen,  die  sieh 
sicherlich,  vor  allem  schon  wegen  des  von  den  Privat- 
bankiers gewährten  höheren  Zinses,  in  den  Händen  der 
übrigen  Banken  finden,  sind  dagegen  einer  genaueren 
Schätzung  nicht  zugänglich,  so  daß  naturgemäß  das  offi- 
zielle Zahlenverhältnis  der  Depositen  sehr  zuungunsten 
Deutschlands  ausfällt. 

Doch  sind  dies  alles  äußerliche  Abweichungen;  durch 
Heine  entsprechende  Einigung  auf  gleichlautende  Formeln, 
gleiche  Minimalbeträge  und  parallele  Veröffentlichungen 
könnte  hier  sehr  wohl  auch  eine  absolute  Vergleichung  d ■■> 
englischen  und  deutschen  Depositenwesens  geschaffen 
werden. 

Anders  ist  es  aber  mit  einem  letzten  Moment.  Wenn  in 
einem  Staate,  wie  England,  das  Minimum  eines  Depositen- 
kontos verhältnismäßig  sehr  hoch  angestzt  ist,  so  darf  man 
wohl  schließen,  daß  dann  eben  um  so  höhere  Summen  in 
kleineren  Beträgen  den  Sparkassen,  Volksbanken  und  ähn- 
lichen Instituten  zugeführt  werden.  Vergleicht  man  nun 
die  Einlagen  in  England  und  Deutschland,  so  findet  man 
aber,  daß  pro  Kopf  der  englischen  Bevölkerung  durch- 
schnittlich Frcs.  103,10  (M.  82,48)  in  Sparkassen  eingelegt 
sind;  pro  Kopf  der  deutschen  Bevölkerung  aber  Frcs.  188,20 
(M.  150,56) .')  Diese  unerwartete  Tatsache  läßt  sich  durch 
äußerliche  Kompromisse  nicht  fortbringen.     Sie  ist   viel- 


*)   O.   Glauert,   in   Conrads   Jahrbüchern.   1894.   S.   803. 
2)   Weber:    Depositenbanken.  S.  Sl. 
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mehr  daraus  zu  erklären,  daß  in  England  die  Kassen-De- 
positen infolge  höherer  Entwicklung  des  Scheckwesens  die 
Sparkassen-Einlagen  üherwiegen.  So  lange  das  deutsche 
Scheckwesen  nicht  in  gleicher  Weise  floriert1) ,  ist  eine  Ver- 
gleichung  und  Nachahmung  Englands  undenkbar,  und  da- 
mit auch  eine  Trennung  der  deutschen  Banken  in  Depo- 
siten- und  Spekulationsbanken  bloß  aus  dem  Grunde,  weil 
sie  sich  in  England  bewährt,  nicht  angebracht. 

Immerhin  könnte  man  aber  vielleicht  ohne  diesen  Um- 
weg über  England  den  Anhängern  der  Arbeitsteilung  unter 
den  Banken  nähertreten.  Allerdings  käme  es  dann  nicht 
so  sehr  darauf  an,  genau  die  gleiche  Trennung  der  Banken 
in  Depositen-  und  Spekulationsbanken  einzuführen,  wie 
sie  sich  in  England  historisch  entwickelt  hat,  und  jetzt 
dort  üblich  ist,  sondern  es  gälte  die  Banken,  welche  sichere 
Geschäfte  treiben,  von  denen  zu  trennen,  die  mit  einem 
größeren  Risiko  für  sich  und  damit  auch  für  ihre  Depo- 
sitengläubiger arbeiten.  Man  müßte  also  feststellen,  welche 
Geschälte  den  sicheren  zuzurechnen  wären  und  welche 
nicht.  Wie  wir  schon  oben  sahen,  gibt  es  absolut  sichere 
BankgeM'häfte  überhaupt  nicht.  Stets  kann  ein  Verlust 
eintreten,  da  das  Risiko  niemals  im  voraus  klar  zu  er- 
kennen und  gänzlich  zu  beseitigen  ist.  Doch  lassen  sich 
einige  Geschäfte  nennen,  die  das  Risiko  auf  ein  Minimum 
verringern,  wie  es  schon  jetzt  unter  den  Banken  das  Be- 
st reb»n  der  Reichsbank  ist.  Die  Reichsbank  unterscheidet 
sich  aber  von  den  Sparkassen,  die  sich  auch  einer  möglichst 
sicheren  Geschäftsführung  befleißigen,  dadurch,  daß  sie 
auch  Geschäfte  macht,  die  nicht  als  mündelsichere  zu  be- 
zeichnen sind. 

Zu  den  von  der  Reichsbank  betriebenen  Geschäften  ") 
gehört:  1.  das  Lombardieren  von  Wertpapieren,  die 
werden  allgemein  bekannt  gemacht  und  zerfallen  in  zwei 

*>  Mareuse:  Betrachtungen  über  das  Xotenbankwesen  in 
Amerika  1907,  hat  für  die  geringe  Benutzung  des  Schecks  in 
l>«*iUM'hlawl  die  Kapital-Armut  verantwortlich  gemacht  und  er- 
hofft eine  Wandlung  nur  von  dem  wachsenden  Wohlstände. 

2)  Saling:  Börsenpapiere,  10.  Aufl.,  1905,  Leipzig,  l.Teil,  S.  572  ff. 
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Klassen:  solche,  die  bis  zur  Höhe  von  V4  ihres  Kurswertes, 
und  solche,  die  nur  bis  zur  Hälfte  beliehen  werden.  Auch 
Waren  werden  als  Unterpfand  genommen.  2.  Ferner  das 
Diskontieren  von  Wechseln,  die  mit  den  Unterschriften 
von  mindestens  zwei  als  zahlungsfähig  bekannten  Per- 
sonen, z.  B.  Großindustriellen  oder  Banken,  versehen  sind; 
ebenso  sicher  wäre  aber  auch  das  Diskontieren  von 
Wechseln  von  und  bis  zur  Höhe  der  Beleihung  mündel- 
sicherer  oder  reichsbankfähiger  Wertpapiere  oder  Waren. 
3.  Weiter  betreibt  die  Reichsbank  das  Einziehungsgeschäft 
von  Wechseln  und  Schecks,  die  auf  das  In-  oder  Ausland 
gezogen  sind,  und  verdient  damit  eine  Gebühr.  4.  Neben 
diesen,  von  der  Reichsbank  hauptsächlich  betriebenen  Ge- 
schäften, ließen  sicli  aber  auch  andere  Geschäfte  nennen, 
die  als  in  gleicher  Weise  gesichert  gelten  könnten.  Dazu 
gehört  das  Kontokorrentgeschäft  unter  Vermeidung  jeden 
Kredits,  der  nicht  reichsbankmäßig  gedeckt  ist  und  5.  das 
Vermitteln  von  Hypothekengeschäften  und  von  Effekten- 
An-  und  -Verkäufen  gegen  Barzahlung  oder  reichsbank- 
mäßige  Deckung.  Diese  Geschäfte  stimmen  keineswegs 
mit  den  Geschäften  der  englischen  Depositenbank  überein. 
die  das  Risiko  nicht  so  eng  begrenzen,  sondern  leichter  Ver- 
luste erleiden  können,  als  eine  Bank,  die  sich  an  diesen  Ge- 
schäften genügen  läßt.  Auch  aus  diesem  Grunde  scheint 
die  Uebernahme  der  englischen  Unterscheidung  in  Speku- 
lations-  und  Depositenbanken  nicht  zu  empfehlen,  da  sie  ja 
den  Tatsachen  nicht  entspricht. 

Weiter  traten  die  Vertreter  dieses  englischen  Arbeits- 
teilungsgedankens  für  eine  Zentralisierung  des  gesamten 
deutschen  Depositenwesens  nach  Art  der  Reichsbank  ein: 
eine  ad  hoc  zu  gründende  Reichs-Depositenbank  habe  «Ile 
nach  besonderer  Prüfung  z.  Zt.  beleihbar  erscheinen.  Sie 
Depositen  auf  sich  zu  vereinigen;1)  würde  dies  wirklich  so 
voreilig  eingeführt,  so  ließe  sich  mit  einiger  Wahrschein- 
lichkeit Folgendes  voraussagen: 


*)  Dabei  wurde  aber  wohl  in  erster  Linie  mit  an  die  Snar- 
depositen  Redacht. 
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Allen  Banken,  großen  wie  kleinen,  würden  die  Depo- 
siten und  damit  ein  großer  Teil  ihres  Aktionskapitals  ge- 
nommen werden;  man  vergegenwärtige  sieh  dabei  die 
kolossalen  Summen,  die  bei  den  großen  Berliner  Banken 
eingezahlt  sind.  Aber  auch  kleinere  Banken,  wTie  der 
Danziger  Sparkassen-Aktien- Verein  oder  die  Mecklen- 
burger Sparbank  würden  sehr  viel  einbüßen.1)  Ersterer 
verfügt  bei  einem  Aktienkapital  von  9000  M.  und  einem 
Reservefonds  von  2,5  Millionen  über  24,8  Millionen  Depo- 
siten; letztere  bei  2  Millionen  Aktienkapital  über  25,8  Mil- 
lionen Depositen.  Die  Wahrscheinlichkeit  spricht  dafür, 
daß  die  meisten  Banken,  die  daraus  resultierenden  Ein- 
bußen ihrer  Einnahmen  gar  nicht  würden  überdauern 
können.  Eine  Krisis  der  schlimmsten  Art  wäre  zu  be- 
fürchten. 

Aber  auch  auf  Seiten  der  Reichs-Depositenbank,  wie 
siebt  es  da  aus?  Wirklich  angenommen,  daß  an  sie  mit 
einem  Schlage  alle  alten  Depositengelder  abfließen  würden, 
so  würde  es  ihr  anfangs  doch  noch  an  der  nötigen  Routine 
und  dem  Vertrauen  des  Publikums  fehlen2) ;  eine  Stockung 
auf  dem  Depositenmarkte  wäre  die  unausbleibliche  Folge. 
Natürlich  würde  es  sich  dabei  nur  um  ein  Uebergangs- 
stadium  handeln,  und  wenn  die  Reichs-Depositenbank  erst 
überall  gut  eingeführt  wäre,  so  wäre  nicht  ausgeschlossen, 
daß  sie  der  ganzen  deutschen  Geld  Wirtschaft  zum  Ansporn 
diente  und  in  jeder  Hinsicht  die  vortrefflichsten  Resultate 
erzielte;  und  die  Berechnungen,  die  Strauß  und  Warschauer 
über  die  Produktivität  dieser  Zentralbank  angestellt  haben, 
könnten  sich  leicht  trotz  Riessers  Pessimismus  verwirk- 
lichen. Bevor  man  sich  aber  für  dieses  ganz  neue  System 
entscheidet,  sei  doch  ernstlich  die  Frage  aufgeworfen,  ob 
sich  Deutschland  in  dieser  schweren  Zeit  der  Krisen  auf 
dem  Weltmarkte  auf  derartige,  in  ihren  Folgen  unüber- 
sehbare Experimente  einlassen  solle. 

Ferner  wäre  an  einer  Reichs-Depositenbank,  wie  sie 


J)   Nach   O.  Warschauer:    Depositenhankwesen,   S.   453  54. 
2)  Weber:    Depositenhankwesen,  S.  262. 
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beabsichtigt  ist,  mit  Recht  auszusetzen,  daß  sie  wahrschein- 
lich in  eine  scharfe  Konkurrenz  zur  Reichsbank,  bezüglich 
des  Wechseldiskonts  treten  würde,1)  wie  sie  sich  gelegent- 
lich schon  zwischen  der  Reichsbank  und  der  Preußischen 
Seehandlung  bemerkbar  gemacht  hat,  denn  beide  Banken. 
ohne  inneren  Konnex  miteinander,  werden  bestrebt  sein 
müssen,  zur  eigenen  Prosperität  möglichst  viel  Wechsel  an 
«ich  zu  ziehen. 

Weiter  wurde  in  Ergänzung  der  schon  für  die  Spar- 
gelder geforderten  Mitwirkung  der  Post  und  im  Anschluß 
im  eine  schon  jetzt  in  Oesterreich  wohl  erprobte  Praxis 
dafür  eingetreten,  daß  der  Post  auch  hier  bei  der  Ver- 
wendung der  Kassendepositen  eine  Rolle  zugeteilt  werden 
solle.  Die  moderne  Entwicklung  drängt  darauf  hin,  über 
die  Kassendepositen  mehr  und  mehr  in  der  Form  de* 
Schecks  zu  verfügen.  Die  Einziehung  eines  Schecks  kostet 
aber,  wenn  der  Scheck  nicht  auf  eine  zum  gleichen  Scheck- 
verband  gehörende  Bank  lautet,  eine  Gebühr;  zur  schnelle- 
ren und  kostenlosen  Einbürgerung  des  Schecks  würde  aber 
wesentlich  mithelfen,  wrenn  dieser  Seh  eck  verband  einer- 
seits möglichst  vereinheitlicht  und  andererseits  mit  mög- 
lichst viel  Zahlstellen  versehen  würde;  als  solche  Zahl- 
stellen könnten  sehr  wohl  die  Postämter  mit  ihrem  groß- 
artigen Netz  fungieren,  das  auch  die  kleinsten  Ortschaften 
nicht  unbeachtet  läßt. 

Auch  die  Reichsregierung  hat  sich  schon  einmal  mit 
diesem  Projekt  befaßt,  und  zwar  wurde  in  dem  Gesetz  vom 
30.  März  1900,  betreffend  die  Feststellung  des  Reichshaus- 
halts-Etats  dem  Reichskanzler  die  Ermächtigung  erteilt, 
den  Postscheckverkehr  einzuführen  (§  6).  Gleichzeitig 
wurde  kurz  skizziert,  von  welcher  Grundlage  aus  das  ge- 
schehen solle:  „1.  Eine  Verzinsung  der  auf  den  Konten 
gebuchten  Einlagen  darf  nicht  stattfinden.  2.  Für  die  Ein- 
zahlungen und  Rückzahlungen  im  Scheckverkehr  werden 
Gebühren  nicht  erhoben.     6.  Das  aus  dem  Scheckverkehr 


*)  dauert:    a.  a.  O.,  S.  823,    der  Deutsche  Ökonomist,    1S95, 
Nr.  1541,  S.  186,  dagegen  C.  Strauß:  Pepos.-Geldwesen,  S.  39. 
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sich  ergebnde  Saldo  ist,  soweit  nicht  aus  ihm  die  Kassen- 
mittel zur  Durchführung  des  Scheckverkehrs  zu  ver- 
stärken sind,  an  die  Reichsbank  gegen  tägliche  Kündigung 
abzuführen.  In  dem  Abkommen  mit  der  Reichsbauk  ist 
zur  Bedingung  zu  machen,  daß  das  Kapital  von  ihr  mit 
3rr  unter  ihrem  jedesmaligen  Wechseldiskont,  mindestens 
jedoch  mit  l1 / f2r/<  und  höchstens  mit  3r/r  verzinst  wird; 
ferner,  daß  die  Verzinsung  mit  dem  auf  die  Einzahlung 
folgenden  Werktage  beginnt  und  mit  dem  Tage  vor  der 
Abliebung  wieder  aufhört.  7.  Das  Postscheckwesen  ist 
spätestens  bis  zum  1.  April  1905  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gibung  zu  regeln." 

In  der  Sitzung  vom  10.  Dezember  1900  (Sten.  Berichte, 
Band  I,  Seite  395)  ging  der  Reichstag  dann  auf  diese  Frage 
genauer  ein,  hielt  ihre  Realisierung  aber  für  undurch- 
führbar, weil  der  Raichsregierung  dadurch  zu  große  Kosten 
erwachsen  würden.  Ein  Jahr  später,  in  der  Sitzung  vom 
27.  Februar  1902  (Sten.  Berichte,  Band  V,  S.  4444—46), 
beschäftigte  sich  auf  Grund  einer  Petition  der  Handels- 
kammer zu  Reutlingen  der  Reichstag  noch  einmal  mit  der 
gleichen  Frage  und  entschied  sich  nach  kurzer  Diskussion 
dafür,  die  Petition  dem  Reichskanzler  zur  Kenntnisnahme 
zu  übermitteln.  Bis  heute  ist  das  Thema  weder  seitens  der 
Regierung  noch  von  Seiten  des  Reichstages  wieder  an- 
geschnitten worden;  nur  verlautete  kürzlich,  daß  die  Re- 
gierung diesen  Plänen  nicht  freundlich  gegenüberstände.1) 

Wie  außerordentlich  günstig  die  Einführung  des  Post- 
scheckverkehrs ist,  erhellt  besonders  aus  dem  österreichi- 
schen Beispiele.  Dort  hat  der  Pos  tscheck  verkehr  eine  be- 
deutende Steigerung  des  Scheckverkehrs  überhaupt  und 
damit  auch  der  Kassendepositen-Einlagen  herbeigeführt. 
1883  betrugen  die  Einlagen  in  der  Oesterreichischen  Post- 
sparkasse 8,1  Millionen  Gulden;  nach  Einführung  des 
PnsNcheckverkehrs  wuchsen  sie  zu  ungeahnter  Höhe  an 
und   betrugen  schon   1899    112,5  Millionen  Gulden.      Die 


')  rfr.  im  ..Tair".  vom  9.  Juni  1907.    Die  Beilage:  Kapitalanlage 
um!   Ooldtnarkt. 
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Schwierigkeit  lag  für  Deutschland  nur  darin,  daß  die  Post 
einerseits  von  den  Konteninhabern  nichts  fordern,  anderer- 
seits mit  den  überschüssigen  Geldern  nur  l1/* — 3S'  ver- 
dienen sollte.  Diesen  Zins  sollte  die  Reichsbank  zahlen. 
Hier  lag  die  zwoite  Schwierigkeit,  denn  die  Reichsbank 
sollte  damit  ausschließlich  einem  Kunden,  der  Postspar- 
kasse, zuliebe  verzinsliche  und  stets  fällige  Depositen  an- 
nehmen. Daß  sie  damit  nicht  einverstanden  war,  kann 
man  wohl  verstehen,  denn  es  wäre  nicht  abzusehen,  ob  deu 
neuen  großen  Lasten  ein  entsprechender  Gewinn  die  Wage 
halten  würde.  Man  hätte  dieser  Schwierigkeit  aber  viel- 
leicht in  der  gleichen  Weise  aus  dem  Wege  gehen  können, 
wie  man  es  in  Oesterreich  tat,  indem  die  Postsparkasse  dort 
namentlich  mit  den  Ueberschüssen  der  bei  ihr  eingezahlten 
Gelder  dem  Staate  Kredite  eröffnete  in  der  Form  der  Ueber- 
nahme  von  Staatsanleihen  oder  Sehatzanweisungen,  und 
dadurch  einen  stets  gleichbleibenden  und  höheren  Zins 
verdiente. 

Endlich  ist  auch  der  Vorschlag  gemacht1),  jede  Bank 
solle  mit  und  für  ihre  Depositen  besondere  Aktien-Gesell- 
schaften begründen,  die  nur  derart  sichere  Geschäfte  be- 
treiben dürften,  daß  die  Depositengläubiger  dadurch  jeder 
Gefahr,  Verluste  zu  erleiden,  gänzlich  entrückt  wären.  Die 
Gründerbanken  könnten  ja,  um  doch  aus  den  ihnen  so  ent- 
zogenen Depositen  einen  hinreichenden  Gewinn  zu  ziehen« 
die  gesamten  Aktien  der  Tochterbank  behalten  oder  bei  Ge- 
legenheit weitergeben.  Das  klingt  recht  plausibel;  rWu-h 
wäre  zu  bedenken,  daß  dann  die  Depositenbanken  zwar 
nicht  riskante  Geschäfte  treiben  dürften,  wohl  aber  seihst 
zum  Gegenstand  der  Spekulation  seitens  der  Gründerbank 
gemacht  werden  könnten.  Auch  das  Geschäftsgebaren 
der  Gründerbank  und  ihr  Ruf  würden  für  die  Sicherheit 
der  Depositen  nach  wie  vor  maßgebend  sein,  und  so  könnte 
auch  leicht  je  nach  Lage  des  Falles  die  Garantie,  die  dein 
Depositengläubiger  durch  Gründung  der  Tochter-Depo- 
sitenbank gewährt  wTerden  sollte,  illusorisch  werden« 

')  Im  Anschluß  an  den  Vorschlag  des  Grafen  Arnim    in    dt>r. 
Kommissionsberatungen   des   Depot-Gesptzes. 
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ß)  Damit  sind  wir  zu  dein  Resultat  gelangt,  daß  vor- 
läufig der  Schutz  der  Kassen-Depositengläubiger  aus  irgend 
einer  ganz  neuen  Einrichtung  nicht  zu  erhoffen  ist;  man 
könnte  also  nur  versuchen,  das  augenblicklich  herrschende 
Depositenwesen  zum  Ausgangs-  und  Anknüpfungspunkt  zu 
nehmen,  Brauchbares  beizubehalten  und  die  gefährdenden 
Momente  auszumerzen  oder  doch  durch  wirksame  Gegen- 
n laßregeln  unschädlich  zu  machen.  Dies  ist  die  Lehre 
A.  Wagners1) :  es  sei  rätlicher,  „das  in  einem  Lande  ein- 
mal geschichtlich  Gewordene  und  im  wesentlichen  Be- 
währte zum  Ausgangspunkte  der  Beform  zu  machen  und 
überhaupt  erforderlichen  Falles  mehr  nur  das  bestehende 
Bankrecht  zu  reformieren,  als  es  von  Grund  aus  umzu- 
gestalten". 

Im  Gegensatz  zu  England  ist  aber  die  spekulative 
Tätigkeit  der  Banken  ein  spezifisches  Charakteristikum 
unseres  deutschen  Bankwesens;  wollte  man  sie  generell 
nach  dem  englischen  Muster  der  Arbeitsteilung  von  den 
deutschen  Depositenbanken  verbannen,  so  würde  sich  bald 
ein  empfindlicher  Mangel  an  spekulativer  Tätigkeit  —  denn 
wer  sollte  so  schrill  den  Platz  der  Banken  ausfüllen  — 
und  damit  ein  allgemeiner  Rückschritt  des  Geldmarktes 
höchst  unangenehm  bemerkbar  machen.  Das  ist  das  Re- 
sultat, welches  eine  unmotivierte  Nachahmung  englischer 
Bankpolitik  zeitigen  müßte. 

(1).  Tin  nicht  in  diesen  Fehler  zu  verfallen,  anderer- 
seits aber,  um  die  Lage  der  Depositengläubiger  im  erhöhten 
Maße  zu  sichern,  dürfte  man  einerseits  die  spekulative 
Tätigkeit  der  deutschen  Banken  nicht  gänzlich  unterbinden, 
müßte  aber  andererseits  auch  den  Kassendepositengläubi- 
gern  die  Möglichkeit  eröffnen,  ihre  Gelder  bei  einer  Bank 
einlegen  zu  können,  die  sich  in  keine  allzu  riskanten  Ge- 
schäfte einläßt.  Wo  wäre  eine  derartige  Bank  schon  jetzt 
zu  finden,  eine  Bank,  der?n  Geschäftstätigkeit  nicht  allein 
vmi  dem  Gewinnstreben  geleitet  ist,  und  die  die  sichere 


M  A.  Wagner:    In  Schönbenjs  Handbuch,  S.  453;  >o  auch  NVu- 
muim-Hofcr:    Depositemteschäfte,  S.  210. 
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Verwaltung  von  Kassendepositen  übernehmen  könnte  f 
Soweit  Banken  ausschließlich  von  Privajten  und  für  ihre 
Interessen  begründet  werden,  dürfte  man  wohl  vergeblich 
suchen.  Eine  derartige  Beschränkung  in  der  Geschäfts- 
tätigkeit ist  vielmehr  nur  dann  zu  erw?arten,  wenn  der  Staat 
als  Unternehmer  auftritt  oder  sonst  unmittelbar  auf  dio 
Geschäfsf ührung  von  Einfluß  wird,  wie  bei  der  Preußischen 
Seehandlung  und  der  Reichsbank.  Bei  diesem  Kriterium 
muß  also  eingesetzt  werden. 

Der  Staat  als  Unternehmer  oder  Auf  sich  tsorgau  tnufi 
also  zur  Hilfe  kommen,  wenn  auch  den  Kassendepositen- 
gläubigern  eine  größere  Sicherheit  gewährt  werden  soll. 
Diese  Hereinziehung  des  Staats  in  das  Depositenwesen  be- 
deutet kein  absolutes  Novum,  sondern  hat  schon  einmal  Er- 
wähnung gefunden  und  zwar  im  §  13,  Nr.  7  des  Reichsbank- 
Ges.  vom  14.  März  1875,  wo  der  Reichsbank  gestattet  wurde, 
verzinsliche  Gelder  im  Depositengeschäft  aufzunehmen:  die 
Einschränkung,  daß  die  Summe  der  verzinslichen  Depositen 
diejenige  des  Grundkapitals  und  des  Reservefonds  der 
Bank  nicht  übersteigen  darf,  ist  dabei  von  untergeordneter 
Bedeutung.  Von  der  generellen  Ermächtigung  ist  jedoch  seit 
dem  1.  September  1879  nicht  mehr  Gebrauch  gemacht  wor- 
den, das  soll  aber  nach  unserem  Vorschlage  demnächst  wie- 
der geschehen.  Damals,  als  der  Reichsbank  die  Ermächti- 
gung zum  Betriebe  des  Depositengeschäftes  gegeben  wurde. 
dachte  man  wohl  vorzüglich  nur  an  die  Spardepositen,  und 
es  wäre  deshalb  jetzt  vor  allem  einzuwenden,  daß  eine  der- 
artige Erweiterung  des  Geschäftsbetriebes  der  Reichslumk 
sogar  über  das  ursprüngliche  Maß  hinaus  leicht  zur  Un- 
übersichtlichkeit führen  kann.  Das  ist  zuzugeben,  d<>Hi 
könnte  dem  abgeholfen  werden,  wenn  das  Ressort  der  ver- 
zinslichen Kassendepositen  zwar  nicht  nach  Art  einer 
Tochterbank,  immerhin  aber  doch  hinreichend  vers*d>>- 
ständigt  würde;  und  um  gleichzeitig  der  Gefahr  aus  dein 
Wege  zu  gehen,  die  auch  bei  dem  Plan  der  Reichsdepositen- 
bank  nach  englischem  Muster  auf  dem  Gebiete  der  WWlistd- 
diskontpolitik  in  Sicht  kam,  nämlich,  daß  sich  hier  die 
beiden  Abteilungen  der  Reichsbank  arg  befehden  könnten. 
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wäre  zu  empfehlen,  daß  die  neue  Depositenabteilung  der 
Reichsbank  nicht  als  völlig  selbständiges  Institut  gedacht 
würde,  sondern  als  Abspliß  der  Reichsbank  und  deren  Ver- 
waltungsorganen Untertan. 

Schon  Weber1)  hat  daran  gedacht,  daß  man  die 
Reichsbank  zur  Wiederaufnahme  des  verzinslichen  Depo- 
sitengeschäftes veranlassen  könnte,  doch  trat  er  selbst  nicht 
dafür  ein,  weil  er  fürchtete,  das  höhere  Gewinnstreben, 
das  naturgemäß  aus  dem  Depositengeschäft  resultiert, 
könnte  die  Reichsbank  leicht  zu  ungesunden  Spekulationen 
verleiten  und  dadurch  ihre  Notenpolitik  gefährden. 
Wären  der  Depositen-Abteilung  der  Reichsbank  aber  nur 
die  gleichen  Geschäfte  gestattet,  wie  den  sonstigen  Ab- 
teilungen, und  höchstens  noch  die  Hypothekenvermitt- 
lung  und  nach  Lage  de«  Ortes  das  Sortengeschäft  frei- 
gegeben, so  dürfte  damit  die  Gelegenheit  genommen  sein, 
ein  allzu  großes  Risiko  auf  sich  zu  nehmen.  Andererseits 
blieben  auch  das  Noten-  und  das  Depositenressort  scharf 
voneinander  getrennt  und  könnten  es  wohl  auch,  um  jede 
Einwirkung  aufeinander  zu  vermeiden,  bezgl.  der  Reichs- 
bankanteilscheine sein. 

Es  bliebe  endlich  noch  die  Frage,  ob  sich  denn  die 
Reichsbank  nach  ihrer  ganzen  Anlage,  ihrem  kolossalen 
Wirkungskreise,  ihrem  Girogeschäft  überhaupt  noch  auf 
die  Annahme  und  Einrichtung  so  kleiner  Kassendepo- 
sitenkonten,  wie  sie  auch  von  den  kleinen  Geschäftsleuten 
eröffnet  würden,  würde  einlassen  können.  Dem  ist  zu  ent- 
gegnen, daß  sich  ja  die  gleiche  Praxis  aucli  schon  bei  an- 
deren Notenbanken  wohl  bewährt  hat.  Schließlich  han- 
delt es  sich  hier  auch  nicht  um  Erzielung  eines  möglichst 
hohen  Zinssatzes,  sondern  um  die  Begründung  der  Mög- 
lichkeit, auch  Kassendepositen  eben  so  sicher  wie  die  Spar- 
depositen  anlegen  zu  können,  und  um  die  Befreiung  des 
Publikums  von  allzu  größer  Sorge  um  sein  bankmäßig 
verwendetes  Geschäftskapital,  von  der  Furcht  vor  verlust- 
reichen Kriesen. 

')  Woher:  I)e|io*iteiil»aiikw«»sent  S.  2M  67. 


—  72  — 

Die  Frage,  ob  die  Reichsbank  verzinsliche  Depositen- 
gelder annehmen  solle,  war  schon  oben  gelegentlich  der 
Einführung  des  Postscheckverkehrs  berührt.  Wie  wir  dort 
sahen,  war  die  Einführung  des  Postscheckverkehrs  wahr- 
scheinlich daran  gescheitert,  daß  die  Reichsbank  sich  nicht 
damit  einverstanden  erklärte,  für  die  bei  ihr  einzuzahlen- 
den, jederzeit  fälligen  Ueberschüsse  der  Postsparkasb* 
einen  Zins  von  IV2 — 3  c/c  zu  gewähren.  Würde  dagegen, 
wie  hier  vorgeschlagen,  von  der  Reichsbank  eine  beson- 
dere Abteilung  für  den  Kassendepositenverkehr  abge- 
zweigt, und  dieser  in  den  geschilderten  Grenzen  freie  Ak- 
tion eingeräumt,  dann  dürfte  der  daraus  resultierend!* 
höhere  und  dauernde  Verdienst  der  Reichsbank  die  ihr 
hier  zugeteilte  Rolle  annehmbarer  erscheinen  lassen,  al* 
die  ihr  bei  Einführung  des  Postscheckwesens  zugedachte. 

Würde  sich  die  Reichsbank  bereit  finden,  verzinsliche 
Depositen  unter  Vermeidung  spekulativer  Geschäfte  auf- 
zunehmen, so  bliebe  damit  die  Spekulationstätigkeit,  der 
Deutschland  wohl  den  größten  Teil  seines  ununter- 
brochenen wirtschaftlichen  Aufschwunges  verdankt,  im 
vollen  Umfange  erhalten;  andererseits  wäre  aber  jedem 
Einzahler  von  Kassendeposilen  die  Möglichkeit  eröffnet. 
seine  Gelder  derart  anzulegen,  daß  ihm  auch  in  den  ge- 
fährlichsten Zeiten  wohl  kaum  ein  größerer  Verlust  er- 
wachsen kann.  Das  Publikum  kann  jetzt,  wie  bei  den  Spar- 
kassendepositen wählen,  mit  welchem  Geldinstitut  es  arbei- 
ten will,  und  es  ist  nicht  auf  die  einzige  Art  der  Spekula- 
tionsdepositenbanken  angewiesen.  Macht  es  nun  nach  wie 
vor  Geschäfte  mit  dieser  Bankart,  so  kann  es  späterhin  nie- 
mandem Vorwürfe  machen,  wenn  seine  Bank  in  schwerer 
Zeit  zusammenkracht,  und  die  Depositengläubiger  Ver- 
luste erleiden.  Es  hätte  ja  bei  der  Reichsbank  sein  Konto 
eröffnen  können,  und  die  Anklagen  des  Staats  nach  event. 
neuerlichen  verlustreichen  Bankkrachen  würden  sieh  in 
Selbst  vorwürfe  umkehren.  Andererseits  wäre  es  aber  für 
die  Spekulationsbanken  ein  umso  höherer  Ruhm,  wenn  sie 
weiterhin  möglichst  viel  Kassendepositen  behielten. 

Nähme  sicli  gerade  die  Reichsbank  und  nicht  eine  neu 
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zu  gründende  Reiehsdepositeubank  der  Kassendepositen 
an.  so  wäre  auch  sofort  mit  einem  Sehlage  ein  beträcht- 
liches Filialennetz  vorhanden,  das  sonst  für  den  Fall  der 
genannten  Neugründung  erst  noch  zu  schaffen  wäre.  Fer- 
ner würden  wegen  der  außerordentlich  günstigen  Ge- 
schäftsverbindungen der  Reichsbank  noch  vielmehr  Zah- 
lungen durch  Schecks  und  im  Wege  der  buchmäßigen  Ver- 
rechnung und  unter  Vermeidung  der  Barzahlungen  ge- 
leistet werden  können.  Das  bedeutet,  worauf  jetzt  beson- 
ders ein  Hauptgewicht  zu  legen  ist,  eine  weitere  Ent- 
lastnng  des  Geldmarktes,  der  viel  unter  dem  Mangel  au 
barem  Gelde  zu  leiden  hat. 

Selbst,  wenn  sich  nun  auch  keine  andere  Bank  außer 
der  Reichsbank  entschließen  könnte,  die  gleichen  Ge- 
schäftsbedingungen anzunehmen  wie  sie,  so  wäre  doch 
bdion  durch  das  an  und  für  sich  große  Wirkungsfeld  der 
Reichsbank  die  Gewähr  gegeben,  daß  sich  das  neue  Ge- 
schäftsprinzip durchsetzen  würde. 

Damit  wären  die  deutschen  Depositenbanken  in  zwei 
Gruppen  geteilt,  einmal  in  Depositenbanken  nach  Art  der 
Reichsbank  ohne  Spekulationstätigkeit,  und  zweitens  in 
solche  des  alten  gemischten  Systems  mit  Spekulations- 
tätigkeit. 

Beide  Bankarten  müssen  möglichst  dem  Charakter 
der  Kassendepositen  gerecht  werden  und  dürfen  sich  nicht 
in  allzu  langfristige  Geschäfte  einlassen;  insbesondere 
die  Reichsbankgruppe  muß  bemüht  sein,  Geschäfte,  die 
ein  Risiko  bringen  könnten,  zu  vermeiden. 

(2.)  Für  die  Reichsbank  sollten  nur  die  oben  x)  behan- 
delten Geschäfte  gestattet  sein;  den  Spekulationsbanken 
dagegen  auch  freistehen,  nach  wie  vor  Geschäfte  nach 
eigenem  Gutdünken  zu  betreiben,  doch  scheint  es  zweck- 
mäßig, auch  ihnen  einige  Schranken  zu  setzen.  Allgemein 
müßten  ihnen  Geschäfte  untersagt  sein,  deren  Erledigung 
nicht  abzuseilen  ist;  dazu  gehört  das  Hypothekengeschäft, 
wenn  es  in  zu  großem  Maßstabe  betrieben  wird.     Hier 

')   S.   62  h. 
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müßte  eine  Maximalgrenze  von  ca.  Vio  bis  1/8  des  Grmul- 
und  Reservekapitals  gesetzt  werden,  denn  die  Depositen- 
gelder, als  variable  Größe,  müßten  außer  Ansatz  bleiben. 
Andererseits  dürften  sich  die  Banken  durch  ihre  Speku- 
lationstätigkeit auch  nicht  dazu  verleiten  lassen,  sieb  zur 
bloßen  Zahlstelle  eines  Unternehmens  herabwürdigeil  zu 
lassen.    Sie  müßten  gezwungen  sein,  sich  an  einem  Unter- 
nehmen nur  bis  zu  einer  bestimmten  Höhe  zu  beteiligen. 
Das  Maximum  dieser  Beteiligung  könnte  sich  einmal  narh 
der  Höhe  des  Bankkapitals  und  zweitens  nach  der  Höht- 
des  Kapitals  richten,  das  dem  zu  unterstützenden  Unter- 
nehmen gehört.    Bei  der  Bank  dürfte  es  auch  nicht  mehr 
als  ein  Zehntel  bis  ein  Achtel  für  den  Einzelfall  betrafen, 
und  hier  bei  dem  fremden  Unternehmen  ginge  man  wt»V. 
zweckdienlich  nicht  über  den  vierten  bis  dritten  Teil  seim-* 
Grundkapitals  hinaus.     Auch  bei  diesen  Geschäften  m.V, 
von  einer  Verwendung  der  Depositen  abgesehen   w**rdeu. 
denn  die  Depositen,  als  vielfach  jederzeit  fällige  Gelder, 
könnten  leicht   durch   ihre   Investierung   in   industriell**!, 
oder    kaufmännischen  Unternehmungen    ihre  Flüssigkeit 
einbüßen.    Falliert  nun  ein  derartiges,  finanziertes  Unter- 
nehmen, so  wird  damit  noch  keine  so  empfindliche  Lüri.r 
in  die  Aktiven  der  Bank  gerissen,  daß  man  deshalb  •!;- 
Schlimmste  befürchten  müßte. 

Das  Trennende   zwischen  beiden   Bankgruppen    1i*«j* 
also  in  der  geschäftlichen  Tätigkeit,  in  der  Verwenduiij 
der  Gelder;  auf  der  einen  Seite  das  Verbot  von  Hypothek» v 
geschäften   und    Finanzierungen,    auf   der   anderen    Hu* 
Weiterführung  bis  zu  einem  bestimmten  Maxinialbetmu  ■ 

(3.)  Neben  diesen  Unterscheidungen  lassen  sich  ah»-» 
auch  Vergleichspunkte  finden,  so  bezüglich  der  R^i-i.t- 
persönlichkeiten  der  Banken  und  bezüglich  ihrer  K<»:- 
trolle. 

Ueber  die  Persönlichkeit  der  Banken  ist  auch  x*i" 
eingehend  gehandelt  worden.     Keine  der  üblichen   Kant», 
formen  schafft  dem  Depositengläubiger  eine  wirklicht*  <i; 
rantie  für  die  volle  Rückgewähr  seiner  Einzahlungen.  i> 
hängt  damit  zusammen,  daß  die  Depositengelder  nic-lit 
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Wechselbeziehungen  zum  Grundkapital  stehen.  Darum 
schiene  vielleicht  eine  Kontingentierung  der  Depositen  zu- 
mindest gegenüber  diesem  Garantiekapital  der  Befür- 
wortung wert,  und  als  Vorbild  könnte  das  Hypotheken- 
bankgesetz dienen,  wonach  die  Hypothekenbanken  nur  zur 
Annahme  einer  halb  so  großen  Summe  von  Depositen  be- 
fugt sind,  als  ihr  Grundkapital  beträgt,  oder  auch  das 
Keichsbank-Gesetz  von  1875,  wonach  die  Reichsbank  nur 
verzinsliche  Gelder  bis  zur  Summe  ihres  Aktienkapitals, 
und  des  Reservefonds  annehmen  darf.  Darauf  zielt  auch 
ein  Vorschlag  Warschauers1)  ab,  daß  die  Depositen  nur 
bis  zur  doppelten  Höhe  des  Aktion-  und  Reservekapitals 
angenommen  werden  dürften.  Ganz  abgesehen  davon,  daß 
die  Banken  nicht  genau  feststellen  können,  wann  sie  diese 
Höhe  erreicht  haben,  würde  eine  derartig  einschränkende 
Klausel  d?n  Depositen  verkehr  sehr  schädigen,  denn  z.  B. 
ein  Institut,  wie  der  Danziger  Sparkassen- Aktien- Verein, 
müßte  bei  einem  Aktien-Kapital  von  nur  9000  Mk.  und 
einem  Reservefonds  von  2,5  Millionen  den  größten  Teil 
seiner  24,8  Millionen  Depositengelder  abgeben;  ebenso 
mich  die  Mecklenburger  Sparbank,  dercm  2  Millionen 
Aktien  25,8  Millionen  Depositen  gegenüberstehen.  Würde 
auf  Grund  solcher  Einschränkung  z.  B.  nach  Art  des 
Rt'ichshank-Gesctzes  den  Banken  der  größte  Teil  ihres  Be- 
triebskapitals entzogen,  so  würde  diese  Summe  wieder 
den  Einzahlern  zufließen  und,  mangels  der  erforderlichen 
Garantiekapitalien  bei  den  Banken  nicht  mehr  wirtschaft- 
lich genutzt  werden  können,  zumindest  nicht  so  intensiv 
wie  durch  die  Banken.  Da  aber  die  möglichste  Ausnutzung 
des  Geldes  von  der  modernen  Volkswirtschaft  mit  erstrebt 
wird,  so  müßte  auch  jeder  Kontingentierungsvorschlag 
als  abwegig  gelten.  Im  Gegenteil  muß  man  bemüht  sein, 
den  Banken  noch  mehr  Gelder  zuzuweisen,  die  diese  dann 
dorthin  weitergeben  können,  wo  man  sie  braucht. 

Von   den   verschiedenen    Bankformen   empfiehlt   sich 
für  Depositenbanken  am  ehesten  noch  die  Aktien-Gesell- 


')  Warschauer:  Im  „Tai?"  vom  (>.  Juni  1907. 
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schaft,  weil  sie  im  innern  und  nach  außen  hin  die  relativ 
beste  Kontrolle  ermöglicht;  neue  Depositenbanken  wären 
deshalb  nur  in  der  Form  der  Aktien-Gesellschaft  zuzu- 
lassen. 

Die  zu  kontrollierenden  Angaben  erfolgen  in  der  Form 
der  Bilanz.  Bisher  sind  aber  nur  die  Aktiengesellschaften 
und  Gesellschaften  m.  b.  H.  zu  ihrer  Veröffentlichung  ver- 
pflichtet, alle  übrigen  Institute  dagegen,  die  Depositen  an- 
nehmen, entweder  überhaupt  nicht,  so  der  Einzelbankier. 
oder  nur  in  beschränktem  Maße,  so  die  Genossenschaften. 
Sollen  diese  nun  weiterhin  mit  den  Depositen  nach  eigenem 
Belieben  wirtschaften  dürfen  und  ohne  Rechenschaft  dar- 
über ablegen  zu  müssen,  dagegen  jene  nicht;  das  wäre 
eine  Ungerechtigkeit,  der  wir  nicht  das  Wort  reden  können. 
Eine  bloße  Vertiefung  der  Bilanzen  ohne  ihre  obligato- 
rische Einführung  auch  bei  den  übrigen  Instituten,  die 
Depositen  annehmen,  wäre  nur  eine  halbe  Maßregel;  viel- 
mehr müßten  alle  Depositenbanken  ohne  Ausnahme  zur 
Veröffentlichung  gleichartiger  Bilanzen  gezwungen 
werden,  wie  es  schon  jetzt  in  England  üblich1)  ist.  Man 
mag  dagegen  einwenden,  das  wäre  für  den  Einzelbankier 
und  die  ihm  gleichstehenden  unmöglich,  da  diese  mit 
keinem  so  fest  berechenbaren  Grundkapital  arbeiten,  wie 
die  beiden  zitierten  Gesellschaftsbanken.  Dem  wäre  leicht 
abzuhelfen.  Der  Bankier  braucht  ja  nur  einen  Teil  seine* 
Privatvermögens  abzulösen  und  als  Grundkapital  seines 
Bankgeschäftes  anzugeben.  Will  er  das  nicht,  so  dürfte 
ihm  auch  nicht  das  Finanzierungsgeschäft  gestattet  sein, 
weil  kein  Kapital  vorhanden  wäre,  mit  dem  dieses  Ge- 
schäft betrieben  werden  könnte;  denn  wie  oben  vorfre- 
schlagen,  sollen  die  Depositen  nur  für  das  Kundengeschäft 
verwendet  wrerden.  Will  der  Bankier  auf  Angabe  eine^ 
■Grundkapitals  trotz  dieser  Folgen  verzichten,  so  soll  er 
aber  doch  wenigstens  angehalten  sein,  anzugeben,  in  wel- 
cher Weise  er  mit  den  bei  ihm  eingezahlten  Depositen- 
geldern wirtschaftet. 


*)  Weber:    Depositenbanken,  S.  207. 
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Weiter  seheint  es  nicht  zweckdienlich,  daß  die  Bi- 
lanzen nur  einmal  im  Jahr$  veröffentlicht  werden,  denn  was 
kann  nicht  alles  in  einem  einzigen  Jahre  geschehen; 
man  denke  nur  an  die  letzten  Bankkrache,  wie  schnell  war 
da  nicht  ein  recht  beträchtliches  Kapital  in  unsicheren 
Werten  angelegt.  Eine  öftere  Veröffentlichung  wäre  des- 
halb geboten,  damit  einerseits  eine  öftere  Kontrolle  er- 
möglicht wird,  und  andererseits  die  Furcht  vor  der  Ent- 
deckung unreeller  Manipulationen  wächst.  Zumindest 
müßte  mit  jedem  Semester  oder  noch  besser  Quartalsschluß, 
eine  Bilanz  veröffentlicht  werden;  am  zweckdienlichsten 
wäre  es  aber  jedenfalls,  wenn  die  Bilanzen  am  Schluß  jeden 
Monats,  wie  es  ja  auch  in  der  internen  Geschäftspraxis 
der  Banken  üblich  ist,  aufgestellt  würden.  Diese  Praxis 
bedeutete  auch  kein  absolutes  Novum,  sondern  sie  wird 
schon  jetzt  von  dem  Halleschen  Bankverein  von  Kuliseh, 
Kämpf  &  Co.,  und  von  der  Kommerz-Bank  in  Lübeck 
gepflogen.1 ) 

Diese  Praxis  wäre  dann  besonders  leicht  durchführ- 
bar, wenn  nach  Art  der  Reichsbankpraxis  alle  Geschäfte, 
auch  die  der  Filialen  und  kleineren  Kassen,  über  die  ge- 
meinsame Zentrale  geführt  und  dort  auch  gebucht  würden; 
dann  brauchte  bei  Aufstellung  der  Gesamtbilanz  die  Mit- 
wirkung der  Filialen  etc.  nicht  mehr  beansprucht  werden, 
so  daß  einmal  dort  keine  Störung  der  laufenden  Geschäfte 
einträte  und  zweitens  das  Bilanzmaterial  schon  konzentriert 
vorläge. 

Das  Hauptinteresse  nehmen  für  uns  natürlich  die  De- 
positen in  den  Bilanzen  in  Anspruch.  Wie  verschiedene 
Ausdrücke  gibt  es  aber  nicht  dafür  in  den  verschiedenen 
Bilanzen,  man  erkennt  oft  kaum,  in  welchen  Posten  sie 
enthalten  sind.*)  Es  wäre  unverständlich,  wollte  man  hier 
nicht  de  lege  ferenda  eine  Einheitlichkeit  in  der  Benennung 
und  Aufstellung  fordern,  wie  sie  z.  B.  schon  in  den  Bilan- 
zen der  Lebensversicherungs-Gesellschaften   Eingang  ge- 


')  Nach   Warschauer:    Depositenbankwesen,  8.  4Kj. 
*)  cfr.  S. 
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funden  hat.     Für  diese  Forderung  wird  besonders  einge- 
treten. 

Die  Depositen  wären  danach,  etwa  wie  schon  oben  an 
praktischen  Beispielen  entwickelt  wurde,  von  den  Konto- 
korrent- und  Scheckgläubigern  zu  trennen;  ferner  wären 
die  Kündigungsfristen  anzugeben:  tägliche,  1-,  3-,  6-  uml 
12  monatliche;  auch  eine  Angabe  der  verschiedenen  Ein- 
lagen nach  der  Höhe  wäre  ganz  erwünscht.  Daraus  könnte 
man  sich  ein  ungefähres  Bild  von  dem  Kundenkreis  der 
einzelnen  Bank  machen. 

Als  Ergänzung  gehörten  dazu  die  Geschäfte,  die  die 
Bank  mit  den  Geldern  treibt.  Darum  ist  auf  der  anderen 
Bilanzseite  anzugeben,  wieviel  kurz-  und  langfristige 
Wechsel  diskontiert  und  weiterdiskontiert  wurden,  wie- 
viel Lombarddarlehen  gewährt,  wie  vielen  Unternehmun- 
gen Gelder  zugeführt  wurden,  event.  auch  die  Höhe  er- 
worbener Hypotheken,  damit  die  Depositengläubijjer 
selbständig  erkennen  können,  ob  die  Bank  ordnungsmäßig 
arbeitet.  Z.  B.  wTürden  der  Bank  ausschließlich  lang- 
fristige Depositen  gegeben,  so  wäre  einmal  keine  großf 
Tageskasse  erforderlich,  sondern  es  wären  möglichst  virl 
Gelder  nutzbringend  zu  verwenden;  auch  dürften  «lang- 
fristigere Geschäfte  abgeschlossen  werden,  z.  B.  durch  An- 
nahme langfristiger  Wechsel.  Laufen  die  meisten  Dejio- 
siten  dagegen  nur  auf  kurze  Fristen,  so  müßten  auch 
größere  Kassenvorräte  bereit  gehalten  werden,  auch  wären 
kurzfristige  Geschäfte  vorzuziehen.  In  der  gleichen  An- 
ordnung hätte  auch  die  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung 
zu  erfolgen.  Daß  eine  derartige  Ausarbeitung  der  De- 
positenposteu  in  der  Bilanz  auch  auf  die  übrigen  Postev 
der  Bilanz  einwirken  muß,  ist  selbstverständlich,  doe! 
kann  im  Rahmen  unseres  Themas  nicht  darauf  eingegran 
gen  werden.  Es  soll  nur  ein  Formular  folgen,  wie  es  siel 
zur  einheitlichen  Einführung  für  Bilanzen  empfehlt! 
dürfte.1) 


*)  Im  Anschluß  an   Weber:   Depositenbankwesen.  S.  279, 
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Aktiva. 

1.  Kasse. 

2.  Sorten. 

3.  Coupons. 

4.  Wechsel:  auf  1  Monat. 

Stück  —  Betrag  — 

auf  3  Monate 
Stück  —  Betrag  — 
auf  längere  Fristen  — 
Devisen:  ebenso  —  Stück  — 

Betrag  — 
davon  weiterdiskontiert: 
a.  (i.  Reichsbank :  Zahl  —Betrag— 
au  and.  Institute:     „  „ 

6.  Kontokorrent- Debitoren : 

a)  gesicherte:     mündelsichere: 

Zahl  —  Betrag  — 
sonstige :  Zahl  —  Betrag  — 
durch     Haudelsverbindhch- 

keit  —  Zahl  —  Betrag  — 

b)  Blanco:  Zahl  —  Betrag  — 

6.  Lombarden:  Zahl  und  Gesamt- 

betrag. 

7.  Reports:  Zahl  u.  Gesamtbetrag. 

8.  Eigene  Effekten  zum  Tags  wert. 

A.  Börsengängige: 

a)  Deutsche  Staats-  und  Ge- 
meindeschuldverschrei- 
bungen, Pfandbriefe  und 
Eisenbahn-  Obligationen, 
Zahl  der  Gattung  —  Be- 
trag. — 

b)  Au  Verdeutsche,  ebenso. 

c)  Aktien  deutscher  Eisen- 
bahnen und  Transport- 
Unternehmungen.  Zahl 
—  Betrag. 

d)  Bankaktien.  Zahl  —  Be- 
trag. — 

e)  Obligationen  industrieller 
Unternehmungen.  Zahl 
der  Unternehmungen  — 
Betrag.  — 

{)  Aktien  industrieller  Un- 
ternehmungen. Zahl  der 
Unternehmungen  —  Be- 
trag. — 

g)  Kuxe.  Zahl  der  Berg- 
werke —  Betrag. 

h)  Sonstiges. 

B.  Nichtbörsengängige: 
wie  sub  A. 

U.  Konsortialbeteiligungen: 
wie  sub  7  A. 

10.  Komman d iten.  Zahl  —  Betrag.  — 

1 1 .  Dauernde  Beteiligung,  an  fremd. 

Unternehmungen.  Zahl  — 
Betrag.  —  Darunter  bei  Ban- 
ken.    Zahl  —   Betrag. 

12.  Hypotheken,    Stelle.     Zahl    — 

Betrag,    — 
13     Bürg>chaften.  Zahl  —  Betrag. — 


Passiva. 

1.  Aktien. 

2.  Ordentlicher  Reservefonds, 
außerordentli  eher  Reservefonds. 

3.  Depositen    (Spar-    und    Kassa- 

Depositen  wären,  so  weit  an- 
gängig, zu  sondern,  sonst:) 

A.  Anzahl  der  Bücher  — 

—  500  M.  Zahl  —  Betrag 

—  2000    „ 

—  10000 
Darüber :    Einteilung    nach 

Belieben. 

B.  Fälligkeit 

täglich,      Zahl  —  Betrag 
1  monatl. 


3 

6 

12 


» 


»» 


» 


»» 


»» 


>» 


» 


» 


» 


und  mehr. 

4.  Diverse  durchlaufende  Posten. 

Zahl  —  Betrag  — 

5.  Kontokorrent-Kredite. 

Zahl  —  Betrag.  — 
Davon  Scheckbücher. 
Zahl  — 

6.  Garantie-Uebernahmen 

per  Indossament,    Zahl    — 

Betrag  — 
„    Aval,  Zahl  —  Betrag  — 
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Aber  weiter,  wie  soll  man  sieh  die  Ausübung'  der 
Bilanzkontrolle  denken;  soll  es  jedem  Depositengläubiger 
freistellen,  seine  Zweifel  an  der  Wahrheit  der  Bilanz  zu 
äußern?  Wohl  kaum.  Für  die  Aktiengesellschaft  i*t 
schon  ein  zuständiges  Kontrollorgan  geschaffen  in  der  Per- 
son des  Aufsichtsrates,  der  die  Bilanzen  prüft,  und  in  der 
Generalversammlung,  die  zu  genehmigen  hat.  In  einem 
kleineren  Orte  vereinigen  sich  aber  event.  diese  verschie- 
denen Funktionen  in  der  einen  Person  des  Bankiers  selbst. 
Hier  wäre  eine  weitere  Kontrolle  doch  recht  wünschens- 
wert und  nötig.  Der  Gedanke  läge  hier  nahe,  analog  der 
Generalversammlung  bei  den  Aktien-Gesellschaften  ein»* 
Generalversammlung  der  Depositengläubiger  zu  berufen, 
die  ja  event.  um  Mißbräuchen  zu  steuern,  erst  von  einen, 
bestimmten  Guthaben  an,  stimmberechtigt  sein  könnten. 
Abgesehen  von  sonstigen  Unzuträglichkeiten  wären  dann 
aber  die  Depositengläubiger  großer  Aktien-Gesellschaften 
benachteiligt,  denen  ein  Stimmrecht  in  dieser  Frage  z« 
gewähren,  gar  keinen  Grund  hätte.  Vielleicht  fände  e- 
aber  Anklang,  mit  den  Funktionen  des  Revisors  öffent- 
liche Bücherrevisoren  zu  betrauen.  Vielleicht  eröffnete 
sich  auch  den  Treuhand-Gesellschaften  ein  weites  Wir- 
kungsfeld.  Für  eine  Verschärfung  der  Kontrolle  auch 
gegenüber  den  Aktien-Gesellschaften  wird  nicht  eilige- 
treten,  nur  für  Vereinheitlichung. 

Wäre  nun  in  dieser  Weise  eine  äußerlich  klare  und 
übersichtliche  Bilanz  zustande  gekommen,  so  bliebe  doch 
noch  der  Zweifel  bestellen,  ob  denn  damit  auch  wirklic; 
Klarheit  über  den  wahren  Bestand  der  Geschäftsführung- 
geschaffen  ist.     Im  Prozeß  der  Leipziger  Bank1)    wur«U 
seitens  der  Sachverständigen  übereinstimmend  ausgeführt. 
daß  die  Bücher  ordnungsmäßig  geführt   und  die  Bilanzen 
fehlerfrei    ausgearbeitet    wären,    und    gleichwohl    liefei 
ungeheure    Verbindlichkeiten,     die     infolge    von    buch- 
mäßigen Transaktionen  nicht   mehr  als  solche  kenntlich 
waren.     Hier  bedeutete  eben  die  formell  richtige   Biini  - 


*)  Warschauer:    AufMchtsratsfrage.  S.  799. 
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führung  nicht  mich  den  materiell  richtigen  Inhalt;  und 
doch  ist  dies  das  einzige  Ziel  der  Bilanz.  Wie  wäre  das 
zu  erreichen?  Durch  eine  weitergehende  Kontrolle  wohl 
kaum.  Dazu  wäre  eine  höhere  Sachverständigen-Instanz 
erforderlich,  aber  auch  sie  könnte  getäuscht  werden.  Leicht 
konnten  auch  zu  häufige  Kontrollen  erst  zu  ihrer 
Täuschung  oder  Umgehung  Anlaß  geben. 

Vielleicht   könnte   man    diesem   Ziel   aber   durch   An- 
drohung hoher  Strafen   für  den  -Fall  der  vollendeten  und 
schädlichen    Vorspiegelung   einer    falschen    Bilanz    näher 
kommen.    Natürlich  dürfte  ein  Zweifel  an  der  Redlichkeit 
des  dafür  Verantwortlichen  nicht  gleich  geäußert  werden, 
wenn   sich   eine   kleine   Differenz  zwischen   der   formellen 
und  materiellen  Bilanz  zeigt,  sondern  man  müßte  ein?  Un- 
redlichkeit  schlechthin   nur  dann  präsumieren,   wenn   die 
Bank  falliert  hat.     Würde  für  diesen  Fall  die  präsumtiv 
aufgestellt,  daß  der  für  die  Bilanz  Verantwortliche  frau- 
dolos  gehandelt   hat,  und   daß   ihm,  um  sich   dagegen   zu 
wehren  ,  ein    besonderer  Exkulpationsbeweis    obliege,    so 
wäre  wohl  anzunehmen,    daß    die    im   Zweifel    drohende 
Strafe  —  auf  betrügerischen  Bankrott  steht  ausnahmslos 
Zuchthausstrafe  —  die  leider  auch   in  diesem  so  einfluß- 
reichem  Stande   vorkommenden   unlauteren    Elemente   zu 
größerer  Reellität  zwingen  würde. 

C.  Wie  soll  nun  dies?  Aenderung  des  geltenden 
Recht  »s  zwecks  Schutzes  der  Depositengläubiger  ausge- 
führt werden!  Es  wurde  oben  davon  ausgegangen,  daß 
für  das  geltende  Depositenrecht  Gesetzes-  und  Gewohn- 
heitsrecht in  Frage  kommt.  Gesetzesrecht  kann  wiederujn 
durch  Gesetzesrecht  abgeändert  werden;  daneben  wäre 
aber  auch  eine  Umbildung  vermittels  Gewohnheitsrechtes 
denkbar,  doch  wird  letztere  Möglichkeit  von  der  herrschen- 
den Lehre  für  das  kodifizierte  Reichsrecht  und  damit  auch 
für  unseren  $  700  B.  G.-B.  fast  einstimmig  abgelehnt.1) 

Das  gewohnheitsrechtliche  Depositenrecht  kann  eine 


*)  Anderer  Ansicht  mir  Cosack  und  Krückinann. 
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Aenderung  erfahren  wiederum  durch  Gewohnheitsrecht 
oder  durch  Gesetzesrecht;  das  würde,  konkret  gesprochen, 
heißen,  entweder  durch  eine  Abänderung  der  Geschäfts- 
bedingungen einseitig  durch  die  Bank  selbst,  oder  durch 
Erlaß  eines  gesetzgeberischen  Aktes  seitens  des  Staates. 

B»ide  Ansichten  sind  in  der  Literatur  vertreten. 
Riesser  ' )  hat  sich  dem  ersten  Wege  zugewendet ;  er  meint 
zwar  auch,  daß  an  dem  Depositenwesen  manches  auszu- 
setzen sei,  jedoch  in  Anbetracht  dessen,  daß  gleichwohl 
das  Bankwesen  sich  eines  stets  anwachsenden  wirtschaft- 
lichen Erfolges  erfreute,  solle  man  die  Initiative  zu  einer 
Aenderung  ruhig  d?n  Banken  selbst  überlassen.  Gegen 
Riesser  wird  aber  von  fast  allen  übrigen  Autoren  Front 
gemacht  und  für  Erlaß  eines  Staatsgesetzes  plädiert. 

Was  ließe  sich  für  oder  gegen  Erlaß  eines  Gesetzes 
anführen?  Dagegen  könnt?  man  vielleicht  vorbringen,  daß 
sich  das  Depositenwesen  noch  in  vollster  Entwicklung  be- 
findet und  darum  ein  Abwarten  angebracht  wäre.  Dieser 
Einwand    ist    aber    wohl     damit    zurückzuschlagen,     daß 
immerhin  schon  in  Wissenschaft  und  Praxis  die  Grund- 
begriffe des  Depositenwesens  erklärt  und  übereinstimmend 
festgelegt  sind;  auch  der  wirtschaftliche  Einfluß  der  Di*- 
positengelder  ist  nicht  mehr    unbekannt;     auch    eine   Kr- 
Weiterung  und  Veränderung  dieser  Grundbegriffe  ist  nicht 
mehr  zu  erwarten.    Außerdem,  wenn  man  den  Banken  die 
ausschließliche  Regelung  dieser  Materie1  überließe,  so  war*» 
natürlich  —  und  wer  würde  wohl  an   ihrer  Stelle   nicht 
ebenso  handeln2)—  daß  diese  nur  eine  derartige»  Regel uitir 
der  Depositenfrage  unterstützen   würden,   die   ihnen    viel 
Rechte  neben  wenig  Verpflichtungen  einräumte,  da«  wünb* 
heißen:  freieste  Verfügung  über  die  eingezahlten   Gebier 
gegen  einen  möglichst  geringen  Zins  und  ohne  ein?n  Nach 
weis  über  die  Verwendung  der  Gelder;  und  selbst   wen» 
sie,    dem  Wunsch  der  öffentlichen  Meinung  folgend,     in 
einigem  nachgeben  würden,  so  würden  sie  doch  baldigst 

*)  Riesser:    Entwicklungsgeschichte,  S.   123  f. 
2)  Es  soll  hier  also  kein  Vorwurf  erhoben  werden. 
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versuchen,  auf  dem  Wege  ihrer  Autonomie  wieder  eine 
ihnen  günstigere  Regelung  durchzuführen.  Ein  Gesetz 
scheint  also  empfehlenswerter,  ganz  abgesehen  davon,  daß 
eine  Kodifikation  des  jetzt  geltenden  Rechtes  not  tut. 

Aber  weiter  noch,  die  Bank  erhält  die  Depositen  nicht 
zu  Eigentum  ohne  Rückgabepflicht,  sondern  zu  Eigentum 
mit  Rückgabepflicht,  und  der  Staat  heißt  das  gut.  Soll 
er  danach  nur  wieder  in  Aktion  treten,  wenn  es  sich  darum 
handelt,  den  ungetreuen  Verwalter  fremder  Gelder  zu 
strafen;  mit  nichten,  er  müßte  vielmehr  bei  Zeiten  ver- 
suchen, die  Tat  selbst  zu  verhindern.  Und  angenommen 
wirklich,  der  Gesetzgeber  schweigt  weiterhin,  würde  da 
nicht  sofort  bei  einem  neuerlichen  Krach  mit  Recht  der 
Vorwurf  erhoben:  Hätte  man  doch  rechtzeitig  wenigstens 
den  Versuch  gemacht,  eine  feste  Regelung  für  das  Depo- 
sitengeschäft zu  schaffen  und  den  Gläubiger  besser  zu 
schützen. 

Endlich  wäre  auch  aus  dem  praktischen  Grunde  der 
Tebersichtlichkeit  und  der  leichteren  Beweisbarkeit  des 
Rechtes,  eine  einheitliche  Regelung  des  Depositenwesens 
im  Wege  des  Gesetzes  erwünscht.  lTm  aber  gleichwohl 
möglichst  eine  Schablonisierung  zu  vermeiden,  wären  zahl- 
reiche Dispositiv- Vorschriften  einzustreuen. 

Ausschließlich  ein  gesetzgeberischer  Akt  kann  hier 
also  Wandel  schaffen  und  dem  Depositengläubiger  einen 
Schutz  gegenüber  seiner  Bank  für  den  Fall  eines  Bankrotts 
verleihen. 

D.  Dieses  Gesetz  müßte  in  zwei  Teile  zerfallen:  einen 
Teil,  der  das  allen  Depositen  annehmenden  Banken  Gemein- 
same zusammenstellt  und  einen  Teil,  der  die  Besonder- 
heiten der  Reichsbankgruppe  und  der  sonstigen  Banken 
aufstellt. 

Das  Gesetz  müßte,  um  einem  schon  recht  oft  empfun- 
denen Mangel  abzuhelfen,  auch  eine  Kodifikation  der  all- 
gemeinen und  anerkannten  Grundbegriffe  bringen,  ehe  es 
sieh  auf  Besonderheiten  einließe.  Hierher  gehört  die  Auf- 
stellung   einer    Definition    des    Depositengeschäftes    und 
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einiger    Dispositivvorschriften     über    Kündigungsfristen 

und  Zinshöhe. 

Die»  Aufstellung  einer  Definition  gehört  zwar  nur  in- 
direkt zu  den  Wünschen,  die  den  Schutz  des  Depositen- 
gläubigers  bezwecken.  Immerhin  bilden  sie  eine  so  wich- 
tige Vertrage  und  Grundlage  der  Kodifikation,  daß  sb 
nicht  ganz  übersehen  werden  darf.  Wir  können  uns  mit 
dieser  Definition  an  frühere  Ausführungen  anleimen.  Da- 
nach sind  die  Depositengelder  die  einer  Bank  auf  be- 
stimmte oder  unbestimmte  Zeit  und  zur  Verwendung:  im 
eigenen  Geschäftsbetriebe  gegen  Entrichtung  eines  verein- 
barten oder  von  der  Bank  angesetzten  Zinses  überlassen?» 
Gelder. 

Die  Regelung  der  Kündigungsfristen  und  der  De|>o- 
sitenzins;m  kann  man  füglich  nach  wie  vor  durch  gewisse 
Normen  der  Banken  und  durch  Vereinbarung  von  Fall  zu 
Fall  regeln  lassen.  Ebenso  könnte  es  auch  dem  Gutdünken 
der  Banken  überlassen  bleiben,  von  welcher  Minimal- 
summe  an  sie  verzinsen,  und  endlich,  bis  zu  welcher  Höhe 
sie  von  dem  einzelnen  oder  von  der  Gesamtheit  ihrer  Ein- 
zahler Gelder  annehmen  wollte. 

Danach  könnte  dem  Wunsche  Ausdruck  verliehen 
werden,  daß  zweckdienlich  alle  neu  zu  gründenden  Depo- 
siten-Institute die  Form  der  Aktien-Gesellschaft  erhielten. 

Weiter  wäre  ein  einheitliches  Formular  für  die  Bilanz 
Veröffentlichungen  der  Depositenbanken  aufzustellen,  da- 
mit eine  leichtere  oder  vielmehr  überhaupt  erst  eine  strikte 
Vergleichbarkeit  der  Depositen  ermöglicht  wird. 

Endlich  wäre  auf  die  Besonderheiten  einzugehen;  die 
Ermächtigung  der  Ileichsbank  zur  Annahme  verzinslicher 
Kassendepositen  zu  einer  Muß- Vorschrift  umzuändern 
und  der  Geschäftskreis  der  neu  abzutrennenden  Kassen- 
depositenabteüung  zu  umgrenzen. 

Schließlich  wäre  bezüglich  der  Spekulationsbaliken 
für  eine  Beschränkung  des  Hypotheken-  und  Finan- 
zierungsgeschäftes  in  den  oben  gezogenen  Grenzen  einzu- 
treten. 
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Ist  die  Entwicklung  so  weit  vorgesehritten,  daß  sie  die 
Reichshank  fcur  Annahme  verzinslicher  Depositen  veran- 
laßt, so  bedeutet  der  Uebergang  zum  Postscheck  verkehr 
keinen  großen  Schritt  mehr.  Nach  dem  oben  referierten 
Vorschlage  sollten  die  ständigen  Salden  der  bei  der  Post 
eingezahlten  Kassengelder  der  Reichsbank  zur  eigenen 
Verwendung  gegen  einen  Zins  von  l1/» — 3  r/r  überlassen 
werden.  Die  Verwendung  dieser  kolossalen  Gelder,  die  in 
dieser  Weise  von  der  Post  an  die  Reichsbank  abfließen 
würden,  würde  dann  keine  zu  bedeutenden  Schwierigkeiten 
mehr  bereiten,  wenn  sich  die  Reichsbank  erst  genügend 
in  diesen  neuen  Geschäftskreis  eingearbeitet  hätte,  der  sich 
ihr  zuerst  durch  die  verzinslich?  Anlage  der  gewöhnlichen 
Kassendepositen  und  dann  der  Postscheckgelder  eröffnet. 
I)ie  allgemeine  Folge  würde  sich,  auch  wie  in  Oesterreich, 
in  einer  schleunigen  Verbreitung  des  Scheckgebrauches 
äußern. 
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Hauptsächlich   zitierte   Schriften. 

Handbuch  der  Staatswissensehaften,  Art.  Rank,  Bankgeschäft«», 
Sparkassen,  Postsparkassen. 

Korn:  Technik  der  Bankdepotgeschäfte,  in  Hirths  Annalci: 
des  Deutschen  Reichs,  1906. 

Riesser:  Zur  Entwicklungsgeschichte  der  Deutschen  (jroß- 
hanken  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Konzentrationsbestrebuir.:. 
Jena  1905. 

Schweyer:  Bankdepotgeschäfte,  München  1899. 

Cäsar   Strauß:    Unser    Depositengeld-System,    Frankfurt    1892. 

O.  Warschauer:  Das  Depositenbankwesen  in  Deutschland  in 
den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  1904. 

Weber:  Depositenbanken  und  Spekulationsbanken,  Leipjis: 
1902. 

Ausführliche   Literaturverzeichnisse 

bei  Weber:  S.  16  ff, 
Warschauer:  S.  434. 
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Mein  Lebenslauf. 

Am  13.  August  1881  wurde  ich  zu  Forsthaus  Wersk 
W.-Pr.  als  einziger  Sohn  des  Kgl.  Przl.  Försters  a.  D.  Bert- 
hold v.  R.  und  seiner  Ehefrau  Susanna  geb.  Nitzsche  ge- 
hören und  im  evangelischen  Glauben  unterwiesen.  Nach 
kurzem  Unterricht  zu  Hause  wurde  ich  im  Herbst  1888  in 
die  Seminarvorschule  zu  Pr.  Friedland  und  Ostern  1891  in 
das  dortige  Kgl.  Progymnasium  getan.  Ostern  1896  wurde 
ich  in  das  Alumnat  des  Kgl.  Joachimsthalschen  Gym- 
nasiums zu  Berlin  aufgenommen.  Diese  Anstalt  verließ 
ich  1901  und  bestand  im  Herbst  desselben  Jahres  meine 
Reifeprüfung  in  dem  Kgl.  Gymnasium  zu  Luckau  N.-L. 
Danach  studierte  ich  an  der  Berliner  Universität  Rechts- 
nml  Staatswissenschaften  (mit  Unterbrechungen)  bis 
Ostern  1906.  Am  7.  August  1906  bestand  ich  meine 
juristische  Doktorprüfung  vor  der  Hohen  Juristischen  Fa- 
kultät zu  Heidelberg  cum  laude. 

Danach  bezog  ich  die  Universität  Leipzig  und  wandte 
mich  ausschließlich  staatswissenschaftlichen  Studien  zu. 
Am  19.  Juli  1907  bestand  ich  mein  philosophisches  Doktor- 
examen vor  der  Hohen  Philosophischen  Fakultät  ebenfalls 
zu  Heidelberg. 

Ich  hörte  in  Berlin  bei  den  Herren  Prof.  Dr.  Bornhak, 
Brunner,  Burchard,  Gierke,  Goldschmidt,  Hellwig,  Hübler, 
Jastrow,  Kahl,  Kipp,  Kollier,  Krauel,  Kubier,  v.  Liszt, 
v.  Martitz,  v.  Moeller,  Pereis  Exe.  (+),  Schmoller,  Scholl- 
ineyer,  Seckel,  v.  Seeler,  Sering,  Wagner,  v.  Wenckstern, 
Wolff  und  Zeumer,  in  Leipzig  bei  den  Herren  Prof. 
Dr.  Bücher,  Eulenburg,  Plenge  und  Woerner. 

Allen  diesen  Herren  gegenüber  möchte  ich  auch  an 
dieser  Stelle  meinem  schuldigen  Danke  Ausdruck  geben. 
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SRtt  ttenetynimmg  ber  t)ot)en  pt)llofopt)ifd)en  gfatult&t  fotnmt  $iet  mit 
Xeil  A,  1—2  ber  eingeteilten  SHffettation  311m  ttbbtud.  9>ie  gange  Arbeit 
erföeint  bemnftd)ft  im  „Safttmtd)  fü*  ftefeftaebuna,  Oetoaltung  unb  ©otte- 
8rirtfd)aft  hn  SDeutfdjen  iReid)e",  $etau*gegeben  t)on  (5.  6d)moIIet. 


«enwtifttt  "l»erMM 

Aber  bie  dttnitflnng  bes  Sonttoefens  in  ben  ©er  einigten 
Staaten  bis  sunt  Sntrafttreten  bes  ftationalbantgefefees 

oom  3o^te  1863. 

3>er  djarafteriftifdrfte  3ug  bes  amerifaniföen  SBanfroefens 
ift  eine  toettget)enbe  Sejentralifation  unb  oor  allem  bas  geilen 
einer  3*ntralnotenbant.  SSicr  gro&e  (Sruppen  oon  oielen  taufenb 
felbftftnbigen  Snftttuten  teiletrfid)  in  bie  SBantgeföäfte  ber  ^Bereinigten 
Staaten:  SDle  9lationalbanfen,  bie  Staatenbanfen,  bie 
Xruftgefellfd)aften  unb  ^rioatbanfters.  93on  ttynen  be* 
forgen  bie  9tationalbanten  bie  Notenausgabe;  fie  unterftefyen  ber 
Sunbesregierung  unb  oerbanten  tt>r  Safetn  einem  SBunbesgefetj 
oom  3al)re  1863,  bem  fogenannten  „{Rational  SBanf  9lct".  Die 
anbeten  finb  Snftitutionen  ber  ©njelftaaten  unb  unterstehen  il>reu 
<Se(e|en.  Ibty  Ausgabe  oon  Stoten  ift  ll>nen  unmöglid)  gemalt 
burd)  eine  10%  ©teuer,  bie  bas  fflationalbantgefet;  i^ren  Noten 
auferlegt  tyat 

<£s  foll  nun  in  ber  folgenben  Arbeit  ber  Serfud)  gemalt 
werben  ju  aeigen,  rote  fi$  blefe  Snftituttonen  feit  bem  3nfraft* 
treten  bes  9tationalbantgefet{es  nebeneinanber  entoicfelt  unb  in  bas 
iljnen  jur  Serfflgung  ftet)enbe  Qtefö&ftsfelb  geteilt  ^aben. 

<£od)  beoor  roir  titergu  übergeben,  ift  es  erforberlid),  in  großen 
3flgen  bie  Sntoicflung  bes  ameritaniföen  SBanta>efens  oor  bem 
(Erlag  bes  9lattonalbantgefet)es  barjuftellen,  ba  bie  Kenntnis  ber* 
felben  für  bas  Serftftnbnis  ber  fpftteren  3*iti  insbefonbere  für  bas 
Serft&nbnis  ber  fpäteren  9tantgefet{e,  oon  ber  größten  SBebeutung  ift. 

3>as  Snbe  bes  18.  3<ri)rt)unberts  unb  nod)  mei)r  bie  erfte 
$8lfte  bes  19.  3<*f)rf)unberts  bebeuten  für  bie  Bereinigten  Staaten 
bie  3^n  ber  trüben  (Erfahrungen  auf  bem  C&ebicte  bes  SJanf* 
roefens,  bie  too^l  feinem  fianbe  erfpart  geblieben  finb.    9U&  im 
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3<rt)re  1787  bie  Union  geföaffen  tourbe,  mürbe  ben  Chtgelftaaten 
bas  JRedjt,  9Rflngen  ausguprftgen  ober  ärebitnoten  ausgugebett, 
genommen  unb  ausfdjliejjlld)  ber  SBunbesregterung  oorbe^alten; 
es  tourbe  ttpten  aber  bie  SBefugnis  getaffen,  SanSongeffionen  in 
ifjrcm  (gebiet  gu  erteilen.  3)od)  nur  in  wenigen  Staaten  mar  man 
f&t)ig,  oor  bem  Stationalbanfgefet)  eine  aud)  nur  einigermaßen 
ausretdjenbe,  gefet|ltd)e  ©runblage  für  bas  Santmefen  gu  fc&affeit 
3)ie  Qfolge  baoon  mar,  bafc  fid)  bebenflidje  2Rlfjftftnbe  fprausbilbeten, 
an  benen  man  bann  nad)  unb  nad)  lernte,  roo  eine  ©efe|gebunß 
einzugreifen  f)abe.  So  ift  aud)  bas  ftationalbanfgefet),  tote  mir  es 
fpäter  lernten  lernen  merben,  aufgufaffen  als  eine'  ftriftallifatton 
ber  (Erfahrungen,  bie  man  im  Saufe  ber  3*it  auf  bem  Gebiete 
bes  SBanfmefeus  gemadjt  l>atte,  unb  es  ift  in  oielen  fünften  nur 
richtig  gu  t>erftet)en,  menn  man  fid)  bies  oor  Hugen  tyHt 

9tid)t  immer  t>at  in  ben  ^Bereinigten  Staaten  ber  SRangel 
einer  3^ntraInotenbanf  beftanben;  gmetmal  mürbe  ber  Serfud) 
gemalt,  burd)  bie  ©rünbung  einer  SBunbesbanf  ein  3*ntral> 
inftitut  gu  fd)affen,  bas  ben  93erfel)r  mit  9toten  oerforgen,  bie 
3ftnanggefd)äfte  ber  Sunbesregierung  führen  unb  last  not  least 
eine  gemiffe  Mufftet  Ober  bie  Stanfen  ber  Singelftaaten  ausüben 
follte.  3m  3a$re  1791  mürbe  bie  erfte  unb  1816  bie  groeite 
San!  ber  ^Bereinigten  Staaten  gegrünbet.      \ 

Die  erfte  93ant  ber  ^Bereinigten  Staaten  mürbe  auf 
einen  ftongre&befdjlujj  oom  25.  Qfebruar  1791  in  $])ilabelp}ia 
erridjtet.  Die  befonbere  SJeranlaffuug  l)iergu  bilbeten  finanzielle 
Sdimierigfeiten  ber  Union,  bie  man  bur$  bie  ©rünbung  ber  8anf 
gu  beseitigen  fud)te,  mesmegen  mart*  befttmmte,  bafe  bas  Stttien- 
fapital  ber  San!  gu  8/*  aus  6%  Anleihen  ber  Union  befte^en 
(olle.  Slufoerbem  oerpflldjtete  man  bie  8anf  gu  Sorföüffen  an 
bie  {Regierung,  m^nn  fie  beren  beburfte. 

Um  bie  (Errichtung  ber  JBanf  machte  fid)  befonbers  oerbient  ber 
berühmte  Staatsmann  ttlexanber  Hamilton,  einer  ber  eifrigsten 
Sorfämpfer  für  eine  gentrale  {Regierung,  ber,  mie  nur  menige 
feiner  3*Ügenoffen,  ein  flares  Serftänbnis  für  bie  mid)tigften 
fragen  bes  (Selb«  unb  Sanfmefens  befafo.  Gr  erfannte  bie  ©efalyt 
eines  anberen  SJorfdjlages,  ber  gur  SBefeittgung  ber  ftinangnot 
gemadjt  mürbe,  nämlld)  ber  {Regierung  bie  Ausgabe  oon  Staats- 
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papiergelb  311  geftatten,  unb  es  gelang  tym,  ben  heftigen  2Biber« 
ftanb,  ber  fid)  gegen  bie  (Srünbung  ber  San!  erl>ob,  311  überroinben. 

5>as  «Htienfapital  ber  Sanf  würbe  auf  $  10000000  feft- 
gefefct,  roooon  bie  Union  felbft  $  2  000  000  übernahm.  Dafür 
mufete  il>r  aber  bie  Sant  roieber  ein  Darlef>n  oon  $  2  000000 
geurfUjren,  fo  ba|j  man  if)r  mit  ber  einen  #anb  entflog,  was  man 
i^t  mit  ber  anberen  lief),  rote  fld)  Hamilton  in  feinem  ©ntrourf 
bes  Grflnbungsplanes  felbft  ausbrüdte.1)  Die  (Kngafilung  bes 
Kapitals  mufete,  rote  bereits  erwähnt,  gu  V*  xn  3Rü«8«»  su  8/«  in 
6%  ttnleifpn  ber  Union  gefd)el)en.  Die  Sertoaltung  ber  San! 
rourbe  25  Direftoren  übertragen,  bie  für  i^re  Dienfte  feine  Snt* 
fö&btgung  erhielten;  fie  rourben  j&ljrlid)  neu  gerollt,  unb  nur 
V4  oon  tynen  burften  roieber  getollt  roerben. 

Die  gauptbefugniffe  ber  San!  beftanben  in  ber  Sertoaltung 
ber  öffentlichen  (Selber,  ber  Smiffion  oon  9toten,  ber  Distontierung 
oon  Steffeln,  ber  2tnnaf>me  oon  Depofiten  unb  bem  $anbel  mit 
CbelmetalL  3l>re  <£>efamtoerpflid)tungen  burften  bie  &öl>e  i^res 
Mftientapttals  nld)t  fiberfdjreiten.  £s  mar  U>r  geftattet,  Filialen 
ju  errieten.  Huf  Serlangen  bes  ©djatjfefretärs  mufjte  fie  tl>m 
jeberjeit,  aber  fyödjftene  roödjentlld)  einmal,  einen  Husroeis  über 
i^ren  @tanb  einreiben.  Die  ifp  geroäljrte  ftonjeffion  galt  für 
20  3<tye,  bis  sum  4.  aRftrj  1811. 

Die  Sant  tourbe,  foroeit  roir  hierüber  unterrichtet  finb,  gut 
geleitet  unb  erfüllte  mit  tyren  8  Filialen  in  Softon,  »ero 
t>orff  Baltimore,  9lorfolt,  Gfytrleston,  @aoannal),  SBaföington  unb 
9?ero  Orleans  bie  tljr  geftellten  Aufgaben  in  ber  beften  Steife. 
Durc^  bie  toftenlofe  Senoaltung  ber  öffentlichen  Selber  bot  fie 
ber  Regierung  grofee  Sorteile;  fie  löfte  ü>re  9loten  im  (Segen  ja  t> 
ju  ben  meiften,  neben  U)r  esiftierenben  einjelftaatli^en  Santen, 
benen  man  bas  Äed)t  jur  Notenausgabe  nid)t  genommen  Ijatte, 
ftets  in  SRetaOgelb  ein  unb  übte  auf  bie  (SeföSftsfülpung  biefer 
Santen  einen  bebeutenben  Sinfluft  aus.*)  Xro$bem  roar  iljr 
fleben  nur  oon  turjer  Dauer. 

l)  3.  3.  Äno*,  A  Hiitory  of  Banking  in  the  United  States,  9ten>  Bort 

190%  6-86. 

*)  ©etflL  3.  3.  änox  a.  O.  SB.  <&.  ©umner,  A  History  of  Banking 
in  the  United  States,  ttew  Dorf  1896. 
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9Bie  erwähnt,  war  bereits  if)re  ©rünbung  auf  großen 
äBiberftanb  geftofjen,  unb  fie  tjoar  nur  bem  ©nfluffe  unb  ben  Se> 
müfyungen  Hamiltons  ju  banfen,  bem  es  gelang,  ben  $räfibenttn 
2Bafl)ington  ju  feiner  Mnfidjt  ju  beteten.  3)er  ©runb  für  ben 
SBiberftanb  gegen  bie  ©rünbung  eines  folgen  3nftitutes  ift  in 
erfter  fiinie  in  bem  Sßartifutarismus  ber  Sinjelftaaten  ju  fud)en, 
ber  burd)  bie  Partei  ber  bamaligen  Stepublifaner  vertreten  würbe. 
S^neu  gegenüber  ftanb  bie  Partei  ber  Sföberaliften,  beren  Streben 
oor  allem  bie  ©tärfung  ber  nationalen  (Einheit  unb  eine  m5glid)ft 
toeitge^enbe  Ueberorbnung  ber  Sunbesregierung  mar.  3n  ber 
©rünbung  ber  3^ntralbant  fallen  nun  bie  erfteren  einen  (Eingriff 
in  bas  5Rcd)t  ber  ©injelftaaten,  unbefdjränlt  über  ifpr  Sanfoefen 
ju  gebieten,  unb  gelten  fie  für  eine  Verlegung  ber  Serfaflung. 
3)le  (enteren  bagegen  hofften  burd)  bie  San!  bas  SBanb  ber  Union 
enger  su  flehten.  3)ie  £>auptgegner  ber  SJanf  roaren  bie  fpäteren 
^rfifibenten  Sefferfon  unb  SRabifon. 

Slts  nun  im  3at)tc  1810  bie  »anf  fid)  mit  ber  Sitte  um 
Verlängerung  ifyres  Freibriefes  an*  ben  ftongrejj  roanbte,  lagen 
bie  SJerfyfiltniffe  für  fie  fef)r  ungünftig.  3f)re  bereinftigen  Gegner, 
bie  Mepublifaner,  Ratten  bie  Dbertyanb  gewonnen;  3*ff**fon  war 
^räfibent  geworben,  unb  Hamilton  war  in  einem  3)uell  gefallen. 
3et)t  umrbe  von  neuem  geltenb  gemacht,  ba&  bie  ©rünbung  ber 
SBanf  oerfaffungsmibrig  getoefen  fei  unb  bie  Sertöngerung  bes 
^Jrioilegs  fomit  einen  erneuten  SBerfaffungsbrud)  bebeute.  ^ferner 
roies  man  barauf  fyin,  bajjj  bie  ßauptmotioe,  bie  su  i^rer  Grün* 
bung  geführt  Rotten,  roeggef allen  feien:  ber  (Staat  fei  aus  feiner 
Srinangnot  befreit,  bie  @taatsfd)ulben  feien  um  mel>r  als  ein 
drittel  rebu3iert,  bie  (Einnahmen  auf  bas  Doppelte  gemäßen. 
$ür  bas  SJebürfnis  nad)  SBanffajllltäten  fei  f)inreid)enb  burd)  bas 
SBorfymbenfein  oon  88  ©taatenbanfen  geforgt.1)  Sdjtlefolid)  ffir$tete 
man,  ba  fid)  ein  bettädjtüdjer  5Teil  ber  ttftien  ber  Stanf  im  9us* 
lanb  bef anb,  fremben,  befonbers  engttf  d)en  (Sinfluft  auf  ö>re 
©eföäftsfüljrung. 


l)  3m  3al)rc  1791  gab  es  nur  brei  Saniert  neben  ber  neuaefd)affenen 
$unbesbanf,  bie  Bank  of  North  America,  bie  Bank  of  Massachusetts  unb  bk 
Bank  of  New  York. 
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3)as  Äefultat  war,  baft  bas  ©efud)  bet  iBant  um  Serlänge* 
rung  il>res  Freibriefes  abfd)l&gig  belieben  tourbe  unb  fie  in  ßtqut* 
batton  treten  muftte. 

3et$t  fyerrfäte  oollftftnbige  Sanffretyeit;  neue  Staatenbanfen 
föoffen  infolgebeffen  rote  ^Silse  aus  ber  (Erbe  unb  Ratten  bie 
flfide,  bie  burd)  bas  Serfötoinben  ber  Sunbesbant  entftanben  toar, 
balb  met>r  als  ausgefüllt.  3Bäl)renb  i^re  3af)l  im  3af>re  1811 
etwa  90  betrug,  gab  es  1816  bereits  246;  in  ber  gleiten  3eit 
oerbreifad)te  fid)  iljr  Notenumlauf,  inbem  er  von  etwa  $  22  000  000 
auf  $  68000  000  ftieg.  ©ie  waren  jefct  bie  alleinigen  Noten* 
banfen  bes  fianbes  unb  il>re  Noten  bilbeten  bas  einige  Rapier* 
gelb,  ba  es  SBunbesnoten  nid)t  gab.  2)a  jebod)  gefet)tid)e  Nege* 
lungen  il>res  ©eföäftsbetriebes  fa(t  gänjlid)  fehlten  ober,  too  fie 
oortymben  waren,  unoolltommen  waren  unb  fid)  umgeben  Heften, 
trugen  faft  fämtlidje  biefer  iBanten  einen  ganj  unfoliben  Stjarafter. 
Betrug  unb  6d>winbel  waren  an  ber  Zagesorbnung.  3m  3ö^re  1814 
ftellten  faft  alle  ü>re  3^lungen  ein,  mit  9usnal>me  ber  Neu* 
Snglanb'Santen. 

Siele  biefer  iBanfen,  benen  man  beswegen  ben  Namen 
•Wild  cat  banks*  gab,  liegen  fid)  in  möglid)ft  menfdjenleeren 
©egenben  nieber,  um  baburd)  bie  tßräfentation  tl>rer  Noten,  bie 
fie  burd)  aller^anb  {Manipulationen  möglidrft  jaljlreid)  in  ben 
Serfefp  brauten,  ju  erfd)weren,  was  uns  an  bie  3uftänbe  in 
Seutfölanb  oor  ber  SRünareform  erinnert,  wo  SBanfen  aus  bem 
SBeften  U>re  Noten  möglidrft  in  OJtpreuften  ausgaben,  um  fie 
länger  im  Umtauf  ju  galten. 

Ss  fam  ben  amerifaniföen  Staatenbanten  ju  jener  3*\t  ju« 
gute,  baft  ber  Serfe^r  ifpe  Noten  brauste;  benn  fie  waren,  wie 
fdjon  erwähnt,  bas  einzige  $apiergelb  bes  Sanbes,  unb  ©olb« 
münjen  Heften  fi<±>  nid)t  im  Umlauf  galten,  weil  in  ber  bamatigen 
{Relation  oon  1 :  15,  bie  für  bie  Doppelwährung  ber  Union  bis 
1884  beftanb,  bas  ©olb  bem  Silber  gegenüber  ju  gering  bewertet 
war  unb  abflog.  iBalb  aber  erlitten  nun  biefe  Noten  ein  jum 
Zeil  erl)eblid)es  Sisagio  unb  oerbrftngten  bestaub  auefy  bas  Silber 
aus  bem  Umlauf. 

3)iefe  9Riftftfinbe  seitigten  bas  Verlangen  nad)  ber  Söieber« 
erri$tung  einer  3enira^ant.    Ss  fam  nod)  Ijinju,   ba&  fid)  bie 
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{Regierung  wieberum,  infolge  bes  ftrieges  mit  Sngtanb  oom 
3aljre  1812,  in  ftnanglellen  ©c^wterigtetten  befanb.  Wie  btes» 
begüglidjen  Siorfdjläge  jebod),  bie  im  ftongrej;  eingebracht  mürben, 
Vetterten  gunädflt  an  bem  SQiberftonbe  bes  $r&fibenten  SRabifon, 
ber  einft  aud)  ein  heftiger  (Segner  ber  erften  8anf  geroefen  aar. 
©djliejjjtld)  mujjjte  jcbod)  aud)  er  fld)  oon  ber  Un$altbar!ett  ber 
3uftänbe  übergeugen  unb  gab  feine  3uftimmung.  ©o  tDurbe  am 
10.  Hpril  1816  bie  ©rünbung  ber  gweiten  San!  ber  »er- 
einigten  Staaten  genehmigt. 

Das  $auptbureau  ber  SJanf  würbe  wteber  in  ^ilabelpfjta 
erridjtet,  welche  Stabt  gu  jener  3*1*  nod)  bie  gü^rung  auf  bem 
(Selbmarft  l>atte,  bie  fie  jebod)  balb  an  9tew£)orf  abtreten  follie. 
Die  SJanf  burfte  Filialen  unterhalten,  wo  fie  wollte;  fie  mu&te 
es  tun  in  jebem  Staat,  ber  es  »erlangte.  Sie  errichtete  im 
gangen  27. 

3f>r  Freibrief  lief  bis  gum  S.  9Wärg  1836,  alfo  wleber 
20  3af>re.  Das  Slfttentapital  betrug  $  35000000  unb  gerfiel 
in  350000  Stttien  gu  je  $  100.  Die  Union  übernahm  $  7000000, 
bie  in  SRünge  ober  5  %  Anleihen  gegast  werben  tonnten.  2)ie 
anberen  $  28000000  follten  gu  l/A  in  SHünge,  gu  8/«  in  äRflnge 
ober  2lnleif)en  ber  Union  eingegatylt  werben.  93on  tfpen  fünf« 
unbgtoangig  Dtreftorcn,  bie  Bürger  ber  Union  fein  mußten,  er* 
nannte  fünf  ber  $rfifibent;  fie  mußten  il)re  Dienjte  ber  San! 
ebenfalls  unentgeltlich  leiften. 

3m  übrigen  waren  bie  Se|timmungen  bie  gleidpn»  mit  für 
bie  erfte  8ant 

Die  iBanf  begann  i^re  ©efctyäfte  am  7. 3anuar  1817,  in 
ber  ftrife,  bie  mit  bem  allgemeinen  SBanttrad)  oom  3<ri)?c  1814 
begonnen  l)atte  unb  etioa  bis  1820  anbauerte.  Sie  Uefa  fid)  in 
ber  erften  3eit  iijres  SBeftefyens  grofje  greller  gu  Sd)ulben  fommen, 
bie  gu  i^rem  fpäteren  Sturge  wefentlid)  mit  beitragen  follten. 

9Ils  ber  gweite  JEell  ber  ffiingaf)lung  bes  Httienfapitals  fällig 
würbe,  geftattete  fie  biefelbe  in  ifpen  eigenen  9toten,  bie  fid)  nod) 
bagu  i^re  Slftionftre  baburd)  oerföaffen  tonnten,  bafc  fie  bie 
ttttien  bei  ber  San!  gegen  Disfontierung  eines  SBedtfels  oon 
i^nen  oerpfänbeten.  2luf  biefe  SBeife  erhielt  bie  Sani  oon  ben 
$  28000000  nur  etwa  $  2000000  in  anfinge,  wfi&renb  fie  nod) 
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ben  Seftimmungen  beo  ©e(et|ed  minbeftens  $  7000000  in  bar 
erhalten  fönte.1) 

Sferner  fugten  bie  2)trettoren  ben  fturs  ber  9lftien  möglid)ft 
in  bie  göf)e  gu  treiben,  inbem  fie  bie  Spekulation  in  it)nen 
nad)  Ar&ften  erleichterten.  Sie  toollten  fid)  augenföeintid)  auf 
biefe  SBeife,  inbem  fie  an  bem  Steigen  bes  Äurfes  profitierten, 
für  tyre  3ätigteit,  bie  fie  ber  Kant  unentgeltlich  leiften  mugten, 
entfdjftbigen.  2Benn  jemanb  eine  9lftte  taufte,  fo  erlaubten  fie 
lt>m,  an  Stelle  bes  SBerf)jete  beo  urfprüngttdjen  SBefttjers  feinen 
eigenen  gu  beponieren. 

2lte  $fanb  behielt  bie  »anf  bie  2lftie.  SBurbe  ber  9Bed)fel 
fällig,  fo  tonnte  er  ttin  einfach  burd)  einen  anberen  erfetjen,  bis 
es  U>m  gut  fd)ten,  bie  9lttte  in  berfelben  SBeife  weiter  gu  oer* 
taufen. 

3Me  8ant  beließ  femer  it)re  eigenen  Slftien  bis  gum  fturs* 
coert,  tDomit  fie  bie  allgemein  geübte  Praxis  ber  ©taatenbanten 
nadjat)mte. 

3m  3al)re  1818  traf  fie  bie  JBeftlmmung,  ba&  tyre  ffioten 
nur  an  ber  <Sefd)&ft&ftel(e  eingelöft  würben,  too  fie  ausgegeben 
toorben  waren.  Sie  fal)  fi$  l)iergu  baburd)  oerantagt,  baft  iljre 
ftoten  gu  3<*I)lungen  an  entfernteren  Orten  oerwenbet  würben, 
inbem  man  fie  bortyin  föidte,  anftatt  einen  9Bed)fet  oon  ber 
8ant  gu  taufen  unb  biefen  gu  oerfenben,  woburd)  ber  8ant  ber 
Profit  entging,  ben  fie  burd)  Serfauf  bes  9Bed)fels  ergielen  tonnte. 
Qs  tarn  nod)  $ingu,  bafe  gerabe  in  (Segenben,  in  benen  ber  Um- 
lauf im  fd)(ed)teften  3uftanbe  war,  wo  alfo  it)re  Koten  am  meiften 
beburft  würben,  fie  befonbers  aufgefammelt  unb  gu  3<*f)lungen 
oerföicft  würben,  toeil  fie  bort  eben  bas  geeignetfte  3<*f)lung9' 
mittel  bagu  toaren. 

SMefe  Hnorbnung  ber  Sant  lieferte  fpfiter  bem  tßrftfibenten 
3adfon  eine  widrige  $anbt)abe  für  feine  Angriffe  auf  bie  Sant, 
inbem  er  if)r  oorwarf,  bafj  fie  es  nidjt  oerftanben  t)abe,  ein  atl« 
gemeines,  einl)eitli<f)es  3<rf)lungsmittel  gu  föaffen. 

5Rod)  gu  befonberer  ftritit  gab  bie  Filiale  in  Baltimore 
Seranlaffung,    inbem    bie    bortigen    Direktoren    i^ren    fpegiellen 


l)  3  3-  Änox,  a.  O.  6.  67. 
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{Jreunben  grofce  3)arlef)en  gewährten  unb  3U  bleuem  3tD«fe  in 
bebeutenbem  Umfange  auf  bie  ©auptbanf  sogen  unb  biefe  baburd) 
in  Sd)wierigfetten  brauten. 

3)ie  ftlagen  Aber  berartige  Unregelmä&igfeiten  ueranta&ten 
bett  ftongrefj  jum  (Eingreifen.  Sr  erwtrfte  eine  Wenbenmg  in 
ber  93erwaltung  ber  8anf;  es  {amen  beffere  $erfön(id)feiten  an 
if)re  Spitje,  fo  bajj  fie  fid)  tuteber  erholte  —  fie  ftanb  bereits 
nafye  am  Sanferott  —  unb  fettbem  eine  beffere,  wenn  aud>  nid)t 
gerabe  mufterfyafte  Ifltigfeit  ausübte.1) 

95or  allem  erreichte  fie  es,  inbem  fie  felbft  mit  gutem  Bei» 
fpiel  voranging  unb  bie  nötigen  Sarfonbs  aus  fionbon  begaffte, 
bog  bie  Staatenbanfen  bie  SJarjatylungen  wieber  aufnahmen,  was 
lange  3*Ü  ber  {Regierung  nid)t  gelungen  war. 

Sie  bef)errfd)te  bas  9totengefd)äft  unb  jwang  bie  Staaten* 
banten  ju  foliberen  ©efd)äftsgewol)nf)eitenf  inbem  fie  3.  SB.  eine 
SRenge  Sttoten  oon  jweifelfyaften  Santen  auffammelte  unb  fie 
burd)  plötjlid)e  Jßräfentation  berfelben  in  Verlegenheit  braute  ober 
wenigftens  beftfinbige  3furd)t  cor  folgern  ©erfahren  erregte.  So 
erreichte  fie  es,  bafo  ber  größte  Seil  ber  minberwertigen  Bant> 
noten  aus  bem  Umlauf  oerfdjwanb. 

3m  %af}xt  1832  reifte  bie  San!  ein  ©efud)  um  Serlftnge* 
rung  iljres  Qftetbriefes  ein.  3>te  3eit  war  fQr  fie  infofem  un- 
günftig,  als  in  jenem  3at)re  bie  9teuwal>l  bes  ^ßr&fibenten  ftatt* 
finben  mu&te  unb  fomit  bie  SBanffrage  jur  9Baf)lparole  würbe, 
was  für  fie  fefjr  nachteilig  war,  ba  bie  SRaffe  ber  Seuölterung 
nidjt  auf  it)rer  Seite  ftanb.  SRan  fal>  in  if)r  ein  Monopol  unb 
fürdjtete  if>re  SKadtf.  2)aau  fam  bie  fet>r  erflfirlidp  @>egnerfd>aft 
ber  Staatenbanten. 

Der  erbittertste  ©egner  ber  Sani  war  ber  ißrfifibent  3a<f  fon. 
Cr  begann  ben  ftampf  gegen  bie  San!  mit  feiner  JBotfd)aft  00m 
3af)re  1829,  worin  er  fagt:  „Sowohl  bie  93erfaffungsm8fetgteh 
ber  San!,  wie  aud)  lf)re  3roecfmäJ5igfeit  erfäeinen  etnem  gro&en 
Seil  unferer  SWitbürger  fragwürbig,  unb  fie  l>at  il>r  großes  3**U 
einen  einf)eitüd)en  unb  foliben  $apierum(auf  gu  fctyaffen,  grfinbtid) 


*)  SergL  3.  3.  An 01  a.  O.    Bremer  (Eaterall,  The  Second  Bank  of 
United  States.     Chicago  1902. 
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oerfetylt."  3nfolge  bcr  SRifebräudje,  bic  bie  Staatenbanfen  mit 
ber  Notenausgabe  getrieben  Ratten,  roar  er,  rote  olele  feiner  3*Ü* 
genoffen  ein  fteinb  alles  3*tteltöejens,  unb  t)iclt  beffen  gSngtidie 
Sefeitlgung  für  bas  erftrebensroerte  3*^1,  eine  Slnfdjauung,  roeldje 
fpftter  bei  ber  ©rünbung  bes  Independent  Treasury  311  ber  Se* 
ftimmung  führte,  bafc  an  ben  öffentlichen  Raffen  nur  Sargelb 
in  3<tf)tung  genommen  rourbe.  ©eine  Snfcfyauungcn  Aber  bas 
Sanfroefen  djarafterifieren  am  beften  folgenbe  SBorte,  bie  ein  Srief 
oon  if)m  an  ben  Jßrfiflbenten  ber  San!  enthält:  „SReine  9lbnei« 
gung  gegen  3f)re  Sant  ift  nidjt  größer  ah  gegen  Saufen  Aber« 
Ijaupt." *) 

Als  nun  ber  $räfibent  ber  San!  bas  ©efud)  um  ©erlange* 
rung  bes  Freibriefes  einreichte,  oertraute  er  barauf,  ba&  bie  2Rel>r« 
l>eit  bes  ftongreffes  auf  Seiten  ber  Sant  ftanb,  unb  hoffte,  ba& 
3adfon  nid)t  roagen  rourbe,  fein  Seto  einjulegen,  roeil  er  bamit 
ben  Serluft  ber  Stimmen  in  ben  banffreunblidjen  Staaten  no- 
tierte. (Er  irrte  fid).  2Us  ber  ftongrejj  bie  Serl&ngerung  bes 
Qrreibriefes  genehmigte,  legte  3acffon  fofort  fein  Seto  ein,  unb 
es  gelang  nid)t,  2/s  &er  Stimmen  für  bie  San!  ju  geroinnen,  bie 
notroenbig  roaren,  um  bas  Seto  aufgulieben.  9hm  rourbe  bie 
Slbfdjaffung  refp.  (Erhaltung  ber  Sant  ber  Ebftimmung  bes  Solfes 
preisgegeben,  inbem  £>enrt)  Slat),  ein  9lnl)änger  ber  Sant,  als 
©egenfanbibat  gegen  3örf|on  aufgeftellt  rourbe.  2Bie  ooraus* 
3ufei)en  roar,  tnbttt  ber  2Bat)ltampf  mit  bem  Siege  3acffons, 
rooburd)  bas  Sdjicffal  ber  Sanf  entfdjiebeu  roar.  Sofort  nad) 
feiner  9Bat)l  entsog  er  il>r  gegen  ben  SBillen  bes  äongreffes  bie 
öffentlichen  ©eiber  unb  erreichte  es  fd)liej$lid),  bafe  tf>r  Tretbrief 
nidjt  erneuert  rourbe. 

5)ie  $auptoorrofirfe,  bie  $acffon  unb  feine  Hnljänger  gegen 
bie  Sant  erhoben,  roaren,  bajj  fie  es  nidjt  oerftanben  l>abe,  ein 
gleichartiges,  folibes  tßapiergelb  3U  fd)affen,  bafo  fie  i^re  9J?ad)t 
gemif|6raud)t  Ijabe,  inbem  fie  burd)  (Einsperrung  iljrer  ©elber 
tflnftlid)  ©elbnot  gef Raffen  l>abe,  bog  fie  im  SBa^ltampfe  oerfud>t 
l>abe,  burd)  grofte  3lusbel)nung  i^rer  2)arlel)n  $lnf)änger  311  er« 
roerben  unb  bergletdjen  metyr. 


»)  datteral,  a.D. 
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(Ss  ift  gang  gweifellos,  bajj  btefe  Sorwfirfe  ftar!  übertrieben 
finb;  bod)  gewannen  fie  eine  gewaltige  ftraft  burd)  bie  Popularität 
ber  fie  oertretenben  *ßerfönlid)!elt  unb  bie  allgemeine  Verbreitung 
feiner  finangpolttifäen  9lnfid)ten.  ffis  tarn  I)inguf  bafo  bie  Baitf 
felbft  es  if)m  burd)  einige  Qrc^Icr,  bie  fie  fid>  gu  ©Bulben  fommen 
liefe,  erleichterte,  bie  3Raffe  bes  Solles  auf  feine  Seite  gu  bringen. 

9lm  18.  Februar  1836  oerlängerte  ber  Staat  ^ennfoloanien 
ben  Sfreibrief  ber  San!  um  30  3af)re;  bamit  mürbe  fie  gu  einer 
Staatenbanf  unter  bem  Stauten  „Bereinigte  Staatenbanf. 
Dies  follte  für  ben  fpäteren  {Ruf  ber  gleiten  San!  ber  Bereinigten 
Staaten  oerfyängnisooll  werben.  Der  ffifyrgeig  ü>rer  fietter,  bie 
ber  SBelt  geigen  wollten,  ba&  bie  San!  aud)  als  Staatenbanf 
eine  gewaltige  SRadjt  präfenttere,  braute  fie  in  Serbinbung  mit 
ben  gewagteften  Unternehmungen,  woran  fie  in  furger  3***  V*> 
grunbe  ging.1)  S$on  1837  mujjte  fie  mit  allen  übrigen  Saufen 
il>re  3at)lungen  einf teilen;  1839  fallierte  fie  gum  gmeiten  9Rale 
unb  brad)  fdjlie&lld)  1841  gflnglid)  gufammen  unter  ber  grofoen 
Aufgabe,  bie  fie  fid)  geftellt  l)atte,  ben  internationalen  Baumwolle» 
marft  gu  monopolifleren. 

Ss  ift  jebod)  oer!ef)rt,  von  biefem  flfigli^en  ttbföhiTfe  ber 
föifteng  biefer  San!  auf  if)re  ©efd)Sftsfai)rung  als  Sunbesbcm! 
gu  fliegen  unb  etwa  Sterin  einen  (Srunb  für  il>re  Sefeitigung 
gu  erbliden.  Site  Sunbesban!  ^at  fie  fid)  auf  foldje  fpefulattüen 
©efdjäfte  nidjt  eingelaffen  unb  f)ätte  es,  tote  man  fidpr  annehmen 
!ann,  aud)  nldjt  getan,  wenn  fie  Sunbesban!  geblieben  wäre, 
©ie  bei  ber  erften  San!  ber  Sereinigten  Staaten  waren  es  aud) 
beijtyr  !eineswegs  mangelhafte  ©efd)fiftsfüt)rung  ober  wirtfdpft- 
lldje  ßeiftungsunfftt)lg!ett,  fonbem  in  atlererfter  ßtnie  bie  poliHJdjen 
Sertyältniffe,  welche  tyren  Sturg  herbeiführten.  SBir  wollen  hierauf 
nod)  etwas  nfifyer  eingeben. 

SRad)  bem  2luff)ören  ber  gweiten  San!  ber  Bereinigten 
Staaten  taufte  nod)  wiebertyolt  ber  ©eban!e  auf,  eine  folc^c  San! 
gu  errieten.  3m  3at)te  1841  brang  fogar  im  ftongrefc  ein  ba* 
l)lngef)enber  Antrag   burd),   fdjeiterte  jebod)   an   bem   Seto   bes 


*)  Bergl.  $rager,   We  Reicfpbantibee  in  ben  bereinigten  Staaten 
»erltn  1903. 
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$r&fibenten  Xgler.  So  blieb  ber  u>ld)tigfte  3t»eig  bes  Stonf* 
wefene,  bas  Stotengefäftft,  ber  gefeilteren  Regelung  ber  ffitngel» 
ftaaten  fflr  lange  3«it  überlaffen.  3>er  ©ebanfc  an  eine  3*ntral» 
banf  (am  immermefyr  aus  ber  SRobe  unb  als  man  1863  tmeberum 
bagu  fdfritt,  bas  SRotengefdjftft  bunbesgefetjlid)  gu  regeln,  beftanb 
nic^t  bie  entferntere  9lusfi(t)t  barauf,  es  burd)  bie  3Biebererrtd)tung 
einer  3entralnotenbanf  gu  tun.  SNan  erlieg  bad  Statlonalbanl» 
gefefc,  burd)  toeld)es  bie  toeitge^enbfte  2)egentraltfatton  im  SRoten« 
bantoefen  eingeführt  tuurbe.  Unb  fo  fielen  mix  tyutt  oor  ber 
mertoürbigen  3ktfad)e,  „bog  in  ben  bereinigten  Staaten,  bem 
ßanbe  ber  Xrufts,  ber  ©ebante  ber  Skrtrujtung  oor  einem  ©e» 
biete  $alt  gemalt  t)at,  auf  u>eld>em  er  fonft  in  ber  SBelt  lüngft 
bie  größten  Xriumpfje  gefeiert  ^at."1)  Sine  (Etflftrung  fflr  biefe 
Zatfadp  ift  eingig  unb  allein  in  bem  tßartitularismus  ber  Stngel* 
\iaattn  gu  fud>en. 

Die  Disharmonie  ber  ebtgelftaatlid)en  3ntereffen  mit  ben 
©efamtintereffen  bes  Sunbes,  u>eld)e  in  ben  Vereinigten  Staaten 
eine  weit  größere  ift,  als  in  anberen  Sunbesftaaten,  tote  g.  9.  in 
3)eutfd)lanb,  liefert  allein  bie  SrflSrung  bafür,  bafe  bas  oielgenannte 
ameritanifdp  ©runbpringip  —  gleiches  5Red)t  unb  Qfretyelt  für 
alle  —  in  bem  begentralifierterj  Stotenbanfioefen  fo  oollfommen 
oerurfrflidjt  unb  in  ber  Susbllbung  ber  großen  Xrufts  fo  arg 
Beriefet  umrbe. 

Die  Sunbesregterung  tat  tf>r  TO5glid)ftes,  bie  Xrufts  gu 
befeitigen.  3ebod)  alle  tHnti'Xruftgefefce  fdjeiterten  an  ben  parti» 
tulartftifdjen  Sntereffen  geioiffer  Singeiftaaten,  bie  oielmetp  Borteil 
barin  fanben,  biefe  ©efetp  gu  burd)bred)en,  als  Jld)  bem  bemo* 
tratifdpn  tßrtngip  unterguorbnen;  benn  ab  ben  Xrufts  bereits  ber 
Sebensfaben  abgefdptttten  fc^ien,  taudjte  pld^lic^  in  9tea>  Serfeq 
ein  (Befefc  auf,  toeldjes  bie  ©rünbung  oon  Korporationen  ge- 
mattete, bie  nur  ben  Qwtd  fjaben,  bie  Slftlen  anberer  Unter* 
ne^mungen  aufgufaufen  unb  in  Befifc  gu  galten,  tooburd)  natur- 
gemäß  alle    truftfeinblidpn    ©ejefce    roirtungslos   waren.1)     (Es 

>)  fhrager,  et  D.  6.  6. 

>)  BergL  u.  a.  3.  3enfe,  The  Trust  Problem.  9leo>  »ort  1900.  SReabe, 
Trust  Finance.  9ltm  gort  1908.  SRoobn,  The  Truth  about  the  Trusts.  Stau 
Dorf  1904. 
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folgten  balb  anbete  Staaten  btefem  SBeifpiel  nad),  als  jie  fallen, 
bafj  bie  ftongeffionierung  oon  folgen  Korporationen  eine  bebeutenbe 
(Einnahmequelle  bilbete. 

2Bie  es  fo  im  3ntereffe  gearfffer  Staaten  lag,  bie  Sbiti* 
Iruftgefetje  au  burd)bred)en,  fo  entfprad)  es  umgefel)rt  ben  parti* 
fulariftifdjen  3ntereffen  ber  meiften  Staaten,  bie  ©rünbung  einer 
Sunbesbanf  gu  oert>inbern;  benn  bie  ftonjeffionierung  oon  9toten* 
banfen  —  b.  t>.  überhaupt  Sanfen;  benn  eine  San!  ofpte  bas 
SRed)t  3ur  Notenausgabe  fonnte  man  fid)  au  jener  3*it  nod>  nidjt 
benfen  —  toar  für  oiele  Sinjelftaaten  ein  bequemer  SBeg,  t^re 
Sfinanjen  aufeubeffern,  inbem  fie  fid)  bafflr  tyotye  grämten  aalten 
liegen  ober  felbft  alle  Slftien  einer  San!  befaften  unb  fo  bas 
Verbot  umgingen,  nad)  toeldjem  fein  ©taat  tßapiergelb  ausgeben 
burfte.1)  3)iefe  (Einnahmequelle  tourbe  ifynen  aber  burd)  bie 
(Exiftenj  einer  3^tralnotcnbanf  naturgemäß  arg  befönittett 

3)ie  beiben  Sunbesbanfen  tyittzn  fid>  als  ftaffenfityrer  ber 
{Regierung  gut  betoäfyrt.  9tad)  iljrer  ^Beseitigung  tourben  bie 
öffentlichen  ©eiber  einer  Steige  oon  Staatenbanfen  anoerttaut 
3cbod)  fdjon  in  ben  Sauren  oon  1811 — 16  Ijatte  man  hiermit 
bittere  (Erfahrungen  gemalt,  toas  sur  Qfolge  gehabt  tyxttt,  bafe 
oiele  ©egner  einer  3*ntralbanf  au  iljren  9lnl)ängern  würben. 
3)iefelben  (Erfahrungen  follte  man  im  3<ript  1837  in  oerftärftem 
SRafje  nod)  einmal  machen. 

9Bie  ertoäl)nt  t)atte  ber  Sßräfibent  3adfon  nad)  feiner  SBieber* 
toa^l  im  3al)re  1832  eigenmächtig  befttmmt,  baß  ber  SJanf  feine 
öffentlichen  ©eiber  meljr  fibergeben  unb  bie,  mtityt  fie  nod>  !>attt, 
iljr  allmät>lid)  entjogen  toerben  follten.  (Er  übertrug  tt>re  ©er« 
toaltung  einigen  Staatenbanfen,  toie  man  es  1811  getan  ^aite. 
3)tes  fyatte  jur  3rolgef  baß  jeben  lag,  in  ber  Hoffnung,  SRe* 
gierungsgelber  gu  erhalten,  neue  Saufen  gegrfinbet  tourben.  3)as 
Kapital  ber  ©taatenbanfen  toud)s  oon  1830 — 1838  oon  etow 
$  150  000  000  auf  über  $  300  000  000,  bie  oon  t&nen  ge* 
toasten  «Darlehen  oon  ettoa  $  200  000  000  auf  über  $  500  000  000. 
(Ebenfo  oermel>rte  fid)  \f)x  Notenumlauf  oon  etwa  $  300  000  000 
auf  $  800  000  000.    Sie  Spefulation,  unterftüfct  burd)  bie  ben 


l)  öergl.  ©Darling,  SBantyolittt.    3cna  1900.    S.  300 
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Starrten  retdjlid)  aufliefeenben  JRegierungsgelber  unb  it)re  SRoten, 
tonnte  balb  {eine  ©renjen  met)r.  3)er  unoermeiblidje  3ufammen« 
brud)  trat  1837  ein;  faft  alle  »anlen  fallierten,  unb  öie  {Regierung 
erlitt  bebeutenbe  Qerlufte. 

Cnblid)  fat)  man  ein,  baft  bie  SBanlen  für  bie  SJerwaltung 
oon  öffentlichen  (Seibern  otel  ju  unfolibe  waren,  unb  Jagte  fid) 
oon  jeber  Begleitung  ju  i^nen  burd)  bie  ©rünbung  bes 
Independent  Treasury  (09.  hierauf  wirb  fpäter  nätyer  etnju« 
ge^en  fein. 

SRlt  ber  ©rünbung  bes  ©d>atjamtes  beginnt  für  bie  Stanfen 
eine  weniger  gute  3*it-  3)t*  öffentlichen  (Selber  werben  i^nen 
entgegen,  unb  i^re  9loten  werben  oon  ber  {Regierung  nld)t  in 
3al)lung  genommen,  woburd)  ttynen  naturgemäß  ein  bebeutenber 
leil  i^rer  Umlaufsfätyigteit  entgegen,  unb  bamit  bie  Sxiftenj* 
fäf)igfeit  ber  Stanfen  ftarl  oerringert  würbe,  ba  eben  bas  9toten* 
gefö&ft  für  bas  Stantwefen  jener  3«t  eine  conditio  sine  qua  non 
ausmalte.  3)tes  brfleft  Jld)  beutlid)  in  ber  graptyiföen  3)ar« 
(tellung  6. 18  aus. 

Sie  obere  ßinle  (teilt  bort  tyre  3at)l  in  ben  Sauren  1834—63 
bar.  Dtefe  fteigt  bis  1840  giemlid)  bebeutenb,  nimmt  bann  ab 
bis  Snbe  ber  40  er  3at)re  unb  wenig  gu  bis  gum  3al)re  1853. 
Um  biefe  3*it  beginnt,  in  erfter  ßinte  infolge  ber  Gntbedung  ber 
fialifornifd)en  ©olbfelber,  ber  £>od)gang  ber  fionjunftur,  ber  in  ber 
ftrife  oon  1857  fulminierte,  unb  ber  eine  bebeutenbe  93ermet)rung 
ber  Banfen  im  ©efolge  l>at,  bie  mit  einer  Keinen  Unterbrechung 
im  3af)re  1857  bis  in  bie  60er  3al>re  fortbauert,  bis  fid)  1864 
fd>on  bie  SBtrfung  bes  9totionalbanfge|efces  in  einer  gang  bebeuten« 
ben  Serminberung  ber  Staatenbanfen  offenbart. 

Sin  Slpilidjes  Silb  aeigen  bie  anberen  ßinten  ber  3figur, 
weldje  i^re  Sorfdjüffe,  i^r  Slftienfapital,  it)re  Depoftten  unb  tyren 
Kotenumlauf  barftellen.  Befonbers  beutlid)  fielet  man  bie  UBirfun* 
gen  ber  firtfen  oon  1837  unb  1857,  oon  benen  bie  erftere  befon- 
bers  l)art  war,  wSfpenb  bie  (entere  mefyr  nur  eine  weniger  er* 
fjebllc^e  Unterbrechung  für  bie  auffteigenbe  Sntwidlung  ber  Saufen 
bilbet.  Die  9tad)wirtungen  ber  ftrije  oon  1837  auf  bie  VanUn 
würben  oerftärft  burd)  bie  ©rünbung  bes  @d)a$amtes.    So  fallen 
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$ie  Snttoitflung  ber  Staotenbairten  oott  1834—1863.*) 
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bie  Startern  bet  «ernten  tum  Aber  $  500  Millionen  im  3af)re  1837 
auf  etwa  $  250  Millionen  311  Slnfang  ber  40er  Satire.1) 

3)05  Depofttengefdjäft  ift  in  ber  erften  §älfte  bes  19.  3al>r- 
fytnberte,  entfpred>enb  ber  geringen  (Sntwicflung  unb  bfinnen  93e* 
oölferung  ber  ^Bereinigten  Staaten,  nod)  oon  oerljältntsmäfeig 
geringer  SJebeutung,  was  baraus  tyeroorgetyt,  bafj  6.  18  bie  ßinie, 
weltfye  bas  Äapital  ber  SJanfen  barftellt,  weit  Aber  ber  ßinie  ber 
Sepofiten  liegt,  wätjrenb  t)eute  bie  Depofiten  aller  Santen  etwa 
bas  {Jünffadje  il)res  9Ktienfapitals  betragen.  2>afe  aud)  it>r  Noten- 
umlauf ntd)t  bebeutenb  ift,  finbet  feine  Segrflnbung  barin,  bafe  bie 
Noten  ber  SJanfen  an  ben  öffentlichen  Raffen  3urflcfgewiefen  würben. 

9Bas  nun  ben  Efjarafter  ber  SBanfen  anbelangt,  fo  waren 
3war  bie  wieberf>olten  ftrifen,  befonbers  bie  oon  1837,  nid)t  otjne 
tjetlfamen  ffiinflufe  geblieben,  Ratten  jebod)  feine  bauembe  Befferung 
gebraut.  Die  Stanten  oerftelen  immer  toieber  in  ben  3fel>ler  ber 
leidjtfinmgften  ftrebitgewäljrung.  Die  meiften  löften  ifjre  Noten 
überhaupt  nid)t  in  Sargelb  ein,  weswegen  fie  natürlich  bebeutenb 
unter  pari  umliefen.  Die  {Regierungen  ber  einseinen  Staaten 
waren  im  allgemeinen  nid)t  fä&ig,  bie  nötigen  gefetjlidjen  ®runb« 
lagen  ju  föaffen. 

3)od)  oerbienen  einige  93erfud)e  erw&fpit  3U  werben,  weld)e 
batyin  ftrebten,  bas  Santwefen  jener  3«W  in  einen  gefunben  3u* 
ftanb  311  bringen. 

3n  ben  Neu«@nglanb  Staaten  Ratten  bie  SJanfen  ber  Stabt 
Sojton  einen  weit  foliberen  (H)arafter  als  alle  anberen.  3l)re 
Noten  liefen  überall  ofjne  Disagio  um.  Dies  führte  bagu,  ba& 
fie  oon  benen  ber  country  banks  aus  bem  93ertef)r  gebrfingt  würben; 
benn  jeber  oerwenbete  fie,  ba  fie  eben  al  pari  angenommen  würben, 
311  Depoflten  ober  sur  Wücfsaljlung  oon  3)arlel>n  an  bie  SJanfen, 
w&fprenb  man  bie  Noten  ber  country  banks  ju  Öot)n3at)lungen 
unb  bergl.  oerwenbete,  fo  baft  fie  fid)  oiel  länger  im  Serfetp  gelten. 
Die  fieben  SJanfen  ber  ©tobt  SJofton  Ratten  met)r  als  bie  $>älfte 
bes  Kapitals  fämtlidjet  9teu*£nglanb  Sanfen,  bagegen  bilbeten  if)re 
Noten  nur  7*5  &«*  gefamten  Notenumlaufes.    Diefen  Uebelftanb 


•)  $09  Sgafeamt  würbe  31001  erft  1846  befinitto  errietet,  aber  bereite 
1841  mürbe  feine  C&rünbuna  be|d)(offen,  unb  fett  1837  ben  JBanten  (eine 
öffentlid)en  (Selber  me$r  anoertTaut. 
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}U  befeitigen,  würbe  bie  Aufgabe  ber  ©uff olf  Sanf.    SDtefe  würbe 

im  3a1)re  1818  in  Softon  gegrünbet.    Sic  erflftrte  fid)  bereit,  bie 

Noten  einer  jeben  ber  country  banks  al  pari  einjutöjen,  rodele  bei 

!  il)r  beftfinbig  ein  Depositum  oon  minbeften  $  5000  hielte.    3>ies 

bebeutete  natürlich  für  jene  Saufen  eine  Sd>mälerung  ttyres  Noten- 
gefääftes  unb  fanb  infolgebeffen  wenig  Entlang.  2>a  begann  bie 
Suffolf*Sanf  i&re  Noten  etnsufammeln,  unb  tynen  jur  (Einldfung 
ju  präfentieren.  2)ies  rief  einen  Sturm  ber  ffintrüftung  unter  ben 
country  banks  Ijeroor;  aber  alles  ftlagen  Ijalf  itynen  nichts.  9Us 
fid)  im  3at)re  1824  bie  Softoner  Saufen  jur  Unterftüfeung  ber 
©uffolf  Sanf  jufammen  taten,  mußten  fte  fid)  fügen.  Salb  fungierte 
nun  bie  ©uffolf  Sanf  gewiffermafeen  als  Clearing  House  für  bie 
Noten  aller  Sanfen  ber  Neu»©nglanb  Staaten  unb  forgte  für 
einen  gefunben  Notenumlauf.  3m  3af>re  1856  löfte  [ie  bie  ftatt» 
iid)e  Summe  oon  $  400  000  000  Noten  ein,  wäfyrenb  ber  ®efamt* 
Umlauf  an  Noten  in  ben  Neu-Suglanb  Staaten  nuretroa  $  40  000000 
betrug,  fo  hofo  alfo  jebe  Note  jejunal  iätyrlid)  jur  (Einldfung  tarn. 

Son  weniger  Srfolg  gefrönt  war  bas  fogenannte  „Saftq 
3  unb"  Softem  bes  Staates  New  $orf.  3luf  @runb  eines  Oe* 
fetjes  üom  3al)re  1829  mufoten  l)ier  fämtlldje  Saufen  jfilptid) 
V*  %  ^re5  Slftienfapitals  jufammenfdjiefoen  ju  einem  ftonbs  bis 
SU  3%  tyres  «fttenfapitats.  9ius  biefem  ftonbs  [ollten  bie 
Noten  infoloenter  Sanfen  elngelöft  werben,  toenn  bie  Sftioa 
ntd)t  jureid)ten. 

3)iefes  jiemlid)  mangelhafte  Softem,  unter  bem  folibe  Sanfen 
für  bie  Sd)ulb  ber  unfoliben  leiben  mufoten,  würbe  im  3<ri)re  1838 
bur$  bas  fogenannte  ftreibanfgefetj  beseitigt.  2Bät>renb  bis  bafjtn 
nur  nad)  (Erlangung  eines  fpejiellen  Sfrelbriefes  Sanfgefdjfifte  be- 
trieben werben  burften,  tourbe  es  jetjt  jebermann  freigefteHL  3ur 
Sicherung  ber  Noten  mußten  jebod)  beim  3ftnan3fontrolleur  Sonbs 
ber  Union  ober  burd)  ©runbbefifc  gebeefte  Obligationen  hinterlegt 
werben.  Seit  1844  würben  fyierju  nur  9Inleil)en  ber  Union  gu» 
gelaffen,  ba  fid)  anbere  SBertpaptere  als  nid)t  ausreidpnb  erwiefen 
Ratten,  benn  bie  Noten  oon  26  Sanfen,  bie  in  ben  3a$ref  1839 
bis  1844  fallierten,  fonnten  nur  ju  76%  eingelöst  werben. 

Siefes  ©efetj  würbe  3unSd)ft  oon  einigen  anberen  Staaten 
nad>geal)mt  unb  biente  fötiepd)  als  3Ru|ter  für  bas  National« 
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bantgefetj.  6s  t>at,  tote  bas  Suffolf  Softem  cntf Rieben 
fjeitfam  auf  bte  bamaligen  3"ftSnbe  eingeurirft.  3*bod)  toeber 
bas  eine  nod)  bas  anbere  fonnten  in  ftrifengeiten  bte  Saufen 
oor  3af>lungseinftellungen  beroaljren.  ferner  blieben  {ie  nur  auf 
wenige  Staaten  befdjränft.  3m  gangen  ftanb  bas  SBanfioefen 
ber  ^Bereinigten  Staaten  bis  gur  3eit  bes  SBürgerfrieges  auf  einer 
fefp  niebrigen  Stufe.  3)er  ©elbumlauf  roar  in  einem  gang 
troftlofen  3uftanbe.  Sin  mirres  3)urd>einanber  von  gat)llos  oer* 
föiebenen,  ed)ten  unb  gefälfd)ten  SRoten  —  es  umrben  fünfgig 
oerfcfyiebene  3fälf jungen  ber  Stoten  einer  8anl  f onftatiert l)  —  bie 
mit  einem  oft  gang  erheblichen  SDisagio  umliefen,  bilbete  bie  SRoten« 
girfulation  ber  Saufen. 

Um  fid)  aus  biefem  SBirrtuarr  Ijerausgufinben,  bebienten  fid) 
bie  ßaufleute  bes  fogenannten  Banfreporters,  einer  monatlich  er* 
föeinenben  3*ttfd)rift,  bie  eine  ßifte  aller  ntd)t  al  pari  umlaufenben 
SRoten  brad)te  unb  H)ren  ietoeiltgen  9Bert  angab.  3)tefe  Öiften 
füllten  monatlich  ein  Sud)  oon  etwa  100  Seiten!  §iernac§  mufete 
erft  ber  9Bert  einer  jeben  9tote,  bie  in  3^I)lung  gegeben  werben 
füllte,  feftgeftellt  werben,  elje  ein  ©efd)8ft  erlebigt  toerben  fonnte. 


A.  Die  Hotioitolboitfem 

1.  $**  StttiMtliaiifgefeft. 

Söäfyrenb  berartige  Uebelftänbe,  toie  (ie  oben  gefd)ilbert 
tourben,  im  ©elb«  unb  Banftoefen  ber  Bereinigten  Staaten 
f)errfd)tenf  brad)  ber  Bürgerfrieg  aus.  3Me  {Regierung  jat)  fid) 
gur  Susgabe  oon  ^apiergelb  mit  3ro<mgsfursf  ben  fogenannten 
greenbacks,  genötigt.  Sie  3folge  baoon  roar,  bafj  bas  SRüng- 
gelb  aus  bem  Umlauf  gebrängt  tourbe,  unb  fid)  bie  of)nef)in  fdjon 
bebeutenben  SNifeftänbe  bis  gur  Unerträglid)fett  fteigerten.  $er 
Arebit  ber  Union  toar  erfdjöpft,  es  u>ar  U)r  faft  unmöglid),  bie 
ftoften  bes  firteges  aufzubringen.  Mus  biefer  SRot  braute  bas  Statlo* 
nalbanfgefetj  bie  Stettung.    3u>ei  3'\*k  »erfolgte  man  mit  biefem 


l)  Bergl.  Horace  White,  a.  O.  6.  346  ff. 
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©efetj:  bte  Uebelftänbe  im  ©elb*  unb  Sanfrocfcn  311  befeitigen 
unb  gleichzeitig  ben  langfriftigen  9lnleil)en  ber  Union,  ben  foge» 
nannten  United  States  Bonds,  einen  genügenben  Umlauf  unb 
beffern  ftursftanb  3U  oerfdjaffen.  Ss  umrbe  im  3al>re  1863  er* 
taffen,  bann  häufigen  9lenberungen  untersogen,  beren  legte  bte 
Stooelle  00m  14.  9Rfir3  1900  ift,  burd)  toeldje  bte  bereinigten 
Staaten  3ur  ©olbu>äl)rung  übergingen.  Die  gauptbeftimmungen, 
bie  es  in  feiner  jetzigen  ftoxm  enthält,  finb  folgenbe: 

3>ie  «uffid)t  über  fämtild)e  SRationalbanfen  übt  ber  fton* 
trolleur  ber  llmlaufsmittel  (Comptroller  of  the  Currency)  aus, 
ber  SJorftetyer  einer  im  Sdjatjamt  3U  biefem  3u>ecf  errtdjieten 
neuen  Abteilung. 

öfünf  ober  met)r  Sßerfonen  fönnen  fid)  3um  Setreiben  oon 
8anlgef(i)äften  unter  bem  Stationalbanfgefetj  sufammentutt  SBenn 
fie  einige  ©rünbungsoorfäriften  erfüllt  Ijaben,  muffen  fie  an  btn 
Comptroller  ein  ©efud)  um  Slusftellung  einer  ©rünbungsurtunbe 
einreiben,  beren  Sefitj  fie  3um  Seginn  ber  @efd)äfte  ermäßigt. 
Seoor  ber  ftomptroller  biefe  ausftellt,  l)at  er  fid)  3U  oergeuuffern, 
ob  alle  gefetjlid)en  93orfd)riften  erfüllt  finb,  unb  ob  bie  beteiligten 
Sßerfonen  ehrenhaften  Geratters  finb.  3ft  bies  nid)t  ber  3all, 
mufe  er  bie  ©rünbungsurtunbe  oertoeigem. 

3Me  §öl)e  bes  oerlangten  Stammfapitals  richtet  fid)  nadj 
ber  eintuoI)ncr3at)l  bes  Ortes,  an  bem  bie  Sanf  itjre  ©eföfifte 
betreiben  toilL  $as  ÜRinbeftfapital  überhaupt  finb  $  26  000, 
unb  stoar  in  spiätjen  bis  3U  3000  ©intoofjnern.  3n  flögen  oon 
3—6000  ©tnu>ot)nern  barf  es  nid)t  geringer  fein  als  $  50  000; 
bei  6—50  000  ©intooljnern  nid)t  Heiner  als  $  100  000.  JJür 
größere  Orte  ift  bas  9Rinbeftfapital  $  200  000.  Siefe  «bftufungen 
bes  3lftienfapitats,  bas  bod)  ben  3i»ed  f>at,  eoentuelle  Serlufte 
ber  Sani  auf3unel>men,  bamit  fie  nid)t  fofort  ben  ©laubiger 
treffen,  foll  bas  Kapital  ber  ©efeltfdjaft  in  ein  richtiges  «er« 
l)4ltnis  3U  tljrem  @efd)äftsumfang  bringen.  3)ie  Slnna^me  jebod), 
bafj  eine  Sani  an  einem  patje  mit  50  000  ffiiniDofytem  ein 
größeres  ©efd)äft  betreibe,  als  eine  an  einem  $latje  oon  6000 
©na>ot)nem,  lä&t  bie  Srage  gan3  unberüdfidjtigt,  toie  oiel  Sanfen 
fid)  in  bie  ©efamtgefd)äfte  bes  betreffeuben  Ortes  teilen.    Ss  fann 
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alfo  obige,  auf  biefer  9lnfd>auung  bafierte  Seftimmung  nur  un> 
ooltfommen  tf)ren  3^occf  erreichen. 

Vtinbeftens  bie  £8lfte  bes  ßapitals  mufo  fofort  eingegat)lt 
werben,  bie  anbere  $>älfte  in  monatlichen  3<rf>lungen  oon  wenig* 
ftens  10  %• 

Qfür  bie  9Hticnbcfi%cr  treibt  bas  ©efefc  bie  fogenannte 
boppelte  Serbinblid)feit  oor,  b.  t).  fie  fjaften  für  bie  6d)uiben  ber 
©efellfdjaft  nod)  mit  einer  Summe  gleid)  bem  oon  i^nen  befeffenen 
nominalen  Hftienroerte.  SBer  eine  Slftie  oon  $  1000  befitjt,  fann 
alfo  gunäd)ft  biefe  oerlieren  unb  aufterbem  nod)  gegumngen  werben, 
eine  gleite  Summe  nad)gugal)len.  Sine  fold>e  Seftimmung  lägt 
fid)  natflrlid)  nur  burd)füt)ren,  wenn  es  fid)  um  eingetragene 
9tamenaftien  ^anbelt,  was  in  ben  Bereinigten  Staaten  burcfyweg 
ber  3fall  ift. 

Seoor  eine  Stattonalbanl  tyre  ©efd)äfte  beginnt,  t)at  fie 
beim  Sdjatjmeifter  ber  Union  gu  SBaffyington  einen  beftimmten 
Setrag  oon  United  States  Bonds  3U  beponieren,  unb  gtoar  bei 
einem  Mfttenfapital  oon  mef)r  als  $  150  000  wenigftens  $  50000; 
alle  anberen  mtnbeftens  Vi  M)res  Kapitals.  3für  biefe  Sonbs 
erhält  fie  einen  gleiten  Setrag  9toten,  bie  fie  in  Umlauf  fegen 
fann.  Der  ©efamtnotenumtauf  einer  Sanf  barf  nid)t  größer  fein, 
als  iljr  eingegaffites  Slftienfapttal.  Die  Benennung  ber  9toten 
barf  nid)t  unter  $  5  fein  unb  nur  l/s  ber  ausfteljenben  9toten 
einer  Sant  bürfen  biefe  fleinfte  Benennung  tragen.  Die  SRoten 
fittb  gefetjlid)es  3a#ungsmittel  für  alle  3<**)lungen  in  ben  33er» 
einigten  Staaten  mit  ausnähme  ber  3Mle  unb  3inf*n  ber  Staats* 
fd)u(b,  bie  in  ©olb  gu  entrichten  finb.  3ebe  Sanf  mufj  bie  Stoten 
einer  anberen  al  pari  in  3<*f)(ung  nehmen  unb  llijre  eigenen  auf 
Serlangen  in  gefetjtidjen  3a*)fangsmitteln  einlöfen.  Die  9toten 
einer  anberen  San!  aber  barf  fie  nidjt  ausgeben.  9tud)  bas 
Sd)at)amt  (oft  bie  9loten  einer  jeben  Sanf  ein,  toofflr  ein  Setrag 
oon  5%  if)™r  burd)fdjnittlid)en  3itfu(ation  in  gefeilteren  3<if)lung$* 
mittein,  b.  f>.  in  ©olb,  Stanbarb*Silber*Dollars ,  Sdjeibemünge, 
©reenbaefs  unb  Sdjatjamtnoten  (1890)  ober  entfpredjenben  3*rtt* 
fifaten  gu  beponiereu  ift.  Die  emittierten  Koten  finb  einer  f)alb* 
jährigen  Steuer  unterworfen;  biefe  beträgt  7*%»  wenn  f*e  bur* 
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2%  Bonds  gebeert  finb,  unb  */*%»  toemt  Me  Dechmg  in  Bonds 
erfolgt,  bie  einen  l)öt>eren  3tns  trogen. 

äBtll  eine  Sanf  i^re  SRotenjirfulation  einföränfen,  fo  fann 
fie  gegen  JRficffenbung  oon  Sloten  jutn  ©djatjmeifter  einen  eirt* 
(predjenben  Setrag  ber  beponierten  Bonds  abgeben,  t>orausgefe$t, 
bafo  nod)  bie  oerlangte  SRtnbeftfumme  oon  Bonds  im  Sd)a$amt 
bleibt,  ßeine  Sanf  barf  jebod)  in  einem  3Jtonat  met)r  als 
$3  000  000  9toten  3urücf3iel)en.  9luf  biefe  Sefttmmung  wirb 
fpäter  jurücfjufommen  fein. 

Den  SRationalbanfen  ift  es  perboten,  3>ar(ef)n  auf  ©runb* 
befi%  }u  gewähren;  aud)  befitjen  bürfen  fie  benfelben  nur  infomeit, 
als  fie  it)n  jum  Setreiben  tf)rer  ©efd>äfte  benötigen  ober  i!>n  für 
unfidjere  Mufeenftänbe  übernehmen.  3m  letzteren  ftalle  muffen  fie 
it>n  innerhalb  oon  5  3at)ren  uerfaufen.  ffis  ift  jebod)  geftattet, 
bog  ber  Sefüjer  einer  §i)potl)ef  biefe  als  @id>erf)eit  für  feine 
9ßed)fel  beftellt. 

Steine  Stationalbanf  barf  if)re  eigenen  mittlen  beleihen  ober 
im  Sefitje  galten;  fie  barf  feiner  $*rfon,  ftirma  ober  ©efellföaft, 
mef>r  als  Vio  i^tes  9lftienfapitals  leiten  unb  feine  Filialen  er* 
rieten. 

3ur  Sicherung  if)rer  SDepofiten  muffen  bie  Saufen  eine 
Steferue  in  gefeilteren  3<*f)fangsmttteln  galten,  unb  jtoar  in  ben 
fogenannten  reserve  cities  25%  tf)rer  3)epofitenf  in  anberen 
©tobten  nur  15%-  ^ie  SReferoeftäbte  toerben  in  bequemer  Sage 
gu  ben  Hinblicken  Saufen  (country  banks)  ausgewählt,  fie  tjaben 
nid)t  unter  50  000  Sintoo^ner.  3)ie  country  banks  tonnen  7s 
if)rer  Weferoen  bei  ben  Sanfen  ber  JReferoeftäbte  beponieren,  bie 
Saufen  ber  JReferoeftäbte  tmeber  ljt  U>rer  Sleferoen  in  ben  central 
reserve  cities.  Dies  finb  9teto  $orf,  Q^ifago  unb  8t.  Souis.  Skr 
im  ®d>atjamt  für  bie  ©nlöfung  tl>rer  Sfcoten  beponierte  5%  ftonbs 
(redemption  fund)  rennet  als  ein  Zeil  ber  fteferoe.  3ft  bie  Sfeferoe 
unter  ben  oorgefd)riebenen  Setrag  gefunfen,  fo  foll  bie  Sanf  iljre 
©efd)äfte  einfdjränfen. 

Son  tfjren  jäf)rlid)en  ©eroinnen  muß  jebe  Sanf  l/io  3U 
einem  SReferoefonbs  aurüdlegen,  bis  berfelbe  20%  **s  TOKen« 
fapitals  erreicht  f)at. 
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Der  @d)at}metfter  barf  bie  öffentlichen  (Selber,  folange  fie 
nid)t  gebraust  werben,  bei  einigen  Stationalbanfen  gegen  genügenbe 
©idjerftellung  burd)  United  States  Bonds  beponieren.  ausgenommen 
finb  Neroon  bie  einnahmen  aus  3&Hcn. 

Sie  Ueberwadjung  ber  Stattonalbanfen  liegt,  wie  fd>on  er= 
toSfjnt,  bem  Kontrolleur  ber  Umlaufdmittel  ob.  3ebe  8anf  mufo 
if)m  jäljrlid)  fünfmal  einen  betaillierten  Bericht  einfenben,  beren 
3eitpuntt  er  beftimmt,  unb  beren  9iid)tigteit  oon  ben  Direftoren 
unb  bem  Cashier1)  gu  beeibigen  ift.  Mufeerbem  fann  er  gu  jeber 
3eit  oon  jeber  beliebigen  Banf  fold>e  Suswetfe  nad)  eigenem  ©ut* 
bünfen  einforbern.  fttmtx  fann  er,  in  Ueberelnftimmung  mit  bem 
@d)atjmeifter,  geeignete  tßerfonen  anbellen,  bie,  otyne  bafe  bie  93anf 
oor^er  baoon  in  ftenntnis  gefegt  wirb,  if^re  Büd)er  prüfen  unb 
if)m  einge^enbe  Senate  über  bas  5Re|ultat  ber  Prüfung  mitteilen. 
Die  3^1  blt\tx  Steolforen  (examiners)  betrögt  etwa  75,  unb  bie 
9ngaf)t  ber  jSfjrlid)  oorgenommenen  Weoiftonen  über  10000. 

Gelangt  auf  biefe  ober  irgenb  eine  anbere  SBeife  eine  Un* 
gefetjmS&igtett  ober  bie  Snfoloeng  einer  San!  gu  feiner  ftenntnis, 
fo  Ipt  er  einen  Rezeiver  eingufefcen,  ber  U>re  gefamten  Butler 
unb  Slftioa  gu  übernehmen,  tyre  ©efdjäfte  abguwicfeln  unb  bie 
3ntereffen  ber  ©laubiger  gu  pertreten  f)at.  Damit  ift  bie  Banf 
gesoffen.  3f)re  SRoten  werben  aus  bem  ffirlöfe  ber  hinterlegten 
Bonds  eingeldft. 

Sie  Aufteilung  eines  Rezeivers  bebingt  nid)t  notwenbiger* 
weife  3nfofoeng  ber  Bant;  er  fann  aud)  berufen  werben,  wenn 
bie  Vttionfire  mit  ber  Verwaltung  ber  Banf  ungufrieben  finb,  ober 
bie  ©eföftfte  ftd)  in  einer  ernften  Berwhflung  befinben  unb  Sfpt* 
liefen  ©rünben. 

Den  Staatenbanfen  ift  es  geftattet,  ftd)  in  9lationatban{en 
umguwanbeln.*) 


*)  3)er  ameritaniföe  Cashier  ift  nia)t  gu  oeru>ed)feln  mit  bem  ftaffierer 
unfercr  ©ernten.    <Sx  ift  eine  ber  erften  9crfön(id)teiten  an  ber  &anl 

2)  SJcrgl.    befonbera:    The    National    Bank    Act;    Htaftington    1901. 
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2.  Stritt!  bes  Jtttbttolbaitfgefeftes. 

©s  ift  unstreitig,  bog  bas  Stationalbanfgefefc  jur  Sefferung 
ber  amerifanifd)en  ©elb*  unb  ftrebitoerfj&ltniffe  ungeheuer  oiel  bei* 
getragen  tyat.  Ss  braute  bem  Solfe,  mas  es  feit  metyr  als 
50  Darren  erfefynte,  ein  national  currency.  ©s  f)at  bie  TOifebräudje, 
bie  mit  ber  Ausgabe  oon  ftoten  getrieben  txmrben,  enbgiltig  be* 
feitigt  unb  eine  einheitliche  {Regelung  biefes  triftigen  ©efd)äftes 
für  alle  Staaten  gefd)affen.  Sie  9toten  ber  Stationatbanfen  be* 
fifcen  bie  benfbar  größte  Sidjerljelt.  Die  ftrenge  Uebern>ad)ung, 
toie  fie  ber  ftomptroller  ausübt,  nötigt  fie  3U  einer  foliben  ©efdjäfts* 
füf)rung  unb  fteigert  bas  Vertrauen  tyrer  fiunben.  ferner  fpit 
bas  ©efetj  anfpornenb  auf  bie  einjelnen  Staaten  geroirft,  beffere 
©efetje  für  tyre  eigenen  Saufen  ju  erlaffen,  fo  bafe  aud)  biefe  3n- 
ftitute  t)eute  im  allgemeinen  auf  guten  gefetjlld>en  ©runblagen  rulpn, 
cdos  fpäter  nätyer  ju  erörtern  {ein  toirb.  Unb  uxis  bie  ©efeggebung 
nid)t  braute,  bas  fd>uf  bie  Stottoenbigfeit  für  bie  Staatenbanfen, 
in  jeber  Sejie^ung  mit  ben  SRationalbanfen  3U  wetteifern,  fo  bafj 
fie,  wenn  fie  aud)  nid)t  bem  Stationalbanfaft  unterfteljen,  fid)  bot) 
feinem  Sinflufe  nid)t  entstehen  fönnen  unb  fid)  oeranlagt  fe^en, 
ein  l)öl)eres  Standard  of  management  ju  wahren,  als  fie  es  UK$r« 
fdjeinlid)  tun  würben,  toenn  feine  SRationalbanfen  exiftiertett  Stas 
Stationalbanfgefetj  fdjuf  alfo  eine  ibeale  SRorm  für  bas  Santroefen, 
ber  nid)t  allein  bie  il)m  bireft  unterftellten  Sanfen  folgen  muffen, 
fonbem  aud)  bie,  toeld)e  mit  biefen  fonfurrieren  wollen. 

Xxo§  biefer  SInerfennung  fann  jebod)  über  bas  National« 
banfgefefc  unmögltd)  ein  abfotut  günftiges  Urteil  gefällt  werben; 
benn  es  trögt  bebeutenbe  SRängel,  bie  jene  Sorgüge  fef>r  aurürf« 
treten  laffen.  Sin  Sergleid)  mit  ben  3entralifierten  europfiifdpn 
Sqftemen  seigt,  bog  bas  burd)  bas  Stotlonalbanfgefetj  gefd)affene 
Sielbanffoft^m  ben  erfteren  in  Dielen  fünften  nad)ftef)t. 

dergleichen  toir  jun8d)ft  bie  Sicherung  ber  9toten  oon 
3.  S.  unferer  3)eutfd)en  9?eid)sbanf  unb  oon  ben  amerifanifd>en 
Stationalbanfen. 

Die  ®id)erf)eit  jeber  SRote  beruht  auf  tyrer  Secfung.  3)iefe 
mufe  fo  eingerichtet  fein,  bafe  fie  bem  Stotenbefitjer  bie  ©inlösbar* 
feit  ber  9tote  in  3weifad>er  $infid)t  garantiert: 
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1.  ba&  il)m  bie  enblid)e  ®id)ert)eit  geboten  ift,  für  jebe  Kote 
2Bfif>rungsgelb  ju  erhalten, 

2.  bog  ifyn  bte  @id)erf)eit  geboten  iftf  iebet3eit  für  bie 
Koten  SBäljrungsgelb  }u  erhalten. 

5)iefe  betben  SBebürfniffe  tDtberfpred)en  ftd)  in  gearfffem  Sinne, 
unb  ed  seigt  fid)  in  ber  Praxis,  bafe  bie  Sefrtebigung  bes  einen 
3um  Xeil  auf  ftoften  bes  anberen  gefd)ief)t. 

3n  (Europa  I)at  man  nun  in  ber  Qlnna^me  ber  fogenannten 
banfmäfoigen  2)e<fungf  bei  ber  ein  Seil  aus  Sargelb,  ber  anbete 
aus  furgfriftigen  ftorberungen  beftc^t,  bas  £auptgetoidjt  auf 
bie  jeberaeitige  (Einlbsbarfett  ber  Koten  gelegt,  in  9lmertfa  auf  bie 
entließe  @id)erf>ett.  fiebere  ift  burd)  bie  »onbsbecfung,  moburd) 
bie  Regierung  felbft  bie  Garantie  für  bie  ©nlöfung  ber  Koten 
übernommen  l)at,  toie  bereits  enx>äf)nt,  bie  benfbar  befte.  llmfo* 
toeniger  ift  jebod)  für  bie  feberjeitige  ffitnlösbarfeit  ber  Kational* 
banfnoten  geforgt.  (Es  ift  unjroeifetyaft,  ba&  in  einer  Shrife  bie 
Kationatbanfen  in  9Imerifa  nid)t  entfernt  fotange  imftanbe  finbf 
tl>re  Koten  ein3ulöfen,  toie  unfere  ffleid)sbanf.  3unS$ft  ftef)t  f)ier 
bie  »eftimmung  im  SBege,  bafe  eine  Kationalbanf  lljren  Koten* 
Umlauf  monatlid)  nur  um  l>öd)ftens  $  3000000  oertürjen  barf. 
$)od)  aud)  eine  Suspenflon  ober  Huftebung  biefer  Beftimmung, 
tote  fie  feit  langen  erftrebt  urirb,  !ann  in  biefer  Sejief^ung  wenig 
Reifen,  ba  in  ernften  ftrtfen  ber  SBerfauf  oon  großen  SRaffen  oon 
Staatsanleihen,  toorauf  naturgemäß  bie  Kationalbanfen  im  3falte 
oon  maffen^aften  ^Präsentationen  ber  Koten  angetmefen  finb,  in 
feiner  ©olfemtrtfdjaft  mbglld)  ift. 

Sine  roeit  liquibere  Detfung  als  bie  Sonbsbedung  ift  bie 
banfmäfctge  Detfung  ber  2)eutfd)en  Ketd)sbant  Sie  garantiert  bie 
jeberjeitige  (Einlösbarfeit  ber  Koten  in  toeit  leerem  SRafte.  3Ran 
mu&  allerbings  augeben,  ba&  ttyeoretifd)  l)ier  bie  enbltdje  Sid)er!)eit 
ber  Koten  ber  ber  Kationalbanfnoten  ntd)t  gleidjfommt.  3)od) 
fann  man  too^l  fagen,  bafe  bies  bei  bm  großen  9Uttenfapitalien 
ber  europäischen  3*ntralbanfen  unb  ben  Hnforberungen,  bie  fie  an 
bas  3U  bisfontierenbe  SBedjfelmaterial  (teilen,  in  Praxis  faum  ins 
©ewtdjt  fällt. 

2Btr  fommen  alfo  gu  bem  Urteil,  bog  bas  amerifanifd)e  Sgftem 
ber  Kotenbecfung  ben  europäischen  Spftemen  infofern  nad)ftef)t,  als 
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es  bie  jeberjeittge  Sinlösbarfeit  ber  Noten  nur  unjureid>enb  garem« 
tiert  unb  aud)  in  be3ug  auf  bie  enblidje  Sinlösbarfeit  mir  fdpinbar 
größere  ©td>erf>ett  bietet,  tiefer  fanget  wirb  baburd),  bafe  aud) 
bas  Sd>atjamt  bie  Nationatbanfnoten  aus  bem  oon  ben  Santen  gu 
beponietenben  ftonbs  einjulöfen  t)at,  nid)t  beseitigt. 

Sine  3tueite  3frage  ift  bie  nad)  ber  ßeijtungsfätygfeit  ber 
Saufen  gegenüber  oon  9lngftpr5fentattonen  ber  Koten.  3)iefe 
ift  weniger  abhängig  oon  ber  Decfung  ber  Noten,  als  oielmefjr  von 
tf)rer  Effrebitierung  beim  SJoife.  3Wan  fann  nun  allgemein  be» 
Raupten,  bog  aud)  f)ier  eine  3*ntralbanf  eine  größere  fieiftungs» 
fäfjigfeit  befiel,  als  ein  SMelbanfftftem,  eine  Summe  oon  Reinen 
Saufen,  bafe  jebod)  f)ier  bas  amertfanlfdje  Softem  taum  nadjftetjt 
$)mn  burd)  bas  weltgefjenbe  ftaatltdje  Singreifen,  burd)  bie  baburd) 
gefd>affene  Sint>eittld)felt  ber  Noten,  trofc  ber  Sietyeit  ber  Sanfat, 
bie  fie  emittieren,  ferner  burd)  iljre  $edung  mit  Sntetyen  ber 
Union  unb  tyre  Sinlöfung  an  bm  Raffen  bes  ©djatjamtes,  ift  es 
erreicht,  bafe  fie  bas  gröfete  Vertrauen  befttjen.  ftein  Bürger  ber 
Union  flimmert  fid)  barum,  oon  wetdjer  San!  ober  aus  weldjem 
Staat  bie  Note  in  feiner  $anb  ftammt,  fie  ift  if)m  ebenfo  gut 
wie  eine  ftaatltd)e  Note. 

Wnbers  ftef)t  es  Jebod)  mit  ber  frrage  nad)  ber  3rät)igfett  ber 
Saufen,  bei  Bebarf  gro&e  Waffen  oon  Noten  auf  einmal  fjerausju* 
werfen,  b.  t).  ber  gfrage  nad)  ber  Slaftijität  bes  Notenumlauf 9. 

Die  Notenbanfen  eines  fianbes  finb  es,  an  weldje  bie  Be» 
bürfniffe,  bie  burd)  bie  oorf>anbenen  Umlaufsmittel  unb  3^lungs= 
einrid)tungen  ntd)t  befriebigt  werben  fönnen,  als  letjter  Snftanj 
herantreten.  3u  U)"*n  ftrömen  in  3«ten  ber  ©elbnot  bie  9BedtfeI 
aur  3)isfontierung  oon  allen  3nftituten  unb  tßerfonen,  bie  tyre 
Betriebsmittel  nid)t  burd)  Ausgabe  oon  Noten  oerft&rten  fönnen. 
Unb  mit  ber  Berechtigung  jur  Notenausgabe  mufe  ifjnen  infolge* 
beffen  aud)  bie  3fäl)igfeit  gegeben  werben,  burd)  größere  ober 
geringere  Ausgabe  oon  Noten  ben  Berfd)iebungen  bes  ©etbbebarfs 
gered)t  ju  werben,  um  eventuelle  Störungen  im  wirtföafttidpn 
ßeben  3U  oerljinbern. 

3)iefe  3fäl)igfeit,  fid)  mit  ber  Notenausgabe  ben  Bebürfniffen 
bes  Berfet>rs  anjupaffen,  befiijt  nun  bas  Nationalbanffoftem  nidjt 
im  geringften  ©rabe.   Nid)t  bie  Bebürfniffe  bes  Bertetps,  fonbem 
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in  erfter  ßinte  ber  flursftanb  ber  3U  fftnterlegenben  ftonfols  be* 
ftimmt  bie  ©röfee  bes  Notenumlaufs.  äBäfprenb  bie  S3erfd)ieben* 
^eit  bes  Sebarfs  an  Selb  rooljl  faum  in  einem  Sanbe  jo  grofe 
tjt  wie  in  ben  bereinigten  Staaten,  wegen  ber  großen  9lus* 
befytung  bes  fianbes  unb  ber  ©efd)8fte  unb  ber  ungeheuren  ©röfoe 
ber  (Ernten  unb  tßrobufte,  bie  gu  beftimmten  3*iten  gu  bewegen 
finb,  geigt  ein  Sergleid)  bes  Notenumlaufs  ber  Nationalbanfen 
mit  bem  ber  3)eutfd)en  Neidjsbanl,  baft  bie  erjteren  abfolut  aufjer* 
ftanbe  finb,  oorübergefyenben  SBebürfniffen  an  ©elbmitteln  burd) 
Ausgabe  pon  Noten  3U  entjpred)en.  Sin  93li<f  auf  bie  graptyföe 
2>arftellung  ©.  30  geigt  bies  mefyr  als  beutlid). 

ffis  ftellt  $ier  bie  ausgegebene  ßinie  ben  burd)fd)nittli(i)en 
monatlichen  Notenumlauf  ber  Nationatbanfen  für  bie  3al)re  1902 
bis  1904  bar,  bie  geftridplte  ßlnie  basfelbe  für  bie  3>eutfd)e 
9ieid)sbant.  SB&tpenb  bie  9iotengirtulation  ber  lederen  gang  be« 
beutenbe  Sdjtoanfungen  auftoeift,  bie  beroeifen,  baf)  unfere  Neid)** 
bant  im  Saufe  bes  Saferes  in  feljr  verriebenem  SMafce  oon  bem 
Sertefp  in  Slnfprud)  genommen  wirb,  unb  ba&  fie  biefen  med)felnben 
5In|prüd)en  aud)  geregt  toerben  fann,  bilbet  ber  Umlauf  ber 
Nattonalbanfen  eine  faft  oljne  ©djtoanfungen  ftarl  anfteigenbe 
ßinie.  3)as  ftarte  2lna>ad>fen  berfelben  ift  in  erfter  Öinie  eine 
3rolge  ber  Stooelle  90m  14.  SRftrg  1900,  auf  bie  fpftter  näf)er 
eingegangen  wirb. 

9Bas  jene  flinien  angeigen,  liegt  im  fotgenben  begrflnbet. 
SBenn  bie  Saufen  in  3«tten  ber  ©elbnot  mef)r  Noten  ausgeben, 
fo  fteigt  naturgemäß  mit  ber  vermehrten  Nachfrage  nad)  ben  gu 
ifjrer  Sedung  notioenbigen  United  States  Bonds  ber  fturs  ber* 
felben.  Damit  toirb  aber  bie  Ausgabe  oon  Noten,  bie  fd>on 
of)nef)in  fe^r  coenig  profitabel  ift,  immer  roeniger  getoinnbringenb, 
ba  bie  Saufen  nur  bis  gum  $arin>ert  ber  Bonds  Noten  aus* 
geben  bürfen.  Gelingt  es  alfo  einer  San!  nid)t  meljr,  fid)  Bonds 
gu  einem  greife  gu  oerföaffen,  ber  lljr  nod)  einen  ©etoinn  übrig 
täfet,  fo  roirb  fie  natürlid)  feine  Noten  meljr  ausgeben.  Sei  bem 
ot>ne^in  fdjon  t)o^en  ftursftanb  ber  Bonds,  oon  benen  fogar  bie 
2%i&cn  ftctö  Aber  pari  notieren,  ift  aber  biefe  ©renge  feljr  balb 
erreicht,  unb  bamit  eine  Sefrtebigung  oorübergefjenb  ftarfen  ©elb» 
bebarfs  burd)  vermehrte  Notenausgabe  unmöglich  gemalt. 


Set  Slotenomtouf  ber  ameritanildjcn  «oHonolbonlfn, 

ber  Senium  Mel^sboirt  nnb  bet  Sem!  von  Snglanb 

für  bic  3o6tc  1902,  1903  nnb  1904. 
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9tid)t  anbers  oerl)ä(t  es  fici)  in  3^ten  allgemeinen  Qluf* 
fönrnngs,  o)o  fid)  alfo  ber  er^ö^te  ©elbbebarf  über  [fingere 
Venoben  erftredt.  Sin  fici)  finb  3tuar  folc^c  3eiten  einer  93er- 
melpung  bes  Notenumlaufs  günftig,  ba  fie  bie  Senbena  gur  (Er* 
niebrigung  bes  flurfes  oon  Staatsanleihen  in  fid)  bergen;  benn 
toäfyrenb  bes  $od)ganges  fteigt  ber  3tasfufof  **  nififfen  alfo  alle 
Rapiere  im  flurfe  fallen,  beren  3tasfufo  nid)t  fteigen  tann.  3>od) 
toirb  biefe  Xenbenj  burd)  bie  ßonfurrenj  ber  Nationalbanfen  in 
bejug  auf  ben  (Ertoerb  ber  Bonds  ootlfommen  aufgehoben.  So 
ift  aud)  l)ier  nid^t  ber  Sebarf  an  Selb  bas  Seftimmenbe  für  bie 
£>öt)e  bes  Notenumlaufs  in  ben  bereinigten  Staaten,  fonbern  nur 
bie  3faftoren,  u>eld)e  ben  flurs  ber  Bonds  beftimmen. 

&fiufig  erleben  u>ir  bebeutenbe  9lusbel)nungen  bes  Noten* 
Umlaufs  ber  Nationalbanfen  in  3^ten  oon  groger  ©elbflßffigleit. 
SUs  3.  8.  gu  Anfang  bes  Saures  1904  fid)  ber  ©djafemeifter  in* 
folge  ber  3^lungen  für  ben  $anamafanat  jur  Einberufung  ber 
ftegierungsgelber  genötigt  fal),  bie  er,  gemäfo  ben  ©orf Triften 
bes  Nationalbantgefetps  gegen  Hinterlegung  oon  United  States 
Bonds  bei  einigen  Santen  beponiert  l)atte,  würbe  ben  betreffenben 
Sanlen  plöfclici)  eine  SRenge  jener  Rapiere  8ur  Verfügung  geftellt, 
was  tyren  fturs,  ber  fd)on  of)nef)in  fallenbe  lenbenj  $atte,  erfyeb* 
lid)  Ijerabbrüdte.  Snfolgebeffen  Rotten  bie  SBanten  beim  Serfaufe 
ber  Bonds,  bie  fie  teuer  eingefauft  Ratten,  Serlufte  erleiben  mfiffen. 
Sie  fatyen  fid)  alfo  genötigt,  fie  jur  Susgabe  oon  Noten  311  oer« 
toenben,  unb  bies  3U  einer  3«it,  als  ber  3insfuf)  für  täglici)  (Selb 
auf  bem  feiten  niebrigen  Safee  oon  7s  %  (Neu>  $orf)  ftanb.1) 

3ur  nod)  ©eiteren  $erfd)teci)terung  biefer  Berl)ältniffe  tragt 
bann  bie  Seftimmung  bei,  baf)  eine  8anf  tyren  Notenumlauf 
monatlich  nur  um  l)öd)ftens  $  3  000  000  oerfürjen  barf. 

$ierburd)  urfrb  bem  Notenumlauf  ber  legte  Neft  ber  fonft 
eoentuell  nod?  oor^anbenen  Claftijttät  genommen.  Ss  freuen  fid) 
infolge  biefer  Seftimmung  bie  Santen  tyiufig,  einer  gerechtfertigten 
Notenoerme^rung,  ber  fie  oielleid)t  noci)  bis  au  einem  getoiffen 
Grabe  entfpredjen  fönnten,  nacfoufommen,  ba  fie  befürchten  mfiffen, 


l)  ©ergl  9teu>  Dörfer  &anbe(«seitungt  3al>rgang  1904,  oerföfcbene 
Shtmntem. 
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bag  nad)  bem  Huftören  bes  gefteigerten  ©elbbebarfes  ein  leü 
itjrer  SRoten  längere  3*ü  nufclos  baliegt,  ef)e  tyn  ber  @d)a|meifter 
toiebcr  jurüdnimmt 

3>iefer  $aragrap^  fann  u>ol)l  als  bet  unglücHidjfte  begeidpiet 
roerben,  ben  bas  9tationatbanfgefet)  überhaupt  beftyt;  man  tonn 
ifjn  eigentlich  nur  Derftefyen,  töcnn  man  feine  6ntfte^ungsgefd)td)te 
tennt.  ®r  erlangte  ©efefcesfraft  am  12.  3ult  1882,  unb  3a>ar 
auf  folgenbe  Vorgänge  l)in: 

9Benn  urfprünglid)  bie  9tationa(banten  i^re  Siotenjirtuiaiion 
einfd)rflnfen  wollten,  fo  mugten  fie  felbft  ben  Setrag,  ben  fie 
jurüdaietyen  wollten,  einfammeln  unb  beim  @d>at)meifter  abgeben. 
3m  3a^rc  1874  mürbe  bies  bafyin  abge&nbert,  bag  fie  einfad) 
bie  betreffenbe  Summe  in  gefeilteren  3afylunßsmitteln  3u  btpo* 
nieren  Ratten  unb  bafflr  ifyre  Bonds  jurüdertjietten.  9tun  würbe 
1881  ein  ©efetj  oorbereitet,  bas  wieber  ben  3uftanb  oor  1874 
f Raffen  follte.  3)ies  war  aber  für  bie  Saufen  fefyr  unbequem; 
es  toftete  itjnen  fogar  ^fiufig  ein  tügio  auf  ü)re  SRoten,  n>enn  fie 
fie  rechtzeitig  jurfiderf^alten  toollten.  Sugerbem  follte  nod)  eine 
anbere  Seftimmung  getroffen  ©erben,  nämlid),  bag  nur  neuaus- 
jugebenbe  3%  Bonds  jur  9iotenbedung  gugelaffen  werben  follten. 
(Sing  biefe  Seftimmung  burd),  unb  fie  l)atte,  ebenfo  tote  bie  erfte, 
groge  9lusfid)t  baju,  fo  mar  es  oorausjufetyen,  bag  pldfctid)  alle 
Bonds,  bie  bie  Santen  oortyer  für  bie  Sedung  tyrer  9loten  Ratten 
über  pari  einlaufen  muffen,  auf  ben  SRarft  geworfen  unb  be* 
trädjttidj  im  greife  finfen  mürben.  Um  folgen  Serluften  oorju« 
beugen,  gogen  bie  Sanfen  betjeiten  il>rc  Bonds  möglidjft  jurüd,  unb 
3roar  in  wenigen  Xagen  für  ungefähr  $  19000000.  2>ies  erregte 
groges  2luffet)en.  9Ran  glaubte  an  eine  ©erfd)wörung  ber  Santen 
3U  bem  3wecfe,  ber  3itfu(ation  ifyre  9loten  gu  entjielpn,  um 
günftigere  Bebingungen  für  bie  Ausgabe  berfelben  gu  ergingen, 
unb  biefe  $lnnat)me  seitigte  bas  ©erbot  für  bie  9tationalbanEen, 
meljr  als  $  3  000  000  in  einem  SRonat  surüct^ugie^en. 

©egen  biefe  Seftimmung  ift  Diel  agitiert  roorben,1)  unb  es 
wäre  längft  3*ür  fie  mieberaufau^eben,  woburd)  entf$ieben  bie 
(Slafttjität  bes  Notenumlaufs  gefdrbert  mürbe. 


l)  3l)re  Sluffyebung  tourbe  u.  a.  t)äuftg  uom  Kontrolleur  bet  Umlaufs 
mittel  empfohlen,    <5let)€  Bankers  Magazine,  SRew  ©otf. 
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3Me  im  obigen  d)arafterifierte  Sd)tu8d>e  bes  Stationalbanl« 
gefefees,  ber  2Rangel  an  eiaftijitfit  bes  uon  i^m  gesoffenen 
Notenumlaufs,  ift  jtueifellos  eine  ber  fd)i»fid)ften  (Seiten  bes 
amerifanifdpn  Sanfiuefens.  Irofcbem  barf  man  unferes  ®rad)tens 
feine  u>irtfd)aft(ic^e  Sebeutung  nid)t  allju  t)od)  anklagen,  tote 
bies  ^fiufig  gefd)ef>en  ift.  SRan  mufo  immer  bebenlen,  bag  bie 
Ctaftijttät  bes  ©elbumlaufes  nid^t  allein  auf  ber  Berechtigung 
einzelner  Sanfen  jur  Musgabe  uon  Noten  rut)t.  Ss  tommen 
oielmefyt  als  stueiter  3faftorf  abgeben  uon  ber  größeren  ober 
geringeren  3irfufotionsgefd)i»tnbigfeit  bes  Selbes,  bie  fid)  einer 
Srfaffung  gänglid)  entjietjt,  nod)  bie  (Einrichtungen  bes  3<rf)iungs* 
oerfefjrs  in  Betraft,  burci)  bie  3<*f)lungen  ofyne  Sargelbfiber« 
tragungen  ool^ogen  werben  tonnen,  ber  @iro*f  (Hjecf*  unb  915* 
red^nungsuerfef^r.  93on  biefen  ^aben  in  ben  Bereinigten  Staaten 
bie  beiben  legten  gleidrfam  als  (Erfafc  für  bie  geringe  Claftijtiät 
bes  Notenumlaufs  eine  Slusbllbung  erfahren,  hinter  ber  2)eutfd>» 
(anb  tueit  jurflcfbleibt.  Unb  gerabe  ber  (Sebtaud)  bes  C^ecfs  ift 
es,  ber  am  leid^teften  über  3"ten  oorfiberget)enb  großen  (Selb- 
be  barf  es  l)inioegf>elfen  fann;  benn  erftens  finb  bie  tfym  3ugrunbe 
liegenben  Barguthaben  in  tueften  ©renjen  regulierbar,  unb  3tueitens 
tann  bie  Sntenfioitftt  ber  9lusnut)ung  biefer  (guthaben  eine  gan3 
oerfd)ieben  ftarfe  fein.1)  9Bie  tueit  aber  bie  Bertuenbung  bes 
Sfyetfs  in  ben  bereinigten  Staaten  uerbreitet  ift,  geigt  folgenbe 
labelle,  bie  ber  ftomptroller  in  feinen  Berichten  für  bas  %a1)r 
1892  gibt: 
S^aratter  ber  Singfinge  bei  ben  Nationalbanfen  (1892). 


b« 

Sanfen 

•efamt» 
(Eingänge 

% 

SRflnjt 

poplet 

CtljMfS 

9lea>  $ort 

Snbete  9tefen>eft5bte 
Hnbere  Orte 

48 

281 

3144 

130977000 

116514000 

83  714  000 

0,11 
0,82 
3,80 

7,53 

6,44 

11,29 

92,36 
92,74 
84,91 

Offlr  bie  ganaen  95er» 
einigten  Staaten 

3473 

331 205  000 

1,29 

8,10 

90,61 

l)  6iefte  6.  36. 
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3m  3at)re  1896  betrugen  bie  ©efamteingfinge,  in  ber  legten 
©palte,  bereits  92f5%,  unb  es  bürften  fld)  biefe  3al)len  fputt 
nocf)  me^r  jugunften  bes  £l)eds  oerföoben  tjaben.1)  ttUerbings 
ift  bas  2>epofitenioefen  nid)t  in  allen  Staaten  ber  Union  gleid^ 
mflfoig  entioidelt,  unb  bestyalb  tjaben  bie  Staaten  bes  <5übens 
unb  SBeftens,  töo  bies  nod)  am  wenigften  ber  gfall  ift,  im  Skr* 
gleich  mit  ben  Oft«  unb  Neu-ffinglanb»®taaten  oiel  meljr  unter 
ber  Unelaftljttät  bes  Notenumlaufes  3U  (eiben. 

Um  ju  fet)enr  intoletoeit  ber  ©ebraud)  bes  £l)eds  bie  (EtafH* 
Sitfit  bes  Notenumlaufs  erfeljen  fann,  empfiehlt  fid)  ein  Sergletd) 
mit  (Snglanb,  too  bie  Sntoidlung  bes  £I)edoerfel)rs  eine  gleiche  ift 
3n  ber  ftigur  ©.  30  ift  aud)  ber  Notenumlauf  ber  SJanf  oon 
Snglanb  bargeftellt.  (Sr  3eigt  jtoar  regelmäßige  @d)toanfungen, 
bie  benen  ber  3irfufatton  ber  $eutfd)en  Neid)sbanf  einigermaßen 
entfpredjen,  bie  jebod)  im  33ert)ältnis  ju  ben  (enteren  gan3  unbe- 
beutenb  finb.  Obgleich  bie  SJanl  oon  Snglanb  im  Setrage  oon 
naljeju  400  Millionen  Wart  nic^t  burd)  Sargelb  gebedte  Noten 
ausgeben  barf,  fdjtoanft  ifyr  gefamter  Umlauf  innerhalb  oon  nod) 
nid)t  0QH3  100  SRütionen.  3)en  fdjioanfenben  ©elbbebttrfniffen,  bie 
natürlich  aud)  in  Snglanb  ebenfo  oorfyanben  finbv  toirb  eben  burd) 
eine  mel)r  ober  weniger  intenfioe  Slusnutjung  bes  (Sf)edoerte^rs  bis 
ju  einem  getoiffen  ©rabe  entfprodjen. 

Sin  oorjüglidjes  Saromcter  für  bie  Susnütjung  bes  Sanf* 
frebits  ju  3<rf)fangsleiftungen  bieten  uns  bie  Abrechnungen  ber 
<nearing«$ftufer.  Ss  gibt  oon  tynen  in  btn  ^Bereinigten  Staaten 
über  100,  oon  benen  bas  Nero  Dorfer  weitaus  bas  bebeutenbfte 
ift,  nid)t  nur  in  ber  Union,  fonbern  in  ber  ganzen  SBett  2)ie 
folgenbe  Tabelle  gibt  einen  Ueberblid  über  bie  in  ben  ameritant* 
f$en  Clearing'&oufes  ©errechneten  Soften.1) 


*)  ttufeerf)alb  ber  Sauten  ift  ber  ©ebraud)  bes  Bargelbe«  natur» 
gem&&  arö&er,  bod)  nid)t  allgu  bebeutenb;  benn  aud)  bie  StetaiHiften  erhalten 
nur  30%  in  bar,  fonft  CRjeds. 

*)  9fcad)  ben  ©ertöten  bes  Äonttolteur»  ber  UmlattfsinitteL  OergL 
aud)  £).  ©prague  im  Qutrterly  Journal  of  Economic*  1903/4.  6.  613:  The 
distribution  of  moncy. 
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9taot)ort 

SSmtt.  CEt«arings 
au&ex  9ten>  Qott 

in  aRUIiarben  $ 

1870 

27,8 

3)epreffion. 

1873 

35,5 

{Reger  (SejdjäftsDerfeljr. 

1874 

22,9 

Qepreffion  in  ber  3nbuftrie. 

1881 

48,6 

Erneuerung  bes  ©fenbaljnbaus. 

1885 

25,3 

Stantpanif. 

1890 

37,7 

Hu&belniung  ber  (S>efd)äfte. 

1894 

24,2 

2)epre|fion  infolge  b.  ftrije  x>.  1893. 

1896 

29,4 

22,0 

1897 

31,3 

22,8 

) 

1898 

39,9 

26,1 

>  SRücffebr  bes  Vertrauens. 

1899 

57,4 

31,5 

1900 

52,0 

32,6 

w 

1901 

77,0 

37,8 

Kulmination  oon  inbuftr.  <5rflnbg. 

1902 
1903 

74,5 
70,8 

41,2 
43,2 

1  fflücfgang. 

Die  Xabetle  gibt  uns  ein  SBilb  oon  ber  ftfirferen  ober  ge« 
ringeren  SntenfitSt  in  ber  Slusnutpmg  rutjenber  Sanfgut^aben 
für  ben  3<#ungsoerfet)r,  entfpredjenb  bem  ©ange  ber  Aonjunftur. 
Bon  geringerer  Sebeutung  tft  tyier  für  unfere  3we<fe  bie  erfte 
ftolonne,  toeil  t)ier  bie  riefigen  Differenzen  ber  einzelnen  3<rf)tcn 
3um  großen  $eil  auf  ftoften  ber  9teu>  Dörfer  Sörfenoperationen 
lommen,  bie  barin  enthalten  finb. 

SBie  bie  (guthaben  (elbft  föwanfen,  geigt  ein  »lief  auf  bie 
fiinien,  roe(d)e  in  ber  Qfigur  6.00*)  bie  Depofiten  (lndividual  deposits) 
unb  bie  Sorf pfiffe  (Loans)  ber  SRattonalbanfen  barf teilen.  Die 
Setoegungen  entfpredjen  im  ganjen  benen  ber  obigen  (Hearings. 

Das  julefct  9lusgeffit)rte  bebarf  jebod)  einer  Ginfdjr&nfung. 
(£s  gilt  in  bem  SWa&e  nur,  u>enn  es  fid)  um  ben  Saifon&ebarf 
an  Umlaufsmitteln  tyanbelt.  3n  3<iten  bes  allgemeinen  3ufammen» 
brud)s  tann  bagegen  ber  Q^ef  bie  SBanfnote  ntd)t  in  bem  SJta&e 
erfefcen;   benn  befannttid)  fliegen  in  folgen  3*ü*n  bie  Depojtten 


•)  XeÜ  II. 
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ber  Saufen  ganj  bebeutenb  ab,  unb  3toar  in  toeit  größerem  Um* 
fange,  als  SRoten  prfifentiert  werben.  3)emnad)  muß  alfo  in 
ärifenaeiten  bie  Unterlegenljeit  bes  SRationalbanfjgftems  gegenüber 
einer  3entralbanf  am  beutlidjften  ju  Jage  treten.  3)ie  National* 
banfen  befinben  fid)  in  Jollen  3*iten  in  ber  unangenehmen  Sage, 
baß  tynen  bie  3)epofiten  3um  großen  Seil  entzogen  werben,  unb 
baß  fie  tyren  Notenumlauf  trofc  bringenben  Sebfirfniffes  nity 
oermetyren  fönnen. 

3m  SJeumßtfein  biefer  ©d)toäd)e  tjaben  bie  oerföiebenen 
$leartng*©oufe*93ereinigungen,  an  ber  ©pifce  bie  Neto  $orf  (Hearing* 
$oufe*3lffo3iation,  bie  SBeftimmung  getroffen,  baß  in  ftrifenjeiten 
bie  3af)lungen  ber  SBanfen  untereinanber  burd)  fogenannte  (Hearing' 
£oufe*3ertififatc,  b.  I).  oom  eiearing*$oufe  ausgegebene  Steine, 
beglichen  werben;  eine  SRaßregel,  bie  stoar  oon  einiger  Sebeutung 
ift,  aber  bie  Sd)toäd)e  bes  ganjen  ©tjftems  nid)t  3U  befettigen  oermag. 

Slm  wirfungsoollften  erweift  fid)  bie  lätigfeit  biefer  8er* 
einigungen,  wenn  es  fid)  barum  tjanbett,  einer  ober  ber  anbern 
Sanf,  bie  burd)  fd)led)te  Seitung  ober  fonftwte  in  bie  Atemme 
geraten  ift,  toieber  l)eraus3ul)elfen.  3n  biefer  £inftd)t  fyxbtn  fie 
fd^on  t)Sufig  fegensretd)  gewirft,  inbem  fie  mand)  eine  SJänf  cor 
bem  3ufammenbrud)  bewahrten  unb  baburd)  Ijftufig  einen  eoentuell 
größeren  flraci)  oerljfiteten.  3>od)  ift  bies  nur  oon  untergeorbneter 
Sebeutung.  3n  3eiten  bes  allgemeinen  3ufammenbruci)s  fehlte 
in  ben  Bereinigten  Staaten  immer  bie  $tlfe,  bie  in  anberen 
ßfinbern  eine  gut  geleitete  3wtralbant  bietet 

Sin  weiterer  Mangel  bes  Nationalbanfgefetjes  ift  bie  Art  unb 
9Beife,  in  welker  bas  galten  ber  Weferoen  geregelt  ift  3He 
Bereinigten  (Staaten  finb  bas  einsige  ßanb,  in  bem  ben  Saufen 
eine  beftimmte  {Referoe  gegenüber  ben  Deponiten  oorgefd)riefen 
ift.  9ln  fid)  ift  eine  fold)c  S3orfd)rift  nur  ansuerfennen,  wenigfiens, 
was  bie  tägltd)  ffilligen  3)epofiten  anbelangt,  bie  aber  ben  weitaus 
größten  Seil  berfelben  ausmalen,  nod)  baju  in  einem  ßanbe, 
wo  bie  Saufen  nid)t  in  ber  ßage  finb,  im  Notfälle  il)re  9Bed)fel  bei 
einer  3*ntralbanf  3U  rebisfontieren,  töte  es  in  ber  Union  ber  3fall  ift. 

SBenn  aber  bas  SRationalbanfgefetj  beftimmt,  baß  bie  Hinb- 
licken Sanfen  einen  Seil  it)rer  SReJeroen  bei  einer  Sauf  ber  Weferoe» 
ftäbte,  unb  biefe  toieber  bie  ©älfte  tyrer  JReferoen  bei  Sanfen  ber 
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3entral*9leferoeftfibte  beponieren  bürfen,  fo  wirb  baburd)  ein 
3ufammenftrömen  ber  (Selber  an  toenigen  fünften  begünftigt, 
tooraus  ungefunbe  Sertyiltnlffe  entftetyen.  3>as  ganse  9?eferoe» 
Aftern  ftellt  zwar  eine  getoiffe  SBerbinbung  unter  ben  Saufen  f)er 
unb  fiebert  ben  Saufen  ber  brei  3*ntraMReferi)eftfibte  eine  füfyrcnbe 
Stellung  auf  bem  ©elbmarft,  toas  für  ben  3<**)fongsoerfefyr  oon 
groger  Sebeutung  ift,  bringt  aber  gleichseitig  biefe  SBanfen  in 
eine  fdpoierige  Sage,  aus  ber  fid)  getoiffe  Uebelftänbe  ergeben. 

3unäd)ft  fann  als  toirflid)e  Keferoe  für  ben  3fall  einer 
ftrife  natürlid)  nur  ber  leil  ber  Selber  in  8etrad)t  fommen,  ben 
bie  Sanfen  felbft  galten,  ba  bie  anberen  Sanfen  bie  bei  itpten 
beponierten  Betröge  urieber  ausleihen. 

3n  3«iten  oon  ©etbflüffigteit,  toenn  bie  country  banks 
bofpim  ifyre  gonbe  nid)t  oenoerten  tonnen,  beponieren  fie  biefelben 
bei  anberen  Sanfen  in  ber  tynen  oom  ©efefc  gematteten  SBeife, 
gegen  eine  meiftens  2  %  StaQinfung.  So  ftrömen  nun  alle  über« 
fldffigen  (Selber  in  9teu>  $orf  jufammen. 

SBir  betrauten  ber  ©infadfteit  u>egen  nur  ben  SReto  Dörfer 
©elbmarft ;  benn  biefe  Stabt  bilbet  bas  ginanagentrum  bes  Sanbes, 
unb  toas  oon  ttjr  gilt,  gilt  aud>,  wenn  aud)  nur  in  toett  gerin* 
gerem  2Rage,  oon  ben  beiben  anberen  central  reserve  cities, 
CEE)ifago  unb  @t.  ßouis.  —  Da  nun  bie  9leto  Dörfer  Saniert  felbft 
biefe  Sanfbepofiten  oerjlnfen,  finb  fie  natürlid)  genötigt,  fie  toieber 
ausjuletyen,  um  nid)t  Serlufte  ju  erleiben.  Da  aber  bie  Se« 
bürfniffe  bes  ^anbete  unb  ber  Snbuftrie  in  folgen  3*iten  natur* 
gemäfo  gering  unb  balb  befriebigt  finb,  fo  finb  tyre  einigen  81b« 
neunter  bie  Spetulanten.  3n  i^re  ftets  geöffneten  Arme  fliegen 
nun  bie  ganjen  ©eiber  ab,  inbent  fie  geu>öl)nlid>  als  @id>erl)eit 
oon  tynen  getyanbelte,  an  ber  Sörfe  eingetragene  Wertpapiere 
geben.  3ur  Berfd)8rfung  ber  Ser^filtniffe  tommt  no$  f)inju, 
bafe  aud)  bie  Xruftgefellfd^aften,  bie  im  fpäteren  3U  befpredjen 
fein  roerben,  faft  ifjre  fdmtlidjen  Sarmittel  bei  ben  National* 
banfen  beponieren,  u>enn  bie  ©elbfAfc*  niebrig  finb.  9lenbern  fid) 
nun  bie  Serijfiltniffe,  unb  tritt  ©elbmangel  ein,  bies  ift  getoö^n* 
tief)  ber  ftfall,  wenn  bie  großen  (Ernten  su  bewegen  finb,  fo  brausen 
bie  country  banks  t^re  ©eiber  unb  3ie^en  fie  gurfld.  3nfolgebeffen 
fteigen  natürlid)  bie  ©elbfätie  in  9teu>  $orf,  bie  Iruftgefellfdjaften 


—    38    — 

finben  es  rentabler,  it>rc  ftonbs  fclbft  audgulei^en  unb  stehen  fie  eben« 
falls  gurfld.  9hm  beginnt  bie  fdjwierige  Sage  ber  9lationaIbait(eit 
3ft  bie  ©elbnot  ntd)t  allgemein,  fonbern  brauet  etwa  nur  eine 
ober  bie  anbere  Sanf  Selb,  fo  braucht  fie  nur  tf)re  3)artel)n  an 
bie  Spefulanten  einjurufen.  $at  ber  betreffenbe  SRafter  —  biefe 
finb  es  gewötynlid)  —  feine  Barmittel  3ur  Verfügung,  was 
meistens  ber  3fall  iftf  fo  (ombarbiert  er  bie  hinterlegten  Rapiere 
einfad)  bei  einer  anberen  Sanf  unb  tafyt  bas  Startern  jurfld. 
Sraudjen  jebod)  alle  Sanfen  ©elb,  fo  iff  bies  unmöglich  9hm 
fönnten  ja,  wenn  bie  SJtafler  bas  gefünbigte  Startern  nid>t  jaulen 
tonnen,  bie  Sanfen  bie  bei  tynen  hinterlegten  Rapiere  oerfaufeu, 
um  3U  ifyrem  ©clbc  ju  tommen.  3)od)  es  ift  Aar,  was  folgen 
würbe,  toenn  fie  bies  töten.  Sie  ßurfe  würben  infolge  bes 
grofoen  Angebots  gewattig  fallen;  gleichzeitig  würben  fie  bie 
SKafler,  bie  in  3*tten  oon  ©elbfülle  ttjre  beften  3freunbe  ftnb,  ju 
©runbe  rieten.  Ss  bleibt  alfo  ben  Santen  nichts  anberes  übrig, 
als  ifyre  $ar(ef)n  an  ßaufleute  unb  3nbuftrielle  3U  oerfütjen,  um 
it)re  Sßofition  3U  ftfirfen.  ©s  fyaben  alfo  gerabe  bie  3uerft  ju 
leiben,  als  beren  Seiftanb  bod)  bie  Santen  in  erfter  Statte  fun- 
gieren follen.1) 

Unb  nun  ergeben  fid)  bie  SRufe  an  bas  Sdjatjamt  um  öitfe. 
3n  erfter  Sinie  jammern  bie  Spefulanten;  fie  fdjtmpfen  über  bie 
9luffpeid)erung  ber  ©eiber  im  Sdjatjamt,  wätyrenb  bas  ©eföäft 
9tot  leibe,  verlangen  bie  9lbfd>affung  bes  ©djatjamtes  unb  lieber* 
tragung  ber  ganzen  ©eiber  in  bie  Saufen,  £filt  ber  ©djatj* 
meifter  bie  9lot  ber  Saufen  für  eine  wirflid)  ernfte,  fo  unterftü%t 
er  fie  gewöfyntid)  baburd),  bafe  er  itynen  geftattet,  an  Stelle  ber 
oon  ifynen  3iir  3)ecfung  uon  JRegierungsgelbem  beponierten  Wn* 
leiten  ber  Union  (Staats*  unb  3)lunigipalobtigationen  3U  hinter* 
legen,  unter  ber  Sebingung,  ba)b  bie  baburd)  frei  geworbenen 
United  States  Bonds  3ur  Ausgabe  oon  SRoten  oertoenbet  werben; 
3.  93.  würben  unter  biefer  Sebingung  00m  1.  Sluguft  1905  als 
Dccfung  für  bereits  beftet)enbe  SRegierungsbepofiten  aud)  Philippinen* 
unb  9Jtonüa*Sonbs  im  Setrage  oon  $  13l/2  Millionen  sugeiaffen. 


])  Sergt.  Annais  of  the  Political  Acadamy,  1902.     S.  483. 
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SBenn  biete  Söta&regel  tootjl  and)  einige  Erleichterung  föafft, 
fo  fann  {ie  bod)  unmöglich  eine  toefcntlidje  Sefferung  ber  beftefyenbeu 
Sertyiltniffe  erreichen.  3)as  ©leiere  gilt  uon  bem  Ijäufig  gemalten 
Sorfölag»  3U  verlangen,  bafo  jebe  Sani  ifyre  iReferoen  felbft  3U 
galten  fyabe,  unb  3U  verbieten,  bog  eine  SBant  bas  3)epofitum  einer 
anberen  oerjinfe.  @s  würbe  bann  tuot)l  bie  ßongeftton  ber  über* 
flüffigen  (Selber  in  SReto  $orf  oerringert  werben,  es  würbe  jebod) 
gleichseitig  bie  Öerbinbung  ber  einjelnen  SDlfirfte  eine  weit  locferere 
coerben.  9tie  werben  bie  SertyHtniffe  benen  ber  ßänber  gleich« 
fommen,  wo  eine  3*ntralbanl  bie  3fül)rung  auf  bem  SWarfte  be* 
filjt,  beren  @efd)8ftsbetrieb  nid)t  allein  nad)  egoiftiföen,  fonbern 
in  erfter  flinie  nai)  gemeinnüfcigen  SRotioen  geföietyt,  unb  wo  bie 
Saufen  im  Slotfalle  itpe  äBedtfel  rebietontieren  lönnen. 

3um  Sd)luJ3  biefes  9(bfd)nittes  fet  nod)  auf  einen  Uebelftanb 
tyngwiefen,  ber  eine  golge  ber  oben  gefdjllberten  Ser^Sltniffe  ift, 
nfimlid)  bie  Ungleichheit  ber  3ins[ät}e  an  ben  einjelnen  fünften 
bes  Sanbes.  9luf  bie  3ufammenbrftngung  bes  ftonbe  an  wenigen 
SRfirften  unb  bie  Unelaftijitfit  bes  Notenumlaufs  ift  es  aurücf» 
Suffl^ren,  ba%  3.  93.  im  Sommer  1904  t&glid)  ©elb  in  9tew  £)orf 
Setttaeilig  unter  1  °/0  ftanb,  wäljrenb  im  Sfiben  unb  SBeften  jur 
gleiten  3^t  4—5  %  bejaht  würben.  3)od)  fei  nochmals  erwähnt, 
ba&  gerabe  in  biefen  ©egenben  bas  ©epofitenwefen  nod)  ju  wenig 
entwicfelt  Ift,  um  ben  unetaftifdpn  Notenumlauf  bis  ju  einem 
gewiffen  ©rabe  ju  erfetßn. 


3irt>alt  6er  ^fer  itid)t  311m  Zbbtüd  fommcn6eit  (Celle  6er 

Differtotion. 


$er  folgenbe  ttbf$nitt  fjanbelt  über  ba»  amerifaniftfee  &d)a%amL 
34  gebe  gunSdjft  eine  tutjc  <&efd)id)te  besfelben  unb  eine  SDarfteHung  feiner 
Aufgaben,  betraute  bann  im  befonberen  bie  ffrage,  tmoieroeit  es  imftanbe 
ift,  eine  3entralbanl  au  erfefeen. 

3>er  lefete  9lbfd)nitt  bes  elften  5teib  tjanbelt  über  bie  (Entwidmung 
ber  SRationatbanten  unb  tt)ren  <&ef$&ft9betrtebf  ber  an  ber  &anb 
eines  Wusroeifes  erörtert  rotrb. 

SDer  3  weite  5t eil  befjanbelt  bie  ©taatenbanten. 

3m  erften  ttbfdmitt  werben  bie  <&efefee  ber  Cingelftaaten  be« 
trad)tet,   im   groeiten   bie  (EntroidMung   ber  (Staat  enbanten   feit   bem 

Sfnfrafttreten  bes  ftationalbantgefefees,  insbefonbere  tt)re  äonturrena  mit  ben 

9tationalbanten. 

©erbrüte  Seil,  bie  Sruftgefellfd)aften,  gibt  im  erften  «bf^nitt 
eine  $arftet(ung  ber&unttionen  ber  Sruftgefedfc&aften,  im  groeUen  »erben 
bie  ©efefce  ber  Sin^elftaaten  begfigl.  ber  2ruftgefeIIfd)aften  be^anbeU 
unb  im  britten  ü)re  (gntroi&Mung  unb  i&r  <&efd)dftsbetrieb. 

SDer  vierte  5£ei(  fjanbelt  oon  ben  $rir>atbantterft  unb  ben  von 
itjnen  befonber*  betriebenen  <&efd)aften. 

3>ie  Arbeit  [abliefet  bann  mit  einem  bürgen  Ue&erblid*  Aber  bas 
ameritantfd)e  Qantoefen. 
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£ebeit$l<mf. 


3cty  tourbe  am  5.  Sfawember  1879  gu  3fiffal)n,  einem  fleinen 
Orte  in  ber  ^rooins  $ofenf  im  ftreife  3füef)ne,  geboren.  SRein 
Sater  tyatte  bafelbft  ein  Heines  Gut.  Sr  oerfaufte  bies  im 
3af)re  1891  unb  30g  nad)  Berlin,  uerlieg  bte  @tabt  jebod)  bereits 
nad>  brei  Sauren  urieber,  ba  bie  Sefytfudjt  nad)  bem  ßanbleben 
ju  mächtig  in  it)m  ettoad)te.  Sr  laufte  fid)  toieber  ein  ©ut  in 
ber  9Wf)e  meines  ©eburtsortes,  töo  er  $eute  lebt.  3d)  blieb  in 
Berlin  unb  befudjte  t)icr  bas  ©tpnnafium  jum  ©rauen  Alofter,  bas 
id)  Oftern  1901  mit  bem  3eugnis  ber  Steife  verliefe.  3d)  Ijatte 
bie  9lbfld)t,  Schiffbau  ju  ftubieren,  war  aud)  ein  falbes  3at)r  in 
einer  Berliner  3Rafci)inenfabril  unb  einige  SRonate  auf  ber  #am» 
burger  SBerft  „Biotin  &  SBofj"  praftifd)  tätig  unb  ftubierte  aud) 
brei  @emefter  an  ber  2ed)nifd)en  $od)fd)ute  ju  (Efyarlottenburg. 
Dann  gab  id)  jebod)  biefes  @tubium  auf  unb  toibmete  mid)  ben 
Staatsurfffenföaften,  mit  bereu  fragen  id)  mid)  fdjon  längere 
3eit  gern  beföSftigt  fyattt.  9Bas  mid)  cor  allem  ju  biefem  Schritt 
betoog,  untren  bte  <5d)tüierigteiten,  mit  benen  id)  beim  anfertigen 
ber  3ci$nungen  gu  ISmpfen  tyatte. 

Seit  Oftern  1903  ftubierte  id)  nun  an  ber  Berliner  Uni* 
oerfitSt  Stationalötonomie.  SRein  Spegialgebiet  ift  bas  ©elb«  unb 
Bantoefen,  aus  bem  id)  aud)  bas  3$ema  gu  meiner  uorliegenben 
Arbeit  uritylte.  3d>  työrte  Borlefungen  bei  ben  fterren  ^rofefforen 
Dr.  Sdjmoller,  Dr.  SBagner,  Dr.  Sering,  Dr.  0.  $>aller  Dr.  3<*ftrotD, 
Dr.  3al>nf  Dr.  £elfferid)f  Dr.  2Beberf  Dr.  t>.  Bortfieurfca,  Dr.  Soecfy, 
Dr.  Bem^arbt,  Dr.  gJaulfen,  Dr.  Slmmel,  Dr.  ßaffon,  Dr.  Delbrflcf, 
Dr.  $in|e;  femer  bei  ben  Ferren  Dr.  2>abe,  Dr.  Sberftabt, 
Dr.  Strucf  it  a. 
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3d)  toar  toieberfyott  9Ritglieb  bes  ©eminars  oon  §errn 
$rof.  Dr.  ©djmotter,  too  id)  meine  Qiffertation  anfertigte  unb  aud) 
311m  3Teü  oortrug.  Qfür  bie  ftörberung  berfelben  bin  id>  &errn 
$rof.  Dr.  Sdjmotter  311m  größten  3)anfe  oerpflid)tet  3<f>  be> 
fudjte  femer  bie  Seminare  ber  fterren  ißrof.  Dr.  SBernljarb,  ^Jrof. 
Dr.  3oftroto  unb  Sßrof.  Dr.  ©ertng. 

Die  meifte  ßiteratur  311  meiner  Qlrbeit  fanb  id)  in  ber 
Sibliottjef  ber  Slelteften  ber  ftaufmannfd)aft  oon  SJerlin,  bereit 
Material  mir  ber  Sibliotipfar  $err  Dr.  Steige  freunblidrft  jur 
Verfügung  fteUte. 

3u  befonberem  Sanfe  bin  id)  fd^iefclid)  bem  «fliftenten 
oon  §errn  ^Jrof.  Dr.  ©djmotter,  £>errn  Dr.  ©pietljoff,  oerpflid)tet, 
ber  mir  mannen  9tat  erteilte  unb  mid)  an  jatylreidje  $erfön(id>* 
feiten  aus  ben  ^Berliner  Sanffreifen  empfahl,  too  id)  (Srfunbigungeti 
eingießen  tonnte. 
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Meiner  Mutter 


Vorwort 


as  Gelingen  dieser  Arbeit  verdanke  ich  vor  allem 
dem  Umstände,  daß  ich  sie  nicht  einseitig  rein  theo- 
retisch behandelt,  sondern  darin  das  praktische  Leben 
in  weitem  Umfange  berücksichtigt  habe.  Die  Anregung  zu 
dieser  praktischen  Bearbeitung  des  Themas  gab  mir  Herr 
Prof.  Dr.  Fehr,  Jena,  welcher  mir  stets  bereitwilligst  mit  Rat 
und  Tat  zur  Seite  stand,  und  welchem  ich  daher  zu  aufrich- 
tigstem Danke  verpflichtet  bin. 

Außerdem  sage  ich  an  dieser  Stelle  allen  denen,  die  mir 
in  liebenswürdigster  Weise  mündlich  oder  schriftlich  einen 
Einblick  in  die  Stahlkammerpraxis  gewährten,  meinen  herz- 
lichsten Dank,  insbesondere  den  Stahlkammerbeamten  der 
Hamburger  Großbanken,  der  Thüringischen  Landesbank  in 
Weimar  und  der  ausländischen  Banken,  ferner  dem  Ober- 
inspektor des  Hamburger  Gerichtsvollzieheramtes  und  dem 
Beamten  des  Hamburger  Nachlaßgerichts,  schließlich  auch  dem 
Chef  der  Stahlkammerbaufirma  S.  J.  Arnheim  in  Hamburg, 
welcher  mir  das  neueste  Material  für  die  sachgemäße  Schil- 
derung einer  modernen  Stahlkammeranlage  zur  Verfügung 
stellte. 
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Einleitung 


Das  Streben  der  Menschen  nach  sicherer  Aufbewahrung 
von  Wertsachen  in  Verbindung  mit  einer  hochentwickelten 
modernen  Technik  hat  ein  den  heutigen  Verkehrsbedürfnissen 
angepaßtes  Rechtsinstitut  geschaffen,  das  sich  schnell  die 
Stellung  eines  wichtigen  unentbehrlichen  Geschäftszweiges 
unserer  Banken  erworben  hat:  den  sog.  Stahlkammerfach- 
vertrag, wonach  die  Baftken  ihren  Kunden  Schrankfächer  in 
einer  Stahlkammer  gegen  ein  bestimmtes  Entgelt  zur  sicheren 
Unterbringung  von  Wertgegenständen  zur  Verfügung  stellen. 

Die  vielen  sich  an  diesen  Vertrag  knüpfenden  Rechtsfragen 
sind  in  der  juristischen  Literatur  bis  jetzt  noch  sehr  bestritten, 
es  ist  daher  notwendig,  zur  Klärung  der  für  die  Praxis  wich- 
tigen Rechtsmaterie  beizutragen. 


1.  Abschnitt 

Allgemeines 
s  i 

Geschichte  des  Vertrags 

Ein  dem  heutigen  Stahlkammerfachvertrag  ähnliches  Geschäft 
hat  schon  im  alten  Rom  bestanden1.  Es  hatten  dort  nämlich 
Lagerhäuser  (horrea)1  eine  große  Bedeutung  erlangt.  Diese 
horrea  —  der  Verwalter  hieß  horrearius  —  dienten  haupt- 
sächlich zur  Aufbewahrung  von  Getreide  usw.,  nebenbei  aber 
auch   zur  sicheren  Unterbringung  von  Wertsachen.     Paulus9 


1  Zuerst  darauf  hingewiesen  zu  haben  scheint  Valery,  27,  418  ff. 
u.  S.  370  (Kritik  über  Schatz). 

2  vgl.  Th6denat  S.  270. 

3  1.  3  S  2  D  de  off.  praef.  vig.  1, 15  und  Huelsen  S.  225  ff. 

2* 
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berichtet  z.  B.  darüber:  „Effracturae  fiunt  plerumque  in  insulis 
in  horreisque,  ubi  homines  pretiosissimam  partem  fortunarum 
suarum  reponunt,  cum  vel  cella  effringitur  vel  armarium 
vel  arca". 

Dieser  Lagerhausvertrag  hatte  die  rechtliche  Natur  der 
Sachmiete  (locatio  conductio  rei)*  mit  der  besonderen  Ueber- 
nahme  einer  custodia-Pflicht  als  Nebenabrede5. 

Seltsam  muß  es  erscheinen,  daß  wir  erst  in  jüngster  Zeit 
einen  Einblick  in  diesen  Vertrag  erhalten  haben,  und  Mitteis* 
hat  nicht  ganz  Unrecht,  wenn  er  sagt,  von  Panzerkammern 
sei  kaum  mehr  als  der  Name  erhalten.  Denn  die  Einzelheiten, 
die  wir  über  das  Institut  wissen,  Verdanken  wir  einer  im 
Jahre  1885  vor  der  porta  Salaria  aufgefundenen  Marmortafel7, 
deren  Inschrift,  als  »lex  horreorum"  veröffentlicht,  in  der  Form, 
die  ihr  Bruns  gegeben,  mancherlei  Aehnlichkeit  mit  den  »Be- 
stimmungen0 unserer  Banken  hat,  insbesondere  Bestimmungen 
über  das  Kündigungsrecht  des  Mieters,  über  das  Verbot  der 
Aftermiete  und  über  das  Pfandrecht  des  horrearius  enthalt. 
Allerdings  besteht,  wie  erwähnt,  der  Unterschied,  daß  die 
„lex  horreorum"  vor  allem  für  die  Aufbewahrung  von  Ge- 
treide usw.  galt  und  nur  nebenbei  auf  die  sichere  Unter- 
bringung von  Wertsachen  Anwendung  fand. 


4  1.  55  pr.  D.  loc.  conducti  19, 12;  I.  60  SS  6  u.  9  D  eod;  L  32  $  4  D 
de  auro  arg.  34,  2:  ...  „quod  in  domo  vel  intra  horreum  usibus  ein* 
fuit";  1.  3  D  in  quib.  caus.  20,  2,  Ulpianus :  „Si  horreum  fuit  conductum 
vel  devorsorium  vel  arca,  tacitam  conventionem  de  invectis  illatis  eriam 
in  bis  locum  habere  putat  Neratius:  quod  verius  est";  1.  4  C  de  loc  er 
conduct.  4, 65 ;  vgl.  ferner  1. 15,  $  12  D  de  re  iudicata  et  de  eff.  sent.  et 
de  interloc.  42,1;  1.  52  $  9  D  de  legatis  III  u.  1.  53,  84  eod.1;  1.  »  C  d? 
act.  pign.  4,24;  vgl.  ferner:  Kubier  S.  77  Anm.  1 :  „Sollte  nicht  loricaei 
ein  diebs-  und  feuersicheres  Gewölbe  bezeichnen?";  Leven  S.  ^?4T , 
Valery  27,419;  Dorn  S.  14;  Jacoby  S.  5  ff. 

5  1.  55  pr.  D.  loc.  cond.  19,  2,  Paulus :  „Dominus  horreorum  effracr  = 
et  compilatis  horreis  non  tenetur,  nisi  custodiam  eorum  recepic"  . 

6  S.  199  ff. 

7  Bruns,   S.  270  ff.  und  S.  422,   Valery's   (27,  418  ff.)    Grund  La^t 
bildend. 
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Wann  die  „lex  horreorum*  entstanden  ist,  ist  nicht  genau 
festzustellen;  während  Gatti8  sie  der  Regierung  Hadrians 
zuschreibt,  hält  Mommsen9  eher  Nerva  für  in  Betracht  kommend. 

Unser    moderner     Stahlkammerfachvertrag    stammt     aus 

Amerika10.  Im  April  1861  wurde  in  New- York  die  Safe  Deposit 

Company  als  „the  only  incorporated  Institution  of  its  kind  in 

the   worldtf  gegründet11.     Im   Jahre    1872    wurde    als    erstes 

englisches    Institut    die    National    Safe   Deposit   Company   in 

London  eröffnet191,   während  der  Credit  Lyonnais,   Paris,   erst 

seit  1883  Schrankfächer  vermietet13.  Im  Jahre  1886  eröffnete 

dann  die  Vereinsbank  in  Hamburg  als  erste  in  Deutschland14 

ein  Granitgewölbe,  nachdem  sie  1885  einen  Prokuristen  und 

einen   Kunstschlosser  nach   England   und   Dänemark  gesandt 

hatte,  um  an  Ort  und  Stelle  die  verschiedenen  Systeme15  zu 

studieren.      Die    Bank    entschloß    sich    zur    Einführung    des 

dänischen  Systems,  das  von  den  Hamburger  Banken  und  vielen 

Banken  im  übrigen  Deutschland  nachgeahmt  wurde.    Im  Jahre 

1902  ersetzte  die  Vereinsbank  das  Granitgewölbe  durch  eine 

Stahlkammer,  und  noch  immer  steht  diese  Bank  mit  ca.  3600 

vermieteten  Fächern  an  der  Spitze  der  Hamburger  Banken16. 

Der  Stahlkammerfachvertrag  erfüllt  seinen  wirtschaftlichen 
Zweck  mit  großem  Erfolg  und  hat  schnell  Verbreitung  gefunden, 
sodaß  jetzt  wohl  kaum  noch  eine  Stadt  in  Deutschland  ohne 


8  Bull.  Arch.  comun.  1885  S.  110  ff.,  zit.  bei  Bruns,  S.  270,  A.  3. 

9  Bruns,  Anm.  4  zu  S.  270. 

10  Valery,  27,  409;  Schatz  S.  16  ff.;  nicht  aus  England,  wie  Düringer 
B.-A.  S.  65  und  Wettstein  S.  21  annehmen. 

1 1  Prospekt,  Brief  v.  10. 2. 1909. 

12  Prospekt,  Brief  v.  3.  2.  1909. 

13  Brief  v.  2.2.1909. 

14  Die  Deutsche  Bank  Filiale  Hamburg  folgte  im  August  1888 
(Brief  der  Bank  v.  19. 1. 1909),  während  die  übrigen  Hamburger  Banken 
im  Laufe  der  neunziger  Jahre  mit  dem  .Vermieten  von  Schrank- 
fächern* begannen  (Briefe  vom  18.  und  19. 1. 1909). 

15  Die  verschiedenen  Systeme  sind  lediglich  kleine  Unterschiede 
in  der  Art  des  Verschlusses  (Brief  v.  10. 3. 1909),  vgl.  die  „  Stahl  kämm  er- 
anlage". 

16  Brief  v.  18. 2. 1909. 
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Safeanlage  sein  wird.  Wie  gewaltig  diese  Entwicklung  ist, 
zeigt  eine  Statistik  über  den  Cr6dit  Lyonnais,  der  im  Jahre 
1884  400,  im  Jahre  1901  17  500  Mieter  aufwies  und  jetzt  et 
20000  Mieter  aufzuweisen  hat17.  Wie  ferner  die  Safeeinricb- 
tungen,  besonders  in  Berlin,  die  verschlossenen  Depots  der 
Reichsbank  gemindert  haben,  zeigt  Korn18  in  einer  Statistik, 
wonach  die  Reichsbank  Ende  1894  mit  7558  die  Höchstzahi 
für  verschlossene  Depots  erreichte,  und  nach  der  diese  Zahl 
bis  zum  Jahre  1904  auf  6912  gesunken  ist. 

Seit  einigen  Jahren  nehmen  sich  auch  die  Stadtgemeinden 
des  Stahlkammervertrages  an,  um  allen  Klassen  der  Bevöl- 
kerung Gelegenheit  zu  geben,  Wertsachen,  wie  Sparkassen- 
bücher, Versicherungspolicen,  Familienpapiere  usw.  in  Sicher- 
heit zu  bringen.  So  ist  z.  B.  den  preußischen  Sparkassen  die 
„Vermietung"  von  safes  durch  M.  E.  vom  3.  Juni  1905  grund- 
sätzlich gestattet iV. 


S  2 

Die  Stahlkammeranlage 

Es  ist  notwendig,  sich  ein  klares  Bild  von  der  technisches 
Vollkommenheit  einer  Stahlkammeranlage  zu  machen,  da  erst 
mit  der  genauen  daraus  hervorgehenden  Kenntnis  des  wirt- 
schaftlichen Zwecks  der  Weg  für  die  Auslegung  des  Stahl- 
kammerfachvertrags gebahnt  ist. 

Es  soll  darum  die  Einrichtung  einer  modernen  Stahlkammer 
in  möglichster  Kürze  geschildert  werden1. 


17  Valery  27,  412  Anm.  1;  Schatz  S.  7;  Obst,  Geld-,  B.  u.  B.  S.  :< 

18  Seite  18  ff. 

19  Kommunales  Jahrbuch,  S.  370. 

1  Vgl.  Bondi,  Sachs.  A.  Seite  9;   Brückner,  Recht  1902  und   M;c:: 
S.  12;  Cosack  H.-R.  S.  512;  Dorn  S.  1;   Düringer-Hachenburg,  :i.  Bc 
S.  495;   Exner  S.  12;    Hancke  S.  389;   Heinrici  S.  820  f.;  Jacoby  5 
Knab  S.  840  f.;  Korn  S.  22  f.;  Obst,  Kapital-A.  u.  W.  S.  78  f.;     Ran- 
hofer  S.  363;   Pa.  S.  144  f.;   Schatz  S.  5;   Schweyer  S.  20;    Valery,  . 
410  f.;  Vogel  S.  70  f.;  Wettstein  S.  21  f.;  Wilutzky  S.  294;  Wimmer  S  • 
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Man  legt  die  Stahlkammer1  zweckgemäß  in  das  Innere  des 
Bankgebäudes,  und  zwar  neben  Räume,  die  dem  inneren 
Geschäftsbetriebe  dienen,  nicht  an  Räume,  die  wenig  betreten 
oder  nur  vom  Unterpersonal  benutzt  werden;  ein  Angrenzen 
an  Nachbarhäuser  und  an  die  Straßenfront  ist  zu  vermeiden. 
Aus  bautechnischen  Gründen  und  wegen  Raumersparnis  liegen 
die  meisten  Stahlkammern  im  Keller. 

Die  Grundmauern  des  Tresors  gehen  bis  auf  das  Niveau 
des  Grundwassers,  wobei  das  Fundament  aus  Beton  und  einer 
komplizierten  Eisenkonstruktion  besteht.  Der  Fußboden  wird 
aus  einer  starken  Betonschicht  und  einem  Belag  von  mehr- 
fachem Klinkerpflaster  gebildet.  Zur  weiteren  Verstärkung 
dienen  Eisenplatten.  Die  Wände»  bis  zu  einem  Meter  stark, 
anfangs  aus  Granit  hergestellt,  bestehen  jetzt  aus  Klinkern  in 
Zement,  verstärkt  durch  gedrehte  Eisenstäbe,  Stahlschienen  usw. 
Besonders  Eisenbahnschienen  kommen  jetzt  zur  Verwendung, 
die,  dicht  nebeneinander  geschraubt,  mit  der  flachen  Seite  die 
Armierung  in  der  Innenwand  der  fertigen  Stahlkammer  bilden. 
Die  Decke  ist  gleichfalls  mit  großem  Raffinement,  besonders 
gegen  Einsturzgefahr  durch  eiserne  Träger  usw.  gesichert. 

Den  Zugang  zu  dieser  Stahlkammer  bildet  eine  schwere, 
bis  zu  einem  halben  Meter  starke,  gepanzerte  Tür,  welche 
eventuellen  Angriffen  die  verschiedenartigsten  Widerstände 
entgegensetzen  können  muß.  Besonders  erwähnen  möchte 
ich  die  Füllung,  die  gegen  den  neuerdings  erfundenen  sog. 
„Schneidebrenner",  ein  Gemisch  von  Sauerstoff  und  Acetylen, 
das  mit  einer  Hitze  von  6500°  alles  zerstörte,  präpariert 
wurde9,  und  eine  Sicherung  gegen  das  Ausschneiden  des 
Schlosses  durch  den  Schneidebrenner,  die  erst  im  letzten 
Jahre  geschaffen   und  durch  welche   im  Augenblick   der  Ent- 


2  Außerdem  finden  sich  die  Ausdrücke  Tresor,  Sicherheitsgewölbe, 
Safeturm,  vgl  z.  B.  Vogel  S.  70.  Stahlkammer  ist  die  Verdeutschung 
von  safe  =  sicher,  französisch  coffre-fort.  Safe  bedeutet  ursprünglich 
einen  feuer-  und  diebessicheren  Geldschrank,  jetzt  hauptsächlich  das 
einzelne  Schrankfach. 

8  z.  B.  ist  die  Deutsche  Bank,  Berlin  schon  «gesichert  gegen  den 
Schneidebrenner*. 
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fernung  des  Schlosses  4  neue  Riegelwerke  an  den  4  Ecken 
der  Tür  durch  einen  höchst  einfachen  Mechanismus  entstehen4. 
Den  Verschluß  zu  der  Tür  hat  die  Bank,  meistens  haben  ihn 
mehrere  Beamten  gemeinsam.  Das  Schloß  ist  entweder  ein 
Kombinationsschloß,  d.  h.  nur  eine  bestimmte  lediglich  der 
Bank  bekannte  Kombination  von  Buchstaben  oder  Zahlen  kann 
die  Tür  öffnen,  oder  ein  sog.  Zeitschloß,  bei  dem  während 
einer  bestimmten  Zeit,  praktisch  bei  Geschäftsschluß,  ein 
Oeffnen  der  Tür,  selbst  bei  richtiger  Kombination,  überhaupt 
unmöglich  ist.  Neuerdings  werden  die  Türen  auch  mittels 
Elektrizität  geöffnet,  besonders  in  Amerika  und  England. 
Innerhalb  dieser  Tür  befindet  sich  stets  noch  eine  sog.  Tages- 
gittertür. 

In  solcher  nach  Ansicht  bewährter  Techniker  feuer-  und 
diebessicher  hergestellten  Stahlkammer  befinden  sich  schmiede- 
eiserne  Schränke,  die  entweder  fest  in  die  Wände  eingebaut 
sind,  häufig  aber  freistehen  und  dann  mit  dem  Boden  oder 
den  Wänden  irgendwie  verankert  sind.  In  diesen  Schränken 
befinden  sich  verschließbare  Fächer  verschiedener  Größe,  die 
den  Kunden  zur  sicheren  Unterbringung  von  Wertsachen  gegen 
ein  bestimmtes  Entgelt  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Zum  Verschluß  der  Schränke  ist  zweierlei  zu  unterscheiden. 
Bei   älteren  Konstruktionen5  wird    der   ganze  Schrank    durch 
eine   geldschrankartige  Tür   abgeschlossen,   zu  der  die  Bank 
den  Verschluß  hat,  während  die  Fächer  selbst  unter  dem   ein- 
fachen Verschluß  der  Kunden  stehen.     Dieses  System   findet 
sich  heute  nur  noch  in  ganz  kleinen  Bankbetrieben,  bei  denen 
ein  einziger   in  Fächer  eingeteilter  Schrank   die  ganze  Stahl- 
kammer  bildet.     In    den    modernen    Stahlkammern    fällt     die 
große  Tür  weg;   es  hat  lediglich   jedes  Fach   seine  Tür,    die 
durch  zwei,  manchmal,  für  Vermögensverwaltungen  usw..  wenn 
nur  mehrere  gemeinsam  verfügungsberechtigt  sein  sollen,  auch 
durch    drei    Schlösser   verschlossen    ist    und   nur    durch     ein 


4  Die  sog.  „Hydra",  angewandt  z.  B.  bei  der  Deutschen  Bank. 

5  Wettstein,  Seite  25. 
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Zusammenwirken  der  Bank  und  des  Fachinhabers  geöffnet 
werden  kann6.  Das  Zusammenwirken  von  Bank  und  Kunden 
ist  bei  den  verschiedenen  Systemen  verschieden.  In  Hamburg 
kann  z.  B.  die  Oeffnung  nur  von  beiden  zusammen  bewirkt 
werden,  „während  die  Schließung  beider  Schlösser  dadurch 
erfolgt,  daß  der  Mieter  sein  Schloß  allein  zuschließt7."  Oft 
kann  der  Kunde  auch  noch  ein  nur  von  ihm  verschlossenes 
Vorhängeschloß8  anbringen,  das  mittels  einer  sog.  Ueberfalle 
die  beiden  Fachschlösser  verdeckt,  sodaß  diese  erst  mit  der 
Entfernung  des  Vorhängeschlosses  freiliegen.  Im  Fache  be- 
findet sich  ein  Blechkasten  für  die  Aufnahme  der  Wertsachen, 
der  vom  Kunden  allein  verschlossen  werden  kann. 

Zur  Vornahme  der  für  einen  Stahlkammerbetrieb  not- 
wendigen Bureauarbeiten  dient  ein  vor  der  Stahlkammer 
liegender  Vorraum,  der  mit  einem  Schalter  zur  Abfertigung 
aller  ins  Tresor  kommenden  Personen  versehen  ist,  sodaß  ein 
Unberufener  nicht  in  die  Stahlkammer  kommen  kann.  In 
diesem  Vorraum,  je  nach  Ausdehnung  des  Betriebes  mit  mehr 
oder  weniger  Komfort  versehen,  befinden  sich  auch  die  sog. 
Kojen,  das  sind  von  innen  abschließbare  Räume,  worin  die 
Kunden  ungestört  an  ihren  Wertsachen  die  nötigen  Verwaltungs- 
handlungen, z.  B.  Abtrennen  von  Coupons,  vornehmen  können. 
Die  Kabinen  sind  zu  diesem  Zweck  mit  Kurszetteln,  einer 
Couponschere,  Schreibutensilien,  manchmal  sogar  mit  einem 
Telephon  ausgerüstet. 

Der  Preis  für  eine  erstklassige  Stahlkammeranlage  mit 
1200  safes  beträgt  ca.  80000  Mark. 


6  Frankreich  kennt  den  Mitverschluß  nicht;  nur  der  Kunde  hat 
den  meistens  in  einem  Kombinationsschloß  bestehenden  Verschluß; 
vgl.  Credit  Lyonnais,  Br.  v.  2.  2.  09. 

7  So  Norddeutsche  Bank  Abs.  11;  Deutsche  Bank  Nr.  4;  Vereins- 
bank Nr.  4.  Die  Nr.  bedeutet  die  Nr.  in  den  »Bestimmungen"  der 
Banken.  —  Dies  scheint  das  auf  S.  29  und  Anm.  15  erwähnte  „Dänische 
System*4  zu  sein. 

8  In  sämtlichen  „Bestimmmungen"  erwähnt. 
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Einbrüche  in  Stahlkammern  sind  so  gut  wie  garnicht  vor- 
gekommen9, selbst  nicht  an  den  Tresoren,  die  nach  dem  jetzigen 
Stande  der  Technik  nicht  mehr  einbruchsicher  sind.  Dies 
liegt  wohl  daran,  daß  der  indolente  Einbrecher  sich  lieber  ein 
bequemeres  Ziel  für  seine  „Arbeit"  aussucht,  als  daß  er  sich 
mit  Mühe  und  Not  in  eine  Stahlkammer  durcharbeitet  und 
dann  von  den  vielen  unter  mehrfachem  Verschluß  befindlichen 
Fächern  sich  gerade  eins  aussucht,  in  dem  die  Couponsscheine 
getrennt  von  den  in  einem  andern  Fache  befindlichen  Mänteln 
liegen.  Den  Kunden  aber  wird  es  stets  zu  empfehlen  sein, 
bei  der  Fachmiete  einem  großen  Bankinstitut,  das  durch 
größere  Barmittel  stets  in  der  Lage  ist,  technische  Neuerungen 
einzuführen,   den  Vorzug   vor  kleineren  Betrieben   zu  geben. 

Bei  dem  Erdbeben  in  San  Franzisko  sind  seiner  Zeit  fast 
alle  Banken  abgebrannt,  aber  sämtliche  Tresore  unversehrt 
geblieben.  Ebenso  haben  sich  die  Stahlkammern  bei  dem  verhee- 
renden Erdbeben  in  Sizilien  im  Dezember  1U08 glänzend  bewährt10. 

Die  größte  deutsche  Stahlkammeranlage  ist  die  der  Deutschen 
Bank  in  Berlin.  Sie  wird  aber  noch  bei  weitem  übertroffen 
durch  die  amerikanischen,  englischen  und  französischen  Tresor- 
anlagen. Die  Safe  Deposit  Company  of  New  York11  besitzt 
z.  B.  auf  einem  Areal  von  „10000  square  feet"  2  große  Stahl- 
kammern mit  26  Couponräumen,  außerdem  8  kleine  Stahl- 
kammern mit  je  1  Couponraum  für  je  1  „Mieter"  usw.  — 
Die  National  Safe  Deposit  Company,   London12,   besteht    aus 


9  Die  Safe  Deposit  Company  of  New  York  schreibt  z.  B.  in  ihrem 
Prospekt:  „it  has  never  had  a  loss  of  property  entmsted  to  its  care 
during  the  flfty  years  of  its  existence."  Ebenso  ist  in  den  Hamburger 
Banken  nach  Aussage  der  Beamten  noch  kein  Einbruch  vorgekommen. 

10  Die  sachgemäße  Schilderung  der  Stahl  kämme  ran  läge  verdanke 
ich  hauptsächlich  der  Freundlichkeit  des  Chefs  der  Firma  S.  J.  Arnbeim. 
Hamburg,  ferner  einem  Brief  der  Firma  v.  26.  1. 1909  und  einem  mir 
von  der  Firma  zur  Verfügung  gestellten  Briefe  eines  nach  Sizilien 
gesandten  Monteurs  vom  13.  Januar  1909,  nach  welchem  die  Stahl- 
kammern der  Banco  di  Sicilia  unversehrt  blieben. 

11  Prospekt,  Brief  vom  10.2.1909. 

12  Prospekt,  Brief  vom  3.  2. 1909;  vgl.  ferner  Pa.,  in  der  Encvcl 
Brit,  die  Schilderung  der  Anlage. 
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4  Stockwerken  mit  je  8  getrennten  Stahlkammern,  also  aus 
32  Stahlkammern  mit  zusammen  20000  safes.  Die  Anlage 
kostete  „nearly  a  quarter  of  a  million  Sterling",  also  5  Milli- 
onen Mark.  Ebenso  besitzt  der  Credit  Lyonnais,  Paris"  in 
einem  vierstöckigen  Aufbau  in  den  Kellerräumen  ca.  20000 
Schrankfächer.  —  Die  Sicherungsmaßregeln  solcher  Institute 
gehen  ins  Märchenhafte.14 

Nachdem  diese  Betrachtungen  klar  gezeigt  haben,  daß  der 
wirtschaftliche  Zweck  des  Stahlkammerfachvertrages  vor  allem 
in  der  gegen  äußere  Gefahren  geschützten  sicheren  Unter- 
bringung von  Wertgegenständen  liegt,  sollen  die  verschiedenen 
Rechtsfragen  erörtert  werden.  Vorher  aber  ist  noch  kurz  auf 
die  Verwendung  der  Stahlkammern  einzugehen  und  eine 
Literaturübersicht  vorauszuschicken. 

S  3 

Die  Verwendung  der  Stahlkammern 

Man  darf  nicht  glauben,  daß  in  der  «Vermietung*  von 
Schrankfächern  sich  die  Verwendung  der  Stahlkammern  er- 
schöpft. Neint  In  erster  Linie  sind  Stahlkammern  dazu 
errichtet  worden,  um  dem  Bankier  für  seine  eigenen  Vorräte, 
wie  Geld,  Wertpapiere,  Dokumente,  Geschäftsbücher  usw., 
eine  sichere  Stätte  zu  schaffen,  nachdem  der  Geldschrank, 
und  weiter  zurück,  die  eisenbeschlagene  Truhe  den  An- 
sprüchen nicht  mehr  genügten. 

Ferner  verwahrt  eine  Bank  heute  sämtliche  ihr  als  offene 
Depots  üdergebenen  Wertsachen  im  Tresor,  und  zwar  meistens 
in  dem  für  die  eigenen  Vorräte  bestimmten  Banktresor; 
denn  „die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns"  ist  nur  er- 
füllt, wenn  der  Verwahrer  die  ihm  in  Obhut  gegebenen 
Papiere  so  sicher  aufbewahrt,    wie   es    nach    dem  jeweiligen 


13  Obst,  Geld-  B.-  u.  B.  Seite  187. 

14  vgl.  z.  B.  „Leipziger  Neueste  Nachrichten11  Nr.  18,  18.  1. 1909; 
«Hamburger  Fremdenblatt*  Nr.  301,  23.  12.  1908:  „Die  National  City 
Bank  schützt  ihre  safes  durch  siedendes  Wasser" ;  Obst,  Geld-  B.-  u.  B. 
Seite  187  über  den  Credit  Lyonnais,  Paris. 
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Stande  der  Technik  möglich  ist.  Daher  sind  kleine  Bankiers, 
die  keine  Stahlkammer  haben,  gezwungen,  für  ihnen  von 
Kunden  übergebene  Depots  in  einer  fremden  Stahlkammer 
ein  Fach  zu  mieten,  was  in  der  Praxis  nicht  selten  ist.1 

Eine  weitere  Art  der  Verwendung  der  Stahlkammern  ist 
die  für  verschlossene  Depots,  das  sind  solche  Depots,  die 
der  Kunde  dem  Bankier  in  verschlossenen  Kuverts,  Kasten, 
Koffern  und  Kisten  übergibt.2  Auch  hier  haftet  die  Bank  für 
sichere  Aufbewahrung;  sie  ist  daher  verpflichtet,  sie  in  der 
Stahlkammer  aufzubewahren.  Während  kleinere  Banken  sie 
in  einer  besonderen  Abteilung  mit  in  den  Safestresor  unter- 
bringen,3  haben  die  größeren  Banken  eine  besondere  Stahl- 
kammer für  verschlossene  Depots  eingerichtet,  sodaO  eine 
moderne  Großbank  drei  Stahlkammern  hat,  einen  Banktresor, 
einen  Tresor  für  verschlossene  Depots  und  die  Stahlkammer 
zur  »Vermietung*  von  safes.4 

Literaturübersicht 

Ueber  den  Stahlkammerfachvertrag  sind  seit  der  verhält- 
nismäßig kurzen  Zeit  des  Bestehens  eine  beträchtliche  An- 
zahl von  juristischen  Streitfragen  entstanden,  die  eine  ge- 
waltige Literatur  zur  Folge  hatten. 

Alle  neueren  Lehrbücher  und  Kommentare  zum  Bürger- 
lichen Gesetzbuch,  zum  Handelsrecht  und  zur  Zivilprozeß- 
ordnung haben  sich  mit  diesem  neuen  Institut  beschäftigt. 
Ebenfalls  haben  in  den  verschiedensten  juristischen  Zeit- 
schriften viele  Streitfragen  eine  Erörterung  erfahren. 

An  größeren  Monographien  sind  zu  erwähnen  die  deutschen 
Dissertationen  von  Dorn,  1906,  Exner  und  Wimmer,  1907  und 


1  So  die  Deutsche  Bank  Filiale  Hamburg,  vgl.  Dorn  Seite  32  Anni.  .'. 

2  Diese  Art  der  Aufbewahrung  wird  besonders  von  der  Reichsbaok 
gepflegt. 

3  z.B.  der  „Wertkofferraum"  der  Thüringischen  Landesbank  Weimar. 

4  Zu   vergleichen    Nasse,   Lexis   Seite  333   und  Obst,   Depositen 
Seite  19  f. 


29 


Jacoby  1908.  Außerdem  ist  im  Jahre  1908  eine  Schrift  von 
Gumbel1  über  diesen  Gegenstand  erschienen. 

Von  ausländischen  Schriften  standen  mir  die  Schweizer  und 
Deutsches  Recht  behandelnde  Dissertation  von  Wettstein,  1903s, 
die  französischen  Dissertationen  von  Torquebiau  und  Schatz9 
1903,  sowie  die  ausführliche  Abhandlung  von  Valery4  1903, 
zur  Verfügung,  ferner  mehrere   französische  Entscheidungen. 

Trotz  der  umfangreichen  Literatur  handelt  es  sich  noch 
immer  um  eine  sehr  bestrittene  Materie.  Vielfach  sind  die 
widerstrebenden  Meinungen  durch  die  für  dieses  in  der  Praxis 
aufgewachsene  Institut  zu  theoretische  Behandlungsweise  ent- 
standen. Ich  will  deshalb  den  Versuch  machen,  bei  der 
Auslegung  der  einzelnen  Rechtsfragen,  so  oft  es  angebracht 
ist,  die  Bankpraxis  zu  berücksichtigen,  nachdem  ich  mit  der 
„Stahlkammeranlage"  den  Grundstein  für  meine  Unter- 
suchungen gelegt  habe. 


2.  Abschnitt 

Die  rechtliche  Natur  des 
Stahlkammerfachvertrags ' 

1.  Kapitel 

Allgemeines 

S  i 
Der  Vertrag  als  Handelsgeschäft 

Der  von  einer  Bank  mit  ihren  Kunden  abgeschlossene 
Safevertrag  ist  kein  Grundhandelsgeschäft   im  Sinne  des  $  1 

1  Besprochen  von  Sonntag,  Seite  1235  und  von  Brückner  im 
Recht  1908,  Seite  370. 

2  Besprochen  von  Langen  Seite  41  (5  f.;  Schuck  Seite  344;  Doehn 
Seite  200  f.  Nr.  130;  Keyssncr  Seite  629  f.;  Oesterreichisches  Zentral- 
blatt Bd.  21  Seite  537. 

3  Kritisiert  von  Valery,  27,  370  f. 

4  Besprochen  von  Wolff  in  der  Zeitschrift  für  H.-R.  Seite  348  f. 
unter  VIII. 

1  Ich  habe  diesen  Ausdruck  gewählt,  weil  er  das  Institut  am 
klarsten  hervorhebt;  ebenso  Gumbel.    Außerdem  habe  ich  die  übrigen 


So 


Abs.  2  Nr.  4  H.  G.  B.,  denn  die  Bankiergeschäfte  dienen 
hauptsächlich  der  Vermittlung  des  Kredits,  des  Geldverkehrs, 
wohl  aber  ein  Handelsgeschäft  gemäß  $  343  Abs.  2  H.  G.  B., 
da  der  Vertrag  von  der  Bank  im  Betriebe  ihres  gewöhnlich 
auf  andere  Geschäfte  gerichteten  Handelsgewerbes  ge- 
schlossen wird. 

Da    das    Safegeschäft    nicht     zu    den    Bankiergeschäften 
gehört*,  sondern  nur  als  Nebengeschäft  gemäß  $  343  Abs.  2 
H.  G.  B.  betrieben  wird,  so  würde  ein  Spezialinstitut,  das  sich 
nur  mit  der  Safe-„Vermietung"  beschäftigt,  wie  es  in  Amerika 
und  England,  nicht  aber  in  Frankreich  und  Deutschland  Sitte 
ist,   nicht   von    vornherein   die  Kaufmannseigenschaft   gemäß 
$  1  H.  G.  B.  haben.     Ein  solches  Institut  muß   aber  gemäß 
5  2  H.  G.  B.  als  ein    gewerbliches   Unternehmen    betrachtet 
werden,   das  nach  Art  und  Umfang  einen  in  kaufmännischer 
Weise  eingerichteten  Geschäftsbetrieb  erfordert3;   denn  kauf- 
männische   Buchführung,    Einhaltung   bestimmter   Geschäfts- 
stunden usw.  sind  die  notwendigen  Folgen  dieses  Geschäfts4. 
Das  Safegeschäft  gilt  daher  gemäß  $  2  H.  G.  B.  als  Handels- 
gewerbe,   sofern   die  Firma   des  Unternehmers   ins   Handels- 
register eingetragen  worden  ist,  wozu  der  Unternehmer  nach 
Satz  2  $  2  verpflichtet  ist.    Ein  Spezialsafeinstitut  würde  also 
gemäß  $  1  H.  G.  B.  die  Kaufmanns-,  die  sog.  Sollkaufmanns- 
eigenschaft haben.     Es  käme  demnach  auch  $  343  H.  G.  B. 
in   Anwendung,    sodaß    die    von    einem   Spezialinstitut   abge- 
schlossenen Safeverträge  Handelsgeschäfte  sind5. 

Ein   Safegeschäft,   wie   es   in  Deutschland   üblich   ist,     ist 
einem  Spezialinstitut  vorzuziehen,  da  der  Kunde  bei  der  Bantc, 


Bezeichnungen  benutzt,  wie  Safegeschäft  (Jacoby);  Safevertrag  (Exnerl; 
Safedepot  (Meuschel);   Schrankfachgeschäft  (Düringer);  Stahlschrank- 
geschäft (Korn) ;  Kassenschrankfachgeschäft  (Dorn,  Wettstein,  Zimmer) 
Tresordepot  (Adler)  und  Tresormiete  (Vogel). 

2  ebenso  Exner  S.  13;   Heinrici   S.  821;  Jacoby  S.  15;   Neumann- 
Hofer  S.  139;  Staub,  1.  Bd.  S.  49;  Wettstein  S.  29;  Wimmer  'S.  9. 

3  ebenso  Jacoby  S.  15  f. 

4  Man  denke  z.  B.  an  die   National  Safe  Deposit  Company    in 
London,  ein  Spezialinstitut  mit  20000  safes. 

5  Ebenso  Jacoby  Seite  16. 
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bei  der  er  ein  Safe  „gemietet"  hat,  alle  bankmäßigen  Geschäfte 
vornehmen  kann,  während  dies  den  Kunden  eines  Spezial- 
geschäfts versagt  ist. 

8  2 

Die  Fremd-  und  die  Selbstverwahrung 

Hat  die  „Stahlkammeranlage"  gezeigt,  daß  der  Safevertrag 
die  sichere  Unterbringung  von  Wertsachen  zum  Inhalt  hat, 
so  dient  als  weitere  Grundlage  für  die  rechtliche  Natur  des 
Vertrags  die  Lösung  der  Frage,  ob  er  eine  Fremd-  oder  eine 
Selbstverwahrung  bezweckt. 

Anfangs  verwahrte  man  Sachen,  die  einen  Wert  hatten, 
selbst.  „Der  Mensch  trug  seine  Wertgegenstände  am  Leibe 
bei  sich  oder  vergrub  sie  an  einem  Dritten  unbekannten  Orte 
in  der  Erde".1  Erst  als  er  diese  Art  der  Selbstverwahrung 
nicht  mehr  für  sicher  hielt,  vertraute  er  sie  nach  „schwerer 
Selbstüberwindung"  einem  Dritten  an,  praktisch  den  Geld- 
wechslern, die  Wegen  ihres  Geldvorrats  geeignete  Schutz- 
maßregeln  trafen.  Dies  ist  der  Ursprung  der  Fremdverwahrung, 
die  nicht  allein  das  vielverzweigte  Depotgeschäft,  sondern  auch 
die  meisten  andern  Bankgeschäfte  nach  jahrhundertelanger 
Entwicklung  zur  jetzigen  Blüte  brachte. 

Die  Fremdverwahrung  hat  aber  mehrere  Schattenseiten. 
Denn  einmal  muß  man  seine  Wertsachen  einem  Dritten  an- 
vertrauen, und  die  vielen  Vertrauensbrüche,  man  denke  z.  B. 
an  die  schweren  Bankbrüche  im  Anfang  der  neunziger  Jahre, 
zeigen  klar  und  deutlich,  welcher  Gefahr  der  Anvertrauende 
jederzeit  ausgesetzt  ist.  Hieran  vermögen  selbst  die  groß- 
artigen Sicherheitseinrichtungen  gegen  äußere  Einflüsse  nichts 
zu  ändern.  Ein  weiterer  Nachteil  liegt  andererseits  in  dem 
von  den  Kunden  gefürchteten  Einblick  in  fremde  Vermögens- 
verhältnisse, obgleich  die  unbefugte  Offenbarung  derselben  als 
Geschäftsgeheimnis   verboten    ist.     Kommt    zur  Verwahrung 


1  Schweyer  Seite  5. 
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die  Verwaltung   der  Wertsachen   hinzu,    so  kann  diese  trotz 
mancher  Vorteile  auch  erheblichen  Schaden  anfügen*. 

Die  Selbstverwahrung  besitzt  diese  Nachteile  nicht,  sondern 
hat  sich  nur  gegen  elementare  Gefahren  zu  sichern.  Geschah 
dies  in  Rom,  indem  man  sich  in  den  „horrea*  ein  „armarium* 
mietete,  und  schützte  man  sich  im  Mittelalter  durch  die 
eisenbeschlagene  Truhe,  so  bildete  bis  zur  Einführung  der 
Stahlkammer  der  Geldschrank  die  einzige  sichere  Stitte  zur 
Aufbewahrung  wertvoller  Gegenstände.  Ist  ein  Geldschrank 
auch  nach  dem  heutigen  Stande  der  Technik  feuer-  und  diebes- 
sicher herzustellen,  so  ist  lange  nicht  jeder  in  der  Lage,  sich 
solch  kostspieliges  Möbel  anzuschaffen;  auch  genügt  für  die 
sichere  Unterbringung  von  Wertsachen  meistens  ein  weit 
kleinerer  Raum. 

Allen  diesen  Anforderungen  genügen  in  vollem  Maße  die 
Safes,  die  nach  Ansicht  bewährter  Techniker  Feuer-  und 
Diebessicherheit  gewähren  und  ohne  das  persönliche  Ver- 
trauenselement, ohne  jede  Uebernahme  einer  Verwaltung  seitens 
der  Bank8  und  ohne  Einblick  in  fremdes  Vermögen,  je  nach 
dem  Bedürfnis  den  Kunden  in  verschiedener  Größe  gegen  ein 
verhältnismäßig  billiges  Entgelt  zur  Verfügung  gestellt  werden. 
Die  Safes  sind  also,  kurz  gesagt,  kleine  sichere  Räumlich« 
keiten,  die  dazu  berufen  sind,  einen  in  der  Wohnung  fehlenden 
Raum  zu  ersetzen.  Wie  wenn  der  Kunde  die  Wertpapiere 
in  seiner  Wohnung  hätte,  kann  er  an  ihnen  jederzeit  die  not- 
wendigen Verwaltungshandlungen  vornehmen.  Die  Unter- 
bringung von  Sachen  in  Stahlkammerfächer  ist  also  eine 
typische  Figur  einer  Selbstverwahrung4. 


2  wie  in  Salings  Börsenpapieren  S.378  ausgeführt  wird. 

3  vgl.  aber  Salings  Börsenpapiere  Seite  379. 

4  a.  M.  Jacoby  Seite  3,  der  das  Safegeschäft  als  Mittelding  von 
Fremd-  und  Selbstverwahrung  auffaßt,  was  auf  dem  Fehler  beruht» 
daß  er  der  Selbstverwahrung  jede  Sicherheit  vor  äußeren  Einflüssen 
abspricht. 
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2.  Kapitel 

Das  Rechtsverhältnis 

Einleitung 

Das  dem  Stahlkammerfachvertrag  zu  Grunde  liegende 
Rechtsverhältnis  ist  der  Ausgangspunkt  zu  den  vielen  Streit- 
fragen gewesen,  die  sich  während  der  wenigen  Jahre  gebildet 
haben. 

Das  Safegeschäft  wird  in  Deutschland  auf  Grund  bei  den 
verschiedenen  Banken  im  wesentlichen  übereinstimmenden 
gedruckter  Bestimmungen1  abgeschlossen.  Diese  Bestimmungen 
setzen  sich  wie  bei  jedem  andern  Vertrage  aus  Rechten  und 
Pflichten  zusammen,  welche  die  rechtliche  Natur  des  Ver- 
trages ergeben  müssen. 

Die  Bestimmungen  beginnen  damit,  daß  eine  Bank  ihre 
nach  Ansicht  bewährter  Techniker  feuer-  und  diebessicher 
hergestellte  Stahlkammer,  in  welcher  sich  schmiedeeiserne 
Schränke  mit  verschließbaren  Fächern  befinden,  zur  Verfügung 
des  Publikums  hält,  daß  die  Bank  auf  die  Bewachung  der 
Stahlkammer  wie  auf  ihren  Verschluß  die  äußerste  Sorgfalt 
verwendet  und  für  jeden  Schaden  haftet,  der  durch  Vernach- 
lässigung dieser  Sorgfalt  entsteht,  und  daß  eine  im  Voraus  zu 
entrichtende  „Miete*  zu  zahlen  ist*. 

Hiernach  steht  zunächst  fest,  daß  der  Safevertrag  ein 
zweiseitiger  Vertrag  ist,  da  beide  Vertragsparteien  belastet 
sind.  Ferner  bilden  diese  Sätze  die  Grundlage  für  die  ver- 
schiedene Auslegung  des  Vertrags,  je  nachdem  mehr  auf  die 
Zurverfügungstellung  der  Schränke  oder  mehr  auf  die  Sorg- 
faltspflicht Gewicht  gelegt  wird,  oder  je  nachdem  beides  mitein- 
ander verbunden  wird.  —  Es  stehen  sich  deshalb  haupt- 
sächlich drei  Vertragskategorien  gegenüber3,  ein  contractus 
sui  generis,  die  Verwahrung  und  die  Miete. 


1  zitiert   nach   dem   Namen   der  Bank   und  der  Nr.  in   den  Be- 
stimmungen. 

2  So  samtliche  Bestimmungen. 

3  Jacoby  S.  24  f.  hat  noch  den  Werk-  und  Dienstvertrag  heran- 
gezogen, die  er  mit  Recht  ablehnt,  da  weder  ein  Werk  geschaffen  noch 

3 
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Die  Auslegungen  als  contractus  sui  generis4,  und  einen 
kleinen  Schritt  weiter,  als  eine  Kombination  von  Miete  und 
Verwahrung"'  haben  wenig  Anklang  gefunden. 

Von  vielen  wird  der  Safevertrag  als  Verwahrung*  ange- 
sehen. 

Die  herrschende  Meinung  aber  ist  für  Miete7. 


ein  Dienst  der  Inhalt  des  Vertrages  ist;  vgl.  auch  Anm.  2  daselbst,  das 
französische  Recht  betreffend. 

4  Keyssner  S.  630;  Korn  S.  33. 

5  Adler  S.  33;   Blociszewsky   S.  25;  Bondi,   Sachs.  A.  S.  12   und 
Holdheim  S.  174;  Neumann,  Jahrb.,  Jahrg.  2,  1.  Bd.  S.  292  zu  $  53.r> 
Salings  Börsenpapiere  S.  377;  Vogel  S.  81;  Wettstein  S.  55;  Wilutzky 
S.  295. 

6  Cosack  H.  R.  S.  512;  Crome  S.  741,  A.  2;  Dernburg  2.  Bd.  2.  Abt. 
S.  594  unter  IV.;  Dprn  S.  27  f.;  Düringer  B.-A.  S.  66;  Leipzig.  Ztscbr. 
S.  45  f.;  Düringer-Hachenburg  3.  Bd.  S.  495;  Ecker  S.  10;  Gumbel  S.  13; 
Hancke  S.  389;  Jäger,  2.  Aufl.  $  43  A.  9,  S.  362  und  3./4.  Aufl.  §  17  A.  3, 
Seite  189;  Kohler  S.  679  f.;  Langen  S.  416;  Lehmann-Ring,  2.  Bd.  S.  ttrt; 
Lehmann  S.  768;  Mayer  S.  98;  Meuschel  S.  10;  Ratzenhofer  (österr.) 
S.  364;  Riesser  S.  16  f.  unter  A.  3;  v.  Schey  S.  394;  Springer  S.  64; 
Staub,  Excurs  zu  §  424,  S.  1842.  2.  Bd.;  ferner  scheint  in  Italien  und 
Amerika  die  herrschende  Meinung  für  Verwahrung  zu  sein,  vgl.Jacoby 
S.  23  A.  1  u.  2. 

7  Brückner,    Recht  1902   S.  251  und  Miete,  S.  11;   Cohn  S.  244; 
Enneccerus  1.  Bd.  S.  890  $  349  I  lc  u.  S.  991  $  389  A.  3;  Exner  S.  l>2; 
Fischer-Henle  §  580  A.  1 ;  Gaupp-Stein  2.  Bd.  S.  568  $  808  II,  5;  Heinrici 
S.824;  Hertel  S.  53;  Jacoby  S.39;  Lafrenz  S.  159;  Maenner  S.  129  A.  \ 
zu  $  15 ;  Marcus  S.  251 ;  Mittelstein,  Miete  S.  8;  Niendorff  S.  2;  Nuscheier 
Bd.  2  S.  131;  Oertmann  S.  475;   Petschek  S.  39  A.  63;   Pinner  S.  to; 
Planck  2.  Bd.  S.447  zu  §  535  A.2;  Regelsberger  S.  3;  Scblotter  S.  125; 
Schweyer  S.  20;  Seuffert  2.  Bd.  S.  463  §  808  2d;  Petersen-Anger  2.  Bd. 
S.  459  unter  2   zu  §   808;    Staudinger  2.   Bd.  2.  Teil   S.  795  $  5Si>c; 
Warneyer  B.  G.  B.  S.  190  unter  Nr.  4  zu  §  535;  Wimmer  S.  2i;  f.,  37; 
Wolff,  M.,  Iherings  Jahrb.  S.  199  u.  Ztschr.  für  H.-R.  S.  348  f.    Femer 
die  Entscheidung  des  Reichsgerichts  v.  10.  7. 1895  (zit.  bei  Bolze,  S.  21"; 
in  der  Jurist.  Wochenschrift  1895,  S.  399  6S  u.  im  Sachs.  Archiv  Bd.  :•, 
S.  586  f.   unter  Nr.  6;   die  Entscheidungen  des  Kammergerichts  vom 
24.1.  1894  bei  Holdheim  3,  S.  105  und  vom  6.2.1895  bei  Pinner  S.«; 
ferner  herrscht  in  Frankreich  Miete  vor:  Leven  S.  248  f.;  Schatz  S.  42; 
Torquebiau   S.  138;   Valery  27,  420  f.    und  501    und  die  französ.   Ent- 
scheidungen bei  Huber,  Mayer,  Leven;  —  ferner  das  röm.  Recht,  vgl. 
S.  26  A.  4. 
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Gemäß  $  345  H.  G.  B.,  wonach  auf  ein  Rechtsgeschäft, 
das  für  einen  der  beiden  Teile  ein  Handelsgeschäft  ist,  die 
Vorschriften  über  Handelsgeschäfte  für  beide  Teile  gleich- 
mäßig zur  Anwendung  kommen,  ist  für  den  Stahlkammer- 
fachvertrag in  erster  Linie  Handelsrecht  anzuwenden  Das 
Handelsrecht  kennt  aber  an  Verwahrungsgeschäften  nur  das 
Lagergeschäft,  $$  416  ff.  H.  G.  B.,  das  die  Lagerung  und  die 
Aufbewahrung  von  Gütern  bezweckt  und  die  im  Bankdepot- 
gesetz vom  5.  Juli  1896  geregelte  Aufbewahrung  offener  Depots 
(S  1  B.  D.  G.)8.  Ueber  Aufbewahrung  von  Wertsachen  in 
Safes  ist  im  Handelsgesetzbuch  und  in  andern  Handelsgesetzen 
nirgends  die  Rede.  Auch  enthält  das  Handelsgesetzbuch  nichts 
über  die  Miete.  Daher  kommt  als  lex  generalis  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  in  Betracht,  Art.  2  E.  G.  H.  G.  B.,  welches 
die  Miete,  SS  535  f.  und  die  Verwahrung,  •$$  688  f.  regelt 
und  somit  für  die  Auslegung  des  Safevertrages  in  Anwendung 
zu  bringen  ist.  Hierbei  sind  zuerst  die  „Bestimmungen*  und 
dann  die  ergänzend  eingreifenden  wichtigen  Sätze  der  Verkehrs- 
sitte zu  berücksichtigen,  nachdem  der  Abschnitt  über  die 
Stahlkammeranlage  den  wirtschaftlichen  Zweck  des  Vertrages, 
die  sichere  Selbstverwahrung  von  Wertsachen,  schon  zum 
größten  Teile  klargelegt  hat. 

8  1 

Contractus  sui  generis? 

Die  Annahme  eines  contractus  sui  generis  hat  wohl  seinen 
Hauptgrund  darin,  daß  beim  Safevertrage  sowohl  die  Miete 
wie  die  Verwahrung  die  gleiche  Berechtigung  zu  haben 
scheinen,  sodaß  ein  neues  Rechtsgebilde  entstehen  muß, 
welches  beide  Verträge  miteinander  verknüpft  und  von 
Wilutzky1  als  eine  „eigentümliche,  neuartige  Kombination  von 
Miete  und  Verwahrung,  welche  Elemente  von  beiden  Rechts- 


8  Das   Bankdepotgesetz    findet   also    keine    Anwendung,   ebenso 
Düringer-Hachenburg,  3.  Bd.  S.  496. 
1  Seite  295. 
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Instituten  in  sich  aufgenommen  hat",  bezeichnet  wird.  Wettstein1 
kommt  zum  Resultat,  das  Schrank  Fachgeschäft  sei  ein  Depotvertrag 
mit  dem  Nebenverhältnisse  der  Miete  eines  Schrankfachs. 
Korn3  konstruiert  einen  „neuen  Vertrag",  der  nichts  weiter, 
als  die  Definition  der  Miete  enthält;  denn  den  Zusatz,  der 
Kunde  verpflichte  sich,  „sich  allen  den  zur  Sicherung  des  ihm 
überlassenen  Raums  von  dem  ersteren  vertragsmäßig  ausbe- 
dungenen Anordnungen  zu  unterwerfen",  kann  ich  nur  als 
eine  Nebenvereinbarung  ansehen,  wie  sie  im  Leben  in  dem 
Mietecharakter  angepaßten,  verschiedenartigsten  Gestaltungen 
täglich  vorkommt,  und  nicht  einmal  besonders  verabredet  zu 
werden  braucht,  sondern  mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrssitte 
aus  Treu  und  Glauben  hervorgeht. 

Alle,    die  ein    pactum  sui  generis   annehmen,    verkennen, 
daß  die  Verträge  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  ihren  Vertrags* 
Charakter  nicht  verlieren,  wenn  gewisse  einem  Rechtsgeschäft 
eigentümliche  aber  nicht  notwendige  Bestandteile  durch  Privat- 
vereinbarung wegfallen,   oder  Eigenschaften,  die   ein  Rechts- 
geschäft  in  der  Regel   nicht  hat,   hinzugefügt  werden,    selbst 
dann  nicht,  wenn  diese  Eigenschaften  Bestandteile  eines  andern 
Rechtsverhältnisses  enthalten.    Man  kann  somit  sehr  gut  die 
Pflicht   zur  Obhut,   einen   notwendigen    Bestandteil  der  Ver- 
wahrung,  einem  Mietsvertrage   hinzufügen,    ohne   daß   dieser 
seinen    Vertragscharakter    verliert.      In    diesem    Sinne     sagt 
Enneccerus4  mit  Recht,    daß  Nebenverpflichtungen   wie  z.  B. 
die  Verpflichtung  für  die  Sicherheit  der  Stahlkammer  und  den 
Mitverschluß  zu  sorgen,  die  Natur  des  Vertrages  nicht  ändern. 
Eine  künstlich  konstruierte  Kombination  von  Miete  und  Ver- 
wahrung anzunehmen,   ist  hier  daher  nicht   am  Platze.     Die 
Rechtsnatur  des  Safegeschäfts  kann  entweder  nur  Miete  oder 
nur  Verwahrung  sein,   je  nachdem  der  eine  oder  der  andere 
Vertrag  sämtliche  notwendigen  Bestandteile  enthält,  während 


2  Seite  55;  ähnlich  Bondi,  Sachs.  A.  S.  12;  Adler:  „allerdings  dem 
Mietvertrag  näher  als  dem  Verwahrungs veitrage";  Vogel  Seite  81. 

3  Seite  33. 

4  1.  Bd.  S.  890  §  349  I  1  c;   vgl.  auch  Endemann  1.  Bd.  S.  ll*.: 
Gumbel  S.  5;  Jacoby  S.  24  und  37;  Langen  S.  417. 
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hinzugefugte  Bestandteile  des  andern  Vertrags  „als  zulässige 
vertragliche  Ausgestaltungen  des  Rechtsverhältnisses  in  concreto 
anzusehn"*  sind. 

In  Widerspruch  mit  Regelsberger6  bin  ich  der  Ansicht,  daß 
die  Frage  nach  der  rechtlichen  Natur  oftmals  von  großer 
praktischer  Bedeutung  sein  kann7. 

52 

Verwahrungsvertrag? 

* 

Von  vielen  wird  der  Stahlkammerfachvertrag  für  eine  Art 
des  verschlossenen  Depots  gehalten,1  obgleich  dieses  einen 
ganz  andern  wirtschaftlichen  Zweck  erfüllen  soll.  Die  Ein- 
richtung der  verschlossenen  Depots  dient  hauptsächlich  dazu, 
Sachen  von  Wert,  besonders  Silbersachen,  Tafelgerät  usw., 
welche  man  gewöhnlich  in  der  Wohnung  selbst  verwahrt, 
„zur  Sommerszeit,  wenn  alles  sich  auf  Reisen  begibt,  und  die 
herabgelassenen  Vorhänge  und  Läden  darauf  deuten,  daß  die 
Wohnung  vereinsamt  und  unbewacht  ist,"2  einer  Bank  in  ver- 
schlossenem Zustande  zu  sicherer  Aufbewahrung  in  der  Stahl- 
kammer übergeben  zu  können. 


5  Langen  Seite  417. 

H  Seite  4;  vgl.  auch  Springer  Seite  62  f. 

7  Schlotter  S.  125  zeigt  dies  an  der  Entmündigung  des  Kunden, 
wonach  bei  Annahme  von  Verwahrung  der  Vormund  gemäß  $  1812 
B.  G.  B.  die  vormundschaftliche  Genehmigung  beibiingen  müsse,  wenn 
er  den  Inhalt  des  Faches  an  sich  nehmen  wolle,  während  diese  Ge- 
nehmigung gemäß  $  1813  Ziff.  1  B.  G.  B.  nicht  erforderlich  sei,  wenn 
der  Gegenstand  der  Leistung  nicht  in  Geld  oder  Wertpapieren,  also 
wie  beim  Mietvertrage  in  der  Ueberlassung  des  Gebrauchs  eines 
Schrankfachs  bestehe,  vgl.  auch  B.  G.  B.  $$  566,  580;  $  558,  551)  f.  usw. 

1  Adler  S.  29;  Bondi,  Sachs.  A.  S.  12;  Conrad  S.  140;  Cosack,  H.-R. 
S.  512;  Dorn  S.  31;  Düringer,  B.  A.  S.  66  u.  Leipziger  Ztschr.  S.  46; 
Düringer-Hachenburg  S.  41)5;  Ecker  S.  10;  Hancke  S.  38!» ;  Jäger,  2.  Aufl. 
S  13,  A.  %  S.  302;  Kohler  S.  679  f.;  Korn  S.  16;  Langen  S.  416; 
Lehmann-Ring  S.  306;  Meuschel  S.  9;  Obst,  Kapital-A.  u.  W.  S.  78; 
Rtesser  S.  16;  Staub  2.  Bd.  S.  1812;  Wettstein  S.  36  f.;  44  f.  121. 

2  Obst,  Kapital-A.  u.  W.  S.  78. 
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Dieses  Depot  hat  einen  reinen  Verwahrungsvertrag  zum 
Inhalt,  S  688  B.  G.  B.,  und  besitzt  nicht  die  Vorteile  der 
Safes.  Verwaltungshandlungen  an  den  hinterlegten  Sachen 
kann  der  Kunde  meistens  nur  gegen  Zurückgabe  des  quittierten 
Hinterlegungsscheines  vornehmen,  sodaß  bei  einer  neuen 
Hinterlegung  die  Verwahrungsgebühr  nochmals  zu  zahlen  ist 
Die  Verwahrungsgebühr  wird  nach  der  Größe  und  dem  Wert 
der  hinterlegten  Sache  berechnet,  sodaß  bei  kleinem  Volumen 
und  großem  Wert  die  Gebühr  im  Verhältnis  zu  den  Safes 
eine  sehr  hohe  ist.  Auch  bleibt  dem  Kunden  hierdurch  ein 
kleiner  Einblick  in  sein  Vermögen  seitens  der  Bank  nicht 
erspart.  Außerdem  ist  die  Sicherheit  der  verschlossenen 
Depots,  trotzdem  sie  in  einer  Stahlkammer  liegen,  lange  nicht 
so  groß  wie  die  der  Safes,  da  sie  der  Bank  anvertraut  sind, 
und  die  Banken  oft  nur  bis  zu  einer  bestimmten  Grenze 
haften.  Dies  alles  sind  Unterschiede  —  die  juristischen  Unter- 
schiede gehen  aus  der  Ablehnung  des  Verwahrungsvertrags 
hervor  — ,  die  zum  Vorteil  der  Safes  ausfallen  und  wohl  auch 
den  Rückgang  der  verschlossenen  Depots  seit  Einführung  der 
Safes  zur  Folge  hatten. 

Das  Safegeschäft  als  eine  Fortsetzung  des  verschlossenen 
Depots  zu  betrachten,  wie  Langen8  das  tut,  ist  aber  nicht 
richtig,  da  es,  wie  gesagt,  besonders  während  der  Reisezeit 
von  hoher  praktischer  Bedeutung  ist. 

letzt  soll  klargelegt  werden,  ob  das  Safegeschäft  ein  Ver- 
wahrungsvertrag ist  oder  nicht. 

„Durch  den  Verwahrungsvertrag  wird  der  Verwahrer 
verpflichtet,  eine  ihm  von  dem  Hinterleger  übergebene 
bewegliche  Sache  aufzubewahren.*     $  688  B.  G.  B. 

Sämtliche  mir  bekannte  „Bestimmungen*  beginnen  mit  dem 

Satze,   daß  die  Bank  auf  die  Bewachung  und  Sicherung  der 
Stahlkammer   wie  auf   ihren  Verschluß  die  äußerste  Sorgfalt 

verwenden  wird  .  .  .     Hierin  ersehen  die  Anhänger  der  Ver- 
wahrungstheorie4   das    Hauptargument,    das    für   Verwahrung 

3  Seite  HG. 

4  Fast  sämtliche  auf  S.  34  f.  A.  6  zitierten.  —  Dorn  S.  29  siebt 
hierin  z.  B.  eine  „typische  Verwahrungspflicht'. 
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spricht,  trotzdem  die  herrschende  Meinung  darüber  einig  ist, 
daß  die  Bank  eine  Obhut  über  die  eingebrachten  Wertsachen 
nicht  übernimmt5.  Mit  Recht  sagt  darum  Schwerer6,  daß  der 
Aufbewahrungszweck  in  einer  Weise  erfüllt  sei,  daß  die  Bank 
lediglich  den  Raum  vermiete. 

Die  Banken  haben  die  Bewachung  und  Sicherung  der  Stahl- 
kammer und  ihres  Verschlusses  nicht  übernommen,  weil,  wie 
Lehmann7  meint,  dies  der  alleinige  Zweck  des  Vertrages  sei, 
sondern  damit  man  den  vertragsmäßigen  Gebrauch  von  seinem 
feuer-  und  diebessicheren  Fache  machen  kann8.  Aehnlich 
liegt  der  Fall,  daß  ein  Hauswirt  sein  modernes  Mietshaus  von 
der  Wach-  und  Schließgesellschaft  kontrollieren  läßt  und  die 
Uebernahme  dieser  Verpflichtung  in  die  Mietskontrakte  auf- 
nimmt. Oertmann9  erwähnt  die  großstädtischen  Mietshäuser 
und  ihre  Portiers.  Der  Vermieter  will  damit  nicht  die  Obhut 
über  das  Mobiliar  seiner  Mieter  übernehmen.  Er  will  seinen 
Mietern  lediglich  den  vertragsmäßigen  Gebrauch  sichern,  wie 
man  ihn  von  einer  modernen  Wohnung  verlangt.  Von  einer 
Aufbewahrung  des  Fachinhalts  durch  die  Bank  kann  daher 
nicht  die  Rede  sein. 

Angenommen  aber,  die  Bank  will  die  im  Fach  liegenden 
Sachen  verwahren.  Wie  sollte  sie  das  anfangen?  Die  Bank 
weiß  garnicht,  was  in  dem  Fache  liegt,  und  so  hat  sie  auch 
kein  Interesse  daran,  was  mit  dem  Inhalt  geschieht.  Die 
Obhut  ist  ihr  direkt  genommen10;  denn  der  Kunde  hat  den 
Verschluß  zu  seinem  Fach,  der  nur  zur  größeren  Kontrolle 
und  Sicherheit  mit  dem  Mitverschluß  der  Bank  versehen  ist. 

5  Adler  S.  32;  Brückner,  Recht  1902  S.  252,  Miete  S.  14;  Cohn 
S.  246;  Exner  S.  15;  Jacoby  S.  32  f.;  Korn  S.  27,  Marcus  S.  252; 
Oertmann  S.  475;  Pinner  S.  65;  Staudinger  2.  Bd.  2.  Teil  S.  795  zu 
§  580  e;  Wimmer  S.  38;  ebenso  die  Auskunft  der  Beamten  verschie- 
dener Banken.    A.  M.  Hancke  S.  389;  Wettstein  S.  32  f. 

6  Seite  20. 

7  Seite  769  A.  1. 

8  Cohn  S.  246  spricht  in  diesem  Sinne  von  einer  Gebrauchs- 
gewährung, welcher  bestimmte  Eigenschaften  zugesichert  sind. 

9  Seite  475. 

10  Ebenso  Cohn  Seite  248. 
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Vorausgesetzt  aber,  daß  die  Bank  das  Fach  beliebig  einsehen 
könnte,  so  käme  man  schließlich  zum  offenen  Depot,  und  daß 
dieses  nicht  bezweckt  ist,  setze  ich  als  bekannt  voraus. 

Ich  komme  daher  zum  Resultat,  daß  der  wichtigste  Bestand- 
teil des  Verwahrungsvertrages,  das  „Aufbewahren*,  beim  Safe- 
vertrage fehlt,  dem  wirtschaftlichen  Zwecke  auch  widersprechen 
würde.  Hiermit  wäre  schon  die  Ablehnung  des  Verwahrungs- 
vertrages erreicht;  der  Vollständigkeit  halber  will  ich  kurz 
darlegen,  daß  auch  die  übrigen  Bestandteile,  die  „Uebergabe" 
und  die  „Herausgabe"  der  zu  verwahrenden  Sache  beim  Stahl- 
kammerfachvertrage  nicht  vorhanden  sind. 

Nach  der  herrschenden  Meinung  ist  der  Verwahrungs- 
vertrag ein  Realvertrag,  d.  h.  er  kommt  erst  mit  der  Ueber- 
gabe der  zu  verwahrenden  Sache  zustande.11  Der  Kunde  aber 
übergibt  die  Sachen  nicht  der  Bank,  sondern  legt  sie  eigen- 
händig in  das  Fach,  ebenso  wie  der  Mieter  einer  Wohnung 
sein  Mobiliar  einbringt.  Eine  Uebergabe  an  die  Bank  ist 
dies  auf  keinen  Fall."  Nicht  einmal  ein  Hineinlegen  von 
Sachen  ins  Fach  ist  für  den  Safevertrag  erforderlich;  er  besteht 
vollkommen  zu  Recht,  auch  wenn  sich  keine  Sachen  im  Safe 
befinden,  während  beim  Verwahrungsvertrage  eine  Uebergabe 
des  zu  verwahrenden  Objekts  erfolgen  muß.    Darum  scheitert 


11  Crome,  2.  Bd.  S.  742;  Cretschmar  1.  Bd.  S.214;  Dernburg  2.  Bd. 
2.  Abt.  S.  589;  Eck-Leonhard  Bd.  1  S.  539;  Endemann  1.  Bd.  S.  litt»; 
Enneccerus  1.  Bd.  S.  991  §  389;  Goldmann-Lilienthal  1.  Bd.  S.  711; 
Gumbel  S.  13:  „aber  der  Stahlkammervertrag  ist  kein  Realvertrag* ; 
Hertel  S.  53;  Jacoby  S.  30  u.  S.  31  A.  1;  Leven  S.  246  (frz.  R.);  Neumann 
B.  G.  B.  1.  Bd.  435  II  zu  §  688;  Oertmann  S.  736;  Planck  2.  Bd.  S.  6*« 
u.  701;  Ratzenhofer  S.  364;  Schatz  S.  36  (frz.  R.);  Schollmeyer  S.  1-Hl; 
Staudinger  2.  Bd.  2.  Teil  S.  1082  Vorbem.  zu  $  688  u.  S.  1086,  Bern.  L>d 
zu  $  688;  Torquebiau  S.  134  (frz.  R.);  Valery  27,  420  (frz.  R.).  A.  M. 
Dorn  S.  24;  Düringer  B.  A.  S.  68  A.14;  Düringer-Hachenburg  S.  4*0; 
Kohler  S.  680;  Wettstein  S.  63  f.;  (Konsensualvertrag). 

12  Ebenso  Brückner  Recht  1902  S.  252,  Miete  S.  13;  Hertel  S.  :w>: 
Jacoby  S.  31;  Korn  S.  26;  Pinner  S.  65;  Ratzenhofer  S.  363;  Stauditiger 
2.  Bd.  2.  Teil  S.  795  zu  $  580e;  Torquebiau  S.  135;  Wüutzky  S.  am; 
Wimmer  S.  38;  A.  M.  Dorn  S.20;  Gumbel  S.  9;  Wettstein  S.57. 
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auf  jeden  Fall  auch  die  Ansicht  Gumbels",  der  die  Uebergabe 
gemäß  $  1206  B.  G.  B.  durch  Einräumung  des  Mitbesitzes 
ersetzt. 

Einige  Anhänger  der  Verwahrung14  haben  sich  zu  helfen 
versucht,  indem  sie  für  die  Zeit,  während  der  nichts  im  Safe 
liegt,  ein  pactum  de  deponendo  annehmen.  —  Dieses  pactum 
ist  aber  ein  von  der  Verwahrung  scharf  zu  trennender  Vertrag, 
der  auf  das  Safegeschäft  keine  Anwendung  finden  kann,  weil 
die  Banken  sich  nicht  verpflichten,  eine  künftig  zu  über- 
gebende Sache  aufzubewahren,  und  der  Vertrag  stets  derselbe 
ist,  ganz  gleich,  ob  Sachen  im  Safe  liegen  oder  nicht15. 

Es  fehlt  demnach  auch  der  zweite  Bestandteil  des  Ver- 
wahrungsvertrages, die  Uebergabe. 

Ist  aber  keine  Uebergabe  erfolgt,  so  kann  erst  recht  nicht 
von  einer  Herausgabe  der  im  Fache  liegenden  Sachen  ge- 
sprochen werden16;  denn  der  Kunde  nimmt  seine  Sachen  selbst 
aus  dem  Safe  heraus,  wobei  die  Bank  nur  zur  Oelfnung  des 
Faches  mitzuwirken  hat.  Dorn17  sieht  in  dieser  Zugänglich- 
machung  die  Herausgabe,  was  schon  aus  dem  Grunde  zu 
verwerfen  ist,  weil  häufig  wegen  des  leeren  Inhalts  eine 
Herausgabe  nicht  erfolgen  kann.  Andererseits  würde  mit  der 
Rückgabe  der  zu  verwahrenden  Sachen  der  Safevertrag  sein 
Ende  erreicht  haben,  und  wie  bekannt  ist  dies  nicht  der  Fall. 

Ich  komme  daher  zu  dem  Schluß,  daß  sämtliche  essentialia 
des  Verwahrungsvertrages  auf  das  Safegeschäft  nicht  anwendbar 
sind,  sodaß  dasselbe  unmöglich  ein  Verwahrungsvertrag  im 
Sinne  des  B.  G.  B.  $  688  sein  kann. 

Es  ist  jetzt  nur  noch  zu  prüfen,  ob  der  Stahlkammervertrag 
Miete  im  Sinne  des  B.  G.  B.  $$  535  f.  ist. 

13  Seite  9. 

14  GumbeIS.lt;  Hancke  S.3W;  Ratzenhofer  S.  364 ;  Wettstein  S.  65. 

15  vgl.  Dernburg  2.  Bd.  2.  Abt.  S.  5H8;  Endemann  1.  Bd.  S.  1100; 
Goldmann-Lilienthal  1.  Bd.  S.  714;  Hertel  S.  53;  Jacoby  S.  31;  Neumann 
B.  G.  B.  1.  Bd.  S.  435  I.  1.  zu  $  K8H;  Schollmeyer  S.  131  f.;  Staudinger 
2.  Bd.  2.  Teil  S.  10*6  2  d  zu  $  ♦>**. 

16  vgl.  Crome  2.  Bd.  S.  742:  „Der  Verwahrungsvertrag  ist  ein  Ver- 
trag auf  Rückgabe";  ähnlich  Goldmann-Lilienthal  1.  Bd.  S.  717. 

17  Seite  31. 
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8  3 

Mietvertrag? 

„ Durch  den  Mietvertrag  wird  der  Vermieter  verpflichtet, 
dem  Mieter  den  vertragsmäßigen  Gebrauch  der  vermieteten 
Sache  während  der  Mietzeit  zu  gewähren.     Der  Mieter  ist 
verpflichtet,   dem  Vermieter  den   vereinbarten  Mietzins  zu 
entrichten.«     $  535  B.  G.  B. 
Dies   kann  man   analog   auf  den  Stahlkammervertrag  an- 
wenden; denn  der  Kunde  will  zur  Unterbringung  seiner  Wert- 
sachen einen  sicheren  Raum1  haben,  der  ihm  in  seiner  Wohnung 
fehlt,   und  die  Bank    stellt  ihm  diesen  gegen  ein  bestimmtes 
Entgelt   zur  Verfügung.     Hiernach   könnte   man  den  Vertrag 
ohne  weiteres  als  Miete  auffassen'.    Er  enthält  aber  manche 
Eigentümlichkeiten,   die  denen,   welche  eine  Miete    abgelehnt 
haben,  als  Handhabe  für  die  Begründung  ihrer  Ansicht  dienten 
und  daher  einer  Prüfung  unterzogen  werden  müssen. 

Für  Miete  spricht  besonders,  daß  die  Vergütung  mit  der 
Größe  des  Faches  steigt  und  völlig  unabhängig  von  dem  Werte 
des  Fachinhalts  ist,  und  ferner,  daß  es  den  Parteipflichten 
ganz  gleich  ist,  ob  und  wieviel  Wertstücke  in  das  Fach  ein- 
gelegt werden9.  Daß  die  Vergütung  im  voraus  zu  zahlen  ist, 
während  sie  bei  der  Miete  gewöhnlich  postnumerando  bezahlt 
wird,  ist  kein  Grund  zur  Ablehnung  der  Miete;  denn  da  die 
Bestimmung  des  $  551  B.  G.  B.  nur  dispositiver  Natur  ist, 
kann  sie  durch  eine  Partei  Vereinbarung  oder  die  Verkehrssitte 


1  Brückner,  Recht  1902,  S.  251  f.;  Exner  S.  19,  32;  Heinrici  S.  >"J'M 
Hertel  S.  53:  „damit  dieser  dort  seine  Sachen  unter  eigenem  Verschlusse 
selbst  verwahren  kann";  Jacoby  S.  28;  Regelsberger  S.  3;  Wimmer  S.  !»"*• 
A.  M.  Crome  2.  Bd.  S.  741  A.  2:  es  sei  mehr  als  Raumgewährung; 
Lehmann  S.  768  f.;  v.  Schey  S.  394;  Vogel  S.  74;  Wettstein  S.  40. 

2  Wie  es  die  auf  S.  34  A.  7  zit.  Reichsgerichtsentscheidung  vom 
10.7. 1895  und  die  Kammergerichtsentscheidungen  vom  24. 1. 1*!*4  und 
6. 2. 1895  tun;  ähnlich  Jacoby  S.  34  f.,  der  auch  S.  35  f.  A.  5  den  Inhalt 
der  Entscheidungen  anführt. 

3  Oertmann  S.  475;  während  Lehmann  S.  769  A.  1  daraus  den 
Beweis  zieht,  daß  im  Aequivalent  zugleich  eine  Art  Prämie  Hege. 
Aehnlich  Mayer  S.  98. 


43 


abgeändert  werden.  Uebrigens  findet  man  die  Vorausbezahlung 
der  Miete  auch  bei  andern  Mietverträgen,  z.  B.  in  Großstädten 
bei  Vermietung  kleiner  Wohnungen,  Schlafstellen  usw.4 

Aber,  „wie  beschränkt  ist  doch  die  Gebrauchsbefugnis  des 
Bankkunden!*5  Besonders  den  Mitverschluß  der  Bank6,  den 
Gebrauch  nur  während  der  Geschäftszeit  und  die  Bewachung 
der  Stahlkammer  betrachten  die  Gegner  als  mit  einem  Miet- 
vertrage unvereinbar.  Die  folgenden  Ausführungen  werden 
zeigen,  daß  diese  scheinbaren  Beschränkungen  den  Miets- 
charakter nicht  entfernen  können,  sondern  im  Gegenteil  dem 
auf  die  Fachmiete  sich  stützenden  wirtschaftlichen  Zwecke 
dienen. 

Der  Mitverschluß  der  Bank  ändert  an  der  rechtlichen  Natur 
des  Vertrages  als  Miete  nichts7;  denn  er  dient  lediglich  zur 
größeren  Sicherheit8,  zur  genaueren  Kontrolle9,  nicht  wie  z.  B. 
Düringer-Hachenburg10  annehmen,  um  ein  Mitverwahrungs- 
verhältnis zwischen  Bank  und  Kunden  anzunehmen.  »Ohne 
diesen  Mitverschluß  müßte  der  Kunde  in  steter  Sorge  leben, 
daß  ihm  der  Schlüssel  abhanden  kommt  oder  entwendet  wird, 
und  daß,  bevor  er  den  Verlust  bemerkt  und  Vorsorge  treffen 
kann,  ein  Dritter  das  Schrankfach  ausräumt.*11  Der  Mitver- 
schluß besteht  also,  um  die  Sicherheit  des  gemieteten  Fachs 
zu  erhöhen.  Im  übrigen  sind  die  Fälle  einer  Miete  mit 
doppeltem  Verschluß    garnicht  so  selten.1*     Schlotter13  weist 


4  vgl.  Exner  S.  19. 

5  Vogel  S.  74;  ähnlich  Dorn  S.  28. 

G  In  Frankreich,  welches  den  Mitverschluß  nicht  kennt,  ist  daher 
die  Miete  viel  mehr  durchgedrungen  als  in  Deutschland. 

7  Ebenso  Cohn  S.  245;  Bondi,  Sachs.  A.  S.  11 ;  Brückner,  Recht 
11X12,  S.  252,  1908,  S.  898;  Exner  S.  19;  Hertel  S.  63;  Jacoby  S.  38; 
Wilutzky  S.  295. 

8  Deutsche  Bank  Nr.  4;  Norddeutsche  Bank  Abs.  11. 

9  Dresdner  Bank  Nr.  5. 

10  Seite  495. 

11  Hertel  Seite  54. 

12  Vogel  S.  74:  „aber  ein  solches  Verhältnis  ist  denkbar-;  vgl.  die 
Beispiele  Wilutzkys  S.  295. 

13  Seite  125  f. 
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jeder  Beziehung  anpassen  und  dem  Stahlkammerfach vertrag 
das  ihm  eigentümliche  Gepräge  verleihen. 

Der  Stahlkammerfachvertrag  ist  daher  ein  Mietvertrag  im 
Sinne  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 

Im  folgenden  soll  noch  kurz  geschildert  werden,  daß  die 
Praxis  zu  demselben  Resultat  kommt. 

Die  Ueberschrift  der  „Bestimmungen"  redet  stets  von 
„Vermietung"  von  Schrankfächern28  .  .  .  .,  und  durch  den 
ganzen  Vertrag  hindurch  ziehen  sich  die  Namen  Miete,  Miet- 
vertrag, Mietsverhältnis  usw.  Mit  Recht  erhebt  Brückner23 
daraus  Bedenken  gegen  die  Annahme  eines  Verwahrungs- 
vertrages; denn  die  Parteiabsicht  geht  klar  hervor.24 

Man  muß  bedenken,  daß  die  Vermietung  von  Schrankfächern 
nicht  plötzlich  aufkam,  sodaß  die  Banken  diesem  Vertrage 
rasch  einen  beliebigen  Namen  gegeben  haben.  Sondern  erst 
auf  Grund  der  aus  dem  Auslande  gesammelten  Erfahrungen 
sind  unsere  Banken  dazu  übergegangen,  Schrankfacher  zu 
vermieten.  Die  Banken  waren  also  wohl  vorbereitet,  als  sie 
durch  Zusammenwirken  von  Direktorium  und  Syndikus  und 
unter  Mitwirkung  von  Depotbeamten  die  Bestimmungen  an- 
fertigten, und  der  gesunde  Menschenverstand,  der  das  Verkehrs- 
bedürfnis des  Volkes  sofort  erkannte,  gab  diesem  neuen  Rechts- 
institut die  richtige  Bezeichnung. 

Auf  dieser  Grundlage  beruht  die  Stahlkammerpraxis  unserer 
Banken. 

Man  kommt  daher  zu  dem  interessanten  Schluß,  daß  der 
durch  die  technische  Einrichtung  einer  Stahlkammer  begründete 
wirtschaftliche  Zweck  des  Stahlkammerfachvertrags,  die  sichere 


22  Nur  die  bei  Marcus  S.  252  zit.  Bestimmung  der  kgl.  preußischen 
Seehandlung  spricht  von  Aufbewahrung.  —  Frankreich  sagt:  Loeatton 
de  coff res-forts ;  Italien:  Depositi  di  custodia;  Oesterreich:  Privatdepots 
mit  eigenem  Verschluß ;  England:  Lease  of  safes ;  Amerika:  Bailmeots 
for  hire. 

23  im  Recht  1908,  Seite  376. 

24  Jacoby  S.  27  f.;  Wimmer  S.  28  f.;  Staudinger  2.  Bd.  2.  Tcf» 
S.  795  zu  S  580 e.  —  A.  M.  z.  B.  Lehmann-Ring  2.  Bd.  S.  306,  die  sagen: 
„Sollte  nur  Vermietung  des  Raums  gemeint  sein,  so  müsse  dies  klar 
ausgedrückt  werden *,  u.  Wettstein  S.  42. 


47 


Selbstverwahrung  von  Wertgegenständen,  mit  dem  Resultat 
der  theoretischen  Auslegung  und  mit  der  Geschäftspraxis  in 
der  Ablehnung  eines  Verwahrungsvertrages  und  der  Annahme 
eines  Mietvertrags  seine  notwendige  Uebereinstimmung  ge- 
funden hat. 

Mobiliar-  oder  Immobiliarmiete? 

Die  Frage,  ob  die  Schrankfachmiete  Mobiliar-  oder  Immo- 
biliarmiete ist,  ist  bestritten.  Den  Grund  zu  dieser  Streitfrage 
gab  $  580  B.  G.  B.,  wonach  die  Vorschriften  über  die  Miete 
von  Grundstücken  auch  für  die  Miete  von  Wohnräumen  und 
andern  Räumen  gelten.  Diese  „anderen  Räume"  können  aber 
nach  der  herrschenden  Meinung  nur  Räume  in  Immobilien, 
nicht  solche  in  Mobilien  sein.1 

Die  Schränke,  in  denen  sich  die  Safes  befinden,  sind 
gewöhnlich  mit  der  Stahlkammer  fest  verbunden,  manchmal 
eingemauert,  meistens  aber  mit  dem  Boden  und  den  Wänden 
verankert.  Sie  sind  also  wesentliche  Bestandteile  der  Stahl- 
kammer $$  93,  94  B.  G.  B.,  und  damit  Immobilien.  Nur 
manchmal  stehen  die  Schränke  in  der  Stahlkammer  frei,  und 
für  diesen  Fall  halten  die  meisten  Schriftsteller  die  Schränke 
für  Mobilien.1  Dieser  Ansicht  kann  ich  nicht  beitreten;  denn 
einmal  ist  es  ein  unhaltbarer  Rechtszustand,  wenn  zweierlei 
Art  von  Miete  im  Safegeschäft  besteht,  andererseits  aber  halte 
ich  auch  die  freistehenden  Schränke  gemäß  $  93  B.  G.  B.  für 


1  Brückner,  Recht  1902,  S.  252,  Miete  S.  14 ;  Dernburg  2.  Bd.  2.  Abt. 
S.  178;  Dorn  S.  lti;  Eck-Leonhard  1.  Bd.  S.  482;  Endemann  1.  Bd.  S.  1047; 
Enneccerus  1.  Bd.  S.  8!H).  II  A.  4;  Goldmann-Lilienthal  1.  Bd.  S.  542  A.4; 
Jacoby  S.  40;  Mittelstein,  Miete  S.  12;  Seufferts  Bl.  S.303f.;  Niendorff 
S.  2  A.  1;  Oertmann  S.  550  zu  $  580;  Planck  2.  Bd.  $  580,  S.  519; 
Regelsberger  S.  4;  Staudinger  2.  Bd.  2.  Teil  S.  795  $  580  d;  Wimmer 
S.  25;  vgl.  im  übr.  Neumann  Jahrb.  zu  $  580.  —  A.  M.:  Cosack  B.  R. 
1.  Bd.  S.  471;  Kiefe  S.  1428;  Matthiass  1.  Bd.  S.539;  Neumann  B.  G.  B. 
1.  Bd.  S.  378  unter  2  zu  §  580;  Scherer  2.  Buch  S.  773  zu  $  580. 

2  Dorn  S.  6;  Duringer,  B.  A.  S.  6ß;  Hancke  S.  389;  Jacoby  S.  40; 
Marcus  S.  251  f.;  Wettstein  S.  23  f.;  Wimmer  S.  23  f. 
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wesentliche  Bestandteile  der  Stahlkammer,  weil  sie  ihr  Wesen 
gänzlich  verändern  und  ihren  hohen  praktischen  Wert  verlieren 
würden,  wenn  man  sie  von  der  Stahlkammer  entfernte.  Mit 
Recht  sagt  Wilutzky3,  daß  die  Absicht  der  Vertragsteile  auf 
Gewährung  eines  vertragsmäßig  an  seiner  Stelle  unbeweglich 
verbleibenden  Raumes  gerichtet  sei.  Denn  der  Safe  sei  begriff- 
lich ein  Teil  der  gewaltigen,  ihn  umgebenden  und  unverrück- 
baren Schutzeinrichtungen  und  könne  aus  diesen  nicht  entfernt 
oder  losgelöst  werden,  ohne  daß  der  Vertrag  seines  gewollten 
Sinnes  entkleidet  werde.  In  Frankreich  betrachtet  man  daher 
den  Safe  als  „immeuble  par  destination"4,  und  Schatz5  sagt 
ausdrücklich :  „il  ne  louerait  un  cofFre-fort  qui  ne  serait  qu'un 
meublea.  Ferner  ist  zu  berücksichtigen,  daß  das  Safegeschäft 
noch  in  der  Entwicklung  begriffen  ist,  sodaß  bei  Vergrößerung 
des  Betriebes  häufig  eine  Vermehrung  der  Schränke  und  eine 
vorteilhaftere  Aufstellung  derselben  notwendig  ist. 

Um  der  Verkehrsanschauung  gerecht  zu  werden,  betrachte 
ich  daher  die  Safes  stets  als  Immobilien. 

Es  ist  jetzt  nur  noch  zu  prüfen,  ob  die  Safes  „Räume4* 
im  Sinne  des  $  580  B.  G.  B.  sind.  —  Diese  Frage  ist  nach 
der  herrschenden  Meinung  zu  bejahen0;  besonders  für  die 
Schrankfächer  ist  die  Raumqualität  unumwunden  anzuerkennen, 
da   sie,    wie   feststeht,    einen   in   der  Wohnung    des   Kunden 


3  S.  295;  a.  M.  Wettstein  S.  23,  wonach  die  Parteiabsicht  eine  be- 
wegliche Sache  nicht  zur  unbeweglichen  machen  könne,  und  Jacob v 
S.  41,  wonach  lediglich  die  körperliche  Beschaffenheit  maßgebend  ist. 

4  Schatz  S.  51  f.;  Torquebiau  S.  135;  Valery  27,  S.  503. 

5  Seite  52. 

6  Brückner,  Recht  1902,  S.  252,  Miete  S.  14:  „ihre  verhältnismäßige 
Kleinheit  schließt  die  Anwendung  des  $  580  nicht  aus";  Dorn  S.  IT»; 
Exner  S.  18;  Heinrici  S.824;  Hertel  S.  54;  Korn  S.  31;  Lafrenz  S.  lt*>; 
Lehmann  S.  769  A.  1;  Marcus  S.  252;  Planck  2.  Bd.  S.  519  S  ">*>; 
Staudinger  2.  Bd.  2.  Teil  S.  795  zu  $  580  e;  Wilutzky  S.  295;  Wimmer 
S.  25.  —  A.  M.  Enneccerus  1.  Bd.  S.  890  $  349  1. 1.  A.  4;  Crome  2.  Bd. 
S.  533  A.  28;  Jacoby  S.  42  f.  (der  Wohnungsähnlichkeit  verlangt);  Kicfe 
S.  1428  (der  eine  Größe  zum  Aufenthalt  eines  Menschen  verlangt); 
Mittelstein,  Seufferts  Bl.  S.  36?;  Regelsberger  S.  4. 
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fehlenden  Raum  zu  ersetzen7  bestimmt  sind.  Als  gänzlich 
widerlegt  aber  muß  die  gegnerische  Meinung  gelten,  wenn  ich 
überdies  bemerke,  daß  die  Banken  nicht  nur  Fächer  von  der 
gewöhnlichen  bekannten  Größe,  sondern  auch,  wie  in  England 
und  Amerika,  sog.  strong  rooms  und,  nach  einem  Prospekt 
der  Safe  Doposit  Company  of  New  York,  sogar  „Individual 
Security  Vaults  of  various  sizes,  each  having  its  own  private 
Coupon  Room*  den  Kunden  zur  Verfügung  stellen. 

Die  Safes  sind  also  Räume  im  Sinne  des  $  580,  und  da 
sie  Immobilien  sind,  ist  der  Stahlkammervertrag  Raummiete 
im  Sinne  des  Gesetzes,  sodaß  auf  diesen  Vertrag  die  Vor- 
schriften über  die  Grundstücksmiete  in  Anwendung  kommen. 


3.  Abschnitt 

Die  Stellung  der  Vertragsteile 

Einleitung1 

Der  Abschluß  des  Stahlkammerfachvertrages  kann  gemäß 
$  566  B.  G.  B.  formlos  erfolgen ;  erst  wenn  der  Vertrag  die 
Dauer  eines  Jahres  übersteigt,  bedarf  er  der  Schriftlichkeit. 
Der  Abschluß  der  Fachmiete  geschieht  aber  stets  in  schrift- 
licher Form,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  der  Kunde  das  am 

7  In  diesem  Sinne  sagt  Staudinger  2.  Bd.  2.  Teil  S.  795  zu  $  580c, 
daß  die  Schränke  .  .  .  mit  den  Stahlwanden  ....  einen  bestimmten 
Raum  eines  Hauses  bilden. 

1  Ich  lege  den  folgenden  Ausführungen  hauptsächlich  die  Schrank- 
fachbestimmungen folgender  5  Hamburger  Großbanken  zu  Grunde: 
Vereinsbank  (zit.  Vereinsbk.),  Norddeutsche  Bank  (zit.  Nordd.  Bk.), 
Commerz-  u.  Discontobank  (zit.  Commerz-Bk.),  Deutsche  Bank  Filiale 
Hamburg  (zit.  Deutsche  Bk.)  und  die  Hamburger  Filiale  der  Dresdner 
Bank  (zit.  Dresdner  Bk.). 

Trotzdem  die  Banken  bezüglich  eines  Einblicks  in  die  Praxis  sehr 
zurückhaltend  sind,  ist  es  mir  dank  der  Freundlichkeit  einiger  Hamburger 
Stahlkammerbeamte  gelungen,  die  Stahl  kam  merpraxis  einiger  Banken 
kennen  zu  lernen;  ich  werde  an  den  betreffenden  Stellen  darauf  Bezug 
nehmen. 
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Schluß  der  Bestimmungen  stehende  Formular:  „Auf  Grund 
der  vorstehenden  Bestimmungen  miete  ich  . .  .*  ausfüllt  und 
unterschreibt. 

Mieter  eines  Schrankfachs  ist  gewöhnlich  eine  einzelne 
Person;  mieten  mehrere  gemeinsam,  so  vereinbart  die  Bank 
gewöhnlich,  daß  nur  einer  von  ihnen  über  das  Fach  verfügungs- 
berechtigt sein  soll,  z.  B.  ein  nicht  rechtsfähiger  Verein  mietet 
ein  Safe.  Mit  besonderer  Rücksicht  auf  Nachlaß-  und  Ver- 
mögensverwaltungen versehen  die  Banken  gewöhnlich  einige 
Fächer  mit  je  2  für  die  Mieter  bestimmten  Schlössern,  .damit, 
falls  es  gewünscht  wird,  nur  2  Personen  gemeinschaftlich 
Zugang  zu  dem  Schrankfach  haben  können8.0  Hat  eine  Firma 
gemietet,  so  sagen  einige  Bestimmungen,  daß  der  Eintritt  in 
die  Stahlkammer  »sämtlichen  jeweiligen  Teilhabern  und  Einzel- 
prokuristen zusteht.9  In  der  Prokura  liegt  auch  die  Vollmacht 
zur  Benutzung  des  Schrankfachs  mit  sämtlichen  Kunden- 
rechten. Dagegen  erstreckt  sich  die  Handlungsvollmacht  gemäß 
$  54  H.  G.  B.  nicht  auf  den  Safe.4 

Die  Höhe  des  jährlich  im  voraus5  zu  zahlenden  Miets- 
zinses, $  535,  Satz  2  B.  G.  B.,  ist  nur  in  einer  und  derselben 
Stadt  ungefähr  die  gleiche.  Sie  richtet  sich  nach  Höhe,  Breite 
und  Tiefe  des  Fachs  und  nach  der  Ausstattung  der  Stahl- 
kammer und  beträgt  z.  B.  bei  den  erwähnten  Hamburger 
Banken6  15  —  85  Mark.     Einige  dieser  Banken  besitzen  noch 


2  Deutsche  Bk.  Nr.  2:  „Außerdem  sind  von  der  Größe  ....  bei 
einer  Anzahl  von  Fächern  je  2  mit  gleichen  Schlössern  versehen; 
solche  . . .  werden  nur  zusammen  an  einen  Mieter  abgegeben.*  Diese 
Bestimmung  ist  wichtig  für  diejenigen,  welche  z.  B.  Mäntel  und  Koupons- 
bögen  getrennt  aufbewahren  wollen ;  vgl.  Vereinsbk.  Nr.  2;  Nord<L  Bk 
Abs.  5;  Dresdner  Bk.  Nr.  5. 

3  Deutsche  Bk.  Nr.  5 ;  Nordd.  Bk.  Abs.  15. 

4  Düringer  B.  A.  S.  67  A.  11  und  Düringer-Hachenburg3.  Bd.  S.  4** ; 
derselb.  Meinung  Jacoby  S.  77;  Wimmer  S.  41. 

5  §  551  B.  G.  B.  findet  keine  Anwendung.  —  Mit  Recht  betracb.tr: 
Jacoby  S.  62  A.  1  die  Vorausbezahlung  als  dem  Safevertrag  eigentümlich, 
sie  gilt  daher  auch  bei  „zufälliger  Nichtabrede". 

6  Vereinsbk.  Nr.  2;  Nordd.  Bk.  Abs.  4;  Commerz-Bk.  $  2;  Deutsch 
Bk.  Nr.  2;  Dresdner  Bk.  Nr.  2. 
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größere  Fächer,  deren  Preis  besonderer  Vereinbarung  unter- 
liegt.7 Bei  der  Miete  mehrerer  Fächer  ist  nur  für  das  größte 
der  volle  Preis  zu  zahlen,  während  sich  die  Miete  für  jedes 
der  übrigen  auf  die  Hälfte  ermäßigt.8  Bei  den  neu  einge- 
richteten Sparkassenschrankfächern  ist  der  Mietzins  ein  weit 
geringerer9,  ebenso  in  kleineren  Städten.10  Ueber  den  Miets- 
preis ausländischer  Banken  gibt  Jacoby11  eine  Statistik. 

Während  Wettstein12  die  Vergütung  »für  die  Miete  von 
wenigen  dm  Raum  eine  unbegreiflich,  ja  wucherhaft  hohe0 
nennt,  muß  ich  sie  mit  Rücksicht  auf  die  gewährte  Sicherheit 
und  die  hohe  Schadensersatzpflicht  bei  Vernachlässigung  der 
von  der  Bank  übernommenen  Sorgfalt  als  eine  angemessene 
bezeichnen. 

Die  Banken  betrachten  das  Safegeschäft  im  allgemeinen 
als  sehr  einträglich.  Einen  nicht  so  ohne  weiteres  zu  über- 
blickenden Vorteil  ersehen  sie  besonders  darin,  daß  durch  die 
Safes  ihnen  neue  kapitalkräftige  Kunden  zufließen. 

1.  Kapitel 

Die  „Bestimmungen"  der  Banken 

Die  »Bestimmungen14  der  Banken  enthalten  ausführlich 
eine  Zusammenstellung  der  Rechte  und  Pflichten  der  Vertrags- 
teile aus  dem  Stahlkammerfachvertrage.  Sie  bilden  eine  lex 
contractus,  d.  h.  sie  sind  für  die  Vertragsparteien  bindend. 
Für  den  Kunden  ist  daher  nach  Treu  und  Glauben  die  Kenntnis 
von  dem  Inhalt  der  Bestimmungen  vorauszusetzen.  Ergänzend 
haben  die  Sätze  der  Verkehrssitte,  besonders  bei  zufälligem 
Fehlen  eines  wichtigen  Bestandteils  der  Bestimmungen,  z.  B. 
des  Verbots  der  Aftervermietung,  einzugreifen. 

7  Dresdner  Bk.  Nr.  2;  Nordd.  Bk.  Abs.  ti. 

8  Die  unter  6  genannten,  Nordd.  Bk.  Abs.  7. 

9  Von  3  Mark  an;  sie  sollen  ledigl.  Familienpapiere  usw.  enthalten. 

10  z.  B.  die  Thüringische  Landesbank  Weimar  (3—25  M.),  sie  ver- 
mietete zuerst  die  sog.  Sparkassenflcher  (Prospekt). 

11  S.  62,  der  ich  den  Preis  für  die  Individual  Vaults  der  Safe  Deposit 
Company  of  New  York  from  $  1500  to  S  2500  per  year,  including 
connecting  Coupon  Room,  anschließe. 

12  S.  41. 
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S  1 

Der  „vertragsmäßige  Gebrauch" 
des  Schrankfachs 

Die  Bank  hat  dem  Kunden  das  Fach  in  einem  zu  dem 
vertragsmäßigen  Gebrauch  geeigneten  Zustande  zu  überlassen 
und  es  während  der  Mietszeit  in  diesem  Zustande  zu  erhalten. 
S  536  B.  G.  B.1  Da  der  Kunde  den  Mietszins  im  voraus  zu 
zahlen  hat,  lehnen  Jacoby*  und  Wiminer*  eine  Vorleistungs- 
pflicht der  Bank  ab  und  verlangen  Leistung  Zug  um  Zug. 
Mit  der  herrschenden  Meinung4  aber  übertrage  ich  diese  Vor- 
leistungspflicht auch  auf  das  Safegeschäft.  In  der  Praxis 
handhaben  die  Banken  je  nach  der  Individualität  des  Kunden 
diese  Pflicht  verschieden. 

Damit  der  »vertragsmäßige  Gebrauch"  des  Fachs  zu  sicherer 
Aufbewahrung  von  Wertsachen  erreicht  wird,  haben  Bank  und 
Kunde  sich  einer  Reihe  von  Verpflichtungen,  die  den  größten 
Teil  der  Bestimmungen  ausfüllen,  zu  unterwerfen. 

I.  Die  Sorgfaltspflicht  der  Vertragsteile 

Haben  die  Banken  gemäß  $  347  H.  G.  B.  nur  für  die 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns  einzustehen,  so  ver- 
pflichten sie  sich  in  den  Bestimmungen  regelmäßig,  auf  die 
Bewachung  und  Sicherung  der  Stahlkammer  wie  auf  ihren 
Verschluß  die  „äußerste  Sorgfalt"  zu  verwenden  und  für  jeden 
Schaden  zu  haften,  der  durch  Vernachlässigung  dieser  Sorgfalt 


1  $  541  kann  praktisch  werden,  wenn  zur  Reisezeit  die  Bank 
eine  große  Zahl  Fächer  vermietet,  ohne  daran  zu  denken,  daß  der 
Fächervorrat  längst  erschöpft  ist.  In  diesem  Falle  entziehen  sich  die 
Mieter  gegenseitig  den  Gebrauch;  Valery  28,  130  f. 

2  Seite  62  f. 

3  Seite  36. 

4  Brückner,  Miete  S.  56  i.  Verbdg.  mit  S.  80  A.  1;  Fuld  S.  *>; 
Goldmann-Lilienthal  1.  Bd.  S.  556;  Planck  2.  Bd.  S.  449;  Staudinger 
2.  Bd.  2.  T.  S.  672  zu  $  536.  —  A.  M.  Mittelsteiri,  Miete  S.  155. 
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entsteht.6  Zur  »äußersten  Sorgfalt"  gehört  jede  Tätigkeit  der 
Bank,  welche  geeignet  ist,  eine  äußere  Gefahr  abzuwenden, 
um  dem  Kunden  den  vertragsmäßigen  Gebrauch  im  Sinne  des 
Safevertrages  zu  sichern.  Die  Stahlkammer  ist  vor  allem 
sorgfältig  zu  verschließen,  nachts  zu  überwachen  und  öfter 
auf  ihre  Unversehrtheit  zu  prüfen.  Zuverlässige  Beamte  haben 
den  Stahlkammerbetrieb  richtig  zu  leiten;  sie  müssen  in  der 
Auswahl  der  Mieter  sehr  vorsichtig  sein  und  besonders  die 
Legitimations-  und  Vollmachtsvorschriften  genau  durchführen. 
Wie  weit  die  Sorgfalt  im  einzelnen  Falle  zu  gehen  hat,  kann 
man  nicht  genau  festsetzen.  Zur  „äußersten  Sorgfalt"  gehörte 
es  z.  B.,  daß  der  Umzug  der  Hamburger  Vereinsbank  in  ihr 
neues  Bankgebäude  im  Jahre  1902,  wobei  sämtliche  Schränke 
über  die  Straße  getragen  werden  mußten,  unter  Bewachung 
einiger  Dutzend  Schutzleute  von  statten  ging.6  Die  äußerste 
Sorgfalt  verlangte  es  ferner,  daß  nach  dem  Ende  des  vorigen 
Jahres  stattgefundenen  Erdbebens  in  Sizilien  die  Safes,  die 
sämtlich  unversehrt  blieben,  zur  Verhütung  einer  Gefahr  durch 
etwaige  neue  Erdbeben  von  der  Bank  geöffnet  und  die  Inhalte 
in  Sicherheit  gebracht  wurden.7 

Insbesondere  ist  es  eine  in  der  äußersten  Sorgfalt  begrün- 
dete Pflicht  der  Bank,  alle  technischen  Neuerungen,  die  im 
Kampfe  gegen  die  Elemente  und  die  stets  mit  den  neuesten 
Mitteln  ausgerüsteten  Verbrecher  notwendig  sind,  einzuführen; 
denn  die  Stahlkammer  muß  im  Sinne  des  Safevertrages  nach 
dem  modernsten  Stande  der  Technik  feuer-  und  diebessicher 
hergestellt  sein.  Ich  halte  daher  alle  Banken  für  jeden 
Schaden  verantwortlich,  wenn  sie  es  unterlassen,  sich  dem 
jeweiligen  Stande  der  Technik  anzupassen8,  ohne,  wie  Gumbel9, 


5  Vereinsbk.  Nr.  1 ;  Commerz-Bk.  $  1 ;  Deutsche  Bk.  Nr.  1 ;  Dresdner 
Bk.  Nr.  1 ;  Die  Nordd.  Bk.  Abs.  2  spricht  von  .gesetzlicher  Sorgfalt", 
vgl.  die  $$  537,  besonders  Abs.  2  (zugesicherte  Eigenschaften),  §  538, 
540,  542. 

«>  Brief  der  Vereinsbank. 

7  S.  J.  Arnheim,  Brief  v.  26.  1.  1909,  vgl.  S.  45  der  Abhandlung. 

8  ebenso  Jacoby  S.  5«;  Wettstein  S.  73.  —  Daß  es  viele  solche 
Banken  gibt,  bedarf  kaum  der  Erwähnung. 

9  Seite  17. 
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zu  unterscheiden,  ob  die  Neuerungen  vor  oder  nach  Abschluß 
des  einzelnen  Safevertrags  entstehen. 

Hat  die  Bank  sämtliche  ihr  obliegenden  Verpflichtungen 
erfüllt,  so  ist  sie  jeder  Haftung  ledig,  wenn  die  für  feuer-  und 
diebessicher  gehaltene  Stahlkammer  durch  irgend  welche  äußere 
Einflüsse  zerstört  wird  und  die  Fächer  ihres  Inhalts  ver- 
lustig gehen.10 

Auf  diesem  Standpunkt  steht  auch  unsere  Stahlkammer- 
praxis,  welche  technische  Neuerungen,  die  Wert  haben,  sofort 
einführt. 

Die  Bank  haftet  ferner  nicht,  wenn  der  Kunde  bei  Abschluß 
des  Vertrags  einen  Mangel  der  Stahlkammer  kennt,  $  539  B.G.  B., 
z.  B.  er  weiß,  daß  die  Stahlkammer  nicht  gegen  den  „Schneide- 
brenner" gesichert  ist,  oder  wenn  er  einen  Mangel  am  Fach 
der  Bank  nicht  rechtzeitig  angezeigt  hat.     $  545  B  G.  B. 

Hat  die  Bank  aber  die  ihr  obliegende  Sorgfalt  vernach- 
lässigt, so  haftet  sie  für  jeden  daraus  entstehenden  Schaden. 
Der  Kunde  hat  in  diesem  Falle  zu  beweisen,  ob  und  wieviel 
Sachen  sich  im  Fache  befanden. J1  Dieser  Beweis  ist  aber 
schwer  zu  führen,  denn  die  Bank  hat  den  Fachinhalt,  abge- 
sehen von  einem  etwa  vorgekommenen  Kontrollrecht,  nie 
gesehen,  und  da  höchstens  Notizen,  Geschäftsbücher,  Nummern- 
Verzeichnisse  usw.  zur  Aufklärung  dienen  können,  so  wird 
die  Bank  die  Behauptungen  des  Kunden  über  die  Höhe  des 
Schadens  stets  bestreiten.  Hier  hilft  sich  Jacoby  mit  Recht 
damit,  daß  dem  Kunden  ein  richterlicher  Eid  auferlegt  wird 
Hat  der  Kunde  den  Schaden  spezialisiert,  so  erfolgt  die  Eides- 
leistung  gemäß    475   Z.  P.  O.     Ist    der    Schaden    aber    nicht 


10  Derselben  Meinung  Gumbel  S.  16;  Jacoby  S.  57;  Wettstein  S.  7:;; 
vergl.  auch  1  55  pr.  D.  loc.  conducti  19,  2,  worauf  Valery  28,  131*  hin- 
weist, wonach  der  horrearius  für  Einbruchsdiebstahl  nicht  haftete. 
„nisi  custodiam  eorum  recepit".  —  In  diesen  Fällen  kommen  nur  die 
SS  275,  323,  812  B.  G.  B.  zur  Anwendung,  sodaß  die  Bank  lediglich 
ihren  Anspruch  auf  die  Gegenleistung  verliert.  —  Vgl.  auch  $  i^. 
wonach  die  Bank  beweispflichtig  wäre. 

1 1  Ebenso  Dorn  S.  31 ;  Düringer,  B.  A.  S.  66  A.  10;  Jacoby  S.  öU  f.: 
Marcus  S.  254. 
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spezialisiert,  so  kommt  $  287  zur  Anwendung,  wonach  das 
Gericht  dem  Kunden  einen  Schätzungseid  auferlegen  kann  und 
zugleich  den  Betrag  zu  bestimmen  hat,  den  die  eidliche 
Schätzung  nicht  übersteigen  darf.  Auf  diese  Weise  hat  der 
Kunde  den  Beweis  für  die  üöhe  seines  Schadens  erbracht. 
$  463  Abs.  1  Z.  P.  O.12 

Damit  die  Bank  ihre  Sorgfaltspflicht  ausüben  kann,  haben 
diejenigen,  welche  die  Stahlkammer  benutzen,  sich  den  zum 
Zwecke  der  Sicherheit  getroffenen  Anordnungen  der  Beamten 
der  Bank  zu  fügen.13 

Zur  Erreichung  der  vertragsmäßigen  Sicherheit  der  Fächer 
sind  aber  noch  einige  dem  Safevertrag  eigentümliche  Ein- 
richtungen getroffen,  auf  die  sich  die  Sorgfaltspflicht  der  Bank 
besonders  zu  erstrecken  hat. 

II.  Der  Fachinhalt 

Der  vertragsmäßige  Gebrauch  der  Fächer  besteht  darin, 
daß  sie  nur  zur  Aufbewahrung  von  Urkunden,  Wertpapieren, 
Edelmetallen,  Schmucksachen  benutzt  werden  sollen.  Praktisch 
soll  diese  Aufzählung  bedeuten,  daß  man  keine  gefährlichen 
Sachen  ins  Fach  legen  darf.14  Handelt  der  Kunde  dieser  Be- 
stimmung zuwider,  so  haftet  er  für  jeden  verursachten  Schaden. 
Zur  Sicherstellung  dieser  Vorschrift  ist  die  Bank  berechtigt, 
von  dem  Kunden  Einsicht  in  den  Fachinhalt  zu  verlangen.15 
In  der  Praxis  kommt  dies,  wenigstens  bei  unsern  Banken, 
so  gut  wie  garnicht  vor;  denn  die  Banken  sind  in  der  Auswahl 
ihrer  Mieter  so  vorsichtig,  daß  ein  Mißbrauch  der  Kunden- 
rechte nicht  zu  fürchten  ist.  —  Ob  die  Kunden  eigene  oder 


12  Ausführitcher  bei  Jacoby  S.  59  f. 

13  Vereinsbk.  Nr.8;  Nordd.  Bk.  Abs. 23;  Commerz-Bk.  $  13;  Deutsche 
Bank  Nr.  8;  Dresdner  Bk.  Nr.  10. 

14  Es  war  der  Fall  vorgekommen,  daß  Explosivstoffe  aufbewahrt 
wurden.  Valery  27,  410  A.  1  fuhrt  diese  Bestimmung  auf  anarchistische 
Attentate  zurück;  vgl.  auch  die  Beispiele  Valery's  28, 134  f.  über  Angriffe 
auf  die  Stahlkammer. 

15  Vereinsbk.  Nr.  3;  Nordd.  Bk.  Abs.  10;  Commerz-Bk.  $  3;  Deutsche 
Bank  Nr.  3;  Dresd.  Bk.  Nr.  4. 
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fremde  Sachen  im  Safe  aufbewahren,  ist  einerlei.  Praktisch 
kommt  der  Fall  vor,  daß  ein  kleiner  Bankier,  der  keine  Stahl- 
kammer hat,  in  einem  gemieteten  Fach  die  Depots  seiner 
Kunden  verwahrt.16 

Zur  Vornahme  von  Verwaltungshandlungen  an  den  Pa- 
pieren, z.  B.  Abtrennen  von  Koupons,  stellen  die  Banken 
als  unentgeltliche  Nebenleistung  die  erwähnten  Kojen  zur 
Verfügung.17 


III.  Der  Mit  Verschluß  der  Bank 

Die  Fächer  stehen  unter  dem  eigenen  Verschluß  des 
Mieters  und  unter  dem  Mitverschluß  der  Bank;  nur  beide 
gemeinsam  können  das  Fach  öffnen.18  Diese  Einrichtung  hat, 
wie  schon  erwähnt,  die  wichtige  Aufgabe  der  Kontrolle,  daß 
man  es  bei  jeder  Oeffnung  mit  dem  richtigen  Mieter  zu  tun 
hat;  sie  bewirkt  einen  sichern  Schutz  gegen  Beeinträchtigung 
des  Mietsrechts  durch  unbefugte  sich  im  Besitz  des  Schlüssels 
befindliche  Dritte.  Zur  glatten  Durchführung  dieser  Einrichtung 
muß  auch  hier  der  Mieter  mithelfen.  Er  hat  für  die  sichere 
Verwahrung  der  ihm  in  2  Ausfertigungen  von  der  Bank 
gelieferten  Schlüssel  Sorge  zu  tragen.  Im  Fall  des  Verlustes 
auch  nur  eines  derselben  hat  er  bei  eigener  Verantwortlich- 
keit für  die  Folgen  der  Unterlassung  der  Bank  sofort  Anzeige 
zu  machen,10  damit  diese  die  Aenderung  des  Schlosses  und 
die  Anfertigung  neuer  Schlüssel  veranlaßt.  Bei  Verlust  beider 
Schlüssel  hat  sich  der  Mieter  mit  der  Bank  über  die  not- 
wendig gewordene  gewaltsame  Oeffnung  des  Fachs  zu  ver- 
ständigen. Diese  Oeffnung,  überhaupt  alle  Reparaturen,  dürfen 
nur    von    Handwerkern    der    Bank    ausgeführt    werden.     Sie 


16  So  z.  B.  die  Deutsche  Bank  Filiale  Hamburg,  vgl.  Dorn  S.  32  A.  2. 

17  Vereinsbk.  Nr.  6;  Nordd.  Bk.  Abs.  19;  Commerz-Bk.  $6;  Deutsche 
Bank  Nr.  6;  Dresdner  Bk.  Nr.  7. 

18  Vereinsbk.  Nr.  4;  Nordd.  Bk.  Abs.  1 1 ;  Commerz-Bk.  $  4;  Deutsche 
Bank  Nr.  4;  Dresdner  Bk.  Nr.  5. 

19  vgl.  $  545  B.  G.  B. 
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geschieht  auf  Kosten  des  Mieters,  der  für  jeden  Schaden 
haftet.20   In  der  Praxis  kommen  diese  Fälle  häufiger  vor. 

Wenn  Wettstein21  meint,  die  Bank  habe  ein  „Doppel  der 
Schlüssel"  des  Kunden,  so  trifft  dies,  wenigstens  für  unsere 
Banken,  absolut  nicht  zu.  Manche  Bestimmungen  sagen  sogar 
ausdrücklich,  daß  weitere  Exemplare  der  gleichen  Schlüssel 
nicht  existieren,  auch  nicht  angefertigt  werden.22  Auch  die 
soeben  erörterten  Maßregeln  bei  Verlust  der  Schlüssel  sprechen 
dagegen.  Bestände  die  Einrichtung,  so  hätten  die  Safegeschäfte 
ihren  Zweck  verfehlt.  Denn  was  nützt  dem  Mieter  ein  sicherer 
Raum,  wenn  der  Vermieter  die  Schlüssel  dazu  hat? 

In  Wirklichkeit  besteht  auch  die  von  Wettstein  behauptete 
Einrichtung  nach  Aussage  von  Banken  nicht. 

IV.  Verbot  der  Untervermietung.  Bevollmächtigung 

Die  Aftervermietung  ist  beim  Safevertrage  vertragsmäßig 
ausgeschlossen.1,1  Es  ist  dem  Kunden  daher  das  im  $  549  Abs.  I 
B.  G.  B.  gegebene  Kündigungsrecht  versagt;  denn,  weil  der 
Bank  viel  an  der  Individualität  des  Kunden  liegt,  so  soll  der 
Vertrag  höchst  persönlich  sein. 

Will  der  Kunde  einem  Dritten  die  Verfügung  über  das 
Schrankfach  einräumen,  so  kann  er  dies  auf  Grund  der  in 
den  Bestimmungen  geregelten  „Bevollmächtigung".  Je  nach 
der  Natur  der  Handlungen,  die  der  Dritte  vorzunehmen  hat, 
kann  diese  „Bevollmächtigung"  eine  richtige  Vollmacht  im 
Sinne  des  Gesetzes  oder  auch  nur  ein  reiner  Auftrag  oder 
auftragähnliches  Verhältnis  sein,  wobei  die  „Vollmachts"- 
urkunde  lediglich  den  Charakter  einer  Legitimation  hat.  Das 
letztere  ist  beim  Safevertrag  hauptsächlich  der  Fall.21 

20  vgl.  A.  18  u.  Nordd.  Bk.  Abs.  12  u.  Commerz-Bk.  $  5. 

21  S.  38,  77.  —  ebenso  Dorn  S.  19;  Kohler  S.  680;  Valery  28,  134 
A.  1,  welch  letzterer  dies  für  den  Verlust  der  Schlüssel,  Tod,  Konkurs 
und  Pflndung  des  Kunden  nötig  hält. 

22  Thüringische  Landesbank  Nr.  8. 

23  Deutsche  Bk.  Nr.  2;  Nordd.  Bk.  Abs.  »;  Commerz-Bk.  $  2; 
Dresdner  Bk.  Nr.  3.  --  Ueber  2  Ausnahmen  vgl.  Jacoby  S.  73  A.  1. 

24  vgl.  Jacoby  S.  74  f. 
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Die  Bevollmächtigung  geschieht  gewöhnlich  auf  von  der 
Bank  gelieferten  Mustern.  Mit  der  Prüfung  der  Rechtsgültig- 
keit der  Vollmacht  befassen  sich  die  Banken  gewöhnlich  nicht. 
Die  Vollmacht  bleibt  solange  in  Kraft,  bis  eine  schriftliche 
Mitteilung  des  Vollmachtgebers  über  das  Erlöschen  der  Voll- 
macht in  den  Besitz  der  Bank  gelangt  ist.  Während  einige 
Banken  die  Vollmacht  als  erloschen  betrachten,  wenn  ihnen 
der  Tod  des  Vollmachtgebers  bekannt  geworden  ist,  erlischt 
bei  andern  Banken  dieselbe  nicht  ohne  weiteres  mit  dem 
Tode  des  Bevollmächtigenden. 

Diese  Bevollmächtigten  haben  bei  jedesmaligem  Eintritt  in 
die  Stahlkammer  ihre  Ausweiskarte  vorzuzeigen  und  diese  bei 
Erlöschen  der  Vollmacht  zurückzugeben. 

Ist  der  Kunde  nur  zeitweise  persönlich  verhindert,  z.  K. 
verreist,  so  kann  er  durch  Ausstellung  eines  Berechtigungs- 
ausweises, zu  welchem  die  Bank  Vordrucke  erteilt,  jemanden 
zu  einmaliger  Benutzung  des  Fachs  ermächtigen.  Der  Ausweis 
ist  bei  der  Benutzung  abzugeben.25 

Eine  Vollmacht  im  Sinne  des  Gesetzes  ist  z.  B.  die  Prokura, 
die  zu  allen  Kundenrechten  berechtigt.  $  49  H.  G.  B.  Sie 
erlischt  nicht  durch  den  Tod  des  Kunden.  $  52  Abs.  3  H.  G.  B. 
Konkursverwalter,  Vormünder,  Testamentsvollstrecker  usw. 
bedürfen  nur  ihres  behördlichen  Ausweises  für  ihre  Be- 
stellung.80 

Weil  durch  die  Bevollmächtigung  fremde  Elemente  in  die 
Stahlkammer  kommen,  so  lassen  die  Banken  in  der  Praxis 
diese  Vorschriften  genau  befolgen. 

V.  Die  Legitimation  des  Kunden 

In  jeder  Bestimmung  steht,  daß  der  Eintritt  in  die  Stahl- 
kammer außer  den  dazu  bestimmten  Beamten  der  Bank  nur 
den  Mietern    und    deren  Bevollmächtigten   oder   gesetzlichen 


25  Vgl.  Deutsche  Bk.  Nr.  5;  Vereinsbk.  Nr.  5;  Commerz-Bk.  S  *; 
Nordd.  Bk.  Abs.  16  f.;  die  für  den  Tod  des  Kunden  gegebenen  Vor- 
schriften werden  an  anderer  Stelle  erörtert.  —  Vgl.  die  Vollmachts- 
formulare bei  Jacoby  S.  75  A.  3  u.  S.  70  A.  1. 

26  Düringer  S.  67;  Jacoby  S.  76;  Wimmer  S.  42. 
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Vertretern  gestattet  ist.  Jeder  Mieter  erhält  ein  sog.  Schlüssel- 
wort, Paßwort,  welches  die  Banken  in  Verbindung  mit  dem 
Besitz  der  Schrankfachschlüssel  als  genügende  Legitimation 
ansehen.  Zur  Prüfung  der  Identität  verlangen  manche  Banken 
außerdem  die  Abgabe  der  Unterschrift  vor  dem  Eintritt.  Hat 
eine  Firma  gemietet,  so  ist  gewöhnlich  die  Firmenzeichnung 
zur  Aufbewahrung  einzutragen.27 

Die  praktische  Ausübung  der  Legitimationsvorschriften 
richtet  sich  nach  den  sie  begleitenden  Umständen,  besonders 
danach,  ob  der  Kunde  oft  oder  nur  selten  in  die  Stahlkammer 
kommt. 

VI.  Das  fristlose  Kündigungsrecht  der  Bank 

Die  Bank  ist  berechtigt,  das  Mietsverhältnis  jederzeit  ohne 
Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  und  ohne  Angabe  von 
Gründen  zu  kündigen.  In  diesen  Fällen  gewährt  die  Bank 
dem  Kunden  den  verhältnismäßigen  Teil  der  Miete  zurück. 
Diese  Kündigung  erfolgt  gewöhnlich  durch  einen  an  die  letzte 
bekannte  Adresse  des  Kunden  gerichteten  „eingeschriebenen 
Brief",  ganz  gleich,  ob  der  Brief  ankommt  oder  nicht.28  Auf 
diese  Weise  ist  die  Bank  in  der  Lage,  jeden  ihr  nicht 
passenden  Mieter  sofort  aus  der  Stahlkammer  zu  entfernen, 
z.  B.  wenn  der  Kunde  gefährliche  Sachen  im  Safe  verwahrt, 
sich  ungebührlich  benimmt,  ein  hochstaplerisches  Wesen  zur 
Schau  trägt  usw.,  also  stets,  wenn  der  vertragsmäßige  Gebrauch 
der  übrigen  Kunden  gefährdet  erscheint. 

In  der  Praxis  kommt  diese  Kündigung  in  diesem  Sinne 
kaum  vor.29  Wohl  aber  findet  sie  in  manchen  andern  Rechts- 
lagen dem  Kunden  gegenüber  Anwendung,  worauf  später 
zurückzukommen  ist.  —  Hier  ist  nur  noch  zu  erwähnen,  daß 
die  Banken  z.  B.  von  ihrem  fristlosen  Kündigungsrecht  Gebrauch 

27  Vcreinsbk.  Nr.  5;  Nordd.  Bk.  Abs.  13  f.;  Commerz- Bk.  $  6  u.  7; 
Deutsche  Bk.  Nr.  5;  Dresdner  Bk.  Nr.  6. 

28  Vereinsbk.  Nr.  2;  Nordd.  Bk.  Abs.  9  u.  Abs.  22;  Commerz-Bk. 
$  2  u.  $  11;  Deutsche  Bk.  Nr.  2;  Dresdner  Bk.  Nr.  3. 

29  Mir  wurde  ein  Fall  bekannt,  in  welchem  sich  der  Mieter  un- 
gebührlich benahm. 
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machen,  wenn  sie  ihre  Stahlkammerfachvermietung  aufgeben 
wollen. 

Alle  diese  dem  Safegeschäft  eigentümlichen  Einrichtungen 
sind  notwendig,  damit  der  „vertragsmäßige  Gebrauch"  der 
Schrankfächer  zur  sicheren  Aufbewahrung  von  Wertgegen- 
ständen vorhanden  ist. 

$2 

Ende  des  Stahlkammerfachvertrags 

Der  Safevertrag  wird  gewöhnlich  auf  ein  Jahr  abge- 
schlossen.1 Manche  Banken  vermieten  Safes  auch  auf  einen 
Monat,  ein  Viertel-  oder  ein  Halbjahr. 

Wie  oft  der  Kunde  sein  Safe,  ob  er  es  überhaupt  benutzt,* 
und  wann  er  das  Mietsverhältnis  innerhalb  der  Mietszeit 
aufgibt,3  hat  auf  den  gezahlten  Mietszins  keinen  Einfluß. 

Nach  den  Bestimmungen  gilt  der  laufende  Mietvertrag 
stillschweigend  auf  ein  weiteres  Jahr  verlängert,  wenn  von 
keiner  Seite  vor  Ablauf  des  Vertrags  eine  dem  entgegen- 
stehende Erklärung  abgegeben  wird.4  Manchmal  findet  man 
eine  andere  Kündigungsfrist.5  Diese  Kündigungsart  ist  in  der 
Natur  der  Safemiete  begründet,  welche  nicht,  wie  z.  B,  die 
Wohnungsmiete,  an  bestimmte  Fristen  gebunden  zu  sein 
braucht. 

Vorzeitig  beendigt  wird  der  Vertrag  gemäß  $  542  B.  G.  B. 
und  im  Falle  des  zufälligen  Untergangs  der  Stahlkammer. 
$  275,  $  323  B.  G.  B. 

Ist  der  Safevertrag  zu  Ende,  so  hat  der  Kunde  das  Schrank- 
fach, den  darin  befindlichen  Blechkasten  sowie  sämtliche  von 


1  Vereinsbk.  Nr.  2;  Nordd.  Bk.  Abs.  3;  Commerz-Bk.  §  2;  Deutsche 
Bk.  Nr.  2;  Dresdner  Bk.  Nr.  2.  —  Eine  kürzere  Mietszeit  liegt  in  diesem 
Falle  im  guten  Willen  der  Bank. 

2  vgl.  $  552  B.  G.  B. 

3  Dies  ist  ein  Verzicht  auf  seine  Rechte,  wie  Jacoby  S.  80  mit 
Recht  hervorhebt;  a.  M.  Wimmer  S.  42. 

4  Vgl.  A.  1  u.  Dresdner  Bk.  Nr.  3;  ausgenommen  Commerz-Bk. 
$  2.    $$  564  f.  B.  G.  B.  finden  keine  Anwendung. 

5  Commerz-Bk.  $  2:  „1  Monat  vor  Ablauf  des  Vertrags". 
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der  Bank  gelieferte  Schlüssel  in  unbeschädigtem  Zustande 
zurückzugeben.  Fehlendes  hat  der  Kunde  zu  ersetzen;  ebenso 
hat  er  die  Kosten  für  die  notwendig  gewordene  Erneuerung 
der  Schlosser  zu  tragen.  Mit  Rückgabe  der  Schlüssel  sind 
alle  etwaigen  Ansprüche  des  Kunden  oder  dessen  Rechts- 
nachfolger an  die  Bank  erloschen.6 

$3 

Das  Pfandrecht  der  Bank1 

Die  Miete  eines  Safes  ist  Raummiete  im  Sinne  des  $  580 
B.  G.  B.  —  Die  Bank  hat  daher  für  ihre  Forderungen  aus  dem 
Mietsverhältnis  ein  Pfandrecht  an  den  eingebrachten  Sachen 
des  Mieters,  und  es  finden  die  $$  559  f.  B.  G.  B.  entsprechende 
Anwendung.  Die  Bestimmungen  erwähnen  dieses  Pfandrecht 
aber  noch  ausdrücklich.  Praktisch  knüpfen  die  Banken  das 
Pfandrecht  an  die  Beendigung  des  Vertrags,  wobei  das  frist- 
lose Kündigungsrecht  eine  wichtige  praktische  Rolle  spielt. 
Wenn  nämlich  nach  Beendigung  des  Safevertrags  der  Bank 
die  Schlüssel  nach  schriftlicher  Aufforderung  nicht  binnen 
3  Tagen,  1  Woche  usw.,  zurückgeliefert  werden,  so  ist  sie 
berechtigt,  das  Schrankfach  und  den  Blechkasten  auf  Kosten 
des  Mieters  öffnen  zu  lassen  und  wegen  ihrer  Forderungen 
aus  dem  Mietsverhältnis  das  Pfandrecht  des  Vermieters  aus- 
zuüben.2 Wie  sich  die  Banken  nach  der  Oeffnung  Befrie- 
digung verschaffen,  ist  verschieden.  Gewöhnlich  erklären  sich 
die  Banken  für  berechtigt,  „sich  aus  dem  Inhalt  ohne  weitere 
Androhung,  Fristerteilung  und  Benachrichtigung  vom  Verkaufs- 
termin durch  öffentlichen  Verkauf  bezahlt  zu  machen*.3  Die 
$$  1228  f.  B.  G.  B.  erleiden  also  eine  erhebliche  Ein- 
schränkung. 


6  Vgl.  $  556  B.  G.  B.    -  Vereinsbk.  Nr.  7;   Nordd.  Bk.  Abs.  20; 
Commerz-Bk.  $  10  u.  12;  Deutsche  Bk.  Nr.  7;  Dresdner  Bk.  Nr.  8. 

1  Vgl.  1.  3  D.  in  quib.  causis  20,  2. 

2  Vereinsbk.  Nr.  7 ;  Nordd.  Bk.  Abs.  21 ;  Commerz-Bk.  $  10;  Deutsche 
Bk,  Nr.  7;  Dresdner  Bk.  Nr.  !).     v;l.  §  .V»7  B.  G.  B. 

3  So  z.  B.  Deutsche  Bk.  Nr.  7;  im  übrigen  vgl.  A.  2. 
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Praktisch  wird  das  Pfandrecht  eigentlich  nur  für  die  Fälle, 
in  denen  ein  Kunde  überhaupt  nichts  mehr  von  sich  hören 
läßt,  z.  B.  irgendwo  ums  Leben  gekommen  ist,  und  die  Be- 
lastung für  das  neue  Mietsjahr  unbestellbar  an  die  Bank 
zurückgekommen  ist. 

Einige  Banken  erstrecken  das  Pfandrecht  nicht  nur  auf 
Miets-,  sondern  auch  auf  „sonstige  Forderungen*.4 

Daß  die  Banken  dieses  Pfandrecht  in  den  Bestimmungen 
ausdrücklich  erwähnen,  spricht  nicht,  wie  Gumbel5  meint, 
dafür,  daß  die  Banken  bei  der  rechtliche  Beurteilung  des  Ver- 
trags selbst  im  Zweifel  gewesen  zu  sein  scheinen,  sondern 
ist  deshalb  geschehen,  weil  sie  die  Geltendmachung  des 
Pfandrechts  dem  Safevertrage  angepaßt  haben. 

Der  Tod  des  Kunden 

Der  Safe  vertrag  hat  eine  streng  persönliche  Natur.  Die 
Bestimmungen  sagen  ausdrücklich,  daß  der  Mietsvertrag  nur 
für  die  Person  gültig  ist,  mit  welcher  er  abgeschlossen  wurde.1 
Er  ist  daher  unvererblich.2  Die  Erben  haben  lediglich  einen 
dinglichen  Anspruch  auf  den  Fachinhalt  und  haben  zur 
Geltendmachung  desselben  ausdrücklich  festgesetzte  Legi- 
timationsvorschriften zu  erfüllen. 

Die  Banken  gestatten  den  Zutritt  zum  Fach  nur  demjenigen, 
der  sich  durch  ein  Zeugnis  des  Nachlaßgerichts  als  berechtigt 
ausweist.8     Ein  anderes  Mittel,    den  Fachinhalt   zu   erhalten, 
ist  auf  Grund   der  „Vollmachts'-Bestimmungen   gegeben.  - 
Einige'  „Bestimmungen"  erklären  z.  B.  die  „Vollmacht**  nicht 


4  z.  B.  Nordd.  Bk.  Abs.  21  und  Dresdner  Bk.  Nr.  9. 

5  Seite  20. 

1  Nordd.  Bk.  Abs.8;  Commerz-Bk.  $2;  Deutsche  Bk.  Nr.  2;  Dresdner 
Bank  Nr.  3. 

2  Ebenso  Jacoby  S.  80;  Wimmer  S.  43;  a.  M.  Heinrici  S.  H^l; 
Wettstein  S.  68  A.  1.  —  vgl.  $  569  B.  G.  B.  Der  Tod  des  Vermieters 
ist  ohne  Einfluß. 

3  Vereinsbk.  Nr.  9;  Nordd.  Bk.  Abs.  24;  Deutsche  Bk.  Nr.  .*.; 
Commerz-Bk.  $  9. 
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ohne  weiteres  mit  dem  Tode  des  Vollmachtgebers  für  er- 
loschen.4 Andere  lassen  es  zu,  daß  die  Vollmacht  ausdrück- 
lich als  auch  nach  dem  Tode  des  Kunden  gültig  erteilt  ist,6 
oder  daß  sie  sich  nur  auf  den  Fall  des  Todes  beziehen  soll.6 
Kann  sich  der  Schlüsselbesitzer  nicht  auf  eine  dieser  Arten 
legitimieren,  so  wird  mit  Jacoby7  die  Bank  gut  tun,  mit  ihm 
gemeinsam  das  Safe  zu  öffnen  und  den  Inhalt  dem  Nachlaß- 
gericht abzuliefern.  Von  praktischer  Bedeutung  ist  besonders 
die  Frage  über  die  Ablieferung  eines  im  Schrankfache  befind- 
lichen Testaments  ans  Nachlaßgericht,  die  nach  der  Besitzfrage 
zu  erörtern  ist. 

Aus  allem  ist  zu  ersehen,  daß  die  Banken  im  Interesse 
der  verbürgten  Sicherheit  es  außerhalb  des  Vertrages  stehenden 
Personen  nicht  leicht  machen,  die  Verfügung  über  den  Fach- 
inhalt zu  erhalten.  Aus  der  Praxis  möchte  ich  folgenden 
vorgekommenen  Fall  erwähnen.  Es  starb  ein  Kunde,  der  den 
Safe  unter  falschem  Namen  innehatte.  Erst  nach  langem 
Streit  erhielten  die  Erben  den  Inhalt,  nachdem  die  Bank  das 
Fach  mit  den  Erben  gemeinsam  geöffnet  und  den  Inhalt  in 
Verwaltung  genommen  hatte.  In  solchem  Fall  könnte  man 
sich  dadurch  helfen,  daß  im  Erbschein  der  falsche  Name  an- 
gegeben wird.* 

Anhang 

Einige  Bestimmungen  enthalten  noch  kleine  Sondervor- 
schriften, die  dem  Safegeschäft  nicht  eigentümlich  sind.  So 
ist  in  einigen  der  Gerichtsstand  für  Streitigkeiten  aus  dem 
Vertrag  genau    fixiert,1  und   häufig  findet  man  den  Satz,  daß 

4  Deutsche  Bk.  Nr.  5. 

5  Dresdner  Bk.  Nr.  6;  Vereinsbank  Nr.  5;  Commerz-Bk.  $  8. 

6  Commerz-Bk.  $$  8  u.  !);  Dresdner  Bk.  Nr.  6;  vgl.  das  Formular 
bei  Jacoby  S.  81  A.  2. 

7  S.  82.  —  Meldet  sich  niemand,  so  findet  das  auf  S.  62  über  das 
Pfandrecht  Gesagte  entsprechende  Anwendung. 

8  Planck  5.  Bd.  S.  8SI4  9  a  a  zu  $  2353. 

1  z.  B.  Nordd.  Bk.  Abs.  2f>;  Commerz-Bk.  $  14.  Ueber  die  sach- 
liche Zuständigkeit  vgl.  $  2-'<  Ziff.  2  G.  V.  G. 
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die  Abänderung  der  Bedingungen  der  Bank  jederzeit  vor- 
behalten  bleibe.'  Solche  Abänderung  darf  dann  nur  in  den 
Grenzen  des  Vertragscharakters  erfolgen.  Solcher  Vorbehalt 
kann  auch  in  die  Verkehrssitte  übergehen,  wie  z.  B.  die  ein- 
seitige Veränderung  der  Geschäftszeit  durch  die  Bank  im 
Rahmen  des  $  358  H.  G.  B.v 

2.  Kapitel 

Die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs,  die  in  den  „Bestim- 
mungen" der  Banken  keine  Regelung 

gefunden  haben 

Lastentragung,  Verwendungen  und  die 
Verjährung  der  Ersatzansprüche 

Die  Bestimmungen  der  Banken  haben  fast  sämtliche  Miets- 
regeln des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  berücksichtigt  und  sie 
in  modifizierter  Gestalt  dem  Safevertrage  angepaßt.  Nicht 
erledigt  sind  nur  einige  Vorschriften,  die  auf  alle  Mietsver- 
hältnisse gleiche  Anwendung  finden.  So  hat  die  Bank  gemäß 
$  546  B.  G.  B.  sämtliche  auf  der  Stahlkammer  und  ihren 
Fächern  ruhende  Lasten,  z.  B.  Hypotheken,  zu  tragen.  Ferner 
ist  die  Bank  verpflichtet,  dem  Kunden  die  auf  das  Fach 
gemachten  notwendigen  Verwendungen  zu  ersetzen.  $  547. 
Dies  kommt  praktisch  nicht  in  Frage.  Wohl  aber  kann  der 
Kunde  gemäß  $  547  Abs.  2  B.  G.  B.  eine  Einrichtung,  mit  der 
er  das  Fach  versehen  hat,  z.  B.  ein  Vorhängeschloß,  weg- 
nehmen. Ebenso  finden  die  im  $  558  B.  G.  B.  enthaltenen 
Vorschriften  über  Verjährung  der  Ersatzansprüche  des  Ver- 
mieters wegen  Veränderungen  oder  Verschlechterungen  der 
Mietssache  sowie  der  Ansprüche  des  Mieters  auf  Ersatz  von 


2  Nordd.  Bk.  Abs.  26;  Commerz-Bk.  $  15. 

3  Ebenso  Jacoby  S.  46. 
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Verwendungen  oder  auf  Gestattung  der  Wegnahme  einer 
Einrichtung  auf  den  Safevertrag  entsprechende  Anwendung, 
z.  B.  Anspruch  der  Bank  wegen  eines  Schadens,  der  durch 
vertragswidrigen  Gebrauch  des  Schrankfachs  angerichtet  wird. 

S2 

Veräußerung  der  Stahlkammer 

Bei  Veräußerung  der  Stahlkammer  finden  auf  den  Safe- 
vertrag als  Raummiete  die  $$  571  f.  B.  G.  B.  Anwendung.1 
Von  praktischer  Bedeutung  kann  z.  B.  $  571  Abs.  2  werden, 
wonach  der  Vermieter  haftet,  wenn  der  Erwerber  die  Ver- 
pflichtungen nicht  erfüllt,  und  daß  diese  beim  Safegeschäft 
sehr  große  sind,  ist  genügend  erörtert  worden.  Von  der 
Haftung  frei  wird  die  veräußernde  Bank  nur,  wenn  sie  dem 
Kunden  den  Uebergang  des  Eigentums  mitteilt,  und  dieser 
den  Vertrag  nicht  für  den  ersten  zulässigen  Termin,  also  für 
den  Ablauf  des  Mietsjahres  kündigt.  $  571  Abs.  2  Satz  2. 
Im  übrigen  ist  auf  die  $$  572  f.  B.  G.  B.  zu  verweisen;  denn 
deren  Anwendung  auf  den  Safevertrag  bietet  keine  wichtigen 
Besonderheiten. 

Bei  Veräußerung  des  ganzen  Bankgeschäfts  sind  die  all- 
gemeinen Vorschriften  des  $  25  H.  G.  B.  anzuwenden.1 

3.  Kapitel 

Konkurs  der  Vertragsteile 
Konkurs  der  Bank1 

Für  den  Fall  des  Konkurses  finden  auf  den  Safevertrag 
die  konkursrechtlichen  Vorschriften  über  die  Miete  ent- 
sprechende Anwendung.' 

1  Jacoby  S.  72  läßt  auf  Grund  von  Mobiliarmiete  $  986  Abs.  2 
B.  G.  B.  zur  Anwendung  kommen. 

2  Vgl.  Jacoby  S.  72  über  die  Fusion  einer  Aktiengesellschaft. 

1  Nach  Gumbel  S.  45  bietet  der  Konkurs  der  Bank  zu  Bemer- 
kungen keinen  Anlaß. 

2  Jäger,  3./4.  Aufl.  S.  189  A.  3  zu  $  17,  der  einen  besonders  gearteten 
Verwahrungs vertrag  annimmt,  unterwirft  den  Vertrag  der  Regel  des 
$  17  K.  O. 

6 
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War  der  Safevertrag  zur  Zeit  der  Eröffnung  des  Konkurses 
von  der  Bank  und  dem  Kunden  nicht  oder  nicht  vollständig 
erfüllt,  rso  kann  gemäß  $  17  Abs,  1  K.-O.  der  Konkursver- 
walter an  Stelle  der  Bank  den  Vertrag  erfüllen  und  die 
Erfüllung  von  dem  andern  Teile  verlangen.  Nach  Absatz  2 
muß  der  Verwalter  auf  Erfordern  des  Kunden  diesem  ohne 
Verzug  erklären,  ob  er  die  Erfüllung  verlangen  will,  und 
unterläßt  er  dies,  so  kann  er  auf  Erfüllung  nicht  bestehen. 

Verweigert  der  Verwalter  die  Erfüllung,  so  kann  der  Kunde 
die  Rückforderung  der  bereits  gezahlten  Miete  nur  als  Konkurs- 
forderung geltend  machen.  $  26  K.-O.  Praktisch  aber  wird  der 
Verwalter  den  Vertrag  erfüllen,  um  die  Masse  zu  erhöhen; 
denn  der  Mietszins  ist  jetzt  gesichert,  und  es  ist  einerlei,  ob 
der  Kunde  seine  Sachen  im  Fach  behält  oder  vorzeitig 
herausnimmt.3 

Hatte  die  Bank  dem  Kunden  das  Schrankfach  schon  vor 
der  Eröffnung  des  Verfahrens  überlassen,  so  ist  gemäß  $  21 
Abs.  1  K.-O.  der  Safevertrag  auch  der  Konkursmasse  gegenüber 
wirksam.  Abs.  2  u.  3  $  21  finden  entsprechende  Anwendung. 
An  die  Stelle  der  Bank  ist  aber  der  Konkursverwalter  ge- 
treten. Dieser  hat  alle  Rechte  und  Pflichten  der  Bank  aus- 
zuüben, z.  B.  bei  der  Oeffnung  des  Faches  mitzuwirken/ 
Eine  Siegelung  des  Faches5  gemäß  $  122  K.-O.  vorzunehmen, 
ist  der  Verwalter  nicht  berechtigt,  weil  der  Fachinhalt  nicht 
zur  Konkursmasse  gehört  und,  wie  Jacoby6  richtig  bemerkt, 
dadurch  die  Benutzung  der  Safes  vereitelt  werden  würde. 
Da  der  Kunde  ein  dingliches  Recht  am  Fachinhalt,  meistens 
sogar  Eigentum  daran  hat,  so  kann  er  gemäß  $  43  K.-O.  einen 
Aussonderungsanspruch  aus  der  Konkursmasse  geltend  machen. 


3  Ebenso  Hancke  S.  389;  Düringer-Hachenburg  3.  Bd.  S.  r*H: 
Meuschel  S.  37. 

4  vgl.  Jäger  2.  A.  $  43  A.  9  S.  362;  ebenso  Dernburg  2.  Bd.  2.  Abt 
S.  595  A.  8.,  der  für  den  Fall,  daß  das  Verbleiben  der  Wertsachen  is 
der  Stahlkammer  untunlich  werde  und  es  nicht  zur  Vereinbarung  mit 
dem  Kunden  komme,  eine  öffentliche  Hinterlegung  der  Papiere  für 
angebracht  hält. 

5  Dieser  Fall  ist  bereits  praktisch  geworden,  Jacoby  S.  70  A.  J- 

6  S.  70  und  A.  3. 
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82 

Konkurs  des  Kunden 

Mit  der  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  über  das  Ver- 
mögen des  Kunden  verliert  dieser  gemäß  $  6  K.-O.  die 
Befugnis,  sein  im  Fach  befindliches  zur  Konkursmasse  ge- 
hörendes Vermögen,  $  1  K.-O.,1  zu  verwalten  und  darüber  zu 
verfügen.  Der  Kunde  hat  daher  nicht  mehr  das  Recht  des 
Zutritts  zum  Fach,  und  die  Bank  darf  auf  Grund  des  offenen 
Arrests,  $  110,  111,  118  K.-O.,  dem  Kunden  gegenüber  nicht 
mehr  bei  der  Qeffnung  des  Faches  mitwirken.2  Sämtliche 
Kundenrechte  werden  vom  Konkursverwalter  ausgeübt,  der 
sich  zu  diesem  Zwecke  in  den  Besitz  des  Kundenschlüssels 
zu  setzen  hat.5  Nach  der  Eröffnung  des  Verfahrens  hat  der 
Verwalter  gemäß  $  117  K.-O.  das  im  Fach  befindliche  zur 
Konkursmasse  gehörige  Vermögen  des  Kunden  sofort  in  Besitz 
und  Verwaltung  zu  nehmen.  Der  letztere  hat  über  alle  das 
Verfahren  betreffenden  Verhältnisse  Auskunft  zu  geben, 
$  100  K.-O.,  z.  B.  darüber,  daß  die  Bank  nur  auf  genügende 
Legitimation  hin  bei  der  Oeffnung  mitwirkt  oder  wie  man 
einen  neuen  Schlüssel  erhält  usw.  Der  Bank  gegenüber  hat 
sich  der  Verwalter  durch  die  urkundliche  Bescheinigung  seiner 
Ernennung  auszuweisen.     $  81,  Abs.  2  K.-O. 

Was  das  Mietsverhältnis  anbetrifft,  so  enthält  die  Konkurs- 
ordnung genaue  Vorschriften.  War  dem  Kunden  das  Schrank- 
fach vor  der  Eröffnung  des  Verfahrens  überlassen,  so  kann 
gemäß  $  19  K.-O.  sowohl  die  Bank  als  der  Verwalter  den 
Vertrag  kündigen.  Die  Bank  kann  ihr  fristloses  Kündigungs- 
recht geltend  machen,  während  der  Verwalter  die  gesetzliche 
Kündigungsfrist  innehalten  muß.  Kündigt  der  Verwalter,  so 
ist  die  Bank  berechtigt,  Ersatz  des  ihr  durch  die  Aufhebung 

1  Wozu  Gumbel  S.  45  auch  die  dem  Gemeinschuldner  aus  dem 
Safevertrag  zustehenden  Ansprüche  zählt. 

2  Ebenso  Gumbel  S.  46;  Hertel  S.  55;  Jacoby  S.  77. 

3  Das  Nähere  über  die  Erlangung  der  Schlüssel  wird  bei  der 
Zwangsvollstreckung  erörtert.  Gumbel  S.  46  läßt  sogar  die  zwangsweise 
Vorführung  des  Kunden  ($  101  K.-O.)  zu. 

5* 
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des  Vertrags  entstehenden  Schadens  zu  verlangen.  $  19  Satz  2 
und  3  K.-O. 

War  dem  Kunden  das  Fach  zur  Zeit  der  Eröffnung  des 
Verfahrens  noch  nicht  überlassen,  so  kann  die  Bank  vom 
Vertrage  zurücktreten.  Unterläßt  sie,  dem  Verwalter  auf  Er- 
fordern ohne  Verzug  zu  erklären,  ob  sie  vom  Vertrage  zurück- 
treten will,  so  kommen  wieder  die  bereits  erörterten  Bestim- 
mungen des  $  17  K.-O.  zur  Anwendung.     $  20  K.-O. 

Macht  die  Bank  ihr  gesetzliches  Pfandrecht  geltend,  so 
kann  sie  gemäß  $  49  Abs.  1  Nr.  2  K.-O  abgesonderte  Befrie- 
digung aus  den  ihrer  Pfändung  unterworfenen  Gegenständen 
verlangen. 

Praktisch  lassen  daher  die  Banken  den  Konkursverwalter 
zum  Fache  erst  dann  zu,  nachdem  sie  für  ihre  Forderungen 
befriedigt  sind. 


4.  Abschnitt 

Die  Besitzverhältnisse  am  Fachinhalt 

8  l 
Der  Besitz  am  Fachinhalt 

Die  äußerst  bestrittene  Frage,  wer  Besitzer  des  Fachinhalts 
ist,  ist  gründlich  zu  erörtern,  da  sie  besonders  für  die  Zwangs- 
vollstreckung in  den  Fachinhalt  von  grundlegender  praktischer 
Bedeutung  ist. 

An  dem  Fache  selbst  ist  der  Kunde  gemäß  $  868  B.  G.B.1 
unmittelbarer  Besitzer,  die  Bank  mittelbarer  Besitzer  geworden.1 


1  Schon  hiermit  ist  die  von  Dorn  S.  15  f.  und  Wimmer  S.  12  f. 
eingeschlagene  Methode,  die  Besitzfrage  unabhängig  von  der  Frage 
nach  der  Vertragsgattung  zu  beurteilen,  zu  verwerfen. 

2  So  Enneccerus  1.  Bd.  S.  890  I  1  c;  Exner  S.  23;  Heinrici  S.  8~>: 
Hertel  S.  55;  Planck  3.  Bd.  zu  $  868  S.  61;  Wilutzky  S.295.  —  A.  M 
Cohn  S.  240;  Crome  3.  Bd.  S.  79  A.  19;  Dem  bürg  3.  Bd.  S.  59  A.  * 
Düringer  B.A.  S.68;  Gumbel  S.27;  Marcus  S.  253;  Wimmer  S.  13,  die 
auf  Grund  des  Mitverschlusses  Mitbesitz  annehmen.  —  Dorn  S.  -* 
betrachtet  die  Bank  als  Alieinbesitzerin  des  Fachs. 
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Dem  steht  nicht  entgegen,  daß  das  Schrankfach  nur  ein  Teil 
des  im  Besitz  und  Eigentum  der  Bank  stehenden  Schrankes 
ist;  denn  gemäß  $  865  B.  G.  B.  ist  ein  Teilbesitz  zulässig, 
wenn  nach  der  Verkehrsanschauung  die  selbständige  tatsäch- 
liche Herrschaft  über  den  Teil  ausgeübt  werden  kann,3  und 
dies  ist  bei  den  vielen  Fächern  eines  Stahlkammerschrankes 
der  Fall.  Die  Bank  behält  daher  nur  hinsichtlich  des  nicht 
vermieteten  Teils  der  Schränke  ihren  unmittelbaren  Besitz. 
Ueber  die  Besitzfrage  am  Fachinhalt  bestehen  drei  Mei- 
nungen. Die  erste  wenig  durchgedrungene  schreibt  der  Bank4 
unmittelbaren  Alleinbesitz  zu,  eine  zweite  Ansicht,  der  ich 
mich  angeschlossen  habe,  betrachtet  den  Kunden5  als  unmittel- 
baren Alleinbesitzer  des  Inhalts,  während  die  dritte,  herrschende 
Meinung  unmittelbaren  Mitbesitz6  der  Bank  und  des  Kunden 
annimmt. 


3  Biermann  S.28,  $  865;  Cromc  3.  Bd.  S.35;  Cosack  B.-R.  2.  Bd. 
S.  62,  2b  zu  $865;  Cretschmar  1.  Bd.  S.28  zu  $  93;  Dernburg  3.  Bd. 
S.  59;  Endemann  2.  Bd.  1.  Abt.  S.  214  u.  A.  8;  Goldmann-Lilienthal 
2.  Bd.  1.  Abt.  S.  7  A.  26;  Staudinger  3.  Bd.  S.  46  A.  1  u.  unter  b  zu 
$  865  und  2.  Bd.  2  Teil  S.  661  B  I  la  S.  661  $  535;  Strohal  S.  32  f; 
Kretzschmar  S.  14  u.  S.  33  zu  $  865;  Maenner  S.  129  $  15;  Matthiass 
1.  Bd.  S.  152;  Neumann  B.  G.  B.  1.  Bd.  S.  551  A.  2—4  zu  $  865; 
S.  80  zu  $  93;    Planck  3.  Bd.  Anm.  zu  $  865  u.  A.  3  zu  $  866. 

4  Dorn  S.  20;   Eck  Leonhard  Bd.  2  S.  16  A.  3;   Wettstein  S.  33  f. 

5  Brückner,  Recht  1902,  S.  252,  Recht  1908,  S.  376;  Miete.  S.  13, 
Exner  S.  25  f.,  Heinrici  S.  829  f.,  832;  Hertel  S.  55;  Korn  .S.  29; 
Lafrenz  S.  159 f;  Oertmann  S.  475;  Ratzenhofer  (österr.)  S.  364 f; 
Regelsberger  S.  4  f;    Wilutyky  S.  295. 

6  Adler  S.  32;  Behrend  S.  57;  Biermann  S.  20  A.  1  $  866; 
Bondi  Slchs.  A.  S.  12;  Cohn  S.  239;  Crome  3.  Bd.  S.  79  A.  19; 
Dernburg  2.  Bd.  2.  Abt.  S.  595.  u.  3.  Bd.  S.  59  A.  8;  Düringer  B.-A. 
S.  68,  der  den  Kunden  außerdem  gemlß  $  868  auf  Grund  des  Ver- 
wahrungsvertrages für  den  mittelbaren  Besitzer  hält;  Düringer-Hachen- 
burg  S.  495 f;  Endemann  2.  Bd.  1.  Abt.  S.  216  A.  17;  Gaupp- Stein 
2.  Bd.  S.  568  II  5  zu  $  808;  Gierke,  D.  Priv.  R.  2.  Bd.  S.  233  A.  20; 
Gumbel  S.  9,  S.  27;  Hancke  S.  389;  Keyßner  S.  629;  Kohler  S.  680; 
Kretzschmar  S.  34  $  866;  Kuhlenbeck  2.  Bd.  S.  27  Nr.  1  $  866; 
Lafrenz  S.  160;  Lehmann  S.  76*  f;  A.  6;  Maenner  S.  129  A.  1  zu 
$  15;  Marcus  S.  253;  Meuschel  S.  10;  Petersen-Anger  2.  Bd.  S.  459 
unter  2  zu  $808;  Pinner  S.65f;  Planck  3  Bd.  zu  $1206  $.752  A.  la; 
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Gemäß  $  854  B.  G.  B.  wird  der  Besitz  durch  die  Erlangung 
der  tatsächlichen  Gewalt  über  eine  Sache  erworben.  Unter 
dieser  tatsächlichen  Gewalt  ist  nicht  nur  die  Macht  zu  ver- 
stehen, Einwirkungen  anderer  Personen  auf  die  Sache  abzu- 
wehren,7 sondern  sie  gibt  seinem  Inhaber  eine  gewisse  geschützte 
Rechtsstellung,  dagegen  ist  sie  kein  Recht.8 

Wann  diese  Rechtsstellung  vorhanden  ist,  ist  »nach  den 
Anschauungen  des  Lebens  und  des  Verkehrs  unter  freier 
Würdigung  der  verschiedenen  Tatbestände"9  zu  prüfen.  Aus 
der  im  wirtschaftlichen  Leben  herrschenden  Anschauung  habe, 
wie  Regelsberger10  mit  Recht  hervorhebt,  der  Jurist  zu  ent- 
nehmen, ob  eine  Sache  in  den  wirtschaftlichen  Machtkreis 
einer  Person  eingetreten  sei. 

Nach  der  herrschenden  Ansicht  gilt  der  Mieter  als  un- 
mittelbarer Alleinbesitzer  seiner  eingebrachten  Sachen,"  und 
zwar  kraft  eigenen  Rechts,  nicht  als  Mieter  gemäß  $  868," 
sodaß  der  Besitz  am  Fachinhalt  von  dem  am  Fach  streng  zu 
scheiden  ist.13 


zu  $  854  S.  31  A.  2;  Prickep  S.  298;  Riesser  S.17  A.3  Nr.  3;  Kunde 
zugleich  mittelbarer  Besitzer;  Seuffert  2.  Bd.  S.  463  2d  $  808;  Vogel 
S.84;  Wimmer  S.14f.;  Wolff,M.,  Iherings  Jahrb.  S.  151  a.  15;  S.  ir»«*f.; 
und  in  der  Zeitschr.  für  H.-R.  S.  349  f.  unter  VIII.  —  Crome,  Gierke. 
Gumbel  Marcus,  Wimmer,  WolfT,  M.,  nehmen  Gesamthandsbesitz  an. 

7  Planck  3.  Band  S.26. 

8  Cosack  B.  R.  2.  Bd.  S.  61  unter  4;  Maenner  S.  125;  Dernbarg 
3.  Bd.  S.  49;  Exner  S.  26;  Kretzschmar  S.  12  u.  15  zu  $  854;  Neu- 
mann B.  G.B.  1.  Bd.  S.  542;  1  zu  854;  Stohal  S.63f.;  —  Gierke. 
Fahrnis,  S.  9,  nennt  ihn  ein  Rechtsverhältnis  des  Sachenrechts  gleich 
der  Gewere.  —  Bekker  S.  27  betrachtet  die  Rechtsfolgen  des  Besitz- 
tatbestandes als  „Recht". 

9  Staudinger  3.  Bd.  S.  15  zu  $  854. 

10  Seite  4. 

11  Für  alle  Endemann  1.  Bd.  S.  1041 ;  Gaupp-Stein  2.  Bd.  S.  5^7  II  I 
$  808;  Seuffert  2.  Bd.  S.  462  2a  a  $  808;  Schmidt  S.  937. 

12  Wie  dies  Hertel  S.  55  und  Exner  S.  24  streng  unterscheiden 
—  a.  M.  Wilutzky  S.  295,  der  der  Bank  nach  $  868  mittelbaren  Besitz 
am  Fachinhalt  gibt. 

13  a.M.  Dorn  S.  16,  20;  Gumbel  S.  27;  Wimmer  S.  13.  Wimmer 
sagt  z.  B.,  daß  die  Bedingungen  für  die  Ausübung  dieser  Herrschaft 
für  Fach  und  Inhalt  dieselben  seien. 
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Diesen  Satz  könnte  man  ohne  weiteres  auf  den  Safevertrag 
anwenden.14  Sofort  aber  treten  Bedenken  entgegen:  Die  Safes 
liegen  in  einer  im  Innern  einer  Bank  befindlichen  Stahl- 
kammer. Der  Mieter  darf  nur  auf  genaue  Legitimation  hin 
eintreten  und  ist  an  bestimmte  Geschäftsstunden  gebunden, 
und  schließlich  ist  es  nur  durch  Mitwirkung  der  Bank  bei  der 
Oeffnung  möglich,  die  Verfügung  über  den  Fachinhalt  zu 
erhalten,  sodaß  Hancke'6  zu  der  Aeußerung  kommt,  der 
Bankier  beherrsche  die  eingelegten  Effekten  mit  der  ganzen 
Schwere  seiner  Tresortüren. 

Diese  dem  Kunden  entgegentretenden  Hindernisse  hat  die 
herrschende  Meinung  benutzt,  um  Mitbesitz  zwischen  der  Bank 
und  dem  Kunden  zu  begründen.  Aber  alle  gegnerischen 
Ansichten  leiden  an  dem  großen  Fehler,  daß  sie  die  Besitz- 
frage zu  tatsächlich  auffassen,  ohne  zu  prüfen,  ob  alle  diese 
Umstände  geeignet  sind,  in  einer  dem  wirtschaftlichen  Leben, 
der  Volksanschauung  angepaßten  Weise  die  Rechtsstellung 
des  Kunden  über  sein  Fach  zu  schmälern. 

Regelsberger16  sagt  mit  Recht,  daß  die  körperliche  Mög- 
lichkeit, sich  einer  fremden  Sache  zu  bemächtigen,  so  häufig 
vorliege,  daß  der  Besitz  aus  den  Einrichtungen  des  praktischen 
Lebens  gestrichen  werden  müßte,  wenn  nur  Mauer  und  Schloß 
seinen  Schutz  bildeten. 

In  Wirklichkeit  sind  die  beim  Safevertrage  auftretenden 
scheinbaren  Beschränkungen  dem  Kunden  gegenüber  geradezu 
geschaffen,  um  diesem  den  sicheren  Alleinbesitz  seiner  Wert- 
sachen zu  sichern.  Der  Gebrauch  der  Mietssache  nur  während 
der  Geschäftsstunden  spricht,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht 
gegen  die  Miete,  also  auch  nicht  gegen  den  Besitz  des  Mieters,17 
und    die  Legitimationspflichten    sind,    wie    ich   erörtert   habe, 

14  wie  dies  Brückner,  Recht  VM)H  S.  376  und  Hertel  S.  55  zu  tun 
scheinen. 

15  S.  3*9,  und  Dorn  S.  17  kommt  zum  Resultat,  daß  die  Bank 
kraft  ihrer  Herrschaft  über  die  Stahlkammer  auch  am  Fachinhalt  eine 
physisch  nicht  beschrankte  Gewalt  ausübe. 

1«  S.5. 

17  vgl.  hierzu  Cohn  S.242. 
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notwendig,  um  die  Sicherheit  der  Fächer  zu  erhöhen.  Der 
Mitverschluß  der  Bank  ist  aber  ausdrücklich  dazu  bestimmt, 
daß  nur  der  richtige  Mieter,  kein  anderer,  also  auch  nicht  die 
Bank,  zum  Fach  zugelassen  wird,  und  nicht  zu  dem  Zweck, 
um  darauf  einen  Mitbesitz  der  Bank  zu  konstruieren,  wie 
dies  sämtliche  Anhänger  der  Mitbesitztheorie  tun.18 

Das  französische  Safegeschäft  kennt  den  Mitverschluß 
überhaupt  nicht  und  hat  ihn  durch  einen  Alleinverschluß  des 
Kunden  ersetzt.  Soll  hier  vielleicht  das  Besitzverhältnis  ein 
anderes  sein?  Die  Bank  hat  alles  zu  tun,  was  zum  Zwecke 
des  vertragsmäßigen  Gebrauchs  des  Schrankfachs  notwendig 
ist.  Sie  hat  vor  allem  auf  Verlangen  des  Kunden  bei  der 
Oeffnung  mitzuwirken,19  während  die  Bank  solche  OefFnung 
nicht  verlangen  kann.80  „Die  schweren  Türen  der  Panzer- 
kammer öffnen  sich  jederzeit  willig  dem  Besitzer  des  kleinen 
Schlüsselchens,  während  sie  dem  Bankier  selbst  stets  ver- 
schlossen bleiben  "il  Alles,  was  den  vertragsmäßigen  Gebrauch 
des  Kunden  beeinträchtigen  könnte,  hat  die  Bank  zu  unter- 
lassen. Mit  Recht  hebt  Exner22  hervor,  daß  die  an  sich  be- 
stehende Möglichkeit  der  Bank,  Zutritt  und  Mitwirkung  zu 
versagen,  kein  Faktor  sei,  mit  dem  das  Verkehrsleben  auch 
nur  rechnen  könne  und  deshalb  nicht  geeignet  sei,  neben  der 
tatsächlichen  Herrschaft  des  Kunden  auch  eine  solche  der 
Bank  vorhanden  erscheinen  zu  lassen.  Die  Bank  bat  ver- 
traglich kein  Recht,  irgendwie  auf  den  Inhalt  einzuwirken,  und 


18  vgl.  die  A.  6  S.  69  f.  Zitierten.  Vogel  sagt  z.  B.:  solange  der 
Kunde  noch  nicht  aufgeschlossen  habe,  sei  der  Bankier  jedenfalls 
ebensoweit  vom  Zugriff  entfernt  wie  seine  Gegenpartei  ....  und  so- 
bald der  Zugriff  möglich  sei,  habe  diesen  der  Kunde  ebenso  wie  der 
Bankier.  Adler  S.  34.  meint,  der  Mitbesitz  ergebe  sich  klar  aus  dem 
Umstände,  daß  man  ohne  Mitwirkung  der  Bank  nicht  zu  seinem 
Depot  gelangen  könne.  Düringer  und  Wimmer  unterscheiden  Mit« 
und  Alleinbesitz,  je  nachdem  die  Sachen  im  Fach  liegen  oder    nicht 

19  Nach  Cohn  S.  241  vernichtet  diese  „obligatorische  Gebunden- 
heit* nicht  den  Besitz  der  Bank. 

20  vgl.  hierzu  Oertmann  S.  475. 

21  Ratzenhofer  S.  365. 

22  23  Seite  28  und  Seite  27;  vgl.  Regelsberger  S.5. 
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erst  durch  eine  strafbare  Handlung  wäre  es  ihr  möglich,  sich 
die  tatsächliche  Herrschaft  über  den  Inhalt  zu  verschaffen. 
„Damit  fehlt  der  Bank   aber  jede  positive  Besitzfunktion.*423 

Einen  Mitbesitz  am  Fachinhalt  kann  die  Bank  aber  erhalten, 
indem  ihr  der  Kunde  denselben  verpfändet.  In  diesem  Falle 
wäre  die  Bank  dann  auch  berechtigt,  ihre  Mitwirkung  zu 
versagen. 

Auch  nach  dem  Gesetze  kann  ich  aus  dem  Mitverschluß 
der  Bank  einen  Mitbesitz  derselben  nicht  herleiten.  $  1206 
B.  G.  B.  sagt  nämlich,  daß  an  Stelle  der  Uebergabe  einer 
Sache  die  Einräumung  des  Mitbesitzes  genüge,  wenn  sich  die 
Sache  unter  dem  Mitverschlusse  des  Gläubigers  befinde.  Hier- 
aus geht  klar  hervor,  daß  mit  einem  Mitverschluß  ein  Mitbesitz 
nicht  ohne  weiteres  verbunden  sein  muß.*4  Daß  beim  Safe- 
vertrage kein  Mitbesitz  vorliegt,  wird  auch  sofort  an  Beispielen 
ersichtlich  werden,  bei  denen  tatsächlich  ein  Mitbesitz  vor- 
handen ist.  Hierher  gehört  z.  B.  der  Fall,  daß  zwei  Personen 
zu  gemeinsamer  Vermögensverwaltung  ein  Fach  mieten  und 
daß  außer  dem  Mitverschluß  der  Bank  jeder  von  ihnen  einen 
verschiedenen  Schlüssel  hat.  Hier  ist  richtiger  Mitbesitz  im 
Sinne  des  $  866  B.  G.  B.  zwischen  den  beiden  Mietern  vor- 
handen; denn  beide  haben  ein  gemeinschaftliches  Verfügungs- 
recht. Jedem  muß  der  gewaltige  Unterschied  zwischen  diesen 
beiden  Kunden  und  der  Bank  klar  werden.  Die  Tätigkeit 
der  Bank  erschöpft  sich  damit,  daß  sie  bei  der  OefFnung 
mitwirkt,  während  die  beiden  Kunden  zusammen  in  die  Kabine 
gehen,  um  Verwaltungshandlungen  an  den  Papieren  vorzu- 
nehmen. Dieser  Fall  wurde  von  den  Gegnern  bis  jetzt  noch 
nicht  erwähnt.  Einen  andern  Fall  gibt  Regelsberger25  zur 
Aufklärung  der  Besitzverhältnisse,  wonach  ein  Weinhändler 
seinem  Gläubiger  sein  Weinlager  derart  verpfändet,  daß  der 
Keller  unter  den  gemeinschaftlichen  Verschluß  des  Verpfänders 
und  des  Gläubigers  gebracht  wird.  Auch  in  diesem  Falle 
liegt  Mitbesitz  vor;  denn  beide  haben  die  gemeinschaftliche 
Verfügung  über  den  Keller. 

24  Ebenso  Exner  S.25;  Heinrici  S.  821)  f.;  Hertel  S.  55. 

25  Seite  5. 
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Aus  allem  geht  klar  hervor,  daß  der  Kunde  unmittel- 
baren Alleinbesitz  am  Fachinhalt  hat,26  und  einzig  und  allein 
dieser  Alleinbesitz  wird  dem  wirtschaftlichen  Zwecke  des 
Vertrages,  der  sicheren  Selbstverwahrung  von  Wertsachen, 
voll  und  ganz  gerecht. 

In  den  Bestimmungen  ist  von  einem  Besitz  der  Bank 
nirgend  die  Rede;  es  heißt  sogar  beim  Pfandrecht,  daß  die 
Bank  berechtigt  sei,  sich  „in  den  Besitz  des  Faches  and 
seines  Inhalts  zu  setzen".  Die  Volksanschauung,  der  Laien- 
verstand hat  bei  der  Anfertigung  der  Bankbestimmungen 
einen  Alleinbesitz  des  Kunden  für  selbstverständlich  gehalten.27 
Schon  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  muß  hervorgehen,  daß 
ein  künstlich  „konstruierter"  Mitbesitz  dem  Vertragssinne 
widerspricht. 

An  dieser  Stelle  ist  auch  die  erst  jüngst  aufgetauchte 
Frage  der  Ablieferung  eines  im  Schrankfach  befindlichen 
Testaments  ans  Nachlaßgericht  zu  erörtern.  Die  meisten 
Nachlaßgerichte  haben  zu  dieser  Frage,  die  von  großer 
praktischer  Wichtigkeit    ist,   noch  nicht  Stellung   genommen. 

Gemäß  $  2259  B.  G.  B.  ist  nämlich  derjenige,  welcher  ein 
nicht  in  amtliche  Verwahrung  gebrachtes  Testament  im  Besitze 
hat,  verpflichtet,  es  unverzüglich,  nachdem  er  von  dem  Tode 
des  Erblassers  Kenntnis  erlangt  hat,  an  das  Nachlaßgericht 
abzuliefern.  Der  Alleinbesitz  des  Kunden  geht  mit  seinem 
Tode  ohne  weiteres  auf  seine  Erben  über,28  und  zwar  schon 
bevor  die  Erben  die  tatsächliche  Gewalt  über  das  Schrank- 
fach erhalten  haben.  Die  Erben  wären  hiernach  allein 
ablieferungspflichtig.  Aber  $  2259  dehnt  den  Besitz  auf 
jede  Person  aus,  welche  auf  irgend  eine  Art  und  Weise  die 
tatsächliche  Gewalt  über  das  Testament  erlangt  hat,  ganz 
gleich,  ob  etwa  eine  vertragsmäßige  Verbindlichkeit  zur 
Herausgabe  besteht;29  die  bloße  Tatsache  des  Besitzes  begründet 


26  $$  858  f.  B.  G.  B.  finden  Anwendung. 

27  Die  Geschäftspraxis  der  Banken  schreibt  sich  keinen  Besitz  am 
Fachinhalt  zu. 

28  $  857  B.  G.  B. 

29  Staudinger  5.  Bd.  3.  Liefg.  S.  598  Nr.  3  zu  $  2259. 
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somit  eine  besondere  privatrechtliche  Verpflichtung,  eine 
obligatio  ex  lege.30 

Die  Erben  erhalten,  wie  schon  erörtert,  Zutritt  zum  Fach 
nur  auf  Grund  eines  Zeugnisses  des  Nachlaßgerichts,  vgl. 
$  2353.  Dem  Testamentserben  ist  es  hiernach  überhaupt 
unmöglich,  einen  Erbschein  zu  erhalten,  solange  das  Testament 
im  Fache  liegt,  $  2355,  $  2356  Abs.  1.  Auch  der  gesetzliche 
Erbe,  der  weiß,  daß  ein  Testament  vorhanden  ist,  wird  gemäß 
$  2354  Abs.  1  Nr.  3  und  4  und  $  2356  Abs.  2  B.  G.  B.  einen 
solchen  nicht  erlangen.  Wohl  aber  ist  es  ihm  möglich,  einen 
Erbschein  vom  Gericht  zu  fordern,  wenn  er  von  einem  Testa- 
mente nichts  weiß  und  gemäß  $  2356  Abs.  2  die  eidesstattliche 
Versicherung  abgeben  kann,  daß  ihm  nichts  bekannt  sei,  was 
der  Richtigkeit  seiner  Angaben  entgegensteht;  vgl.  auch  $  2358 
und  $  2359.  -  Findet  dieser  Erbe  dann  später  die  Schrank- 
fachschlüssel, die  Einlaßkarte  des  Erblassers,  so  erhält  er, 
nachdem  die  Bank  den  Erbschein  auf  seine  Gültigkeit  geprüft 
hat,  unumwunden  Zutritt  zum  Fach.31  Dieser  außergewöhnliche 
Fall  bleibt  also  von  der  Beurteilung  ausgeschlossen. 

Eine  Möglichkeit,  ohne  weiteres  zum  Fach  zu  kommen, 
besteht  auf  Grund  der  „Vollmachts"- Vorschriften.  In  diesem 
Falle  ist  dann  der  „Bevollmächtigte"  ablieferungspflichtig. 
Aber  solche  Vollmacht,  die  der  Kunde  stets  benutzen  sollte, 
ist  meistens  nicht  vorhanden. 

Hier  setzen  die  verschiedenen  Meinungen  ein. 

Zuerst  angeschnitten  wurde  die  Frage  von  Lafrenz,32  der 
auf  Grund  von  Mitbesitz  der  Bank  und  des  Kunden  unmittel- 
baren Zwang  des  Nachlaßgerichts  anwenden  läßt,  da  die  Bank 


30  Planck  5.  Bd.  S.  676  zu  $  2259. 

31  Eine  Hamburger  Bank  teilte  mir  hierzu  folgenden  praktischen 
Fall  mit:  Von  2  feindlichen  Brüdern  stirbt  der  eine,  ohne  irgend 
welche  Verwandte  außer  dem  Bruder  zu  hinterlassen.  Der  überlebende 
Bruder  ist  also  nach  dem  Gesetz  der  Erbe.  Da  von  einem  Testament 
nichts  bekannt  ist,  erhält  er  einen  Erbschein,  auf  Grund  dessen  wir 
ihn  zu  dem  Fach  seines  Bruders  zulassen  müssen.  Ein  ihn  ent- 
erbendes Testament  kann  er  dann  verschwinden  lassen. 

32  Seite  159  f. 


76 


zur  Herausgabe  verpflichtet  sei,  und  er  gibt  dem  Nachlaß- 
gericht selbst  das  Oeffnungsrecht.  Es  besteht  zwar  in  den 
Ausführungsgesetzen  eine  Vorschrift,  wonach  eine  Person,  die 
etwas  herauszugeben  hat,  dazu  unmittelbar  gezwungen  werden 
kann,38  aber  die  Bank  ist  zu  einer  Herausgabe  nicht  ver- 
pflichtet, denn,  wie  bei  der  Ablehnung  eines  Verwahrungs- 
vertrages gezeigt  wurde,  sind  ihr  die  im  Fach  liegenden 
Sachen  nicht  übergeben  worden.  Einen  unmittelbaren  Zwang 
halte  ich  daher  nicht  für  statthaft. 

Dorn,34  welcher  der  Bank  Alleinbesitz  gibt,  hält  diese  für 
ablieferungspflichtig.  Hiernach  müßte  die  Bank  das  Fach 
gewaltsam  öffnen;  dies  führt  aber,  wie  Dorn  selbst  zeigt,  zu 
unhaltbaren  Konsequenzen.  Auch  Planck35  scheint  die  Bank 
für  ablieferungspflichtig  zu  halten,  da  er  derselben  Mitbesitz 
gibt.  Wimmer80  empfiehlt  die  Oeffnung  durch  die  gesetzlichen 
Erben  und  die  Bank,  sowie  eine  gemeinsame  Ablieferungs- 
pflicht, und  Jacoby,37  der  zum  Besitz  noch  nicht  Stellung 
genommen  hat,  hält  es  für  die  Pflicht  der  Bank,  das  Testa- 
ment abzuliefern,  „wenn  sie  weiß  oder  wenn  sie  bei  der 
Oeffnung  einem  Schlüsselinhaber  gegenüber  erfährt,  daß  im 
Safe  ein  Testament  des  Mieters  verwahrt  liegt".  Dernburg** 
kommt  es  nur  auf  die  facultas  restituendi  an.  Hiernach  sei 
die  Bank  verpflichtet,  das  Stahlkammerfach  mit  jedem,  welcher 
den  Schlüssel  zu  demselben  habe,  zur  Herausnahme  und  Ab- 
lieferung des  Testaments  zu  öffnen.  Es  sei  dann  Sache  der 
Bank,  durch  einen  Beamten  mit  dem  Schlüsselbesitzer  das 
Testament  an  das  Nachlaßgericht  abzuliefern. 

Ich  halte  diese  sämtlichen  Ansichten  theoretisch  nicht  für 
zulässig;  denn  die  Bank  darf  niemand  ohne  Erbschein  zulassen. 


33  z.  B.  preußisches  Ausführungsgesetz  zur  freiw.  Gerichtsbarkeit 
vom  21.  Sept.  1899,  Art.  15.  —  Gumbel  S.  29  hält  den  Zwang  erst  für 
angebracht,  wenn  §  83  F.  G.  G.  (Gesetz  über  die  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit)  nicht  zum  Ziele  führt. 

34  Seite  33. 

35  5.  Bd.  S.  676  zu  §  2259. 

36  Seite  21  unter  c. 

37  Seite  82. 

38  5.  Bd.  S.  104  A.  7. 
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Es  bleibt  daher  nichts  anderes  übrig,  als  daß  das  Nachlaß- 
gericht für  die  unbekannten  Erben  einen  Pfleger  einsetzt, 
§  1960  B.  G.  B.,  den  die  Bank  auf  Grund  seiner  Bestellungs- 
urkunde und  des  Besitzes  der  Schlüssel  zum  Schrankfach 
zulassen  muß.  Dieser  Pfleger  ist,  da  ich  Alleinbesitz  des 
Kunden  angenommen  habe,  der  einzige  Ablieferungsver- 
pflichtete.39  Diese  mir  allein  richtig  erscheinende  Methode  ist 
sowohl  für  das  Nachlaßgericht  und  für  die  Bank  ohne  Schwierig- 
keiten durchzuführen. 

Dank  der  Freundlichkeit  eines  Hamburger  Nachlaßbeamten 
wurde  mir  bekannt,  daß  auch  die  Praxis,  wenn  Bank  und 
Erben  sich  nicht  einig  werden,  als  letztes  Mittel  einen  Pfleger 
für  einen  unbekannten  Erben  einsetzt.  Mein  theoretisches 
Ergebnis   stimmt  demnach    mit    der    Gerichtspraxis    überein. 

Die  Bankpraxis  schließt  sich  mehr  den  Grundsätzen  an, 
welche  die  gegnerische  Meinung  für  ihre  Erörterungen  benutzte. 

Einen  Blick  in  das  praktische  Leben  gibt  schon  Lafrenz,40 
der  erwähnt,  daß  die  Hamburger  Banken  den  gesetzlichen 
Erben,  welche  den  Safeschlüssel  präsentieren,  eine  Durchsicht 
des  Inhalts  zwecks  Nachforschung  nach  einem  etwaigen  Testa- 
ment gestatten.  Sei  das  Testament  offen,  sodaß  der  Erbe 
sich  ergebe,  so  geben  es  die  Banken  heraus,  während  sie  ein 
geschlossenes  Testament  selbst  in  Besitz  nehmen.  Im  ersten 
Fall  hat  hiernach  der  gesetzliche  Erbe,  im  zweiten  Fall  die 
Bank  das  Testament  abzuliefern. 

Die  augenblickliche  Bankpraxis  weicht  von  dieser  etwas 
ab.41  Während  die  eine  Bank  den  ordnungsmäßig  legitimierten 
gesetzlichen  Erben  das  Verfügungsrecht  über  das  Fach  erteilt 
und  diesen  sogar  die  Mitnahme  des  verschlossenen  Testaments 


39  Derselben  Meinung  nur  Gumbel  S.  29,  der  aber  auf  Grund  des 
Mitbesitzes  Pfleger  und  Bank  für  ablieferungspflichtig  hält.  Dem  bürg 
hält  die  Einsetzung  eines  Pflegers  nur  für  erforderlich,  wenn  nicht  zu 
ermitteln  sei,  wer  den  Schlüssel  zum  Safe  habe.  Dieser  Ansicht  kann 
ich  von  meinem  Standpunkte  nicht  beipflichten. 

40  Seite  151)  f. 

41  Diese  Erörterungen  beruhen  auf  der  Praxis  zweier  Hamburger 
Banken,  Briefe  vom  2.  März  1909  und  vom  10.  Mlrz  1909. 
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gestattet,41   sodaß   diese  Erben    ablieferungspflichtig  sind,   ist 
eine  andere  darin  sehr  vorsichtig,  und  will  ich  die  Bank  selbst 
sprechen  lassen:  „Es  kommt  nun  häufig  vor,  daß  sich  Ange- 
hörige von  Verstorbenen,   ohne  vorläufig  einen  Erbschein  zu 
besitzen,  bei  uns  melden,  mit  der  Angabe,  daß  sich  in  dem 
Fach  ein  Testament  befände.    In  diesem  Falle  öffnen  wir  das 
Fach  im  Beisein  der  Angehörigen,  eines  Direktors  der  Bank 
und   des  Panzergewölbebeainten,   entnehmen   dem    Fach    das 
Testament   (aber   nur   dieses,    eventuell    auch   Legitimations- 
papiere) und  übersenden  das  Testament  gegen  eine  Quittung 
dem  Amtsgericht.     Dann  wird  das  Fach  wieder  verschlossen 
und  ein  Protokoll  über  den  Vorgang  aufgenommen*.    Dieselbe 
Praxis   hat    z.  B.    die  Thüringische  Landesbank,   Weimar,   in 
Ihre  Bestimmungen   aufgenommen.48     Dieser  Standpunkt    ist 
als  ein  sehr  korrekter  zu  bezeichnen;  er  ist  der  Ausfluß  der 
für  |den  Safevertrag  unbedingt  notwendigen   äußersten   Sorg- 
faltspflicht der  Bank.    Im  übrigen  sagen  sich  die  Banken  mit 
Recht,   daß  sie   von  dem  Inhalte   des  Fachs   keine  Kenntnis 
haben,  daß  es  also  ohne  Interesse  für  sie  ist,  wie  die  Fach* 
inhaber  für  den  Inhalt,   besonders  für  den  Todesfall,  sorgen. 
Zum  Schluß  ist  wieder  der  Fall  zu  erwähnen,  in  welchem 
der  Kunde   überhaupt  nichts   von  sich    hören  läßt,    und  sich 
auch  keine  Verwandten  bei  der  Bank  einstellen.    Hier  bleibt 
dann    der  Bank    nichts    weiter   übrig,    als    auf  Grund    ihres 
Kündigungs-  und  Pfandrechts  für  die  rückständige  Miete  usw. 
das  Fach  zu  öffnen,  und  bei  etwaigem  Vorfinden  eines  Testa- 
ments ablieferungspflichtig  zu  werden. 

S2 

Die  Uebertragung  des  Eigentums  an  der 

Einlage 

Um  das  Eigentum  der  im  Fach  liegenden  Sachen  zu  über- 
tragen, ist  gemäß  $  929  B.  G.  B.  die  Uebergabe  an  den  Er- 
werber und  die  Einigung,  daß  das  Eigentum  übergehen  soll, 

42  Dies  sagt  auch  Dorn  S.  34  auf  Grund  einer  Auskunft  eines 
Hamburger  Nachlaßrichters. 

43  vgl.  Nr.  13  unter  c  der  Bestimmungen,  in  welchen  ich  zuerst 
den  $  2259  erwähnt  gefunden  habe. 
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erforderlich.  Sollen  die  Sachen  im  Fach  liegen  bleiben,  so 
muß  der  Kunde  den  Erwerber  in  die  Lage  setzen,  daß  dieser 
die  Gewalt  über  die  Sache  ausüben  kann,  $  854  Abs.  2,  was 
praktisch  auf  Grund  der  „Vollmacht0  geschieht.1  In  diesem 
Fall  genügt  die  Einigung  des  Kunden  und  des  Erwerbers,  daß 
Besitz  und  Eigentum  übergehen  soll.  $  854  Abs.  2,  $  929  Satz  2. 
Die  Uebergabe  an  die  Bank  kann  auch  durch  Rückgabe  der 
Schlüssel  erfolgen.8  Die  Schriftsteller,  welche  einen  Besitz 
der  Bank  für  vorliegend  erachten,  bewirken  die  Uebergabe 
durch  Abtretung  des  Anspruchs  auf  Herausgabe  gemäß  $  931 
an  den  Erwerber.8  Selbst  wenn  man  solchen  Anspruch  für 
gegeben  hält,  so  ist  es  der  Bank  unmöglich,  diesem  Ansprüche 
zu  genügen,  weil  sie  kein  Verfügungsrecht  über  den  Fachinhalt 
hat.4  Wohl  aber  kann  $  930  B.  G.  B.  zur  Anwendung  kommen, 
wonach,  wenn  der  Eigentümer  im  Besitze  der  Sache  ist,  die 
Uebergabe  dadurch  ersetzt  werden  kann,  daß  zwischen  ihm 
und  dem  Erwerber  ein  Rechtsverhältnis  vereinbart  wird,  ver- 
möge dessen  der  Erwerber  den  mittelbaren  Besitz  erlangt. 
Dies  wird  praktisch,  wenn  ein  kleiner  Bankier,  der  keine 
Stahlkammer  hat,  in  einem  gemieteten  Schrankfach  seine 
eigenen  Papiere  und  die  Depots''  seiner  Kunden  unterbringt 
und  ein  ihm  gehöriges  Wertpapier  an  einen  seiner  Kunden 
veräußert  und  dabei  vereinbart,  daß  es  als  ihm  in  Verwahrung 
gegeben  im  Fache  liegen  bleibt. 

Die  Verpfändung  des  Fachinhalts 

Die  Verpfänduug  des  Fachinhalts  an  einen  Dritten  erfolgt 
am  einfachsten  auf  Grund  des  $  1205  B.  G.  B.,  indem  der 
Kunde  dem  Gläubiger  den  Inhalt  übergibt,  und  beide  darüber 

1  Ebenso  Regelsberger  S.  6 ;  Wimmer  S.  45.  Nach  Hertel  S.  55 
muß  der  Bankier  bestimmt  werden,  dem  Erwerber  auf  Verlangen  das 
Schrankfach  zu  öffnen. 

2  Wimmer  S.  45. 

3  Dorn  S.  34;  Düringer  S.  69;  Riesser  S.  17  A.  3  Nr.  4;  Düringer- 
Hachenburg  S.  497. 

4  Näheres  bei  der  Zwangsvollstreckung. 

5  Ich  denke  hier  nur  an  reguläre  Depots. 
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einig  sind,  daß  das  Pfandrecht  dem  Gläubiger  zustehe.  Ist 
der  Gläubiger  durch  $  854  Abs.  2  auf  Grund  der  „Bevoll- 
mächtigung" in  den  Besitz  des  Fachinhalts  gekommen,  so 
genügt  zur  Verpfändung  die  Einigung.  $  1205  Abs.  1  Satz  2.1 
Diejenigen,  die  der  Bank  Besitz  zusprechen,  den  Kunden  aber 
nur  für  den  mittelbaren  Besitzer  halten,  können  die  Ver- 
pfändung durch  Uebertragung  des  mittelbaren  Besitzes  auf  den 
Gläubiger  bewirken.  In  diesem  Fall  muß  die  Verpfändung 
dem  Bankier  mitgeteilt  werden.  $  1205  Abs,  2.*  Die  Ver- 
pfändung durch  constitutum  possessorium  gemäß  $  930  ist 
nicht  zulässig.  Wohl  aber  ist  es  möglich,  daß  der  Kunde  zur 
Sicherung  einer  Forderung  fiduziarisches  Eigentum  auf  den 
Gläubiger  überträgt,  indem  der  Kunde  mit  dem  Gläubiger  ein 
Rechtsverhältnis,  praktisch  z.  B.  eine  Verwahrung,  vereinbart, 
wonach  der  Gläubiger  nur  den  mittelbaren  Besitz  erlangt.3 
Falsch  ist  die  Konstruktion  Regelsbergers4,  der  die  Einlage 
an  einen  Dritten  gemäß  $  1206  B.  G.  B.  derart  verpfändet, 
daß  die  Schrankfachschlüssel  bei  einem  Dritten  unter  der  Ver- 
pflichtung hinterlegt  werden,  daß  er  nur  auf  Grund  einer 
übereinstimmenden  Bewilligung  von  Gläubiger  und  Verpfander 
dieselben  herausgibt,  oder  indem  der  Bankier  dem  Kunden 
und  dessen  Gläubiger  gegenüber  die  Verpflichtung  übernimmt, 
das  Schrankfach  nur  auf  gemeinsames  Verlangen  der  beiden 
Personen  zu  öffnen.5  Denn,  im  ersten  Fall  scheitert  die  Ver- 
pfändung daran,  daß  zum  Mitverschluß  im  Sinne  des  $  1206 
verschiedene  Schlüssel  gehören,6  und  bei  der  zweiten  Art  der 


1  Auf  Grund  der  Bevollmächtigung  ferner  Marcus  S.  254;  Wimmer 
S.  47;  Wolff,  M.  Iherings  Jahrb.  S.  199  A.  145. 

2  So  Dorn  S.  35;  Düringer  B.  A.  S.  69;  Düringer-Hachenburg 
S.  497;  Riesser  S.  17  A.  3  Nr.  4. 

3  Fischer-Henle  $  1205  A.  8;  Staudinger  3.  Bd.  S.  842  zu  $  li>n> 
unter  3. 

4  Seite  6. 

5  Aehnlich  Düringer  B.  A.  S.  69;  Hertel  S.  56;  Wimmer  S.  47; 
Wolff,  M.  Iherings  Jahrb.  S.  200  Note  147. 

6  vgl.  Eck-Leonhard  2.  Bd.  S.  326;  Fischer-Henle  $  1206  A.  1  a; 
Neumann  B.  G.  B.  1.  Bd.  S.  805,  la  zu  $  1206;  Staudinger  3.  Bd.  S.  S|:;, 
1 a  a  zu  $  1206. 
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Verpfändung  fehlt  der  Besitz  der  Bank,  der  nicht,  wie  Regeis- 
berger  meint,  durch  die  übernommene  Verpflichtung  der  Bank 
hergestellt  werden  kann,  da  ihr  die  tatsächliche  Gewalt  über 
den  Inhalt  fehlt.  Eine  Verpfändung  des  Fachinhalts  an  einen 
Dritten  kann   demnach    nur  auf  Grund   des  $  1205  erfolgen. 

Die  Verpfändung  des  Fachinhalts  an  die  Bank  geschieht 
einmal  durch  Uebergabe  der  Sachen  und  die  Einigung,  daß 
der  Bank  das  Pfandrecht  zustehe.  $  1205  Abs.  1  B.  G.  B. 
Korn7  verlangt  zur  gültigen  Verpfändung  die  Rückgabe  min- 
destens eines  Exemplars  der  Kundenschlüssel,  ohne  sich  zu 
überlegen,  daß  damit  der  Safevertrag  beendet  ist,  und  dies 
will  der  Kunde  nicht  bezwecken,  Wohl  aber  kann  hier  das 
Pfandrecht  gemäß  $  1206  B.  G.  B.  bestellt  werden,8  wonach 
an  Stelle  der  Uebergabe  die  Einräumung  des  Mitbesitzes 
erfolgen  kann,  wenn  sich  die  Sache  unter  dem  Mitverschluß 
des  Gläubigers  befindet.  Der  Kunde  ist  dann  mit  der  Ver- 
pfändung mitbesitzender  Eigenbesitzer  geworden.  $  866  B.  G.  B. 
Bei  den  Schriftstellern,  die  von  vornherein  Mitbesitz  der  Bank 
annehmen,9  genügt  zur  Verpfändung  die  Einigung.  $  1205 
Abs.  1  Satz  2,  $  1206  B.  G.  B. 

Mit  der  Erlangung  des  Mitbesitzes  ist  die  Stellung  der 
Bank  zum  Kunden  eine  andere  geworden.10  Solange  die  Bank 
für  ihre  Forderungen  nicht  befriedigt  ist,  kann  der  Kunde  die 
Mitwirkung  zur  Oeffnung  nicht  verlangen;  denn  die  Bank  hat 
ein  Interesse  daran,  daß  die  verpfändeten  Sachen  im  Safe 
bleiben.  Ist  nur  ein  Teil  des  Inhalts  verpfändet,  so  hat  die 
Bank  das  Recht,  die  Herausnahme  der  nichtverpfändeten 
Gegenstände   zu    überwachen.11     Denn    gemäß    $  1253    wird 

7  Seite  30. 

8  Ebenso  Exner  S.  28;  Hertel  S.  56;  Wilutzky  S.  295. 

9  Düringer  B.  A.  S.  68  IV;  Düringer  Hachenburg  S.  497;  Gumbel 
S.  35;  Marcus  S.  254;  Planck  $  1206,  S.  752  A.  la;  Riesser  S.  17  A.  3 
unter  Nr.  3;  Staub  S.  1842;  Wolff,  M.  Iherings  Jahrb.  S.  201.  —  A.  M. 
Dorn  S.  35. 

10  Schon  hieraus  ergibt  sich,  daß  die  Annahme  von  Mitbesitz  im 
allgemeinen  nicht  richtig  ist. 

11  Düringer  B.  A.  S.  69  erreicht  dies,  indem  er  die  Bank  den  Besitz- 
willen beibehalten  läßt. 
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vermutet,  daß  das  Pfand  dem  Kunden  von  dem  Pfandgläubiger, 
der  Bank,  zurückgegeben  worden  sei,  wenn  sich  das  Pfand 
im  Besitze  des  ersteren  befindet,  und  Regelsberger12  macht 
mit  Recht  auf  die  SS  936,  935  Abs.  2  aufmerksam,  wonach 
das  Pfandrecht,  wenn  es  sich  um  Geld  und  Inhaberpapiere 
handelt,  mit  der  Veräußerung  an  einen  gutgläubigen  Dritten 
erlischt. 

In  der  Praxis  kommt  eine  Verpfändung  an  die  Bank  zwar 
vor,  besonders,  wenn  der  Kunde  einen  Vorschuß  haben  will, 
aber  nur  gegen  die  Uebergabe  der  verpfändeten  Sachen,  „nicht 
gegen  den  verschlossenen  Kasten  mit  angeblichem  Inhalt.4  13 
Was  der  Kunde  einem  Dritten  gegenüber  mit  dem  Inhalte 
anfängt,  ist  für  die  Bank  ohne  jedes  Interesse,  da  sie  keine 
Kenntnis  des  Inhalts  hat  und  ihr  der  Inhalt  nicht  in  Ver- 
wahrung gegeben  ist. 

Die  allgemeinen  Geschäftsbedingungen  der  Banken  enthalten 
häufig  die  Bestimmung,  daß  der  Bank  an  Wertpapieren  und 
Wertsachen  anderer  Art,  die  in  ihren  Besitz  gelangen,  ein 
Pfandrecht  zusteht.  Hancke14  und  Wimmer,1*  der  dies  aus 
$  1206  schließt,  beziehen  dieses  Pfandrecht  auch  auf  den 
Fachinhalt.  Düringer16  dagegen  hält  es  für  eine  Auslegungs- 
frage im  einzelnen  Falle.  Die  Frage  werde  dann  zu  verneinen 
sein,  wenn  dem  Bankier  von  dem  Inhalte  keine  Mitteilung 
gemacht  sei  und  der  Kunde  über  dasselbe  frei  verfügen  könne. 
Gumbel17  verneint  mit  Recht  ein  Pfandrecht  der  Bank,  da  in 
den  Bestimmungen  die  in  den  Fächern  befindlichen  Sachen 
nicht  gemeint  seien,  und  weil  die  Banken  das  Verhältnis  als 
Miete  auffassen;  ich  halte  schon  auf  Grund  des  Alleinbesitzes 
des  Kunden  eine  Ausdehnung  des  in  den  allgemeinen  Geschäfts- 
bedingungen erwähnten  Pfandrechts  auf  den  Inhalt  der  Schrank- 
fächer nicht  für  zulässig. 

12  Seite  6. 

13  So  ein  Brief  einer  Hamburger  Bank. 

14  Seite  389. 

15  Seite  46. 

16  Achnlich  Düringer-Hachenburg  S.  497   und  Dorn  S.  36,  die  das 
Pfandrecht  nur  auf  offene  Depots  beziehen. 

17  Seite  37. 
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5.  Abschnitt 

Die  Zwangsvollstreckung 
in  den  Fachinhalt 

Einleitung 

Die  für  das  praktische  Leben  wichtigste  Frage  beim  Stahl- 
kammerfachvertrag ist  die,  wie  die  Zwangsvollstreckung  in  den 
Inhalt  der  Fächer  zu  erfolgen  hat.  Diese  sehr  bestrittene 
Materie,  welche  im  Jahre  1895  schon  das  Reichsgericht1  be- 
schäftigte, hat  zwar  in  der  Theorie  eine  als  herrschend  zu 
bezeichnende  Meinung  gefunden,  ist  aber  in  der  Praxis  bis 
zum  heutigen  Tage  noch  unaufgeklärt. 

Auf  drei  Wegen  versucht  man  die  Zwangsvollstreckung  in 
den  Safeinhalt  durchzuführen:  einmal  durch  eine  einfache 
Mobiliarpfändung,  weiter  durch  eine  Pfändung  des  Anspruchs 
auf  Herausgabe  gegen  die  Bank  und  schließlich  durch  Pfändung 
des  Anspruchs  des  Kunden  auf  Mitwirkung  der  Bank  bei  der 
Oeffhung  des  Fachs.  Den  letzten  Weg  halte  ich  mit  der 
herrschenden  Meinung  für  den  allein  richtigen. 

Sl 

Ablehnung  einer  einfachen  Mobiliarpfändung 

Ich  habe  den  Safevertrag  als  Mietvertrag  ausgelegt  und 
Alleinbesitz  des  Kunden  am  Fachinhalt  angenommen.  Da  der 
Inhalt  aus  körperlichen  Sachen  besteht,  so  liegt  es  am  nächsten, 
daß  der  Gerichtsvollzieher  die  Sachen  gemäß  $  808  Z.  P.  O. 
in  Besitz  nimmt,  wobei  ich  nach  der  herrschenden  Meinung1 


1  Entscheidung  vom  10.  7.  1895  bei  Bolze  S.  210  Nr.  424,  in  der 
juristischen  Wochenschrift  1895,  S.  399",  im  Sächsischen  Archiv  S.  586  f. 
unter  Nr.  6. 

1  Gaupp-Stein  2.  Bd.  S.  567  II  zu  $  808;  Goldmann-Lilienthal  2.  Bd. 

1.  Abt.  S.  3;  Kleinfeller  S.  636  unter  2;  Neukamp  S.  780  unter  2a  zu 
$  808;  Petersen-Anger  2.  Bd.  S.  457  1 1  zu  $  808;  Reincke  S.  672  zu  $  808; 
Schmidt  S.  937;  Seuffert  2.  Bd.  S.  462,  2a  zu  $  808;  Struckmann-Koch 

2.  Bd.  S.  204,  2  zu  $  808;  Sydow-Busch  S.  728  A.  1  zu  $  808;  Weismann 
2.  Bd.  S.  127  unter  4. 

6* 
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voraussetze,  daß  der  im  $  808  Z.  P.  O.  erwähnte  dem  B.  G.  B. 
fremde  Ausdruck  „Gewahrsam0  dieselbe  Bedeutung  hat  wie 
tatsächliche  Gewalt  über  eine  Sache,  d.  h.  wie  der  Ausdruck 
Besitz  im  B.  G.  B.  ($  854).  Dieser  Inbesitznahme  durch  den 
Gerichtsvollzieher  stände  nichts  im  Wege,  wenn  nur  der 
Kunde  den  Verschluß  zum  Fach  hätte;  denn  dann  könnte  die 
Oeffnung  rechtmäßig  gemäß  $$  758  f.  erfolgen.  Aber,  wie 
feststeht,  hat  die  Bank  den  Mitverschluß  zum  Safe.  Sie  darf 
und  muß  bei  der  Oeffnung  nur  mitwirken,  wenn  sie  der  Kunde 
verlangt.  Eine  freiwillige  Mitwirkung  seitens  der  Bank5  dem 
Gerichtsvollzieher  gegenüber  würde  also  eine  zum  Schadens- 
ersatz verpflichtende  Vertragsverletzung  bedeuten.3  Hiernach 
würde  der  Gerichtsvollzieher  ungesetzlich  handeln,  wenn  er 
von  der  Bank  ohne  weiteres  die  vertragswidrige  Mitwirkung 
bei  der  Oeffnung  verlangen  oder  eine  den  Mitverschluß  der 
Bank  verletzende  gewaltsame  Oeffnung  vornehmen  würde. 
Zu  demselben  Resultat  müssen  auch  die  Anhänger  der  Mit- 
besitztheorie kommen,  da  die  Bank  die  gemäß  $  809  Z.  P.  O. 
verlangte  Zusage  nicht  geben  darf,  um  nicht  vertragsbrüchig 
zu  werden,  und  der  Gerichtsvollzieher  den  Mitgewahrsam  der 
Bank  beachten  muß.  Eine  einfache  Mobiliarpfändung  vorzu- 
nehmen, ist  daher  als  unzulässig  zu  verwerfen.4 

Regelsberger5  läßt   die   Pfändung   rechtsgültig   durch    An- 
legung eines  Siegels  am  Schrankfach  geschehen,  wobei  nach 


2  Cohn  S.  250  f.  behandelt  diesen  Fall  ausfuhrlich ;  er  läßt  gewalt- 
same Oeffnung  vornehmen,  wenn  der  Kunde  seinen  Schlüssel  nicht 
hergeben  will. 

3  Ebenso  Bondi  Sachs.  A.  S.  10,  bei  Holdheim  S.  174;  Exner  S.  :U; 
Pricken  S.  299. 

4  Ebenso  Exner  S.  34;  Cohn  S.  251,  253;  Gaupp-Stein  ±  Bd. 
S.  568  115  zu  $  808;  Gumbel  S.  38;  Pinner  S.  65  f.;  ferner  die  Ent- 
scheidung des  Reichsgerichts  vom  12.  Juli  1893  bei  Lisiecki-Drewes 
S.  166.  —  A.  M.:  Dorn  S.39  für  den  Fall,  daß  der  Kunde  Alleinbesiß 
hat;  Heinrici  S.  820  f.;  830  f.;  833  f.;  Hertel  S.  56,  der  die  Bank  für 
verpflichtet  hält,  dem  Gerichtsvollzieher  das  Schrankfach  zu  öffnen. 
Wimmer  S.  50;  Heinrici  sagt  insbesondere,  die  Bank  solle  nicht  die 
Hand  dazu  bieten,  dem  Gläubiger  seine  Rechte  zu  verkümmern. 

5  S.  7;  ebenso  z.  B.  Leven  S.  253. 
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ihm  höchstens  ein  ästhetisches  Interesse  in  Betracht  kommt. 
Dies  kann  ich  nicht  anerkennen,  denn  abgesehen  davon,  daß 
die  Bank  die  Anlegung  von  Siegeln  an  den  in  ihrem  Eigentum 
stehenden  Fächern  nicht  dulden  würde,  fehlen  m.  E.  die  gesetz- 
lichen Voraussetzungen  zu  solchem  Vorgehen.  Einmal  besteht 
der  Fachinhalt  durchweg  nur  aus  Geld,  Kostbarkeiten,  Wert- 
papieren usw.,  die  der  Gerichtsvollzieher  nicht  im  Gewahrsam 
des  Schuldners  belassen  darf.  Andererseits  weiß  der  Gerichts- 
vollzieher garnicht,  was  sich  im  Fach  befindet;  er  kann  daher 
keine  bestimmten  Maßnahmen  treffen.  Auch  muß  die  Anlegung 
von  Siegeln  am  Pfandgegenstande  selbst  erfolgen,6  und  zwar 
so,  daß  ein  Dritter  die  Siegel  bei  gewöhnlicher  Aufmerksam- 
keit entdecken  kann.7  $  808  Abs.  2  Z.  P.  O.  Die  Anlegung 
eines  Siegels  zum  Zeichen  der  Pfändung  bestimmter  im  Fach 
liegender  Gegenstände  ist  daher  gesetzlich  unzulässig.9  Man 
darf  aber  nicht  die  Ansicht  Heinricis9  teilen,  der  mit  einer 
Ablehnung  einer  einfachen  Mobiliarpfändung  die  Zwangsvoll- 
streckung aufhören  läßt  und  dem  Gläubiger  nur  einen  Schadens- 
ersatzanspruch gemäß  $  823  B.  G.  B.  gibt,  wenn  die  Bank 
vorsätzlich  oder  fahrlässig  die  Oeffnung  unberechtigt  ver- 
weigert. Es  muß  Mittel  und  Wege  geben,  um  sich  in  den 
Besitz  des  Inhalts  der  Fächer  setzen  zu  können. 


6  Gaupp-Stein  2.  Bd.  S.  5*>8  III  zu  $  80ü;  Seuffert  2.  Bd.  S.  4642  c 
zu  S  M)8,  der  ausdrücklich  sagt:  „Auch  durch  Anlegung  von  Siegeln 
an  uneröffneten  Räumen  oder  Behältnissen  erlangt  der  Gerichtsvoll- 
zieher nicht  die  tatsächliche  Gewalt  über  die  darin  befindlichen  Sachen"; 
Struckmann-Koch  2.  Bd.  S.  2<>5  zu  S  HDK. 

7  Petersen-Anger  2.  Bd.  S.  4*0  unter  II  zu  $$  808,  8W. 

S  Ebenso  Cohn  S.253;  Exner  S.  81;  Gaupp-Stein  2.  Bd.  S.  5(58  III 
zu  $  808,  auf  die  Schrankfächer  verweisend;  Seuffert  2.  Bd.  S.  4<>32  d  zu 
5  808:  «Keinesfalls  können  die  in  dem  Fache  befindlichen  Sachen  ohne 
Oeffnung  des  Verschlusses  durch  Anlegung  eines  Siegels  gepfändet 
werden.** 

!>  S.  8«'i5  f. 
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$2 

Ablehnung  der  Pfändung  des  Anspruchs 

auf  Herausgabe 

Vollkommen  unrichtig  ist  die  Auffassung,  daß  ein  Heraus- 
gabeanspruch des  Kunden  gegen   die   Bank,  $  846  Z.  P.  0., 
gepfändet    und    dem    Gläubiger    zur    Einziehung    überwiesen 
werden  müsse;1  denn  ein  solcher  Herausgabeanspruch  ist  nicht 
vorhanden.     Der  Kunde   hat  seine   Sachen    selbst    ins   Ficfa 
gelegt,  'und  wie  ich  erörtert  habe,   ist  dies  keine  Uebergabe 
im  Sinne  des  $  688  B.  G.  B.   Der  Bank  ist  nichts  übergeben; 
sie  kann  daher  auch  nichts  herausgeben.    Der  Kunde  nimmt 
seine  Sachen  selbst   aus  dem  Fach   heraus,   wobei   die  Bank 
zur  größeren  Kontrolle  nur  bei  der  Oeffnung  mitzuwirken  bit. 
Aber  selbst,  wenn  man  einen  Herausgabeanspruch  „konstruiert* 
hat,   so  ist   es   dem  Bankier  tatsächlich   unmöglich,    die  ihm 
„übergebenen"  Sachen    herauszugeben.     Denn    er   hat  außer 
dem   praktisch    nie    ausgeübten    Kontrollrecht    vertragsmäßig 
überhaupt  kein  Einwirkungsrecht  auf  den  Inhalt  und  hat  alles 
zu   unterlassen,    was   einen   Eingriff  in  den  Inhalt   bedeuten 
würde.     Die  Bank   weiß  auch  nicht,   was  und  ob   sich  etwas 
im  Fache  befindet,  und  im  Sinne  des  Safegeschäfts  fehlt  ihr 
jedes  Interesse,  den  Inhalt  zu  kennen.   Ihre  Tätigkeit  erschöpft 
sich  voll  und  ganz  in  der  Ausübung  der  Kontrollpflichten. 

Pinner*  modifiziert   den   Herausgabeanspruch.     Nach   ihm 
ist  die  Bank  verpflichtet  zu  dulden,  daß  der  Mieter  die  ihm 


1  Diese  unrichtige  Ansicht  wird  vertreten  von :  Cohn  S.  254  f. 
(dinglicher  Anspruch  auf  Herausgabe);  Dorn  S.  31,  der  auch  von  einem 
dinglichen  Anspruch  auf  Herausgabe  gemäß  $  985  B.  G.  B.  spricht, 
dem  aber  die  Einrede  aus  $  986  entgegenstehe;  Düringer  B.  A.  S.  •*; 
Düringer-Hachenburg  S.  497;  Gumbel  S.  11,  38  f.;  Petersen- Anger 
Z.  P.O.  2.  Bd.  S.  459  unter  2  zu  $  808;  aber  S.  559  unter  e  zu  5  Kü: 
Pinner  S.  66;  Seuffert  2.  Bd.  S.  463;  2d  zu  $  808:  „Das  ist  für  die 
Praxis  unbequem,  dürfte  aber  nicht  wohl  anders  zu  machen  sein"; 
Wettstein  S.  83,  114;  ferner  die  unteren  Instanzen,  die  sich  mit  der 
Materie  beschäftigt  haben;  vgl.  Lisiecki-Drewes  S.  166  (Urteil  vom 
12.  Juli  1893). 

2  Seite  66. 
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eigentümlich  gehörigen  Sachen  herausnehme;  der  Kunde  habe, 
wenn  die  Bank  sich  weigere,  die  Vindikation,  und  dieser 
Anspruch  auf  Herausgabe  der  im  Mitgewahrsam  befindlichen 
Gegenstände  sei  pfändbar.  Schon  die  Grundlage  Pinners 
ist  falsch;  denn  das  Dulden  trifft  m.  E.  nicht  die  Pflicht  der 
Bank,  bei  der  Oeffnung  mitzuwirken. 

Aus  allem  ist  zu  ersehen,  daß  von  einem  Anspruch  auf 
Herausgabe  unmöglich  geredet,  also  auch  die  Pfändung  solches 
nicht  bestehenden  Anspruchs  nicht  vorgenommen  werden  kann.s 
Auf  diesem  Standpunkt  stehen  auch  zwei  Kammergerichts- 
urteile4 und  das  erwähnte  Urteil  des  Reichsgerichts.5  Es  muß 
daher  ein  anderes  Mittel  gefunden  werden,  um  zum  Ziele 
zu  kommen. 

S3 

Annahme  der  Pfändung  des  Anspruchs  auf 

Zulassung  zum  Fach  und  auf  Mitwirkung 

bei  der  Oeffnung  desselben 

Um  eine  Zwangsvollstreckung  in  den  Fachinhalt  korrekt 
durchzuführen,  muß  man  auf  die  dem  Safevertrag  eigentüm- 
lichen Rechte  des  Kunden  zurückgreifen.  Dies  tun  die 
erwähnten  Urteile  des  Kammergerichts  und  des  Reichsgerichts. 
Das  Sächsische  Archiv1  berichtet  z.  B.  über  die  Entscheidung 
des  Reichsgerichts:  „Unter  den  Parteien  ist  nicht  streitig,  daß 
zwischen  der  Klägerin  und  der  B.  kein  anderes  Rechtsver- 
hältnis besteht  als  dasjenige,  welches  durch  den  Vertraf  über 
die  Benutzung  eines  Schrankfachs  begründet  ist.  Nach  diesem 
Rechtsverhältnis  ist  die  Klägerin  verpflichtet,  der  B.  die  Be- 
nutzung des  überlassenen  Schrankfachs  zur  Aufbewahrung  von 

3  So  die  Anhänger  der  Mitwirkungstheorie;  für  alle:  Bondi,  Sachs. 
A.  S.  9  f.;  Exner  S.  35;  Gaupp-Stein  2.  Bd.  S.  680  II  8  zu  $  857;  Marcus 
S.  255 ;  Regelsberger  S.  5,  6. 

4  vom  24. 1. 1894  bei  Holdheim  3.  Jahrg.  S.  105  Nr.  6  und  vom 
tf.  2. 1895  bei  Pinner  S.  65. 

5  Vgl.  A.  1  auf  S.  83. 

1  Bd.  5  S.  586  f.  unter  Nr.  6. 
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Gegenständen  zu  gestatten,  sie  ist  verpflichtet,  soweit  es  von 
ihr  abhängt,  der  B.  das  Schrankfach  zugänglich  zu  machen 
und  muß  es  dulden,  daß  diese  über  den  etwaigen  Inhalt  des 
Fachs  nach  ihrem  Belieben  verfügt.  Hierauf  hat  die  B.  einen 
Anspruch;  sie  hat  aber  keine  Forderung  auf  Herausgabe  in- 
vertrauter  Gegenstände." 

Hiermit  hat  das  Reichsgericht  den  richtigen  Weg  gezeigt: 
der  Kunde  hat'einen  Anspruch  auf  Benutzung  des  Fachs,  und 
zu  diesem  Zweck  hat  die  Bank  dem  Kunden  das  Fach  zu- 
gänglich zu  machen,  was  in  der  Weise  erfolgt,  daß  sie  bei 
der  Oeffnung  des  Fachs  mitwirkt.  Das  Prozeßgericht  hat 
daher  den  Anspruch  des  Kunden  auf  Zulassung  zum  Fach 
und  auf  Mitwirkung  bei  der  Oeffnung  desselben  zu  pfänden, 
allerdings  in  den  durch  die  Bestimmungen  gezogenen  Schranken, 
d.  h.  unter  Beobachtung  der  Legitimationsvorschriften,  Vor- 
zeigen der  richtigen  Schlüssel  usw.8  Trotzdem  der  Safevertrag 
höchst  persönlich  ist,  $  851  Z.  P.  O.,  ist  das  Recht  auf  Mit- 
wirkung bei  der  Oeffnung  des  Fachs  im  Sinne  des  $  857 
Abs.  3  Z.  P.  O.  übertragbar,3  also  pfändbar,  da  die  Ausübung 
dieses  Rechts  einem  Anderen,  z.  B.  im  Wege  der  „Bevoll- 
mächtigung", überlassen  werden  kann.4 


2  Ebenso  Adler  S.  35;  Bondi,  Sachs.  A.  S.  13;  bei  Holdheim  S.  175; 
Cohn  S.  256  neben  dem  dinglichen  Anspruch  auf  Herausgabe;  Exner 
S.  37:  „Die  Ausübung  aller  dieser  Rechte-;  Gaupp-Stein  2.  Bd.  S.  »>U 
unter  I  zu  $  846;  ferner  S.  568  II  5  zu  $  808;  ferner  S.  680  II  «  zu 
$  857;  Marcus  S.  255:  „Pfändbar  ist  das  ius  tollendi  des  Mieters  und 
der  Anspruch  der  Duldung  der  Ausübung  desselben  gegen  die  Bank*; 
Petschek  S.  39  A.  63;  Petersen  -  Anger  S.  559  unter  e  zu  $  NM; 
Pricken  S.  298;  Regelsberger  S.  6;  Riesser  S.  17  A.  3  Nr.  5:  .Anspruch 
auf  Herausnahme  des  Depots";  Staub  S.  1842,  Excurs  zu  $  424;  „einen 
Anspruch  auf  Mitwirkung  bei  der  von  ihm  selbst  zu  bewirkenden 
Rücknahme";  Wimmer  S.  50  f. 

3  Ebenso  Adler  S.  35 ;  Cohn  S.  256  kommt  ohne  Bezugnahme  auf 
$  857  Abs.  3  zur  Ansicht,  daß  der  Anspruch  nicht  höchst  persönlich 
sei;  a.  M.  Heinrici  S.  827,  833. 

4  So  auch  Bondi,  Sachs.  A.  S.  13;  Holdmann  S.  174;  Exner  S.  ^ 
Dorn  S.  37  f.  und  Gumbel  S.  39  halten  auf  Grund  des  Anspruchs  auf 
Herausgabe  $  851  Abs.  2  Z.  P.  O.  für  anwendbar  und  erreichen  auf 
diesem  Wege  die  Pfändbarkeit. 
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Der  Anspruch  des  Kunden  auf  Mitwirkung  bei  der  Oeffnung 
ist  ein  Vermögensrecht,5  da  er  einen  Geldwert  hat  und  eine 
Weigerung  der  Mitwirkung  eine  Vermögensschädigung  hervor- 
rufen kann.  Deshalb  findet  $  857  Z.  P.  O.  (Zwangsvoll- 
streckung in  andere  Vermögensrechte)  auf  den  Safevertrag 
Anwendung.  In  diesem  Sinne  hat  das  Vollstreckungsgericht 
($  828  Z.  P.  O.)  gemäß  den  SS  857,  829  der  Bank  als  Dritt- 
schuldnerin zu  verbieten,  den  Kunden  als  Schuldner  ans  Fach 
zuzulassen  und  bei  der  Oeffnung  desselben  mitzuwirken; 
zugleich  hat  das  Gericht  an  den  Kunden  das  Gebot  zu  erlassen, 
sich  jeder  Verfügung  über  seine  Rechte  zu  enthalten.  Dieser 
Beschluß  ist  sowohl  der  Bank  wie  dem  Kunden  zuzustellen. 
$  929  Abs.  2  Z.  P.  O.  Mit  dieser  Pfändung  hat  die  Ueber- 
weisung  der  Rechte  des  Kunden  zur  Einziehung  auf  Grund 
eines  Ueberweisungsbeschlusses  Hand  in  Hand  zu  gehen. 
Praktisch  ist  der  Pfändungs-  und  Ueberweisungsbeschluß  in 
einer  Urkunde  vereinigt,  sodaß  mit  der  Zustellung  an  den 
Kunden  sowohl  die  Pfändung  wie  die  Ueberweisung  erfolgt 
ist.  SS  829  Abs.  3,  835  Abs.  3  Z.  P.  O.«  Wenn  Boudi7  vor- 
schlägt, gemäß  S  857  Abs.  4  Z.  P.  O.  einen  Verwalter  ein- 
zusetzen, „der  fortan  an  Stelle  des  Kunden  berechtigt  sein 
soll,  diese  Rechte  der  Bank  gegenüber  auszuüben"1,  und  praktisch 
den  Gerichtsvollzieher,  $  847  Z.  P.  O.,  dafür  bestimmt,  so  halte 
ich  dies  einmal  für  ungesetzlich,  da  hier  nicht  ein  Nutzungs- 

5  Derselben  Ansicht  Adler  S.  3f>:  „Gerade  für  dieses  Recht  zahlt 
der  Kunde  seine  Vergütung  und  die  Verweigerung  oder  Vernach- 
lässigung dieses  Rechts  bedeutet  für  ihn  möglicherweise  eine  Ver- 
mögensschädigung";  Bondi,  Sachs.  A.  S.  13;  Cohn  S.  257:  denn  durch 
die  Ausübung  erlange  der  Gläubiger  direkt  die  in  der  Stahlkammer 
liegenden  Wertpapiere;  Exner  S.  :M>;  Gaupp-Stein  2.  Bd.  S.  672  I  2  zu 
§  *57  und  S.  MO  II  8  zu  §  m;>7;  Marcus  S.  Äw;   Pricken  S.  ÄW:  denn 

der  Anspruch  des  Kunden  habe einen  Vermögenswert;  Petersen- 

Anger  S.  555  unter  2  zu  $  H57;  Seuffert  2.  Bd.  S.  535  unter  1  zu  $  H57. 
A.  M.  Gumbel  S.  40;  Hcinrici  S.  »27;  Pinner  S.  r>ii:  Es  könne  nicht  ein 
Recht  verstanden  werden,  das  nur  die  rein  tatsächliche  Befugnis  gebe, 
Zulassung  in  einen  Raum  zu  verlangen. 

t>  Vgl.  den  Pfändungs-  und  Ueberweisungsbeschluß  bei  Cohn  S.  257. 

7  Sachs.  A.  S.  13;  Holdheim  S.  174  f. 
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recht,  sondern  lediglich  das  Recht  auf  Mitwirkung  zur  Er- 
langung des  Fachinhalts  gepfändet  wird;  andererseits  ist 
mit  der  Inbesitznahme  des  Inhalts  die  Zwangsvollstreckung 
erschöpft/ 

Mit  der  Ueberweisung  des  Anspruchs  hat  der  Gläubiger 
voll  und  ganz  die  Stellung  des  Kunden  erlangt.  Auf  Grund 
des  Ueberweisungsbeschlusses  hat  daher  der  Kunde  die 
Schlüssel  zum  Fach  dem  Gläubiger  herauszugeben.  Falsch 
ist  die  Ansicht  Exners*  und  Gumbels,1"  die  den  Kunden  schon 
auf  Grund  einer  einfachen  Mobiliarpfändung  zur  Herausgabe 
der  Schlüssel  verpflichtet  halten,  da  dies  dem  Wortlaut  des 
$  758  Z.  P.  O.  widerspricht  Der  Gerichtsvollzieher  bedarf 
hiernach  nicht  der  Schlüssel  des  Schuldners  zur  Vollstreckung. 
Ueberflüssig  ist  ferner  das  Verfahren  Bondis,11  Cohns,1' 
Marcus'18  und  Wimmers,14  die  die  Herausgabepflicht  der 
Schlüssel  auf  $  836  Abs.  3  Z.  P.  O.  stützen,  indem  sie  die 
Schlüssel  für  „über  die  Forderung  vorhandenen  Urkunden* 
halten.15  Es  genügt  zur  Herausgabe  einzig  und  allein  der  den 
Gläubiger  in  die  Kundenstellung  versetzende  Ueberweisungs- 
beschluß,  sodaß  auch  eine  Ergänzung  desselben  dahin,  daß 
der  Kunde  verpflichtet  sei,  seine  Schlüssel  zur  Stahlkammer 
dem  Gläubiger  herauszugeben,  wie  es  Cohn  empfiehlt,  voll- 
kommen unnötig  ist. 

Der  Gerichtsvollzieher  hat  dem  Kunden  gemäß  $  883 
Z.  P.  O.  die  Schlüssel  wegzunehmen,  wobei  ihm  die  in  den 
SS  758,  759  Z.  P.  O.  gegebenen  Mittel  zustehen.    Werden  die 

8  Ebenso  Cohn  S.  257;  Exner  S.  37  f.;  Marcus  S.  255;  Prickcti 
S.  298;  Wimmer  S.  52;  Cohn  kommt  zu  demselben  Resultat,  weil  der 
„Gegenstand  des  Anspruchs"  —  die  Oeffnung  —  als  Nebenleistung 
des  Mietvertrages  pfandbar  sei.    SS  399,  851  Z.  P.  O. 

9  Seite  30. 

10  Seite  40  f. 

11  Sachs.  A.  S.  13  f.;  Holdheim  S.  175. 

12  Seite  259  f. 

13  Seite  255. 

14  Seite  51. 

15  Gumbel  S.  40  f.  hält  den  Weg  des  S  «36  Abs.  3  Z.  P.  O.  „weder 
gangbar  noch  notwendig"  und  stützt  dies  auf  den  $  952  B.  G.  B. 
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Schlüssel  nicht  vorgefunden,  so  ist  der  Kunde  verpflichtet, 
auf  Antrag  des  Gläubigers  gemäß  $  883  Abs.  2  den  Offen- 
barungseid zu  leisten 

daß  er  die  Schlüssel  nicht  besitze,  auch  nicht  wisse,  wo 

sie  sich  befinden.16 
Erlangt  der  Gerichtsvollzieher  auch  hierdurch  nicht  die 
Schlüssel,  so  müssen  dieselben  als  verloren  gelten.  Jetzt  kann 
der  Gläubiger  gemäß  den  „Bestimmungen*  auf  Grund  einer 
Verständigung  mit  der  Bank  die  gewaltsame  Oeffnung  und 
Anfertigung  neuer  Schlüssel  verlangen.17  Ist  der  Gerichts- 
vollzieher in  den  Besitz  der  Schlüssel  gelangt,  so  kann  er, 
ausgerüstet  mit  dem  Pfändungs-  und  Ueberweisungsbeschluß, 
die  Oeffnung  des  Faches  verlangen.  Verweigert  die  Bank 
auch  jetzt  noch  die  Mitwirkung  bei  der  Oeffnung,  so  kann 
der  Gläubiger  auf  diese  Mitwirkung  klagen,  wobei  gemäß 
$  841  Z.  P.  O.  dem  Kunden  der  Streit  zu  verkünden  ist.  Da 
die  Mitwirkung  der  Bank  eine  Handlung  ist,  deren  Vornahme 
durch  einen  Dritten  erfolgen  kann,  so  ist  der  Gläubiger  gemäß 
$  887  Z.  P.  O.  vom  Prozeßgericht  zu  ermächtigen,  auf  Kosten 
der  Bank  die  Oeffnung  vornehmen  zu  lassen.18  Ist  das  Fach 
geöffnet,  so  steht  einer  Herausnahme  der  Sachen  durch  den 
Gerichtsvollzieher  nichts  mehr  im  Wege. 

Eine  letzte  Schwierigkeit  entsteht,  wenn  sich  dem  Pfand- 
recht des  Gläubigers  das  gesetzliche  Pfandrecht  der  Bank 
gegenüberstellt.19   Hat  die  Bank   schon  Besitz  am  Fachinhalt 

16  Gumbel  S.  42  hält  dies  nicht  für  möglich,  weil  er  keine  Pflicht 
zur  Herausgabe  annimmt.  Dagegen  meint  er,  daß  der  Gläubiger  von 
der  Bank  verlangen  könne,  daß  die  Sachlage  so  angesehen  werde,  als 
wenn  der  Kunde  die  Schlüssel  verloren  habe. 

17  Zur  selben  Ansicht  kommt  Cohn  S.  202  und  dessen  Litteratur. 

18  Ebenso  Bondi  Sachs.  A.  S.  14;  Holdheim  S.  175;  Cohn  S.  201; 
Exner  S.  .**«;  Pricken  S.  2iW;  Wimmer  S.  52. 

1!>  Vgl.  Gumbel  S.  44  f.,  der  die  Bank  einwendungsweise  vorgehen 
läßt,  selbst  dann,  wenn  ihre  Gegenforderung  erst  nach  erfolgter  Pfändung 
entsteht,  und  zwar  irriger  Weise  auf  Grund  des  $  4()4  B.  G.  B.,  da 
m.  E.  von  einer  Abtretung  einer  Forderung  nicht  die  Rede  sein  kann. 
Brückner  im  Recht  UH)H  S.  376  erhebt  gegen  die  Ansicht  Gumbels 
mit  Recht  Bedenken. 
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erhalten,  so  steht  ihr  die  Exekutionsinterventionsklage  des 
$  771  Z.  P.  O.  zu,  da  sie  an  dem  Gegenstande  der  Zwangs- 
vollstreckung ein  die  Veräußerung  hinderndes  Recht  hat.*0 
Hat  sich  die  Bank  aber  noch  nicht  in  den  Besitz  des  Inhalts 
gesetzt,  so  kann  sie  gemäß  $  805  Z.  P.  O.  der  Pfändung  nicht 
widersprechen,  sondern  ist  lediglich  berechtigt,  eine  Klage  auf 
vorzugsweise  Befriedigung  aus  dem  Erlöse  anzustrengen.21 
Gegen  diese  Klage  kann  der  Pfandgläubiger  nur  einwenden, 
daß  die  nicht  gepfändeten  Sachen  der  Bank  zur  Sicherung 
offenbar  ausreichen.     $  560  Satz  2  B.  G.  B. 

In  Frankreich  ist  bezüglich  der  Zwangsvollstreckung  be- 
stritten, ob  sie  durch  saisie-arr£t  oder  durch  saisie-ex6cution 
zu  erfolgen  habe.  Die  letztere  Art  ist  herrschend  geworden, 
besonders  aus  dem  Grunde,  weil  die  Bank  nicht  als  Dritter 
im  Sinne  des  Art.  557  C.  pr.  civ.  betrachtet  wird,1*  und 
„puisqu'il  s'agit  de  mettre  sous  la  main  de  justice  des  objets 
mobiliers  appartenant  au  däbiteur".**  Die  Oeffnung  des  im 
Alleinverschlusse  des  Kunden  befindlichen  Fachs  ist  in  Frank- 
reich stets  eine  gewaltsame,  da  selbst,  wenn  der  Gerichts- 
vollzieher den  Schlüssel  erhalten  hat,  nur  der  Kunde  die 
Kombination  kennt  und  diese  natürlicherweise  nicht  offenbart.14 

Aus  der  Praxis: 

Im  praktischen  Leben  lassen  sich  die  Banken  auf  eine 
einfache  Mobiliarpfändung  nicht  ein.  Dies  schließe  ich  einmal 
aus    der  Stellungnahme    der  oberen  Instanzen   zur  Pfändung 


20  Vgl.  Gaupp-Stein  2.  Bd.  S.  494  IIb  zu  $  771. 

21  Derselben  Ansicht  Gaupp-Stein  2.  Bd.  S.  494  II  a  zu  $  771  und 
S.  559  I  a  zu  $  805 ;  vgl.  Seuffert  2.  Bd.  S.  45(5,  1  b  a  zu  $  WK>.  —  A.  M. 
Bondi  S.  13  i.  Sachs.  A.,  Exner  S.  38  und  Heinrici  S.  834,  wonach  der 
Gläubiger  die  Bank  erst  befriedigen  muß,  und  Marcus  S.  25ö  (Mitbesim 

22  So  die  bei  Huber  S.  106  f.  zitierten  französischen  Entscheidungen; 
Leven  S.  253. 

23  So  Valery  28,  416;  ebenso  Leven  S.  253;  Schatz  S.  l>: 
Torquebiau  S.  151. 

24  Leven  S.  253;  Torquebiau  S.  152. 
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des  unrichtigen  Anspruchs  auf  Herausgabe  gegen  die  Bank;" 
denn  sonst  wäre  dieser  Anspruch  garnicht  entstanden.  Anderer- 
seits  entnehme  ich  es  zwei  Briefen  Hamburger  Banken,16 
die  von  «Gerichtsbefehl,  niemand  an  die  Kassette  heranzu- 
lassen" und  von  einer  „Pfändung  ....  nur  auf  amtsrichter- 
liche Verfügung41  sprechen.  Eine  Anlegung  von  Siegeln  ans 
Schrankfach  duldet  die  Bank  „schon  aus  dem  Grunde  nicht, 
weil  es  sich  bei  den  Schränken  doch  um  das  Eigentum  der 
Bank  handelt. ",7 

Trotzdem  wird  in  der  Praxis  auf  Grund  einer  einfachen 
Mobiliarpfändung  gemäß  $  809  Z.  P.  O.  vorgegangen,  wobei 
aber  feststeht,  daß  die  Bank  die  notwendige  Zusage  verweigert. 
Diese  Art  der  Pfändung,  die  in  der  Praxis  allein  ausgeübt 
wird,  hat  also  überhaupt  keinen  positiven  Wert.  Im  übrigen 
besteht  bis  jetzt  kein  einheitliches  Verfahren,  um  den  Fach- 
inhalt zu  erlangen.*8  Empfehlenswert  wäre,  den  Anspruch  auf 
Zulassung  zum  Fach  und  auf  Mitwirkung  durch  die  Bank  zur 
Oeffnung  desselben  im  praktischen  Leben  zu  verwenden. 

Was  die  Häufigkeit  einer  Zwangsvollstreckung  in  den 
Fachinhalt  betrifft,  so  entsinnt  sich  das  Hamburger  Gerichts- 
vollzieheramt höchstens  zweier  Fälle  seit  Bestehen  des  Safe- 
geschäfts; durch  die  Hamburger  Banken  wurde  mir  kein 
Pfändungsfall  bekannt.'9  Daß  solche  Fälle  so  selten  sind,  liegt 
vor  allem  daran,  daß  der  Kundenkreis  der  Banken  sorgfältig 
ausgewählt  ist.  Außerdem  ist  mit  großer  Sicherheit  zu  er- 
warten, daß  eine  Zwangsvollstreckung  erfolglos  verlaufen 
würde,  da  der  Kunde,  bevor  sie  im  Gange  wäre,  seine  Sachen 

25  In  diesem  Falle  ist  es  die  Deutsche  Bank  in  Berlin. 

26  vom  18.  Januar  1SKH)  und  vom  18.  Februar  1909. 

27  Brief  vom  18.  Januar  190*1. 

28  In  diesem  Sinne  lautet  die  Auskunft  des  Hamburger  Gerichts- 
vollzieheramts, welches  Mitbesitz  zwischen  Kunden  und  Bank  annimmt. 
Bei  Alleinbesitz  des  Kunden  würde  nach  Ansicht  dieser  Behörde  eine 
einfache  Mobiliarpfindung  ihren  Zweck  erreichen. 

29  Ein  Brief  vom  19.  Januar  1909  schreibt  ausdrücklich,  daß  eine 
Pfändung  noch  nicht  vorgekommen  und  sich  in  der  Praxis  wohl  kaum 
ereignen  dürfe. 
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aus  dem  Fache  herausgenommen  hätte.30  Trotzdem  darf  man 
aber  der  Zwangsvollstreckungsfrage  ihren  hohen  praktischen 
Wert  nicht  absprechen,  und  für  vorkommende  Fälle  ist  es 
notwendig,  daß  die  Praxis  einen  einheitlichen  richtigen  Stand- 
punkt einnimmt. 

Schluß 

Das  Trachten  der  Menschen  seit  Alters  her,  Wertgegen- 
stände sicher  aufzubewahren,  hat  den  erörterten  Stahlkammer- 
fachvertrag ins  Leben  gerufen.  Wie  notwendig  diese  Einrichtung 
ist,  zeigt  die  gewaltige  Entwicklung  während  der  verhältnis- 
mäßig kurzen  Zeit  ihres  Bestehens.  Damit  der  Vertrag  aber 
seinen  hohen  wirtschaftlichen  Zweck  voll  und  ganz  erfüllen 
kann,  ist  es  notwendig,  daß  die  Banken  ihn  dem  jeweiligen 
Stande  der  Technik  anpassen.  Die  Rechtswissenschaft  aber 
hat  die  Aufgabe,  die  noch  teilweise  bestrittenen  wichtigen 
sich  an  den  Vertrag  knüpfenden  Rechtsfragen  im  Sinne  des 
Verkehrsbedürfnisses  und  der  Volksanschauung  zur  einheit- 
lichen Lösung  zu  bringen.  Diese  Arbeit  soll  ein  Versuch 
sein,  der,  gestützt  auf  übereinstimmende  Resultate  in  Theorie 
und  Praxis,  berufen  ist,  Klarheit  in  diese  vielseitige  Materie 
zu  bringen. 


30  So  die  Ansicht  einiger  Banken. 


/r* 
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